BlfellirdzTe he)" Google 


THE LIBRARY 


cLass 306 
Book VSÖ 








Digitized by Google 


— — 


Zur gefl. Beaditung. 


Die Bände 92, 95 und 97 folgen in etwa 14 Tagen; 
Band 9) wurde am 20. Juni d. J. ausgegeben. 
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Dormwort. 


Der Berein für Eocialpolitif hat fih fchon einmal in den Jahren 
1885 und 86 in feinen Schriften wie auf feiner Generalverjammlung mit 
der Mohnungsfrage beichäftigt (val. Schriften des Vereins Band 30 
und 31). Damals bat er vor allem durd eine Neihe von monographifchen 
_ Darjtellungen das Vorhandenſein einer WMohnungsfrage in Deutjchland 
Jund ihr Weſen fejtgeftelt und die Wege zur Löfung erftmals abgeitedt. 
Als in der Ausſchußſitzung des Vereins im Frühjahr 1899 auf Antrag 
‚ des Unterzeichneten befchloffen wurde, neue Unterfuchungen über die Wohnungs» 
frage anzuftellen, war man ſich allgemein darüber flar, daß es diesmal 
3 nit die Aufgabe fei, anders als durch Fortfegung der „Wohnungs- 
g ftatiftif”, die Eriftenz einer MWohnungsfrage bezw. einer Wohnungsnot zu 
"8 bemeijen, die nur noch die Drganifationen der Hausbefiger bejtreiten — 
fondern vielmehr, alle die vielen und doch noch lange nicht genügenden Ver- 
fuhe, welche in den leßten fünfzehn Jahren in Deutfchland und befonders 
® im Ausland zur Zöfung der Wohnungsfrage gemacht worden find, einmal zu= 
° fammenfafjend zu überjchauen, fie fritifch zu prüfen und daraus detailliertere 
*- Borfchläge für das weitere Vorgehen abzuleiten. 
Der für diefe Unterfuhung gebildete Ausschuß beauftragte eine Sub— 
ẽ tommiſſion, beſtehend aus den Herren Profeſſor Dr. Albrecht (Berlin), Profeſſor 
a Dr. Sombart (Breslau) und mir, mit der Abfafjung des Programms und 
& ver Auswahl der Mitarbeiter, wobei die Sad: und Perfonenfenntnis des 
erſtgenannten dem Verein ausgezeichnete Dienfte leiftete. Im Namen diejer 


‚N 
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VI Vorwort. 


Kommiſſion verſandte der mit der Leitung der Publikation beauftragte 
unterzeichnete Herausgeber folgendes Programm an die Mitarbeiter: 


Unterſuchung über die Wohnungdfrage. 

Der Verein für Socialpolitit hat beichloffen, eine neue Unterſuchung über bie 
Mohnungsfrage zu veranftalten. Sie bezweckt einerfeitö eine umfafjende Darftellung 
aller zur Löfung diefer Frage in den legten Jahrzehnten in Deutſchland, Ofterreid- 
Ungarn und den wichtigften anderen Staaten gemachten Verſuche, verbunden mit 
einer Kritif ihrer Erfolge, und andererjeit3 eine Prüfung der weiterhin zu ergreifenden 
Mafregeln. Beides ift daher von den Bearbeitern der einzelnen Fragen bezw. 
Länder ftet3 ſcharf auseinanderzubalten, fo dab außer ihren fubjeftiv wertvollen 
Anfhauungen über die fünftige MWohnungspolitif vor allem eine objektive Dar- 
ftellung der bisherigen gegeben wird; bei dem fonftigen Ausland (außer Öfter- 
reich) werden fich die Bearbeiter wegen des befchränften, ihnen zur Verfügung 
ftehenden Raumes überhaupt auf leßtere beſchränken müffen. 

Aus den Beratungen des für diefe Unterfuhung eingejegten Sonderausfhufles 
und ber von ihm gewählten Subkommiſſion, beftehend aus den Herren Dr. Albredt- 
Berlin, Dr. €. J. Fuch s-Freiburg i. B. und Dr. W. Sombart-Breslau ift 
folgender Arbeitsplan hervorgegangen: 


A. Deuffches Weich und Öfterreich. 
Einleitung. 

1. Wohnungsftatiftit und Wohnungsenquete (Überblid über die feit 1886 
veröffentlichten Ergebniffe im Anjchluß an Band XXX und XXXI der Schriften 
des Vereins für Socialpolitif). 

2. Die Entwidlung der ftädtifhen Bauthätigfeit und der ftäbtifhen Grund- 
vente (inäbefondere in Berlin und Wien). 


I. Gejegliche und polizeilihe Mafregeln zur Verbefferung der Wohnungs: 
verhältnifle. 

a) Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen (inkl. Sanierung oder Be- 
feitigung ungefunder Quartiere), 

b) Stadterweiterungsplan und deſſen Durhführung (Umlegung und Ent— 
eiqnung), 

c) Bauordnung, 

d) Mietrecht. 


II. Die Mafnahmen zur Erftellung und zur Förderung des Baues gefunder 
und billiger Feiner Wohnungen. 

a) Bau von Heinen Wohnungen durch private Arbeitgeber, Stiftungen, 
gemeinnügige Baugelellihaften, Baugenofienihaften und in eigener Regie 
der Gemeinden ꝛc., 

b) Beſchaffung von Baulapitalien für die gemeinnütige Bauthätigkeit, 

e) Förderung der gemeinnüßigen Bauthätigfeit durch die Gemeinden (infl. 
Fragen der Befteuerung), 

d) Förderung des Baues Heiner Wohnungen durch die private Bauthätigkeit. 


Vorwort. VII 


B. Sonſtiges Ausland. 


1. England. 5. Rußland. 
2. Frankreich. 6. Italien. 
3. Belgien. 7. 3. St. v. Norbamerifa. 
4, Nordiihe Staaten. 8. Schweiz. 


Während alfo für Deutſchland und Öfterreich eine eingehendere Unterfuhung 
der verfchiedenen Seiten der Wohnungdfrage durch eine Anzahl von’ Bearbeitern 
erfolgen ſoll, welche fi) in der Einleitung und dem I. Abſchnitt auf die ganze 
Vohnungsfrage im weiteften Sinn, in dem II. Abſchnitt aber fpeciell auf 
die Wohbnungsfrage der unteren Klaffen, alfo indbefondere die „Arbeiter- 
mwohnungsfrage*, bezieht, hat bei dem übrigen Ausland jeder Bearbeiter eines Landes 
eine gebrängte, zujammenfaffende Darftelung der für fein Land mwichtigften der 
unter A aufgezählten Punkte zu geben. 


Die Gewinnung der Mitarbeiter war feine ganz leichte Aufgabe; 
fonnten fie doc diesmal nicht, wie jonft häufig, von den nationalöfonomifchen 
Seminarien der Univerfitäten geitellt werben, fondern mußten größtenteils 
Männer in praftifcher oder amtlicher Thätigfeit fein, die nur ſchwer Zeit 
für ſolche Unterfuchungen finden können. Infolgedeſſen erhielten wir mehr- 
fach nachträgliche Abfagen, und die Arbeiten gingen fehr ungleihmäßig, aber 
fait alle verfpätet ein. Da der Herausgeber Wert darauf legte, daß die 
Arbeiten in der Reihenfolge des Programms gedrudt werben follten, ver- 
jögerte ſich dadurch das Erfcheinen der Bände beträchtlich, und die frühzeitig 
eingegangenen Arbeiten mußten vielfach ergänzt werden. Bejonders aber wurde 
der Drud zulegt dadurch aufgehalten, daß Herr Dr. Andreas Voigt, 
der an Stelle des verftorbenen Dr. Paul Voigt ein furzes Referat über die 
Entwidlung der Grundrente in Berlin auf Grund des von ihm heraus: 
gegebenen Buches von Dr. Paul Voigt übernommen hatte, erjt während des 
Drudes jeine längere Darftellung verfaßt hat, die nicht verfehlen wird, Auf: 
jehen zu erregen, weil jie ihn auf Grund desjelben Materiald nunmehr zu 
entgegengejetten Ergebnifjen geführt hat. Infolgedeſſen wurde e8 notwendig, 
den eriten Band, welder die Einleitung und den erften Abjchnitt des 
Programms für Deutfchland und Ofterreih bringen follte, zu zerlegen und 
die erjte Abteilung, welche nur die Einleitung enthält, als Band 94 der 
Schriften zuerft erfcheinen zu laſſen. 

Sn diefer „Einleitung” find die Arbeiten von Horälel und Schwarz 
duch Herrn Prof. v. Philippovich befhafft worden, eine von Herrn Prof. 
Sombart zugefagte Arbeit iſt ausgeblieben und an Stelle der von Herrn 
Direftor Dr. Neefe in Breslau übernommenen, durch Krankheit aber ver- 
zögerten Fortſetzung der „Wohnungsſtatiſtik“ ift mit feiner Zuftimmung bie 
der Kommiffion fertig angebotene Arbeit des Herrn Dr. H. Lindemann 


VIII Vorwort. 


(E. Hugo) in Degerloc bei Stuttgart getreten, die durch ihre tiefeindringenden 
und erfchöpfenden Unterfuchungen die Erijtenz und- den Umfang der Wohnungs- 
frage und Mohnungsnot für Deutichland in unanfehtbarer Weiſe darthut. 
Die Wohnungsitatiftif für Prag bringt Horäcel, diejenige für Wien und 
Peft wird in einem Nachtrag zur zweiten Abteilung des I. Bandes folgen. 

Band 95 wird dann AI, Band 96 A II des Programms und Band 97 
das übrige Ausland bringen. Sie find ſämtlich ſoweit gefördert, daß ihr 
Erſcheinen in Bälde erfolgen fann. 

Bei der gewählten Anordnung der ganzen Unterfuchung find namentlich 
in den folgenden Bänden Miederholungen nicht ganz zu vermeiden gewejen; 
außerdem haben die Herren Bearbeiter zum Teil ihre Aufgabe überfchritten 
oder doch etwas weit gefaßt; der Herausgeber ift aber der Überzeugung, daß 
die Erörterung bderfelben Frage durch verjchievene, ſämtlich ſachverſtändige 
Beurteiler nur nutzbringend fein fann. 

Aus demjelben Grunde — daf der Verein für die einzelnen Bunfte fpeciell 
anerfannte Sachkenner gewonnen hat, welche ſich meift ſchon an anderer Stelle 
zu dem Gegenjtande, den fie zu behandeln hatten, geäußert haben — können 
die neuen Unterfuhungen des Vereins, abgefehen von der allerjüngjten Ent- 
widlung, dem Kenner der Mohnungsfrage und ihrer Litteratur materiell 
nicht jehr viel Neues bringen. Aber da jene Außerungen an den ver: 
jhiedenften und zum Teil wenig befannten und zugänglichen Stellen zerjtreut 
find, ift die hier vorgenommene Zufammenfafjung ihrer Ergebnifje doch jeden- 
falls von Wert, um — was jet die Hauptaufgabe ift — die Überzeugung 
von der Notwendigkeit tiefeingreifender Reformen und das Verftändnis für 
die einzelnen dazu ſich darbietenden Wege in meitere Kreife zu tragen und 
vor allem einer ftaatlihen Wohnungspolitif wahrhaft großen Stiles den 
Boden zu bereiten, 

Mögen diefe neuen Unterfuchungen jo an ihrem Teile dazu beitragen, die 
Lebensfrage unferer Zeit und unſeres Volkes ihrer Löſung entgegenzuführen. 


Sreiburg i. B., 1. Juli 1901. 


Carl Iohannes Fucıs. 
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I. 
Die Bodenwertbewegung in Prag 
und Dororten. 


Privatdorent Dr. C. Boratek, Prag. 


Mit einer Karte: Dolfsdichtigfeit von Prag und 9 Dorortgemeinden. 


Schriften XCV. — Bohnungsfrage. I. l 


J. 


Der Wertbewegung des ſtädtiſchen Grund und Bodens kommt vom 
ſocialpolitiſchen Standpunkte aus betrachtet beſondere Bedeutung zu. Maß— 
gebend für den Bodenpreis iſt die Grundrente. Abgeſehen von anderen 
Einflüſſen, wie Spekulation, die im vorhinein eslomptierte wirkliche oder 
vermeintliche Steigerung des Ertrages u. a. wird der Preis des Grund und 
Bodens durch den jeweiligen Reinertrag beſtimmt. Nun beſteht der Rein— 
ertrag des ſtädtiſchen Grund und Bodens in der Regel im Mietzinſe, alſo 
im Entgelt für die Benützung desſelben von den Wohnparteien. Das 
Wohnen gehört aber unter die Exiſtenzbedürfniſſe des Menſchen. Eine 
Unterkunft, und wäre es die ärmlichſte, muß ein Jeder haben. Der Miet— 
zins iſt ſomit eine abſolut notwendige Ausgabe, welche bekanntlich im 
Vergleiche mit der Höhe des Einkommens nach unten progreſſiv ſteigt. 
Deshalb iſt das allgemeine Steigen der Mietzinſe, welches ſich in der Preis— 
erhöhung des Grund und Bodens widerſpiegelt, vom ſocialpolitiſchen Stand— 
punkte bedenklich. Allerdings iſt im Mietzinſe auch das Entgelt für die 
Kapitalsbenügung. (des Wohngebäudes) mit inbegriffen, dieſe Quote des 
Mietzinjes ijt jedoch der ausgleichenden Tendenz des Kapitalgewinnes unter: 
worfen und bildet daher fein Element der Wertjteigerung. Die Wertbewegung 
de3 jtädtifhen Grund und Bodens tft jomit lediglid dem Steigen der Grund- 
rente zuzufchreiben. 

Fragen wir nah den Gründen der Wertbewegung des ftädtifchen Grund 
und Bodens, jo fehen wir, daß die jtädtifche Grundrente denfelben Geſetzen 
folgt, wie die Grundrente überhaupt. Bei den landmwirtfchaftliden Grund— 
ftüden iſt es allerdings der Preis der Bodenprodufte von den mindeft 
fruchtbaren und mindeſt gut fituierten Grundftüden, infofern deren Anbau 
zur Dedung des fonfreten Bedarfes noch erforderlich ift, welcher die Ent- 
ftehung der Grundrente auf den frucdhtbareren und günftiger gelegenen 
Grundftüden veranlaßt, bei den ſtädtiſchen Grundjtüden, wo die Fruchtbar— 

1* 
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keit keine Rolle ſpielt, iſt es in der Regel die Lage derſelben, welche die 
Höhe des Benutzungspreiſes, folglich auch der Grundrente beſtimmt. 

Hierbei kommt es allerdings auf den Situationsplan, die Konfiguration 
und die Terrainverhältniſſe der betreffenden Stadt an. Der Situationsplan 
einer größeren Stadt bildet gewöhnlich eine Kreisform. In dieſem Falle 
pflegen die in der Mitte des Kreiſes gelegenen Grundſtücke die wertvollſten 
zu fein, denn hier konzentriert ſich in der Regel der geſamte Verkehr, hier 
find Site der Gentralbehörden, der Großgeihäfte, Banfen u. ſ. w., hier 
laufen die wichtigften Romunifationslinien zufammen, Manchmal konzentriert 
fich der Verkehr nicht im Mittelpunfte des Stabtgebietes, jondern auf den 
an Stelle urfprünglicher Stadtmauern entftandenen und nad Erweiterung 
der Stadt den alten Stadtteil umgebenden Ringſtraßen. Ausſchlaggebend 
ift auch ein größerer Fluß oder gar ein fhiffbarer Strom, an defjen Ufern 
gewöhnlich reges Gefchäftsleben herrſcht. Auch die Terrainverhältniffe jpielen 
eine wichtige Nolle. Wo das Terrain minder günftig ift und die Aus- 
breitung der Stadt nad fämtlihen Richtungen gleihmäßig nicht zuläßt, 
geht diefelbe ftrahlenförmig vor ſich. 

Aber auh im Innern des Stadtgebietes wird die gleihmäßige 
Tendenz des centralen Wertzuwachſes vielfah dadurch geitört, daß gewiſſe 
wichtige Verfehrsadern die Peripherie der Stadt mit der Mitte unmittelbar 
verbinden und hierdurch den Grundmwert beeinfluffen. Hierzu tragen aud 
verſchiedene Verfehrsanlagen bei, insbejondere die modernen Kommuni- 
fationsmittel. Allerdings ſetzt die Entjtehung derfelben jchon einen leb- 
hafteren Verkehr voraus, andererjeits ift jedoch wieder die Hebung des Ber: 
fehres ihre direkte Folge und man kann ficherlich behaupten, daß gerade Die 
Fortfchritte der Technit im Kommunifationswefen vorzugsweife zum un- 
geheuren Anwachſen der modernen Grofftäbte beigetragen haben. Natürlich 
giebt es außerdem noch andere Thatſachen, die auf die Höhe des Grund: 
wertes nicht ohne Einfluß find. In jeder Großftadt je nad lokalen Ver— 
hältniffen und hiftorifcher Entwidlung entjtehen Stadtteile mit verſchieden— 
artigem Charakter (Gejchäftsviertel, Villenviertel, Arbeiterviertel u. a.), die 
ebenfalls auf den Grundmwert einwirken. Die wertbeftimmenden Faltoren 
des jtädtifchen Grund und Bodens find daher mannigfacher Art und je nad 
lofalen DVerhältnifjen ift der eine oder andere von ihnen vorherrfchend. Eine 
allgemeine Negel läßt fih in diefer Richtung ſchwerlich aufitellen, es müſſen 
vielmehr die konkreten Verhältniſſe berüdjichtigt werden. Im allgemeinen 
fann man jedoch behaupten, daß mit fortfchreitendem Anwachſen der Stadt, 
mit Zunahme der Bevölferung und fteigender Bauthätigfeit auch die 
jtäbtifhe Grundrente im Steigen begriffen if. Steigende Grundrente iſt 
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ein Zeichen des Fyortjchrittes, finfende Grundrente ein Zeichen des Ver— 
falles. Nachdem aber andererjeits hohe jtädtifche Grundrente gemifje focial- 
politifhe Nachteile zur Folge hat, liegt zwiſchen dem gefellfchaftlichen Fort: 
ſchritte und zwifchen wichtigen focialen Intereſſen der ärmeren Klafjen ein 
jheinbarer Widerſpruch. 

Um denfelben zu befeitigen, hat man verfchiedene Wege eingefchlagen. 
Die meiften angewendeten Mittel leiden jedoch an dem Fehler, daß fie nicht 
gegen die Urfachen, fondern gegen die Folgen des Übels gerichtet find, 
niht die Befeitigung der Grundrente ſelbſt, ald eher ihre nachteiligen 
Konfequenzen al3 teueren Wohnungen, Wohnungsnot überhaupt u. ſ. w. 
zum Gegenjtande haben. 

Das gewöhnliche Mittel, welches angewendet wird, um der Wohnung3- 
not dur Förderung der Bauthätigfeit abzuhelfen, find die Steuerbefreiungen 
für Neubauten. Hierdurch wird jedoch der Zwed nur teilweife erreicht. 
Dem Mangel an neuen Wohnungen wird dur Anregung zur Bauthätigfeit 
zwar abgeholfen, auf die Höhe der Mietpreife übt jedoch die Gteuer- 
befreiung eher einen nadteiligen als günftigen Einfluß. Wird doc der 
gewährte Steuernadlaf vom Eigentümer des Baugrundes fofort Fapitilifiert 
und zum reife desfelben zugefchlagen, er bildet fomit nur ein Gefchent für 
den jeweiligen Eigentümer und infolge der hervorgerufenen Baufpefulation 
fteigen die Grundpreife und daher auch die Mietpreife rafcher in die Höhe 
als fonjt. Die vielfah noch geübte Steuerbefreiung hat fomit auf die 
ſtädtiſche Grundrente eine entfchieden ungünftige Wirkung. Andere wollen 
das Übel an feinen Wurzeln treffen und die Urſachen der Grundrenten- 
fteigerung dadurch bejeitigen, daß fie allgemeine Decentralifation ſowohl in 
wirtjchaftliher als in politifcher Richtung anftreben um dadurch das An— 
wachſen der Großſtädte fünftlich zu hemmen. Doch die wirtfchaftliche Konzen- 
tration in den Großftädten ift eine unmittelbare Folge der allgemeinen 
modernen mirtfchaftliden Entwidlung und läßt ſich auf fünftlihe Weife, 
ohne daß der gefamten Volkswirtſchaft hierdurch ſchwere Nachteile er- 
wachſen, nicht durchführen. 

Bedeutenden Einfluß auf die Eindämmung der ſchädlichen Auswüchſe 
der Baufpefulation fann eine rationelle Bauordnung üben, indem fie 3.3. die 
geſundheitswidrige Baumeife hindert und der fpefulativen Ausnützung der 
Bauflähe Schranken ſetzt. Das Steigen der Grundrente ſelbſt fann auch 
fie allerdings nicht verhindern, im Gegenteil: in ferne Zulunft im vor- 
hinein fejtgejtellte Negulierungspläne, welche neue unverbaute Flächen der 
Bauthätigfeit erſchließen, leiften der Baufpefulation bedeutenden Vorſchub. 
Außerdem dürfen vom praftifhen Standpunkte die Schwierigfeiten nicht 
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unberüdfichtigt bleiben, denen das Zuftandelommen einer Bauordnung mit 
antifpefulativer Tendenz begegnen würde. 


Es bleibt ſomit nichts anderes übrig, als die Baugrundrente jelbit 
zu befämpfen, aber nur infoweit, als fie als hiftorifch- rechtliche Kategorie auf: 
tritt. Die ftädtifche Bodenrente als volfswirtfchaftlihe Kategorie iſt eine 
logiſche Erfheinung, der Wertzumahs des Grund und Bodens infolge des 
fortfchreitenden Anwachſens der Stadt liegt in der Natur der Sade und 
läßt fih nicht verhindern. Cine andere frage ift aber, ob diefer Mert- 
zuwachs, wie dies bei beftehenden, auf der geltenden Rechtsordnung fußen- 
den Diftributionsverhältniffen der Fall ift, einzig und allein dem jeweiligen 
Grundeigentümer zum Vorteile gereichen folle. Ohne ein Anhänger der 
übrigens theoretifch verfehlten Lehre H. George’s zu fein, kann man troßdem 
gerade auf dem Gebiete der ſtädtiſchen Bobenrente derfelben eine gemiffe 
Berechtigung nicht verfagen. Ein Wertzuwachs, der mit individueller Arbeit 
und induviduellem Verdienſte in gar feinem Zufammenhange fteht, der im 
Gegenteile bloß die Folge gefellfhaftliher und wirtfchaftliher Verhältniſſe 
und Einrichtungen des organifhen Zufammenlebens der Bewohner eines 
Stadtgebietes ift, fann mit Recht aud für folleftive Bedürfniffe der be- 
treffenden Gemeinde in Anfprud genommen werden. In wie weit und in 
welcher Art dies geſchehen follte, wäre ein Problem der fommunalen Steuer- 
politif, der hier ein weites Feld der Thätigfeit erfchlofjen if. Die Löfung 
der Frage in fteuertechnifcher Beziehung wäre allerdings nit ohne 
Schwierigkeiten, aber außerhalb der Möglichkeit Liegt fie gewiß nicht. 


II. 


Bei der Bodenwertbewegung innerhalb des Gebietes der Stadt Prag 
muß insbeſondere das hiſtoriſche Moment berückſichtigt werden. Die alter— 
tümliche Stadt Prag, als Hauptſtadt eines im Mittelalter ſouveränen 
Staates, als fünigliche, zeitweife auch faiferliche Refidenz (Karl IV., Wenzl, 
Rudolf II.) und Sit einer der ältejten Univerfitäten (gegr. 1348), war 
ehemals eine der bevölfertiten und mohlhabendften Städte Mitteleuropas. 
Dies änderte fi mit dem Verfalle des böhmischen Staates nad der 
Schlacht am Weiten Berge (1620), mit der definitiven Verlegung der 
faiferlihen Refivenz nad Wien und mit der Erftarfung der Gentralgemalt 
in den öfterreichifchen Ländern. Der breißigjährige und fiebenjährige Krieg, 
durch melde die Stadt Prag Hart mitgenommen wurde, haben das ihrige 
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dazu beigetragen, daß die Bedeutung Prags im Laufe des 17. und 
18. Jahrhnnderts bedeutend gefunfen ift!. 

Ein langfamer Umfhwung zum Befjeren iſt erft feit der erjten Hälfte 
diefes Jahrhunderts zu beobachten, und ward durch mannigfadhe Urfachen 
herbeigeführt. Zuvörberft ift der allgemeine, durch die großartigen technifchen 
Erfindungen hervorgerufene wirtfchaftlihe Aufſchwung auch an Prag nicht 
ſpurlos vorübergegangen. In den vierziger Jahren find in den neu— 
gegründeten Vorſtädten Prags, Karolinenthal und Smichov, viele Manufaltur- 
fabrifen entitanden, welche zahlreiche Arbeiterbevölferung vom Lande herbei- 
[often und Anlaß zur regen Bauthätigfeit daſelbſt gegeben haben. 

Neuen Aufihwung nahm die Bauthätigfeit in den fiebziger Jahren, 
wo die die untere Neuftadt umfchließenden Fortifikationen niedergerifjen 
wurden und hierdurch die Entftehung neuer Vorftädte, Zizfov und fönigl. 
Weinberge ermöglicht wurde. Im Jahre 1883 wurde die alte Vorftadt 
Vysehrad und im Jahre 1884 die neuere Fabrifsvorftant Holetovic Bubna 
mit Prag in eine politifche Gemeinde vereinigt, jo daß die Stadt Prag 
gegenwärtig aus fieben Stadtteilen befteht: Altjtabt (I.), Neuftabt (II.), 
Joſephſtadt (V.), und BySehrad (VI.) auf dem rechten und Kleinſeite (IIL.), 
Hradſchin (IV.), Holesovic Bubna (VII), auf dem linken Moldauufer, die 
durch fünf Brüden mit einander verbunden find. Außerdem ſchließen an 
die Stadt Prag und bilden mit derfelben zwar bis jegt nicht rechtlich, doch 
faftifh eine Großftadt die nächſten Vorſtädte: Karolinenthal, Smichon, 
fönigl. Weinberge, Zizfov und die weiteren Vororte Lieben, Bubent, Korir, 
Nusle Panfrac, VrSovic, ferner Branif, Podol, Mile, Vyſocan, Troja, 
Dejvic, Stfesovic, Tejnla, Rablic, Zlihov, Hlubocep?. 

Als weitere auf die Entwidlung der Stadt Einfluß habende Um— 
fände fommen noch in Betradt: die Vervollftändigung der jtädtifchen 
Kommunifationgmittel durh die Erridtung der Pferdebahn, die fpätere 
Ausdehnung ihres Netes und ihre Umwandlung in eleftrifhe Straßenbahn, 
die Abſchaffung der reftlichen Fortififationen auf der oberen Neuſtadt, endlich 


! &o zählten im Jahre 1795 die damaligen vier Prager Stadtteile bloß: 


Einwohner Häuſer 

Alıftadt - » 2... 21 805 949 
Neuitadt . . 2... 27592 1256 
Kleinfeite. -. » 11 324 543 
Sradidin. ». » . 2977 200 
Prag zufammen 63 698 2 948 


2 Zahl der Einwohner und Häufer auf Grund der legten Volkszählung vom 
Jahre 1890 fiehe im Anhang. 
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die auf Grund eines fpeciellen Reichs- und Landesgejeges, womit für Neu: 
bauten in der Joſephſtadt und angrenzenden Stadtteilen ftatt 12jähriger, 
eine 20jährige, die autonomen Zufhläge einfchließende Steuerfreiheit ge: 
währt wurde, eingeleitete Aſſanierungsaktion. 

Als Lebensfrage für die weitere gebeihlihe Entwidlung der Stadt 
Prag ift die Vereinigung derfelben mit den bisherigen felbitändigen Vor- 
ftädten und Vororten anzujfehen. Denn die Stadt Prag felbit ift von den 
Vorſtädten heutzutage derart umſchloſſen, daß ihre Ausbreitung in feiner 
Nihtung mehr möglich ift und die Bauthätigfeit ſich bloß an Neubauten 
und Umbauten an Stelle alter Häufer befchränfen muß. Dementſprechend 
ift auch die Bevölkerungszahl von Prag nur in einem fehr Iangfamen 
Steigen begriffen (im Jahre 1880 170226; im Jahre 1890 175750 Ein- 
mwohner), wovon allerdings die Vorftädte Nuten ziehen, indem fie den über- 
Ihüffigen Bevölferungszumahs aufnehmen und auf Koften von Prag fi 
erweitern. Der Vereinigung mit den Vorſtädten jtehen jedoch mannigfade 
Hindernifje im Wege, ſowohl lokaler, als auch fteuerrehtliher Natur 
(verfchievene Höhe der Hauszinsfteuer), melde allerdings angeſichts der 
wichtigen Fragen (Kanalifation, Trinkwaſſer, Stabtbahnen, eleftrifche Be- 
leuchtung u. ſ. w.), die ihrer Löſung entgegenharren und die lediglich von 
einer Großfommune mit Erfolg gelöft werden fünnen, in den Hindergrund 
treten follten. 


III. 


Behufs Ermittelung der Bewegung des ſtädtiſchen Bodenwertes in 
Prag wurden die Abſchätzungen der Prager ſtädtiſchen Sparkaſſe zu Hilfe 
genommen, welche als Belehnungsgrundlage für Hypotekardarlehen dienten. 
Die angeführten Zahlen find Durchſchnittswerte in Gulden ö. W. für 
1 m? in der betreffenden Jahresperiode feit dem Jahre 1875. Hierbei 
erſchien es angezeigt, für Prag Altſtadt und Prag Neujtadt zweierlei Wert: 
fategorien zu unterſcheiden, um ein richtiges Bild der Wertbewegung zu 
gewinnen, und zwar eine Kategorie für die verfehrsreicheren Straßen und 
Plätze und eine zweite für die mehr abfeits gelegenen, vom Hauptjtrome des 
Verfehres entfernteren Gafjen. In den übrigen Stadtteilen, wo die lofalen 
Wertunterſchiede nicht fo bedeutend find, konnte von dieſer Unterfcheidung 
Umgang genommen werden. 

Die Bodenmwertbemegung in der Altitadt geitaltetete ſich folgender- 
maßen: 
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1 m? in Gulden ö. W. 
Jahresperiode Hauptſtraßen Nebengaſſen 


1875—1879 37.50 23.50 
1880— 1884 42.— 24.— 
1885—1889 50.— 27.— 
1890 - 1894 75.— 39.— 
1395 — 1900 113.— 56. — 


Die Wertzunahme in den beiden Kategorien war eine ziemlich gleich: 
mäßige, von der Mitte der fiebziger bis Ende der achtziger Jahre ift fie jedoch 
im langfameren, feit diefer Zeit im jchnelleren Tempo vor ſich gegangen. 
Die Altftadt mit ihren jchmalen Gafjen und Häufern war ehemals Sit 
des gejamten Verkehrs und Handels. In den legten Sahrzehnten infolge 
des Anwachſens der Vorſtädte an der Peripherie ift der Schwerpunft des 
Stadtverfehrs auf die Neuftadt verlegt worden. 

Die Bodenmwertbewegung in der Neuftadt war die nachſtehende: 


1 m? in Gulden ö. ©. 
Jahresperiode Hauptftraßen Nebengaflen 


1875— 1879 36.40 23.80 
1880—1884 48.— 21.— 
13885 —1889 66.— 24 — 
1890 - 1894 77. ⸗ 31.— 
1895— 1900 83.— 39.— 


Auch die Neuftadt weift eine fteigende Tendenz der Wertbemegung auf. 
Der Abjtand zwifchen den beiden Wertfategorien ift in der Neuftadt größer 
al3 in der Altftadt, was dur die bedeutende Ausdehnung der Neuftadt zu 
erklären iſt. Es giebt hier breite Straßen mit lebhaften Verkehr, großen 
Häufern und Wohnungen, aber aud ftille entlegene Gaſſen mit kleinen 
Häufern und unbebeutendem Berfehr. Die untere Neuftabt geftaltete ſich 
zu einem Gejchäftsviertel, was durch die Nähe der verfchiedenen Bahnhöfe 
leicht erflärbar ift. 

Die Bodenmwertbewegung auf der Kleinfeite war: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. W. 
1875— 1879 14.50 
1880 —1884 19.25 
1885— 18839 27.30 
1890 — 1894 31.— 
1895 —1900 32.60 


Die Bodenmwerte auf der Kleinfeite erreihen durchſchnittlich nicht einmal 
die Hälfte derjenigen der Altſtadt und Neuftabt, bezeichnend iſt auch der 
verhältnismßig geringe Zuwachs in der letzten Jahresperiode. Die Klein- 
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feite, auf dem linfen Moldauufer gelegen, ift Sit der Landesbehörden und 
zahlreicher Paläfte hoher Ariftofratie ohne namhaften Verkehr. 

Im höheren Maße gilt das nod von dem hochgelegenen Hradſchin, 
dem Site des Hochklerus und Militärs, wo die unbewohnte königliche Burg 
fich befindet. 

Die Bodenwertbewegung geftaltet ſich hier nadhftehendermaßen: 


Sahresperiode 1 m? in Gulden ö. W. 
1875—1879 5.60 
1880— 1884 7.70 
1885— 1889 9.⸗ 
1890— 1894 15.— 
1895 — 1900 20.— 


Die Bodenwerte find hier verhältnismäßig jehr niedrig, trotzdem weifen 
fie auch hier fteigende Tendenz auf. 

Ganz eigene Bodenmwertverhältnifje herrſchen in der Joſephſtadt, der 
ehemaligen Jubenjtadt: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. W. 
1875— 1879 | F 
1830-1834 ) isso 
1855— 1889 20.⸗ 
1890--1894 21..— 

1895 — 1900 3— 


Enge, ſchmutzige Gafjen, fchmale, baufällige Häufer, von den ärmften 
Klafien bewohnt und meift übervölfert, bot diefer Stadtteil in früheren 
Jahren ein wahres Ghettobild dar. Mit der Aſſanierungsaktion haben fi) 
die Verhältniffe teilmeife geändert. Allerdings iſt diefelbe infolge einge: 
tretener Baufrifis ins Stoden geraten und noch nicht zu Ende geführt, 
ganze Reihen von Häufern find niedergeriffen worden, doch die hierdurch 
entftandenen Lücken meiſtens noch unverbaut. Auf die Bodenwerte übte aber 
die gewährte 20jährige Steuerbefreiung bedeutenden Einfluß. 

Der VI. Stadtteil, die alte Bergſtadt VySehrad, mit Prag erit feit 
dem Jahre 1883 vereinigt, weift nachjtehende Bodenwerte auf: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. ©. 
1875—1879 N 

18801884 m 

1835 — 1339 10.— 

1890 — 1594 14.— 

1395 — 1900 14 — 


Vysehrad wurde erſt in den achtziger Jahren von der Baubewegung 
berührt und entjtand dafelbit eine ganze Neihe von Neubauten. Ungünftig 
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wird bier die Bauthätigkeit durch die immer noch beftehenden Fortifitationg- 
werfe beeinflußt. In den legten Jahren ift rücfichtlih der Bodenwert- 
bewegung eine gewiſſe Stagnation zu beobachten. 

Der VI. Stadtteil, das Fabrifsviertel Holefovic Bubna, nahm feit 
feiner Vereinigung mit Prag (1884) bedeutenden Auffchwung. 


Die Bodenmwerte find nachſtehende: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. ®. 
1875—1879 2.80 
1880— 1384 3.— 
1885—1889 6.— 
1890 - 1894 9.80 
1895— 1900 15.40 


Die Steigerung der Bodenwerte war fehr bedeutend, denn fie beträgt 
innerhalb zwanzig Jahre das Fünffahe. Zur Hebung der Bodenpreife in 
den legten Jahren haben hier vornehmlich größere ftäbtifche oder von der 
Stadtgemeinde patronifierte Betriebsunternehmungen (Gasanftalt, Elektricitäts- 
werfe, bürgerliche Bräuhaus, Schlahthaus u. a.) beigetragen. 

In ganz Prag geitaltete ſich die Bodenmwertbewegung durchſchnittlich 
folgendermaßen: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. ®. 
1875-1879 18.60 
1880— 1884 20.90 
1885— 1889 26.60 
1390— 1394 34.70 
1895— 1900 45.30 


Die Bodenwertzunahme in Prag zufammen genommen war daher viel 
gleihmäßiger als in den einzelnen Stadtteilen. 

Bon den Prager Vorftädten, die bisher felbftändige politifche Gemeinden 
bilden, fommen zuerft die beiden älteren, in der eriten Hälfte des Jahr: 
hundert entjtandenen Vorftädte Karolinenthal und Smichov in Betradt. 

Die Bodenwerte! in Karolinenthal find: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. ®. 
1875— 1879 19.— 

1880— 1884 19.— 
1885—1889 28.⸗ 

1890— 1894 28.— 

1895 — 1900 28.— 


! Bei der Ermittelung der Bodenwerte in den Vorſtädten muß man im Auge 
behalten, daß fich die Bauthätigfeit im Laufe der Zeit auf immer weitere, früher 
unverbaute und daher bei der Bodenbewertung unberüdjichtigte Flächen ausbreitet. 
Die Bodenmwerte diefer neuverbauten Flächen üben in den fpäteren Jahresperioden 
auf die durchſchnittlichen Zahlen jelbftverftändlich eine preisprüdende Wirkung. 
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Die Vorftadt Karolinenthal, durch ungünftige Terrainverhältnifje (einer: 
ſeits der Moldaufluß, andererfeits der Zizfaberg) an ihrer Erweiterung ge- 
hindert, weiſt rücfichtlich der Bodenwertbewegung zwar eine hohe Ziffer, 
aber in den leßten Jahren eine gewiffe Stagnation auf. 

Sie wurde von der Fabrikvorſtadt Smidhov, die ſich einer günftigeren 
Lage erfreut, an Bevölkerung und Häuferzahl bedeutend überholt. 


Die Bodenwerte dajelbft find: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. ©. 
1375—1379 10.— 
18801884 9. ⸗ 

1885— 1889 13.— 
1890 — 1894 19.— 
1895 — 1900 18.— 


Die Bodenwerte weifen hier zwar feine ununterbrochen fteigende Tendenz, 
aber auch feinen namhaften Rückſchritt auf. 

Jedoch die beiden älteren Vorſtädte, fomohl Karolinenthal als Smichov, 
find, mas die Bevölkerungszahl anbelangt, im Rüdftande geblieben gegen 
die zwei jüngeren Vororte Zizfov und Kal. Weinberge. 

Die Vorftadt Zizfov, auf hügeligem, ungünftigem Terrain gegründet, 
unweit des Gentralfrievhofes von VolSan, verdankt ihren Urfprung der regen 
Baubewegung anfangs der fiebziger Sahre. Sie wuchs fehr raſch an, doch 
ihre Entwidlung wurde dur die inzwifchen eingetretene Baufrifis ge- 
hemmt und nahm erft Mitte der achtziger Jahre wieder ihre Fortfegung. 
Die Einwohnerſchaft befteht vorwiegend aus befjer fituierten Arbeitern und 
niederen Beamtenflaffen. 


Die Bodenwertbemegung dafelbft war nachſtehend: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. W. 
1875—1879 3.80 
1880-1884 9— 

1885 — 18839 10.— 
1890—1894 14.20 
1895 — 1900 18.— 


Die Zunahme des Bodenwertes war jehr bedeutend. Gie beträgt 
innerhalb 25 Jahre beinahe das fünffache. 

Noch rafher war der Aufſchwung der ftattlihen Vorſtadt Kgl. Weinberge. 
Diefelbe, in gefunder Lage äußerft günftig gelegen, mit ihren reinlihen Straßen, 
geräumigen Plägen und bequemen Kommunifationslinien ijt beliebter Sit 
wohlhabender Bourgeoifie und höherer Beamtenintelligenz, was auf bie 
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Mietzinfe und infolgedeflen auf den Bodenwert von bedeutendem Einfluffe 
ift, wie nachſtehende Tabelle darlegt: 


Jahresperiode 1 m? in Gulden ö. W. 
1875—1879 8.40 
1880— 1884 13.— 
1885— 1889 17.— 
1890— 1894 19.— 
1895— 1900 - 20.70 


Die Steigerung der Bodenwerte war hier eine fonftante, aber nicht 
gleihmäßige, fie war in ben früheren Jahren eine viel rafchere, als in 
den jpäteren. Trotzdem erreicht hier der Bodenwert von allen Borftädten 
außer Karolinenthal die höchſte Ziffer. 


Die Bodenwertbewegung in den 4 genannten Vorfläbten war im 
Durchfchnitt: 


SJahreöperiode I m? in Gulden ö. W. 
1875— 1879 10.30 
1880— 1884 12.50 
1885— 1889 17.— 
1890— 1894 20.— 
1895— 1900 21.20 


Die Bodenwertbewegung in Prag famt Vorftädten : 


Sahresperiode 1 m? in Gulden 5. W. 
1875—1879 16.— 
1880 — 1884 18.30 
1885— 1889 23.60 
1890—1894 30.20 
1895-1900 37.90 


In Prag famt BVorftädten gewährt die Bodenwertbewegung dad Bild 
einer gleihmäßigen Wertzunahme, melde innerhalb 25 Jahren etwas mehr 
als das Doppelte beträgt. 

Der Bergleih der einzelnen Stadtteile und Vorſtädte untereinander 
beweift auch für Prag die Gültigkeit des Geſetzes von der fonzentrifchen 
Zunahme des Bodenwertes gegen den Mittelpunkt des Stadtgebietes zu. 
Außerdem fann man aber beobadten, daß im Laufe der Zeit die Boden- 
wertunterfchiede zwifchen dem Gentrum und der Peripherie immer größer 
werden. Die Bodenmerte fteigen fomit dort, wo fie bereit3 urſprünglich 
höher ftanden, in rafcherer Progreffion als dort, wo fie niedriger waren. 

Die weiteren Bororte von Prag, als Lieben, Bubent, Kosif, Nusle 
Vanfrac, Bröovic, Branif, Podol, Michle, Vysocan, Troja, Dejvic, Stre— 
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Sovic, Tejnka, Radlic, Zlihov, Hlubolep befinden fich gegenwärtig meijtens- 
teils im Übergangsftadium von ländlichen Ortfchaften zu großftäbtifchen 
Vorftädten. Die Einwohnerfchaft befteht dafelbft vorwiegend aus nieberer 
Bourgeoifie und fluftuierender proletarifcher Arbeiterbevölterung. Die Boden- 
werte werden hier häufig von künſtlicher Spekulation beeinflußt und unter- 
liegen infolgebefjen jo ftarfen Schwankungen, daß allfällige Durchſchnitts- 
ziffern fein verläßliches Bild der Bodenmwertbewegung abgeben können. 


Anhang. 


Wohnverhältniſſe in Prag und Vororten!. 


Dem Flähenraume nad reihten fih im Jahre 1890 anläßlich der 
zulegt ftattgefundenen Volkszählung die einzelnen Prager Stadtteile in 
folgender Weife aneinander: 


m? oder Po der Gefamtfläde 

1. Holedovic Bubna (VIL) 5289 746 33.36 
2. Neuftabt (IL). . » » 3476693 25.21 
3. Altitadt (L) -» -» -» . 1420884 10.30 
4. Kleinfeite (IL) . . . 21164527 8.44 
5. Fortififationsrayon . . 1037440 71.52 
6. Hradſchin (IV.) . . . 852 518 6.18 
7. Vysehrad (VL) . . . 457 093 3.31 
8. Sofephftadt (V.) . .. 92 985 0.68 

Zufammen ganz Prag 13791 886 100.— 


Der Umfang der Stadt Prag beträgt 27.2 km. 
Der Flähenraum der nädhjftliegenden Vorftädte betrug: 


m? oder %o 


1. Smihov . . - . 6793406 40.67 
2. Ziztv . . . . . 4156248 24.88 
3. Königl. Weinberge. 3700 167 22.15 
4. Karolinentfal . . 2053 961 12.30 


Zuſammen 16 703 782 100.— 
Prag und Vorſtädte zufammen 30 494 668 m?. 


Der Umfang von Prag ſamt Borftädten beträgt 53.3 kn. 


! Entnommen der von der jtatiftiichen Kommiffion ber fünigl. Hauptftadt Prag 
jamt Bororten unter dem PVorfite des Prof. Dr. M. Talif und unter Redaktion 
des Direktors J. Erben herausgegebenen Publikation: „Wohnverhältniffe in der 
fönigl. Hauptftabt Prag und den Vororten Karolinenthal, Smichov, Königl. Wein- 
berge und Ziäfov nach den Ergebniffen der Volkszählung vom 31. Dezember 1890,” 
Prag 1895. Dal. auh Albin Bräf: „Die Wohnungsverhältniffe in den Grof- 
ftädten Öfterreih® mit befonderer Berüdjihtigung der Stadt Prag und deren Bor- 
orte”, Brag 1895. 
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Der Flächenraum weiterer Vororte betrug: 


m® 
1. Lieben . . . 6771422 
2. Bubent. . . 4211907 
3. Nusle Banträc 2890 139 
4. Bılovic. . -» 2810236 
5. Koäif . . . 2307227 


Zuiammen 18990 931 
Prag, Vorſtädte und die oben angeführten Bororte zufammen 
49485599 m, 
Verteilung der Kataftralflähenräume nah Kulturgattungen. 





























ü Broduftiver Unprodultiver Boden 
ER Boden . km Ganzen — a a 
ın ? | 0/9 m? | 0%, | m? 0/g 








g2os? 8.63 | 1 197947 91.387. 657 218 68.28 
Renate a 886 168 30.48 | 2590 525 | 69.52 | 1315.058| 45.24 
Mleinfchie 2 ae 627906 54.34 | 536621 | 45.66 | 393660 | 34.07 
Srabfhln 2-2... . 528 293 161.97 | 324225 | 38.03) 20456 | 33.86 
Kofephftadt - - - ... 13 334 | 14.34 79651) 85.66| 63315 68.10 
Boüchreb = 22222. 240 101|69.04 | 216992| 30.96 57566 16.55 
Holesovic Bubna. - - » . 3962525 83.41 | 1327221) 1659| 359088 | 7.56 


189592 | 18.18) 96947) 9.34 
6.602774 40.62 3163333 26.13 


Fortifitationdrayon . . - 847 848 | 81.82 
Zufammen | 71859 112 59.38 
















































Karolinenthbal . .». .» - 945 818 59.93 | 1108143 | 40.07 | 400 623 | 25.39 
Smihbod® -..: 2... 5 744 925 84.63 | 1048481 15.37 | 564141! 8.31 
Königl. Weinberge . - -» -| 2961578 80.18 | 738589 :19.82 | 340142) 9.21 
ZAllOe - 2.65 0 ea 3209467 77.22 | 946781122.78 | 317114, 7.63 
Zufammen | 12 861 788 | 75.49 | 3841994 24.51 | 1622020 | 12.63 
Prag und Borftädte . . [20050 900 | 70.79 10 444 768 | 29.21 ı 4 785 353 | 16.90 
Produftiver Boden Verbaute Fläche 
ET F m? [ 077 










Be Na en ee er a 3 841 563 A 
68 422 3.0 








BUBENE.. 2 no u 2147319 93.1 

BE — 5609621 | 82.8 372 823 5.5 
Nusle Panträ ...... 2513140 | 86.9 196 511 6.8 
1 2442 735 193 627 6.8 















Zulammen 16 554 378 917 493 
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Auf 1 ha verbauter Fläche | Auf ein Ge- Zahl der 


a 2 bäude entfiel 
(Gebäu — an verbauter| Gafjen und 


Flãche Plätze 







Bewohner Sauſer 





Rarolinenthbal . . . . - 
Smihon. -..:. +... 
Rgl. Weinberge. . . - - 

BEER: ara aa 


Boritädte - - 2» 2... 
Prag und Borftäbte. . . 





Diervon 


















Zahl und Wahstum der Häufer 
Im Jahre | Im Jahre Im Jahre Privat 
1869 | 1880 | 1890 | wohnhäufer 








. oo Hr He 


H ic Bubna.... 


Rarolinenthal 
Smichoß..... 





Kgl. Weinberge 
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Borflädbte . - ..... | 
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20 G. Horäßet. 


Zahl der Häufer, Stockwerke, 








Im Jahre 1880 
 Babl der uſeeee 
I 


J Fr 





| 








Zahl 





















* 
| * Zahl 
“| — 2vder 
2 | - gsi oe 5 = ı 5 der 
= 7} 2 u > = | = oh: Gi 
— 8 2 — = 6 = tite 
| 8 2 = 2 * . | nun: 
2 I) © BI 3 |? wohner 
| | „| gen 
8 
= 















Met... 2.2.2. 984 | 979 u 124| 448, 350| 31110 1081 44017 
Rakabi. .. 20. 5: 1462| 1447| 43| 414| 611) 368) 26|16547] 74331 
Kleinfeite - 2... 528 523) 10| 69) 232| 199| 18) 5463| 20683 
SHabihin ...... 195 185| 25) 78) 66 22) 4| 1680| 5825 
Joſephſtadt 2... 2531 2948| 27| 29) 87| 104| 6] 2180] 10668 
Sgleheeb . -. 1038| 18, 18) 63 151 71—| 938 3850 
Holesovic Bubna - . . .| 434) 4291177) 166 66 25 — | 2410| 10852 






Sufammen [3959| 3909 |311 948 1525 | 1075 5 170 226 
Karolinentfal . . - - - 281 281 21] 76| 135] 491 — | 3654| 14779 
Smicho........ 184 484 | 73) 170 126| 111 4| 5661| 24984 
Kal. Weinberge. . . » -» 336 | 330 30) 76| 130° 99 1] 3566| 14831 
0 EEE 377| 375) 39| 107) 1998| 32 — | 4797| 21213 











Zufammen [1498 en 163 | 429) 590 2391| 5 75 807 
Prag und PVorftäbte zus 
fammen 2.2... 5437 5379 | 474 | 1372 2115 1366 | 110 | 57 094] 246 033 








Im Jahre 1890 
ebenerdig | einftöcig | zweiftödig | dreiftöcig | vierftödig 








Biber. > le . N 

Bubenẽ... 4% 3 RB 

BE 4:5 05 er 1 

Nusle Panträ. . . . - 1 

Bröoie - - 2:2... | — 
| 


Zufammen | 
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Wohnungen und Einwohner: 


3m Jahre 1890 
Zahl der Häufer 


















| J J 2 Zahl 

575375 —333377 de 

|: |E|2|8|2 8E|2:|282|85 Ein- 

23 0%)5 78|5|35 [83[8 wohner 

| | 

42 332 

1601 1563 | 39 | 323 | 590 75 734 

536 | 527 9 64 | 206 20 447 

200| 193 | 32 76 67 5 805 

257| 244 | 29 29 95 11 535 
117, 113 | 26 





m, 0 | ! 107 425 
| 
| 











545) 524 | 218 

4277 | 4120 |363 848 | 1482 175 751 
377 8335 54 Fl 3 17461 
679| 652 | 87 | 182 | 165 3 32 646 
zu 699 | 45 | 581 147 9 34 530 
6901 677 | 60 | 114 | 3183 1 41 233 
2457/2363 |246 | 429 | 766 734 | 282 | 50| ı7 |! 9 [292571125870 


2248 |1926 | 624 | 913 | 181 | 22 |71898 1301621 





6684 | 6483 | 609 | 1277 
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E. Horuͤdek. 


Zahl der Wohnungen: 





Im Fahre | Im Fahre hiervon 
1380 1890 leerftehend 









Altitadt 
Neuſtadt 
Kleinſeite 
Hradſchin 


Smihov. . . 2... 


BAEEO 2 Senne 
Borftädte. . . 2.2... 
Prag und Borftäbte. . . 







Lieben.. Br 50 (1.8) 

Bubeneee.. 137 (25.6) 

OB 2.2 u ea nene Ar 20 (1.7) 

Nusle Pankraͤe... 8 100 (4.0) 

Vräovie.. . 5: 12 (0.6) 
Zulammen 

Prag, Vorftäbte und Bororte. . . . . 1939 (3.0) 


Wohnungen nad ihrer Höhenlage: 








Von 1000 Wohnungen befanden fi im 


Erd: | I II. III. IV. V. 
Keller geſchoß Stock 


















Altſtadt . . .... 305 299 2350 | 111 | 2 1 
Neuftadt. » 2.2... 3235 293 | 213 | 104 | 31 4 
Kleinieite - - 310 | 274 ı 240 | 1%6 23 3 
Stadidin - -»-- -. 334 ı 34 | 17 | 34 20 2 
Sofephftadt. - - .» - - 274 ı 299 | 281 | 139 3 
Vysehrad.... 426 306 167 78 1 — 
Holesovie Bubna . 1 

Prag überhaupt. . | | 








| Dad- 
Stod Stock Stock Stod raum 





— — 


DIS u m a 0 00 
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Wohnungen nad ihrer Höhenlage: 
Bon 1000 — befanden ſich im 
Keller | Erd⸗ | Id. | IV. | V. | Dad- 
geſchoß ebæ | — Stock Stod | Stock raum 





. oo" re - 


. 7 a + 


Vorftädte- - » 
Prag und Borftäbte. . 



















































































en 11 | orlal al als | -! - 
Bubent - -. » 22 .. 53 513 | 313 8 | 32 _ _ — 
"15:1 ....... 13 | 607 2988 58 | 18 a a 
Nusle Panträc 22 | 46 | 334 155 29 J— 
Vrsovie.. 22 557 | 325 87 | — — — 

Zuſammen | ! 5 | 

Prag, Borftädte und | | | 
Borotte 2 220. . >» alu |ls|aiu| ı]| a 

Von 1000 m wohnen im 
Erd⸗ m. | IV. V. |Dad- 
Reller geihoh et! or ee Stock Stod | Stod | raum 
Mtttadt 222... 2 | 218 | 338 | seien 4 
Neuftadt - » 2... 2a» 269 328 228 113 4 1 
Keinfeite » 22 = - 7 291 291 | 259 | 118 | 20 3 |» 
Hradſchin . . ... 14 | 374 888 | 165 | 52 | 3 1ı 8 
Jofephftadt. - - - » - — | 215 | 323 | 301 | 154 | a 8 
Oniehrd . - -. 15885 8288 170 1 — — 2 
Holedovic Bubna . . .| 26 : 422 330 | 151 68 | 2 _ 1 
Prag überhaupt. 14 | 275 | 328 | 239 | 115 |3| 2 3 
Rarolinenthal. . - - . 21 | 317 | 323 | 232 87 | 17 | 2 | 1 
Smihon . ...... 830 820 288 202 1109 34 21 
Kal. Weinberge 63 | 204 | 242 | 236 | 196 ! 57 ı 1. | 1 
— 46 20 53 | 256 | 301 | 9 — — 
Borftädte- - 2... 48 | 267 | 283 | 289 





Prag und Borftädte. . 











28 | 272 | 309 | 239 



































24 C. Horälef. 
Relative Zahl der kleinen Wohnungen: 
entfielen Wohnungen, beitehend aus 
Auf . ws s 
einer | — einem — I gu 
1000 Kan: ! ohne | 
mer Küche Küche güce | ſammen 
ſ Wohnungen.| 3 | 5 138 | 246 482 
Altftebt. . *) Einwohner . 2 | 2 129 1 256 | 389 
i ſ RWohnungen .| 5 | A, 154 | 304 | 477 
Reuftabt . . ... . \ Einwohner l 2 | 36 231 |) 39 
Moinfoi J Wohnungen .| 10 1 172 3001488 
wernjelte . » 2... Einwohner . l l 126 | 302 430 
7* Wohnungen . 7 2 317 312 64 
brabigin . . . . . \ Einwohner . 1 21232 333 618 
* J Wohnungen . 7 3 301 332 644 
Jofephftabt . . ") Einwohner . 2 2 | 229 34 548 
r | Wohnungen . 1 6 242 557 808 
Sysehrad . . . . . | Ginmohner „| -- | 3 | 192 | 586 791 
— Wohnungen . 9 11 194 614 230 
doleSovie Dune. „| Ginmohner .| ı | a | 157 | 066 | 88 
ß JS Wohnungen. | 20 5 184 321 530 
Prag überhaupt . ") Einwohner . l 3 130 327 462 
f Wohnungen.| 12 | 18 182 | 998 606 
Karolinentfal . . .| Ginwohner | 2 | 8 140 406 555 
. Wohnungen . 5 11 431 700 
Smigeon .... ; Einwohner .| 2 E 213 | 459 683 
; Wohnungen . 6 5 399 568 
“gl. Weinberge | Einwohner | — | 9 | 118 | 407 | 585 
Zizfov { Wohnungen . 2 24 330 | 519 876 
u a Einwohner .| 1 | 18 | 22 565 | 866 
2 Wohnungen . 6 h | 
Vorftäbte . . . . . [ Einwohner . 1 | 
Wohnungen . 4 
Prag und — Cinmohner 1 


























Sieben 


Bubent. ..... 


Nusle Bankräc 


Briovie 


Zufammen 


Einwohner . 
Wohnungen . 
\| Einwohner . 
S Wohnungen . 
"ı Einmohner 
f Wohnungen . 
\ Einwohner . 


f Wohnungen . 
\ Einwohner . 


J Wohnungen . 


\ Einwohner . 
\ Wohnungen . 





1 


422 
337 
186 
149 
5385 
524 
329 
267 
328 
284 


entfiefen Mobnungen, beſtehend aus! 





2 


437 
451 
406 
514 
327 
377 
568 
561 
560 
589 


Robndeſandteiten 





zuſammen 


859 
838 
592 
663 
912 
901 
897 
828 
88 
873 
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Bemwohnte Wohnungen nad der Zahl der Bewohner. 








Auf eine bewo nte Wohnung 
u 


m 
raum 






De 


m J 
Keller Dach 





















N N Een 4.0 3.4 
Neuſtadt. 3 4.5 3.4 
U 45 3.2 
A 4.1 4.1 
fepbftadt. - » 2 2 2 220. _ 5.1 
Buöchrnd - » 2.00% 4.0 83.7 
Holedovic Bubna . ». ». 2... 4.8 .6 
Prag Überhaupt - . » 2.» 45 5 
Karolinentbal. ». » » » 22. . 4.5 2 
BOB. : 3 4.2 6 
Kol. Weinberge...» - .- - 4.8 0 
Feee 46 2 
Vorſtädte 4.5 | 3.1 
Prag und Borftädte. . - - - - 5 | 34 
EN 0 ee me : s 
IGDEBE 4... ra : 5.0 
Bee eh ; 4.2 
Nusle Bankräc | 4.0 
nn NE SEE ER ER i | 3.3 
Bufammen 4.3 3.6 

Prag, Vorftädte und Vororte. . 4.4 3.3 








Es entfallen Bewohner auf eine Wohnung, beftebend aus: 





















einer | einer einem Zimmer einem Zimmer 

Kammer | Küche (ohne Küche)! (mit Küche) 
VER. - - » 2...» 2.6 3.4 35 4.4 
Naftadt. - = - : =... 2.5 3.4 3.3 4.2 
Kleinfeite - - =» » +. 1.7 4.0 31 3.9 
Seabihin.- » - - - + - 1.7 3.7 3.4 4.0 
Jolephftabt -- -» : +» » 2.7 3.4 4.3 5.3 
Boiehrad - - -  - + - = 3.6 8,7 4.4 
Holes ovie Bubna. . . 16 4.1 3.9 5.1 
Prag Überhaupt. - - - 2.4 3.6 3. 4.4 
Karolinenthal . - . - - 2.7 3.5 2.1 4.5 
Smihov - » -»-... 5.7 4.3 3.9 4.7 
Kal. Weinberge . - - - 1.7 3.9 i j 
2 3.3 39 | j 
Borftädte. - : . 3.0 3.9 3.9 | 4.7 
Prag und Borftäbte . . 2.7 3.8 3.7 | 4.6 
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Altitadt . 
Neuftadt . 
Kleinfeite. 
—*5 — 

oſephſtadt 
Vysehrad. 


Holesovie Bubna 


C. Horuͤdek. 


Von den überfüllten Wohnungen dienten: 


ausfchließlich | auch zum Ge— 
zum Wohnen | werbebetriebe 














TUE: 2 sau. 2% 
Neuftadt ee 


Rarolinenthbal - . . . . . : 2.8 

Smidov . . . 2 2 2.. ; 6.2 

Kal. Weinberge... . . . 4.7 
BE Nr 

Vorftädbte . » 2 220. 


Prag und Vorſtädte . . . 


. en nn 8 8 Te“ 


. "8 8 RT RT Te 


Tr The 


Prag überhaupt... . . . 


Karolinenthal. . .»..... 


Smidon . 


.. . 0.2 0 08 ehe 


Kal. Weinderge . . . . . » 


Ziztov . . 
Vorftäbte. 


Prag und Vorftäbte. . . . 


. 7 rn nr 1 8 Te 


Nusle Banträ ...... 


Bröovic . 
Vororte . 


Prag, Borftädte und Vororte 







x 
&r 
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eD) 88 (#8) OH | 1) 18 (T’9) E01 (9’78) 80F I 998 Ei. 
(ST) 981 (IF) 818 (2) F08 (29) LiL (8’C8) 38L 01 BEL 3 SEELE EEE 
gg) Br | Kon Hr ı 

(SD) 808% (U) #666 | (TE) FL6E$ (89) £6#8 (FO8) 958 101 83113 nn gr 





(#31) ZrL 18 (9°0L) 180 #21 ydnogaagn Buick 
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ein ein After— 
Familien⸗ mieter ober | z 
mitglied | Bettgeher perſon 


Er Dienſt— — 
‚eine Dienſt⸗ in Gaſt 





entfällt auf Bewohner 








Altſtadt .. ee 1.4 7.5 6.3 39.83 
Neuſtadt.. 1.5 10.4 6.8 12.5 
Kieinjeite 1.4 11.2 7.9 19.7 
Hradſchin et ae 1.3 | 13,8 14.8 | 8 5 
SKofephitadt. - - » 2.2... 1.6 3.4 18.2 | 36.7 
Dusehrad a ne 1.2 9,8 2,4 50.5 
Holedovic Bubna . -. . » . 1.2 8.9 | 24.2 s12 
Prag überhaupt. . » - 1.4 8.9 8,1 19.0 
Karolinenthbal. -. » » 2... 1.3 | 10.4 | 9.4 36.6 
ee VRR TE ET 1.2 | 11.1 | 12.1 48.9 
Kal. Weinberge: - » » +.» 1.3 | 11.4 | 9.3 57.5 
2 N 1.2 8.6 24.2 90.2 
Vorftädte | j 

Prag und Borftädbte. . . . - - 1.3 | 91 95 26.3 
Aeeeeee 1.2 1.6 | 241 67.3 
ONBERD: ee a 1.2 131 | 121 67.9 
NONE 20 5 2. 0 at 1.1 10 | 339 131.4 
Nusle Banträc. . . . 2... 1.2 14.3 | 28.1 14.7 
Vrsoviieee... 1.1 13.4 418 | 56.4 
Vororte überhaupt 1. 

Prag, Vorftädte und PVororte. . 1.2 | 10.8 18.6 29.6 


Zahl der Bewohner in den überfüllten Wohnungen: 




































0/6 der hiervon 
über- | Gejamt-| Fami- gr Dienſt⸗ 
haupt bevölfe- | lien« ı Ater- Bett. per: Gäſte 
rung | glieder mieter geher | jonen 












































0 !o 0/9 0, 0 'o | v, 0 
Atltadt © 2 222200. 6.319 09 ! 94 | 83 | 118 | 05 
Keuftadt. = 222.2. . 8810 713 | 73 | 70 |182 , 12 
Kleinfeite - - » 2... 2433 76.2 2141| 50 | 97 | 2.0 
— — ——— 1352 85.6 1.1 9.5 32 | 0.6 
ofephftadt . . .... 4238 7 1192 | 33.2 26 03 
Vosehrad - 2 22.2... 1196 00 | 64 | 36.08 
Holesovie Bubna. . . . | 4431 ’ 9.1 13 23,08 
Prag überhaupt . . . . | 28 779 714 | 96 | 97 | 85 | 08 
Karolinentbal . .. . . 3333 | 19.1 748 | 67 8.8 8, 1.1 
Smihor. 22 22.. 8554| 262 | 802 1105 | 391 4 1.0 
Kal. Weinberge. . . . . 5445 5.8 ; 8.5 \ 8. 1.3 
— en 14 471 01155 | 8 1.1 
Vorftädte - > 222. . sı803 | 253 | 789 | 96 | 53 | 51 11 
Prag und Vorftädte. 0532| wo | 753 | 96 | 74 | 67 10 
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Inden überfüllten Wohnungen entfällt auf Bewohner: 


eine Dienft- 
perfon 
























ein 
Familien» 
mitglied 


ein After- 
mieter ober 
Bettgeher 


ein Saft 














14 3.6 84 
14 7.0 8.0 
13 82 10.3 
11 28,5 314 
18 2,4 38,9 
Sehrad 13 6.1 25.5 
Holes ooic Bubna . . . . 12 61 45.0 
Prag überhaupt . . . . 14 52 18 | usı 
Karolinenthal . . . . - 14 64 11.5 
Smihov. . ... ... 12 20 225 
Kal. Weinberge. . . . . 1.3 74 12.5 
DIEIID: =. 3 2 a0 12 6.4 273 
Borftädte .. ..... 13 6.7 
13 53.9 


Prag und Vorftäbte. . . 


ZuArt. Harätek . 





Volksdichtigkeit 
von Prag 
u.9Vororte gemeinden. 












Zakl der auf Iha. verbauter Fläche 
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Die Entwiclung 
der ftädtifchen Grundrente in Wien. 


Don 


Dr. Paul Sıdhımarz, 


Dorftand 
der Hypothefarabteilung der Erften öfterreichifchen Spar⸗Caſſe in Wien. 


Schriften XCV. — Rohnungsfrage. 1. 3 





Vorbemerkung. 


Die Anregung zu den Unterfuhungen, melde ich über die Entwidlung 
Wiens und die im Laufe der legten vierzig Jahre daſelbſt vorgefommenen 
Veränderungen der Grundwerte anitellte, verdanfe ih Herrn Profeſſor 
Dr. Eugen von Philippovich, welcher mich im vorigen Jahre erſuchte, eine 
Zufammenftellung der Grundwerte Wiens nah den einzelnen Bezirken für 
die Zeit von der erjten Stabterweiterung d. i. ungefähr vom Jahre 1860 
bis zur Gegenwart anzulegen, welche vergleichende Zufammenjtellung er zur 
Berfaflung einer für die Parifer Weltausftellung bejtimmten größeren Arbeit 
benötigte. 

Anfangs hatte ich große Bedenken gegen ein ſolches Unternehmen, da 
ih mir einerſeits der Schwierigfeit diefer Arbeit bewußt und andererfeits 
überzeugt war, daß eine derartige Zufammenftellung vielfahen Anfechtungen 
von Fahmännern, melde anderen Anfchauungen über die Grundmerte 
huldigen, ausgefegt fein werde. ch mußte aber fchließlih die Richtigfert 
des Einwandes des Herrn Profefjor von Philippovich, daß der Eriten öfter: 
reihifhen Spar⸗Caſſe das größte und verläßlichſte Material zur Verfügung 
ftehe, zugeben und habe nad den Schätungsprotofollen unferes Inſtitutes 
die Zufammenftellung der Grundwerte in Wien für die Jahre 1860—1899 
verſucht. 

Obwohl das Material für dieſe Zuſammenſtellung ſonach nur aus 
dieſer einen Quelle geſchöpft iſt, dürfte dieſe Arbeit dennoch Anſpruch auf 
Richtigkeit haben, da die Schätzungen der Erſten öſterreichiſchen Spar-Caſſe 
geradezu bejtimmend für den Preis der Realitäten im Verkehr geworden 
find, ein Erfolg, der gewiß zeigt, daß die in den Schäßungen unferer An- 
ftalt nievergelegten Anfchauungen unferer Vertrauensmänner im großen und 
ganzen die richtigen find. Wenn der Schätzungskommiſſion unferer Anftalt 
oft der Vorwurf gemacht wird, ihre Schäßungen feien zu nieder, fo ift 

3% 
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darauf zu erwidern, daß die Kommiffion für die größtmögliche Sicherung 
der Hypothefarforderungen der Sparkaffe Sorge zu tragen hat, daher 
auch nicht jeder vorübergehenden, manchmal nur künſtlich gejchaffenen 
Steigerung der Grundpreife folgen darf, fondern die Konfolidierung der 
Verhältnifje abwarten und forgfältig prüfen muß, ob die Ausdehnung der 
Verbauung nad einer gemwiffen Richtung einem vorhandenen Bebürfnijje 
entſpricht, und ob die thatjählih und während eines längeren Zeitraumes 
erzielten höheren Mietzinfe einer beftimmten Gegend die Steigerung der 
Grundwerte dortſelbſt rechtfertigen. 


Einleitung. 


Eine Darftellung der Bodenwerte eined größeren Stabtgebiete® muß 
wegen der Mannigfaltigfeit der Wertbeitimmungsgründe von einem Typus 
ausgehen, der eine möglichit große Menge der einzelnen in Verkehr kommen— 
den Pläße repräfentiert und dadurch erſt eine Vergleichbarfeit der einzelnen 
Lagen überhaupt ermöglicht. 

Zum Zmwede der Bergleihung der einzelnen Grundwerte habe ich daher 
bei Anlage der diefer Abhandlung angeſchloſſenen Tabellen über die im Laufe 
der Jahre 1860—1899 vorgefommenen Beränderungen der Bodenwerte in 
Wien als Grundlage einen 20 m breiten, 25 m tiefen, regelmäßigen 
Mittelbauplag ohne Rüdficht auf die einzelnen Realitäten zuerfannte quali= 
fizierte (30jährige oder 18jährige) Steuerfreiheit gemählt. 

Edpläße mußten bei diefer vergleichenden Zufammenftellung außer Betracht 
gelafjen werben , weil der Wert derartiger Plätze je nach der Lage ein zu verfchieden- 
artiger ift und daher das ganze Bild nur verwirrt hätte. Hier fei nur nebenbei 
erwähnt, daß der Wert eines Edbauplahes wegen der beſſeren Ausnügbar- 
feit jtet3 ein höherer ift, als der in feiner Umgebung befindlichen Mittel- 
baujtellen. Bei befonders guten Lagen, wo der hohe Zins für die Barterre- 
geichäftslofalitäten einen mwefentlichen Teil des Gefamtzinfes ausmacht, ftellt 
fi) der Wert des Edplages, welcher die an und für fi wertvolle Gaffen- 
front in der doppelten Ausdehnung zur Verfügung bat, je nad der 
Qualität der minderen der beiden zufammentreffenden Gaflen um 
25—50 °o höher, ala der Wert des daneben befindlichen Platzes in ber 
befjeren Straße und um 50—60 ®%o höher, als der Wert des nebenan 
liegenden Plates in der minder wertvollen Gafle. 

Ye ungünftiger die Lage ift, deſto mehr verfchwinden dieſe großen 
Differenzen zwiſchen Eck- und Mittelplägen, und in Lagen, melde ſich nicht 
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mehr zur Anlage von Gefhäftslofalitäten eignen, übertrifft der Wert einer Ed- 
bauſtelle die umliegenden Mittelbauftellen faum um 10—15 %o ihres Wertes. 

Auch auf folde Gründe, welchen eine befondere (qualifizierte) Steuer- 
freiheit zuerfannt wurde, durfte bei diefer Arbeit fein Bedacht genommen 
werden, meil der durch die Zuerfennung der Steuerfreiheit hervorgerufene 
Mehrwert eigentlih einem Zufalle zuzufcreiben iſt und daher feinen 
Auffhluß über die befjere oder mindergünftige Lage eines Grundes giebt. 
Bei der Bewertung einer dur eine folche qualifizierte 18 jährige oder 
30jährige Steuerfreiheit begünftigten Bauftelle iſt es Sade einer Rechnung, 
die Steuererfparung, — welche bei Beiprehung der Steuern und der Zu: 
erfennung der Steuerfreiheit ausfühtliher behandelt wird, — nad dem 
vorausſichtlich zu erzielenden Zinfe zu erheben, felbe entfprechend zu fapita- 
lifieren und danach den Mehrwert eines ſolchen Bauplates gegenüber einem 
anderen, in gleicher Lage befindlichen, jedoch nur die gewöhnliche 12jährige 
Eteuerfreiheit genießenden Plate feftzuftellen. Nachdem die Steuererfparung mit 
der Höhe des zu erzielenden Zinfes und mit der Dauer der Steuerfreiheit fteigt, 
erhöht fich der Wert einer Bauſtelle mit qualifizierter Steuerfreiheit perzen: 
tuell nach der günftigeren Zage und nach der längeren Dauer der Steuer: 
freiheit; die Werterhöhung einer Bauftelle in den befjeren Lagen durch die 
18jährige Steuerfreiheit beträgt ca. 40—50 %o, durd die 30jährige Steuer- 
freiheit ca. 50—60 %/o ihres fonjtigen Wertes. 

Endlich mußte ih auch bezüglich der Gejtalt und der Tiefe des Grundes 
die Beſchränkung maden, daß in diefer Zufammenftellung nur der Durchſchnitts— 
wert eines m? von einem regelmäßigen ca. 20 m breiten und ca. 25 m tiefen 
Plage angegeben ift. Sch wählte einen Grund mit diefen Dimenfionen, weil 
fi derartige Plätze mit Rüdjicht auf ihr entfprechendes Verhältnis von Breite 
und Tiefe am beften zur Verbauung mit einem Gafjen-Doppeltraft und einem 
mit Diefem in Verbindung ftehenden Hoftraft eignen und infolge diefer ihrer 
günftigen Ausnüßbarkeit als Normaltype bejonders geeignet find. Plätze 
mit einer fchmäleren Front, noch mehr aber folde mit einer größeren 
Tiefe find im Durchſchnitte mit einem geringeren Werte per m? anzunehmen, 
weil der rüdmärtige Teil des rundes nur zu mindermwertvollen Hof: 
mohnungen oder bei bejonders großer Tiefe nur mehr für Werfftätten oder 
Fabrifsbauten oder fogar nur als Lagerplatz verwendet werden kann, weshalb 
aus diefem Teil des Grundes nur ein bedeutend geringeres Zinserträgnis 
erzielt wird. 

Pläge mit einer geringeren Tiefe — ſoweit fie ſich überhaupt noch 
entiprechend verbauen laſſen — haben andererfeits, beſonders in günftigen 
Lagen, durchſchnittlich wieder einen höheren Wert, weil das hohe Erträgnis 
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für die Gafjenlofale ausfchlaggebend ift und auch die Zinſe für Wohnungen, 
deren Hauptbeftandteile fi nur im Gaffentrafte befinden, jtet3 höher find, 
ala für folde, von welchen auch nur ein Teil dem Hofe zugefehrt ift. 

Mas nun die Art der Anlage der Tabellen felbft anbelangt, fo ging 
ich dabei in folgender Weiſe vor: 

Nah Zufammenfafjung der gleichwertigen Lagen (Straßen und Gaſſen) 
in jedem Bezirfe, ſuchte ih den Wert jeder einzelnen diefer Gruppen 
(Kategorien) in den verfchiedenen Zeitperioden dadurch feitzuftellen, daß ich 
für jede Pofition mwenigjtens 5 Beifpiele aus den Schägungsprotofollen der 
Erſten öfterreihifchen Spar-Cafje wählte und den Durchſchnitt aus den dort- 
felbft angegebenen Grundpreifen als den damals geltenden Wert des Grundes 
in der betreffenden Lage annahm !. 


Da fich größere Veränderungen in den Bodenwerten unter gewöhnlichen 
Verhältniffen nicht von einem Jahre auf das andere vollziehen, war es auch 
nicht notwendig, die Werte von jedem einzelnen Jahre anzuführen, fondern 
es genügte nad meinem Dafürhalten zur fyitematifhen Darftellung der Ent- 
widlung der Bodenmwerte die Angabe in größeren Zeitabfchnitten (ungefähr 
5 Jahre), in melden fi durch die Zunahme der Bevölferung, der Ver— 
bauung 2c. eine bedeutendere Einwirkung auf die Grundpreife fühlbar 
machte. Das Zufammenfaffen der Jahre 1860—1866 deutet an, daß in 
diefer Periode feine großen Veränderungen in den Grundwerten erſcheinen; 
die weiters nod in den Tabellen vorfommende Angabe mehrerer Jahre 
1872/73 und 1875/78 foll andeuten, daß fi im Laufe diefer Zeit eine 
größere Schwankung fundgegeben hat und erft in dem angegebenen End- 
termin die Wertbifferenz zu fonftanterem Ausdruck kam. In einigen Fällen, 
in welchen außerordentliche Ereigniffe größere Veränderungen in den Wert- 
verhältniffen hervorgerufen haben, hielt ich es für zwedvienlid, einzelne 
Jahre einzufhalten oder kürzere Zeitabfchnitte für die Angabe der Werte zu 
wählen. 


ı Mit Rüdfiht auf die verfchiedene Geftalt der einzelnen der Schätzung unter- 
zogenen Pläge und aud mit Rüdfiht auf die verfhiedenen Anjhauungen ber bei 
den Schägungen fungierenden Vertrauensmänner ergaben fich jedoch bei diefen Ver- 
gleihungen oft große Differenzen, und ed wäre mir unter dieſen Umftänden bei 
aller Sorgfalt wahrſcheinlich nicht möglich geweſen, ein richtiges Bild der Ver— 
änderungen in ben Grundbmwerten während der einzelnen Perioden zu geben, wenn 
mich nicht bei diefer Zufammenftellung Herr Architelt Karl Stephann, ein feit dem 
Jahre 1864 in ber Praris ftehender, außerordentlich verjierter Fahmann, mit feinem 
Rate werkthätigſt unterftügt hätte, wofür ich ihm zu befonderem Dante ver» 
pflichtet bin. 


Die Entwicklung der ftäbtifhen Grundrente in Wien. 99 


Troß der ebenerwähnten mehrfachen Einfchränfungen in Bezug auf 
Geitalt und Lage des zur Vergleichung herangezogenen Grundes ftellte fich 
bei diefer Grundmwertzufammenftellung die Notwendigfeit heraus, in vielen 
Fällen nur die Marimal- und Minimalgrenze, zwifchen welchen fich die Grund- 
werte der in eine Gruppe zufammengefaßten Straßenzüge bewegen, anzugeben, 
weil fonjt fait jede einzelne Gafje jeparat hätte behandelt werden müflen und 
Ichließlih auch das nicht genügt hätte, nachdem felbit in einer und derſelben 
Straße Differenzen im Werte der einzelnen Pläte vorfommen ; beiſpielsweiſe 
ift fat immer der Wert der dem Gentrum oder einer Radialſtraße näher- 
Itegenden Gründe ein höherer als der meiter entfernten Plätze, oder in 
Radialftragen der Wert der in der Nähe oder gegenüber einer verfehräreichen 
Seitengafje liegenden Plätze höher, als der der übrigen Plätze, welche nicht 
durch foldhe günftige Nebenumftände beeinflußt werben. 

Die Wertbewegung der Gründe im einzelnen wird in den unten folgen- 
den Tabellen zu geben verfudht. Vorerſt jollen aber die Momente, melde 
auf den Grundmwert beftimmenden Einfluß ausüben, erörtert werden. 


Erſter Abſchnitt. 
Beſtimmungsgründe der Grundwerte. 


Da bei der vorliegenden Beſprechung der Grundwerte von der Ver— 
wertung der Gründe in Wien als Lagerplätze oder Kulturgründe abgeſehen 
werden darf, kann als allgemeiner Grundſatz aufgeſtellt werden, daß der 
Grundwert beſtimmt wird einerſeits durch die Höhe des Erträgniſſes eines 
Gebäudes, welches auf dem betreffenden Grunde bei entſprechender Aus— 
nützung desſelben errichtet werden kann, andererſeits durch den jeweils gelten- 
den Zinsfuß, welcher der Kapitaliſierung dieſes Erträgniſſes zu Grunde ge— 
legt werden muß. 

Unter Erträgnis darf man jedoch nicht den Zinsertrag nach Abzug der 
Steuern und Hausauslagen verſtehen. 

Das Erträgnis im richtigen Sinne des Wortes erhält man erſt, wenn 
man von dem Zinsertrage außer den oben angegebenen effektiven Auslagen 
auch noch jene durch den vorausſichtlich längeren oder kürzeren Beſtand des 
Hauſes bedingte Quote in Abzug bringt, welche zur Amortiſierung des 
zum Bau des zinstragenden Objektes verwendeten Anlagekapitales not- 
wendig iſt. 

Nur eine Beſtätigung des oben angegebenen Grundſatzes iſt es, daß 
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gewiſſe Beichränfungen in der Verbauung oder Gewährung von qualifizierten 
Steuerfreiheiten herabmindernd oder erhöhend auf den Grundwert einwirken. 
Gründe, welde infolge gefeglicher Vorfchrift oder privater Vereinbarung ir 
Bezug auf die Art der Verbauung gewiſſen Beſchränkungen in der Gröfe 
der verbauten Fläche oder der Anzahl der Gefchoffe unterliegen, haben ım 
allgemeinen einen geringeren Grundwert, ald die übrigen einer derartigen 
Beſchränkung nit unterliegenden, fonft gleihmwertigen Gründe, weil auf 
einer gleihgroßen Grundflähe nur ein Gebäude mit einem geringeren Zins» 
ertrage errichtet werden kann. Andererfeits haben Gründe, denen durch ge- 
ſetzliche Beitimmung eine außergewöhnliche Steuerfreiheit zugeftanden ift, 
einen höheren Wert, weil für ein auf einem begünftigten Grunde errichtetes 
Haus die Auslagen an Steuern während eines längeren Zeitraumes ge: 
ringer find, als von den auf anderen nicht begünftigten Gründen erbauten 
Häufern. 

Wir wollen nun die einzelnen Abzugspoften einer Befprehung unter: 
ziehen und beginnen mit den Steuern. 

Bei dem mefentlihen Einfluß der in Wien zu entrihtenden Steuern 
auf das Erträgnig eines Objektes müſſen wir etwas ausführlicher über die 
Höhe der Steuern und über die Gewährung von Gteuerbefreiungen be: 
richten. 

Die Gebäudefteuer, deren Regelung auf dem Gebäubdeiteuerpatent vom 
23. Februar 1820 beruht, betrug urſprünglich 18 %o des nah Abzug von 
15 °/o für Erhaltungsfoften vom Brutto-Zinje verbliebenen Netto-Zinfes. Im 
Jahre 1850 wurde die 18 %oige Steuer auf 16% herabgefett, dafür aber 
ein die Einfommenfteuer vertretender "a Zufchlag hinzugefügt. Im Jahre 
1859 wurde ein weiterer Zufchlag (Kriegäzufchlag) angeordnet, der ur- 
fprünglid mit Yes und vom Jahre 1868 an mit "sa der Hauszinsfteuer 
fejtgejeßt wurbe, welche ſonach ſchon damals die Höhe von 26°3 %o er- 
reicht hatte. Mit der Gebäudeiteuernovelle vom 9. Februar 1882 R.G.Bl. 
Nr. 17 wurde die Entridtung der Hauszinsfteuer im allgemeinen in der 
Art geregelt, daß bei Wiener Häufern von dem nah Ausſcheidung der 
Zins- und Schulkreuzer! verbleibenden richtig geftellten Netto-Zinfe 15 %0 
an Erhaltungs- und Amortifationsfoften in Abzug gebradt und vom Reſte 
die 26°/3 uige landesfürftlihe Steuer berechnet wird, zu mwelder dann 


! Die Zind und Schulkreuzer find Umlagen auf den Mietzins, melde die 
Gemeinde Wien auf Grund des $ 52 ihres Statuteö zur Dedung der Gemeinde» 
bedürfniffe im allgemeinen bezw. für Schulzwede bis zur Marimalhöhe von 15 fr. 
von jedem Zinsgulden einzuheben berechtigt ift. 
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die jeweilig fejtgefeßten Gemeinde- und LZandesumlagen hinzufommen. Der: 
zeit werden demnad an öffentlihen Abgaben vom Zinsertrag eines fteuer- 
pflichtigen Haufes entrichtet: 


Die landesfürftlide Steuer mit 26% %o oder vom Bruttozinfe » . - . 20.75 %o 

Die Landesumlagen mit 25%o der landesfürftlihen Steuer oder vom 
Bruttoginfe . - 5.19 9/0 

Die Gemeindeumlagen — 21% ber Tanbesfüchlien Steuer ober » vom 
Bruttozinfe . .» » 4.36 %io 


Die Zind- und Schulfreuzer Ber 94, or vom Retidzinſe ober vom 1 Bruttoginfe 8.47 9/0 

Der Militärbequartierungsbeitrag! mit Yıo%o vom Nettozinje oder vom 
MRTHERROBENENB a. u: a a bene an ae a ar Ar ae ig ANDI 
Zufammen 38.86 %o 


Hiervon fommt der auf Grund des Geſetzes vom 25. Dftober 1896 R. G. Bl. 
Nr. 220 ftatuierte Nachlaß der — 11.2%0 oder 


vom Bruttozinie. . - - S 0. 232% 
in Abzug, ſonach bleiben zur Entridjtung ....36.54 00 


vom Bruttozinſe. 


Dazu kommen noch die Kanalräumungs- und Waſſerbezugsgebühren, 
welche nach der Größe des Hauſes, der Anzahl der Bewohner und dem 
thatſächlichen Waſſerverbrauch entrichtet werden, ſich daher nicht in Pro— 
zenten vom Bruttozinſe ausdrücken laſſen und wegen ihrer BER 
auch nicht von Belang find. 

Eine Ausnahme von diefer allgemeinen Regel der ———— 
bilden die Gebäude einzelner im Jahre 1891 mit der Reichshaupt- und 
Reſidenzſtadt Wien vereinigten Gemeinden und Gemeindeteile und zwar der 
Ortsgemeinden Simmering, Hetzendorf, Lainz, Speiſing, Breitenſee, Ober— 
St. Veit, Unter-St.Beit, Hacking, Baumgarten, Hütteldorf, Ottakring, 
Pötzleinsdorf, Gerfthof, Salmannsdorf, Neuftift am Walde, Ober-Sieverina, 
Unter-Sievering, Grinzing, Nußdorf, Kahlenbergerdorf, Dornbach, Neu: 
mwaldegg, Kaifer-Ebersborf, Altmannsdorf und Inzersdorf am Wienerberge, 
welche zufolge der Gejege vom 9. Juli 1891 R.G.Bl. Nr. 97 und vom 
5. Januar 1896 R.G.Bl. Nr. 13 bis zum Jahre 1898 vom Nettozinje 
30% an Erhaltungs- und Amortifationsfoften in Abzug bringen fonnten 
und vom Weite nur eine 20 '/oige landesfürftliche Steuer zu entrichten 
hatten. Bei diefen Häufern tritt vom Jahre 1898 an jucceflive eine Er- 
böhung der Steuer und eine Herabfegung der in Abzug zu dringenden Er: 


! Der NMilitärbequartierungsbeitrag ift eine Umlage auf den Mietzins, welcher 
zur Dedung der von der Gemeinde Wien für Militäreinquartierungssmede zu 
Leiftenden Ausgaben eingehoben wird. 
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haltungskoſten ein, bis diefelben im Jahre 1912 gleich den übrigen Häufern 
Wiens nur 1590 an Erhaltungskoften in Abzug bringen dürfen und die 
26 2/8 ''gige Steuer entrichten müfjen. 

Um die Bauthätigfeit anzuregen, wurden aber ſchon zur Zeit der 
Regierung der Kaiferin Maria Therefia den Neubauten Steuerbefreiungen 
zugeitanden. Dieſe Steuerbefreiungen find in den verfchiedenften Formen 
aufgetreten, und eine einheitliche Regelung erfolgte erſt mit der faiferlichen 
Entſchließung vom 10. Februar 1835, mit welcher den Neubauten eine 
zehnjährige, den Umbauten eine achtjährige Steuerfreiheit zugefichert wurde. 
Im Laufe der Jahre wurden jedoch hiervon mannigfache Ausnahmen ge— 
Ihaffen. Mit der faiferlihen Entſchließung vom 14. Mai 1859 murde 
den Neubauten, welche innerhalb 5 Jahren vollendet wurden, eine achtzehn: 
jährige, den Neubauten, welche innerhalb 10 Jahren vollendet wurden, eine 
fünfzehnjährige Steuerfreiheit zuerfannt. Mit dem Gejege vom 16. Auguft 
1865 wurde den bis 1867 fertiggeitellten Neubauten eine fünfzehnjährige, 
den Umbauten eine zmwölfjährige Steuerfreiheit zugeitanden. Cine gleiche 
Begünftigung wurde mit den Gejegen vom 14. November 1867, vom 
24, Dezember 1869 und vom 15. Juni 1871 jenen Gebäuben erteilt, 
welche bis Ende des Jahres 1869 beziehungsmweife 1870, 1871, 1872 und 
1873 vollendet wurden. Durch das Geſetz vom 18. März 1874 R. G. Bl. 
Nr. 18 wurde die Befreiung von der Hauszinsjteuer für Neubauten, Um- 
bauten und AZubauten auf 25 Jahre erweitert, wenn diejelben in den 
Jahren 1874, 1875 und 1876 begonnen und bis 1876 vollendet wurden, 
die übrigen Bauten, weldhe vor dem Jahre 1874 begonnen und bis 1875 
vollendet waren, erhielten als Neubauten die fünfzehnjährige, ald Umbauten 
die zmölfjährige Steuerfreiheit. Durh das Geſetz vom 15. März 1876 
RG. Bl. Nr. 31 wurde den Neubauten und Umbauten, welde in ben 
Jahren 1877 und 1878 vollendet wurden, eine zwanzigjährige Steuer- 
freiheit, jenen, welche in den Jahren 1879 und 1880 vollendet wurden, 
eine fünfzehnjährige Steuerfreiheit zuerfannt. Endlich mit Gefeg vom 
25. März 1880 R.G. Bl. Nr. 39 wurde im allgemeinen den Neubauten 
und Umbauten eine zmölfjährige Steuerbefreiung zugejtanden. 

Diefe Steuerbefreiungen beziehen ſich jedoch nur auf die landesfürjt- 
lihe Steuer, während die Landes: und Gemeindeumlagen und außerdem 
feit dem Jahre 1849 die fogenannte 5 oige Steuer vom Ertrage haus— 
zinsfteuerfreier Häufer entrichtet werden müſſen. Solde Häufer, welche 
die gewöhnliche Steuerfreiheit genießen, haben an öffentlihen Abgaben 
während dieſer 12 Jahre 21.99 %o des Brutto-Zinjes zu entrichten; nad) 
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Ablauf der 12 Jahre tritt dann die Verpflichtung zur Zahlung der oben 
angegebenen 36.540 des Brutto-Binjes ein. 

Eine qualifizierte Steuerfreiheit mit teilmeifer Befreiung von ven 
Zanded- und Gemeindeumlagen wurde mit der fatferlichen Entſchließung vom 
14. Mai 1859 den Stabterweiterungsgründen ! zugeftanden und zwar in 
der Dauer von 30 Jahren für jene Bauten, melde innerhalb 5 Jahren 
nach der Ausbietung des betreffenden Bauplates vollendet, und von 25 
Jahren für jene Bauten, welche innerhalb 10 Fahren nad) diefem Termine 
fertig gejtellt wurden; derartige Häufer genießen während der erften 10 Jahre 
auch die Befreiung von den Gemeinde- und Zandesumlagen und entrichten 
während biefer Zeit daher nur die Zins- und Schulfreuzer und die 5 '/oige 
Steuer famt den auf diefe Steuer entfallenden Zuſchlägen d. i. 14.43 %/o 
des Bruttozinfes. Nach Ablauf diefer 10 Jahre haben fie zwar die 
Gemeindeumlagen zu zahlen, genießen aber während des Reſtes der Steuer: 
freiheit noch die Befreiung von der landesfürjtlihen Steuer und den 
Landeöumlagen und haben fonad ca. 18/0 des Bruttozinfes zu ent« 
richten. 

Mit der faiferlihen Verordnung vom 21. Auguft 1899 R.G.BI. 
Nr. 167 ift den Gründen der Kaifer Franz Joſefs-Kaſerne und einigen 
der Gemeinde Wien gehörigen Parzellen im III. und IV. Bezirke eine 
dreißigjährige Steuerbefreiung für jene Bauten, welche innerhalb 10 Jahren 
und eine fünfundzwanzigjährige Steuerbefreiung für jene Bauten, welche 
innerhalb 20 Jahren nad) der Ausbietung diefer Plätze vollendet werden, zu= 
erfannt morden. Die Steuererfjparung eines fünfundzwanzig- refpeltive 
dreißigjährig fteuerfreien Haufes beträgt jonad gegenüber der gewöhnlichen 
zwölfjährigen Steuerfreiheit in den erſten 10 Jahren 7.6°%o, in den zwei 
weiteren Jahren 4°/o und in den folgenden 13 beziehungsmweife 18 Jahren 
18.5 %o des Bruttozinfes. ° 

Durh das Gejeg vom 5. April 1893 R.G. Bl. Nr. 54 wurde einer 
Anzahl von individuell beftimmten Häufern (1263), deren Umbau aus 
BVertehrsrüdfichten wünſchenswert erſchien, die adhtzehnjährige Steuerfreiheit 
und die Befreiung von den Landes: und Gemeindeumlagen zugefichert, 
wenn der Umbau diefer Häufer innerhalb 10 Jahren erfolgt. Häuſer, 


1 Das find jene Grundfläden, welche nad Entfernung der früher den I. Be- 
zirt umgebenden Feſtungswälle und Gräben der Berbauung übergeben und teilmeife 
zu öffentlihen Bauten, teilweife für Privatbauten beftimmt wurden. Aus bem Erlös 
der an Private verfauften Gründe wurde ein eigener Fonds (Stabtermweiterungsfonds) 
gebildet, der allmählih durd die Erridtung öffentlicher Bauten aufgezehrt wurde 
bezw. wird. 
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welde diefer Begünftigung teilhaftig werden, zahlen während der 18 Jahre 
nur die Zins- und Schulkreuzer fowie die 5 toige Steuer famt den Zu— 
fchlägen hiervon, im ganzen nur 14.4%o des Bruttozinfes. Die Steuer- 
erfparung eines ſolchen achtzehnjährig jteuerfreien Haufes gegenüber der 
gewöhnlichen zwölfjährigen Steuerfreiheit beträgt in den erjten 12 Jahren 
7.6°%o, in den mweiteren 6 Jahren 22.10 des Bruttozinfes. 

Die Hausauslagen, morunter die Reparaturen, die Auslagen für 
Maler, Beleuhtung und für den KHausbeforger, ſowie auch eventuelle 
Adminiftrationskoften gerechnet werden, find je nach der Lage des Objektes 
und der damit verbundenen Größe der Wohnungen und Befchaffenheit der 
Bewohner verſchieden; für ein größeres Haus in einer günftigen Lage werben 
durchſchnittlich 4—5 "/o des Zinjes zur Dedung der Hausauslagen genügen, 
während zu diefem Zwede für ein Haus in ſchlechter Lage, bei welchem 
fhon mit Rüdfiht auf die monatlihe oder wöchentliche Einkaffierung 
des Zinfes die Adminiſtrationskoſten ungleih höhere find, S—10 %o des 
Zinfes in Anſpruch genommen werben. 

Ebenfo wie die Hausauslagen mit der minderen Lage des Haufes 
fteigen, vermehren fi auch mit dem Abnehmen der Lage die Leerjtehungen 
und die Uneinbringlichkeit des Zinfes. In günftigen Lagen fommen Leer: 
ftehungen felten, Uneinbringlichkeit des Zinfes faft nie vor, während in 
fchlehten Lagen mit diefem Faktor als einer regelmäßig wiebderfehren- 
den Erſcheinung von vornherein gerechnet werden und daher ein be- 
ftimmter Prozentfa des Zinfes für dieſe Ausfälle in Abjchlag gebracht 
werden muß. 

Weiters haben wir nod den Einfluß, melden die Höhe der zur 
Amortifation des Anlagelapitales erforderlichen Quote auf dag Erträgnis 
ausübt, zu befprechen. 

Bei dem ftetigen Fortjchritt im Komfort, in der Ausftattung und in der 
Einteilung der Wohnungen entſpricht felbft ein folid gebautes Haus nad un- 
gefähr zwanzigjährigem Beitande nicht mehr allen Anforderungen, die feitens 
der Mietparteten geftellt werden; das Zinserträgnis wird daher ſchon etwas 
zurüdgehen, wenn nicht etiwa der Ausfall durch die Steigerung der Gefchäftszinfe 
wettgemacht wird. Je älter das Haus, je unmoderner dasfelbe wird, deſto 
mehr muß der Eigentümer mit feinen Zinsforderungen herabgehen, um feine 
Parteien für den Entgang vieler Annehmlichkeiten, welche in neuen Häufern 
geboten werden, zu entjhädigen und daher zum PVerbleiben zu veranlafjen 
oder, wenn dies nicht gelingt, neue genügfamere Parteien, die aber auch nur 
einen niederen Zins zahlen, zu gewinnen. Als Beifpiel hierfür können 
wir ein altes Haus im I. Bezirfe in der Riemergafje anführen, deſſen Zins- 
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erträgnis vom Jahre 1885 per 10200 fl., auf 7050 fl. im Fahre 1849 
gejunfen iſt. Schließlich helfen aber auch dieſe Ausfunftsmittel nicht mehr, 
und der Eigentümer tft gezwungen, fein Haus zu demolieren und durd ein 
neues zu erfeßen. Diefer Zeitpunft, in welchem fi) daher dad Anlage: 
fapital für das nun zur Demolierung gebrahte Haus amortifiert haben 
muß, tritt bei minderguten Häufern in ungünftigen Lagen bedeutend früher 
ein, als bei guten Häufern und iſt daher für die erfteren eine weit größere 
Amortifationsquote erforderlih. Die Baufoften eines ebenerdigen Wohnhaufes 
in guter Zage und daher auch entiprechend guter Austattung betragen per 1m? 
ca. 70—75 fl., jedes weiteren Geſchoſſes 35 — 40 fl., fo daß 1 m? Bau eines 
ſolchen dreiftödigen Haufes auf 180—200 fl., 1 m? eines vierftödigen Haufes 
auf 220— 240 fl. zu ftehen fommt. Die Baufojten eines ebenerdigen Haufes in 
minder günftiger Lage und dementjprechend einfacher Ausftattung betragen per 
1 m? 40—45 fl., jedes weiteren Geſchoſſes 18—20 fl., ſodaß 1 m? eines 
ſolchen breiftödigen Haufes auf 90—100 fl., 1 m? eines vierftödigen Haufes 
auf ca. 120 fl. zu ftehen fommt; es find daher die Heritellungsfoften eines 
folhen Haufes minderer Gattung mohl bedeutend geringer, aber das auf 
die Herftellung verwendete Anlagefapital muß in unverhältnismäßig fürzerer 
Zeit amortifiert werden, da ein folhes Haus troß Aufwendung der erforder: 
lichen Erhaltungsfoften infolge der weitaus größeren Abnützung durd die 
Parteien in einem viel früheren Zeitraum unbewohnbar und zum Umbau 
reif wird. Beifpielsweife wird ein Haus in der inneren Stadt auch nad 
einhundertfünfzigjährigem Beltande immer noch einen, wenn aud) im Ber: 
gleiche zu feinen neueren Nahbarhäufern geringeren, aber doch noch ziemlich 
günftigen Zinsertrag liefern, während einem Haufe in Ottafring oder Unter: 
Meidling durchſchnittlich nur eine fünfzige bis höchſtens fechzigjährige 
Lebensdauer zugefproden werden fann. Die Amortifationsquote für ein 
Haus in guter Lage wird daher nur ca, 200 des Zinſes betragen, während 
bei einem in ungünjtiger Zage befindlichen Haufe bis zu 5°%o des Zinfes 
zur Amortifation des Anlagefapitel aufgewendet werden müfjen. 

Aus den vorangeführten Gründen ift es unrichtig, Häufer in ver- 
jchiedenen Lagen mit demjelben Zinsertrage für gleichwertig zu halten. 
Diefen Fehler begeht die Verordnung der Minifter der Yuftiz, des Inneren 
und des Aderbaues vom 25. Juli 1897 R.G.B. Nr. 175 (Realſchätz- 
ordnung), indem biefelbe in den S 19 und 20 anordnet, daß jedes Ober: 
landesgericht für feinen Sprengel bis Ende Dezember jeden Jahres für das 
nädjte Jahr den Zinsfuß zu beftimmen hat, nach welchem der für land- und 
forjtwirtfchaftlihe oder für Gebäude ohne land» und forftwirtfchaftlichen 
oder induftriellen Betrieb ermittelte Reinertrag zu fapitalifieren ift; derzeit 
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ift thatfählih vom öfterreichifchen Oberlandesgerichte beftimmt, daß bei erefu- 
tiven Schäßungen ein 4P/oiger Zinsfuß zur Kapitalifierung des Rein— 
ertraged anzumenden ift, wovon nur abgegangen werden kann, wenn beide 
Sadiverjtändigen tibereinftimmend die Anwendung diefes Zinsfußes für den 
fpeciellen Fall als nicht angemefjen erflären. 

Nachdem wir hier nur die Wiener Verhältniffe zu befprechen haben, 
wollen wir davon abjehen, nadzumeifen, daß e3 unmöglich ift, einen ein- 
heitlihen Zinsfuß zur Kapitalifierung des Reinertrages von Häufern in 
Mien, in den Provinzftädten und auf dem flachen Lande zu firieren; mir 
wollen nur darauf hinmweifen, daß fchon in Wien felbit die Verhältnifje 
in den einzelnen Bezirken, in den einzelnen Lagen jedes Bezirkes und felbit 
bei jedem einzelnen Objekte fo verfchieden jind, daß der Zinsfuß, welcher 
behufs Ermittlung des Wertes des betreffenden Haufes zur Kapitalifierung 
des Reinertrages anzunehmen it, jedem einzelnen Objekte angepafit 
werden muß. 

Für die Beitimmung dieſes Zinsfußes find maßgebend die Lage 
und Solidität des Gebäudes, die Art der Verbauung und das Alter des 
Baues. 

Bei einer günftigen Lage und der damit zufammenhängenden größeren 
Eolidität des Baues find — mie bereits früher hervorgehoben wurde — 
infolge der befjeren Beichaffenheit der Bewohner und der geringeren Ab- 
nügung die außergewöhnlichen Erhaltungsfojten und die Amortifationsquote 
bedeutend geringer, und man wird daher unter fonft gleichen VBorbedingungen 
beifpielaweife den Neinertrag eines Haufes in den befjeren Lagen des 
1. Bezirfes mit 4— 4/2 /o fapitalifieren können, während man bei einem 
. Haufe im X. Bezirke, Ottakring oder Unter-Meidling eine 6—8 Po ige 

Kapitalifierung des Reinertrages vornehmen muß. 

Hinfichtlich der Verbauung muß berüdfichtigt werden, ob der Grund 
ſowohl in Bezug auf die Anzahl der Gefhoffe ald auh mit Rückſicht auf 
die Größe der verbauten Fläche bis zum gefeglich zuläffigen Höchſtausmaß 
ausgenügt ift. Den Ertrag einer vierftödigen Zinsfaferne, bei welcher nur 
das gefeglihe Ausmaß von 150 des Grundes oder noch weniger als un- 
verbauter Hofraum freigelajlen it, wird man beifpieläweife mit 6 %'o 
fapitalifieren müfjen, während vielleicht bei einer einftödigen Villa mit einem 
größeren unverbauten Grunde die Anwendung eines ungefähr 3/oigen Zins— 
fußes angemefjen fein kann. 

Das Alter eined Gebäudes übt wohl feine Wirkung auf die Er- 
mäßigung des Zinſes aus, aber gerade bei jehr alten Gebäuden ift die 
Kapitalifierung des Neinertrages insbefondere mit einem 4%oigen Zins— 
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fuße vollfommen unanmwendbar. Auch in den lesten Jahren feines Beftandes 
nämlid wirft ein Haus noch ein Zinserträgnis ab und auf die Erhaltung 
werden naturgemäß möglichſt geringe Koften aufgewendet ; umfomweniger aber 
darf die Differenz zmwifchen Einnahmen und Auslagen zum Zmwede der 
Wertbeftimmung zur Kapitalifierung verwendet werden. Denn der Eigen- 
tümer fann nur mehr furze Zeit fein Haus ausnüben, dann tft er vor die 
Notwendigkeit geftellt, e8 umzubauen. Für die Bewertung eines folchen 
Haufes darf daher nur der Grundwert und der meiftens fehr geringe 
Materialwert des alten Gebäudes in Rechnung gezogen und höchſtens noch 
ein Heiner Aufichlag auf die für einige Jahre noch möglihe Ausnützung 
des Haufes gemadht werden. Die Schätungstommiffion der Erften öfter- 
reihifchen Spar:Cafje hat vor furzem ein Haus in Unter-Meidling mit 
einem thatfächlihen Zinsertrage von 1800 fl., welches unter Zugrunde- 
legung einer 4P/oigen Verzinfung des Ertrages erefutiv auf 19000 fl. ge 
fhäßt war, mit Rüdfiht auf den fchledhten Bauzuftand, wodurch deſſen Um— 
bau bald notwendig fein wird, auf 9000 fl. bewertet. 

Die Folgen der Unrichtigfeit der oben citierten Minifterialverordnung 
oder menigjtend der unrichtigen Anmwendung dieſer Vorfchrift zeigen ſich 
auch deutlich, indem feither die erefutiven Schäßungen faft durchgehende zu 
hoch find und die bei den zwangsweiſen BVerfteigerungen erzielten Meiſt— 
bote weit hinter den Schätmerten zurüdbleiben. 

Nahdem mir nun die Abzugspoften behandelt haben, gehen wir zur 
Beiprehung des Zinfes über als desjenigen Faktors, von meldem die 
Steuern, Hausauslagen und die Amortifationsquote in Abzug gebracht 
werden müflen, um das Erträgnis zu erhalten. Es entiteht vorerft die 
Frage: Wodurch wird der Zins, diejes für den Grundwert jehr maßgebende 
Moment, beitimmt? 

Für die Höhe des Zinfes ift die Lage ausſchlaggebend und hier wieder 
in erfter Linie die Gefchäftslage. Der Zins für Gejchäftslofale in guten 
Lagen ift ganz unverhältnismäßig höher, als in minderen Lagen, in melden 
er nur um wenige den Zins einer Wohnung in berfelben Größe über- 
fteigt; in den beften Lagen überwiegt der für die Parterregefchäftslofale ge- 
zahlte Zins den des ganzen übrigen vier- oder fünfftödigen Haufes, obwohl 
bier das erfte Stodwerf (jogen. Mezzanin) auch zu Gefchäftszweden mit 
einem bedeutend höheren — ungefähr dem doppelten — Zins vermietet 
wird als eine Wohnung. in eriter Linie beeinflußt bier der Mietzins der 
Geſchäftslokale das geſamte Erträgnis und dadurd mittelbar den Grund 
wert. Als Regel gilt: 1 Uuadratflafter (= 3.6 m?) eines regelmäßigen 
10 Klafter = 20 m breiten und 13 Klafter = 25 m tiefen Grundes it 
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ebenfoviel wert, als für eine die gewöhnlichen Dimenfionen (2.50 m Breite 
und 5.50 ın Tiefe) mefjende Offnung eines dortjelbft befindlichen Gefchäfts- 
Iofale8 an Mietzins per Jahr gezahlt wird. 

Die Gefchäfte find auf lebhaften Verkehr angewieſen, weshalb es er— 
Härlih ift, daß die Gefchäftslofale dort gefucht werden, und daß dort die 
höchſten Mietzinfe für diefelben gezahlt werden, wo der Verkehr am jtärfiten ift, 
alſo im Centrum der Stadt und in zweiter Linie in den Radialſtraßen, die 
zugleih die Hauptjtraßen der Bezirke find. Wie fehr der Verkehr eine 
Gegend zur Geihäftslage zu beitimmen vermag, zeigt am beften der Um— 
ftand, daß am Stefansplag, Stod im Eifen, Graben, Kärnthnerftraße, in 
welchen Straßen der Verkehr am lebhafteiten ift, für ein Geſchäftlokal mit 
1 Thüre und 1 Schaufenſter 4000—5000 fl. an Mietzins gezahlt wird, 
während die unmittelbar daneben befindlichen Straßen, wie 3. B. die in den 
Graben einmündende Habsburgergafje, Bräunerftraße, Dorotheergafje 2c. als 
Sefchäftslage faſt gar nicht in Betracht kommen; in diefen Gafjen find 
überhaupt fajt feine Gejchäftslofale und eines der wenigen dort vorfommen: 
den Geſchäfte zahlt faum den fünften Teil eines gleichgroßen nit 
100 Schritte entfernten Geſchäftslokales am Graben. 

Auch noch andere merkwürdige nur durd) die Gewohnheit des Bubliftums 
erflärliche Erfcheinungen treten in dieſer Beziehung auf; fo it 3. B. in 
manden Straßen der Berfehr auf der einen Seite ftärfer als auf der 
anderen, daher die lettere als Gefchäftslage minderwertig iſt. Beſonders 
auffallend ift dies am Graben, wo fi der jtärfere Verkehr von der Ede 
des Kohlmarktes an derfelben Seite bis zur Spiegelgafje fortbewegt, jich 
hier teilt und einerfeit3 in der Richtung gegen die Kärnthnerjtraße binzieht, 
andererjeitö quer über den Graben fett in der Richtung gegen den Stefans- 
plag. Die vom Hauptverfehr weniger berührten Teile des Grabens find 
daher als Gejchäftslagen etwas weniger geſchätzt als die übrigen. Auch in 
der Mariahilferftraße ift der Verkehr auf der linken Seite bis zur Webgaſſe 
ein lebhafterer als auf der rechten Seite diefer Straße. Und fo könnten 
wir noch auf viele Eigentümlichfeiten des Verfehres, welche auf den Grund- 
wert zurüdwirfen, hinweijen. 

Gewiſſe Gejchäfte derfelben Gattung fiedeln fih, auf die Bequemlichkeit 
des Publikums rechnend, welches feinen Bedarf in einem bejtimmten Artifel 
dort zu deden trachtet, wo ihm die größte Auswahl geboten wird, in einer 
Gafje oder in benachbarten Gaffen an, und es bildet fi aus einer Gegend, 
welche fonjt vom Berfehre wenig berührt wird, eine gute Gejchäftägegend 
heraus; fo ift der Bauernmarkt, welcher fi fonft infolge feiner verborgenen 
Lage weniger als Geichäftspoften eignen würde, wegen der vielen dortſelbſt 


Die Entwidlung der ftädtifhen Grundrente in Wien. 49 


nebeneinander beftehenden Seiden-, Stoff: und Schneiderzugehörgeſchäfte als 
Geichäftslage ſehr geſucht; ebenfo die Schulerftraße, in welcher die ſämt— 
lihen Zeitungen mit ihren Annoncierungs: und Erpeditionslofalen ver- 
fammelt find. Dod find dies nur Ausnahmen. Im allgemeinen find gute 
Gefchäftslagen nur dort, wo ein reger Verkehr herrſcht. 

Noch in den 1870er Jahren waren nur die Gefchäftslagen im I. Bezirk 
befonders begehrt, da das Publikum gewöhnt war, befjere Waren nur in 
der inneren Stadt zu faufen und fchon deshalb fonnten fih nur hier größere 
Detailgefhäfte halten. Mit der Zunahme der Bevölkerung wurde die Nach— 
frage nad Gefchäftslofalen im Centrum eine immer ftärfere, und nachdem 
troß dieſer ftärferen Nachfrage an dem allgemeinen Principe fetgehalten 
wurde, daß fich nur verfehrsreiche Gegenden zu Geſchäftslagen eignen, ftiegen 
die Zinfe der Gefhäftslofale in den bejjeren Lagen des I. Bezirkes anfangs 
der 1870er Jahre fo bebeutend, daß fich viele Gejchäftsleute veranlaft ſahen, 
den Verfuh zu unternehmen, in den verfehrsreihen Straßen der Vorftäbte, 
woſelbſt ſich bereits ein großer Teil des wohlhabenden Publikums anfäffig 
gemacht hatte, bejjere Gefhäfte zu eröffnen und dadurch der dort wohnhaften 
Bevölferung Gelegenheit zu bieten, ihren Bedarf in der Nähe ihrer Woh- 
nung zu deden. Das Publikum befreundete fich nach und nad mit dieſer 
bequemeren Art des Einfaufes, und die Hauptitraßen der einzelnen Bezirke 
bildeten fih immer mehr und mehr zu guten Gefchäftslagen aus. Ein be- 
fonderes Beifpiel hierfür iſt die Mariahilferftraße im VI. und VII. Bezirke, 
welche fi im Laufe der 1880er und 1890er Jahre als vorzügliche Gefchäfts- 
lage entwidelt hat und derzeit nicht nur dem Bedarf des Bezirkes felbit, 
fondern als beliebtefte Einfaufsgegend fait für den ganzen Mitteljtand dient, 
fodaß Ddiefe Straße nur mehr von den beiten Teilen des I. Bezirfes über- 
troffen wird; hier tritt aber die auffallende Erfheinung auf, daß nicht der 
Teil der Mariahilferftraße, welcher fi unmittelbar an den I. Bezirk an— 
fchließt, der beſte ift, fondern, daß in dem etwas meiter oben gelegenen 
Teile diefer Straße zwiſchen der Stiftgafje und Neubaugafje die höchſten 
Mietzinje für Gefhäftslofale gezahlt werden. Auch in der Gumpenvorfer- 
jtraße, Lerchenfelderſtraße, Alferitraße und Währingerftraße, welche ebenfalls 
gute Gejhäftslagen zu nennen find, finden wir, daß nicht der unterfte Teil 
diefer Straßen für Gefchäftslofale befonders wertvoll ift, fondern, daß die 
gute Gejchäftslage erjt weiter oben beginnt. Dies ift dadurch zu erklären, 
daß im unteren Teile diefer Straßen viele öffentliche Gebäude vorfommen 
und die wenigen bort befindlichen Privathäufer mit ihrer geringen Anzahl 
von Gejchäftslofalen den gefchäftlichen Verkehr nicht in entjprechendem Maße 
anzuziehen vermögen. In der Wiednerhauptitraße hat fih in den letzten 
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Jahren der untere Teil bis zur Paulanerfirhe als fehr gute Geſchäftsgegend 
herausgebilbet. 

Ale dieſe als vorzüglihe Gefchäftslagen bezeichneten Straßen find 
Radialftragen mit lebhaftem Verkehre. Man fieht aber auch bereits die 
weitere Entwidlung ſich vollziehen; an verjchiedenen Kreuzungspunften der 
Radialftraßen mit lebhaften Seitengafjen find gewiſſe Centren entftanden, 
von wo ſich ein lebhafter Gejchäftsverfehr auch auf diefe Seitengafjen aus: 
breitet. Als Beifpiele führen wir nur die Kirhengafje und Neubaugafje im 
VI. Bezirke, die Schleifmühlgaffe im IV. Bezirke an, in denen fih em 
von der Mariahilferftraße rejp. MWiednerhauptitraße abgeleiteter lebhafter ge- 
fchäftlicher Verkehr entwidelt hat. | 

Die übrigen Nadialjtragen in den Bezirken bleiben zwar hinter der Maria- 
hilferftraße und dem unteren Teile der Wiednerhauptftraße weit zurüd, haben 
aber immerhin bereits eine gewiſſe Bedeutung als Geſchäftslagen erreicht. 

Derjelbe Prozeß, der fich feit den 1880er Jahren Hinfichtli der Aus— 
breitung der Gejchäftslagen in den Bezirken vollzogen hat, wiederholt ſich 
nun in den früheren Bororten feit der Vereinigung bderfelben mit Wien. 
Auh Hier gewinnen die Nadialjtraßen bedeutenden Wert als Geſchäfts— 
gegenden; allen voran geht wieder die Fortſetzung der Mariahilferitrage in 
Fünfhaus und Rudolfsheim, doch aud die Mähringerftraße, Hernaljerhaupt- 
ftraße, DOttafringerhauptitraße, Neulerchenfelderitraße, ja jelbit die Schön: 
brunnerftraße in Meidling haben durd ihre größere Bedeutung als Gefchäfts- 
ftraßen die Seitengafjen der angrenzenden alten Bezirfe an Wert bereits 
überflügelt. Der Gejchäftsverfehr bleibt aber in den ehemaligen Vororten 
nod) faft ganz auf die bedeutenden Radialſtraßen beſchränkt, Verfehrscentren, 
wie in den alten Bezirken, haben ſich nur ſehr wenige gebildet, daher aud) 
die meisten Seitengafien, in melden feine Gefchäftslofale angebracht werden 
fönnen, gegenüber den Hauptitraßen bedeutend im Werte abfallen. 

In zweiter Linie wird der Zinsertrag durch den Mietzins der Woh— 
nungen bejtimmt. Diefer hängt nun wieder von der Lage, von der Ein- 
teilung und Ausjtattung der Wohnungen und von den zur Verfügung 
ftehenden Verkehrsmitteln ab. 

Befonders in den früheren Jahren, als die Verkehrsmittel in Wien 
noch jehr ungenügend waren, wurde die innere Stadt auch für Wohnungen 
vom wohlhabenderen Teile der Bevölkerung bevorzugt, nur war man zu 
diefem Zwecke nit auf ein fo fleines Territorium befchränft, wie bei der 
Auswahl der Gefchäftslofale, nahdem fich viele Gegenden als Geſchäfts— 
lagen nicht eignen, während fie für Wohnungen fehr gefucht find. Wir er- 
innern hier nur an die Ringitraße, welche als Gejchäftslage feinen bedeuten- 
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den Wert hat, aber für Wohnungen wegen der ſchönen Ausfiht und freien 
Lage nahezu die höchſten Preife aufmeilt. 

Wenn nun aud die innere Stadt wegen der unleugbaren Vorteile der 
centralen Zage bei dem naturgemäßen Strom der jtetig zunehmenden Be: 
völferung zum Gentrum und nachdem auch eine große Anzahl von Perfonen 
infolge ihrer Beihäftigung geradezu gezwungen ift, in der inneren Stadt 
zu wohnen, jtet3 die gejuchtefte und daher mertvollfte Gegend blieb und 
vorausfihtlih auch bleiben wird, ſah fih doch ein großer Teil der Be- 
völferung bei der wefentlichen Verbefjerung der Verkehrsmittel veranlaft, in 
den Bezirken, und zwar zunächſt möglid nahe dem Centrum und in den 
Radialſtraßen, welche mit den beiten Verkehrsmitteln verfehen find, Wohnung 
zu nehmen. Dies hatte eine Steigerung der Wohnungspreife in dieſen 
Gegenden zur Folge, wodurh auch die Veranlafjung geboten war, einen 
Teil der alten Gebäude in neue, den Anforderungen des anſpruchsvolleren 
Teiles des Bublitums entjprechendere Häufer umzubauen und auch in den bis— 
ber nicht verbauten Gebieten neue Häufer aufzuführen. Ein Teil der 
meniger bemittelten Bevölkerung, welcher die höheren Zinſe in den neuen 
Häufern nicht zu tragen in der Lage war, ſuchte in den bejtehengebliebenen 
alten Häufern, bejonders der in der Nähe befindlichen minderen Seitengafjen 
Unterkunft, was ihm jedoch nur gelang, indem er höhere Zinsanbote ftellte, 
als die bisherigen Bewohner diefer Häufer, wodurch auch hier eine Steige- 
rung der Mietzinfe hervorgerufen wurde. 

Der aus den befieren Lagen verbrängte Teil des Publikums zog fi 
gegen die Peripherie zurüd, wo in den auf bisher unverbauten, billigen 
Gründen hergeftellten Häufern auch billigere Wohnungen geboten werden 
fonnten. Durch dieſe ringförmige Entwidlung und Ausdehnung der Stadt 
ift es erflärlih, daß der Zins in den befjeren Lagen nicht in dem Maße 
zugenommen hat, ald es die bedeutende Zunahme der Bevölkerung be: 
dingt hätte. 

Die Anfihten des Publiftums über die Vorzüge einer Lage ala Wohnung 
find erfreulicherweife verfchieden. Die einen wählen auch zu diefem Zmede 
lebhafte, verfehrsreihe Straßen, während die anderen für ihre Wohnung 
eine ruhige Lage in der Nähe von Parks und Gartenanlagen vorziehen. 
Wien ftellt eine genügende Auswahl von Wohnungen zur Verfügung und 
fann den Anforderungen in der einen und der anderen Richtung nad)- 
fommen, was eine entſprechende Verteilung der Bevölferung in den ver- 
fhiedenen Lagen zur Folge hat. In manden Fällen kann durd die Art 
der Verbauung eine gute Lage künſtlich gefchaffen werden; dur das Zu- 
fammenwirfen der Grundeigentümer einer an fi nicht ungünftigen Zage, 
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welche fih dahin einigen, auf diefem Grundfompler nur elegante Häufer 
mit fchönen, großen Wohnungen zu errichten, entjteht dortjelbft ein aus— 
ſchließlich für vermögendere Parteien bewohnbarer Stadtteil, deſſen Woh— 
nungen aus dem Grunde mit bedeutend höheren Zinſen gemietet werben, 
weil die Parteien die Sicherheit haben, mit Bewohnern Eleinerer Wohnungen 
nicht in unmittelbare Berührung zu fommen, Wir führen als Beifpiel den 
oberen Teil der Reisnerftraße im III, Bezirfe und deren Seitengaffen an, 
welche erſt anfangs der 1870er Jahre durchgeführt und durchwegs mit 
ichönen, teilweife palaisartigen Häufern verbaut wurden. Hier hat fich ein 
elegantes Publikum zufammengefunden, welches für die Wohnungen einen 
bedeutend höheren Zins entrichtet, als in der nächſten Umgebung für ähn- 
liche Wohnungen gezahlt wird. 

Eine ähnlide Erſcheinung hat fih in den 1870er Jahren in der 
Schwindgaſſe im IV. Bezirke und in neuejter Zeit auf dem Brahmsplatz 
im IV. Bezirfe vollzogen, in wel’ letterem Falle an Stelle eines zu 
einem Haufe in der Favoritenftraße gehörigen großen Gartens ein jchöner 
Platz gefhaffen wurde, der durdaus mit fehr eleganten Häufern bejegt 
wurde, welche aber mit viel höheren Zinfen vermietet werden, als es felbft 
die gute Ausstattung diefer Häufer rechtfertigen würde. Aus ähnlichen 
Gründen können fogar Beichränfungen in der Art der Verbauung für ge— 
wife Zagen fehr mohlthätig fein. Wir vermeifen in diefer Beziehung auf 
die Cottagegründe in Währing und Ober-Döbling ; durch die dortfelbft be- 
ftehende Beichränfung, nur villenartige Häufer mit Vorgärten errichten zu 
dürfen, wurde dorthin ein elegantes Publitum gezogen, welches ſich dort 
vorausſichtlich fonjt nie angefiedelt hätte, und hat dadurch diefe Gegend fo 
gewonnen, daß die Gründe troß der Beſchränkung in der Ausnüßbarfeit 
des Grundes wertvoller geworben find, als fie ohne diefe Beſchränkung 
wären !. 


’ Gemäß $ 42 der Wiener Bauordnung (Gefek vom 17. Januar 1883) und 
des Gefetes vom 26. Januar 1890 ift die Anzahl der Stodwerfe von Wohnhäufern 
in den Bezirfen I—X auf vier feftgefegt, wobei in breiten Straßen eine Unter- 
teilung des Erdgeſchoſſes (als fünftes Stockwerk) von der Baubehörde zugelafien 
werden kann; in den Bezirfen XI—XIX aber dürfen die Wohnhäufer in der Regel 
nicht mehr als drei Stodwerfe enthalten, wovon nur für einige breite, namentlich 
angeführte Straßen in diefen ehemaligen Bororten die Ausnahme beiteht, dab auch 
in diefen Straßen vierftödige Wohnhäufer errichtet werden dürfen. Zufolge $ 82 
der citierten Wiener Bauordnung ift eö dem Gemeinderate auch vorbehalten, für 
einzelne Gebietsteile die Errihtung von Häufern mit Borgärten zu beftimmen und 
die geringfte und größte Höhe ſowie die Geſchoßzahl der Häufer feftzufegen. 
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Die Einteilung und Ausftattung der Wohnungen hängt mit der Lage 
des Haufes zufammen; doch haben fi in diefer Beziehung die Anfprüche 
des Publikums in den verfchiedenen Zeiten jehr gejteigert. Die primitivften 
Häufer in Bezug auf Bauart und Ausftattung der Wohnungen wurden in 
der Bauperiode von 1830—1840 hergeitellt; aber auch bei den in den 
1850er Sahren erbauten neuen Häufern wurden die Mohnungen nod 
größtenteild mit weichen Fußböden, mit offenen, auf den Gängen befindlichen 
Aborten eingerichtet und gewöhnlich mit eifernen Ofen verfehen; nur in den 
beiten Lagen wurden die Häufer mit Zurus, wie harten Fußböden, Spaletten 
und ſchwediſchen Ofen, ausgeftattet. Selbft die erften auf der Ningftraße 
erbauten Häufer wiejen in Bezug auf Einteilung und Ausftattung bedeutende 
Mängel auf, welche mit ſchweren Opfern für Wdaptierungen und Renovierungen 
umgeftaltet werden mußten, um den gejteigerten Anforderungen zu genügen. 

Mit ver Hebung des Volkswohlſtandes, mit der größeren Rüdfihtnahme auf 
die Behebung fanitärer Übelftände und mit dem Fortſchritt der diesbezüglichen 
Erfindungen wurden die Anforderungen des Publifums immer größer, und nun 
ift man bereit3 dabei angelangt, daß in neuen Häufern, felbft in mittleren 
Lagen, fämtlihe Wohnungen mit harten Fußböden, Blindfpaletten, Öfen und 
geruchlojen Aborten ausgeftattet, in den befjeren Lagen die Wohnungen mit 
den entfprechenden Nebenräumlicfeiten, wie Dienftbotenzimmer, Badezimmer, 
verfehen werden, das Waffer in die Wohnungen eingeleitet, die Gas- 
beleuchtung, in neuerer Zeit auch die eleftrifche Beleuchtung in den Zimmern 
eingerichtet und in mehrgefchojfigen Käufern auch ein Aufzug zur Berfügung 
gejtellt wird. Die Eigentümer von älteren Häufern, welde die der Lage 
entſprechende Ausftattung und Einteilung der Wohnungen nicht befiten, 
werden genötigt, entweder die entfprechenden Umgeftaltungen vorzunehmen, 
oder, wenn dies mit zu großen Koften verbunden oder wegen der Bauart 
des Haufes nicht möglich wäre, einen beveutenden Zinsnachlaß zu gewähren, 
um Mieter, die wegen des geringen Zinſes auf die größere Bequemlichkeit 
verzichten, zu finden. 

An der äußerften Peripherie werden die erjten Häufer gewöhnlich 
mit den Fleinften Wohnungen und mit der mindeften Ausftattung gebaut. 
Diefe Gegenden, welche furze Zeit vorher noch Kulturgründe waren, weifen 
auh nah der Erbauung der erjten Häufer noch fo viele Mängel in 
Betreff der Sicherheit, ver Beleuchtung, der Kanalifation und der Fahrbar: 
feit der Straßen auf, daß nur die ärmiten Parteien — und auch diefe nur 
durch einen billigen Zind — bewogen werden können, hier Wohnung zu fuchen 
und bei der Urbarmahung diefer Gegend mitzumirfen. Danf haben fie 
davon wohl wenig. Denn, wenn fie alle die Unannehmlichkeiten einer ſolchen 
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ifolierten Lage durch einige Zeit mit Geduld ertragen, wenn die Beleuchtung, 
Straßenpilafterung ꝛc. durdgeführt ıjt und deshalb ſich aud einige neue 
Häufer in der Nahbarfchaft angejeht haben, wird der Zins „infolge der 
befjeren Lage“ fofort hinaufgejegt und die armen Parteien fünnen wieder 
weiter hinaus an die Peripherie wandern und ihre Pionierthätigfeit dortfelbft 
fortſetzen. 

Schon bei Beſprechung der Lage haben wir den weſentlichen Einfluß 
erwähnt, welchen die beſſeren Verkehrsmittel auf die Vermietungsverhältniſſe 
ausüben. Bei dem hohen Werte der Zeit, beſonders im geſchäftlichen Leben, 
iſt es wichtig, möglichſt billige Verkehrsmittel nach allen Richtungen zur 
Verfügung zu haben, und daher iſt eine ſolche Gegend und find ſolche 
Straßen mit guten und billigen Vertehrämitteln, ſowohl als Geſchäfts- als 
auh ale Wohnungslage befonders bevorzugt. Die Verkehrsmittel werden 
aus begreiflichen gefchäftlihen Nüdfichten nur dort eingeführt, wo ſchon 
wenigitens ein Anja zu einem regen Verkehr befteht, tragen aber dann 
bedeutend zur Hebung des Verkehrs bei. 

Das Privatfuhrwerk, die Einfpänner und Fiaker, ftehen ſchon feit 
langer Zeit dem Wiener Publiftum in ausreihendem Maße zur Verfügung, 
aber diefe Fuhrwerke find für den allgemeinen Verkehr zu teuer und gerade 
in den dem allgemeinen Verkehr dienenden Fahrbetriebsmitteln war Wien 
bis in die 1860er Jahre weit zurüd, indem das Publikum zur Befriedigung 
diefes Bedürfniffes nur einige in den lebhafteften Radialftraßen bis zu ven 
alten Linien verfehrende Stellmwagen zur Verfügung hatte. Für den Verkehr 
von den Linien nad den in der Umgebung Wiens liegenden Ortjchaften, 
wie Dornbach, Pötzleinsdorf, Salmannsdorf, Grinzing 2. war man auf 
ſehr primitiv ausgeftattete Gefellfhaftswagen — im Volksmunde Beijel- 
wagen genannt — beſchränkt, melde bei den alten Linien hauptſächlich 
am Sonntag ihren Standplag nahmen und dort von größeren aud zufällig 
zufammengefommenen Gefellihaften gemietet wurden. Erft im Jahre 1867 
wurde die erfte Pferbeeifenbahn, und zwar verfuchsweife die Strede vom 
Schottenthor über die Alſerſtraße nah Dornbach, in Betrieb gefegt. Die 
günftigen Erfolge, die mit diefem Verſuche erzielt wurden, führten dazu, 
daß das Pferbebahn- (Trammay)-Nep über die Ringftraße und die haupt- 
ſächlichſten Radialftraßen in verhältnismäßig furzer Zeit ausgebaut wurde; 
daneben wurden in den 1870er und 1880er Jahren mehrere Dmnibusgefell- 
ſchaften gegründet, die fich befjer eingerichteter Wagen bedienen und den 
Berfehr neben der Trammay und in den von dieſer nicht berührten Straßen 
vermitteln. Ende des Jahres 1898 wurde der erfte Teil der Stadtbahn, 
die Gürtellinie und obere Wienthallinie eröffnet, im Jahre 1899 aud die 


Die Entwidlung der ftäbtifhen Grundrente in Wien. 55 


Torortelinie und die untere Wienthallinie dem Verfehre übergeben. Sn 
demfelben Jahre wurde bei einzelnen Streden des Trammaynebes der 
eleftrifche Betrieb eingeführt und wird dieſes Syſtem mit bedeutender Ver— 
mehrung ber einzelnen Linien und teilweifer Fortſetzung derfelben bis in die 
innere Stadt im Laufe der nächſten Jahre im ganzen Trammaybetriebe ein- 
geführt. Nachdem derzeit nur die Mienthallinie der Stadtbahn einen Ver— 
tehr der mweftlichen Vororte mit dem Centrum ermöglicht, während die beiden 
anderen Linien fih nur an der Peripherie bewegen, wird erft durch den 
Ausbau der Duailinie und durch Einführung der eleftrifch betriebenen Radial 
linien, welde einen raſchen und angenehmen Berfehr von den einzelnen 
Punkten der Peripherielinien mit der inneren Stabt heritellen, der große 
Wert der Stadtbahn voll zum Ausdrud kommen. 

Wenn wir noch ſchließlich die ziemlih natürlihe Thatſache erwähnen, 
daß der Zins mit der Anzahl der gegen die Gafje gerichteten Beftandteile 
der Wohnung fteigt, fomie daß die Wohnungen in den unteren Stodwerfen 
teuerer find, als in den oberen, und daß in biefen beiden bier angeführten 
Fällen die Unterfchiede im Zins in den befjeren Lagen viel bedeutender zum 
Ausdrud fommen, ald in minderen, glauben wir die auf den Zins ein- 
wirfenden Verhältniffe möglichit erfchöpfend behandelt zu haben und wollen 
nur noch anführen, daß in den einzelnen Bezirken für Wohnungen im 
I. Stodwerfe neuerer Häufer derzeit ungefähr folgende Zinfe pro 1 m*® 
Bodenflähe und pro Jahr entrichtet werden : 


Im L Sal . 2. u... 9—11 fl. 
J beflerer Teil . 7-8, 


5 u. \ minderer Teil. 45, 
. III. er. ERR Weis 5-7 „ 
u IV. De No al ee —, 
, J REN — 
= ME ——— 6-8, 
Er 7-8, 
I SSIIE. 0 Dakar — 
Fe: Sr — 
ö X. —AA—— 4 „ 
DS a ee 4, 
ri XI, ui Eee — 3504 , 
XIII. ee A er ei 4, 
EA a een 4, 
re XV, " 5 " 
XVI. a N 3.50—4 
N 2 ee. 
SEHE: oo 2 Kran 445, 
.„ AR. TE —— 4„ 
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Eine Wohnung beftehend aus 3 Zimmern (A 26 m?), 1 Kabinett 
(A 15 m?), 1 Küde (A 14 m?), Dienftbotenzimmer (A 10 m?), Babe- 
zimmer (A 6 m?), 1 Vorzimmer (A 15 m?) mit einer Geſamtbodenfläche 
von 138 m? wird daher je nad der Lage und Ausftattung im I. Bezirk 
mit 1250—1500 fl., im III. Beirf mit 700—950 fl., im VI. Bezirk mit 
830— 1100 fl. u. f. mw. angenommen werben fünnen. Nachdem in den 
fchlechteren Lagen den Wohnungsbeftandteilen bedeutend fleinere Dimenfionen 
gegeben werden, ſowohl in Bezug auf die Bodenflähe ald auch in Bezug 
auf die Gefhoßhöhe, wodurd der Luftraum mefentlid verringert wird, der 
Wohnungszins jedoch insbefondere in diefen Lagen nur nad der Anzahl 
der Beltandteile bejtimmt wird, zahlen gerade die minder bemittelten 
Parteien — mie ſchon Profeffor von Philippovih in feiner Broſchüre 
„Wiener Wohnungsverhältniffe” nachweiſt — einen unverhältnismäßig 


hohen Zins. 


Zweiter Abjchnitt. 
Die Entwidlung der Bauthätigfeit. 


Wir haben fchon bei Beiprehung der die Höhe des Zinſes beein- 
flufjenden Faktoren darauf hingewieſen, melde Veränderungen und Ber: 
fhiebungen in den Zins- und Grundmwerten durch die Zunahme der Bau- 
thätigfeit und die Zunahme der Bevölkerung im Laufe der Jahre vorge- 
fommen find; im folgenden wollen wir nun eine hiftorifche Darftellung der 
baulihen Entwidlung Wiens zu geben verfuchen. Diefelbe weift innerhalb 
ber letzten fünfzig Jahre mannigfadhe Phafen auf, die fi in die folgenden 
fünf Perioden zufammenfafien lafien. 1. Die Periode vor der erjten Stabt- 
erweiterung. 2. Die Periode von der Stabterweiterung bis zum ‘jahre 
1873. 8. Die Periode vom Jahre 1873—1878. 4. Die Periode vom 
Sahre 1878 bis zur Vereinigung der Vororte mit Wien im Jahre 1891. 
5. Die Periode vom Jahre 1891 bis zur Gegenwart. 


1. Die Periode vor der erften Stadtermweiterung. 


Die innere Stadt war durch Feltungswälle (Bajteien) und Stadt— 
gräben von den Vorſtädten — dem heutigen II. bi8 IX. Beuf — ge= 
trennt, der Verkehr war nur durch 9 Feſtungsthore zu und von der inneren 
Stadt möglich; die Vorftädte, 34 an der Zahl, melde im Jahre 1850 
mit der inneren Stadt zu einem Gemeindegebiet vereinigt und in 8 
Gemeindebezirfe eingeteilt wurden, waren durch die zu Sweden der Ein- 
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hebung der DVerzehrungsfteuern im Jahre 1703 angelegten Zinienwälle von 
den Vororten und dem vor der Favoritenlinie gelegenen, aber ſchon damals 
zum Gemeindegebiete Wien gehörigen Territorium des X. Bezirkes geſchieden. 
Das damalige Gemeindegebiet der Stadt Wien umfaßte eine Grundfläche 
von 5539.98 Heltaren mit 8806 Häufern und 476 222 Einwohnern (im 
Jahre 1857). 

Die Abfperrung der inneren Stadt von den Vorſtädten wirkte un- 
günftig auf die Entwidlung Wiens; es geht dies deutlich aus ber geringen 
Zunahme der Häufer vom Jahre 1830 bis 1857 von 8037 auf nur 8806 
hervor. In richtiger Erkenntnis der ungünftigen Folgen diefer lähmenden 
Einwirkung auf die Entwidlung Wiens befaßten fih die maßgebenden 
Kreife Mitte der 1850er Jahre ernftlih mit ver Entfernung ber Feitungs- 
wälle und Gräben um die innere Stadt und wurde eine allgemeine Kon— 
furrenz zur Erlangung von Stadtregulierungsplänen ausgefchrieben. 

Das Projekt der damaligen Profefjoren an der Afademie, van der 
Nül und Siccarbsburg, welches als Bafis für die Negulierung die An- 
lage des dreifahen Ringes, nämlih der Ringftraße, der Laftenftraße 
und der Gürteljtraße angenommen und auch bereitö den öffentlichen Bauten, 
wie der Dper, dem neuen Burgtheater, den Muſeen, dem Reichsratögebäude 
und der DVotivfirche die entjprechenden Plätze angemiefen hatte, erhielt den 
eriten Preis und wurde zur Grundlage für die Regulierung der Stadt an- 
genommen. Mit der Ordre vom 20. Dezember 1857 bemilligte fodann 
Kaijer Franz Joſef I. „die Auflafjung der Ummwallung der inneren Stabt, 
fomie der Gräben um diefelbe.“ 


2, Die Periode von der Stadtermweiterung bis zum 
Sabre 1873. 

Am 29. März 1858 begann man mit der Demolierung der Bajteien. Auf 
einem Teile der durh die Auflaffung der Wälle und Gräben gewonnenen 
Gründe wurde die eine Zierde der Stadt Wien bildende Ringſtraße, deren 
Eröffnung am 1. März 1865 ftattfand, angelegt, ein Teil wurde zu öffent- 
Iihen Gebäuden beftimmt und der verbleibende ziemlich beträchtliche Reſt 
diejer Gründe der privaten Bauthätigkeit überlaffen. Um jedod eine Ein- 
heitlichfeit der Verbauung zu erzielen, wurden gewifje Beichränfungen in 
Bezug auf die äußere Gejtalt und Ausführung der Facaden diefer Gebäude 
feſtgeſtellt. Um die private Bauthätigfeit anzuregen und eine thunlichft 
raſche Berbauung diefer Gegend herbeizuführen, wurde den auf Stabt- 
erweiterungdgründen zu erbauenden Häufern mit den Verordnungen vom 
14. Mai 1859 und vom 25. Mär; 1864 eine fehr ausgiebige Steuer- 
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freiheit zugefichert, wodurd, wie Shon oben ©. 43 erwähnt, jene Neubauten, 
die binnen 5 Jahren von dem Tage, an welchem der betreffende Bauplag 
zum Verkauf ausgeboten wurde, planmäßig vollendet und benügbar gemacht 
werden, eine breißigjährige und jene Neubauten, die binnen 10 Jahren 
vollendet werben, eine fünfundzwanzigjährige Steuerfreiheit erhielten. 

Mahrfcheinlich beeinträchtigten jedoch die Kriegsereignifje der Jahre 
1859, 1864 und 1866 die Bauthätigfeit in Wien. Denn trog der damals 
ihon fehr namhaften Bevölferungszunahme herrfhte in Wien bis zum 
Jahre 1868 im Nealitätenverfehr und in der Bauthätigfeit eine voll- 
fommene Stagnation; die Bevölferung ftieg vom Jahre 1857 bis 1866 
von 476 222 auf ca. 560000, während die Anzahl der Häufer von 8806 
nur auf 9754 ftieg, mas mit Rückſicht auf die obenangeführten weſentlichen 
Steuerbegünftigungen für Stabterweiterungsgründe ein ungünftiges Refultat 
zu nennen ift. 

Bom Jahre 1868 an trat eine vollflommene Änderung in den Ber: 
hältniffen ein. Die beveutende Zunahme der Bevölkerung, welche im Jahre 
1869 607514 Einwohner betrug, bewirkte anfangs der 1870er Jahre 
geradezu eine Wohnungsnot, zumal die günftigen Einfommensverhältnifie 
eine befiere Befriedigung des MWohnungsbebürfniffes ermöglichten. Es war 
die Zeit des jogenannten volkswirtſchaftlichen Aufſchwunges, in melde Zeit 
auch der Beichluß zur Veranftaltung der Wiener Weltausjtellung fällt, und 
in welcher überhaupt die Hoffnungen auf die Zufunft im rofigften Lichte 
erfhienen. Dies führte zu einer Übertreibung der Bauthätigfeit, e8 machte fi 
in den Realitäten geradezu eine ungefunde Spekulation geltend. Die Zahl 
der Gebäude in Wien betrug Ende des Jahres 1869 10250 und ftieg 
bis Juni 1873 bereit3 auf 11328. In der Anhoffnung auf reichen 
Gewinn wurden zum Teile nicht genügend fundierte Baugefellfhaften und 
Baubanfen gegründet, die ſich gegenfeitig in den Preifen zu überbieten 
trachteten und erorbitante Preife für Gründe zahlten; beifpielsweife am 
Stephansplag 7000 fl. für 10° — 3.6 m? Grund, welde Preife auch 
für diefe Jahre nicht als Mafftab für den reellen Wert der Gründe 
angenommen werben dürfen. 


3. Die Periode vom Jahre 1873 bis 1878. 


Nach der in den Jahren 1870—1873 auf allen wirtſchaftlichen Ge— 
bieten herrfchenden Überfpefulation trat im Jahre 1873 eine plößliche 
Reaktion ein, die jich vorerjt in ber Entwertung der Wertpapiere fühlbar 
madte, auf die Realitäten jedoch nicht fogleih eine ungünflige Wirkung 
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ausübte. Die Mietzinfe und Grundwerte der Realitäten erhielten fi im 
Sabre 1873 auf derfelben Höhe, einerfeits weil fih das Vertrauen des 
Publikums bei der Entmwertung jo vieler Wertpapiere dem immobilen Befit 
zumendete, andererjeit3 weil Änderungen im Werte der Realitäten fich über- 
haupt nicht jo ſchnell vollziehen, fondern die Wirkung ver Urfadhe viel 
langfamer nachfolgt. 

Dur den Zufammenbruh fo vieler Vermögen, mwodurd eine über: 
große Menge von Käufern auf den Markt gebradt wurde und viele große 
Wohnungen feine Abnehmer fanden, war aber dennoch der Rüdfchritt auf 
dem Gebiete der Realitäten unaufhaltfam, welcher denn aud im Jahre 
1875 eintrat. Diefe Depreffion, melde bis ungefähr 1878 anhielt, zeigte 
fih in den befjeren Lagen viel ftärfer, al® in den minderen, der Rüdgang 
in den Grundmwerten der erjtgenannten Kategorie mar perzentuell ein viel 
bedeutenderer, als in den ſchlechteren Lagen, und ſelbſt die Bauthätigfeit 
war in leßteren Gegenden eine viel regere, als in den befferen Lagen. 
Während im I. Bezirke in den Jahren 1875—1878 die Häuferanzahl von 
1376 auf 1416, im VI. Bezirfe von 1095 auf 1113, im VII. Bezirke 
von 1239 auf 1242 und im VIU. Bezirfe von 855 auf 857 geftiegen 
ift, hat ſich die Anzahl der Häufer in derfelben Periode im II. Bezirke 
durh die große Anzahl der in der Brigittenau und am Volfert aufge- 
führten neuen Häufer von 1925 auf 2019, im IV. Bezirfe von 893 auf 
962 und im X. Bezirke von 587 auf 625 erhöht. 


4. Die Periode vom Jahre 1878 bis zur Vereinigung der 
Bororte mit Wien im Jahre 1891. 


Vom Jahre 1878 an trat eine, wenn auch langfame jo doch gefunde 
Entwidlung der Verhältnifje ein. Durch die allmählihe Hebung des 
Voltswohlitandes wurde der Umbau der Häufer jener Bezirke, welche bereits 
ftarf verbaut waren, wie deö I., VI., VII. Bezirkes hervorgerufen und durch 
die ftetige Zunahme der Bevölferung wurden auch die noch unverbauten 
Teile einzelner Bezirte, wie des IV., V. und X. Bezirkes, zur Verbauung 
herangezogen. 

Es dürfte angezeigt fein, hier über die Flächenverhältniffe der fo- 
genannten alten Bezirfe, über die Zunahme der Bevölkerung und über die 
Bewegung in der Anzahl der Gebäude bis zur Zeit der Vereinigung mit 
den Vororten die wichtigften Daten mitzuteilen. Aus den früher erwähnten 
8 Gemeindebezirfen mar bereits im Jahre 1861 durch Abtrennung eines 
Teiles des Bezirkes Wieden ala neuer Bezirk Margarethen das Gemeinde- 
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gebiet in neun Bezirke geteilt, im Jahre 1874 wurden die vor der Favoriten— 
linie gelegenen Teile der Bezirke Wieden und Margarethen, ſowie ein kleiner 
Zeil des Bezirkes Landftraße zu einem Bezirfe mit der Bezeichnung 
Favoriten zufammengefaßt, fo daß nunmehr das Gemeindegebiet Wien aus 
10 Bezirfen mit einer Gefamt-Area von 5539.98 Hektaren beftand, wovon 
auf die einzelnen Bezirke entfielen!: 


I. Bezirk, Innere Stadt 2832.84 ha 


II. = Xeopoldftadt . 2939.75 „ 
IL <; Landftraße 603.71 „ 
IV. „ Wieden 179.68 „ 
V. Margarethen. 254.20 „ 
VL. „ Mariahilf. 138.75 „ 
VI. „ Neubau . 145.79 „ 
VII „  Spofefftadt. 104.58 „ 
IX. „ Alſergrund 264.71 „ 
X , Favoriten. 625.97 „ 


Die Gefamtbevölferung von Wien betrug nad den Volkszählungen im 
Jahre 1869 607 514, im Jahre 1880 704 756 und im Jahre 1890 
817 299 und verteilt auf die einzelnen Bezirke: 


1869 1880 18% 
I. Bezirk 63 901 69635 67029 
I. „84477 118577 158374 
Il. „ 82.072 90382 110279 
IV. 69 505 57989 59 135 
Ve Ca 54010 66977 840831 
SE; 66 391 63 948 63 901 
TLE-  ; 75 530 73 916 69 859 
TEL. , 52316 49749 48976 
IR.- 59 262 67 818 s1 170 
> 5500 52136 84813 


Mährend in einzelnen Bezirken die Bevölferung nur fehr wenig zu— 
genommen oder fogar abgenommen hat, wie im I., VI., VII. und VIIL 
Bezirke, wozu wohl aud; die Verbreiterung der Straßen und die Ver- 
wendung von einzelnen Wohnungen zu Gefchäftslofalen beigetragen hat, 
fehen wir die ganz abnorme Zunahme der Bevölkerung an den Peripherien 
im II. Bezirfe (Brigittenau) und bejonder® im X. Bezirfe, wo ſich die 
Arbeiterbevölferung angefievelt hatte. _ 


.  * Sämtlide in diefem Aufjage angeführten ftatiitifchen Daten find den amt- 
lihen Publikationen der Gemeinde Wien und einem vom k. k. Finanzminiſterium 
jur Verfügung geftellten Berzeihniffe über die Gefamtzinje entnommen. 
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Die Anzahl der Gebäude betrug Ende des Jahres 1869: 10 250, im 
Jahre 1880: 12210 und im Jahre 1890: 14457 Häufer, wovon auf 
die einzelnen Bezirfe entfielen: 


1869 1880 1890 

Sm IL Bejirfe 1172 1395 1407 
p IL, ; 1624 2059 2574 
= HL -> 1435 1743 2011 

IV. \ 956 1044 
"und X. I ” 8 ei * 3) 2518 
V., 921 1121 1393 
> Nr 1074 1108 1142 
. "SIE. ., 1238 1252 1252 
„ Vu 848 854 858 
Ro 930 1121 1307 


Dieſe Ziffern zeigen deutlih, wie rafh die Verbauung jener Bezirke 
und jener Bezirkäteile an der Peripherie zugenommen hat, wo noch große 
unverbaute Flächen zur Berfügung itanden, während die übrigen bereits 
verbauten Bezirke nur geringe Beränderungen in der Anzahl aufmeifen, in- 
dem fich hier die Bauthätigfeit auf den Umbau der älteren Häufer be- 
ſchränkte. In einzelnen Bezirfen, wie im VII. Bezirke, ift fogar durch 
Zufammenfafjen mehrerer kleiner Häufer zum Umbau in größere eine Ver- 
ringerung der Anzahl der Gebäude eingetreten. 


5. Die Periode von der Vereinigung der Vororte mit Wien 
bis zur Gegenwart. 


Mit der zunehmenden Entfaltung Wiens hatten fih auch die an die 
Peripherie angrenzenden Vororte fräftig entwidelt. Obwohl nod Teile der 
alten Bezirke, insbefondere des II. Bezirkes (Brigittenau), nur ſchwach ver- 
baut waren, hatte es die minder bemittelte Bevölkerung , insbefondere die 
Arbeiterbevölferung, vorgezogen, in den weſtlichen Vororten, dem feiner 
ganzen Entwidlung nah den PVororten gleichzuhaltenden X. Bezirfe und 
Neumargarethen d. i. dem ebenfalls vor der Linie gelegenen Teile des 
V. Bezirkes, Wohnung zu fuhen, wo die Lebensmittel infolge des Weg— 
fallend der BVerzehrungäfteuer billiger waren. 

Die meiter entfernt liegenden Ortfchaften, welche mehr ländlichen 
Charakter hatten, wie Pögleinsdorf, Dornbach, Neumaldegg, Hieing 2c., 
wurden wieder von den Bewohnern der Großſtadt als Sommeraufenthalts> 
orte geſucht. So entwidelten fi an der Peripherie der alten neun Bezirke, 
und zwar halbfreisförmig um dieſelben, eine Anzahl von neuen unter 
eigener Verwaltung jtehenden Gemeinden, welche, in ihren Lebensbedingungen 
von der Großjtadt abhängig, mit diejer in der Entwidlung gleihen Schritt 
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hielten, nur räumlich von den alten neun Bezirken durch die Linienwälle ge- 
trennt waren und feinen Anteil an vielen vorzüglichen Einrichtungen, mie 
der Benügung des Hochquellenwaflers, einer zwedmäßigen Kanalifierung und 
einheitlihen Verwaltung hatten. Das Verlangen nad Bejeitigung diefer 
offenfundigen Nachteile überwog fchließli alle von einem Teile der Vororte— 
bewohner insbefondere wegen der Einbeziehung in das Verzehrungsfteuer- 
gebiet geltend gemachten Bedenken und am 19. Dezember 1890 wurde das 
vom nieberöfterreichifchen Landtage angenommene Geſetz betreffend die Ver— 
einigung der Vororte mit Wien von Kaifer Franz Joſef I. fanktioniert. Durch 
dieſes mit 1. Jänner 1891 in Wirkfamfeit getretene Geſetz wurden den 10 bereits 
beitandenen Bezirfen, von melden nur der II. und X. Bezirk eine Ver— 
änderung in feinem Territorium erfuhr, neun neue Bezirke angeſchloſſen, 
und hat das Gebiet der Stadt Wien dadurd ein Flächenausmaß von 17812 
Heftaren erhalten, melches fi folgendermaßen auf die einzelnen Bezirke 
verteilt: 


I. Bezirk, Innere Stadt... . . . 282.8 ha 
II., Reopoldftadt - . - .». - 31000 „ 
III., Landſtraße. . ... 603.7 „ 
IV., Wießkßñenn 1796 „ 
, Ze Margarethen . . » . . » 2542 „ 
VL... :; Mariadilf - » . .-.» 138.7 „ 
TEL 5; Neubau : » : 2 2 2.0. 145.7 „ 

ToL. -, ee 104.5 „ 
La; - Alfergrund. . ..... 264.7 „ 

X. , Favoriten....... 21759 „ 
X. „ Simmering. -» » 2... 22110 „ 
XI., Meidling........ 752.0 „ 

AU „ Dies - + 2 220%: 23875 „ 
XIV., NAudolfähem . . ... - 207.7 „ 
AV. 4 al in» > Ne 127.3 „ 
XVI. ,„ Ottakring..... 875.3 „ 
XVIl E Hernals...... 968.98 
XVIII. , Währing.. 5544 „ 
AIR, -; 1 2176.6 „ 


Die Einwohnerzahl betrug damals — erflufive der Militärbevölferung 
von 22 651 Perfonen — 1 341 897 ; davon entfielen auf die alten 10 Bezirke 
817 299, auf die 9 neuen Bezirfe 524 598 Einwohner. Die Verteilung 
der Bevölferungszahl auf die 10 alten Bezirfe haben wir bereits oben an- 
gegeben. Die 9 neuen Bezirke wieſen folgende Bevölterungsziffern aus: 

Der XI. Beirt 28685 


SL. 60 866 
nl, 44 006 
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Der XIV. Bezirk 54341 
.„ 33V. „ 44 162 


„.XVL „106861 
„ XV. „ 174657 
„XVOL „68882 
„ XIX „ 31890 


Die Befürchtungen, welde ein Teil der Bevölkerung an die Ver— 
einigung der Vororte mit Wien gefnüpft hatte, bemahrheiteten ſich erfreu- 
Iicherweife nit. Dur die Vereinigung der unter gleichen Verhältniffen 
emporgewachjenen Gemeinwejen haben ſowohl die alten Bezirfe, als aud 
die früheren Vororte gewonnen. Den alten Bezirken wurde ein aufftreben- 
des Hinterland gefchaffen, welches den durch die Zunahme der Bevölkerung 
entftehenden Überfhuß aufnimmt, feinen Bedarf — insbefondere an befjeren 
Artikeln — in den verfehräreicheren Bezirfen dedt und daher dort das 
geihäftlihe Leben hebt. Welchen bedeutenden Auffhwung die Vororte 
feither in jeder Beziehung zu verzeichnen haben, hat die im Jahre 1898 im 
Manz’ihen Verlage erjchienene Brojhüre „Die Wirkungen der zweiten 
Stadterweiterung” , an der Hand eines reichen ſtatiſtiſchen Materiales in 
überzeugender Weife dargethan und nachgewieſen, daß die Vororte vom 
Jahre 1889 bis 1896 ſowohl in Bezug auf die Vermehrung der Häufer 
von 14 009 auf 15 581, als aud in Bezug auf den Mietzins derfelben 
von 17 580 505 auf 21 554 552 fl., ſowie in Bezug auf die Erhöhung des 
in den verſchiedenen Perioden erzielten Kaufpreiſes derjelben Grundftüde 
und Häufer bedeutend zugenommen haben. 

In diefe legte Periode der Entwidlung fällt au die oben ©. 43 
erwähnte, einzelnen Häufern zuerfannte achtzehnjährige Steuerfreiheit, durch 
welde man einen rajcheren Umbau diefer dem Verkehr hinderlichen Häufer 
zu erreichen hoffte. Doc wurde hierdurch der beabfichtigte Zwed nicht ganz 
erreicht und zwar aus verfchiedenen Gründen. Diele der in dem Verzeichnifie 
enthaltenen Häufer find nod in gutem Bauzuftand befindliche, einen günftigen 
Bingertrag abmwerfende breiftödige Gebäude und manden der zum Umbau 
beitimmten Häufer verbliebe nad) der Abtretung des zu Straßenzweden 
erforderlihen Grundes ein fleiner und zur Verbauung weniger geeigneter 
Raum, jo daß die Eigentümer folder Häufer nur dann zum Umbau be- 
mwogen würden, wenn die Kommune bei Ermittlung des ald Grundent- 
ſchädigung zu leiftenden Betrages in jedem jpeciellen Falle den Vorteil und 
Nachteil, der dem Eigentümer im Falle des Umbaues gegenüber dem alten 
Beſtande erwächſt, abwägen und darnach ihre Entjchädigungsleiftung ein- 
richten würde. 
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Der hauptiädlichite Grund aber, weshalb von der Begünftigung der 
achtzehnjährigen Steuerfreiheit bisher wenig Gebrauch gemacht wurde, liegt 
darin, daß der Gewinn, welcher aus der Steuerbegünftigung refultiert, nicht 
dem Erbauer des Haufes, jondern demjenigen zulommt, der zur Zeit der 
Publizierung des Gejeges Cigentümer des zum Umbau bejtimmten Hauſes 
war. Wenn nun die jonftigen Borausfegungen der Rentabilität des Um— 
baues vorhanden find und der urfprüngliche Eigentümer ſelbſt in der Lage 
it, das begünftigte Objeft umzubauen, jo treffen der privilegierte Eigen- 
tümer und der Unternehmer in Einer Perſon zufammen, und es entjteht 
fein Konflift, welchem von beiden der aus der achtzehnjährigen Steuer- 
freiheit refultierende Gewinn zufallen joll. Wenn aber der urfprüngliche Eigen- 
tümer nicht umbaut, fondern den Berfauf der Realität beabfihtigt, fo 
fheitern in den meijten Fällen die Berfaufsunterhandlungen, weil der 
Verkäufer infolge des feinem Haufe gemiffermaßen erteilten Privilegiums 
einen fo hohen Preis verlangt, daß faft der ganze Gewinn durch den hohen 
Kaufpreis aufgezehrt wird. Den Bauunternehmern, melde fonft bei der— 
artigen Umgeftaltungen am thatkräftigiten eingreifen und hierzu gerade bei 
diefer innerhalb eines furzen Zeitraumes zu bejorgenden Umbauthätigfeit 
berufen geweſen wären, fehlte infolge des im Verhältnis zum Rifilo zu er- 
wartenden geringen Gewinnes der Antrieb zu diefem Unternehmen, und es 
mwurde daher in den meilten Fällen der Umbau nur dort vollzogen, wo der 
urfprüngliche Eigentümer felbft in der Lage war, umzubauen. 

Bis Ende des Jahres 1899 waren von den 1263 begünftigten Häufern 
erft 397 umgebaut, 96 Häufer wurden zum Zwecke der Straßenermeiterung 
oder zum Bau der Stadtbahn eingelöft und demoliert, jo daß im ganzen 
bis Ende 1899 von den im oben citierten Gefete angeführten Käufern erjt 
493 entfernt wurden. Gleichwohl wurde durch das bezogene Gefeh die 
Regulierung einiger Straßen, welche dem Verfehre ein mwejentliches Hindernis 
boten, wie die Kärnthner-, Mariahilfer-, Lerchenfelder: , Kofefitädter- und 
Gumpendorferjtraße, ermöglidt und aud in mehreren anderen Straßen 
einzelne Häufer, die ein großes Verfehrshindernis bildeten, entfernt. Durch 
diefe immerhin erhöhte Bauthätigfeit, hauptſächlich aber durch die im Jahre 
1895 erfolgte Jnangriffnahme der Arbeiten für die Verfehrsanlagen ent- 
ftand ein ftarfer Zuzug von Arbeitern von außen, welcher wieder eine er- 
höhte Bauthätigfeit für Wohnhäufer bemirfte. 

Die Anzahl der Häufer betrug im Jahre 1890 — wie bereitö früher 
angeführt — in den 10 alten Bezirfen 14457, in den neuen Bezirken 
ca. 14865. Dod ift hier leider nicht mit Sicherheit anzugeben, welche 
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Anzahl von Häufern auf bie einzelnen neu entjtandenen Bezirke entfällt; 
die Zahl der Häufer im Geſamtgebiete von Wien erhöhte fich 
im Jahre 1893 auf 30 645 
1894 „ 31015 
1895 „ 831315 
1896 „ 31558 
„ 31968 
1898 „ 32524 
1899 „ 33054 
1900 „ 33165 


Bon der zulegt angegebenen Summe von 33 165 Häufern? entfallen 
auf den 
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I. Bezirt 1361 Häufer XI. Bezirt 1501 Häufer 

IHIu.XX® „ 3002 „ XII., 1861 „ 
Il. „ 20 „ XII „ 3146 

IV. , 1066 , XIV. „; 1170 „ 
Pe 1590 , XV., 64 5, 
VI., 1145 „ XVL „ 241 „ 

Yo, „ 1258 XVII.,„ 1977 
TEE: 5 8 AVIl. ; 2393 „ 

IN. 1437 „ a. ,; 2001 „ 

X., 2034 „ 


Die Civil Bevölferung Wiens betrug am 31. Dezember 19001 
1 635 647, war demnad gegen 1890 um 293 750 Perfonen oder durch— 
fchnittlich jährlihd um rund 30 000 gewachſen. 

Da ein in neuerer Zeit gebautes Haus durchfchnittlih 80—100 Per— 
fonen zu fajjen vermag, würde diefem Bevölferungswahstum ein Häufer- 
zuwachs von 3260 Häufern entjprochen haben. Thatfächlich betrug er 3848. 
Diefes Mißverhältnis ift namentlich durch eine, durch die billigen Zinsfuß— 
verhältniffe begünftigte übergroße Bauthätigfeit von der Mitte der 90 iger 
Jahre bis zum Jahre 1899 hervorgerufen worden. Das Hauptlontingent 
für die ftarfe Zunahme der Häufer ftellte ver X., XIIL, XVI u. XVII. 
Bezirk, in melden Bezirken in den Jahren 1898 und 1899 allein die Häujer- 
anzahl um ungefähr 100 pro Jahr zunahm. Als dann zu Ende des 
Jahres 1899 plöglich die Geldverhältniffe ungünftigere wurden und auch mit 
der faiferlichen Verordnung vom 16. Auguft 1899 R.G.B. Nr. 158 durd 
Erhöhung der Übertragungsgebühren der Realitätenverfehr wefentlich erfchwert 


! Die Daten find den während der Drudlegung befannt gemachten vorläufigen 
Ergebnifien der Volkszählung entnommen. 
2 Der XX, Bezirk wurde durch das Geſetz v. 24. März 1900 vom II. Bezirke 
abgetrennt. 
Schriften XCV. — Wohnungsfrage. 1. 5 
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wurde, hatte dies den Zufammenbrud einer Reihe von Bauunternehmern, 
melde nicht fapitalsfräftig genug waren, und eine teilmeife Stodung im 
Baugewerbe zur Folge. 


Dritter Abſchnitt. 
Die Bewegung der Mietzinje. 


Es dürfte fich empfehlen, der Zufammenitellung der Grundwerte in den 
verjchiedenen Perioden eine Beiprehung der in denfelben Zeiträumen vor— 
gefommenen Veränderungen der Mietzinfe vorauszufhiden, um aus dieſer 
Gegenüberjtellung den Einfluß des Mietzinjes auf den Grundwert be- 
obachten zu fönnen. Leider iſt es uns aber nicht möglich, in diefer Hinficht 
ein volljtändiges Bild zu geben, da eine Zufammenftellung der Mietzinfe 
für die einzelnen alten Bezirke erft vom Jahre 1852 und für die neuen 
Bezirke erft vom Jahre 1892 zur Verfügung jteht. 


In den alten 10 Bezirken ftellt ſich das Reſultat wie folgt: 


im Jahre Häuferanzahl Gefamtmietzind alio per Haus 
fl. fl. 
1364 9711 30 045 287 3238 
1869 10 250 32 243 886 »145 
1373 11 328 44 551 956 3933 
1875 11671 57 911510 4462 
1878 12 089 56 766 752 4695 
1830 12 210 53 986 656 4420 
1334 12 438 57 444 553 4619 
1555 12 768 59413 478 46593 
1338 13 495 63 306 202 4691 
1590 14 457 65 718 183 4546 
1892 14 835 67 702 738 4564 
1893 15 055 69 141 336 4593 
1896 15 417 74340 197 4822 
1899 ca. 16 056 81 608 093 5083 


Nach den Volkszählungen betrug die Anzahl der Bevölferung der Be- 
zirfe I—X im Jahre 1569 607 514, im Jahre 1880 704 756, im Jahre 
1890 817 299. 

Bon den oben angegebenen Gejamtmietzinfen diefer X Bezirke entfällt 
demnach auf den Kopf im Jahre: 

1869 ein Betrag von 53 fl. 
1880 „ — „ 16 fl. 
180 5 un 80 fl. 
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In den ehemaligen Vororten — den gegenwärtigen Bezirfen XI bis 
XIX — betrug 


im Jahre 1892 bei einer Häuferanzahl von 15 362 der Gefamtmietzins 13 829 187 fl. 


> 188, . : „ 15590 , ‚ 19 359 551 fl. 
er 8. . ! „ 161; , 21 055 109 fl. 
u 2 A. i „ca.16998 „ : 24 412 814 ff. 


Unter Zugrundelegung der im Jahre 1890 erhobenen Bevölferungs- 
ziffer der Bezirle XI—XIX per 514 330 entfiele ſonach vom Gejamtmiet- 
zinfe der Häufer in diefen 9 Bezirfen vom Fahre 1892 per 18 829 187 fl. 
auf den Kopf ein Betrag von 36 fl. 

Im ganzen Gemeindegebiete Wien betrug demnach im Jahre 1899 bei 
einer Häuferanzahl von ca. 33 054 der Gefamtzins 106 020 907 fl. Auf 
ein Haus entfällt daher durdjfchnittlich ein Betrag von 3207 fl. und bei der 
berechneten Gefamtziffer der Givilbevölferung von 1617160 auf den Kopf 
ein Betrag von 65 fl.!, 

Aus voritehender Zufammenitellung ijt die bedeutende Steigerung des 
Zinfes anfangs der 1870er Jahre erfichtlich, welche Steigerung auch über 
das Jahr 1873 noch lange anhält und in den Jahren 1875 und 1876 ihren 
Höhepunkt erreidt. Erſt von diefem Zeitpunfte an famen die Hauseigen- 
tümer, melde mit großer Beharrlichfeit an dem hohen Zinje feitgehalten 
hatten, durch die vielen Mohnungsleerftehungen zu der Erfenntnis, daß die 
hohen Mietpreife nicht zu halten feien, und es erfolgt nun eine ftarfe Ab— 
nahme de3 Zinfes. Den tiefften Stand weift der Gefamtzins im Jahre 1880 
aus, alfo zu einer Zeit, in welder die allgemeine Bermögenslage fid) bereits 
weientlich gebefjert hatte. Dies iſt nur dadurd zu erklären, daß einerjeits 
die äußeren Verhältniſſe ebenfo wie früher bei der Verfchledhterung nun auch 
bei der Verbeflerung nicht fo rafch ihre Einwirkung auf die Zinsergebnifje 
ausüben, und daß amdererjeits die Bauthätigfeit in den Jahren 1879 und 
1880 bereit3 viel reger geworden war, wodurd eine große Anzahl von Ge: 
bäuden demoliert wurde, und der Ausfall des Zinfes diefer Häufer die 
Summe des Gejamtzinfes herabdrüdt. Im I. Bezirk allein ift die Anzahl 
der Häufer durch die zahlreihen Demolierungen vom Jahre 1878—1880 
von 1416 auf 1375 herabgefunfen, welche Ziffer bis 1882 wieder auf 
1405 geftiegen ilt. 

Vom Jahre 1882 an liegen uns für die alten 10 Bezirke, vom 
mr 1892 an für fämtlihe 19 Bezirke Wiens authentifche Daten über die 


! Der hohe Zins des I. Bezirkes beſtimmt auch die hohe Durdichnittäziffer 
per Haus und Bewohner für das Gejamtgebiet Wiens. 
5* 


68 Paul Schwarz. 


Mietzinfe der einzelnen Bezirke vor. Um jedoch nit dur die Anführung 
einer übergroßen Anzahl von Ziffen zu ermüden, wollen wir für Die 
einzelnen Bezirke nur die Veränderungen der Mietzinfe in den Jahren 1882, 
1890 und 1899 angeben. 


I. Bezirt: 
, alfo per und beieiner per 
im Jahre Häufer- Zins Haus Bevöllerung Kopf 
anzahl fl. fl. son Al. 
1882 1405 18 959 818 
1890 1407 20418360 14511! 67.029 304 1 
1899 1392 22 073 444 
U. Bezirf: 
1882 2084 6 864 988 
1890 2574 8 989 764 3492 158 374 56 
1899 3065 11 342 193 
II. Bezirk: 
1882 1763 4 974 991 
1890 2011 6 322 997 3144 110 279 57 
1899 2270 8 682 925 
IV. Bezirt: 
1882 961 4 457 733 
1890 1044 5 291 499 5 068 59 135 89 
1899 1081 6 409 672 
V. Bezirk: 
1882 1125 2641 582 
1890 1393 3 703 326 2 658 84 031 + 
1899 1584 5133 810 
VI Bezirk: 
1882 1108 3 932 874 
1890 1142 4 661 403 4081 63 901 73 
1899 1136 5 724 067 
VI. Bezirt: 
1882 1243 4 645 314 
1890 1257 > 297 654 4 214 69 859 76 
1899 1265 6 698 419 


1 Die hohen Zinfe für die Gefhäftslofale und die Verwendung vieler Moh- 
nungen zu Gefchäftszweden bringt bei dem I. Bezirk die unverhältnismäßig hohe 
Durchſchnittsziffer ſowohl für ein Haus als aud für einen Bewohner hervor. 
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im Jahre 


1882 
1890 
1899 


VIIL Bezirt: 
I 
Häufer- Bing r — 
anzahl fl. il. 
850 2 777 727 
853 3 187 749 3 737 
840 4 094 238 
IX. Bezirk: 
1153 3 781 969 
1307 5 388 429 4122 
1423 7441 838 
X. Birk: 
. 650 1 436 353 
1474 2456 998 1666 
2000 4 007 476 


und bei einer per 
Bevölkerung Kop 


von fl. 
48 976 65 
81 170 66 
84 813 29 


Für die früheren Vororte, die gegenwärtigen Bezirle XI. bis XIX. 
fönnen wir dieſe vergleichenden Daten erft vom Fahre 1892 anführen 


und zwar: 


im Jahre 
1892 
1899 


1892 
1899 


1892 
1899 


1892 
1899 


1892 
1899 


1892 
1899 


Xl Bezirk: 
! aljo per 
Häufer: Zins Haus 
anzahl fl. fl. 
1411 775 295 >49 
1498 952 203 
XI. Bezirk: 
1753 1932 731 1103 
1897 2442 133 
XIH. Bezirk: 
2592 1 731 078 668 
2976 2 346 528 
. XIV. Bezirk: 
937 2043865 2181 
1115 2 882 074 
XV. Bezirk: 
640 2004662 3132 
664 2 211 736 
XVI Bezirk: 
2137 3499 452 1637 
2409 4712 116 


und bei einer per 
Bevölferung Kopf 


i. J. 1890 von fl. 
28 685 27 

60 866 31 

44 006 39 

54 341 37 

44 162 45 
106 861 32 
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XVII. Bezirk: 
J alſo per und bei einer per 
im Jahre — Zins Haus Bevölkerung Kopf 
anzah fl. fl. 1.3.1890 von fl. 
1892 1853 2687311 1450 74 657 36 
1899 1995 3 381 954 
XVIII. Bezirt: 
1892 2139 2 983 175 1352 68 862 43 
1899 2368 3 979 890 
XIX. Bezirk: 
1892 1900 1171618 724 31890 36 
1899 2076 1504 180 


Aus diefen Zufammenftellungen ift das außerordentlih raſche An— 
wachſen der früheren VBororte und des mit dieſen gleichzuhaltenden X. Be— 
zirfes zu erfehen. In den Bezirfen XI bis XIX ift die Häuferanzahl 
vom Sahre 1892 per 15362 bis zum Jahre 1899 auf 16998 und der 
Zins von 18829187 auf 24412814, aljo um ca. 35% geftiegen, im 
X. Bezirke ift die Häuferanzahl vom Jahre 1882 mit 650 bis 1890 auf 
1474 und bis 1899 auf 2000 geftiegen. Der Zins hat fi von 1882 
bis 1890 von 1436353 fl. auf 2456998 fl., alfo um ca. 70%0 be- 
ziehungsmeife von 1890—1899 auf 4007476 fl., alſo um ca. 65 %0 
erhöht. 

Nicht annäherungsweife in demjelben Maße hat fih die Häuferanzahl 
und auch der Zins in den alten 9 Bezirken vermehrt. In diefen 9 Be— 
zirfen betrug die Häuferzahl im Jahre 1882 11692, im Jahre 1890 
12983 und im Jahre 1899 14056, der Zins in denfelben Zeitperioden 
53 036 996 fl., 63261185 fl. und 77 600617 fl. ; alfo betrug die Steigerung 
in den Sahren 1882—1890 ca. 20% und in den Jahren 1890—1899 
ca. 2300. 

Nur muß hier befonderd bemerkt werben, daß diefe ftarfe Steigerung 
in den Bezirfen XI bis XIX und in dem X. Bezirfe nicht ganz dem 
Grundwerte zugute fommt, weil — wie wir früher ſchon bei den Regeln 
für die Erhebung des Erträgniffes befonders hervorgehoben haben — in den 
minderen Lagen von dem Zinsertrage ungleich größere Abzüge für Er- 
haltungsfoften und Amortifationsquote zu machen find, wodurch der Zins— 
ertrag auf dem Wege von der Fatierung bis zur Verwendbarkeit zu Zweden 
der Kapitalifierung desſelben jehr beträchtlich zuſammenſchmilzt. 

Aus der obigen Zufammenftellung ift die intereffante Thatfache zu 
fonjtatieren, daß im I. und VIII. Bezirfe die Häuferanzahl durch Zufammen- 
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fafien mehrerer fleiner Häufer zum Umbau in Eines jogar etwas gejunfen 
ift, und daß verhältnismäßig die geringite Steigerung des Mietzinfes im 
1. Bezirke zu verzeichnen iſt. Mit Rückſicht darauf, daß an Stelle der zum 
Umbau gelangten niedergejchofjigen Häufer ſtets vier- bis fünfſtöckige Häufer 
erbaut wurden, ift diefe geringe Steigerung des Zinſes nur dadurch zu er- 
flären, daß einerfeit3 durch die bedeutende Erweiterung der Straßen und 
durch die Vorfchriften der Bauordnung vom Jahre 1883 insbeſondere des 
$ 48 derfelben, melde die allzu dichte Verbauung der einzelnen Objefte 
verhindert, die neu zur Verbauung gelangte Fläche weſentlich verringert 
wurde, und daß andererjeitS der Wohnungszins in den vielen alten Häufern, 
welche den modernen Anforderungen nit mehr entjprechen, zurüdgegangen 
ift, wodurch die Gefamtjumme des für den ganzen Bezirk ausgemwiefenen 
Zinſes gevrüdt wird. 

Durch diefe beiden Einwirkungen, ſowie durch die infolge der Demo- 
lierungen und Wieberaufführungen von Gebäuden hervorgerufenen ftetigen 
Veränderungen giebt der Gefamtzins eines Bezirkes fein vollftändig richtiges 
Bild von der Steigerung der Mietzinsverhältniffee Um ein foches Bild zu 
erhalten, müßte man die Zinfe zweier oder mehrerer in verfchiedenen Zeit 
perioden erbauter, der Geftalt, Größe und Ausftattung nad gleicher neuer 
Häufer mit einander vergleihen fünnen, was aber mit Nüdfiht auf die 
Verſchiedenheiten in Geſtalt und Ausftattung der Wohnungen, wodurd wieder 
der Zins weſentlich beeinflußt wird, nicht möglich ift. 

Wir haben ſonach einen anderen Weg zur Erreihung des angeftrebten 
Ziele gemählt, indem mir von einer großen Anzahl von Käufern, bei 
welchen feine baulichen Veränderungen vorgefommen find, die Zinſe eines 
und desfelben Haufes in verfchtedenen Zeitperioden mit einander verglichen 
haben, wobei wohl berüdjichtigt werden muß, daß der Zins in den fpäteren 
Perioden durd das Älterwerden des Haufes gegenüber neueren Häufern in der 
Umgebung bereit3 gebrüdt ift und daher der Lage nad bei mobernerer 
Bauart ein höherer fein könnte, als er thatfächlih in der Zinsfaffion aus» 
gewiefen ift. Auf Grund der vielfahen von uns angejtellten Vergleichungen 
find wir zu dem Ergebnis gelangt, daß nur in jenen Häufern die Zinſe im 
Laufe der Jahre gejtiegen find, welche ſich in Straßen mit ftarfauffteigender 
Tendenz befinden, wo aljo jomwohl der Wohnungszins, als auch der Bing 
für die Gefchäftslofale infolge der bedeutenden Befjerung der Lage eine 
Steigerung erfahren hat, daß dagegen jelbft in guten fonfolivierten Lagen 
der Zins fih nur dadurch auf derfelben Höhe erhalten hat, daß der Aus- 
fall bei dem Erträgniffe der Wohnungen dur die Erhöhung des für die 
Geihäftslofale erzielten Zinſes aufgewogen wurde, und daß endlih in 
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weniger günftigen Lagen, in melden auf einen Zins für Geſchäftsläden 
nicht zu rechnen ift, der Zins mit dem Alter des Gebäudes gefunfen ift. 
Aus der großen Anzahl der von uns geprüften Zinsveränderungen 
wollen wir zum Bemeife unferer Behauptung nur einige Beifpiele an- 
führen: 
I. Mittelhaus in der Mariahilferftraße, VII. Bezirf (Kategorie I der 
im Anhang folgenden Tabellen) erbaut im Jahre 1810. 
Zins: im Jahre 1880 13720 fl. 
» 1885 14819 fl. 
”„ „1890 16714 fl. 
„ „1899 19500 fl. 
II. Edhaus in der Mariahilferftraße, VII. Bezirt (Kategorie III der 
Tabellen), erbaut 1882. 
Sins: im Jahre 1885 7560 fl. 
» "1899 9400 fl. 
III. Edhaus Mariahilferftraße, VI. Bezirk (Kategorie I der Tabellen), 
erbaut 1860. 
Zins: im Jahre 1885 8749 fl. 
>» 1899 11108 fl. 
IV, Mittelhaus Kaiferftraße, VII. Bezirk (Kategorie VI der Tabellen ), 
erbaut ca. 1865. 
Zins: im Jahre 1885 4526 fl. 
„1899 6446 fl. 
V. Mittelfjaus Neubaugafie, VII. Bezirf (Kategorie V der Tabellen), 
erbaut 1884. 
Zins: im Jahre 1884 8600 fl. 
„1899 9917 fl. 
VI. Mittelhaus Himbergerftraße, X. Bezirk (Kategorie I der Tabellen), 
erdaut ca. 1860. 
Zins: im Jahre 1889 2354 fl. 
"1899 4290 fl. 
VI. Mittelhaus Schmwendergafie, XIV. Bezirk (Kategorie III ver 
Tabellen), erbaut 1852. 
Zins: im Jahre 1887 4318 fl. 
> n.. 1899 6570 fl. 
VII. Mittelhaus Hasnerftraße, XVI. Bezirk (Kategorie VI der 
Tabellen), erbaut 1885. 
Bins: damals 2600 fl. 
im Jahre 1899 3500 fl. 
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IX. Mittelhaus Währingerftraße, XVIII. Bezirf (Kategorie VII der 
Tabellen), alte® Haus. 

Zins: im Jahre 1887 1257 fl. 
„1899 1894 fi. 

Bei diefen Häufern hat fi infolge der jteigenden Tendenz der Lage 
und der damit zufammenhängenden Zunahme der Wohnungs und Geſchäfts— 
zinfe der Gefamtzins bedeutend erhöht. 

X. Mittelhaug am Graben, I. Bezirf (Kategorie III der Tabellen), 
erbaut 1873. 

Zins: im Jahre 1880 50069 fl. 
1885 31024 fl. 
» "1899 30926 fl. 

XI. Mittelhaus am Graben, I. Bezirk (Kategorie III der Tabellen), 

erbaut 1873. 


[24 


Zins: im Jahre 1886 25697 fl. 
1891 27430 fl. 
Mr 1899 26942 fl. 
XI. Mittelhaus Goldfhmiedgafje, I. Bezirk (Kategorie V der Tabellen), 
erbaut 1876. 


” in 


Binz: im Jahre 1880 26818 fl. 
B 1885 25895 fl. 
» u...1899 24982 fl. 

XI, Mittelhaus am Hohen Markt, I. Bezirt (Kategorie IV der 
Tabellen), erbaut 1862. 

Zins: im Jahre 1878 31619 fl. 
"  „.. 1890 30243 fl. 
j 1899 29605 fl. 

Bei diefen Häufern find die Wohnungszinfe bereits zurüdgegangen ; 
der Gefamtzind hat fih nur durch die Steigerung der Mietpreife für die 
Gefchäftslofale ungefähr auf derjelben Höhe erhalten. 

XIV. Edhaus Neuthorgaffe, I. Bezirk (Kategorie IX der Tabellen), 
erbaut 1872. 

Zins: im Jahre 1878 32089 fl. 
1888 27919 fl. 
"„n.. 1899 26054 fl. 

XV. Mittelfaus Siebenfterngafje, VII. Bezirt (Kategorie VI der 

Tabellen), erbaut 1874. a 
Zins: im Jahre 1886 43548 fl. 
1899 40111 fl. 


"„ [23 


" ”„ 
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XVI. Mittelhaus Trappelgaffe, IV. Bezirk (Kategorie V der Tabellen), 
erbaut 1873. 

Zins: im Jahre 1877 9576 fl. 
„ „..1886 8735 fl. 
„.n„..1899 8045 fl. 

XV. Mittelfaus Untere Augartenftraße, II. Bezirt (Kategorie V der 
Tabellen), altes Haus. 

Zins: im Jahre 1884 1813 fl. 
7 ö 1898 1402 fl. 

XVIII. Mittelhaus Sigmundgafje, VII. Bezirk (Kategorie IX der 
Tabellen), erbaut 1845. 

Zins: im Jahre 1894 3694 fl. 
”»  n.. 1899 3289 fl. 

Bei diefen Häufern hat fi) der Zins durch die Abnahme der Wohnungs: 
zinfe bereitö verringert. 

Der bei neuen Häufern erzielte Mietzins, welcher allein den richtigen 
Maßſtab für die Verwertung eines Grundes giebt, ift im allgemeinen feit 
dem Jahre 1878 geftiegen; in den aufitrebenden Lagen der unter Beifpiel 
I—IX angeführten Häufer ift der Zins für ähnlide Wohnungsbeitandteile 
in den umliegenden neuen Käufern noch bedeutend höher, als ver hier in 
unſeren Beifpielen ausgemwiefene, und auch in den Lagen, in welchen nad) 
unferen Beijpielen X—XVII der Zins durd das Älterwerden des Haufes 
entweder gleichgeblieben oder gefunfen ift, weifen ähnliche in der Umgebung 
befindlihe neue Käufer ein viel größeres Erträgnis auf, ald das zur Ver— 
gleihung angeführte ältere Haus jemals aufzumeifen hatte, In fämtlichen 
Lagen iſt fomit eine abjolute Steigerung des Mietzinjes zu verzeichnen, nur 
mit dem Unterjchiede, daß diefe Steigerung in den zulegt angeführten, ſich 
ruhig entwidelnden Lagen eine verhältnismäßig bedeutend geringere ift, als 
in den zuerft angeführten Lagen mit ftarf aufftrebender Tendenz. 


Vierter Abſchnitt. 
Stapitalzins und Bodenwert. 


Wenn wir die Steigerung der Grundwerte in bereits verbauten Gegen- 
den mit der Steigerung der Mietzinje vergleichen, ! fo jehen wir wohl, daß 


I Man vergleihe die unten folgenden Tabellen der Grundwerte mit den ges 
machten Mietzinsangaben. 
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die Grundwerte in größerem Maße geftiegen find, ald die Mietzinfe. Diefe 
Erſcheinung findet ihre Erklärung hauptſächlich durch die Veränderung der 
allgemeinen Gelvverhältniffe, dur das Sinken des Zinsfußes. Auch der 
Kurswert der Wertpapiere jteigt bei demfelben Erträgnis mit dem Sinfen 
des allgemeinen Zinsfußes. Der Kurs der 5 "0 igen öfterreichtfchen 
Metalliques betrug im Jahre 1860 ca. 70 fl. Nach der Konvertierung 
derjelben in die 4.2 /oige Notenrente betrug der Kurs dieſer Notenrente im 
Jahre 1869 61.25 fl., im Jahre 1880 72.40, im Jahre 1890 83,68, im 
Jahre 1895 100,83, im Jahre 1898 102. Da man jedoch als Urfache 
der Steigerung des Kurfes der öfterreihifchen Rente die Hebung des öfter: 
reichiſchen Staatöfredits anfehen fönnte, wollen wir noch andere Beifpiele 
und auch Beifpiele aus anderen Yändern heranziehen. Die 4 Poigen Pfand— 
briefe der öjterreichifcheungarifchen Bank notierten im Jahre 1880 92.50, 
im Jahre 1885 93.70 und im Jahre 1899 101.20. Der Kurs der 
4 oigen Deutichen Reichsanleihe betrug im Jahre 1880 bei dem Zins— 
fuße der Deutſchen Reichsbank von 4.24 %o 100.25, ftieg im Jahre 1885 
auf 104.50, erhielt fich troß der Herabjegung der Verzinfung auf 3V/2 ®/o 
im Sahre 1885 auf 101 und ftieg fogar in den Jahren 1894—1898 bei 
einem allgemeinen Zinsfuße von 3.15 %o auf 104 und 106. Der Kurs der 
3°, oigen franzöfifchen Rente betrug im Jahre 1854 bei dem Zinsfuße der Banf 
von ranfreih von 3%o 79.50, im Jahre 18398 bei einem allgemeinen 
Zinsfuß von 2.20 103.65. Die 3oigen engliſchen Konſols notierten 
im Jahre 18834 99.25, im Jahre 1887 103.25; im Jahre 1888 wurden 
diefelben in 2%4P/oige fonvertiert,; der Kurs ftellte fih damals auf 99.33 
und ftieg im Jahre 1898 auf 113. 

Aus diefen Beifpielen geht hervor, daß ſich alle Werte mit firen Er— 
trägnifien durd das Sinken des allgemeinen Zinsfußes nominell erhöhen. 
Wir haben nun in Ofterreih und — was uns fpeciell intereffiert — in 
Mien mährend der letten 40 Jahre folgende Veränderungen im Zinsfuße 
zu verzeichnen. 

Der Zinsfuß der öfterreichifch-ungarifhen Bank (Nationalbank) betrug 
im Jahre 1861—1367 5°%o, im Jahre 1876 4.50, im Jahre 1890 
4.48%0, im Nahre 1895 4.30%o, im Jahre 1898 4%. Die Einlagen 
der Erſten öjterreihifchen Spar-Caſſe wurden vom Jahre 1866—1879 mit 5% o, 
von 1879—1880 mit 4/2 jo, vom Jahre 1880—1590 mit 4°o und 
vom Jahre 1890 an mit 3%4%o verzinft. Der Zinsfuß für Hypothefar- 
darlehen der Erften öfterreichifchen Spar-Eafje betrug vom Jahre 1866— 1583 
6°o, vom Jahre 1883—1889 5!ia"/o, vom Jahre 1859 —1890 50, 
vom Jahre 1890—1897 42 und 49ıdo und vom Jahre 1597 an 
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47/40/06. Der allgemeine Durhjchnittszinsfuß für Wiener Verhältnife be- 
trägt ſonach für die Jahre 1860 —1870 5—6°o, für die Jahre 1870— 1880 
4.5%0—5.5%o, für die Jahre 1880—1890 4—5°o, für die Jahre 
1890—1895 4—4.5°o und vom Jahre 1895—1899 ca. 4 ®%o. 

Der Eigentümer eined der früher angeführten Häufer, welches im 
Jahre 1880 einen Zinsertrag von 30069 fl. abgeworfen hat, konnte das 
Reinerträgnis dieſes Haufes im beiläufigen Betrage von 18000 fl. damals 
nur mit 5 %o fapitalijteren, was einen Wert von 360 000 fl. ergiebt. Heute 
refultiert bei einem Zinsertrage von 30926 fl. mit ungefähr demfelben Rein- 
ertrage von 18000 fl. bei einer Kapitalifierung diefes Ertrages mit einem 
4° oigen Zinsfuß ein Wert von 450 000 fl. Der hierdurch entitandene Mehr- 
wert fommt nad Abſchreibung der entſprechenden Quote für die Abnügung 
des Gebäudes dem Boden zugute. 

Auffallen kann es, daß bei der durch das Sinken des Zinsfußes her— 
vorgerufenen Minderung der Kauflraft des Geldes der für diefelbe Wohnung 
ſchon früher erzielte Mietzins, ausgenommen in aufftrebenden Lagen, eigent- 
lich nicht geftiegen ift. Dies iſt aus der Ausdehnung der Stadt zu er- 
Hlären. Der Zins läßt fih in jeder Lage nur bis zu einer gewiſſen Höhe 
fteigern, weil der Mieter einer Wohnung nicht abfolut an die betreffende 
Gegend gebunden ift. Die Zunahme von neuen Häufern bildet eine ftändige 
Konkurrenz, und der Mieter wird fih nur foweit die Erhöhung des Zinfes 
gefallen laſſen, bis der Vorteil, welchen eine beſtimmte Lage bietet, durch 
die Höhe des Zinfes aufgemogen wird; Mieter von Geſchäftslokalen da- 
gegen müſſen fi eine Steigerung bes Mietzinfes in viel höherem Maße 
gefallen laſſen, weil fie auf gemifje verfehrsreihe Lagen angewieſen find 
und diefe nit in demfelben Verhältnifje wie die Zunahme der Bevölkerung 
wachſen. 

Bei Durchſicht der im Anhange folgenden Tabellen finden wir, daß 
die Grundwerte in Wien in bereits verbauten Gegenden ſeit den letzten 
40 Jahren — mit Ausnahme des in den Jahren 1875—1878 ein— 
getretenen Rückſchlages — jtetig geftiegen find, während ſich der Wert der 
Gründe an der Peripherie in früher unverbauten Lagen innerhalb eines 
Zeitraumes von 10—15 Jahren um das 10-—12- oder noch mehrfadhe 
ihres Wertes ſprunghaft erhöht hat. 

Menn wir vorerft nur die Wertjteigerung des Grundes in jenen Lagen 
betrachten, welche ſchon vor dem Jahre 1860 ganz verbaut waren, fo jehen 
wir, daß auch hier die Gründe durchſchnittlich auf den dreifahen Wert ge- 
ftiegen find. Ein Grund von ca. 500 m? in der Kärnthnerftraße, der im 
Jahre 1860 einen Wert von 140000 fl. hatte, repräfentiert nach den 
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Tabellen im Jahre 1872/1873 einen Wert von 235000 fl., im Jahre 
1885 einen folden von 280000 fl., im Jahre 1890 einen foldhen von 
335000 fl. und im Jahre 1899 einen Wert von 425000 fl. Auf den 
erſten Blick erfcheint dies als ein ganz auffallender Vermögenszuwachs, bei 
näherer Betradhtung zeigt fich jedod, daß die Steigerung des Grundmertes 
allein nicht einmal den Vergleich mit dem Anwachſen eines in anderer Meife 
angelegten Kapitales aushält. Wenn nämlid der Befiter eines dem eben 
angeführten Grundeigentum gleihgroßen Vermögens von 140000 fl. fein 
Kapital in einer Sparfafje Zins auf Zins angelegt hätte, jo würde das— 
jelbe (nad den Spitzer'ſchen Tabellen) in den oben angegebenen Perioden 
folgendermaßen angewadjen fein: 


im Jahre ge in Jahren (Semeftern) auf 
1872 5 %o 13 26 266 000 fl. 
1885 41/2 %o in weiteren 13 26 474 278 fl. 
1890 4% un, 5 10 578 145 fl. 
1899 4% 2. 9 18 825 591 fl. 


Aus diefer Vergleihung geht hervor, daß der Eigentümer eines Grundes 
in einer verbauten, feinen fprunghaften Steigerungen des Grundmwertes 
unterliegenden Gegend feinen Grund nicht unbenüßt liegen laſſen fonnte in 
der Erwartung, dur die Grundfteigerung für den Entgang eines Ertrages 
entjchädigt zu werden, fondern denfelben durch Verbauung verwerten mußte. 
Das Refultat diefer Verwertung wird nun ein verfchiedenes fein, je nachdem 
der zur Verbauung gelangende Grund in einer aufftrebenden Lage ſich be— 
findet, oder nicht, was wir an zwei Beifpielen zu demonftrieren verfuchen 
wollen. 

Nehmen wir an, der Eigentümer des Grundes per 500 m? in der 
Kärnthneritraße hat im Jahre 1860 auf feinem Grunde im damaligen Werte 
von 140000 fl. ein Haus mit einem Koftenaufmwande von ca, 130000 fl. 
erbauen lafjen, welches ihm ca. 26000 fl. Zins getragen hat. Der Rein- 
ertrag von diefem Zinſe per ca. 15 500 fl. ergab mit 5.5 00 Fapitalifiert, einen 
Zinswert von ca. 280000 fl. rejp. mit Berüdfichtigung der diefem neuen 
Haufe zulommenden Steuerfreiheit einen Zinswert von ca. 310000 fl. Im 
Jahre 1899 märe nad den Tabellen der Grundwert dieſes Haufe auf 
425000 fl. geftiegen, der Baumwert wäre jedoch durch das höhere Alter des 
Haufes auf ca. 100000 fl. gejunfen und würde fi demnad der Grund- 
und Baumert derzeit auf ca. 525000 fl. jtellen; der Zins dieſes Haufes 
hätte jih mit Rüdjiht auf die bedeutende Verbefjerung der Kärnthneritraße 
ald Gejchäftslage jeit dem Jahre 1860 auf wenigſtens 36000 fl. erhöht, 
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wovon ein Neinertrag von 21000 fl. verbleibt, welcher bei dem derzeit 
geltenden 4 oigen Zinsfuße einen Zinswert von 525000 fl. ergiebt. 

In jenen Lagen dagegen, in welchen der Zins infolge des lter- 
werdens des Haufes zurüdgeht, ftellt jih das Verhältnis ungünftiger dar. 
Wählen wir ald Beifpiel für diefen zweiten Fall einen 500 m? großen 
Grund der letzten, X. Kategorie des I. Bezirkes der Tabellen, welcher im 
Sabre 1860 einen Wert von 35000 fl. hatte, und nehmen wir an, auf 
diefem Grunde wäre im Jahre 1860 ein Haus mit einem Koftenaufwand 
von 85000 fl. erbaut worden. Der Grund- und Baumert betrug daher 
damals 120000 fl. An Zins dürfte aus diefem Kaufe ein Betrag von 
12000 fl. zu erzielen gemwejen fein, wovon ein Neinertrag von 7200 fl. ver- 
blieb, welcher mit 6° 0 fapitalifiert, einen Zinswert von 120000 fl. reip. 
mit Rüdficht auf die Steuerfreiheit von ca. 134000 fl. ergab. Im Jahre 
1899 wäre der Grundmwert nad den Tabellen auf 62500 fl. geſtiegen, der 
Baumert fönnte jedoh mit Nüdjiht auf die Abnügung höchſtens mit 
70 000 fl. und der Gefamtwert (nad; Grund: und Baumwert) mit 137500 fl. 
angenommen werden; der Zins diefes Haufes wäre mit Rüdficht auf die 
Minderwertigkeit der Wohnungen etwa auf 10000 fl, geſunken; der Rein— 
ertrag würde daher 6000 fl. betragen, welder jedoch mit Rüdficht auf die 
mindergünjtige Lage und das Alter des Gebäudes mindeitens mit 4.5 %o Fapi- 
talifiert werden müßte und daher nur einen Zinswert von ca. 133000 fl. ergiebt. 

Es iſt intereffant, zu unterfuchen, welchen Vorteil der Eigentümer 
eines Haufes aus dem Ertrage desjelben gegenüber einer anderweitigen An- 
lage eines gleihgroßen Kapitales hat. Zum Zwecke diefer Vergleichung 
wollen wir annehmen, daß zwei vermögende Perjonen auf jeglichen Ertrag 
eines Teiles ihres in verſchiedener Weife angelegten Vermögens für eine ge= 
wiſſe Zeit verzichten und wollen beobadten, wie diejes Kapital bei der Ver: 
wendung desfelben zur Erbauung eines Haufes und Fruftifizierung des je- 
weils erübrigenden Neinertrages einerjeitS und bei anderen Anlagsarten 
andererfeitö nad) einer Reihe von Jahren — 40 Jahren — angewadjien it. 

An den beiden obenerwähnten Beijpielen wollen wir dieſe Gegenüber: 
ftellung in beiden Fällen rechnungsmäßig durdführen. Der Eigentümer des 
Grundes in der Kärnthnerftraße hätte im Jahre 1860 ein Haus, deſſen 
Erbauung ca. ein Jahr in Anſpruch genommen hat, errichtet und fonad 
für Grund und Bau ein Kapital von 270000 fl. inveftiert. Vom erften 
Gemefter des Jahres 1861 angefangen, mürde er von diefem Haufe einen 
ftetig fteigenden Jahreszins von anfänglich 26000 fl. beziehen, welchen wir 
für die erjten zwölf Jahre im Durdfchnitte mit 28000 fl. annehmen 
wollen; von diefem Zinfe würden ihm während der Steuerfreiheit nad Ab- 
zug der Steuern und Hausauslagen rein 21000 fl. verbleiben. 
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Diejer Reinertrag in zwei Teilbeträgen à 10500 fl. zu Beginn jeden 
Semeſters fruchtbringend — etwa aud in einer Sparfafje zu dem damals 
geltenden 5 'oigen Zinsfuße — angelegt, würbe am Ende des Jahres 1872 
ein Kapital von 348100 fl. ergeben, weldes Zins auf Zins angelegt, Ende 
des Jahres 1899 bei einem Durchſchnittszinsfuß von 41/4 %o auf 1083 600 fl. 
anwachſen würde. Nach Ablauf der Steuerfreiheit würde von einem Durd)- 
fchnittäzinfe per 32000 fl. nad Dedung der Steuern und Hausauslagen ein 
Keinertrag von ca. 18000 fl. verbleiben, welcher wieder in zwei Teilbeträgen 
a 9000 fl. zu Beginn jeden Semejters angelegt bei einem Durchſchnitts— 
zinsfuße von 4’, %/o am Ende des Jahres 1899 ein Kapital von 913700 fl. 
ergeben würde. Der Eigentümer des Haufes hätte ſonach Ende des Jahres 1399 
den Wert des Hauſes — 


wie oben angenommen — mit 2 2 2 2 2 nn nn. 525000 fl, 
und die beiden Fruftififate per . 2 2 2 202000. 0.1083 600 fl, 
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zufammen 2522300 fl. 

Ein gleihgroßes Kapital von 270000 fl., welcher Betrag nad) unferer 
Annahme zur Ermwerbung des Grundes und zur Erbauung des Haufes 
inveftiert worden ift, im Jahre 1860 ‚iin einer Sparkaffe Zins auf Zins 
angelegt, wäre bei einem Durchſchnittszinsfuße von 4'290 bis Ende 1399 
nur auf 1601100 fl. angewachſen. 

Die Anlage eines Kapitales in einer Sparkaſſe ift die mühe- und forgenlofeite 
Kapitalöverwertung, die Einlage unterliegt feinen Kursſchwankungen und iſt 
jederzeit leicht realifierbar, die Verzinfung diefer Anlage aber auch natur- 
gemäß die niederfte. Wir wollen daher für unfer Beifpiel auch den Ber- 
gleich mit einer anderen Art der Anlage, beifpielsweife durch Anfauf von 
Staatspapieren heranziehen. Für den unferer früheren Rechnung zu Grunde 
gelegten Betrag von 270 000 fl. hätten im Jahre 1860 Staatspapiere zum 
damaligen Kurfe von 70 im Nominalbetrag von 385 700 fl. angefauft 
werden fünnen, welche vom 2. Semejter 1860 bis influfive 1868 5 Po, 
vom Jahre 1869 an 4.2 %o getragen hätten, d. i. Halbjährig bis 1868 
9642 fl. 50, von 1869 an 8099 fl. 70. 

Ein Betrag von je 9642 fl. 50 dur 17 Semefter angelegt, hätte zu 
einem Zinsfuße von 5 %o ein Kapital von 206 000 fl. ergeben, meldes 
bis Ende 1899 zu einem Durdfchnittszinsfuße von 4'/s %o auf 758 700 fl. 
angewachſen wäre. 

Bom Jahre 1869 an das halbjährige Erträgnis per je 8099 fl. 70 zu 
einem Durchſchnittszinsfuße von 4/4 %o angelegt, ergiebt ein Kapital per 
1044 300 fl. 
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Der Befiger der im Jahre 1860 angefauften Staatspapiere hätte 
fonad Ende 1899 Nom. 385 700 r zum — von 98 . 378000 fl. 
und die BE oo ’ 2 0... .758 700 fl. 
und . ee re MER N, 


zufammen 2181 000 fl. 

Wenn wir das zweite Beifpiel in derfelben Weife durchführen, gelangen . 
wir zu folgenden Rejultaten. 

Der Eigentümer des zweiten Haufes hätte ein Kapital von 120 000 fl. 
zum Anfauf des Grundes und zur Erbauung des Haufe verwendet und 
würde vom erften Semeiter 1561 an einen Zins von 12 000 fl. beziehen, wovon 
während der zwölfjährigen Steuerfreiheit ein Reinertrag von 9000 fl. ver- 
bleiben würde; dieſer Reinertrag in zwei Teilbeträgen à 4500 fl. zu Beginn 
jeven Semejters fruchtbringend angelegt, ergiebt am Ende des Jahres 1872 ein 
Kapital von 149 200 fl., welches Zins auf Zins angelegt bis Ende des Jahres 
1899 bei einem Durchſchnittszinsfuße von 4/4 %o auf 464400 fl. angewachſen 
wäre. Nach Ablauf der Steuerfreiheit verblieben von einem Durdfchnitts- 
zinfe per 11 000 fl. nad) Abzug der Steuern und Hausauslagen ca. 6000 fl. 
al3 Reinertrag, welcher wieder in zwei Teilbeträgen à 3000 fl. zu Beginn 
jeden Semefter8 angelegt bei einem Durchſchnittszinefuße von 41 %o am 
Ende des Jahres 1899 ein Kapital von 304 600 fl. ergeben mwürbe. Der 
Eigentümer dieſes Haufes hätte fonah Ende des Jahres 1899 den Wert 
des Haufes im Durhfchnittäwerte von . » 2 2 2... 1835000 fl. 
und die beiden Fruftifilate per © oo 2 oe nenn 460 fl. 
und peeeeee. 304 600 fl. 


zuſammen 904000 fl. 
während ein Kapital von 120 000 fl. in einer Sparkaſſe im Jahre 1860 Zins 
auf Zins angelegt bei einem Durchſchnittszinsfuße von 4a 9% am Ende 
des Jahres 1899 erft die Höhe von 711 600 fl. erreicht haben würde. 
Auch hier wollen wir aus den oben angeführten Gründen wieder den 
Vergleih mit der Kapitaläverwertung durh Ankauf von Staatspapieren 
durchführen. Für den Barbetrag von 120 000 fl. wären im Jahre 1860 
bei dem Kurſe von 70 Staatspapiere im Nominalbetrage von 171 400 fl. 
zu erhalten gewefen, welche bis 1868 5 ®o d. i. halbjährig 4285 fl. und 
von 1869 an 4.2 o d. i. halbjährig 3600 fl. getragen hätten. Der 
Betrag von je 4285 fl. durd 17 Semefter angelegt, hätte zu einem Zins— 
fuße von 5 %o 91600 fl. ergeben, welde bis Ende 1899 zu einem Durch— 
Ichnitiszinsfuße von 4Ys %o auf 337 300 fl. angewachſen wären. Vom 
Jahre 1869 das halbjährige Erträgnis per je 3600 fl. zu einem Durch— 
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ſchnittszinsfuße von 41/40 angelegt, hätte ein Kapital von 464 000 fl. 
ergeben. Der Befiter diefer Staatspapiere hätte jonad Ende 1899 

Nominale 171430 fl. zum Kurfe von 98 . . 2. 2... 168000 fl. 
Die Fruktifilate pyeeee 337 300 ⸗ 
UND: 2 re ei 6664000 


Zufammen 969 300 fl. 


Der Vollftändigfeit wegen wollen wir noch die Unterfuhung vor- 
nehmen, ob der Eigentümer eine Haufes, welcher jein Haus mit einem 
den gewöhnlichen Zinsfußverhältniffen entfprehenden Darlehen belaftet, im 
Vorteil ift gegenüber dem anderen, der fein Haus fchuldenfrei erhält. 

Zu diefem Zwede nehmen wir an, der Eigentümer eines neben dem 
obenangeführten Haufe in der Kärnthnerftraße liegenden doppelt jo großen 
Grundes im Werte von 280 000 fl. hätte auf demfelben mit den doppelten 
Koften, ſonach mit 260 000 fl., ein Gebäude im Gefamtwerte von 540 000 fl. 
errichtet, welches ihm auch den doppelten Zins trägt und dasfelbe dann mit 
270 000 fl. bei einem Krebitinftitute belehnt, jo daß er aus eigenen Mitteln 
nur 270 000 fl. inveitiert hat. Zur Verzinfung und Rüdzahlung diefes auf- 
genommenen Darlehens innerhalb 40 Jahren muß er bei einem Durd- 
ſchnittszinsfuße von 5/0 eine halbjährige Paufchalrate von 7776 fl. ent- 
rihten. Yon dem jährlichen Gefamtmietzing per durchſchnittlich 56 000 fl. 
erübrigte nah Abzug der Steuern und Hausauslagen während der Steuer- 
freiheit ein Reinertrag von 42 000 fl. per Jahr oder 21000 fl. für jedes 
Halbjahr, hiervon die zur Berzinfung und Rüdzahlung des Darlehens zu 
entrichtende Pauſchalrate per 7776 fl. in Abzug gebracht, verblieb ein Reſt 
ver 13 224 fl., welchen er wieder mit Beginn jeden Semeſters frucht— 
bringend anlegen fonnte, moburd ji bei dem damals geltenden Zinsfuße 
von 5% am Ende des Jahres 1872 ein Kapital von 438 400 fl. ergeben 
hätte. Diefes, wieder auf Zins angelegt, wäre bei einem Durchſchnitts- 
zinsfuße von 41/4 %io bis Ende 1899 auf 1 364 700 fl. angewachſen. 

Nah Ablauf der Steuerfreiheit verblieb bei einem Durchſchnittszins 
von 64000 fl. nah Dedung der Steuern und Hausauslagen per ca. 
28 000 fl. ein Reinertrag von 36 000 fl. per Jahr, oder 18 000 fl. per 
Halbjahr, von welchem die Halbjährige Paufchalrate per 7776 fl. entrichtet 
werden mußte. Der ſodann rejtlid verbleibende Ertrag per 10 224 fl. 
wieder mit Beginn jeden Semejterd Zins auf Zins bei einem Durchſchnitts— 
zinsfuße von 4"/4/o angelegt, würde Ende des Jahres 1899 ein Kapital 
von 1038 000 fl. ergeben. Der Eigentümer diefes urfprünglic mit einem 


Darlehen per 270 000 fl. belafteten Haufes hätte ſomit Ende des Jahres 
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1899 — nachdem das Darlehen zu diefer Zeit auch Sr zurüdgezahlt 


iſt — ein fchuldenfreies Haus im Werte von . . . 1050 000 fi. 
und die beiden nn DE, Een. LET ⸗ 
und pr . 2.2. ee he hin ee Fa 1 038.000 - 
Zulammen 3452 700 = 
gegnüber . . . . — . + 2522 300 fl. 
welche der Eigentümer & dee — — Aufnahme eines Darlehens — mit 


demjelben eigenen Koftenaufwand von 270 000 fl. im Jahre 1860 er- 
richteten Hauſes befigt. 

Auch bei Durchführung des Beifpieles für ein in einer mindermwert- 
vollen Lage des I. Bezirkes errichtetes Haus würden mir zu demjelben 
Refultate gelangen, daß der Eigentümer eines von einem Krebitinftitute be- 
lafteten Haufes im Vorteile ift gegenüber demjenigen, der ein ſchuldenfreies, 
aber dementfprechend Eleineres Haus befigt. 

Aus den beiden angeführten Beifpielen erfehen wir, daß der Eigen- 
tümer eines Haufes in einer Lage mit ruhiger natürlicher Entwidlung zwar 
eine beſſere Verwertung des Anlagefapitales erzielt hat, als durd eine Ein- 
lage in einer Spar-Cafje, aber einen geringeren Gewinn, al® der Befiter 
von Wertpapieren, welche im Kurswerte ſtark geitiegen find, während der 
Eigentümer eines Haufes in jtarf aufftrebender Lage, in welcder eine Steigerung 
des Zinſes und eine bedeutende Erhöhung des Grundwertes eingetreten ift, 
nah den durchgeführten Beifpielen gegen beide anderen Anlagsarten im 
Vorteile war. Da jedoch der Eigentümer eines Haufes in dem hiervon er- 
zielten Ertrage auch die Entihädigung für feine durch die Adminiſtration 
des Haufes entjtehende eigene Arbeit, für das Riſiko von eventuellen Leer: 
ftehungen und Zinsverluften finden muß, jo iſt im allgemeinen der Gewinn 
aus dem Beſitz eines Grundes refpektive eines Haufes in einer bereitö ganz 
verbauten Gegend fein unverhältnismäßig großer und umnatürlicher gegen- 
über irgend einer anderen Art der Anlage eines Kapitales. 

Wefentlih anders ftellen ſich die Verhältnifje dar in jenen Fällen, in 
welden bisher als Kulturgrund verwendeter Boden infolge der Ausdehnung 
der Verbauung in Baugrund umgewandelt wird. Hier müfjen wir wieder 
unterfcheiden: 1. jene Fälle, in welden ein zu einer Realität gehöriger 
Garten oder größerer Hof durch die Anlegung neuer oder die Verlängerung 
bereits beftehender Straßen zur Verbauung geeignet gemadt wird und 
2. jene Fälle, in welchen durch die Ausdehnung der Verbauung bisher als 
Kulturgründe verwendete Felder und Wieſen zur Verbauung herangezogen 
werden (fogenannte Verbauung auf grünem Anger). 
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Im erfterwähnten Falle ift der Eigentümer einer ſolchen Realität, 
durch welche neue Straßen geführt, beziehungweife beftehende Straßen ver- 
längert werden, gemäß 8 10 der Wiener Bauordnung zwar verpflichtet, 
denjenigen Raum, welcher ſowohl zur Verlängerung und ®erbreiterung be- 
ftehender als zur Eröffnung neuer Straßen erforderlich ift, bis zum Höchſt— 
ausmaße von 23 m Breite außerhalb der beftimmten Baulinie unentgeltlich 
abzutreten, aber er gewinnt an der verbleibenden Realität durd die Mög- 
lichkeit der Verwertung der bisherigen Garten und Hofgründe ala Bau- 
pläge unvergleichlic mehr, als der geringe Wert der abzutretenden Gründe 
betrug. Als ein Beifpiel einer ſolchen günftigen Verwertung von Garten- 
gründen infolge der Durchführung von Straßen fünnen wir die bis zur 
Mitte der 1870er Jahre oberhalb der Ramperjtorffergaffe beziehungs- 
weiſe NReinprechtsdorferftraße im V. Bezirfe beitandenen Gemüfe- und 
Handelsgärten erwähnen, welche zu diefer Zeit einen Wert von ca. SO fr. 
bis 1 fl. 50 per 1 m? hatten und infolge der Parzellierung diefer Gründe 
und der fortfchreitenden Verbauung derfelben bereits Mitte der 1880er 
Jahre einen Preis von 14—15 fl. per 1 m? erzielten. 

Ein noch bedeutend größerer Vorteil entfteht jedoch in dem zweiten 
von uns angeführten Falle, wenn nämlich bisheriger Aderboven an der 
Peripherie der Stadt durch die fortfchreitende Ausdehnung derfelben zu 
Verbauung herangezogen wird. Diefe Gründe, aus deren Verpachtung als 
Aderboven der Eigentümer einen minimalen Ertrag erzielte, können plößlich 
in ganz anderer Weiſe verwertet werden, indem fie fi zu Bauplägen 
eignen und als ſolche in kleinen Flächen an Unternehmer verkauft werden 
fönnen. Selbjtverjtändlich treten bei der Ummandlung des Aderbodens in 
einen Baugrund fprunghafte Steigerungen der Grundwerte ein, und be- 
ſonders in diefem Falle macht der Grundeigentümer einen weit über das 
gemöhnlihe Maß gehenden Gewinn. Die Gründe an der Peripherie im 
II. X., XI, XUIL, XIV, XVI und XV. Bezirke haben durch die 
rafhe Ausdehnung der Stadt in den lebten 10 Jahren das zehn- bis 
zwölffache ihres früheren Wertes erreiht, und können wir ala befonders 
draftifches Beifpiel einer erorbitanten Steigerung des Grundwertes an- 
führen, daß ein großer Grundfompler im XVI. Bezirfe an der Schmelz 
im oberen Teile der gegenwärtigen Koppftraße, Gablenzgafje und Hasnerftraße 
bei einer öffentlichen Feilbietung im Jahre 1885 per 1 m? um 80 fr. gefauft 
wurde, und daß im Jahre 1899 diefe Gründe nad) Durchführung der 
beiden oben genannten Straßen bereit3 um 20—24 fl. per 1 m? verkauft 
wurden. Solche Operationen gehören aber in das Gebiet der Spekulation, 
die glüden aber auch mißglüden fann. 

6* 
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Erwähnen müffen wir no den zufälligen Gewinn, welchen der Eigen- 
tümer eines Grundes dadurch macht, daß feiner Realität eine qualifizierte 
Steuerfreiheit zuerfannt und damit eine privilegierte Bevorzugung erteilt 
wird, oder dadurch, daß eine auf feiner Realität laftende, die Verbauung 
derfelben in ungünftiger Weife beeinflufjende Beſchränkung aufgehoben wird. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen verweifen wir auf die nad: 
folgenden Tabellen, welche den beiten Auffhluß über die Entwidlung der 
Grundwertverhältnifje während der verfchiedenen Perioden in den einzelnen 
Bezirfen geben werden. Diefen Tabellen haben wir zum befjeren Ber: 
ftändnifje eine Planſtizze von Wien mit den widtigften Straßenzügen bei- 
gegeben. 


Anhang. 


Die Bewegung der Grundwerte in den einzelnen 
Stadtteilen von 1860 1899. 
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Anmerkung zur Tabelle des I. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des I. Bezirfes beträgt 282.5 ha, movon auf 
Häufer- und Hofräume 146.2 ha, auf Gärten 39.9 ha und auf Straßen 
96.6 ha entfallen. Die Zahl der Häufer betrug nad dem lebten offiziellen 
Ausweis im Jahre 1897 1388, im Jahre 1899 ca. 1392, der Gejamt- 
zins m diefem Jahre 22073444 fl. Die Einwohnerzahl bei der letzten 
Zählung im Jahre 1890 67029. ! 

Die Kategorien I, II und III find die vorzüglichiten Geſchäftslagen 
Wiens. Nachdem ſowohl das Parterre als das Mezzanin der in diejen 
Gaſſen liegenden Häufer für Gefchäftszwede zu hohen Zinfen ausgenüßt 
und die Mohnungen zu fehr quten Preifen vermietet werden fönnen, iſt der 
Zinsertrag diefer Häufer der befte und daher au der hohe Grundmwert 
diefer Lagen gerechtfertigt. Der Kärnthnerring, Kolowratring und Parkring 
mit den dortjelbjt befindlichen palaisartigen Gebäuden jtellen fich als die 
ihönften Lagen für Wohnungen dar. Am Franz Joſefsquai, Schotten- 
ring und dem ganzen Gebiet, welches von diefen beiden Straßen, dann der 
Wipplingerftraße und Marc-Aurelftraße begrenzt wird, haben fich die meiften 
en gros:Warenhäufer niedergelaffen. 

In den Teilen der inneren Stadt zwiſchen Salzgries und Wipplinger: 
ftraße, dann zwifchen Rothenthurm- und Marc-Aurelftraße, in der Umgebung 
des Tiefen Grabens und des Judenplages, endlich in dem Gebiet links von 
der Singerſtraße bis zur Schulerftraße und links von der Bäderftraße bis 
zur Rothenthurmftraße fommen die engften Gafjen mit den älteften Häufern 
vor, welche ſich weder zu Gejchäftszweden noch für befjere Wohnungen 
eignen, und find daher diefe Gebiete — mit Ausnahme des dortjelbit be— 
findlihen Fleiſchmarktes — die mindermertigften der inneren Stadt. 

Für die Stadterweiterungsgründe — alfo NRingftraße und Umgebung — 
wurden in den Jahren 1860—1866 einfchließlid der diefen Gründen zu— 
erfannten qualifizierten Steuerfreiheit pro I m? nur 70—100 fl. erzielt, von 
1866— 1872 jtiegen die Gründe auf 80—140 fl. Durd die in den 
Sahren 1875—1878 herrfhende Gejchäftslofigfeit und insbefondere durch 
den gänzlichen Stillftand in der Bauthätigfeit fanfen diefe Gründe wieder 
auf 80 fl. herab, fliegen von 1878 an ftetig, bis fie 1898—1899, trog Ab- 
lauf der Steuerfreiheit einen Preis von ca. 200—250 fl. erreichten. 


Nach den während der Drudfegung befannt gegebenen vorläufigen Ergebnitfen 
der Bolfszählung von Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1361, die Ein- 
wohnerzahl 57 562. 
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Das Gebiet links von der Votivfirhe, zwifhen dem Schottenring und 
der Landesgerichtsſtraße — der frühere Baradeplat — wurde im Jahre 1868 
(kaiſerliche Entfhliefung vom 7. März 1868) parzelliert, die Verbauung 
ging jedod nur langfam vorwärts, Erſt in den 1880er Jahren, in welche 
Zeit auch die Fertigftellung des dortfelbft errichteten Rathhaufes fällt, wurde 
diejes Gebiet volljtändig ausgebaut. 

Das Territorium der Franz Joſefs Kaferne wurde 1899 parzelliert; 
die durch diefe Parzellierung entftandenen Baupläte an der Wollzeile haben 
ohne Rüdfiht auf die qualifizierte Steuerfreiheit einen Wert von ca. 220 fl. 
pro 1 m?, die übrigen Baupläße je nah der Lage einen Wert von 
160—200 fl. pro Im? Mit Rüdficht auf die diefen Plätzen zuerfannte 
dreißigjährige Steuerfreiheit dürften die Bauftellen an der Wollzeile mit 
ca. 440 fl., die fonftigen Baupläße mit 300—360 fl. pro 1 m? verfauft 
werben. 

Für Wohnungen werden im fogenannten Rathausviertel hohe Mietzinfe 
bezahlt. Als Gefchäftslage kommt diefe Gegend nicht in Betracht. 
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Anmerkung zur Inbelle des II. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des II. Bezirkes beträgt 3100 ha, mwovon auf 
Häufer- und Hofräume 302.5 ha, auf Gärten 97.4 ha, auf Straßen 
297.5 ha entfallen. Die Häuferzahl betrug nad) dem letten offiziellen Ausweis 
im Sabre 1897: 2392, im Jahre 1899 ca. 3065, der Geſamtzins in 
diefem Sahre 11342193 fl. Die Einwohnerzahl betrug nad der letzten 
Zählung im Jahre 1390 158 374. ! 

Der II. Bezirk zerfällt feiner ganzen Entwidlung und der Beichaffen- 
heit feiner Bewohner nah in drei Teile: 

I. in das Gebiet der früheren Vorſtädte Leopoldſtadt und Jäger: 
zeile. 

11. in die Brigittenau d. i. in das links vom Augarten gelegene Gebiet, 
defien Abtrennung als felbjtändiger XX. Bezirf demnächſt bevorfteht. 

IM. in die Kaifermühlen, d. i. in das über der Donau gelegene 
Gebiet. 

Ad. I. Als gute Gefchäftslagen find nur die Praterjtraße und der 
untere Teil der Taborftraße und der unteren Augartenftraße zu betrachten. 
Die beiten Zinfe für Wohnungen werden in den beiden erftgenannten Straßen 
erzielt, obwohl die Zinfe in der Leopoldſtadt überhaupt ziemlich teuer find. 

Das Gebiet zwifchen der Kaifer Jojefitraße und der Nordbahntrace 
wurde erft Ende der 1860er Jahre parzelliert; in den Jahren 1870—1875 
wurde dortjelbft von Baufpefulanten eine übertriebene Bauthätigfeit ent- 
widelt und eine übergroße Menge von neuen Häufern errichtet, welche von 
den wenig fapitalsfräftigen Beligern nicht gehalten werden fonnten und zu 
Ende der 1870er Jahre, anfangs der 1880er Jahre im erefutiven Wege zu 
Schleuderpreiſen verfauft wurden. 

Zum Gebiet der ehemaligen Vorftädte Jägerzeile und Leopoldſtadt ge- 
hört auch der Prater, der mehr als * des Territoriums diefer Vorſtädte 
umfaßt, aus Wiejen und Auen beiteht und fih im Beſitze des Kaiferhaufes 
befindet. Vom Prater wurden am Schüttel und in der Ausitellungsftraße 
zwei Gruppen von Baupläten abverfauft, welche in den Jahren 1892 —1893 
von den Unternehmern um S—10 fl. erworben wurden, im Jahre 1899 
aber bereit? um 30—40 fl. pro 1 m? verfauft werden. 


ı Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffen der Vollszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer im IL. Bezirk 
2005, im XX. Bezirk 997, die Einwohnerzahl im IL. Bezirk 141 007, im XX. Be- 
zirt 71153, zufammen 3002 Häufer und 212 160 Einwohner. 
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Das Gebiet oberhalb der Nordmeitbahntrace (Donauftadt), früher 
Zwifhenbrüden, ift auch parzelliert; die Gründe dortjelbjt werden von der 
Donau-Regulierungsfommiffion im Jahre 1898 — 1899 bereits um 10—14 fl. 
hauptſächlich zu Fabrifsbauten verkauft; für Wohnhäuſer giebt ſich in diefer 
Lage nur in der Nähe der Kronprinz Rubolfsbrüde eine regere Bauthätigfeit 
fund. Die Gründe am Erzherzog-Karlplag, Worgartenftraße, Engerthftraße, 
welche im Jahre 1899 einen Wert von 23—380 fl. pro 1m? repräfentieren, 
waren im Jahre 1885 um 6 fl. und in den Jahren 1890—1891 um 
8—10 fl. erhältlich. 

Die Kronprinz-Rudolfsſtraße ift im Jahre 1899 auch nur in der 
Nähe der Kronprinz-Rudolfsbrüde verbaut, ſonſt befinden fi links die 
Kohlenmagazine der Norbbahn, rechts einige ebenerdige Gafthäufer, fonft 
Fahrradpläte und Materiallagerpläte. 

Ad. II. Schon vor den 1860er Jahren beitand in der Gegend der 
heutigen Brigittafirhe eine kleine Anfiedelung: die Winter, Brigittagaffe, 
Dammitraße, Greijeneder- (früher Gärtnergafje) und ein Teil der Klofter- 
neuburgerftraße (früher Alleeftrafe) war damals jhon mit Wohn- und 
Gärtnerhäufern befegt, ſonſt war die Brigittenau bis zum Jahre 1875 
nahezu unverbaut und wurden die Gründe bortfelbft ala Gemüfegärten ver- 
wertet. Seit der Mitte der 1870er Jahre wird in der Brigittenau fehr 
viel gebaut und hebt ſich diefe Gegend zufehendse. Seit Ende der 1880er 
Jahre wird auch der Teil links vom Augarten bis zur Wallenſteinſtraße, 
und zwar zuerft der untere Teil und in den Jahren feit 1896 auch der 
obere Teil an der Raufcherftraße verbaut. Die Gründe dortjelbit haben 
einen Preis von 28—30 fl. pro 1 m? erreiht; in der Wallenfteinftraße 
aber, die ſich als eine vorzüglice Geſchäfts- und Verkehrsſtraße entwidelt 
hat, werben bebeutend günftigere Preife erzielt; im Jahre 1899 wurden im 
erften Teile diefer Straße gegen die Brigittabrüde Plätze mit 70—80 fl. 
pro 1 m? bezahlt. 

Die MWohnungspreife find in der ganzen Brigittenau verhältnismäßig 
hohe. Mit Rüdfiht auf die Bewohnerſchaft, welche ſich größtenteild aus 
Arbeitern der umliegenden Bahnen und Fabriken zufammenjegt, werden ge— 
wöhnlich nur fleine Wohnungen gefucht, mit einem Zimmer und einer Küche; 
für diefe bezahlen jedod die Mieter 15—18 fl. pro Monat. 

Auch im Jahre 1899 find noch große Teile der Brigittenau unver- 
baut, welche als Auen an der Donau, oder Gemüfegärten einen Wert von 
50 fr. — 1 fl. haben. 

Ad. III. Kaiſermühlen liegt über der Donau, abjeits vom Berfehre, 
und eignet ſich diefes Gebiet hauptſächlich für Fabrifen, welche infolge der 
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Art ihres Betriebes gezwungen find, fich in größerer Entfernung von der 
Stadt niederzulafien. 

Durch die im Jahre 1895 erfolgte Zuleitung des Hochquellenwafjers 
hat diefe Gegend in fanitärer Beziehung fehr gewonnen. Im Jahre 1899 
wurde von der über die Kronprinz-Rudolfsbrüde nah Kagran führenden 
eleftrifchen Bahn eine Abzweigung nah Kaifermühlen durchgeführt, wodurch 
nun ein regelmäßiger Verkehr von den Kaiſermühlen nad der Stadt 
möglich ift. 
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Anmerfung zur Tabelle des Ill. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des II. Bezirfes beträgt 603.7 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 200.3 ha, auf Gärten 245,8 ha und auf Straßen 
107.9 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem letzten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 2222, im Jahre 1899 ca. 2270; der Gejamt- 
mietzins in diefem Jahre 8682925 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 110279.! 

Als gute Gefhäftslage eignet fih nur der untere Teil der Landſtraße 
Hauptitraße bis zur Gröbergerftraße reſp. Rochusgaſſe. Dagegen ift ein 
großer Teil des III. Bezirkes, insbefondere das vom Rennweg, der Reiöner- 
ftraße und dem Heumarft begrenzte Gebiet und die Jacquingaffe wegen der 
Nähe der dort befindlichen öffentlihen Gärten für Wohnungen ſehr 
geſucht. 

Die Stroh-, Metternich- und Richardgaſſe wurde durch die Parzellierung 
des Metternichgartens erſt anfangs der 1870er Jahre durchgeführt, die 
Reisnerſtraße in dieſer Zeit von der Neulinggaſſe an verlängert; dieſe neu— 
entftandenen Straßen wurden in verhältnismäßig furzer Zeit mit jchönen, 
teilmeife palaisartigen Häufern, auch den Gebäuden der Gefandtjchaften von 
Deutihland, Rußland und England, verbaut und es entwidelte ſich dort- 
jelbit ein eleganter Stadtteil. 

Die Gegend um die heutige Weißgärberfiche wurde erft Ende ber 
1860er Jahre mit größeren Häufern verbaut; bis dahin fanden ſich dort 
faſt ausfchlieglich ebenerdige Häufer vor. Doch find auch derzeit in diefem 
Teile des Bezirkes merfwürdigerweife troß der Nähe der Stadt die Miet- 
zinfe fehr bedeutend zurüdgeblieben. 

Ende der 1870er Jahre wurde der große Xiechtenfteinparf in der 
Rafumoffstygaffe parzelliert und wurden die Gründe in den dortſelbſt neu- 
entftandenen Gafjen damald um ca. 10 fl. veräußert; vom Jahre 1890 an 
fönnen diefe Gründe in die Kategorie III eingereiht werden und werden die- 
felben im Jahre 1895—1899 mit 30—40 fl. pro 1 m? bezahlt. 

Der fogen. Kaifergarten, in der Gegend der Boerhavegafle, wo ſich 
ehemals die Gartenbaugefellihaft befand, wurde in den 1880er Jahren 
parzelliert, die Verbauung diejes Komplexes ift aber derzeit noch nicht ganz 
durchgeführt. 





! Rad) den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 2250, die 
Einwohnerzahl 135 074. 
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Die hinter der Fafangafje gelegenen Gründe, welche Ende der 1880er 
Jahre parzelliert wurden und damals einen Wert von ca. 10 fl. per 1 m? 
hatten, wurben bereit3 im Jahre 1892- mit 20 fl. verkauft, jtiegen dann 
mit der fortfchreitenden Berbauung von Jahr zu Jahr um 3—6 fl. und 
haben jeit 1895 —1896 einen Preis von ca. 30 fl. erreicht. 

Das Gebiet des III. Bezirkes oberhalb der Apoftelgafje fällt ftarf 
gegen die übrigen Teile dieſes Bezirfes im Werte ab; dortſelbſt beftehen 
derzeit noch größtenteild alte, ebenerdige Häufer und große Grundflächen 
werden noch ald Gemüfegärten benügt. 


Schriften XCV. — Bohnungdfrage. 1. 


Paul Schwar:. 
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Anmerfung zur Tabelle des IV. Bezirkes, 


Die Gefamtflähe des IV. Bezirkes beträgt 179.6 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 37.2 ha, auf Gärten 46.2 ha und auf Straßen 39.7 ha 
entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem lebten offiziellen Aus- 
weis vom Jahre 1597 1068, im Sahre 1899 ca. 1081; der Gejamtmiet- 
zins in diefem Jahre 6409672 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei ber 
legten Zählung im Jahre 1890 59135. ! 

Der früher ziemlich ſchmale untere Teil der Wiednerhauptftraße bis zur 
Paulanerkirche hat durch das Geſetz über die achtzehnjährige Steuerfreiheit 
ſehr gewonnen. An Stelle der dortjelbft befindlichen alten Häufer wurden 
durchgehende neue den modernen Anforderungen entſprechende Gebäude er- 
richtet und in der neugefchaffenen breiten Straße hat ji ein lebhafter Ge- 
jchäftsverfehr entwidelt. Von der Baulanerfirhe an fällt die Wiednerhaupt— 
jtraße ſowohl als Gejchäftslage, wie aud als gute Wohnungslage bedeutend 
ab und wird von der Favoritenſtraße und Schleifmühlgafje, welche dortjelbit 
von der Miednerhauptitraße abzweigen und den größten Teil des Geſchäfts— 
verfehrs an ſich nehmen, übertroffen. 

Als gute Gefhäftslage ift aud die Margarethenftraße zu bezeichnen. 
Als ſehr gute MWohnungsanlagen mit teilmeife palaisartigen Häufern find 
der untere Teil der Heugafje und der Alleegafje, die Schwindgafje, Guß- 
hausftraße und der erjt in den letzten zwei Jahren entjtandene Brahmsplat 
fowie die Tilgnerftraße beſonders hervorzuheben. 


* Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
nifien der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1066, Die 
Einwohnerzahl 59 673. 
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Anmerkung zur Tabelle des V. Bezirkes, 


Die Gefamtflähe des V. Bezirkes beträgt 254.2 ha, wovon auf Häufer 
und Hofräume 95.1 ha, auf Gärten 57.2 ha und auf Straßen 63.1 ha ent- 
fallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad) dem lebten offiziellen Ausweis 
vom Jahre 1897 1550, im Jahre 1899 ca. 1584; der Gefamtmietzins in 
diefem Jahre 5133810 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der letzten 
Zählung im Jahre 1890 84031. ! 

Der V. Bezirk ſchließt fih nicht unmittelbar an den I. Bezirf an — wie 
die übrigen Bezirfe I—IX —, fondern wird aud) in feinem unteren Teile 
vom IV. Bezirk begrenzt. Weder ala Gejchäftslage noch als Mohnungslage 
it der V. Bezirf von befonderer Bedeutung und find die Zinfe in diefem 
Bezirke im allgemeinen bedeutend mäßiger, als in den nebenliegenden anderen 
Bezirfen. Als beffere Gefhäftslage kann nur der untere Teil der Schön- 
brunnerftraße bis zur Pilgramgafje, die Margarethenftraße und feit den 
legten Jahren die Pilgramgafje bezeichnet werden. Diefe lehtgenannte Gaſſe 
war bis 1893 ſchmal und minderwertig; durch den infolge der adhtzehn- 
jährigen Steuerfreiheit erfolgten Umbau der alten Häufer und die bedeutende 
Verbreiterung der Straße wurde diefelbe zur Verbindunggitraße mit dem 
VI. Beirfe und gewinnt jo an Wert, daß die Gründe dortjelbft feit 
1894— 1895 auf 40—55 fl. geftiegen find. 

Ein großer Teil von Margarethen oberhalb der Ramperstorffergaffe 
bezw. Reinprechtsdorferjtraße war bis Mitte der 1870er Jahre nahezu un- 
verbaut und wurden diefe Gebiete von Kunft- und Handelögärtnern zum Be- 
triebe ihres Gefchäftes verwendet. Zu diefer Zeit fonnten die Gründe als 
Gartengründe nur mit 80 fr. — 1 fl. 50 pro 1 m? vermertet werben. 
Bon Mitte bis Ende der 1870er machte die Verbauung diefer Gründe rafche 
Fortichritte, jo daß in furzer Zeit dort ein neuer Stadtteil entjtanden ift. 
Von Anfang der 1880er Jahre können diefe Gründe in Kategorie III ein- 
gereiht werben. 

Neumargarethen, d. i. der vor dem ehemaligen Linienwalle gelegene, 
aber au ſchon vor der Vereinigung der Vororte mit Wien zum V. Bezirke 
gehörige Teil diefes Bezirkes, wurde erſt Mitte der 1870er Jahre verbaut, 
wird größtenteild von Arbeiterbevölferung bewohnt und fließt ſich in 
feiner Entwidlung und in der Steigerung der Grundmwerte den umliegenden 
ehemaligen Vororten an. 


' Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
nifien der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1590, die 
Einwohnerzahl 106 464. 


Paul Schwarz. 
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Anmerkung zur Tabelle des VI. Bezirkes, 


Die Gejamtflähe des VI. Bezirfes beträgt 138.7 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 90.1 ha, auf Gärten 15.9 ha und auf Straßen 23.7 ha 
entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nach dem letzten offiziellen Aus- 
weis vom Jahre 1897 1128, im Jahre 1899 ca. 1136; der Gefamtmiet- 
zins in diefem Jahre 5724067 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 63901." 

Der VI. Bezirk hält in der Entwidlung mit dem VII. Bezirke ziemlich 
gleihen Schritt. Diefe beiden feit vielen Jahren ganz verbauten Bezirke 
jind der Sit der vermögenden Wiener Fabrifanten und e8 herrfcht dajelbft 
ein fehr reger gejchäftlicher Verkehr, welcher die hohen Mietzinfe für Ge- 
ihäftslofale in den lebhaften Straßen rechtfertigt. Als beite Gejchäftslage 
hat fih im VI. Bezirke die Mariahilferftraße, in melcher auch vielfach das 
Mezzanın zu Gefchäftszmeden herangezogen wird, entwidelt, aber auch die 
Stumper-, Hofmühl-, Webgaffe, der Getreidemarft und der untere Teil ber 
Gumpendorferjtraße find als gute Geſchäftslagen hervorzuheben. 

Somohl die Mariahilferftraße als auch die Gumpendorferjtraße wurden 
durch den Umbau der dortfelbjt befindlichen alten Häufer, welchen die acht— 
zehnjährige Steuerfreiheit zuerfannt wurde, bedeutend verbreitert und regu— 
liert und dadurch erſt für den lebhaften Verkehr geeignet gemacht. 

Für Wohnungen werden im VI. Bezirke größtenteils jehr gute Mietpreife 
erzielt, nur in dem Teile oberhalb der Millergafje bezw. Brüdengafje befinden fich 
faſt durchgehends noch alte Häufer mit ärmeren Parteien, die einen niedrigen 
Zins entrichten. Der Pamperlgarten — ein großer Gafthausgarten zwiſchen 
dem oberen, gegen die Mariahilferjtraße gelegenen Teil der Stumper- und 
Millergaſſe — wurde Mitte der 1870er Jahre parzelliert. Die Preife der 
durch dieſe Parzellierung entjtandenen neuen Bauftellen in der Stumper: 
und Millergafje und in der neuentjtandenen Fügergaffe betrugen damals 
25—40 fl. pro 1 m?; bis zum Jahre 1899 find diefelben auf 70—80 fl. 
geitiegen. 

Im Jahre 1886 murde ein Teil des Eßterhazyparkes parzelliert und 
wurden die Baupläge (durchaus Edpläge) im Wege einer öffentlichen Offert- 
verhandlung von der Kommune Wien um den Preis von 55—80 fl. verkauft. 


’ Nach den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
nifien der Volkszählung vom Fahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1145, die 
Einwohnerzahl 61 843. 
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106 Paul Schwarz. 


Anmerkung zur Tabelle des VII. Bezirkes. 


Die Geſamtfläche des VII. Bezirkes beträgt 145.7 ha, wovon auf 
Häuſer und Hofräume 100.7 ha, auf Gärten 17.3 ha und auf Straßen 
27.6 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem letten offiziellen 
Ausweis vom Nahre 1897 1265, im Jahre 1899 ebenfalls ca. 1265; der 
Gefamtmietzind in diefem Jahre 6698 419 fl. Die Einwohnerzahl betrug 
bei der legten Zählung im Jahre 1890 69 859. ! 

Die Bemerkungen melde hinfichtlih des gefchäftlihen Lebens beim 
VI. Bezirke gemadht wurden, gelten auch für den VII. Bezirk, welder den 
VI. Bezirk in der Zahl der Straßen, die zu Geſchäftszwecken geeignet find, 
noch übertrifft. Als vorzüglihe Gejchäftslagen find hier außer der Maria- 
hilferftraße noch der obere Teil der Kirchengafje und die Neubaugafje her— 
vorzuheben, aber auch die Burggafje, Neuftiftgafie, Lerchenfelderftraße bis 
zur Höhe der Neubaugafje, die Kaiferftraße bis zur Burggaffe, die Breite- 
gafje, der obere Teil der Stiftgaffe und die Weſtbahnſtraße find als gute 
Gefchäftslagen zu bezeichnen. Auch für Wohnungen werden im ganzen 
VI. Bezirke mit Ausnahme eines fleinen Gebietes im oberen Teile diejes 
Bezirkes rehts von der Burggafje günftige Mietzinfe erzielt. 

Die Bauthätigfeit der legten Jahre befchränkte fih hauptfählih auf 
den Umbau älterer Häufer in der Neuftiftgaffe und Lerchenfelverftraße, 
welchen die achtzehnjährige Steuerfreiheit zuerfannt war. 

ı Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffen der Volkszählung vom Fahre 1900 beträgt die Zahl der Häuser 1258, die 
Einwohnerzahl 69 393. 
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Anmerkung zur Tabelle des VIII. Bezirkes. 


Die Gejamtflähe des VIII. Bezirkes beträgt 104.5 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 68.1 ha, auf Gärten 15.3 ha und auf Straßen 
21 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem lebten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 842, im Jahre 1899 ca. 840; der Geſamtmietzins 
in diefem Jahre 4094 238 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der letzten 
Zählung im Jahre 1890 48 976. 

Der VIII. Bezirk ift der Fläche nad der fleinfte von den Bezirken 
Wiens, fonfervativ ſowohl in Bezug auf die Bewohner, ald auch in Bezug 
auf die Bauthätigfeit. 

Die Bevölkerung diefes Bezirkes jest fih größtenteild aus Privatiers 
in befcheidenen Einfommenverhältniffen und Beamten zufammen. Infolge 
der Nähe des allgemeinen Kranfenhaufes und der anfangs der 1880er Jahre 
erbauten neuen Univerfität wohnen aud viele Ärzte und Studenten in 
diefem Bezirke. 

Für Gefchäftszwede find die Alferftraße, ſowie der untere Teil der 
Sofefftädterftraße und Lerchenfelderftraße geeignet. 

Für Wohnungen befonders gefucht find die Alferftraße, der untere Teil 
der Florianigafje, der Joſefſtädterſtraße, Laudongaſſe und Lerchenfelderftraße, 
dann die Schlöffel-, Wickenburg- und Langegaſſe. 

Der Teil des VIII. Bezirfes oberhalb der Strozzi- refp. Lederergaſſe 
ift als Gefchäftsgegend nahezu gar nicht zu verwenden und aud nur für 
Heine billigere Wohnungen geeignet. 

Dagegen find im oberen Teile der Fylorianigaffe feit der Auflafjung 
des k. und f. Militär-Heumagazins und namentlich feit der Erbauung der 
neuen Kirche die Grundpreife bedeutend geftiegen. 

Zu den ziemlih ſchmalen Häufern im oberen Teile der Lerchenfelder- 
ftraße und Sofefftädterftraße gehören tiefe Gründe, die bis in die 1870er 
Jahre noh als Weingärten (heute ald Hausgärten) benüßt wurden. 

Die Anzahl der Häufer hat fih vom Jahre 1860 bis 1899 von 
ca. 800 nur auf 840 erhöht; in den lebten Jahren ift die Summe der 
Häufer jogar etwas gefunfen, was durch das Zuſammenfaſſen mehrerer 
ſchmaler Häufer zum Umbau in je ein größeres Haus bewirkt wurde. 


ı Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb: 
nifjen der Volkszählung vom Fahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 848, die 
Einwohnerzahl 50 180. 
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Die Entwidlung der ftädtifhen Grundrente in Wien. 
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110 Paul Schmwar:. 


Anmerkung zur Tabelle des IX. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des IX. Bezirkes beträgt 264.7 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 119.1 ha, auf Gärten 67.3 ha und auf Straßen 
57.5 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nach dem legten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 1400, im Jahre 1899 ca. 1423; der Gefamtmiet- 
zins in diefem Jahre 7441838 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 81170,.! 

Gute Gefchäftslagen find die Alferjtraße, die unteren Teile der 
Nähringerjtraße und der Yiechteniteinitraße. 

Die Bevölkerung des IX. Bezirkes gehört den verfchiedeniten Ständen 
an. In der Alferftraße, dem unteren Teile der Währingerjtraße und der 
Liehtenfteinitraße, befonder8 aber in dem Gebiet in der Nähe der Votiv- 
firhe wohnt ein fehr elegantes Publikum; dagegen find die ehemaligen 
Vorſtädte Lichtenthal und Thury d. i. das Gebiet zwifchen dem oberen Teile 
der Nußdorferftrafe und der Franz-Joſefsbahn, wo ſich mit Aus- 
nahme der Liechtenfteinftraße faſt nur alte, geradezu elende Häufer vorfinden, 
größtenteild mur von unbemittelten Zeuten bewohnt. 

Die Gründe hinter der Votivfirhe, dann in der Hörl-, Kolingafje und 
Umgebung waren zwar ſchon in den 1860er Jahren parzelliert, deren Ver— 
bauung wurde jedoch erft Mitte der 1870er Jahre in Angriff genommen, 
und der volljtändige Ausbau diefer Gegend erfolgte erft anfangs der 1880er 
Jahre. 

Der Wert Ddiefer Gründe, denen ald Stabtermweiterungsgründen bie 
dreißigjährige Steuerfreiheit zuerkannt war, ftieg in den Jahren 1870—1873 
rapid und murden diefelben in diefen Jahren von den Baubanfen und 
Baugefellfchaften bis zu 110 fl. pro 1 m? gefauft; nad dem Jahre 1873 
fielen die Werte aber ebenfo rafh und mußten die fo teuer erworbenen 
Gründe in den Jahren 1874—1877 mit 40—50 fl. abgegeben werben. 

Die MWähringeritraße felbit war bis Ende der 1870er Jahre von der 
Nußdorferftraße an bis zum Gürtel nahezu unverbaut. Der Grundfompler 
zwifchen der Sechsjchimmelgaffe und MWähringerftraße einerfeits und Nuß— 
borferftraße und Linie andererfeit3 wurde erft Ende der 1880er Jahre 
parzelliert. Damals wurden diefe Gründe mit 17—20 fl. gefauft, im Jahre 
1899 ftehen diefelben fhon auf 55—70 fl. pro 1 m?, 


ı Nach den während der Drudlegung bekannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1437, die 
Einwohnerzahl 94 494. 


Die Entwidlung der ſtädtiſchen Grundrente in Wien. 111 


Eine ähnlihe Steigerung haben die Gründe an Stelle des ehemaligen 
Brünnlbades in der Lazarethgaſſe erfahren. Das Brünnlbad wurde erft 
1892 parzelliert; damald wurden diefe Gründe mit 20 fl. pro 1 m? ge 
fauft. Auch dieſe Gründe find bis 1899 auf 45—60 fl. pro 1 m? ge 
jtiegen. 

Die Gründe an der Rofjauerlände wurden bis Ende der 1870er Jahre 
als Holzpläte verwendet und hatten als foldhe einen Wert von ca, 1 fl. 50 
pro 1 m?; mit der zunehmenden Berbauung wurden auch diefe Gründe als 
Baupläße verwertet, erreichten in den 1830er Jahren einen Preis von 8 fl. 
pro 1 m? und find im Jahre 1899 bis 40 fl. geftiegen. 

Noch jetzt find große Komplere an der Rofjauer- nnd Spittelauerlände 
unverbaut. In diefen Teilen des Bezirkes ift durch die in fürzerer Zeit 
bevorftehende Vollendung der Donaufanallinie der Stadtbahn eine mejent- 
liche Hebung der Bauthätigfeit zu erwarten. 

Der große Kompler des ehemaligen Lichtenthaler Brauhaufes — mehr 
als 1.6 ha — wurde erft vor zwei Jahren parzelliert. 


Baul Schwarz. 
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Die Entwidlung der ſtädtiſchen Grundrente in Wien. 118 


Anmerkung zur Tabelle des X. Bezirkes, 


Die Gefamtflähe des X. Bezirfes beträgt 2175.9 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 159.1 ha, auf Gärten 45.7 ha und auf Straßen 
156.2 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem letzten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 1836, im Jahre 1899 ca. 2000. Der Gefamt: 
mietzins in diefem Jahre 4007476 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 84813. 

Der X. Bezirk iſt jener von den alten Bezirken Wiens, der ſich infolge 
feiner Zage und der Befchaffenheit feiner Bewohner den ehemaligen Vororten 
nähert, troß feines bedeutend geringeren Alters aber diefelben bereits größten: 
teils überflügelt hat. 

Die Anzahl der Häufer hat fich feit der Abtrennung des X. Bezirkes 
von der Vorjtadt Wieden im Jahre 1874 von ca. 560 auf 2000 im Jahre 
1899 erhöht. 

Die Bevölferung, welche größtenteild aus Arbeitern der im X. Bezirke 
beftehenden Fabriken, des Arfenales und der dortſelbſt befindlichen Bahnen 
beiteht, ift vom Jahre 1869. von 5500 Einwohnern, welde nad ver 
Zählung auf diefes Territorium entfielen, auf 84813 im Jahre 1890 ge- 
jtiegen. 

Im unteren Teile der Himbergerftraße Hat fich ein lebhafter gefchäft- 
licher Verkehr entwidelt. Die zahlreichen dort bejtehenden Geſchäfte, in 
welchen den Bedürfniffen der Arbeiterbevölferung des X. Bezirkes ent- 
iprechende, billige Artifel feilgeboten werden, können infolge des guten Ge- 
ihäftsganges einen verhältnismäßig hohen Zins zahlen. 

Vor der zu Anfang der 1860er Jahre erfolgten Parzellierung des da- 
mals zur Vorftadt Wieden gehörigen Territoriums des fpäteren X. Bezirkes 
waren nur der untere Teil der Himberger- und der LZarenburgerftraße und 
einige Teile der Simmeringerjtraße mit größtenteilö ebenerdigen Häuſern 
verbaut, die anderen Gründe wurden ala Felder verwendet und hatten ala 
folche einen Wert von 10—30 fr. pro 1 m?. Die Parzellierung erfolgte 
dem fich zeigenden Bedürfniſſe entiprechend derart, daß große zu Fabriks— 
bauten geeignete Baupläge und ſchöne, gerablinige Straßen geſchaffen 
wurden. Die im X. Bezirke errichteten zahlreichen Fabriken machten den 


ı Nach den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 2034, die 
Einmwohnerzahl 126 223. 

Säriiten XCV. — Rohnungäfrage. 1. 8 


114 Paul Schwarz. 


Bau von Wohnhäuſern zur Unterbringung der in den Fabriken beſchäftigten 
Arbeiter notwendig, und daher wurde der X. Bezirk in verhältnismäßig 
furzer Zeit fehr ftark verbaut. 

Aber auh im Jahre 1899 find noch große Gebiete in Favoriten und 
Inzersdorf Stadt (felbjt im oberften Teile der Himbergerftraße) noch nicht 
verbaut und werben noch als der verwendet. Diefe Gründe werden jetzt 
in der Hoffnung, daß fi die Verbauung bald ausdehnen werde, um den 
Preis von 1.50—3 fl. gefauft. Die zum X. Bezirke gehörigen, bis nad 
Inzersborf (Land) und Oberlaa reihenden Ziegeleigründe haben einen Wert 
von 15—60 fr. pro 1 m?, 
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Die Entwillung der ſtädtiſchen Grundrente in Wien. 
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116 Paul Schwarz. 


Anmerkung zur Tabelle des XI. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XI. Bezirkes beträgt 2211.2 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 97.7 ha, auf Gärten 350.8 ha und auf Straßen 
87.1 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem lebten offi— 
zielen Ausweis vom Jahre 1897 1457, im Jahre 1899 ca. 1498; der 
Gejamtmietzins in diefem Jahre 952 203 fl. Die Einwohnerzahl betrug 
bei der legten Zählung im Jahre 1890 28 685. 

Die Bevölkerung des XI. Bezirkes fett fih arößtenteild aus Arbeitern 
der dortjelbjt beftehenden Fabriken und Bahnen fowie der im Jahre 1898 
bis 1899 errichteten jtädtifchen Gaswerke und aus ſolchen zumeiſt unbe— 
mittelten Perfonen zufammen, welche die Gemüfe- und Handelsgärtnerei auf 
den um die Simmeringer-Haide, welche als Erercierfeld benügt wird, ge— 
legenen, großen unverbauten Diftriften betreiben. 

In dem Gebiete des XI. Bezirfes befindet fi” der Gentralfriedhof, 
welcher allein ein Territorium von 158.62 ha umfaßt. 

Das ebenfalls dem XI. Bezirke einverleibte Kaiferebersdorf ift ein in 
der Nähe von Schwechat gelegenes Dorf, in welchem die Bewohner Ader- 
und Gemüfebau betreiben. 

Bis Ende der 1870er Jahre waren in Simmering nur die Simmeringer- 
hauptjtraße, die Dorfgaffe, Felbergafie (jet Kraufegafje) und die Hirjchen- 
gafje (jet Hauffgafle) ganz verbaut, fonft durchzogen die großen ala Gemüfe- 
gärten verwendeten Flächen nur Feldwege, welche mit einzelnen Gärtner- 
häuſern bejegt waren. 

Auch derzeit ift aus der DVergleihung der Geſamtfläche diefes Bezirkes 
mit der Anzahl der Häufer und der Einwohner fowie mit der Höhe des 
Gefamtzinfes die geringe Verbauung dieſes Bezirkes einerfeitS und das 
Überwiegen kleiner Häufer mit einer geringen Anzahl von Bewohnern und 
mit geringem Zinsertrag zu erjehen. 

Die Simmeringerhauptitraße felbit oberhalb der zweiten Trammway-Remije 
gegen den Gentral:;zriedhof und der nad Schwechat führenden Reichöftraße iſt 
im Jahre 1899 noch faft ganz unverbaut. Die Gründe dortfelbft werden noch 
als der verwendet und haben einen Wert von 10 — 30 fr. per 1 m?. 


' Nah den während der Drudlegung bekannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffen der Vollszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1501, die 
Einwohnerzahl 34 513. 
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Die Entwidlung der ftädtifhen Grundrente in Wien. 
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Anmerlung zur Tabelle des XII. Bezirkes. 


Die Gejamtflähe des XII. Bezirkes beträgt 752,7 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 105.88 ha, auf Gärten 92.4 ha und auf Straßen 
61.2 ha entfallen. 

Die Zahl der Häufer beträgt nah dem lebten offiziellen Ausweis vom 
Jahre 1897 1841, im Jahre 1899 ca. 1897; der Gefamtmietzins in diefem 
Jahre 2442133 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der letzten Zählung 
im Jahre 1890 60 866." 

Die Bevölkerung diefes Bezirkes beiteht größtenteild aus Fabriks- und 
Bahnarbeitern und Heinen Gemwerbetreibenden mit ihrem Hilfsperfonale. In 
dem gegen den Schönbrunnerparf gelegenen Teile von Dber-Meibling be- 
jtehen einige villenartige oder doch beſſer ausgeftattete Häufer. 

Der untere Teil der Meidling-Schönbrunnerftraße und der Meidlinger- 
Hauptitraße hat ſich ala eine gute Geſchäftslage für Heine Geſchäfte ent— 
widelt. 

Bis Ende der 1870er Jahre war das ganze Gebiet rechts hinter der 
Meidlinger - Hauptftraße nahezu unverbaut; dur dieſen ganzen Grund— 
fompler führten nur die Ferdinandsgaſſe (jest Rothe Mühlgafje), Biſchofgaſſe 
und die Johannesgaſſe (jet Tivoligaffe), welche dichter verbaut waren, und 
einige ganz unbedeutende Sadgafjen, die nur fpärlih mit Gärtnerhäufern 
bejegt waren. 

Erft durch die anfangs der 1880er Jahre erfolgte Parzellierung der 
umfangreihen Therefienbad-Realität wurde der Anfang zur Verbauung diefes 
Territoriums gemacht und zwar wurde zuerit der Teil unterhalb der Johannes- 
gafle verbaut; Ende der 1880er Jahre erfolgte auch die Verbauung des 
oberhalb der Tivoligaffe gelegenen Teiles. 

Auffallenderweife ift auh im Fahre 1899 das zu der ehemaligen 
Gemeinde Unter-Meidling gehörige Gebiet zwischen der Matleinsdorfer- 
ftraße und der Südbahn-Trace (fogenanntes Fuchſenfeld) noch nahezu un— 
verbaut. 

Dieje Gründe ftehen derzeit im Preife von 10—14 fl. per 1 m?; auf 
dem an Neu-Margarethen angrenzenden Teil diejes Grundfompleres wurde 
im Jahre 1898 die Arbeiter-Bäderei errichtet. 





ı Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1861, die 
Einwohnerzahl 74 847. 
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Große Gebiete des XII. Bezirkes in der Umgebung des Gatterholzes, 
bejonders aber in der Nähe der ehemaligen Gemeinden Hetendorf und Alt- 
mannsborf find aud im fahre 1899 noch vollfommen unverbaut, werben 
als der verwendet und haben als folde einen Wert von 10—15 fr. per 
1 m?; es finden ſich aber ſchon Spekulanten, die, auf die fünftige Aus- 
dehnung der Großftabt rechnend, auch ſolche Adergründe um den Preis von 
30—50 fr. per 1 m? anfaufen. 

Altmannsdorf gehört, obgleich die jtarf befahrene, den Verkehr zwiſchen 
dem X. Bezirke und den Ortſchaften der Sübbahn, Atzgersdorf, Liefing, 
Perchtoldsdorf 2c. vermittelnde Breitenfurterftraße durchführt, zu den ſchwächſten 
Lagen Wiens. 
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Die Entwidlung der ftäbtifchen Grundrente in Wien. 


078 & * vo 829 Irre allodusnas 
a3q 112 uaylaa ımaq qun agvay] 
az aaq un rg Vqjol ya mug 


: - | | 
oa| ı | oı Tor! a ol 
| | 
| | | "B120Bajuy ‘x 
| 
| 





| Jaogyynd 
| 3quumag) amd 9 


a 


270% | 20°) 208 | 1 07 021 0 | 8 | FE. ee | © mogaaa bunqgabum pauog 
| | | | | 12003704 "xI 
| | | | Luwvg ‘Budo 

| nagquymag Byvmagd 4 














| aqunıbaßvogy aaq Anypleng 
| pw 392] uoplopiag ualaqg uß 
2312083704 IIIA 
| | | 98 79-1099 'dupug 

| waguyanag) aBızumadg) "4 


| 
| 
2208 | 22.08 I ol - ° 08 0) 5 orE-&ı Fre |, Gunaauue ga) 


208.208 091 0.1: 8 s les | #|ı ss | 977,1 BGunja⸗auum agaıl) 

| | aqumaBs6oog 229 Anplengg 

| | | | nu ga) uayopigag uslaqg ug 
| | | 11208370 % "IJA 

| nog Say qun uajavb 

nu oqujanog; Bm 0 

















| | 12085704 "IA 
| doouonoag 
| | | | aqupmag Byumadg) ‘) 





122 Paul Schwarz. 


Anmerkung zur Tabelle des XIII. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XIII. Bezirkes beträgt 2387.6 ha, movon auf 
Häufer und Hofräume 162.9 ha, auf Gärten 463,5 ha und auf Straßen 
148 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem legten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 2816, im Jahre 1899 ca. 2976; der Gejamtmiet- 
zins in biefem Jahre 2 346 528 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 44 006." 

Der XII. Bezirk weift fomohl in der Bauart der Häufer, als auch 
in der Beichaffenheit der Bewohner große Verfchiedenheiten auf. 

Das ehemalige Gemeindegebiet Hieging war ſchon feit Anfang diefes 
Jahrhunderts wegen der Nähe des Faiferlichen Luftichlofjes Schönbrunn der 
Sommeraufenthalt der Ariftofratie und der Wiener Batricierfamilien. 

Viele Häufer in Hietzing und Unter-St. Veit haben villenartigen 
Charakter mit großen Gärten und dienen einzelnen Familien als Jahres— 
parteien zum Alleinbewohnen. 

Dagegen find in dem alt verbauten Gemeindegebiete von Penzing 
arößtenteild einfache Häufer, melde von minder bemittelten Perfonen be- 
wohnt find und in dem ehemaligen Gebiete von Breitenjee, fowie in dem 
jegt mit zinsfafernenartigen Gebäuden zur Verbauung gelangenden Teile 
von Venzing zwifchen Breitenfee und der Weſtbahn ift faft durchgehends nur 
ärmere Arbeiterbevölferung einquartiert. 

Die ehemaligen Gemeinden Hütteldorf, Hading, DOber-St. Veit und 
auh Baumgarten, Lainz und Speifing werden für Sommerwohnungen 
geſucht. 

Zu vielen Häuſern des XIII. Bezirkes gehören größere Gärten, welche 
als Hintergründe zwar nicht mit den oben angegebenen Werten, welche nur 
für eine Tiefe von 25 m gedacht find, anzunehmen find, aber in den beſſeren 
Lagen immerhin je nach der Tiefe des Grundes mit 3—6 fl. per 1m? be- 
wertet werden müfjen. 

Die fogenannte Neue Welt, das ift der am Anfange der Lainzerftraße 
gelegene Grundfompler wurde anfangs der 1880er Jahre parzelliert; damals 
wurde 1 m? diefer Gründe mit 3—6 fl. verkauft, und haben diefelben im 
Sahre 1899 einen Preis von 30—40 fl. erreicht. 





ı Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
nifien der Volkszählung vom Jahre 1900 beträat die Zahl der Häufer 3146, die 
Cinmohnerzahl 64 264. 
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Die zu Unter-St. Veit gehörigen Gründe zwifchen der Lainzerftraße 
und Hießingerhauptitraße und ebenfo die zu Ober-St. Veit und teilmweife 
zu Zainz gehörigen Gründe oberhalb der St. Veiter Allee wurden in den 
Jahren 1893— 1895 von Unternehmern um den Preis von 50 fr. bis 1 fl. 
50 fr. per 1 m? angefauft und parzelliert. Der Bau von Villen fchreitet 
dortfelbjt rafch vorwärts und werden im Jahre 1899 diefe Gründe bereits 
mit 11 fl. per 1 m? verkauft. 

Die Ihering-, Anſchütz-, Hollergafje und Winfelmannftraße, welche zu 
der ehemaligen Gemeinde Penzing gehören, liegen getrennt von diefem Drte, 
fchließen fih an den ehemaligen Vorort Rudolfsheim an und find daher bis 
zur Mitte der 1870er Jahre mit diefem ziemlich gleichwertig anzunehmen. 

Die Gründe der früheren Penzinger Au, das ift der Teil von Penzing 
zwifchen dem oberen Teil der Hadifgaffe und der Cumberlanditraße, hatten 
noch anfangs der 1890er Jahre einen Wert von 1 fl. 50 fr. bis 3 fl.; feit 
diefer Zeit wird auch dieſes Gebiet verbaut und haben die Gründe dort- 
felbjt je nach der größeren oder geringeren Entfernung Preife von 6—11 fl. 
erreicht. 

Die Gründe zwifchen der Hütteldorferjtraße und Linzerſtraße haben 
durch den Bau der Landwehrkadettenſchule und durch die Vororte-Linie der 
Stabtbahn bedeutend gewonnen; auf diefen Gründen waren bis zum Sahre 
1895 nur einige Fabriken an der Hütteldorferftraße erbaut, das übrige 
Gebiet war Nderland. In den lebten Jahren wurden die unteren Partien 
bereitö parzelliert und haben einen Preis von 8—14 fl. per 1 m? erreicht. 
Ein großer Teil von Breitenfee hinter der Schmelz ift noch ganz unverbaut 
und dient noch als Ader und Wieſe. 

An der Grenze von Ottakring und Breitenfee wurden im Jahre 1899 
die Arbeiterhäufer errichtet. 

Hieging und befonders Hütteldorf haben durch die Anlage der Stadt- 
bahn fehr gewonnen und werben fi vorausfichtlih dieſe Ortichaften noch 
heben, je mehr die Vorzüge der rajchen und angenehmeren Verbindung mit 
der inneren Stadt anerkannt werden. Zum XI. Bezirfe gehören aud die 
um die ehemaligen Gemeinden Dber-St. Veit, Lainz, Speifing, Baum- 
garten und Hütteldorf gelegenen umfangreihen Weingärten, Wieſen und 
Maldungen, die als Kulturgründe je nad) der größeren oder geringeren Ent— 
fenung von den Drtjchaften und nah Gattung und Bodenbefchaffenheit 
per Hektar mit 850 fl. bis 3500 fl. anzunehmen find. 
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Anmerkung zur Tabelle des XIV. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XIV. Bezirkes beträgt 207.7 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 68.2 ha, auf Gärten 14.3 ha und auf Strafen 
30.6 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nah dem letzten 
offiziellen Ausweis vom Jahre 1897 1053, im Jahre 1899 ca. 1115; der 
Gefamtmietzind in diefem Jahre 2 882 074 fl. Die Einwohnerzahl betrug 
bei der legten Zählung im Jahre 1890 54 341.1! 

Der XIV. Bezirk reiht nur mit einem ſchmalen Teile des ehemaligen 
Vorortes Sechshaus an den Gürtel, font ſchiebt fich zwifchen den XIV. 
Bezirf und die alten Bezirfe der XV. Bezirk ein. 

Die Fortfegung der Mariahilferjtraße im XIV. Bezirke, dann die 
Schshauferftraße, Ullmannitraße und die in der Nähe des Nudolfsheimer 
Marktes gelegenen Gaſſen, wie die Schwender-, Braunhirſchen-, Reindorf- 
gaſſe ꝛc. find als gute Gefchäftslagen zu bezeichnen. 

Die Bauthätigfeit war in den letten Jahren in dieſem Bezirfe eine 
fehr rege. In der Sechshauſer- und Ullmannftraße wurden mehrere ein 
Verlehrshindernis bildende Käufer, welchen aud die achtzehnjährige Steuer- 
freiheit zuerfannt war, umgebaut, hauptfählih machte fich aber eine jehr 
lebhafte Bauthätigfeit in dem Teile zwischen der Wejtbahn und der Schmelz 
geltend. Diejes Gebiet oberhalb der Huglgafje war bis Mitte der 1830er 
Jahre unverbaut, nur in dem unteren Teile der Johnſtraße (damals Rudolfs- 
gafje) jtanden ſchon anfangs der 1870er Jahre Häufer, weshalb in Er— 
gänzung der oben angegebenen Werte erwähnt werden muß, daß die Gründe 
in diefem Teile der Johnſtraße anfangs der 1870er Jahre mit ca. 1 fl. 
50 fr., in den 1880er mit 3—6 fl. und zwifchen 18090—1899 mit 8 bis 
12 fl. angenommen werben fünnen. Derzeit ift der Teil von der Huglgafie 
bis zur Johnſtraße nahezu ganz mit durchaus breiftödigen, für Arbeiter: 
bevölferung eingerichteten Käufern verbaut, und wurde die Verbauung aud) 
ſchon vielfah auf das über der Kohnftraße gelegene große Feld ausgedehnt, 
wo die an der Hütteldorferftraße gelegenen Baupläße zuerjt zur Verbauung 
herangezogen wurden, 





1 Nach den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffien der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1170, die 
Einwohnerzahl 82 056. 
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Anmerkung zur Tabelle des XV. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XV. Bezirkes beträgt 127.3 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 41.6 ha, auf Gärten 12,5 ha und auf Straßen 
23.6 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nach dem letzten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 654, im Jahre 1899 ca. 664; der Gefamtmiet- 
zins in biefem Jahre 2211 736 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 44 162." 

Der XV. Bezirf hat durd die Vereinigung der Vororte mit Wien 
bedeutend gewonnen, indem fich hierdurch der lebhafte geichäftliche Verkehr 
des angrenzenden VI. und VII. Bezirkes auch auf diefen Bezirf ausge— 
dehnt hat. 

Die frühere Schönbrunnerftraße, melde feit dem Jahre 1899 ala Fort- 
fegung der Mariahilferftraße auch diefen Namen führt, ift derzeit als eine 
fehr günftige Gejchäftslage zu bezeichnen. Die in diefer Straße anfäffigen 
zahlreichen Gejchäftsleute juchen au) in der Umgebung beſſere Wohnungen und 
werden daher die in den befjeren Lagen diefes Bezirkes befindlichen älteren 
Häufer, um den modernen Anforderungen zu entfprechen, adaptiert, oder wenn 
dies wegen der Baubefchaffenheit des Haufes nicht möglich ift, umgebaut. 

Weniger günftig, ald der an der Mariahilferftraße gelegene Teil des 
XV. Bezirkes ift das Gebiet rechts von der Weſtbahn, in welchem die 
recht primitiv auögeftatteten Häufer von minderbemittelten Bewohnern be- 
fest find. 

Nah Auflaffung der Linie find im Jahre 1892 an der Stelle des 
Linienwalles die Kenyon- und die MWimbergergafje neu entftanden, deren 
linfe Seite zum XV. Bezirke gehört. Die Grundwerte in diefen Gaſſen 
find mit jenen der angrenzenden Gebiete des VII. Bezirkes gleichzuhalten. 


ı Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb: 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 654, die Ein- 
wohnerzahl 45 371. 


Paul Schwarz. 
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Die Entwidlung der ſtädtiſchen Grundrente in Wien. 


I | | | 


23 09-08 uajapduagg [| 208 021 eg 021 29 083 24 | 08 Tr a 
I) 219 08 23.09 208 | a0g jo gaatnoxg ogvanuiw 


Brandl *ayluamıu 

| og 'allvßzjnaggın 
uatpait qun aliodgquuyg 
ruaaog "arfaq alloBuagyna] 
»gquvyd aoq gjvärago 
PD un uagvanjviauıg 


31208570% "IIIA 


22 0808 aep Soc 9-8 | ı= | + | m | 9-5 una Ho u 
-werajquug gig allod 
»zabunllok ufag allvb 
700% 109 qjvhaoago Jaıgag) 


12083702 "ITA 


os-os BP 0BSTOCTR-ORT | 9 | 14 | 82 | Hi | un | ge-ır | > ps 


⸗aoabuillog; anf gıq agoG 
a3q u —— siq 
su ono⁊ 299 uoa 
Jazqo ↄtuvb svq qun 
oIvbnvgz sg along 


ı20B370% "IA 





08% | € * * — 9 89 Im2 | #178 | ZI | 08H |° ° "IA IA IA 
unaodaroy 1ag Anzipleng 
| nu Burgos aqunamag) 

uobijvuioſjo aoq apa obꝛagn 


2a0bꝛv3 4 


Schriften XCV. — Wohnungsfrage. 1. 


130 Paul Schwarz. 


Anmerkung zur Tabelle des XVI. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XVI. Bezirfes beträgt 875.3 ha, movon auf 
Häufer und Hofräume 114 ha, auf Gärten 67.5 ha und auf Straßen 
79.2 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem letten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 2293, im Jahre 1899 ca. 2409; der Gefamtmiet- 
zind in dieſem Jahre 4712116 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 106 861.! 

Der XV]. Bezirf umfaßt die ehemaligen Gemeinden Neulerchenfeld und 
Ditafring. 

Das ziemlih Heine Gebiet der ehemaligen Gemeinde Neulerchenfeld 
und ein Teil der früheren Gemeinde Dttafring von der heutigen Neinhart- 
gaffe bis zu dem Johann N. Berger-Plat und der obere Teil der Dtta- 
fringerftraße find, wie das Alter der dort befindlichen Häufer zeigt, ſchon 
feit vielen Jahren verbaut. 

Zu Ottakring gehören noch jegt ſehr große unverbaute Flächen, welche 
erft im Laufe der letzten Jahre teilmeife zur Verbauung herangezogen 
wurden. 

Schon Mitte der 1870er Jahre wurde der hinter dem nvalidenhaufe 
zwifchen der heutigen Friedmanngafje und Dttafringerftraße einerfeit$ und 
der Veronifagaffe und Hubergaffe andererſeits gelegene Erercierplat parzelliert 
und fofort mit der Verbauung diefes Gebietes begonnen; an der Stelle dieſes 
Erercierfeldes find die Schellhammer-, Payer-, Weypredt:, Mppengafje und 
der Yppenplat entftanden. Zu Beginn der Berbauung diefer Gegend mwurben 
Preife von 4—6 fl. per 1 m? erzielt, und fchloffen fih die Werte dieſer 
Gründe mit der zunehmenden Verbauung bald den Gafjen mit ähnlichen 
Verfehrsverhältniffen in Ottakring an. 

Mitte der 1880 Jahre wurde ein großer Teil des früheren Ganfterer- 
Teiches (hinter der Dttafringerftraße und der Rofenfteingafje) verſchüttet und 
feither auch teilweife verbaut. Wegen der ungünftigen Fundamente bes 
neu gewonnenen Terrains ift aber auch derzeit ein großer Teil dieſes Ge— 
bietes noch unverbaut. 

Das ganze Gebiet von der Thaliaftraße gegen die Schmelz und der 
Teil zur rechten Seite der Ottafringerftraße oberhalb des Ganfterer-Teiches 
wurde erjt in den legten 10 Jahren verbaut. Diefe Gegenden haben durch 


I Nad) den während der Drudlegung bekannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 2471, die 
Einwohnerzahl 146 742. 
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die Erbauung der Tabakfabrik in der Thaliaſtraße und der Kafernen an 
der Schmelz fehr gewonnen, da die Wohnungen an die in der Fabrik be- 
Ichäftigten Arbeiter zu guten Preifen vermietet werden fünnen und auch die 
Geſchäftslokale wegen der Nähe der Kafernen Abnehmer finden. 

Die Bevölkerung des XVI. Bezirkes befteht größtenteild aus Arbeitern 
und Heinen Gemwerbetreibenden;,; als gute Gejchäftslagen find nur die Neu- 
lerchenfelderftraße und die Brunnengafje, in meld’ letzterer der tägliche 
Markt abgehalten wird, ſowie der untere Teil der Ottafringerftraße zu be- 
zeichnen. 

Nah Auflaffung der Linie ift im Jahre 1898 an der Grenze des 
VII und XVI, Bezirkes an Stelle des alten Linienmwalles die Peyerlgaffe 
durchgeführt worden, deren Wert ſich ähnlich den Werten der minderen Lagen 
des VII. Bezirkes ftellt. 

Am Fuße des Wilhelminenberges wurde von der Kaifer Franz-Joſef— 
Jubiläums-Stiftung für Vollsmohnungen und MWohlfahrtseinrichtungen in 
den Jahren 1898—1899 mit dem Bau der Arbeiterhäufer am Flötzerſteig 
begonnen. 


9* 


Paul Schwarz. 


132 


9-8 |L=-F| 89 L-7 | 89 | 0I-L | 618 #I-0I | LI-TI | 08H | al EN An 
— aodhna ) olv 
Aoſavuiaoc sıq "uylydanod 
29q uoa sypaı ‘alloßunsyl 
-u2log siq agvananv 
23q uoa gun :gpuaoa 
uoa Jalgag) qun ⸗ poun 
ualorg siq ↄlvbbaaquoaia 
wajvd uoa anaabuiavnug 


312083703 "III 


" (sıgr 2240G wog y1a|) 
joyandaaljpundg aljvd 
-wiarylualorg sıq ↄ lvbbaoq 
uaiavajvg uoa "ızyljanod 
alwund llvbbaaquoia 
wajvd sig alaabuavunuo 


12083404 II 


o2lvbbaoquoa avajvꝙ 
sig ainanvg aolwuaog 
3120823704 I 
"suuad 
aquiamag) aBıyumadd ey 


I1 2 8I Ai 08 | | ET | CE | 0025 | 055 | SC—08 


09/9981 | 8981 | SL/ELST ‚SLBL8T 0881 





wayng u „uw [ anl pagmajaanzıg (abiaqplbiqiaaq aago aBrıgplugatzpv) ayasıkılıyunb aquammogne uarppyyvarg uaujsfur aıq Inv 
+pUlpnıg zuge w gz ©» uoa alaı% 29u qun wu 0g vo uoa ayuorjualjog aauio zum uaonpäjagg uoa ayraaqunıg apımup)pang 


"3200 "IIAX 














133 


Die Entwidlung der ſtädtiſchen Grundrente in Wien. 


208 ıI 


07T 919 “a 08 PPR 


08T 1081 6 


) 


27 06-1 'ualaPp|vıg; gayuunuaßo| ‘aapıg | E—04'1 


2 08751 PR 


0LT 





08% 


87081 


76 


08% 


ai 9 


9-7 








L9 





> 


BL 





1178 


118 


11-8 





9 


018 


FITI 


#101 


LI-TI 


- - agvıylaadhagjvamnagg 
qun ⸗aappquao aaq uoa 
uol vbuanoo aoaq 19T 121119) 


31200370% IIIA 


Per er a - all 
— “tumy aonno 
paaqjv;: uagva uoq 
u⸗atuaabud ojvaoq un aig 

12083703 IA 


. er.‘ (vB 

0009 sig) aiaabboqjvai 

na qun “aylaapoquıog 
zı1200340% TA 


-Bdagyua 
na; qun puguaog ‘| 


. + Pa er er" “goal 
— aoa jvuaag giq 
Caylasjnogugg asquah 
ↄ2A vbaauvuuaoc 1394 qjvt 
Aoqo ↄqvaadnv rag uoa 
gaſpoa :gjvunad uoa Falgag) 


2ra40baro x ‘A 


Pe ee — —— -allvd 
— 8199 BEE log 
uoa agvayljydnvd 29q uoa 


szu :6 wuaag uoa FIg3W) 
o4062vy "Al 


134 Paul Schwarz. 


Anmerkung zur Tabelle des XVII. Bezirkes. 


Die Geſamtfläche des XVII. Bezirkes beträgt 968.9 ha, wovon auf 
Häuſer und Hofräume 95 ha, auf Gärten 105.3 ha und auf Straßen 
66.6 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nad dem legten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 1955, im Jahre 1899 ca. 1995 ; der Gejamtmiet- 
zins in diefem Jahre 3 351 954 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 74 657.! 

Der untere Teil der Hernalferhauptitraße bis zum Elterleinplag wurde 
dur den Umbau einiger Häufer, welche ein Verfehrshindernis bildeten und 
denen auch die achtzehnjährige Steuerfreiheit zuerfannt war, reguliert. 

Diefer Teil der Hemalferhauptitraße ſowie einige Seitengafjen von 
derfelben mie die Calvarienberggafje und Bergfteiggafle und der untere 
Teil der Dttafringerftraße können als gute Geſchäftslagen bezeichnet werden. 

Die Bevölkerung der unteren Teile von Hernals bejteht überwiegend 
aus befjer fituierten Gewerbsleuten und kleinen Beamten; im oberen 
Teile wohnen in der Nähe der dort befindlichen großen Trammayremifen 
und Stallungen viele Angejtellte diefer Unternehmnng und auch fonft viele 
Arbeiter. 

Die Geblergafje, früher Stiftgaffe, wurde von der Bergfteiggaffe ab- 
wärts erft in den 1870er Jahren durchgeführt. 

Die Hörgerftraße, früher Alsbachſtraße, wurde an der Stelle des Ende 
der 1870 Fahre eingewölbten Alsbaches geführt, hatte in den 1880er Jahren 
einen Wert von ca. 8 fl., ift aber dann eine bedeutende Verfehrsftraße 
geworden und kann feit dem Jahre 1896 mit ca. 40—80 fl. per 1 m? 
angenommen werden. 

Durd die Auflaffung der Linie ift die Fortjegung der Kinderfpital- 
gaffe und Durdführung der Zimmermanngafje möglich geworben. Dieſe 
Gaſſen haben ähnlihe Werte, wie die angrenzenden Teile des IX. Bezirkes. 

Das große Feld links von der Hauptftraße, oberhalb der Wattgafje 
bis zur Römergafje, teilmeife zu Hernals, teilmeife zu Ottakring gehörig, 
wurde im Sahre 1897 applaniert und parzelliert, und beabfichtigen Die 
Beſitzer diejes Territoriums, die neu entjtandenen Bauplätze um 20 bis 
22 fl. per 1 m? zu verkaufen. 





ı Nach den während der Drudlegung bekannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffen der Bollszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 1977, die 
Einwohnerzahl 89 721. 
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Der Teil des XVII. Bezirkes rechts von der Hauptftraße oberhalb des 
Hernalfer Friedhofes bis Dornbach ift noch unverbaut und wird derzeit als 
Feld, teilmweife auch — und zwar an den Abhängen des fleinen Schaf- 
berges — ala MWeingärten verwendet, welche wegen der vorzüglihen Qualität 
des dort gedeihenden Weines per Hektar mit 5000 — 7000 fl. bezahlt werden, 

Zum XVII. Bezirke in der Umgebung der ehemaligen Ortjchaften Dorn 
bad; und Neumwaldegg, welche als Sommeraufenthaltsorte gefucht find, ge- 
hören große Weingärten, ausgedehnte Wiefen und Waldungen, melde als 
Kulturgründe je nad der Entfernung von den Ortfchaften und je nad) ber 
Lage und Beichaffenheit mit 850—3500 fl. per ha angenommen werben 
fönnen. 

Auch Dornbadh und Neuwaldegg haben dur die Einwölbung des Als- 
baches fehr gewonnen, indem hierdurch einerfeits vielen fanitären Übelftänden 
abgeholfen und andererſeits an der Stelle diejes eingewölbten Baches die 
Alszeile gejchaffen wurde, welche nad Einführung der dortſelbſt projeftierten 
eleftriijhen Bahn eine gute Verbindung der Ortfchaften Dornbad und Neu: 
waldegg mit dem XVII. und XVII. Bezirfe geben wird. 


amloB@angypiupou) % 08% | 9 I & OEL | 01 #r-or | 2I-#t | TA MMoBogoy 220g Inıplang 
nu (nogaaa agja| MIaao|) 

Bursgugg SaraıgaBaqumuag) 

uadızumaga sag uallug) obiagn 


zahnlabſpanq | oraobarv x "A 
u gu | 08—9 L or | 8 vI-ır | 08H | aa. | 0° © mogaon 
| yaao|)allvduslaragg ‘sgvag| 
| ae Val ar Vvbenaag 

| “anyyS ‘mp9 '-uorug 

| 120B83j0% ‘AI 
08% | 9 L 06L 8 01 u 2 08—L1 | S-08  sa-25 | (0.81 32408 wag zul) dungad 
sur aylippu uaaaq qun ogvayl 
| ang llvdapvpig or 
aylunlounmag 'aylaaduag 
| “auvBlograap 2 *alunany 





“arluyauyg 29q gjvgaago 
ıylasduıgugg ·vv obvuo 
sig ulumlvumuig uoa 
| (Avbuaaaoaqg aaqnal) allvdgung 
| 12009403 II] 
ol 8 |11701 el rl LI—H | 88-08 | 88-85, Fesa |" humloumag sıq 
| (o lvbuaaaag 1agnal) alvbguag 
| 12002704 I] 


| 
| 

L 0 | sı | un Ba—ıı | Sa—6L | 80-88 | 96-88 | ers | cc—or | lung siq laßungugg 
120833704 I 


| 
| "Buragpgz 
| aqupamag dm "Y 








Paul Schwarz. 








oo voſi 8981 zubrsi eususi Oos88l 





waging ur „wm T an) magmalaanyıg (Brıgpldigiaig 1990 abragplugatzpp) ataarfunonb aquammuozne uaypyıjvarg uoaujotun oiq Inv 
» IPUpnıg auge m gZ vo uoa 2ja1% au qun wı 0Z vo uoa ayuorjuallog aauıa Jim uaalnpgjarmyg uoa aprauqunıg apıypuplpang 
‚ala "IIIAX 


137 


Die Entwidlung ber ſtädtiſchen Grundrente in Wien. 


2708 308,208  orı |oeı | 001 ot | 0er reroszortosz-orı] 99° 9 wgonhdnng 
| | | ↄtaobaivx "AIX 
| | | | ‚Jaoggunumug gun 
| | aggugg 'v Hanna "an 
2308 vo uajapbuige 2 08 | 08| OrI ss  lo83-082 86-085 | #083 (Ore—orz|  ° ° ° Jaogswmahggk uoa 
| uallog qun wogoyS dlgy 
"312003303 "TIIX 
08% L along 
:waagg arg ag a⸗aaoaꝛriun qun 
| pay sig “alaalaogsunapdgrk 
| | 312083703 'IIX 
| 0e1 | oggemaäek ‘0 
08 vo RS 819 1 OLI—I |088- 01082-081008 + | 11-9 | alloapogn-ufıgıapg uaß| 
| 23.08 sıuf “azlaslogzlaag 229 uoa 
Sau 119% aog °r"q “Jogyladnagg 
21208940% 'IX 
0s‘T 033 | 08% & 12 9 089 L 01-2 11-8 8101 2909vallaaloqlaog 
| „12083J0% "X 
jo ') 


uspapdınagg qun 299728 Inogaaaun 083-061 + oee L 8 11 snogwagg uoa ↄne obiagn 
| | 1208270% XI 
jahnlabppang pm Pou | oc | 08% 08°8 8 Hu 2 u lvbuoaaog aagnal) ↄalvbquog 
12082708 TIA 
o88 Fr | os L 8 01 FI—II | 08—HI | ga—uı | ga—08 | ° © N agoalaabungngz 
12089403 "IIA 


nogaaaygıu pou aoqv snugupaeg ‘A 
nomotava nad | 7 | os | Loss | 8 01 1 2 A (Bug) aludsaıg n "al 
— —— up lat Wee 
unabenujvivun sıg allvb 
| | | quo 299 A9punG gipoa 7199 
| | »r20Baruy "TA 


08T 08T | 08% | 08% 6 088 v ox 


Din) 








138 Paul Schwarz. 


Anmerfung zur Tabelle des XVIII. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XVII. Bezirkes beträgt 854.4 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 92 ha., auf Gärten 176.5 ha. und auf Straßen 
70.9 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nah dem leßten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 1897 2275, im Jahre 1899 ca. 2368; der Geſamtmiet— 
zing in diefem Jahre 3 979 890 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1890 68 862.' 

Bis zum Jahre 1865 beftanden in dem ehemaligen Vororte Währing 
nur die Hauptitraße (jetzt Währingerftraße), die Herrengafje (jet Gentzgaſſe), 
die Martinftraße, die Feldgaſſe (jet Gymnaftumitraße) , Neue Gafje (jegt 
Edelhofgafje), Döblingerftraße (jegt Semperftraße) und einige unbedeutende 
Seitengaffen von der Martinftrafe am fogenannten Ganferlberg, das ganze 
übrige Gebiet war unverbaut und wurde als Gärten und Felder benützt. 
Schon im Jahre 1870 ift aber Währing bereitS ganz parzelliert, und be— 
fonder3 die in der Kategorie IV genannten Radialftraßen find großenteils 
verbaut. 

Als gute Gefhäftslage kann nur der untere Teil der Währingerftraße 
bezeichnet werden, dagegen ift das ganze Gebiet der ehemaligen Gemeinde 
Währing für Wohnungen von Beamten und Gefchäftsleuten ſehr gefudt. 

In dem unter Kategorie VI angeführten Cottagegebiet haben ſich größten- 
teild vermögende Familien anfällig gemadt. 

Diefes Gebiet murde Ende der 1860 Jahre parzelliert, eine regere 
Bauthätigkeit giebt fich jedoch erft Ende der 1870er Jahre fund. Es fanden 
fich immer mehr Perfonen, die Gefallen daran fanden, in ihrem eigenen 
Heim in der Nähe der Stadt die Annehmlichkeiten des Landlebens zu ge- 
nießen, und fo fam es, daß Mitte der 1890er Jahre der MWähringer-Cottage 
nahezu verbaut war. Die Cottage-Gründe haben troß der auf denjelben 
haftenden Beſchränkung in der Art der Verbauung in den „Jahren 1898 
bi3 1899 Preife von 20—30 fl. erreidt. 

In dem an die ehemalige Gemeinde Weinhaus angrenzenden Teile von 
Gerfthof (bez. Neugerſthof) wollte der Wiener Wohnungs-Reform-Berein 
anfangs der 1880er Jahre eine dem Währinger Cottage nachgebildete An- 
lage gründen, hatte aber lange Zeit mit großen Schwierigkeiten zu fämpfen, 
weil die Verbindung mit den übrigen Teilen der Stadt eine fehr ungünftige 

ı Na den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb» 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 2393, die 
Einwohnerzahl 85 063. 
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war. Erſt in neueiter Zeit, ſeitdem fich in unmittelbarer Nähe der Bahnhof 
der Vorortlinie der Stadtbahn befindet und die Trammaylinie bis an die 
Gerjthoferftraße verlängert wurde, iſt der Verkehr zu diefer Anlage ein 
beſſerer und giebt ſich daher eine regere Nachfrage nah Wohnungen in 
diejer Gegend fund. 

Durch die Auflaffung der Linie ift die Fortſetzung der früher an dem 
Linienwall endigenden Gafjen des IX. Bezirkes, Pulverthurm-⸗, Gemeindes, 
Sehsjhimmel-, Säulen, Fuchsthallergaſſe möglih geworden, und an der 
Stelle des alten Linienwalles wurde die Yuftfandlgafje, deren linfe Seite 
zu Währing gehört, und die Zimmermanngaffe durchgeführt; dieſe Gaſſen 
haben ähnliche Werte, wie die angrenzenden Teile des IX. Bezirkes. 

Zum XVII. Bezirke in der Umgebung der ald Sommeraufenthaltsorte 
beliebten ehemaligen Ortſchaften Gerfthof, Pötleinsdorf, Neuftift und Sal- 
mannsdorf gehören große Weingärten, ausgedehnte Wiefen und MWaldungen, 
welche als Rulturgründe je nad der Entfernung von den Ortſchaften und 
je nach Lage und Beichaffenheit per Hektar mit 850—3500 fl. angenommen 
werden fünnen. 
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Anmerkung zur Tabelle des XIX. Bezirkes. 


Die Gefamtflähe des XIX. Bezirkes beträgt 2176.7 ha, wovon auf 
Häufer und Hofräume 111 ha, auf Gärten 340 ha, und auf Straßen 
93.7 ha entfallen. Die Zahl der Häufer beträgt nach dem letten offiziellen 
Ausweis vom Jahre 18597 2033, im Jahre 1899 ca. 2076; der Gejamtmiet- 
zind in diefem Jahre 1504180 fl. Die Einwohnerzahl betrug bei der 
legten Zählung im Jahre 1390 31 890.! 

Die Bevölterung des XIX. Bezirfes gehört nad den einzelnen Ort— 
ſchaften, aus welchen diejer Bezirk zufammengefest ift, den verſchiedenſten 
Ständen an. 

In dem größten Teile des Gebietes der ehemaligen Gemeinde Ober- 
Döbling wohnen gutfituierte Privatleute oder höhere Beamte größtenteils in’ 
eigenen Häufern mit hübſchen Gärten. 

Ende der 1880er Jahre wurde auf dem an den Währinger-Cottage an— 
grenzenden Gebiete von Dber-Döbling mit der Erbauung von Pillen be- 
gonnen und es entfaltet fich dortfelbft feither eine fehr rege Bauthätigfeit. 

Der ebenfalld zu der ehemaligen Gemeinde DOber-Döbling gehörige Teil 
zwifchen ber Krottenbach- und der Sieveringerftraße (die fogenannte Krimm), 
ift dagegen nur von ärmerer Arbeiterbevölferung in höchſt einfachen Zins— 
bäufern bewohnt. 

Die frühere Gemeinde Unter-Döbling hat ebenerbige oder einjtödige 
Häufer mit Ffleinen Gärten zum Alleinbewohnen für mindervermögende 
Familien. 

Die ehemaligen Drtfchaften Ober- und Unter-Sievering, Grinzing, 
Heiligenftadt, Nußdorf und Kahlenbergerborf tragen noch ganz ländlichen 
Charakter; die einheimifche Bevölkerung befaßt ſich größtenteild mit dem 
Weinbau und mit der Vermietung ihrer Häufer an Sommerparteien. Ende 
der 1860er Jahre wurde auf dem Kahlenberg ein ſchloßartiges Gebäude und 
anfangs der 1870er Jahre das Hotel erbaut. Seither find in ber un- 
mittelbaren Nähe des Hoteld mehrere Privatvillen entjtanden; die zu diefen 
Villen gehörigen und zu Villen noch geeigneten Gründe auf dem Kahlenberge 
werden um 1.50—3 fl. per 1 m? verfauft. 

Im Jahre 1896 wurde das Gut Neifenberg-Cobenzl parzelliert, und 
wird bortjelbit die Anlage eines neuen Cottages beabſichtigt; bisher 


’ Nah den während der Drudlegung befannt gegebenen vorläufigen Ergeb- 
niffen der Volkszählung vom Jahre 1900 beträgt die Zahl der Häufer 2001, die 
Einwohnerzahl 37 004. 
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giebt ſich jedoch auf diefen neu geſchaffenen Plägen nod feine Bauthätig- 
feit fund. 

Durh die Anlage der Stabtbahn und die Errichtung des Central: 
Bahnhofes Heiligenjtadt haben die Ortfchaften Heiligenftadnt und Nußdorf 
bedeutend gewonnen; die Gründe in der Nähe des Bahnhofes, die noch im 
Jahre 1890 als Gemüfegärten einen Wert von 30 —60 fr. per 1m? hatten, 
werden nun nad erfolgter Durchführung von Straßen mit 10—15 fl. per 
1 m? bezahlt. 

Der Kahlenberg, Nußberg und die übrigen zu den vormaligen Ort- 
fhaften Grinzing, Sievering, Heiligenftadt, Nußdorf und Kahlenbergerborf 
gehörigen ausgedehnten Waldungen, Wiefen und WMeingärten haben als 
Kulturgründe je nach der Entfernung von den Ortfhaften und je nad Lage 
und Beihaffenheit einen Wert von 350— 3500 fl. per ha. 
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Verzeichnis der im Plane angegebenen Straßen. 


Stefansplag. 
Hoher Markt. 
Rothenthurmftraße. 
Rudolfsplatz. 
Schottengaſſe. 
Landesgerichtsſtraße. 
Votivfirche. 
Babenbergeritraße. 
Operngaſſe. 
Kärnthnerſtraße. 
Johannesgaſſe. 
Seilerſtätte. 
Wollzeile. 


Praterſtraße. 

Am Tabor. 

Untere Augartenſtraße. 
Rauſcherſtraße. 
Nordweſtbahnſtraße. 
Ausſtellungsſtraße. 
Valerieſtraße. 


Kronprinz Rudolfsſtraße. 


Hauptitraße. 
Marrergafie. 
Seidlgaſſe. 
Landſtraßergürtel. 
Ungargaſſe. 


J. Bezirk. 


Stubenring. 
Bauernmarkt. 
Tuchlauben. 
Wipplingerſtraße. 
Börſegaſſe. 
Herrengaſſe. 
Reichsrathsſtraße. 
Franzensring. 
Burgring. 
Spiegelgaſſe. 
Kärnthnerring. 
Weihburggaſſe. 
Kolowratring. 


II. Bezirk. 


Taborſtraße. 
Obere Donauſtraße. 
Jägerſtraße. 


Kloſterneuburgerſtraße. 


Nordbahnſtraße. 
Hauptallee. 


Franzensbrückenſtraße. 


Vorgartenſtraße. 


III. Bezirk. 
Raſumofskygaſſe. 
Heumarkt. 
Schlachthausgaſſe. 
Faſangaſſe. 
Sofienbrückengaſſe. 
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Fleiſchmarkt. 
Graben. 
Mark⸗Aurelſtraße 
Salzgries. 

Franz Joſefsquai. 
Kohlmarkt. 

Maria Thereſienſtraße. 
Bellariaſtraße. 
Opernring. 
Academieſtraße. 
Singerſtraße. 
Parkring. 
Univerſitätsſtraße. 


Kaiſer Joſefſtraße. 
Obere Augartenſtraße. 
Wallenſteinſtraße. 
Brigittenauer Lände. 
Dresdnerſtraße. 
Schüttelſtraße. 
Kaiſermühlendamm. 


Strohgaſſe. 
Löwengaſſe. 
Erdbergſtraße. 
Rennweg. 
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Heugaſſe. 
Margarethenſtraße. 
Mayerhofgaſſe. 
Wiedner Gürtel. 
Alleegaſſe. 


Matzleinsdorferſtraße. 
Margarethenſtraße. 
Reinprechtsdorferſtraße. 
Mitterſteig. 


Magdalenenſtraße. 


Eßterhazygaſſe. 
Mollardgaſſe. 


Burggaſſe. 
Kirchengaſſe. 
Neuſtiftgaſſe. 


Joſefſtädterſtraße. 
Lederergaſſe. 


Alſerſtraße. 
Porzellangaſſe. 
Sechsſchimmelgaſſe. 
Mähringerftraße. 


Goethegaſſe. 
Simmeringerſtraße. 
Himbergerſtraße. 


Paul Schwarz. 


IV. Bezirt. 


Schönbrunnerſtraße. 
Große Neugaſſe. 
Favoritenſtraße. 
Wienſtraße. 


V. Bezirk. 


Griesgaſſe. 
Margarethner Gürtel. 
Siebenbrunnengaſſe. 


VI. Bezirk. 


Stumpergafie. 
Gumpendorferftraße. 


VI. Bezirf, 


Neubaugaſſe. 
Lerchenfelderſtraße. 


VIII. Bezirk. 


Florianigaſſe. 
Blindengaſſe. 


IX. Bezirk. 


Maria Thereſienſtraße. 


Alsbachſtraße. 
Nußdorferſtraße. 
Berggaſſe. 


X. Bezirk. 


Quellengaſſe. 
Larenburgerſtraße. 
Inzersdorferſtraße. 


Belvedereſtraße. 
Wiedner Hauptſtraße. 
Paniglgaſſe. 
Rainergaſſe. 


Schönbrunnerſtraße. 
Arbeitergaſſe. 
Pilgramgaſſe. 


Wallgaſſe. 
Mariahilferſtraße. 


Kaiſerſtraße. 
Stiftgaſſe. 


Langegaſſe. 
Piariſtengaſſe. 


Franz Joſefsbahnhof. 
Liechtenſteinſtraße. 
Spitalgaſſe. 


Trieſterſtraße. 
Zaaerftraße. 
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Simmeringer Hauptitr. 


Geifelbergftraße. 


Schönbrunnerftraße, 
Hebendorferitraße. 
Arndtſtraße. 


Hütteldorferſtraße. 


Hietzinger Hauptſtraße. 


Wattmanngaſſe. 
Winkelmanngaſſe. 
Linzerſtraße. 


Märzſtraße. 
Ullmanngaſſe. 
Reindorfgaſſe. 


Neubaugürtel. 


Gablenzſtraße. 
Neulerchenfelderſtraße. 
Liebhartsthal. 
Brunnenplatz. 


Joh. Nep. Bergerplatz. 


Herbſtſtraße. 


Ottakringerſtraße. 
Antonigaſſe. 
Roſenſteingaſſe. 
Geblergaſſe. 


XI. Bezirk. 
Fuchsröhrengaſſe. 


In den Landen. 


XI. Bezirk. 


Meidlinger Hauptſtraße. 
Tivoligaſſe. 


XIII. Bezirk. 
Reinlgaſſe. 
Lainzerſtraße. 


Penzinger Hauptſtraße. 
Ameisgaſſe. 


XIV. Bezirk. 


Felberſtraße. 
Johngaſſe. 
Mariahilferſtraße. 


XV. Bezirk. 
Mariahilfergürtel. 


XVI. Bezirk. 


Friedmanngaſſe. 
Wilhelminenſtraße. 
Kirchſtetterngaſſe. 
Koppitraße. 
Dttafringerftraße. 
Lerchenfelderitraße. 


XV. Bezirk, 


Alszeile. 
Galvarienberggafle. 
Hernalfer Hauptitraße. 
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Dorfgafie. 
Hauffgafle. 


Niederhofitraße. 
Breitenfurterftraße, 


Speifingerftraße. 
Aubofitraße. 
Am Platz. 
Flözer Steig. 


Schweglerſtraße. 
Sechshauſerſtraße. 
Reichsapfelgaſſe. 


Mariahilferſtraße. 


Wattgaſſe. 
Thaliaſtraße. 
Galitzynſtraße. 
Hernalſer Gürtel. 
Sandleithengaſſe. 


Kainzgaſſe. 
Jörgerſtraße. 
Andergaſſe. 
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Antonigaſſe. 
Sternwarteſtraße. 
Cottagegaſſe. 


Prinz Eugenſtraße. 


Krottenbachſtraße. 
Sieveringerſtraße. 
Billrothſtraße. 

Grinzinger Allee. 


Paul Schwarz. 


XVIII. Bezirk. 


Kreuzgaſſe. 
Währinger Gürtel. 
Währingerftraße. 


XIX. Bezirk. 


Reithlegafle. 
Grinzingerftraße. 
Döblinger Hauptfirafe. 
Hohe Warte, 


Martinitraße. 
Gentzgaſſe. 
Gymnaſiumſtraße. 


Pyrkergaſſe. 
Heiligenſtädterſtraße. 
Barawitzkagaſſe. 
Hofzeile. 
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Die Bodenbefitverhältnifie, 
das Baus und Wohnungswefen in Berlin 
und jeinen Dororten. 


Don 


Dr. Andreas Poigf, Frankfurt a. M. 


Durd den traurigen, frübzeitigen Zod von Dr. Paul Voigt ift mir, neben 
anderen Arbeiten, aud die Erjtattung des vom PBerftorbenen übernommenen 
Referated für den Verein für Socialpolitif über die wirtfchaftlichen Verhältnifie 
am Grund und Boden in Berlin und deren Einfluß auf die dortigen Wohnungs 
verhältniffe zugefallen. Ih muß mich im mejentliden darauf beichränfen, aus 
feinem inzwiſchen erfchienen Werfe! die wichtigſten Daten fyftematifch zufammen- 
auftellen. 

Den Abichnitt über das Hypothekenweſen jedoh und namentlidh den über bie 
Preidverhältniffe von Boden, Häufern und Wohnungen habe ich durch Mitteilung 
einiger dad moderne ‚Berlin betreffenden Zahlen und Thatſachen, die ich teild hand- 
fchriftlich vorgefundenem Material entnommen, teild nachträglich zufammengeftellt 
Habe, zu ergänzen geſucht. 

Bei diefer Gelegenheit habe ich auch nicht umhin können, auf einige Lüden in 
der tbeoretifchen Begründung der wohnungspolitifchen Auffaffungen P. Voigts Hinz 
zuweiſen. Namentlich gilt das binfichtlich der, Schon in meiner Vorrede zum Werfe 
(S. XI) bezeichneten Frage, in welcher Richtung durch die baupolizeiliche Zulaflung 
des mehritödigen Baues, die ohne Zweifel an der Steigerung der Bodenpreife ſchuld 
ift, auch die Mohnungspreife beeinflußt worden find. 

Die Lüden in der Bau- und Wohnungsgeihichte Berlind mußten natürlich 
unausgefüllt bleiben. Trogbem erhält man ein einigermaßen zufammenhängendes, 
wenn auch gedrängtes und nur in großen Linien gezeichnete Bild der Entwidlung, 
zu defien Belebung und Vervollftändigung das vorzüglich gefchriebene Buch Paul 
Voigts allerdings nicht wird entbehrt werden Fönnen. 


I. Sie Geihichte des öffentlichen Grundbejiges in und 
um Berlin. 


Der gefamte Grund und Boden der in der erften Hälfte des 13. Jahr- 
hunderts, der großen Kolonifationsperiode des Oſtens, gegründeten Doppel: 
ftabt Berlin-Köln, ftand urſprünglich natürlihd unter der Oberhoheit des 
Grundherrn, welcher das nötige Land dem Locator überwiefen hatte, und 
der hier mit dem Landesherrn identifch war. Bald jedoch erwarb die Stadt 
vom Markgrafen die grundherrlichen Rechte, den Hufenzins für das Ader- 


! Grundrente und MWohnungsfrage in Berlin und feinen Vororten. Eine 
Unterfuhung ihrer Geſchichte und ihres gegenwärtigen Standes. Jena 1901. 
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land, den Wort: und Nutenzins für die Hausftelle fowie das Stättegeld 
für die NWerfaufftände auf dem Marft und in den Straßen und wurde damit 
Eigentümerin des jtädtifchen Grund und Bodens. Aller nicht urkundlich 
als Privateigentum nachzuweifende Befig galt als ftädtifches Eigentum. 
Vor allem gehörte dazu natürlich die Allmende der beiden Städte, die in 
Berlin 400 ha umfaßte. 


Aber auch außerhalb ihrer Gemarkung dehnte die Stadt im 14. Jahr: 
hundert ihren Grundbeſitz ftändig meiter aus, indem fie teild von den 
Markgrafen, teild von den adeligen Nahbarn Nittergüter und Höfe in 
großer Zahl erwarb. Großenteild gingen dieſe allerdings fpäter wieder 
verloren, indem fie an den Landesherrn zurüdfielen oder verfauft wurden. 
Ein nicht unbedeutender Reit blieb immerhin der Stadt bis ins 19. Jahr- 
hundert hinein erhalten und wurde, joweit es nicht zu Lehen gegeben oder 
verpadhtet war, von ihr felbft bemwirtfchaftet. Grundherrliche Rechte wurden 
in einzelnen Orten vom Magijtrat bis zur Einführung der Kreisordnung 
1872 ausgeübt. 

Die größte Ummälzung in den Grundbefigverhältnifien der Stadt 
brachte der Sieg des Landesfürftentums unter den Hohenzollern (von 1415 
an). Nah vorläufig noch abgefchlagenen Berfuchen feines Borgängers, 
gelang es dem Kurfürſten Friedrih II. eine gründlihe Nevifion des lehns— 
herrlichen Beſitzes durchzuſetzen. Sie richtete fich allerdings in eriter Linie 
gegen die LYehensrechte der einzelnen Bürger, die durch einen Aufruhr gegen 
den Fürſten nur ihre Poſition verfchlechterten,; aber auch die Stadt büfte 
wahrſcheinlich damals ſchon einen Teil ihres Beftges in der Umgegend ein. 

Damit war der Grund zu einem jtattlichen fürftlihen Landbeſitz in 
der Nähe von Berlin gelegt. Bom Großen Kurfürften und namentlih von 
Friedrih I. wurde er alsdann ermeitert. Der Große Kurfürft brachte durch 
feinen Feitungsbau, der fonft feine dauernde Bedeutung hatte, da feine 
Nachfolger die Feltungswerfe wieder niederreißen ließen, große Terrains im 
Innern der Stadt in den Beſitz des Staates, und Friedrich I. faufte 
iyitematifh allen Boden auf, den er nur erhalten fonnte. Auch Friedrich 
Wilhelm I. hielt an der Bodenpolitif feiner Vorgänger feſt und ermeiterte 
den Domantalbefis itändig. Er erklärte in einem feiner erften Edikte aus— 
drüdlich die Unveräußerlichfeit der Domänen für „immermwährende Zeiten“, 
und verwandte im ganzen 7 Millionen Thaler auf den Ankauf von länd- 
lihen Grunditüden. 


Unter Friedrich dem Großen fand eine Erweiterung des Domänenbefites 
nicht mehr ftatt. Er ließ fogar Domänen für Kolonifationszwede parzellieren 
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und gab durch Cinführung der Erbpacht die direfte Verfügung über eine 
Anzahl von Domänen aus der Hand. 

Trotzdem jtand im Anfang des 19. Jahrhunderts im Kreife Nieder- 
barnim der größte Teil des Landes in föniglihem und ftädtifchem Befit 
bezw. unter fönigliher Grundherrfhaft. Im Kreife Teltow war allerdings 
der Privatbefig bedeutend größer, dennoch jtand auch hier das öffentliche 
Eigentum an Umfang dem privaten nicht nad). 

Die Grundbedingungen für eine Boden: und Wohnungspolitif im 
großen Stile waren alfo im Anfang des 19. Jahrhunderts im vollen Um— 
fange gegeben. Das damalige öffentliche Grundeigentum in und bei Berlin 
wäre ſelbſt für eine Stadt von der Größe des heutigen London mehr als 
ausreichend gemefen. 

Da wurde durd die Agrarreform und die Anderung der Domänen- 
politif eine mwejentliche Umgeftaltung der Befitverhältniffe herbeigeführt und 
die ganze Entmwidlung der Berliner Umgegend in völlig andere Bahnen 
gelentt. Das Refultat der Bauernbefreiung war in der Umgegend von 
Berlin eine Vergrößerung des Areals der Nittergüter, die Schaffung eines 
nit jehr zahlreichen aber ziemlich begüterten Bauernftandes, die völlige 
Aufteilung des ländlichen Gemeindeeigentumsd und eine ftarfe Verringerung 
der Heinen laffitifhen Grundbeſitzer. Weit tiefer aber nod griff der 
Wechſel in der Domänenpolitit in die Beſitzverhältniſſe ein. 

Schon Frievrih der Große hatte, wie erwähnt, das unjichere Beſitz- 
recht der laffitifhen Domänenbauern in erbliches verwandelt. Von 1799 
an begann man dann, den fehr zahlreichen Domänenbauern feites Eigentum 
zu verleihen. In der napoleonifchen Zeit endlich begann man mit einem 
mafjenhaften Verfauf des Domanialbeſitzes. Die finanziellen Bedürfniſſe 
des Staates drängten dazu, der auffommende wirtjchaftlihe Liberalismus 
rechtfertigte theoretifch diefe Praris: Die Domänen müßten zur Tilgung 
der Staatöfhulden verwendet werden. 

Infolgedefien wurden hauptfählih in der Zeit von 1808—1835 alle 
Domänen in der näheren Umgegend von Berlin veräußert, außer einigen 
wenigen, die zum Kronfiveilommiß gerechnet wurden. Doch blieb der aus- 
gedehnte fiskaliſche Waldbefig, foweit er nicht zu Domänenvorwerfen gehörte, 
glüdlicherweife zum größten Teil erhalten. Die Forftbeamten leifteten dem 
urfprünglich beabfichtigen Verkauf der Staatsforften zu heftigen Wibderftand. 
Allgemein fiitiert wurden die Domänenverfäufe im Jahre 1835 und zwar 
infolge eines geheimen Beſchluſſes der Wiener Konferenzen, nad denen der 
Domänenbefig fonferviert werden follte, um die Fürften von der Volks— 
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vertretung unabhängig zu erhalten. Später wurden fogar Domänen, mie 
das neuerdings viel genannte Dahlem mit Steglit wiederum erworben. 

Sleichzeitig mit dem Verkauf der Domänen hatte aud eine umfang- 
reihe Ablöfung der Domänengefälle ſowie der fonjtigen grundherrlichen 
Dienftleiftungen und Abgaben jtattgefunden. Urfprünglih wurden Abgaben 
mit dem 14/7 fachen Jahresbetrage abgelöft. Später wurde der Kapitali- 
fierungsfaltor auf 20, nah 1835 fogar auf 25 erhöht, und damit die 
Ablöfung erfchwert, die in der That damals nur in ziemlich engen Grenzen 
vor fich gegangen zu fein fcheint. Das Obereigentum des Fislus blieb daher 
troß des fehr zufammengefhrumpften direkten Grundbejiges noch in jehr 
großem Umfange beitehen. 

Erft nad 1850 nahm die Ablöfung wieder ein rafcheres Tempo an, 
nachdem alle Dienfte und Naturalabgaben in Geldrenten verwandelt, dieſe 
für mit dem 18 fadhen Betrage ablösbar erflärt und eine Anzahl von grund- 
herrlihen Laſten ohne weiteres bejeitigt worden waren. Das grundherrliche 
Dbereigentum wurde ohne befondere Entjhädigung aufgehoben, der Erb- 
pächter und Erbzinsmann erlangte ipso jure volles unumfchränftes Eigen- 
tum; das Zins- und Pachtgeld wurde gegen Zahlung des 20 bis 25 fachen 
Betrages für ablösbar erklärt, und auch thatfählih in großem Umfange 
abgelöft, jo daß 1866 die Ummandlung des mittelalterlih gebundenen 
Grundeigentums in freies modernes Eigentum in der Hauptjache erledigt war. 
Formel ſchon hatte mit dem Gejege von 1850 die Stadt Berlin ihr ganzes 
auf Erbpacht an Koloniften ausgethanes Land, der Fislus alle vererb- 
pachteten Domänen und alle grundherrlihen Rechte verloren. Alle Bauern, 
Kofjäten, Büdner und alle die zahlreihen Koloniften in den Dörfern der 
Waldgebiete wurden jett freie Grundeigentümer. 

Damit war die rechtliche Grundbedingung für die moderne Boden- 
fpefulation in der Umgegend von Berlin gegeben, und fie feste auch faſt 
unmittelbar nachher ein und verwandelte den dürftigen märfifchen Sand— 
boden für ihre Befiter in ergiebigen Baugrund; denn mit dem fchnellen 
Anwachſen Berlins nah 1866 und dem Drängen feiner Bevölferung auf 
die Nororte wurde bald auch die wirtfchaftliche Vorbedingung für die reiche 
Ernte des unearned inerement der Befiger und fpefulativen Erwerber erfüllt. 


1. Die bauliche Entwicklung der Stadt. 


Die mittelalterlide Stadt bejtand aus dem nördlich der Spree gelegenen, 
noch heute auf dem Stadtplan ſich deutlih abgrenzenden Berlin und dem 
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viel Ffleineren Köln auf dem füdlihen Teil der Spreeinjel. Die Be- 
völferung mag im Anfang des 15. Jahrhunderts etwa 10 0U0 betragen 
haben. Der äußere Umfang der Stadt hat fih bis Mitte des 17. Jahr— 
hunderts wenig verändert. 

Ende des 16. Jahrhunderts bejtand Berlin:Köln, wie wir aus den 
Schoßlataſtern wifjen, aus ungefähr 1300 Häufern, mit 12 000 Einwohnern. 
Nah dem dreißigjährigen Kriege, im Jahre 1654, betrug die Einwohner: 
zahl 9—10000; in den eigentlihen Kriegsjahren joll fie auf 6—8000 
zurüdgegangen jetn. 

Die erite Stadterweiterung fand unter dem Großen Aurfürjten ftatt, 
der nah dem Frieden von Dliva mit der planmäßigen Befievelung des 
Werder (Friedrichswerder) begann, dem 1673 die Gründung der 
Dorotheenftadt und 1680 die von Neu-Köln folgte. Bevor noch 
dieje Stadtteile ausgebaut waren, entjchloß ſich Friedrich IH. fofort beim 
Antritt feiner Regierung zur Anlage der Friedrichsſtadt. Dazu kommen 
noch die Neuanlage bezw, der Ausbau der Kölnifchen oder Köpenider Vor- 
ftadt, der heutigen Zouifenjtadt und der brei Berlinifchen Vorſtädte, der 
BGeorgenftadt, der Spandauer Vorſtadt (Sophienitadt) und der 
Stralauer Vorſtadt. 

Bis 1711 war die Zahl der Wohnhäufer auf 4100 geftiegen, von 
denen etwa 2500 erjt nad) 1685 errichtet waren, während nad) dem dreißig— 
jährigen Kriege nur etwa 1000 bewohnte Häujer vorhanden waren. Diejem 
Ichnellen Zuwachs von Wohngebäuden entſprach aud das Wachstum der Be- 
völferung. Ihre Zahl betrug: 

1654 1685 1709 
9-—10 000 17—18 000 55 000 

Bon letteren 55 000 famen etwa 5000 auf die Garnifon. 

Das Wahstum von 1685 bis 1709 war alfo ein ganz außerorbdent- 
lich Schnelles und erforderte eine umfichtige und planmäßige Baupolitit. Die 
Einwohnerzahl verdreifadhte fich, die Zahl der Häufer wuchs um 150 Prozent. 
In jedem Jahre mußten durdhjchnittlih 1600 Perſonen untergebradt, 
100 Häufer gebaut werden, in einzelnen Jahren betrug die Zahl ohne 
Zweifel das Doppelte. 

Die durhichnittlihe Zahl der Bewohner auf ein Haus betrug 170911 
in der innern Stabt (Altitadt, Friedrichswerder, Dorotheen- und Friedrichs— 
ftabt) 16,2, in den Vorjtädten 7,8, im Durdjfchnitt de3 Ganzen 13,4. 

Nah dem Tode Friedrichs I. trat zunächſt eine Stodung im Wachs— 
tum der Stadt ein. Die Civilbevölferung betrug 1721 erft 53355 Perfonen, 
die Militärbevölferung allerdings war indefien auf 7645 Köpfe geftiegen. 
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Dann erfolgte wieder ein Auffhwung. 1735 betrug die Civilbevölferung 
68 000 Perſonen, die Miltitärbevölferung — immer einfchließlih ver 
Weiber und Kinder — 18257. Beim Tode Friedrich Wilhelms I. betrug 
die Gejamteinwohnerihaft Berlins etwa 90 000 Köpfe. Die Zahl der 
Häufer vermehrte ſich feit 1711 um 1300, betrug alfo jett 5400. Sie hatte 
alfo jtarf genug zugenommen, um feine allaugroße Vermehrung der Zahl 
der auf ein Haus entfallenden Bewohner zu bedingen; fie betrug jet etwa 
17 Köpfe. 

Das Wahstum war natürlich vorwiegend oder ausfchlieklih durch 
Zuwanderung bedingt. Unter dem Großen Kurfürften maren die neuen 
Anfiedler anfänglid hauptſächlich Holländer. 1671 fand eine Reihe öfter- 
reihiicher Judenfamilien Aufnahme Bon diefem Jahre an fam aber der 
Hauptitrom aus Frankreich. 1697 wurden in Berlin 4292, 1703 ſogar 
5689 Angehörige der franzöfifhen Kolonie gezählt; bis Vs der Ein- 
wohner der Reſidenz waren damals Franzoſen. Nah dem Edikt von 
Potsdam war ihnen auf vier Jahre mietfreie Wohnung zugefichert worden, 
man begreift aljo, welche Anforderungen mit diefem Zujtrom an die Ver- 
waltung des Wohnungsweſens gejtellt wurden. Unter Friedrich Wilhelm I. 
war die Aufgabe nicht minder ſchwierig, denn unter den damaligen Neu- 
anziehenden waren zahlreiche falzburgifhe, böhmiſche und berchtolägadener 
Proteitanten, die meiſtens arm und mittello8 waren, alſo ſelbſt nicht bauen 
fonnten. 

Daraus erklärt ſich auch der eigentümliche, jpäter zu erörternde Charakter 
der Bau: und Mohnungspolitit der brandenburgiich- preußifchen Fürſten. 
Es war nit das Wohnbedürfnis einer aus natürlichen oder wirtfchaftlichen 
Gründen anwachſenden jtädtifchen Bevölkerung zu befriedigen, wie wir es in 
modernen Zeiten vor uns haben, fondern es handelte fih um eine fünftliche, 
abjichtliche Vermehrung der ftädtifchen Bevölferung, um eine Anfiedelung 
im eigentlihen Sinne. Deshalb vollzogen ſich aud die Stadtermeiterungen 
damals noch in denfelben oder ähnlichen Formen wie die erjte Beftedelung 
im 13. Jahrhundert. Das iſt feitzuhalten, wenn man jene Baupolitif 
richtig verjtehen will. 

Während der erften 15 Regierungsjahre Friedrihs II. wählt die Be- 
völferung von 90 000 auf 126 700, worunter 26 300 der Militärbevölferung 
zugehörten. Die Zahl der Gebäude ift inzwischen auf 5826 geftiegen, es 
fommen alfo jet nahezu 22 Perfonen auf ein Haus, gegen 17 im Jahre 
1740. Nah 1763 beginnt Friedrich die Militärbevölferung in Kafernen 
unterzubringen. 

Beim Tode Friedrihs des Großen hatte Berlin rund 150 000 Ein- 
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mwohner, während die Zahl der bebauten Grundftüde ji auf beinahe 7000 
belief. Nach einer Bevölferungsaufnahme von 1785 kamen durchſchnittlich 
in der inneren Stadt 18,3, in den Vorſtädten 14,2, in der ganzen Stadt 
16,8 Givilperfonen auf ein Haus. Wird Civil- und Militärbevölferung 
zujammengefaßt, fo fommen auf ein Haus durchſchnittlich 21,8 Perfonen. 
1745 waren es ungefähr ebenfoviel gewejen. Nun war aber inzwijchen 
der größte Teil des Militärs in Kafernen untergebraht worden, jo daf 
1785 die Civilbevölferung die Wohnhäufer für fich allein hatte, die fie 
vordem mit dem Militär als Einquartierung teilen mußte. Es läßt fi 
alfo mit Sicherheit jchliefen, daß die von diefer Laft befreite Civilbevölfe- 
rung im Jahre 1785 weniger zufammengebrängt und behaglicher wohnte ala 
vierzig Jahre vorher. Verglichen mit den Zahlen der Jahre 1709/11 Hatte 
allerdings troß Ausfonderung des Militärs eine Vergrößerung der Be: 
haufungsziffer ftattgefunden, doch iſt diefes mwahrfcheinlih mehr der Ver— 
größerung der Häufer als der ftärferen Befegung der Wohnräume zuzufchreiben. 
Zugleih hatte ohne Zweifel die bauliche Einrihtung der Häufer große Fort— 
Schritte gemacht, fo daß eine Verfchlehterung der MWohnverhältnifje während 
des 18. Jahrhunderts in Berlin ficher nicht ftattgefunden hat, im Gegenteil, 
alles deutet auf eine bebeutende Verbeſſerung. 1796 flagt ein Berliner 
Scriftiteller fogar über den Wohnungslurus , der infolge der Baupolitif 
Friedrichs II. eingerifjen fei, der fich bis in die niederen Volksklaſſen hinein 
eritrede, wo man ehemals genügfam „die Gewerbe in eingefchränften Woh— 
nungen ruhig betrieben hatte“. Anderer Meinung war der fonft mit der 
inneren Politik Friedrichs feineswegs zufriedene Graf Mirabeau, mwelder 
Berlin eine „ville bien construite, bien pereée, abondante en logements 
sains et commodes“ nennt und dies ausdrüdlich der klugen Baupolitif 
Friedrichs des Großen zufchreibt. Als ein Anzeichen für die Güte der 
MWohnungsverhältnifie könnte vielleiht aud die verhältnismäßig geringe 
Sterblichkeit in Berlin, von 36 pro Mille gegenüber 4U—50 pro Mille in 
damaligen anderen Großftädten gedeutet werden. In einzelnen jahren 
übertraf, was damals fonjt unerhört war, die Geburtenzahl die Zahl der 
Sterbefälle. Bielleiht war dies jevoh nur eine Folge des günjtigen Alters- 
aufbaues der Bevölferung. Die Zumandernden waren gewiß vorwiegend 
jüngere Leute. 

Es wäre eine verlodende Aufgabe, zwifchen den Wohnungsverhältnifien 
von damals und den gegenmwärtigen einen Vergleich anzuftellen. Wir müſſen 
es uns verfagen. Hinzugefügt fei nur noch, daß Ende 1898 Berlin 
1 800 000 Einwohner hatte, bei 24 345 bebauten Grundftüden. Auf jedes 
bebaute Grundftüd entfielen demnah 74 Einwohner. Über die Preis- 
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verhältnifje beim Grund und Boden, Häufern und Wohnungen im modernen 
Berlin werden im VIII. Abjchnitt noch einige Angaben folgen. 


IM. Die bauliche Entwicklung der Bororte. 


Die erſte deutſche Kolonifation der Umgegend von Berlin begann 
fogleich nad der Befigergreifung durch die Ballenftedtifchen Fürften (1225), 
alfo gleichzeitig mit der Gründung Berlins. In weniger als einem Jahr- 
hundert war das Werf der Befiedelung jchon vollendet; die meisten heutigen 
Städte und Dörfer in den Kreifen Teltow und Nieverbarnim waren ſchon 
damals vorhanden, und das der landwirtichaftlihen Kultur erſchloſſene 
Gebiet des urjprünglihen Waldlandes hat ſich feitvem nicht weſentlich ver: 
mehrt. Der Sieg des Yandesfüritentums in der erften Hälfte des 15. Jahr- 
hunderts hatte fogar zeitweilig einen NRüdgang der Städte zur Folge, 
während die Verwandlung der Grundherrfchaften in Großgrundbefigtümer, 
die hauptfählih von 1450-1650 ftattfand, den Bauernitand herabdrüdte 
und die ländliche Bevölkerung in Stagnation verſenkte. Der dreißigjährige 
Krieg jodann reduzierte die Bevölkerung auf die Hälfte und vernichtete ihren 
Wohlſtand volljtändig. 

Nah dem Kriege begann dann die fyftematiihe Wiederbejiedelung 
durch die Fürſten. Franzöſiſche Hugenotten, falzburgifhe und böhmiſche 
Proteftanten, Holländer, Schweizer, Pfälzer, Württemberger, Seltierer aller 
Urt, fanden gaftlihe Aufnahme, und nachdem die verlaffenen Bauernhöfe 
und Rofjätenftellen wieder bejegt und die gänzlich verwüfteten Dörfer wieder— 
erftanden und bevölfert waren, wurde im 18. Jahrhundert begonnen, neue 
Drtihaften zu gründen und neue Waldgebiete der Befiedelung zu erfchließen. 
Nach dem fiebenjährigen Kriege wurden ferner zahlreiche entlafjene Soldaten 
auf dem platten Yande angefegt. 

Wichtig für die Entwidlung der Vororte ijt in der Folgezeit Die 
beginnende „Stadtflucht“ der jtäbtifchen Bevölkerung. Zuerſt legten Die 
Fürften ſich Luftichlöffer für den Sommeraufenthalt in der Umgegend an, 
ihnen folgte der Adel und die hohen Staatsbeamten, endlid im 18. Jahr— 
hundert auch die reihen Bürger, indem fie für den Sommeraufenthalt ſich 
Zandhäufer außerhalb der Stadt, entweder direkt vor den Thoren oder in 
der Nähe der föniglihen Luſtſchlöſſer in Charlottenburg, Pankow— 
Niederfhönhaufen u. ſ. w. erbauten. Der Reſt der Bevölferung mußte fich 
mit Ausflügen am Sonntag, den fo charakteriſtiſchen Berliner „Landpartien“ 
begnügen, die fchon früh im 18. Jahrhundert auffamen. Auch diefe 
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ephemeren Zandaufenthalte förberten übrigens die dauernde Anfiedelung, 
indem fie Ausflugsorte entſtehen ließen. 

Infolge diefer verſchiedenen Maßnahmen und Einflüffe ftieg die Be- 
völferung von Teltow und Niederbarnim in der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts ziemlih jtarf; in Teltow wuchs fie von 24 000 (1750) auf 
32 000 (1800), in Niederbarnim fogar von 18 800 auf 32 700, fo daß 
im Anfang des 19. Jahrhunderts beide Kreife zufammen etwa 65 000 Ein- 
mwohner hatten. 

Die Agrarreform nun brachte einen weiteren Aufſchwung, indem die 
techniſche Hebung der Landwirtſchaft, die fie im Gefolge hatte, nad allen 
Eeiten bin belebend wirkte. Um die Mitte des 19. Jahrhunderts (1855) 
hatte Teltow 73 200, Niederbarnim 81 900 Einwohner, und der Verluft, 
den beide Kreife 1861 duch die Ermeiterung des Berliner Weichbildes 
erlitten, indem Nieberbarnim 23 000, Teltom 12 500 Einwohner an Berlin 
abgeben mußte, war 1864 ſchon in Teltow längjt, in Niederbarnim nahezu 
ausgeglichen. 

Um diefe Zeit begannen ſich auch die erften Anfänge derjenigen Boden- 
fpefulationsperiode zu zeigen, die in den Gründerjahren ihren Höhepunft 
erreichte. Die Gründung von Landhauskolonien war ihr Ziel. 

Nah dem Kriege von 1866 wurde von Werkmeiſter und Uuiftorp die 
Billenfolonie Weſtend gegründet, dem das von Garftenn gegründete 
Lichterfelde unmittelbar folgte. Vor 1870 entftanden femer Düppel 
und Alfen am Wannfee, fowie aud die Anfänge der Kolonien auf dem 
Steglitzer Fichtenberge und Lankwitz. 

Nah dem Kriege mit Frankreich brach fodann jene befannte Periode 
der übertriebenen Spekulation herein. Etwa 60 Aftienbaugefellihaften ent- 
ftanden damals in Berlin, von denen etwas meniger als die Hälfte die 
Umgegend Berlins zu ihrem Dperationsfeld erfor. Die Landhausfolonie 
blieb für alle das Lofungsmwort. Carſtenn erwarb zu Lichterfelde, wo er 
feine Thätigfeit fortfegte, Hinzu das Rittergut Wilmersdorf. Er ver: 
fügte über mehr als 4000 Morgen Landes, eine Fläche fo groß wie ein 
Fünftel des Berliner Meichbildes. In Lichterfelde wurden zwei Bau- 
gefellihaften auf feine Veranlaffung gegründet, eine dritte rief die Villen- 
folonie Kriedenau ins Leben, während eine vierte auf Wilmersborfer 
Terrain thätig war. Ein anderer Großfpefulant, Schön, gründete Neu— 
Weißenſee und Tempelhof. 

Mit Vorliebe wurden von diefen Großipefulanten Rittergüter erworben, 
weil ſie relativ billiger ald Bauernhöfe waren und weil e3 bequemer war, 
von einem ein großes Terrain zu faufen als mit vielen zu verhandeln. 
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Neben den genannten großen Unternehmungen ftanden zahlloje Eleinere 
Spekulanten und die vielen fleinen Aktienbaugefellihaften, die alles erreich- 
bare Zand in der Umgegend von Berlin auffauften. Im meiten Umfreife 
von Berlin gab es plöglich feine Ader und Felder mehr, nur noch Bau- 
gründe und Bauftellen. 


Die meiften Gefellfhaften nannten fih Baugefellfchaften, waren aber 
größtenteils reine Terrainfpefulationsgejellichaften, die nur Terrain erwarben, 
Straßen abjtedten, dhauffierten und benamsten, das Bauland parzellierten 
und verfauften. Nur in Ausnahmefällen bauten fie felber. 


Wie die Gründerperiode endete, ijt befannt. Man hatte das Tempo 
der Entwidlung Berlins gewaltig überfhägt, die Verkehrsverhältnifje nicht 
gehörig berüdfichtigt, teilmeife auch geradezu Schwindel getrieben, indem man 
lediglich die Aktien ins Publikum zu bringen ſuchte, von deren innerer 
Wertloſigkeit man felber überzeugt war. Unter dem übertriebenen Wettbewerb 
ftiegen die Materialpreife und Löhne ins unerfhwinglide. Dann fam der 
Krach; der künſtliche Wert der Aktien ſank jäh auf fein wahres Niveau und 
unter dieſes hinab. 


Bon etwa 30 Gefellichaften überlebten nur 7 den allgemeinen Zufammen- 
brud. Die Terrains der Gefellfhaften famen in den Beſitz von Einzel- 
jpefulanten oder fielen an die Gründer oder die bäuerlichen Vorbefiger zurüd. 
Immerhin war unter den Terrain: und Baugefellichaften eine Anzahl, die 
den Ort ihrer geichäftlichen Thätigfeit ſich durchaus richtig gewählt hatte und 
die dann jpäter wieder in Aufihwung fam, oder deren Werf von anderer 
Seite fortgefegt wurde. Die Gründerzeit hatte in vieler Hinficht Die 
jpätere Entwidlung anticipiert. Sie hat aber auch zeitgemäße und darum 
dauernde Arbeit geleijtet. Das zeigt ih u. a. in dem Wachstum der Be- 
völferung auf den Vororten. 


Im fogenannten weiteren Polizeibezirk waren Einwohner: 


in den Ortichaften 1871 1875 
nördlich der Spree. . . 17476 39 235 
füblih der Spre . . . 40200 64 714 


zufammen 57676 103949 


Die Einwohnerzahl des Bolizeibezirfs hat alfo in den Gründerjahren 
um 80 "o zugenommen, während Berlin jelbjt nur um 17 %o gewachſen war; 
Berlin wuchs um 140 000, die Vororte um 46 000 Einwohner, d. h. Ya 
des Geſamtzuwachſes entfiel auf die Vororte. 


Sn der folgenden Periode von 1875—80 änderte ſich das Verhältnis 
mejentlih. Won der Gefamtvermehrung von 175000 Köpfen famen 
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150 000 Köpfe auf Berlin felbft und unter Berüdfihtigung der 1878 er- 
folgten Weichbildänderung nur etwa "'s auf die Vororte. 

Das nächſte Jahrzehnt brachte wieder günjtigere Verhältniſſe. Bon 
1880—85 entfielen von der Gejamtzunahme um 233000 Einwohner 
40000, aljo wieder mehr al® Ye, auf die Vororte des weiteren Polizei: 
bezirks. Auch die entfernteren Vororte entwidelten fich faft durchweg günftig. 
Die meiften in der Gründerzeit entjtandenen Zandhausfolonien famen lang: 
fam in Auffhmwung und hier und da entjtanden neue Zandhausfolonien wie 
MWaidmannsluft, zwar nit durch Spefulationsthätigfeit, fondern durch 
Ipontane Siedelung. 

Es ift nun bemerkenswert und dem Stichwort der. erften Spefulations- 
periode durchaus entjprechend, daß bisher auf den Vororten das Landhaus 
und fleine Miethaus, tro des großen Bevölkerungszuwachſes, vorherrfchend 
blieb. Nur in den direft an Berlin anſtoßenden Straßenzügen von 
Schöneberg, Rirdorf, Charlottenburg u. f. w. fah man die Berliner Miet- 
fajerne. 

1880 gab es im Kreife Teltom bei einer Gejamtzahl von 11547 
Wohngebäuden nur 114 Wohnhäufer mit 4 und nur 35 mit 5 und mehr 
Stodwerfen. Selbft an dreiftödigen Wohnhäufern wurden im ganzen Kreife 
nur 372 gezählt, dagegen gab es 2326 zweijtödige und 8700 einftödige 
Wohnhäuſer. Und ganz diefelben Verhältniffe wies der Kreis Niederbarnim 
auf. Unter 11199 Wohnhäufern waren nur 31 fünfitödige und 114 vier- 
ftödige. Auch Charlottenburg, das 1877 aus dem Kreife ausgeſchieden war, 
hatte noch durchaus den Charakter einer Villenvorftadt und Kleinjtadt. Unter 
1712 Wohnhäufern waren 8 fünfjtödige, 37 vierftödige, 212 dreiftödige, 
792 zmeiltödige und 663 einftödige. 

Das ändert fi vollftandig im Laufe der achtziger und Anfang der 
neunziger Jahre. Ob dafür ausſchließlich die 1887 eingeführte neue Bau— 
ordnung verantwortlich zu machen iſt, wie P. Voigt zu thun fcheint, ift 
zu bezweifeln. In Charlottenburg wenigſtens vollzog fih die Wandlung 
ichon feit 1882, alſo nad Eröffnung der Stadtbahn. Im Jahre 1895 hat 
ſich der bauliche Charakter von Charlottenburg ſchon volllommen geändert. 
Bon der verboppelten Häuferzahl (3384) waren nicht weniger wie 1693 
fünf- und mehrjtödig, 436 waren vierjtödig, 460 dreiftöcdig, 526 zweiſtöckig 
und nur 269 einftödig. Über die übrigen Vororte fehlen Angaben, doch 
hat auch hier ohne Zweifel überall die Zahl der großen Miethäufer abjolut 
und relativ außerordentlich zugenommen. 

Darauf ift es wohl zurüdzuführen, daß die Vororte von jet an in 
noch viel höherem Grade aufnahmefähig werden wie vorher. Relativ d. 5. 

Schritten XCV. — Wohnungsfrage. 1. 11 


162 Andreas Boigt. 


im Verhältnis zum Zuwachs der Hauptitabt felbjt, war bisher das Wachs— 
tum der Vororte in der Gründerperiode am ftärfiten geweſen, abjolut 
genommen betrug es im Jahrfünft von 1871—75 jedoch nur 46000 Ber- 
fonen. In der Zeit von 1885—90 dagegen beträgt der Zuwachs des 
früheren weiteren Polizeibezirks 105 000 Einwohner bei einem gleichzeitigen 
Wahstum Berlins um 263500. Bon der Gefamtvermehrung Groß-Berlins 
entfielen alfo 28°0 auf die Vororte, alfo auch relativ etwas mehr als in 
der Gründerperiode. Im folgenden Jahrfünft 1890—95 trat fogar zum 
eriten Male der Fall ein, daß das Wachstum der Vororte das von Berlin 
abjolut und relativ weit überholte. Berlin wuchs nur um 98000 Ein- 
wohner, der ehemalige weitere Polizeibezirt dagegen um 160000, das 
bebeutete ein Wachstum Berlins um nur 6°%o, der näheren Vororte um 
62 9/0 und die Gejamtvermehrung verteilte fih fo, daß auf Berlin 36 %;0, 
auf die Vororte dagegen 64 %o entfielen. In den folgenden drei Jahren 
war freilih die Zunahme Berlins, infolge der regen Bauthätigfeit im 
Norden, wieder größer, fie betrug 102000 Einwohner, aber immer noch 
wurde fie von der des weiteren Polizeibezirks, mit 110000 Einwohner 
Zuwachs, übertroffen. Ob das ohne die, aus anderen Gründen beflagens: 
werte Verpflanzung der ſog. Mietfafernen auf die Vororte möglich geweſen 
wäre, möchte ich bezweifeln. 

Die Urfache der Zunahme des Hochbaues in den Vororten dürfte aus 
diefen und anderen, jpäter zu erörternden Gründen wohl nicht ausschließlich in 
der Ausdehnung der Berliner Bauordnung zu ſuchen fein. Schon die ältere Bau- 
ordnung hätte weit höhere Bauten gejtattet als durchſchnittlich thatſächlich er- 
richtet wurden. Es war der Drud der rapid anwachſenden Bevölkerung, welcher 
den Übergang zum Hochbau erzwang und aud unter anderen Umftänden erzwungen 
hätte. Bisher war man im Durchſchnitt weit unter der Grenze geblieben, welche 
die Bauordnung geitattete; jegt wurde man zur vollen Ausnußung des zu- 
gelafjenen Spielraums gedrängt. Die vielfah unliebſame Rolle, weldhe das 
Spefulantentum dabei fpielte, joll keineswegs geleugnet werden. Aber es 
jteht nun einmal nur dem Großfpefulanten ein hinreichendes Kapital und 
eine leiftungsfähige Kreditorganifation zu Gebote, um durch Straßenanlagen 
und Hochbauten, furz durd einen baugemwerblidhen Grofbetrieb in 
furzer Zeit die Aufgabe der Unterbringung jo großer Bevölferungsmafjen zu 
löfen. Hätte man dur die Bauordnung die Ausnußung der Bauflädhe in 
den Bororten befchränft und eine landhausmäßige Bebauung oder den Alein= 
bau erzwungen, fo hätte man gleichzeitig den baugemwerblichen Großbetrieb 
von den Vororten ausgefchlojjen. Diefer hätte fih dann vermutlich mit 
itärferer Energie auf Berlin geworfen und die Vororte dem Syftem des 


Die Bodenbefigverhältniffe, dad Bau- und Wohnungsweſen in Berlin zc. 163 


Fleingewerblihen Eigenbaues überlajien, das ſicherlich, ſo wünſchens— 
wert feine Förderung aus verfchiedenen Gründen fein mag, fi nicht als 
leiftungsfähig genug erwiejen hätte, mit dem Berliner Hochbaufyftem zu 
fonfurrieren. Vielleicht hätten beide Syiteme zufammen den Bedarf nicht 
Schnell genug zu decken vermodht und es wäre eine Wohnungsnot mit 
Steigerung der Mietpreife und ſchlechteren Wohnverhältnifjen eingetreten, als 
Groß-Berlin fie heute befigt. 

Die Ausdehnung von Groß-Berlin hat fi übrigens nicht in jeder 
Richtung mit gleicher Intenfität vollzogen. In den Jahren 1871—75 war 
das Wahstum der nördlichen Vororte weit ftärfer ald das der füdlichen. 
Seitdem hat fich das geändert. Durch ein befjeres Eifenbahnnet begünitigt, 
bat ſich Berlin in den letzten 25 Jahren mehr nah Süden und Südweſten 
ausgedehnt. Mit der Eröffnung der Stadtbahn 1882 jchlug die Bauthätigfeit 
zeitweilig eine mweftlihe Richtung ein. Moabit wurde bebaut und der An- 
Ihluß Charlottenburgs an Berlin nördlich und ſüdlich des Tiergartens ein 
immer vollfommenerer. 

Abgejehen von Charlottenburg haben ſich namentlich drei Vorortgebiete 
im Anſchluß an die großen Eifenbahn-Verfehrsitraßen entwidelt: 1. das 
des Südweſtens an der Ringbahn, Wetzlarer, Potsdamer und Anhalter Bahn, 
2. das des Südoftens an der Schlefifhen und Görliter Bahn und 3. das 
der Norbbahn. 

Im Herbite 1898 hatte Berlin 1800000 Einwohner, die inneren Vor— 
orte des ehemaligen weiteren Polizeibezirks hatten 420000, die äußeren 
Vororte desjelben 120 000 und die außerhalb des Polizeibezirld liegenden 
Vororte ebenfalls 120000, fo daß die Gefamteinwohnerzahl Berlins und 
feiner Vororte damals ſchon fih auf 2. Millionen ftellte. 


IV. Ber Borortverfehr. 


Für die Entwidlung der VBororte find offenbar die Berfehrseinrihtungen 
von der Stadt nad jenen hin von entjcheidender Bedeutung, deshalb fei 
eine kurze Darftellung der Entwidlung des Nahverfehrs hier unmittelbar 
angeſchloſſen. 

Bis zur Mitte der ſechziger Jahre waren für die Berliner Eiſenbahnen 
lediglich die Intereſſen des Fernverkehrs und allenfalls des weiteren Lokal— 
verkehrs maßgebend. Die erſten Außenſtationen waren mindeſtens 2 bis 
3 Meilen von der Stadt entfernt. Von der Mitte der ſechziger bis zum 
Ende der ſiebziger Jahre wurde alsdann das Fernbahnnetz ausgebaut und 


mit der Einrichtung eines regelmäßigen Zofalverfehrs begonnen. Ihren Ab- 
11” 
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ſchluß fand diefe Periode durch die Berftaatlihung aller bisherigen Privat- 
bahnen in den achtziger Jahren. 

Die Gründung einer Anzahl Villenkolonien machte die Schaffung eines 
regelmäßigen Vorortverkehrs zur Notwendigkeit, wie andererfeitö die Exiſtenz 
jener von der Verkehrsmöglichkeit abhing. Die Bahnverwaltungen errichteten 
in der Regel gegen gewiſſe Gegenleiftungen der Baugefellihaften wie Er- 
rihtung des Bahnhofsgebäudes oder Garantie einer Mindejteinnahme neue 
Halteftellen, jo 1868 im Lichterfelde. Im Jahre 1867 wurde mit dem Bau 
einer neuen Ringbahn für den lofalen Perfonenverfehr begonnen und 1872 
wurde fie auf der öftlichen Hälfte für den Perfonenverfehr eröffnet, auf der 
weftlihen Hälfte erft Ende 1877. 

Trog aller Fortfchritte waren Ende der fiebziger Jahre die Verhältniffe 
im Berliner Zofal- und Vorortverfehr noch recht mangelhaft. Nur auf der 
Ringbahn waren die Fahrpreife niedrig, fonft galt überall der allgemeine 
Tarif, der allerdings dur Zeitfarten etwas ermäßigt wurde. Die Züge 
verkehrten jpärlih und Die Bahnen endigten meift an der Peripherie der 
Stadt. 

Am 7. Februar 1882 wurde die Stadtbahn eröffnet und damit wurbe 
nicht nur der Verkehr innerhalb des Weichbildes außerordentlich vereinfacht 
und erleichtert, ſondern auch eine wefentliche Steigerung des Vorortverkehrs 
in der Richtung der Stadtbahn herbeigeführt. Aber auch auf allen anderen 
Bahnen machte ſich bald nachher eine große Verfehrsfteigerung bemerkbar. 


Nah Vollendung der Verftaatlihung der Privatbahnen, die eine voll- 
ftändige Reoraanifation des Dienſt- und Vermwaltungsbetriebes nötig gemacht 
hatte, ging im Jahre 1887 dann die Bahnvermaltung an die Yöfung Der 
dur die Steigerung des Lofalverfehrs ihr geftellten Aufgabe. Die Ring— 
bahn wurde viergleifig ausgebaut, Güter- und Perfonenverfehr vollitändig 
getrennt und auf den meiften anderen Bahnen wurde durch neue Geleife die 
Trennung des Borort- vom Fernverlehr ermögliht. Neue Streden und 
Nebenbahnen famen Hinzu und die Zahl der Stationen wurde überall ver- 
mehrt. 

Mit dem 1. Oftober 1891 murde fodann der Betrieb ſämtlicher Vorort- 
bahnen nad dem Muſter der Stadt- und Ringbahn umgeftaltet und gleich: 
zeitig ein neuer noch heute gültiger Tarif eingeführt. Die Zahl der Züge 
wurde beträchtlich vermehrt und ift ſeitdem noch weiter gejtiegen. 


Nah dem Wocenfahrplan vom Winter 1898.99 verkehrten täglich 
(ausfchließlih Sonntags): 
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I. Verkehrszone IL. Verkehrszone III. Verkehrszone 


im Weften und Südmweiten. 270 Züge 107 Züge 59 Züge 
„ Dften und Südoften. . 30 „ 165 „ 4 „ 
„ Rrden . - 2 2... 12 „ 62 „ — , 
Süden.. ee I — , 
e Nordmeiten. . .»... 2 „ a) 5 — ,„ 
zufammen 788 Züge 371 Züge 123 Züge 


Der Tarif für die Vororte ift eine Kombination von Zonen- und Ent— 
fernungstarif. 
Es werden bezahlt für eine Entfernung: 
II. Ktaffe III. Klaſſe 


bis zu 7% km 15 Bi. 10 Bi. 
a 2 — 3, 20 „ 
45 30 u 


Jedes Kilometer über 20 hinaus Efoftet in der III. Klafje 3 Pf., in der 
II. Klaſſe 4,5 Pf. 

Außerdem gelangen im Vorortd- wie im Stabtverfehr Monatsfarten 
I. und IH. Klafje und Arbeiterwochenfarten (III. Klafje) zur Ausgabe, die 
namentlich auf großen Entfernungen außerordentliche Ermäßigung gewähren. 
So beträgt der Fahrpreis III. Klaffe von Oranienburg nad Berlin für eine 
Mode (6 Mal Hin und zurüd) ohne Zeitfarte 28,60 Mf., auf Monatsfarte 
15,20 Mk., bei zwei Nebenfarten pro PBerfon nur 10,13 Mk. und auf 
Arbeiterwochenfarte fogar nur 8,67 ME. 

Infolge des Anwachſens der Vororte und begünjtigt durch diefe Tarif- 
einrihtungen ift nun der Vorortverfehr ganz immens gejtiegen. In dem 
Zeitraum von 1890/91 (aljo vor Einführung des neuen Tarifs) bis 1897/98 
d.h. in acht Jahren hat die Zahl der Fahrten im Vorortverfehr um 133 %o 
zugenommen, und es find die Einnahmen um 59 %o geftiegen, während der 
Durchſchnittspreis einer Fahrt von 27,7 Pf. auf 18,8 Bf. gefunfen ift. 

Im Stadt: und Ringbahnverfehr ijt die Zunahme ungefähr die gleiche. 
Bon 1890—1897 hat die Zahl der Fahrten um 130% zugenommen, 
wobei für die Fahrten auf Monatsfarten immer nur 60 pro Monat gerechnet 
find, während fie im Durchſchnitt ficher höher zu veranichlagen find. Die 
durhfchnittlihe Tagesleiftung im Worortverfehr beträgt 150 000 Fahrten, 
im Stadt: und Ringbahnverfehr 250 000 Fahrten, was zufammen im Jahre 
150 Millionen Fahrten ausmadt. 

Bon befonderem Intereſſe ift ver regelmäßige tägliche Verkehr, 
alfo der auf Monatsfarten und Arbeitermochenfarten. Im Jahre 1894/95 
wurden an Monatsfarten 137871 ausgegeben, woraus die durdhfchnittliche 
Zahl der täglichen Fahrgäjte fih auf 11489 berechnet; an Arbeitermwocen- 
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farten gelangten 1895.96 476718 Stüd zur Ausgabe, woraus jih ein 
Jahresdurchſchnitt von 9150 merktäglich verfehrenden Arbeitern ergiebt. 
Unter Benugung der Einnahmeziffern der folgenden Jahre und anderer An- 
aaben wird hieraus berechnet, daß 1898 täglid 25000 Borortbemohner 
mittel3 der VBorortbahnen auf Zeitfarten die Stadt beſuchten. Für die 
Stadt: und Ringbahn ergeben ſich ebenfo aus den 282691 Monatsfarten 
und 921362 Arbeitermochenfarten, die im Jahre 1894.95 zur Ausaabe 
gelangten, für 1898 mehr als 60000 täglich verfehrende Perfonen. Bon 
diefen verkehrt jedoch etwa "/s nur innerhalb der Stadt, zwifchen Berlin und 
den Vororten alfo etwa 40000. Unter Berüdfihtigung des Umftandes, 
dat ein Teil der PVerfonen in der Stadt wohnt und auf den Nororten 
arbeitet, ergiebt fih auf Stabt-, Ring- und Vorortbahnen inägefamt eine 
Zahl von etwa 60000 Perfonen, die täglih von den Vororten nad) Berlin 
famen (1898). 

Dazu kommen noch die mittelft der übrigen Verkehrsmittel, namentlich 
alfo der Straßenbahnen, von den Bororten täglih nah Berlin fommenden 
Bewohner. Auch die Spreevampfichiffe fommen in Betradt. Die Zahl 
der täglich fo verfehrenden Vorortbewohner läßt ſich nicht annähernd ſchätzen; 
jedenfalls aber ift fie viel geringer als die für Stadt: und Vorortbahnen 
berechnete Zahl. 

Ohne Berüdfihtigung diefer ſchätzt P. Voigt die Zahl der direkt 
oder indireft am Vorortverfehr intereffierten Worortbemohner auf 200 000 bis 
250000 Köpfe oder auf etwa "a der gefamten Einwohnerſchaft der Vororte. 


V. Städtische und ſtaatliche Ban und Wohnungs- 
politik bis zum Ende des 18. Jahrhunderts. 


Schon im Mittelalter befaß die Stadt außer dem Boden wahrſcheinlich 
auch ſelbſt in beträchtlicher Anzahl Gebäude und MWohnhäufer, die fie an 
ihre Bürger zur erblichen Benußung vermietete. Neben dem grundherrlichen 
Zinfe für die Hausjtelle (Wort: und Rutenzins), der ziemlich niedrig war, 
findet fi) nämlich bei zahlreihen anderen Gebäuden aud ein hoher Haus- 
und Budenzins, der fehr wahrfcheinlich als ein erblicher Mietzins aufzufaflen 
ift. Etwa 100 Häufer und Buden (fleine Häufer), darunter die Badjtube, 
befanden fi fo im 14. Jahrhundert im Befige der Stadt, und dazu famen 
noch 20 Häuſer und Buben, die vielleicht urfprünglih dem Schultheißen 
gehört hatten, für melde ebenfalls ein höherer fog. Martinzins zu zahlen 
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war. Für Juden und Höfer beftand ein Zwang, in den Zinshäufern der 
Stadt zu wohnen. 

Im 15. und 16. Jahrhundert ſcheinen die ſtädtiſchen Zinshäufer großen- 
teils in das Privateigentum ihrer Bewohner gefommen zu fein. Die Geld— 
entwertung und Mönzverjchlehterung erleichterte jehr die Ablöfung des in 
der alten hochwertigen Münze angejegten, nominell gleich gebliebenen Zinfes. 
Neu erridtet worden find feitvem von der Stadt feine MWohnhäufer mehr. 

Ferner forgte in der älteften Zeit die Stadt dadurd für das Bau— 
weſen, daß fie Bauholz, den Nutungsberechtigten umſonſt, den anderen 
Bürgern um billigen Preis aus der Stadtheide lieferte. Auch für die 
übrigen Baumaterialien wie Ziegel und Kalkſteine hatte die Stadt damals 
ein Monopol, indem ihr der Ziegelofen gehörte, ſowie auch die Kalkbrennerei, 
in mwelder die in den Rüdersdorfer Bergen, an denen die Stadt einen 
Anteil! hatte, auf ſtädtiſchem Pram geholten Steine gebrannt wurden. Es 
ift jicher, dab die Stadt dieſes Lieferungsmonopol nicht fiskaliſch ausgenutzt, 
vielmehr eher wahrſcheinlich, daß fie es zur Förderung der Bauthätigfeit 
ausgiebig benugte, indem fie möglichjt billig zu liefern fuchte. 

Der Stadt ftand damals ſchon, gemäß ihrer Grundherrenredhte, die 
Baupolizet zu, die einem bejonderen Baugericht übertragen war. Es beitand 
die Konzeffionzpflicht für Neubauten — unbefugtes Bauen wurde ftreng 
geahndet —, fowie jchon am Ende des 14. Jahrhunderts ein ziemlich aus- 
gebildete Baurecht, das aber weniger öffentliche Intereſſen ala bloß die der 
Nachbarn im Auge hatte; auch die Beltimmungen zur Verhütung von 
Feuersgefahr tragen noch den nachbarrechtlichen Charafter. 

Das ſtädtiſche Steuerfyftem wurde mit der Zeit der baulichen Ent- 
widlung Berlins ein jchweres Hemmnis. Der alte Grundzins hatte allmählich 
den Charakter einer Steuer angenommen, des ſog. Schoſſes. Diefer war 
eine Bermögenjteuer, die natürlich hauptfählid auf dem Grundvermögen 
laftete. Wir verdanken ihr mehrere noch erhaltene Kataſter aus der zweiten 
Hälfte des 16. Jahrhunderts, die uns interefjante, oben fur; heran- 
gezogene Aufichlüffe über die Bauverhältniffe aus jener Zeit geben. Zu 
der von der Stadt erhobenen aber eigentlich jtändifchen Steuer des Pfund: 
und Vorſchoſſes fam dann fpäter noch die landesherrliche Kriegsjteuer, die 
jogenannte Kontribution, die ebenfalld auf das Jmmobiliarvermögen um: 


Noch bis weit in die neuere Zeit hinein befaß Berlin eine Anzahl Ziegel: 
und Kalfhrennereien in den PVorftädten und bei Nüdersdorf und Woltersdorf, und 
heute noch bat es einen Anteil an den, im übrigen fisfalifchen, Rüdersdorfer Kalk— 
brüden. 
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gelegt wurde. Auch die fonjtigen, der Stadt während des breißigjährigen 
Krieges von der eigenen Regierung wie von den Feinden auferlegten 
Zahlungen wurden meift ald Zuſchläge zur bejtehenden Bermögensfteuer 
erhoben. So fteigerten fich die Laſten, die auf den Grundftüden ruhten, 
bis zur Unerträglichfeit. Die Steuern blieben mafjenhaft rüdftändig, und 
da fie auf den betreffenden Grundftüden haften blieben, jo fam es ſchließ— 
ih dahin, daß zahlreihe Häufer einfach verlafjen wurden und verfielen. 
Noch zehn Jahre nah dem Kriege lagen 156 derartige Häufer „wüſt“. 
Gleichzeitig war die Bevölkerung ftarf zufammengejhmolzen, jo daß fie trotz 
der vielen wüſten Häufer und troß der Berftörung aller außerhalb der Thore 
liegenden Häufer, doch noch ein Unterflommen gefunden hätte. 


Da trat jedoch eine plößliche Vermehrung der Bevölkerung Berlins ein. 
1653 hatte der Große Kurfürft auf dem brandenburgifchen Yandtag ſich den 
„miles perpetuus“ gefichert und 1657 wurde Berlin mit einer ftändigen 
Garnifon beleat, die fih auf 14—1500 Mann mit etwa 600 Weibern und 
Kindern belief, zu denen noch etwa 500 Mann Leibwache famen, die in 
Köln untergebradt wurde. Das bedeutete bei einer Civilbevölferung von 
9-10 000 Berfonen einen gemaltigen Zuwachs, der untergebradht werden 
mußte. 

Damit wurde die Aufmerffamfeit des Kurfürften auf die Wohnungs: 
frage gelenkt, und von jegt an beginnt die ftaatlihe Wohnungspolitif im 
brandenburgifch-preußifchen Staate. Ihr vorauf ging noch die Neorganifation 
des Steuerweiens, die Herabjegung des Pfundfchoffes „deterrimus et exi- 
tialis ille hactenus observatus modus colleetandi“, wie Bürgermeifter 
Zarlang in einer im Thurmfnopfe der Nikolaikirche aufgefundenen Urkunde 
ſchrieb, und die Einführung der Accife „zum großen Vorteile und Nutzen 
der Bürger”. Dieje Reform wirkte unmittelbar, indem in den Jahren 1669 
und 1670 „mehr als 150 ganz verfallene Gebäude wieder repariert und 
ſogar vollftändig neu aufgeführt wurden, zur Vergrößerung und Verſchönerung 
der Stadt”. 

Schon 1661 vor der Durchführung der Accife hatte der Große Kurfürft 
denjenigen, welche wüſte Stellen annehmen und bebauen wollten, fehsjährige 
Freiheit von allen Laſten verjproden fowie Gewährung von Bauholz. Aber 
erit das Patent von 1667 tft ald der eigentlihe Ausgangspunft der um- 
fafjenden ſtaatlichen Baupolitif im 17. und 18. Jahrhundert aufzufafien, 
die erft unter Friedrih Wilhelm II. und dem Auflommen der neuen volks— 
wirtjchaftlihen Anſchauungen ein Ende nimmt. 

Die Mittel diefer Baupolitif find hauptfählich folgende: 
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1. Befreiung von Steuern und Abgaben. Im erwähnten 
Edikt war fie auf jehs Jahre zugefagt. Später wurde bei Neubauten die 
Zahl der Freijahre auf zehn erhöht; ſechs Freijahre erhielt ſchon, wer ein 
verfallenes Haus reparierte. Beim Bau der Dorotheenjtadt wurde überdies 
jogar den Anſiedlern dauernde Befreiung von Einquartierung, Servis 
und Machtdienft zugefichert. 

Die einzige Steuer, von der zunädjft feine Befreiung jtattfand, war 
die Accife. Wie wir aus einer „Vorftellung” des Herrn von Grumbfom 
vom Jahre 1713 an Friedrih Wilhelm I. erfahren, war die Erhöhung der 
Acciſe „woraus die Conjervation Em. Königl, Majejtät Militär-Etat3 her- 
fließet“, damals aber vermutlich auch fchon beim Großen Kurfürften, neben 
der direften Förderung feiner Militärinterefjen, eines der Motive, weshalb 
er überhaupt den Anbau der Städte zu fördern fuchte. 

Trotzdem brad er jchlieglih in einer Verordnung von 1683 mit dem 
bisherigen Grundfag der unbedingten Accifepflichtigfeit, indem hiernach 15 0 
ver nach obrigfeitliher Schägung aufgewandten Baukoſten bei der Acciſekaſſe 
dem Beliger gut gejchrieben werden jollten, und diefer aljo Accijefreiheit genoß, 
bis diejer Betrag abgetragen mar. 

2. Unentgeltlides Baumaterial und Bauprämien. Die 
Lieferung von Bauholz für den Häuferbau aus dem „reichen Walde” war 
ein altes Herlommen von der Zeit der Gründung her, das fi vermutlich 
hielt, bis der Holzreihtum nachließ und der Preis des Holzes ftieg. Stein 
und Kalk hatte außerdem, wie wir fjahen, die Stadt im Mittelalter zu 
ermäßigtem Preiſe den Erbauern von Häufern geliefert. 

Unentgeltlihe Xieferung von Bauholz gehörte auch noch zum Prämien- 
iyftem des Großen Kurfürjten, jpäter fam auch die unentgeltliche Lieferung 
von Kalf aus den furfürjtlichen Kalkbrüchen Hinzu. Aber es blieb nicht bei 
Naturalprämien und Steuerbefreiungen. Nachdem der Große Kurfürjt von 
der Acciſe befreit hatte, gingen feine Nachfolger noch weiter und gewährten 
Zuſchüſſe aus der Accijefafle von 10—15 lo des Baumertd. Bei der Er: 
bauung der Friedrichſtadt durch Friedrich I. wurden den Baulujtigen 15° o 
der Baufojten, bei den ziemlich zahlreichen Brauhäufern ſogar 30 %/o der 
Baufojten aus der Acciſekaſſe gewährt, dazu unentgeltlih Hol, Kalt 
und Steine. 

Seine Vollendung fand das Bauprämienfyjtem unter Friedrich Wil- 
beim I. Er madte es in feiner Inſtruktion für die furmärfifche Kriegs- 
und Domänenfammer von 1723 den Beamten ausdrüdlid zur Pflicht, nichts 
zu verabfäumen, mwodurd der Städtebau gefördert werden fünne. Seine 
Fürforge erjtredte ſich aljo feineswegs bloß auf die Refivenzen, fondern auf 
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die Etädte der ganzen Monardie, für die großen Städte behielt ſich der 
König nur noch befonders vor, fie durh „Wohlthaten zu favorifieren“. 

Jedem Bauenden wurden 20° der Baufoften, im Marimum aber 
400 Thaler gegeben, um nicht den Neichen zu ihrem Überfluß zu viel 
bingeben zu müſſen. m ganzen gab der König ſchon von 1713—32 
aus den Gentralfafien 2326 690 Thaler für Civilbauten in Stadt und Land 
aus und in einem Jahre, 1736, 350000 Thaler, dad war mehr ala 5°%% 
der reinen Staatseinnahmen. 

Nie der Große Kurfürft, fo war auch Friedrich Wilhelm II. durd das 
Wohnbedürfnis der bedeutend erweiterten Garnifon auf die Wohnungsfrage 
aufmerffam gemadt worden. 

In der Friedrichſtadt aing er noch meit über die fonft gemährten 
Unterftügungen hinaus. Jeder Bauluftige erhielt hier auf je drei Ruten 
Frontlänge 42 Thaler in bar fowie ein Schod Mittel-Bauhol;, 4 Stüd 
Sägeblöde, 4 Prahmen Kalkfteine und 30 Wispel Kalf, alles, wie aus— 
drüdlih entgegen böswilliger Ausfprengung befannt gemacht wird, als 
wahres Geſchenk zum Anbau, nicht nur als Vorſchuß auf Hypothef. 

Im Jahre 1732 wurde für von auswärts Zuziehende die Bauprämie 
von 1725 noch mehr als verdoppelt; fchon auf 12 Ruten Frontlänge 
wurden jetzt 48a Thaler famt den genannten Naturalprämien gewährt. 
1736 wurde die naturale Lieferung der Baumaterialien befeitigt und dafür 
auf 1!’ Ruten rontlänge 197 Thaler 20 ESilbergrofchen bezahlt. 

Neben diefen allgemein bemwilligten Bauprämien gingen dann nod 
fvecielle Begünftigungen einzelner PBerfonen, namentlih von Beamten und 
Hofleuten her, denen oft nit nur ein Teil, fondern die geſamten Bau- 
matertalien geliefert wurden. Andererfeits fehlte ein mehr oder minder 
gelinder Bauzwang ohne Vergünftigungen daneben uud nicht. 

Schon 1722 hatte der König dem Magiftrat von Berlin befohlen, auch 
jeinerfeit3 die Bauthätigkeit zu fördern. Die Bauluftigen follten ftatt der 
Baumaterialien 100 des Hausmertes erftattet befommen. Daraus jcheint 
hervorzugehen, daß auch die Stadt bis dahin einen Teil des Baumaterials 
an die Bürger geliefert hatte. 

Unter riedrid dem Großen bewegte fi) die Baupolitif bis zum Sieben: 
jährigen Kriege im wejentlihen in den alten Bahnen. Insbeſondere ſetzte 
er auch die Anfiedlung von Koloniften außerhalb der Thore, die Friedrich 
Wilhelm I. in Rirdorf mit böhmischen Koloniften begonnen hatte, in Neu: 
Schöneberg, im Nordmweiten auf dem vom Fiskus occupierten Terrain der 
früheren Stadtherde und im Norden im fog. NWoigtlande fort. Außer freiem 
Boden und mirtfchaftlihen Beihilfen wurden den Koloniiten die üblichen 
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Steuerfreiheitn — die Xccifefreiheit verftand fih hier von felbjt, da das 
Land außerhalb der Thore lag — ſowie Baumaterialien und Bauprämien 
in großem Umfange gewährt. 

Später ging die Baupolitif Friedrihs des Großen in Berlin ſelbſt zu 
einem Syitem der Bauunterftüsung über, das wir fhon nicht mehr unter 
die Rubrik der Prämie bringen können, nämlich zum 

3. Bau von Häufern auf Staatsfoften. Daf die Stadt 
wahrſcheinlich in ältejter Zeit ſchon eigene Häufer befaß, die fie vermietete, 
wurde ſchon oben erwähnt. Bauen von Häufern aber auf Staatsfoften, um 
fie an die Bürger bedingungslos zu verschenken, war Fyrievrih dem Großen 
vorbehalten. Das Syſtem des Verjchenfens ſoll damit nicht befonders 
empfohlen fein. Außer dem Übeljtande, daß es notwendig eine ungerechte 
Bevorzugung einzelner einfchließt, zeigte fih auch noch der, daß es eine 
befondere Art von Baufpefulation hervorrief, während es dod ein Mittel 
zur Belämpfung der Baufpefulation fein follte. Es bildeten ſich nämlich, 
mie berichtet wird, Ninge von jpelulativen Köpfen, die alte Häufer, von 
denen fie annahmen oder wußten, daß ſie bald vom Könige abgerifjen und 
auf deflen Koften neu erbaut werden würden, durch Kauf an fi brachten 
und damit auch das königliche Gnadengeſchenk. Eine Entgeltlifeit der 
ftaatlihen Bauthätigfeit wiederum hatte große Schwierigkeiten, weil es ſich 
durchweg nicht um ganz neue Häufer auf bisher unbebauten Grundjtüden 
handelte, jondern um Erfagbauten für ſchon vorhandene. Die Einziehung 
einer Zwangsrente für den MWertzumahs des Haufes wäre nicht wohl an= 
gängig, in vielen Fällen geradezu unmöglich) geweſen. So blieb nichts 
anderes übrig, wenn man überhaupt den Zweck der fchnellen Vermehrung 
der Mohnungen und Verfchönerung der Stadt erreichen wollte (denn um 
diefe beiden Zwecke handelte es jih), ald das Bauprämienfgftem bis an feine 
äußerjte Grenze auszudehnen, und das ganze Haus unentgeltlih zu er- 
ftellen. 

Im Jahre 1769, nachdem die SFinanzreform von 1765 die nötigen 
Mittel an die Hand gegeben hatte, begann Friedrich das Bauen von Käufern, 
indem er am Scloßplat und in der Breiten Straße ſechs Käufer nieder- 
reißen und auf Staatsfoften erbauen lief. 1770—73 murde fodann die 
große Hälfte der Häufer unter den Linden abgebroden und neu erbaut, dann 
famen die Königftraße, Leipzigerftraße, Dönhofsplag und Spittelmarkt an 
die Neihe. In einigen Fällen begnügte man fi mit dem Aufbau eines 
Stockwerks. Die meiften der königlichen Bauten waren vierftödig. Nach 
Nikolai wurden 1769—77 in der Innenſtadt 149 Bürgerhäufer auf Staats- 
fojten errichtet und, nach einer furzen Unterbredung durch den bayrijchen 
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Erbfolgefrieg, von 1779—1786 mindeftend nod 100. Dies find jedoch 
nur die nahmeislichen Zahlen; in Wahrheit waren ſie arößer. Die Gefamt- 
zahl der großen Bürgerhäufer, die in Berlin auf Staatsfoften gebaut wurden 
unter Friedrich d. Gr., hat jedenfalls 300 betragen. Die Koften betrugen 
1780—85 allein 1140300 Thaler. 

Nebenbei fei hier noch bemerkt, da der König in Potsdam noch frei: 
gebiger war als in Berlin, indem dort während feiner Negierung nicht 
weniger als 620 Bürgerhäufer errichtet und verfchenft wurden mit einem 
Aufwande von 3151271 Thalern, und daß er aud die anderen Städte in 
Brandenburg, Pommern, Pojen und Schlefien nicht vernadläffigte, indem 
3. B. in den Heinen märfifchen Städten von 1766—86 444000 Thaler, 
und im einen Jahre 1782 für kleinere Städte der Monarchie fogar 409 000 
Thaler an Bauhilfsgeldern bezahlt wurden. 

Unter der Kubrif „Bau von Häufen auf Staatsfoften” möge aud) 
nochmals erwähnt werben, obwohl es eine etwas andere Bedeutung als der 
unentgeltlihe Bau von Privatwohnungen hat, daß der König nad dem 
Siebenjährigen Kriege auch mit der Unterbringung der Soldaten in Kafernen 
begann, um für die Civilbevölferung Raum zu ſchaffen. 1763—1767 
wurden in Berlin acht Kafernen erbaut, denen in den fiebziger und adtiger 
Jahren weitere nachfolgten. 

Friedrich Wilhelm II. entfaltete im Anfang feiner Regierung eine 
ebenfo rege Bauthätigfeit in Privathäufern mie fein Vorgänger in den 
regiten Sahren. 1787 und 88 ließ er annähernd 100 Häufer errichten. 
Allmählich aber ſchläft der jtaatliche Häuferbau ein. Reſte freilich finden ſich 
noch unter Friedrich Wilhelm III., fogar nad) den Befreiungsfriegen. 

+. Das Eigentums: und Mietredt. Zu den Mitteln, die 
Bau: und Wohnungsverhältnifje zu regeln, gehörten ferner au die Eingriffe, 
welche nach damaligen Rechtsanſchauungen der Fürft fih in die noch nicht 
wie heute fonfolidierten Eigentumsverhältniffe geftatten durfte. 

Ursprünglich beanspruchten, wie wir fahen, Staat und Stadt das Ober: 
eigentum über den ganzen ftädtifhen Grund und Boden. Durh Zahlung 
des Grundzinſes wurde diefes Obereigentum anerkannt. Allmählich ging der 
Grundzins in die Steuer über, fein urfprünglicher Charakter verwiſchte ſich 
vielfah, mag er auch Fapitalifiert und abgelöft worden fein. So entitand 
das jtädtifhe Privateigentum am Grund und Boden. 

Lange aber wirfte nod das Bewußtſein des urfprüngliden Zujtandes 
nad. Noch bei den Stadterweiterungen im 17. Jahrhundert, beim Werder 
und bei der Dorotheenjtadbt wurde das bei der urfprünglihen Gründung 
beobachtete Verfahren beibehalten und das Bauland gegen einen Grundzins 
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an den Grundherrn (im zweiten Falle war ed die Kurfürftin) ausgethan. 
Erft bei der Anlage der Friedrichſtadt wurde mit dem aus dem Mittelalter 
übernommenen Syftem der Aufrechterhaltung eines grundherrliden Ober— 
eigentums vollftändig gebrochen; die Baujtellen wurden ganz umfonit an 
Baulujtige zu freiem Eigentum abgegeben. 

Bejonderd im Enteignungsredt zeigte fih die noch lare Auf— 
fafjung vom privaten Grundeigentum. Die Enteignung fand in einem 
jehr formlofen und abgefürzten Verfahren ftatt, auf der Bafis des obrig- 
feitlih feitgeftellten Aderwertes. Bei der Anlage der Friedrihftadt wurde 
das nötige Terrain, ſoweit es nicht jchon im Befite des Kurfürften war, 
einfach den kölniſchen Hufenbefigern nad) der Tare der furfürftlichen Beamten 
zum Garten und Aderwert bezahlt und vom Kurfürften in Befig genommen. 
Irgendwelche principielle Schranken des Enteignungsrechtes fannte die Zeit 
überhaupt nidt. Es galt rechtlich als ein Ausfluß des ftaatlihen dominium 
eminens und ald Befugnis des Landesherren. In vielen Fällen wurde es 
mit großer Rüdfichtslofigkeit gehandhabt. ine Befiterin hatte für das 
Terrain des heutigen Gendarmenmarftes erft 1000, dann 600 Thaler ver- 
langt. Der König ſetzte den Preis einfach auf 206 !/s Thaler feit. Wider: 
fpruc gab es nit. Häufig fcheint das Verfahren fo gemwefen zu fein mie 
bei der Anlage der Stralauer Vorſtadt. Der Magiftrat erhielt” die Weiſung, 
die Bauftellen an der Straße in gehöriger Breite und Tiefe ausmefjen zu 
laffen und fie Bauluftigen anzuweifen, „melde dann denen bisherigen 
Eigentümern, was fie an Adern und Wiefen verlieren folten, vergütigen 
ſollten“. 

Manchmal erinnert ſich in ſpäter Zeit der Staat noch ſeines Ober— 
eigentums. So wurde 1763 der St. Georgengemeinde ihr Kirchhof ohne 
jede Entſchädigung einfach weggenommen, wobei kurzweg erklärt worden ſein 
ſoll: die Kirche habe kein Recht zu dem Platze, da aller Grund und Boden 
der Stadt dem Könige zuſtehe. 

Ein intereſſantes und wichtiges Überbleibſel des Obereigentums des 
Staates iſt auch das von den Fürſten beanſpruchte Recht, den Beſitzer eines 
Baugrundſtückes einfach zu expropriieren, wenn er es unbenützt liegen 
läßt. Es läßt ſich als eine Art Heimfallrecht im lehensrechtlichen Sinne 
auffaſſen. 

Mit voller Deutlichkeit wird dieſes Recht in dem ſchon erwähnten 
Patent des Großen Kurfürſten von 1667 geltend gemacht. Es heißt darin, 
daß die Eigentümer der wüſten Stellen, falls fie nicht „zum längſten in 
einem halben Jahre zum Bau wirklich thun follten, fie ihres daran habenden 
Rechtes verluftig und die Stelle demjenigen, der foldhe alfofort bebauen 
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wollen, umbfonft gegeben werden fol“. Und des öfteren wird ſpäter dieſer 
Grundjag wiederholt, jo unter Friedrih Wilhelm I. 1721 und 1722 in 
Edikten, welche alte furmärfifhe Städte betreffen. Es Heißt darin, daß 
die vom Befiser nicht bebauten Hausftellen „dem PBublico verfallen“ und 
„die Befißer und Creditores hypothecarii ale daran habenden Rechtes 
verluftig“ würden. Selbitverjtändlich galt diefes Necht auch für diejenigen 
Bauftellen, die der Fürſt den Bürgern zum Zmwede der Bebauung zu= 
geteilt hatte. 


Das Allgemeine Landrecht (1. Teil, Titel 8, SS 33—59) hat die Be- 
ftimmungen der Edikte in der Weife übernommen, daß es den Eigentümer 
eines verfallenen oder abgebrannten Haujes zu defjen Wiederherftellung ver- 
pflitet; fann oder will er es nicht wieder heritellen, fo ift die Obrigfeit 
berechtigt, es öffentlich zu verfteigern, den Kaufpreis erhält der Eigentümer 
nah Abzug etwaiger Aufwendungen, die die Obrigfeit zur Erhaltung des 
Haufes gemacht hat. yeuerfocietätsgelder fommen dem Erwerber der Bau- 
ftelle, nicht dem bisherigen Eigentümer zu. Dieſe Beitimmungen find durch 
das preußifche Einführungsgefeß zum Bürgerlichen Geſetzbuch ausdrücklich 
aufreht erhalten und alfo noch heute in den landredtlichen Provinzen 
Preußens geltendes Recht. 


Die viel umfafjendere Baupflicht eines jeden Bauftellenbejigers gilt 
dagegen befanntli nicht mehr und man hat aud nicht an die Möglichkeit 
gedacht, jie wieder einzuführen. Wohl dagegen hat man Vorfjchläge gemacht, 
dur eine hohe Bauftellenjteuer denſelben Zweck zu erreichen, nämlich die 
Befiser von Bauland durd Erhöhung der toten Koften zum fchnelleren Be- 
bauen zu veranlajjen. 


Anhangsmeife fei hier auch noch erwähnt, daß Friedrih d. Gr. in 
zwei Fällen auch in die Mietverhältniffe fraft feiner abjoluten 
Herrichergewalt entfcheidend eingriff. Das eine Mal handelte es fih um 
die Bekämpfung aufßerordentliher Mietjteigerungen im Gefolge der eriten 
großen Häuferfpefulationsperiode nad dem Siebenjährigen Kriege. Der jtarfe 
Beſitzwechſel verbunden mit einer Überzahlung der Häufer verurfadhte eine 
bis dahin unerhörte Steigerung der Mieten, die durchzufegen den neuen 
Hausbejisern befonders dadurd erleichtert wurde, daß fie den Grundjaß : 
Kauf bricht Miete, rüdfichtslos anwandten. Diefer „Wucher mit Häufern“ 
erregte nun das „arößte Mißfallen“ des Königs und furz entfchloffen wandte 
er zur Befeitigung das radifalfte Mittel an, indem er eine Verordnung an 
dad Kammergericht ergehen und in allen Berliner Kirchen von den Kanzeln 
proflamieren lie, daß einftweilen bis „allenfals noch wirkſamere Maß— 
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regeln“ ergriffen würden, für Berlin „die bishero beobachtete gemeine 
Rechts-Regel: Kauf briht Miete“ aufgehoben fein follte. 

Die noch wirfjamere Mafregel aber beftand darin, daß er denjenigen 
„Hriftlihen Particuliers, auch Juden, fo die beften und größten Häufer an 
fih zu bringen Gelegenheit gefunden“ und an der Steigerung der Mieten 
guten Teils dadurh Schuld feien, daß fie, ohne wegen ihrer Bedienung, 
nombreufen Familien oder ftarken Verkehrs dazu gezwungen zu fein, fie 
allein bewohnten, kurzer Hand anbefahl, foldes „aus Übermuth und zur 
Üppigfeit“ nicht ferner zu thun, fondern fo viel Familien wie nad Be- 
Ichaffenheit der Häufer möglich, mietweife darin aufnehmen follten. Wenn 
fie fih dazu nicht gutmillig verftänden, jollten fie dazu „durch rechtlichen 
Zwang” angehalten werben. 

Es giebt wohl faum eine befjere Jluftration für die guten und fchlechten 
Seiten des Abfolutismus wie diefe Verordnungen. Die Vorteile des Rechts— 
ftaates find eben dur die Nachteile eines langfamen und umjtändlichen 
Gefetgebungs- und Verwaltungsmehanismus erfauft worden. 


VI Baupolizei und Bauordnung. 


Wie wir fehen, wurde die Baupolizei urfprünglid von der Stadt 
ausgeübt. Mit dem Wachen der fürftlihen Gewalt und ſeitdem fie über- 
haupt die Bau: und Wohnungsfrage in die Hand genommen, ging aud die 
Baupolizei auf den Staat über. 

Im Jahre 1660 erließ der Große Kurfürit eine Gafjenordnung, deren 
Ausführung jedoh noch dem Magiftrat überwiefen wurde. ALS diefer ſich 
dazu nicht fähig erwies, brachte der Kurfürft die hauptftäbtifche Polizei ganz 
in feine Gewalt und jchuf fich felber die nötigen Organe. Die Verord— 
nungen bezogen fi auf Reinigung und Pflajterung der Straßen, Straßen- 
beleuchtung, Befchränfungen der Baufreiheit namentlich bezüglich der Anlage 
von Scheunen, Schmeinefoven u. dergl. innerhalb der Ringmauer, der 
Zuläffigfeit von Stroh: und Schindeldähern und hölzerner oder lehmener 
Schomfteine. Sogar an eine Wafjerleitung wurde damals ſchon gedadt, 
der Plan aber wegen feiner Koftipieligfeit wieder fallen gelaffen. Das 
Feuerlöſchweſen wurde neu organiiiert. 

Mit durchgreifendem Erfolge wandte ſich aber erſt Friedrich Wilhelm I. 
der Baupolizei wieder zu. 1720 wurde die Befeitigung aller feuergefähr- 
lihen Dächer innerhalb Jahresfriſt befohlen. Die Durchführung diefer 
Verordnung wurde weſentlich dadurd gefördert, daß für die Ummandlung 
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in Ziegelvädher ein barer Zufhuß von 8°%o der Koften aus der Acciſekaſſe 
gewährt wurde. 

Obwohl fie nit zur Baupolizei im modernen Sinne des Wortes 
gehören, fei an diefer Stelle au der Mafregeln gedacht, die den Zweck 
verfolgen, die Baufoften zu regulieren und auf einer für beide Intereſſenten— 
freife, die Bauherren und die Bauhandwerker angemefjenen Höhe zu halten. 
Wie alles Gewerbe in der Zeit der AZunftverfafjung der Reglementierung 
unterlag, beitanden natürlich auch für das Baugewerbe im Mittelalter und 
bis in die Neuzeit hinein obrigfeitlihe Taren für Materialpreife und 
Arbeitslöhne. 

Das legte und wichtigſte derartige Reglement ijt die ausführlihe Bau: 
Tara von 1755 für die Städte der Churmarf, vornehmlich aber für Berlin 
und Potsdam, die als ihren Zmed bezeichnet, ſowohl jedem Handwerker 
„sein reichliches Brot“ zu fihern als auch eine übermäßige Werteuerung des 
Hausbaues zu verhindern. Specielle Erlafje gegen das Anbringen von 
Studaturarbeiten an der Außenfeite der Häufer, augenfcheinlih aud, um 
die Baufoften zu verringern, waren ſchon 1752 ergangen. Der Bautare 
verdanfen wir die Möglichkeit, die Baufoften von MWohnhäufern im 18. Jahr: 
hundert zu berechnen, worauf nod zurüdzufommen fein wird. 

In neuerer Zeit (ich bin genötigt, hier einen großen Sprung zu 
machen) ift der Erlaß von baupolizeilichen Gefegen und Verordnungen 
bekanntlich zwiſchen Neih, Staat, Kommunalverbänden und Kommunen 
geteilt. Die Ausübung der Baupolizei liegt regelmäßig bei den Xofal- 
behörben. 

Beveutungsvoll für die Boden- und Wohnungsfrage ift die Neu: 
ordnung der ganzen preußifchen Verwaltung, die fih in den fiebziger und 
achtziger Jahren vollzog und mit den Reiten des alten patriardhalifchen 
Staates aufräumte. Sie wurde eingeleitet durch die Kreisordnung von 1872, 
abgejchloffen durch die Landgemeindeordnung von 1891. 

Mit der Einführung der Selbitverwaltung wurde die Verwaltung in 
allen Inſtanzen dem Einfluß der lofalen grundbefitenden nterefjen in viel 
höherem Grade als bisher unterworfen, am ftärfften aber natürlich in den 
Gemeinde- und Drtspolizeibehörden. Die autsherrliche Polizei wurde auf- 
gehoben. Diefe Mafregeln waren für die baulihe Entwidlung der 
Berliner Vororte von nicht zu unterſchätzender Bedeutung. Hier hatte 
bisher meiftens die Baupolizei in den Händen der fal. Domänenämter 
gelegen, die im Dienjte der Kolonifation und Befiedelung geſchult und fehr 
ſachverſtändig vorgegangen waren. An ihre Stelle traten jet Die Orte- 
polizeibehörden, die einerjeits im Anfang vielfach der nötigen Sachkenntnis 
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nah P. Noigts Urteil entbehrt haben follen, mangelhaftes technijches Perfonal 
gehabt und den modernen baupolizeilihen Aufgaben ziemlich verſtändnis— 
los gegenübergejtanden hätten, andererjeitS auch viel weniger als die Domänen- 
ämter der Beeinflufjung der grundbefigenden nterefjenten entrüdt gemefen 
wären. Ob es ihnen in jeder Beziehung zum Vorwurf zu maden iſt, daf 
fie den Hochbau in den Vororten zuließen, wird noch näher zu unter- 
fuchen jein. 

Berlin fchied 1875 aus dem Kommunalverbande und zweimal wurde 
nachher jein MWeichbild erweitert, 1878 im Oſten und 1881 im Weften, 
indem der Gutsbezirk Tiergarten einverleibt wurde. Die erite Einverleibung 
hatte 1861 ftattgefunden.“ Bis dahin hatte die mittelalterlihe Gemarkungs— 
grenze die Stadtgrenze gebildet. 

In Berlin galt bis 1387 die Bauordnung von 1853, in allen näheren 
und weiteren Wororten, fomweit fie Zandgemeinden oder Gutsbezirfe waren, 
die Baupolizeiordnung für das platte Land des Regierungsbezirf3 Potsdam 
von 1872, die ihrerfeitS nur eine wenig veränderte Wiederholung älterer 
Verordnungen war. Wie alle älteren Bauordnungen war ſie faſt ausfchließ- 
ih vom Gefichtspunft der Sicherung gegen euersgefahr geleitet; ihre 
fanitätspolizeilihen Beichränfungen waren äußert dürftig und vage, nament- 
lich fannte fie feinerlei Beſchränkung der Höhe der Gebäude oder der Größe 
der Baufläche. Hier galten die allgemeinen Normen, mwonad die Höhe der 
Gebäude fih nad der Straßenbreite richtet, worin aber thatjächlich Feine 
Beichränfung lag, da die Dorfitraßen meiſtens breit genug waren, um jeden 
Hochbau zu geitatten. Eine mirfliche Beichränfung fonnte in den Be- 
ftimmungen über die Entfernungen der Gebäude voneinander liegen. Gebäude 
ohne feuerfihere Bedahung, die hier nicht in Betracht fommen, mußten 
einen Abitand von 10—20 m halten, aber auch für alle übrigen Gebäude 
galt eine Baumeite von 5 m als Negel. Hiervon fonnte jedoch dispenfiert 
werden, wenn das eine Gebäude eine Brandmauer hatte, und dieſer Dispens 
wurde fchon vor 1887 regelmäßig erteilt, wo es ſich um eine ſtädtiſche 
Bebauung handelte. In Teilen von Schöneberg, Rirdorf und Charlotten- 
burg hatte fi daher der Berliner Typus des Miethaufes längſt ein- 
gebürgert. 

In Charlottenburg galt die Baupolizeiordnung für die Städte 
des Regierungsbezirks Potsdam von 1872. Auch fie enthält feine Be- 
ftimmungen über die Höhe der Gebäude. Die Flähenausnugung war injofern 
befchränft, als ein Hofraum von mindeitens 36 qm vorgeichrieben war. Cine 
rechtliche Handhabe zur Verhinderung der Errihtung von jog. Mietkajernen 
war hier in feiner MWeife vorhanden. Die gefchlofiene Bebauung murde 
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geradezu ald Regel gefordert. Das große Miethaus fand daher hier auch 
nad) Eröffnung der Stadtbahn (1882) allgemein Eingang. 

Am 15. Januar 1887 wurde nun für Berlin eine neue Bauordnung 
erlaffen, und no im felben Jahre wurde fie von der kgl. Regierung in 
Potsdam auf faft fämtliche Wororte ausgedehnt. Die Bedeutung diefes Schrittes 
für die Wohnungsfrage liegt nad) dem Gefagten weniger darin, daß fie 
nad den früheren Bauordnungen etwa nod vorhandene Hindernifje des 
großſtädtiſchen Hochbaues mwegräumte; denn ſolche Hindernifje hatten faum 
noch beitanden; als vielmehr in dem Umftande, daß fie den beitehenven 
Entwidlungstendenzen freien Lauf ließ, ftatt eine Beſchränkung zur Erhaltung 
des Kleinbaues auf den Vororten zu verfuhen, wofür damals von anderer 
Seite lebhaft eingetreten wurde. 

Einen folden Verſuch madte denn aud der Yandrat des Kreifes Teltow 
auf eigene Hand, indem er am 15. Dezember 1891 eine Baupolizeiordnung 
für feinen Kreis mit fehr viel weiter gehenden Baubeſchränkungen erlieh. 
Er hatte jedoch feinen Erfolg, da feine Verordnung nad kurzem Beftande 
für rechtsungültig erflärt wurde, weil fie den Beitimmungen der von höherer 
Inſtanz erlaffenen Bauordnung von 1887 zumiberliefe. 

Die Frage der Revifion der Bauordnung fam jedoch damit wieder in 
Fluß und am 5. Dezember 1892 wurde eine neue Bauordnung für 
die Vororte von Berlin erlaffen, die 1893 in Kraft trat und ein Nach— 
geben in der Nichtung meiterer Bejchränfungen deutlih erfennen läßt. 
Nach diejer find gegenwärtig für Berlin und Umgegend folgende Bau- 
ordnungsgebiete zu unterſcheiden: 

I. Das Gebiet der Berliner Hohbauordnung von 1892 
(revidiert 1897). Es umfaßt das Gebiet der Stadt Berlin, Charlottenburg 
mit Ausnahme von Wejtend und im Süden und Dften noch die innerhalb 
der Ringbahn liegenden Vorortgebiete. 

Innerhalb dieſes Gebietes wurden 1898 wiederum einige Teile von 
Charlottenburg, Wilmersdorf, Schöneberg, Nixdorf und Treptow einer jedoch 
kaum nennenswerten Beſchränkung bezüglich der bebaubaren Fläche unterworfen. 

Il. Das Gebiet des Vororthochbaues (Bauordnung für die Vor— 
orte von 1892), 

Innerhalb dieſes Gebietes werden zwei ineinandergreifende Untergebiete 
mit veränderlichen Grenzen unterfchieden, nämlich: 

1. das der Grundftüde I. Klaſſe an Ihon regulierten und 

lanaliſierten Straßen, bei denen eine Flächenbebauung von 5,10 
(bei Edgrundftücen *410) und eine Höhenbebauung bis zu vier 
bewohnten Stodwerfen zuläffig tft. 
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2. Das der Grundjtüde II. Klafje an noch nicht regulierten und 
fanalifierten Straßen, bei denen eine Flächenbebauung von */ıo 
(bei Edarundftüden 10) und eine Höhenbebauung bis zu 15 m 
und drei Stodwerfen zuläfftg ift. 

Sogenannte Kleinbauten von höchſtens 9 m Höhe dürfen mit einer 
Flähenbebauung von "/ıo bezw. ®/ıo auf beiberlei Grundſtücksklaſſen errichtet 
werden. 

II. Das Gebiet der landhausmäßigen Bebauung. (Bau« 
ordnung für die Vororte von 1892.) 

Die größte zuläffige Flächenbebaung beträgt hier ?ıo (bei Edgrund- 
ftüden *ıo). Die Höhe der Gebäude ift dadurch befchränft, daß nicht mehr 
ald zwei zum dauernden Aufenthalt bejtimmte Stodwerfe übereinander 
angelegt werden dürfen. Es fann jedoch auch das Keller: und Dachgeſchoß 
bis zu ®s bezw. "ie der Fläche zu Wohnzwecken benußt werden. 

Dffene Bebauung mit einem Bauwerk von 14 m ift vorgefchrieben ; 
doc dürfen zwei Nachbargebäude mit einer Gejamtfrontlänge von höchſtens 
40 m aud unmittelbar nebeneinander gebaut werden, und an Straßeneden 
fogar drei Gebäude mit je höchſtens 40 m Frontlänge in jeder Straße, 

IV. Das Gebiet der Bauordnung für das platte Land von 
1872 mit einem Nachtrag vom 29. Mai 1890. 

Es tft hier eine Höhe der Gebäude von 10 m überall erlaubt, höhere 
nur an breiteren Straßen entjprehend der Straßenbreite bis zu 19 m. 
Bemohnte Stodwerke find vier zuläffig, außerdem auch Kellerwohnungen. 
Auch auf dem platten Lande find große Miethäufer darnach möglich. 

V. Das Gebiet der Bauordnung für die Städte des Negierungs- 
bezirts Potsdam (Baupolizeiordnung von 1872, revidiert 1894). Bebaubar 
find hier 24 der Fläche, bei Edgrunditüden jogar *,s wenn die Gefamtfläche 
höchſtens 500 qm beträgt. Die Marimalhöhe beträgt bei entjprechender 
Straßenbreite 18 m. Vier Stodwerfe dürfen Wohnzwecken dienen, mobei 
bewohnte Keller und Dachräume ald Geſchoſſe gelten. 

Diefe Bauordnung ift für die Umgegend von Berlin, nit nur für 
Spandau, fondern auch für kleine Landſtädte wie Straufberg praftifch 
geworden, 

VI. Wäre nod) zu erwähnen das Gebiet der Billenfolonien wie 
Weſtend und Grunewald, die fih durch Eintragung von Baubeſchränkungen 
in das Grundbuch gemifjermagen eine private Bauordnung geichaffen 
haben. 

Sm allgemeinen ift noch zu bemerfen wichtig, daß die in der Straßen- 
breite liegenden Beichränfungen der Bauhöhe faſt überall durd die that= 
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fählih gewählte Straßenbreite beveutungslos geworden find. Für Die 
Bezirfe der geichloffenen Bebauung des Kreifes Teltow ift fogar die Anlage 
von weniger ald 15 m breiten Straßen direlt durch Polizeivorſchrift ver— 
boten; nur für die Zandhausbezirfe ift die erlaubte Mindeftbreite 12 m. 

Die fonftigen Beichränfungen der Bauordnung hat man im übrigen 
durch geihidte Auslegung der wenig präcifen Beitimmungen über die 
baulide Beichaffenheit von Dachgeſchoſſen und Kellern und von deren 
wohnlicher Benugung, ſowie mit Benugung der mancherlei Zugeftändniffe 
bezüglih der offenen Bauweiſe in den Landhausbezirfen in fehr vielen 
Fällen umgangen und dadurch auch dort das große Miethaus möglich 
gemadht, wo es nah dem Sinn des Gefeges ausgefchloffen fein follte. 

Parterreräume, deren Fußboden nur ganz wenig unter dem Straßen: 
niveau lag, und die im übrigen die normale Höhe von Wohnräumen 
hatten, hat man zu Kellern geftempelt und aus den Dachgeſchoſſen hat man 
ebenfalls durch Einfchaltung eines Drempels zwifchen dem zweiten Stod 
und dem Dah und Verflahung diefes ganz leidlihe Wohngefchofie 
geichaffen. Ferner legte man zwei derartige Gebäude nebeneinander und 
erzielte dadurh eine Frontlänge von 40 m, an Strafeneden fogar dur 
Zufammenlegen von drei Gebäuden eine folde von SO m. So entitand 
auch in den Landhausbezirfen ein bis dahin unbefannter Typus des großen 
Miethaufes. Die Verfuhe der Verwaltungsbehörden, die Entftehung diefer 
„Landhausmietfafernen“ zu verhindern, fcheiterten an der wörtlichen Aus— 
legung des Gefetes durch die Dberverwaltungsbehörde. 

Selbft in der Villenkolonie Grunewald haben die von der Kurfürften- 
damm-Geſellſchaft vorgefchriebenen und im Grundbuch eingetragenen Bau— 
befchränfungen, die übrigens nicht viel weiter gehen als die der öffentlichen 
Bauordnung für die Yandhausbezirfe, die Errichtung von geräumigen Miet- 
häufern nicht verhindert, fo wenig mie die Baufpefulation bier vor den 
Villen der Beamten, Gelehrten und Künftler halt machte. 

Aber nit nur das Landhaus iſt fo in feiner Verbreitung entgegen 
der Abficht der Gefeßgeber eingeengt worden, auch das Gebiet der fogenannten 
Grundftüde II. Klafje im Vororthochbau iſt nachträglich außerordentlich 
beſchränkt, jtellenweife ganz befeitigt worden, In diefer Richtung wirkte 
namentlih der $ 12 des Gefeges vom 2. Juli 1875 betr. Anlegung von 
Straßen und Plätzen. Es fann darnach nämlih dur Ortöftatut der Bau 
von Wohnhäufern an nicht Fanalifierten Straßen überhaupt verboten werden, 
und nad Berliner Vorbild ift thatfächlih in den meiften Wororten mit 
geregelter Kanalifation d. h. alfo in fait allen näheren Vororten, von diefem 
Paragraphen Gebrauch gemacht worden. 
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Neben dem ftillen Rampfe durd Umgehung der bejtehenden Vorſchriften 
erhob fich jett auch wieder ein offener Kampf der nterefjenten gegen die 
Bauordnung von 1893, namentlich gegen die Abgrenzung der Landhaus: 
bezirfe. Wenn die Regierung diefem Anjturm auch principiell nicht nad: 
gab, fo wurde dod ſchon 1894 die Abgrenzung der Yandhausbezirfe einigen 
Änderungen unterworfen und 1897 gaben die „Abänderungsbeftimmungen“ 
noch einige weitere Yandhausgebiete der gewöhnlichen Bebauung frei. Außer: 
dem wurde für einige Bezirke, nämlich Frievenau, Pankow und einen Teil 
von GSteglig, das dreiftödige Landhaus für zuläfjig erklärt. Der Verſuch, 
Das Dach: und Kellergefhoß genauer zu definieren, der ebenfalls bei diefer 
Gelegenheit unternommen wurde, hat das große Miethaus im Landhausbezirf 
nicht unmöglich gemacht, wohl aber die Dach- und Kellerwohnungen in diefer 
verſchlechtert. 

Das oben erwähnte Geſetz betreffend die Anlegung und Veränderung 
von Straßen und Plätzen in Städten und ländlichen Ortſchaften hat aber 
noch in anderer Hinſicht auf die Bau: und Wohnungsverhältniſſe eingewirkt. 
Eine weitere Folge des ortsſtatutariſchen Verbots des Bauens an un— 
kanaliſierten Straßen iſt nämlich die künſtliche Einſchränkung des für Bau— 
zwecke in dem betreffenden Orte verfügbaren Landes. Ob es damit den 
Gemeindeverwaltungen, die fih von Grundbefigerinterefjen beeinflufjen lafjen, 
wirflih in die Hand gegeben ift, durch Verlangjamung des Ausbaues der 
Kanalijation die Bauthätigfeit ſyſtematiſch zu beichränfen und fo durch Ver- 
minderung des MWohnungsangebots die Mieten und damit die Bodenpreife 
in die Höhe zu treiben, wird im VII, Abſchnitt erörtert werben. 

In anderer Weife wirft das Gejeg dagegen unzweifelhaft auf die Woh— 
nungspreife ein. Nach S 15 des Gefeges fönnen durd Ortöftatut die Koſten 
der Anlage und Kanalifation neuer Straßen den anliegenden Eigentümern 
nad) Maßgabe der Frontlänge ihres Grundjtüdes auferlegt werden. Das 
ift in Berlin und feinen Vororten allgemein geichehen. Die Folge ift, daß 
die Baulojten der Häufer an fanalifierten Straßen ſich weſentlich verteuern, 
und daß die Verzinfung diefer Mehrkoften ſamt den ftändigen Abgaben 
für den Betrieb der gejchaffenen Einrichtungen hier wie immer in ähn- 
lichen Fällen auf die Mieter abgewälzt werden und jie dauernd belaiten. 

Diefe Erhöhung der Baufoften wirkt natürlih dahin, daß die Etagen: 
häuſer, bei denen ji die Koſten auf die Stodwerfe verteilen, bevorzugt 
werden, die überdies dur die Beitimmung begünitigt ſind, daß die Kojten- 
anteile der Anlage von Straßen, Kanalijation, Gasleitung u. ſ. w. nicht 
nad der Höhe, jondern allein nad der Frontlänge umgelegt werden. 

Dagegen bedingen aud) die hohen Miethäufer höhere Koſten der Anlagen, 
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einmal ſchon dadurh, daß jie ohme Kanalifation und Wafjerleitung über: 
haupt faum denkbar find, und dann auch dadurh, daß fie mit Rüdficht 
auf die Rohrleitungen und den ftärferen Verkehr in den dichtbewohnten 
Strafen ein weit dauerhafteres, aljo foftipieligeres Pilafter erfordern, als 
es bei ausſchließlichem Kleinbau nötig wäre, So befteht zwifchen der ſog. 
Mietkaſerne und den Kojten für Kanalifation, Gas und Wafjerleitung und 
Straßenpflafter WMWechielbeziehung: Das große Miethaus bedingt höhere 
Straßenfoften, die höheren Koſten wiederum erfordern einen ftärferen Koſten— 
träger als das fleine Eigentümerwohnhaus. 

Auf die Frage des Zufammenhangs zwischen Bodenpreis und Bau- 
ordnung werden wir im VIII. Abjchnitt zurüdfommen. 


VI. Hypothekenweſen, Feuerverſicherung und der 
Baufapitalmarkt. 


Schon fehr früh Hatte fi in den mittelalterlihen Städten die Sitte 
herausgebilvet, die Pfand- und Kaufverträge in ein Buch einzutragen, das 
fog. Stadtbud oder Friedebuch. In Magdeburg beitand ein foldhes 
fhon 1215 und da die märfifhen Städte magdeburgifhes Stadtrecht 
hatten, wurde die Einrihtung auf Berlin übertragen. Mit ver Zeit 
wurden jedoch die rein chronologisch gemachten Eintragungen in das Stadt- 
buh unüberfihtlid. Da wurde 1693 die Einrichtung eines Erb- und 
Lagerbuchs für Berlin befohlen, um in das Hypothefenwefen Drbnung 
zu bringen und vielfach vorgefommene betrügerifche Überbeleihungen zu ver- 
hüten. Im diefes Buch wurden die Grundftüde nad ihrer Lage ein- 
getragen und bei jedem die Verſchuldung ſowie der Beſitzwechſel verzeichnet. 
Die Nechtsgültigfeit von Prandfegung und Kauf hing von der Eintragung 
ab; der Grundbuchführer haftete mit feinem Vermögen für die Nichtigkeit. 
Die nad diefen Grundfägen 1722 ausgearbeitete Hypothefenordnung wurde 
auf alle Städte ausgedehnt. 1783 bradte die „Allgemeine Hypothefen- 
ordnung“ und 1794 das Allgemeine Landredt nur wenige Abänderungen. 
Die allgemeinen PBrincipien des alten Grundbudrehts, die Publizität, 
Specialität und Xegalität des Grundbuhs find aud von den neueren 
Änderungen des Grundbuch- und Hypothefenreht3 unberührt geblieben. 

Eine zweite für das Bau: und Wohnungsweſen wichtige Inſtitution 
war die Schaffung der ftädtifhen Feuerfocietät. Schon 1685 
hatte der Große Kurfürft eine ſtädtiſche Feuerkaſſe nah dem Muſter der 
1677 errichteten Hamburger Feuerjoctetät zu gründen verfudt. Exit feinem 
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Nachfolger jedoch gelang es 1711, die Berliner Feuerfocietät ins Leben zu 
rufen. 1718 befam ſie eine feite Organifation und ein ausführliches 
Reglement, das erit 1794 dur ein anderes mit einigen Abänderungen 
noch heute gültiges Reglement erjegt wurde, Wie bei der Hypotheken— 
ordnung, jo find auch hier die eigentlichen Principien: Berficherungszwang 
für alle Brivathäufer, Werttarierung durch Baufachverftändige, fein Prämien-, 
fondern Umlageverfahren, von Anfang an diefelben geblieben. 

Für den Kauf und die Beleihung von Häufern war die Feuertare von 
befonderer Bebeutung. Sie diente in der Folge bei der Bemefjung der 
Kaufpreife fomie der Höhe der Hypothelen als zuverläffige Grundlage. Erſt 
der neuejten Zeit mit ıhrem Baufpefulantentum blieb es vorbehalten , Dieje 
Grundlagen zu erjchüttern. 

Der Hypothelarfredit begann, jobald die gefeglihen Grundlagen 
gefchaften waren, ſich zu entwideln. Schon 1713 nehmen viele Bauherren 
fremde Kapitalien beim Bau ihrer Häufer in Anfprud. Es waren aud) 
Hypothefen ftarf angeboten, da fie damals die einzige fichere Kapitalanlage 
boten, und der Zinsfuß war daher relativ niedrig (4—5 "/o). Trotzdem 
war die Verfchuldung des ſtädtiſchen Grundbefites im allgemeinen nod 
gering, wohl mit infolge der ftaatlihen Bauprämien. Es war aud) nicht 
üblich, mehr als die Hälfte des Kaufpreifes ala Reitfaufgeld hypothekariſch 
eintragen zu lafjen, wie man aus Zeitungsannoncen aus dem lebten Jahr- 
zehnt des Jahrhunderts entnehmen fann. 

Dagegen war, wie ich einer handfchriftlichen Tabelle entnehme, im Anfang 
des 19. Jahrhunderts (1815—20) die hypothefarifche Belaftung der Häufer 
fhon eine fehr allgemeine und im Vergleich zu den Kaufpreijen und ber 
Feuertaxe jehr erheblide. Zwar haben wir es hier wegen der Kriegsjahre 
mit erceptionellen Berhältnifjen zu thun. Die Häuferpreife waren während 
der Kriege offenbar ſtark gefunfen und die Verfhuldung hatte gleichzeitig 
zugenommen. In dem folgenden Yahrfünft (1820—25) erfcheinen Die 
Verhältnifje daher auch ganz mefentlih gebeſſert. Eine Zufammenitellung 
über Kaufpreife, Feuertaren und Sppothefenbelaftung im Friedrichs— 
werder ergiebt für die beiden Jahrfünfte folgende Verhältniszahlen der 
Feuertare und der hypothekariſchen Belaftung zum Preife: 


Feuertaxe Hypotheken 
1815—20 1821—25 1315—20 1821 - 25 
0 f 0 0 0 o 0 
Ale Grundftüde . . » . . 717,7 52,3 79,4 49,1 


Nur die belafteten Grundftüde 75,3 51,0 92,1 51,5 
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Während alfo im erſten Jahrfünft nad den Befreiungsfriegen die Feuertaxe 
über 84 der Kaufpreife ausmadt, und die Hypotheken diejes Verhältnis 
noch erheblich überjteigen, hat fi fünf Jahre jpäter die Yage jo gebeflert, 
daß die Feuertaxe nur "ia des Preifes im Durchſchnitt ausmacht, und daß 
die Hypothefen durchichnittlid ein wenig unter der Teuertare bleiben. Im 
Jahre 1895 betrug die hypothefarifche Belaftung von 159 Grundſtücken 
im Friedrichswerder 790 des „gemeinen Werts“, ! 

Eine gänzlihe Umgeftaltung hat feit den älteren Zeiten das Hypo- 
thekengeſchäft erfahren. Während ehemals die Darleiher durchweg 
Privatleute waren, die ihre Erjparniffe ficher anzulegen wünſchten, und die 
Hypothefen jih alfo auf viele Heine Gläubiger verteilten, treten in neuerer 
Zeit, namentlih jeit den Gründerjahren, die Banfen und großen Geld- 
inftitute immer mehr in den Vordergrund. Zugleih ift es die Bau: 
hypothek, welche jtatt der mit dem Baugeſchäft in feinem Zufammenhang 
ftehenden Hypothef auf alte Häufer einen immer breiteren Raum einnimmt. 
Das Hypothefengefchäft tritt direkt in den Dienft des Baugemwerbes. Unter 
den Hypothefengläubigern der Grundjtüde auf dem Hausvogteiplag gab es 
bis 1870 feine einzige Banf oder fonitige juriftifhe Perfon. Später ver- 
drängen die Hypothefenbanfen, Feuer- und Lebensverſicherungsgeſellſchaften 
und andere großfapitaliftifhen Inſtitute Die Kleinen Geldgeber immer mehr 
aus den eriten Stellen. Im Jahre 1895 gehörten im Friedrichswerder 
nur nod 30 %o der Hypothefen PBrivatperfonen. 

Wichtiger wie für die fchon bebauten Teile der Altſtadt ift diefe Um— 
geftaltung des Hypothefenmarktes für die noh im Ausbau begriffenen Vor— 
jtädte und Wororte. Hier beeinflußt der Umſtand, daß das Darlehens: 
gejchäft überwiegend in den Händen der Hypothefenbanfen liegt, Die 
Wohnverhältniffe in folgender Weife. Es ift äußerjt fchwer, zur Errichtung 
fleinerer Wohnhäufer die erforderlihen Gelder zu erhalten. Denn 
während einerfeits die Hypothekenbanken mit ihren fog. Pfandbriefen die 
fleiniten Kapitalien heranzuholen wiſſen, find fie anderfeits gar nicht geneigt, 
fleine Objekte zu beleihen, weil diefe verhältnismäßig viel mehr Verwaltungs- 
foiten verurfachen als größere. Dazu fommt, daß die meiften Banfen ihre 
feiten Kunden haben, Terrain: und Baufpekulanten von großer Kapitalfraft, 
die fajt ftets in der Lage find, alle bei der Bank verfügbaren Baufapitalien 
zu übernehmen. So fommt es, daß eine relativ Feine Anzahl von Groß: 


’ Dies ift die im allgemeinen aus dem durchſchnittlichen Mietertrage der legten 
zehn Jahre und einem aus Kaufpreifen in der betreffenden Straße gewonnenen 
Kapitalifationsfaftor berechnete Größe, die für Steuerzwede ald Wert eined Grund: 
ſtücks gilt. 
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fpefulanten die eigentlihen Träger der Entwidlung find. Faſt immer find 
eö diefelben, die bald im Süden, bald im Weſten Terrains erwerben und 
parzellieren, und fie entweder auf eigenes Rijifo oder mit Hilfe von Stroh— 
männern mit Miethäufern bejegen. In der Regel baut ein folder Groß: 
fapitalift gleich eine ganze Straße oder einen Häuferblod, und die Banf, 
mit ber er arbeitet, fann unter Umjtänden die Kapitalien einer ganzen 
Pfandbriefjerie auf einmal hier unterbringen. Mit der Großſpekulation 
wird hier zugleih der Bau von großen Miethäufern außerordentlich ge- 
fördert. 

Weiter fommt noch hinzu, daß namentlich feit 1893 infolge der neuen 
Normativbeitimmungen für die Preußiſchen Hypothefenbanfen, melde die 
Einſchätzung der Häufer faſt ganz in die Hand der Banken felbft legen, 
eine übertrieben hohe Bankbeleihung üblich geworden ift!. Dieſe urfprüng- 
lih vielfach bejtrittene Thatfache ift ja neuerdings hinreichend offenbar 
geworben. 

Im Zufammenhang damit fteht die Übertarierung der Gebäude durch 
die privaten Feuerverſicherungsgeſellſchaften. Aud die ftädtifche 
Feuerſocietät war vielfad von der alten foliven Praris abgewichen, indem 
fie den Verſicherern nachgab, die durch Überfhägung ihres Gebäudes den 
Verfaufswert in die Höhe zu fchrauben oder eine höhere hypothefarifche 
Beleihung zu erlangen trachteten. Erſt auf den Vororten bei den reinen 
Spefulationsbauten fam aber Syſtem in die Überverficherung und die ehe- 
mals ficheren Unterlagen für Beleihung und Preisbildung wurden fo hier 
aufs ſchwerſte erfchüttert. 

Das nterefje der Gejellfhaften jteht denen der Verficherungsnehmer 
nicht zu jehr entgegen. Die höheren Prämien und Provifionen loden, und die 
höheren Verfiherungsfummen lafjen fich zur Reklame verwenden und fchreden 
wenig, da die Feuerlöfcheinrichtungen ftetig befjer werden. Dazu fommt die 
große Konkurrenz — in Friedenau allein fonfurrieren 22 Gefellfchaften 
miteinander —, die gegen die Wünfche der Verficherer gefügiger mad. 
Endlich beiteht, ganz abgefehen davon, daß die Feuerverſicherungsgeſell— 
fhaften vielfach felbit große Kapitalten auf Hypothefen ausleihen und daß 
umgefehrt eine Hypothefenbant auch Berficherungsverträge abjchließt, zwischen 
dem Hypothekendarlehnsgeſchäft und den Verfiherungsgefellichaften häufig 
eine jo enge Verbindung, daß in vielen Baugeldverträgen feitens des Geld» 
geber3 die PVerfiherung bei einer ganz bejtimmten Aftiengejellichaft ver- 


I Val. P. Voigt, Hypothefenbanten und Beleihungsgrenze. Berlin 1399. 
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langt wird, und nicht felten aud die Mindeſtſumme der Verfiherung vorher 
feitgejtellt wird. 

Diefe Verhältniffe des Geldmarftes wirken zufammen, um den 
fpefulativen Großbetrieb im Baugefhäft und damit das fpecifiihe Objekt 
diefes Großbetriebes, das Maſſenmiethaus zu fördern. Zugleich wird Damit 
aber beitätigt, was ich fchon oben, gelegentlih der Bauordnung bemerfte. 
Die fog. Mietlaferne ift fein Produkt einer verfehlten Bauordnung, wie 
P. Noigt meint, fondern umgekehrt, recht geichichtsmaterialiftiih, hat die 
Notwendigkeit des Großbetriebes im Baugeſchäft, ſich einerſeits die erforder- 
lie Kreditorganifation, anderfeit3 diejenige Bauordnung geſchaffen, melde 
allein ihren Sweden entiprad. Der Bau fleiner Häufer zum Allein- 
bewohnen für den Mittelftand ift feine dem Großbetrieb adäquate Aufgabe. 
Diejenigen, welche diefen Bau befürworten, denken ſich ihn aud regelmäßig 
nach der alten Art, mit dem zufünftigen Befiger und Bewohner felbft als 
Bauherrn, von Heinen oder mittleren Bauhandmwerfern ausgeführt, höchitens 
von einer Baugenoffenfchaft, die aber auh in dem Rahmen des Klein- 
betriebes bleibt. 

Es ift daher ein gefährlicher Jrrtum, zu glauben, man fönne durd 
eine bloße Anderung der Bauordnung den Bau Heiner Wohnhäufer erzwingen. 
Mürde man es verfuden, fo wäre eine Wohnungsnot die unausbleibliche 
Folge. Dem Kleinbau fehlt eben noch jene fapitaliftifhe Organifation, die 
den Großbau fo leiftungsfähig macht, die ıhn befähigt, wie wir gefehen haben, 
in fünf Jahren in Berlin und feiner Umgebung 3635000 Menſchen unter: 
zubringen. Die ftaatlihe Baupolitit der preußifchen Könige des 18. Jahr: 
hunderts hatte denfelben Grund. Dem damaligen Heinen Baugewerbe und 
der privaten Initiative wäre es einfach unmöglich geweſen, die damals 
anjtrömende Flut von Einmwanderern unterzubringen ; daher das Einfpringen 
der Staatsfafje, die damals die Rolle der modernen Hypothefenbanf und 
Sroßfapitaliften übernahm. Heute liegen die Verhältniffe jo, daß wohl der 
fapitaliftifche Großbetrieb im Baugewerbe vereint mit den Bodenfpefulanten 
und den Hppothefenbanfen durch die Mietfaferne das großjtädtiihe Wohn— 
bedürfnis prompt genug zu befriedigen vermag, der Kleinbetrieb mit felbit- 
bauendem Bauherrn und erjparten Kapitälchen und die Baugenofienichaft 
mit ebenfo mühjam zufammengebradjtem Kapital dazu aber nicht imftande 
ift. Daran ändert feine Bauordnung etwas. Grit wenn es möglich 
geworden tft, auch dem Kleinbau eine ebenfo kräftige Kreditorganifation zur 
Seite zu ftellen und ebenfo reichliches Kapital zuzuführen wie dem Großbau, 
fönnte daran gedacht werden, den Kleinbau jyitematiih zu fördern und 
eventuell durch Bauordnungen zu erzwingen. Damit foll nicht gejagt fein, 


Die Bodenbefigverhältniffe, da8 Bau- und Wohnungsweſen in Berlin ꝛc. 187 


daß nicht heute fchon beitimmte Gebiete dem Kleinbau referviert werden 
fönnen und follen. Ohne diefes würde er nämlich durch die erbrüdende 
Konkurrenz des großen Miethaufes überhaupt unmöglich gemadıt. 

Zur Beleuhtung der thatfählichen Verhältnifje auf dem Hypothefen- 
marfte jeien nun hier nad handichriftlihdem Materiale Zahlen über die 
hypothekariſche Belajtung der Grundjtüde in den einzelnen Stadtteilen, 
ſowie über den Anteil von Geldinftituten und Privatperfonen an der Be- 


leihung gegeben: 











Belaftung |- 
in %o 

des gem. 

erts 
Alt⸗Berlin. 70,1 
Alt-Köln ; 128,7 
ae 79,0 
orotbeenitadtt . - 67,0 

Friedrichs⸗ und Dorotheen- 

MobE .. 2: = 0% 714 





Innere Stadt 


NeusKöln . 10 2,8 
Louiſenſtadt biesfeits des 

Kanals . . 290 73,1 
Louiſenſtadt jenfeits des 

Kanals 69 78,2 
Stralauer Biertel . . - 154 78,5 
Königs Biertel . . . - 40 12,1 
Spandauer Biertel . . - 21 80,0 
Friedrich Wilhelmäftadt . 22 66,7 
Roientbaler Vorftadt . . 98 88,1] 
Dranienburger Vorftadt . 79 713,6 
Wedding u. Gefundbrunnen 9 79,8 
Moabit . - .» - 2 2. 95 3,4 
Tiergarten . . — 21 80,5 
Untere Friedrichs. Borftadt 42 58,6 
Schöneberger Vorftabt . 57 78,8 
Tempelhofer Boritabt . . 67 74,5 


Außere Stadtteile. 
Ganz Berlin . 











Von den. den Hypothefen gehörten. 





Geldinſtituten 
Hypotheten⸗ Privaten 
banten | fonftigen | 
0/9, 0, 0, 
61,5 8,9 29,6 
27,5 6,6 65,9 
38,0 31,5 30,5 
59,4 20, 1 20,5 
44,9 | 25,3 29,9 





72,5 | 47,6 239,7 29,7 





60,2 24,0 15,3 
31,1 22,6 39,7 
30,1 38,0 319 
40,9 25,9 33.2 
20,7 31,6 47,7 
+1,5 14,5 44,0 
27,9 26,6 45,5 
41 ı 9334 26,5 
64,0 15,4 20,6 
67,4 20,1 12,5 
533 23,5 232 
51,1 5 39.4 
23,1 21,5 39,6 
11,1 28,0 60,9 
45,5 13,3 10,7 
39,5 23,6 6,0 
4,1 23,1 32,8 


Die durdfchnittlihe Belaftung der angeführten 1576 Grundſtücke 
beträgt aljo 73,3%o, und von der Gefamtbelaftung entfallen 67,2% auf 


Geldinititute, 32,8 %0 auf Private. In der 


inneren Stadt ijt die durch— 


ſchnittliche Belaftung etwas niedriger al3 in den äußeren und neueren 
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Stadtteilen. Auffallend iſt, daß in den äußeren Stadtteilen durchſchnittlich 
das private Kapital jtärfer an den Hypotheken beteiligt iſt wie in ber 
inneren Stadt. Es überwiegt bejonders in der unteren ‚Friedrichs: Vorftadt 
und im Schöneberger Viertel; aber aud im Königs: und Spandauer 
Viertel fowie in der Friedrih Wilhelmftadnt und ganz befonders in Alt- 
Köln (Breite Straße) tft es ſtark vertreten. Das Bankfapital dagegen 
überwiegt namentlih im Wedding und im Gefundbrunnen, ferner in Neu: 
Köln, in der Dorotheenftadt, der Oranienburger Vorjtadt, in Moabit, der 
Nofenthaler Vorſtadt, in Alt-Berlin und in der Dorotheenftadbt. Cine 
erfennbare Gejegmäßigfeit ergiebt fih alfo aus diefen Zahlen nicht, mas 
wohl zum Teil in der Unvolljtändigfeit derfelben feinen Grund hat. Cs 
find nur belajtete Grundftüde ausgewählt. Die Zahl der unbelafteten in 
jedem Stadtteil war leider nicht feſtzuſtellen. Klareren Einblid in Die 
Unterſchiede der hypothekariſchen Verhältniſſe hätte man vielleicht erhalten, 
wenn man das Material nicht nad den Hiftorifchen Stadtteilen, jondern 
nad der Bauzeit und jonftigem Charakter der Straßen geordnet hätte. 

Dieje Methode hat P. Voigt in Charlottenburg angewendet, wo 
er allerdings nur fünf Straßen, nämlid die Berliner und Chriftftrage als 
ältere Straßen, die Carmer:, Kant: und Wormferftraße ald neuere Straßen 
behandelt. Darnach ergiebt fih, daß in den älteren Straßen die 
durchſchnittliche Belaſtung der unterfuchten belajteten Grundftüde 74° o des 
gemeinen Werts beträgt, in den neueren dagegen 95°. Die Belaftung 
der legteren iſt ſofort nad der Bebauung erfolgt, während fie in den 
älteren Straßen zum Teil erjt jpäter entjtanden ift. Es hängt dies damit 
zufammen, daß der nominelle Befiter des Haufes in vielen Fällen nur der 
fog. Strohmann eines Hypothefengläubigers iſt. Diefer übt thatſächlich 
das Cigentumsreht aus; denn er fann durd Kündigung feiner den vollen 
Wert des Objektes betragenden Hypothef den nominellen Eigentümer jeder- 
Zeit depojjedieren. Manchmal aud hat der wirkliche Eigentümer fein Grund: 
ftüf fo hoch belaftet, um auf diefe Art fein Geld mieder für neue 
CSpefulationen frei zu befommen und vielleicht dabei fogar jhon einen Teil 
des zufünftigen Wertzuwachſes zu realifieren. 

Noch deutlicher wird der Unterfchied zwifchen den älteren und neueren 
Straßen, wenn man die Hypothefen nach Rangklaſſen unterfcheidet. Es 


entfielen nämlich auf 


3. u. folgende 
1. Hypothek 2. Hypothek — 


Hypotheken 
0, 0% 0/5 
in den älteren Straßen . . . 60,5 20,3 19,2 
in den neueren Straßen . . 78,5 14,4 7,1 
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und es betrugen in Prozent des gemeinen Werts die 
3. u. folgende 


1. Hypothek 2. Hypothek Hnpothefen 
09 0, 1773 
in den älteren Strafen . . . 44,7 15,0 14,2 
in den neueren Straßen. . . 75,1 13,8 6,7 


Die eriten Hypothefen find meijtens Banfhypothefen. Sie betrugen 
alfo in den älteren Straßen nicht einmal ®'20, in den neueren dagegen über 
8/4 des gemeinen Werts, in der Garmerftraße fogar fajt *10 desfelben. 
Von den 36 erften Hypothefen in den drei neueiten Straßen bewegten ſich 
13 zwiſchen 75 und 90 °%o, 5 fogar zmifchen 90 und 100,2 %o des gemeinen 
Werts. Dies waren die Thatfahen, die P. Voigt feiner Zeit auf die, 
übrigens ſchon vorher beobachtete Überfchreitung der Beleihungsgrenze dur 
die Hypothefenbanfen aufmerffam machten und zu feiner fchon genannten 
Brojhüre veranlaßten, in der fich noch weiteres Material zur Frage der 
Überbeleihung findet. 

Die durhfchnittlihe Verzinfung aller Hypothefen in den in Betracht 
gezogenen Charlottenburger Straßen betrug 4,30. Daraus berechnet fich 
ein jährlicher Zinsbetrag von 606 606 Mark, dem ald Nutungswert der 
belafteten Grundftüde nur 668 225 Marf gegenüberftanden. Nehmen wir 
aud an, daß der Mietertrag höher ald der berechnete Gebäudefteuernugungs: 
wert ift, jo ift doch ficher, daß die Öypothefenverzinfung den weitaus größten 
Teil des Mietertrages (etwa desſelben) verzehrt. 


Auch für die Villenkolonie Grunewald ift eine hohe hypothefarifche 
Belaftung in Verbindung mit einer fchwindelhaft hohen Feuertaxe bei den 
auf Spekulation gebauten Mietvillen nachzuweiſen. 

Non 41, etwa dem fünften Teile aller Ende 1397 bebauten Grund- 
ftüdfe waren 11 fchuldenfrei. Die 30 belafteten trugen Hypothefen von 
durdichnittlih 66,3% des gemeinen Wertes. In den Straßen jedoch, in 
denen die Mietvillen überwiegen, ift die Belaftung erheblich höher. In 
fünf Fällen betrug die Belaftung 75,5 —83 %o, in einem weiteren alle 99,6 
und in einem fogar 116 0 des gemeinen Wertes. Die fchuldenfreien Grund- 
ftüde dagegen waren durchweg folche, die vom Befiger allein bewohnt wurden. 

An der Beleihung waren Geldinftitute und fonjtige juriſtiſche Perfonen 
mit nur 39/0 der Summe beteiligt, darunter die Kurfürftendammaefellichaft 
mit 11 %o, Hypothefenbanfen mit ebenfoviel, während 610 auf Privat: 
perfonen entfielen. Dieſes Verhältnis dürfte auch für die Villenviertel der 
Stadt im allgemeinen zutreffen. Die Hypothefenbanten dienen vorwiegend 
dem fpefulativen Großbetriebe der Miethausunternehmungen. 
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VIII. Die Breisverhältnifje des Bodens, der Häuſer 
und der Wohnungen. 


Die älteften uns überlieferten Häuferpreife verdanfen wir dem fchon 
erwähnten Schoßfatafter aus der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts. 
Darnach bewegen fi die Werte der Häufer und fog. Buden zwifchen etwa 
2100 und 24 heutigen Thalern. Der Gefamtwert der „sFeuerftellen“ wird 
in Berlin für 1572 auf 84666 Schod Grofhen — 211 665 damaligen 
Thalern oder 1016000 Mark angegeben. Auf jedes der 883 Häufer 
und Buden entfiel fomit 96 Schod Grofchen oder 1140 Marf. In Köln 
war der Gejfamtwert der Häufer nad) der zweiten überlieferten Taxe 
47000 Schod Groſchen — 118 000 damaligen Thalern oder 560 000 Mark. 
Der Durdichnittöwert eines Haufes mar daher bei 386 „Feuerftellen“ 
122 Schod Groſchen oder 1440 Marf. 

Für Köln liegen zwei Taren aus verfchiedenen Zeiten vor — mie 
weit fie auseinander liegen, ift leider unbefannt —, die fehr erhebliche Preis— 
unterfchiede aufmeifen. Um 60 %o ift der Häuferwert inzwifchen in Köln 
geftiegen. Alfo don damals hatte jene Steigerung des 
Wertes begonnen, welche ebenjo gefegmäßig und unaufhaltfam für den 
Boden zu fein fcheint mie die umgefehrte Bewegung für das Geld. Ein 
Teil der Wertfteigerung der Häufer im alten Köln a. d. Spree mag zwar 
auf Rechnung der befjeren Ausführung der Gebäude zu jegen fein, der 
größere fällt ohne Zweifel dem Boden zu; denn auch der Wert des Ader: 
bodens war in derfelben unbekannten Zeitperiode um 47 %/o geitiegen. 

Aus der Zeit der fürftliden Baupolitif im 17. und 18. Jahrhundert 
it e8 nun außerordentlich fchwer, richtige Bodenmwerte zu gewinnen, da das 
Bauland, wenn nicht geradezu verfchenft, jo dod unter Bedingungen an bie 
Baulujtigen übergeben wurde, die weit von denen abwichen, die im privaten 
Verkehr üblich gemejen fein müſſen. 

Im Friedrichswerder wurde um 1660 vom NKurfürjten Bauland zu 
einem jährlichen Grundzins von drei Silbergrofhen, in der Dorotheenftadt 
1673 ſogar jhon zu einem Grundzins von 1 Silbergroſchen für die 
Uuadratrute an Bauluftige ausgethan. Wollte man den Grundzins ala 
Berzinfung des Bodenmwertes betrachten und durch Kapitalifation zum damals 
üblihen Zinsfuß von 6%/0 daraus den Bodenwert berechnen, fo würde man 
in der Dorotheenftabt auf einen Thaler, im Friedrichswerder auf zwei 
Thaler für die Quadratrute fommen. Die Grundzinfe im Friedrichswerder 
bewegen ſich meiftens zwifchen zwei und acht Thalern für ein Hausgrund⸗ 
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ftüd, was einer Fläche von 16—24 Quadratruten entfprechen würde. Ein 
Haus, deſſen Grundzins zwei Thaler betrug, wurde nun für 700 Thaler 
verfauft, ein anderes, das 8!ı Thaler Grundzins zahlte, erlangte einen 
Preis von 3300 Thalern. Die Verzinfung diefer Kapitalien würde nad) 
damaligem Maßſtab 42 bezw. 198 Thaler betragen haben. Darnach hätte 
aljo damals der Bodenwert nur !aı bezw. Yes des ganzen Hauswertes 
ausgemadt. Nehmen wir aber felbjt an, daß der wahre Bodenwert doppelt 
fo hoch als der aus dem Grundzins berechnete geweſen fei, fo würde der 
Bodenmwert immer noch nit 10 %o des Hauswertes ausmadıen. 

Im Jahre 1729 feste der König bei einer Erpropriation den Preis 
einer Quadratrute Landes inmitten der Friedrichsſtadt auf 6 gute Grofchen 
feft, wofür der Befiger allerdings vorher das fünffache, fpäter das dreifache 
gefordert hatte, 

Der Aderwert hatte im Jahre 1691, nach einem Kauf zu urteilen, nur 
16 Pfennige die Quadratrute betragen. 

An Wohnungs bezw. Hausmieten wurden und aus dem Ende bes 
17. Jahrhunderts nur die der Prediger mitgeteilt; fie betrugen darnach 
20 Thaler in der Vorftadt, 60 Thaler im Friedrichswerder. 

Über die Gebäubepreife, berechnet nach den Herftellungstoften , erhalten 
wir fehr genaue Auskunft aus der Baus-Tara von 1755. Die Baufojten 
eines vierftödigen mafjiven Wohnhaufes von 48 Fuß Frontlänge und 
36 Fuß Tiefe beliefen fi) darnah auf 6000 Thaler, die eines dreiftödigen 
auf 5000 Thaler, eines zweiftödigen 3650 Thaler und die eines einjtödigen 
2400 Thaler, immer bei gleicher Grundflähe. Ein Fachwerkgebäude von 
gleicher Größe ftellt fich bei 1—3 Stodwerfen auf 1200, 1800, 2400 Thaler. 
Mir fommen auf diefe Koften weiter unten zurüd. 

Aus diefen Baufoften errechnet nun P. Voigt, nah einem nicht 
einwandfreien Verfahren die Mieten unter der Annahme, daß dieſe lediglich 
die fünfprozentige Verzinfung der Baufoften darjtellen, und findet dann, 
daß die wirflihen Mieten, über die nur recht unbeftimmte, zur Anftellung 
eines Vergleichs gar nicht hinreichende Angaben vorliegen, ungefähr jenen 
durch Rechnung gefundenen Mieten entfprehen. Darnad hätten die damaligen 
Mietpreife fih um die Mitte des vorigen Jahrhunderts noch unter der durch 
die ntedrigiten Heritellungsfoften der Gebäude gezogenen Grenze bewegt. 
Weder Bodenpreis noch Amortifation des Baufapitald und PEPRURTONEN 
wären in Rechnung geitellt gemejen. 

Aus dem Ende des Jahrhunderts (1785) werden dann noch einige 
weitere Preife von Gebäuden nah den Einſchätzungen der Feuerkaſſe mit- 
geteilt. Der duchfchnittliche Gebäudewert betrug jegt 2860 Thaler, in der 
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Innenjtadt 3538, in den Vorſtädten 1705 Thaler. Als Miete nimmt 
P. Noigt wieder 5—6 0 des Gebäudewertes an, indem er fih auf 
Krünig beruft, nach welchem in den polizeilichen Miettaren gegen Ende 
des 18. Jahrhunderts der Mietzins regelmäßig auf 5°o des Baumertes 
feſtgeſetzt worden fei. Er fchließt nun aus diefen berechneten Mieten mie 
oben, daß bis zum Tode Friedrichs des Großen in Berlin bei MWohnhäufern 
eine wirkliche Grundrentenbildung fo gut wie gar nicht vorhanden gewejen wäre. 
Nur bei Gefchäftslofalen hätte eine Grundrente fih zu bilden begonnen. So 
werden für 1775 vom Mühlendamm Preife von Läden mitgeteilt. Ein Feiner 
Laden foftete 5—800 Thaler, ein mittlerer 1000—1800, große Läden jogar 
4000 Thaler. Läden, die mit Lagerräumen und Wohnung verbunden waren, 
wurden fogar mit bis zu 16000 Thalern fchon damals verkauft. In 
diefen Preifen käme unzweifelhaft eine gewiſſe Grundrente zum Ausdrud. 

Ich kann mid nun der Meinung P. Voigts, daß bei Wohnhäufern 
damals feine Grundrente eriftiert hätte, nicht anſchließen. Seine Berech— 
nungen beruhen auf einer petitio prineipii. Wenn mirflih allgemein ber 
Mietpreis nur eine VBerzinfung der Bauloften darftellte, dann allerdings hätte 
der Eigentümer auf jede Grundrente verzichtet. Dem widerſpricht aber die 
Thatjache, daß ein Bodenwert bejtand. Wäre wirklich feine Grundrente vor: 
handen gemejen, dann hätten unbebaute Grundftüde auch feinen Wert und 
Kaufpreis haben können. Nun wird aber fortwährend von Käufern von 
Bauplägen und dafür bezahlten Preifen berichtet. Die Schenkungen von 
Baugrundftüden ſeitens der Könige in den neu angelegten Stabtteilen 
fonnten die Preife der Grunditüde in der Altſtadt vielleicht drüden, nicht 
aber ganz bejeitigen. Zeitweilig, 3. B. nah dem fiebenjährigen Kriege, 
waren fogar Mieten und infolge deſſen auch Häuferpreife erorbitant hoch, 
wie ausdrüdlich berichtet wird. Aus allem ergiebt fih, daß die Behauptung, 
die Grundrente jet durch die Baupolitif der preußifchen Könige ganz unter» 
drüdt worden, der Begründung entbehrt. Eine derartige Folge wäre aud) 
gar nicht erwünſcht geweien, da fie jede private Bauthätigfeit unmöglich 
gemadt hätte, Falls nicht allgemein die Baugrundjtüde unentgeltlich zur 
Verfügung gejtellt worden wären. Das aber war unmöglid. Zeitweilig 
mögen die Mieten fo niedrig geweſen fein, daß fie nur die Verzinfung des 
Baufapitals darjtellten ; aber offenbar hat Niemand dies für einen dauernden 
Zuſtand gehalten, jonjt hätte man nicht fortgefahren, Grundftüde als Wert: 
objefte zu behandeln. 

Nach Preifen aus dem Ende des 18. und Anfang des 19. Jahrhunderts 
betrug der Bodenwert am Hausvogteipla zwiſchen 3 und 32 Marf 
pro Quadratmeter, im Durchſchnitt der befannten Raufpreife etwa 11 Mark. 
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Der Bodenwert betrug 19—44 0 des Gejamtwerts. Allerdings war der 
Hausvogteiplag ſchon damals der Sig einer regen gewerblidhen und 
geichäftlichen Thätigkeit; doch dienten die Gebäude noch bis meit über die 
Mitte des Jahrhunderts hinaus vorwiegend Wohnzmweden. 

Außerordentlih niedrig waren die Preife der Grundftüfe in den 
Kriegsjahren. In den Jahren 1815—20 noch überftieg nad Angaben aus 
dem Friedrichswerder in zahlreihen Fällen die Feuertaxe den Kaufpreis, fo 
daß man bei medhanifcher Berechnung des Bodenwerts durch Subtraftion 
des Gebäudemwerts (Feuertare) vom Geſamtwerte, auf einen negativen Boden: 
wert fommen würde. Im Durdichnitt betrug damals die FFeuertare etwa 
7890 des Gefamtmwertes, fo daß auf den Grund und Boden nur 12°o 
entfallen würde. In den Jahren 1820--25 dagegen war der Bodenwert 
Schon wieder fo geftiegen, daß er durchſchnittlich im Friedrichswerder etwa 
48 90 des Gefamtmwertes betrug. Ungefähr dasjelbe Verhältnis fcheint auch 
noch in den 40 er und 50er Jahren beftanden zu haben, wo, nad) einigen 
Kaufpreifen zu fchließen, Gebäudewert und Bodenwert ungefähr den Gefamt- 
preis halbierten, obwohl inzwijchen eine bedeutende Wertfteigerung des Bodens 
erfolgt war. 

Am Hausvogteiplaß, auf den wir jetzt ausfchließlih unfere 
Aufmerkſamkeit richten wollen, betrugen die Preiſe des Bodens durchfchnitt- 
ih jet etwa 46 Mark für den Quadratmeter. Die Ausnugung des 
Bodens durch Vermehrung der Stodwerfe der Häufer, Erridtung von 
Hintergebäuden, Ausbreden von Läden u. ſ. w. war eine erheblich große 
geworden, und fchon beeinflußt die gefchäftliche Benugung der Häufer mejent- 
ih ihren Wert. 

Bei Einführung der Gebäudefteuer 1865 hatten die 10 Grundftüde 
bereit3 einen durdfchnittlihen Wert von 250 000 Mark, wovon 56 %o auf 
den Grund und Boden entfielen. Der Preis eines Quadratmeters betrug 
72—430, im Durchſchnitt 136 Marf. 

Eine rege Spefulationsthätigfett jest in den 60 er Jahren ein und 
erreiht in den 7Oer Jahren ihren Höhepunft. In den Gründerjahren 
wurden für Grundftüde am Hausvogteiplat Preife bezahlt, die zum Miet- 
erträgnis in gar feinem Verhältnis ftanden und für die erſt die Miet- und 
Ertragfteigerungen in den 80er Jahren ein ficheres Fundament fehufen. Der 
Charakter der Grundftüde ändert ſich jest erheblih: Der Wohnzweck tritt 
noch mehr wie biöher zurüd, der Geichäftszwed dagegen in den Vorder- 
grund; nicht nur die Parterreräume dienen als Läden, Comptoire und 
Lagerräume, auch ſchon der erfte und zweite Stod beginnen fih in Geſchäfts— 
räume zu verwandeln. Die Mieterträge wachen daher bedeutend, jo daß 
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von 18651880 der Gebäubefteuernugungswert und damit der Geſamtwert 
der Grundſtücke fi) verdoppelt, obwohl 1580 ſchon ein Rückſchlag gegen 
1872-75 eingetreten war. Der Bodenwert ftellt ſich jegt auf durdichnitt- 
[ih 348 Mark der Quadratmeter, das Minimum beträgt 168, das Marimum 
740 Mart. Da der Gebäudewert unterdefjen nur wenig gejtiegen iſt, fo 
macht jet der Bodenwert 710 des Geſamtwerts aus. 

Gine vollftändige Umgeftaltung erfuhr der Hausvogteiplag während 
der 80 er und 90 er Jahre, wo die Damenmäntelfonfektion, die, jchon früher 
hier durch einige Firmen vertreten, jest hier ihr Hauptquartier aufichlug. 
Die alten Gebäude, die bisher wenigjtens in ihren oberen Stodwerfen für 
MWohnzwede eingerichtet geweſen waren, wurden fajt ſämtlich niedergeriſſen 
und durch moderne Gefhäftshäufer erſetzt. Nur zwei Gebäude jind aus 
älterer Zeit ftehen geblieben, von denen das eine noch ganz den alten Zu: 
ftand bewahrt hat. Das hat es dadurch zu büfen gehabt, daß jein 
Nutungsmwert von 1865— 1545 von 9700 auf nur 17900 Marf geftiegen 
ift, während ein zweites ähnliches nur etwas größeres Haus, das Die 
PModernifierung mitgemacht hat, im gleihen Zeitraum jeinen Nugungswert 
von 19 500 auf 152 000 Mark erhöht hat. Das glänzendjte finanzielle 
Refultat erzielte mit der Ummandlung ein Grundjtüd, das 1865 einen 
Wert von 400000 Mark gehabt hatte. Es wurde 1843 für 1525 000 Marf 
zum Abbruch verkauft. Sein Mietertrag hatte von 1892 69000 Mart 
betragen, fein Nutzungswert war mit 58 000 Mark fejtgefest worden. Der 
Gebäudewert des nunmehr errichteten Neubaues iſt auf 700 000 Mari 
(Feuertare 760 000 Mark) zu veranfchlagen, jo daß der neue Beſitzer 
2 200 0002 300 000 Mark im ganzen aufgewendet hatte. Die Neu 
einihägung des Nutzungswertes ergab jegt aber 152 000 Mark, jo daf 
das neue Grundftüd auf 3 200 000 Mark eingefhägt werden muß. Der 
Gewinn des Unternehmers dur den Umbau betrug alſo rund eine Million 
Marf. 

Im Jahre 1895 haben die 9 Grundftüde (2 find inzwiſchen ver- 
ichmolzen) einen Geſamtwert von 13,53 Millionen Mark, von denen 77%o 
auf den Grundwert entfallen. Die Gefamtflähe beträgt ungefähr einen 
halben Hektar, aus dem eine jährliche Grundrente von einer halben Million 
fließt. Seit 1865 hat fich der Wert des Bodens um das 7,4 fache erhöht. 
Bei einem der Grundjtüde haben wir von 1790—1895 eine Steigerung 
des Bodenwerts um das 280 fache, von 4,3 Mark auf 1290 Mark für den 
Quadratmeter. Bei einem anderen betrug der Wert 1503 32 Marf, 1895 
1600 Mark, alſo war die Steigerung eine 50 fahe, was ungefähr dem 
Durchſchnitt entfprehen mag. Die auferordentlihen Wertdifferenzen der 
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verjchiedenen Grundjtüde erklären ji aus der verſchiedenen Größe, Geſtalt 
und Lage derjelben. Der Hausvogteiplag ift ſehr unsegelmäßig geftaltet, 
er war eine Baftion der alten Feitungsmauer. Infolge defjen find aud 
die Grundjtüde größtenteils ſehr unregelmäßig gebildet. Natürlih hat ein 
Edgrundftüd mit drei Straßenfronten einen erheblich anderen Wert wie ein 
zwifchen anderen liegendes Grundjtüd mit furzer front. Aber auch die Art 
der Ausnugung des Grundjtüds hat auf den Bodenmwert großen Einfluß, 
wofür ein draftifches Beifpiel ſchon mitgeteilt wurde. 

Die Ummandlung des Hausvogteiplages aus einem Mohnquartier in 
ein reines Gefchäftsquartier, die ſog. Eitybildung, zeigt ſich deutlich in der 
Abnahme der Einwohner an diejem Plate. 1880 waren in 70 Haus— 
baltungen noch 302, 1895 dagegen in 14 Haushaltungen nur 72 Mitglieder 
vorhanden und diefe Zahl wäre noch Kleiner gewejen, wenn nicht zufällig 
ein Penſionat fein Domizil dort aufgefchlagen hätte. 

Die mitgeteilten Grundftüds- und Bodenpreife aus den Gebäudeſteuer— 
Revifionsjahren 1865, 1880 und 1895 beruhen auf Schätungen und 
Rechnungen, deren Nejultate famt einigen Kaufpreifen volljtändig in der 
folgenden Tabelle zufammengeitellt jind. 











— 





Zahl Fiachen⸗Gebaude-Geſamt ·Gebaude · ¶Sedenwert 
der |. jteuer- : wert in 90 
ahr inhalt (Gemeiner pro - 
das Grund» ’ Nugungd-| Wert bezw.| (Feuer- | abfolut | — 
ſtücke IM wert |Kaufpreis)| taxe) gm | werts 





A) Sämtlide Grunditüde: 


1214000 115 | 47 
3410000! 34 | 71 
9890000; 990 | 77 


2 580 000 | 1366 000 
9893 | 239 740 | 4789 000 | 1379 000 
9989 | 604320 | 12 760 000 | 2 870 000 


B) Die Edgrundftüde: 
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1365 5 2646 46 836 1030 0001 609150] 4205501 159 41 
1880 3 2646 | 107150 2144000] 644 000 51500000 | 566 | 70 
1345 3 2646 ] 214160 | 4367 000] 996 00013 371000 | 1270 77 
C) Die Straßengrundftüde: 
1365 7 7860 72072 1550000] 757000] 7930001 100 | 51 
1330 7 7247 | 132590 2645000 | 73500071910 000 | 2683 72 
1395 7 7343 | 390 160 3393 000 | 1574 000 [6 519 000 | 888 | 78 
D) Berfaufte Grunditüder 
Edgrunditüde 
1880 2 1070 46 120 1170000] 254000] 9160001 856 | 78 
1895 1 1576 | 121 270 2790000] 5070002283000 , 1445 | 783 
Straßengrundftüde 
1865 1 627 12 561 250001 156000] 129000 | 205 | 45 





46450 | 1455000] 245000] 1210000 | 514 | 83 
13* 


1830 3 2345 
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Der Bodenwert hatte fi darnach von 1865 bis 1880 verbreifaht und 
in den folgenden 15 Jahren nahezu ebenfalls wieder verdreifacht, im ganzen 
alfo verneunfadt. Der Wert ver Edgrundftüde wäre in den erften 15 Jahren, 
der der übrigen Grundftüde in den legten 15 Jahren am ſtärkſten geitiegen; 
fo wenigſtens nah) Tabelle A, B und C, die auf Schägung Durch die 
Steuerbehörde und Werttaration des Gebäudes dur die Feuerverficherung 
beruhen. Nicht unmwefentlih davon ab weichen die Zahlen der Tabelle D, 
wo ftatt des berechneten Gemeinen Werts wirklich gezahlte Preife eingefegt 
find, Die Wertfteigerung erfcheint bier in beiden Perioden weſentlich 
geringer, ſowohl der Straßengrunditüde von 1865 bis 1880 als auch der 
Edarundftüde von 1880 bis 1895. Dabei ift zu bemerken, daß die Kauf: 
preife nicht genau aus den vorgefegten Jahren herftammen, vielmehr der 
Grundſatz beobachtet worden iſt, dab Kaufpreife aus Jahren, die zwifchen 
den Tarationsjahren (1865, 80, 95) lagen, ald im darauf folgenden 
Tarationsjahre noch gültig angenommen wurden, wenn jte die Tarations- 
fumme erreichten oder überfchritten. So find Preife, die für 1880 als 
Werte angenommen find, teilmeife ſchon 1872 bezahlt worden. Daraus 
möge man den Grad der Zuverläffigkeit der Angaben ermefjen. Es jtedt 
ein ziemliches Stüd Willfür in ihnen. Auf die Berehnungen der legten 
drei Spalten fomme ih noch unten zurüd. 

Ganz ander als in den Gejhäftsvierteln Berlins entwidelt fih die 
Grundrente in den Arbeitervierteln. Als Beispiel fei hier die Rübbener 
Straße aus der Gegend am Görliger Bahnhof genauer betrachtet. 

Sie wurde 1872—77 erbaut; die meijten Grundftüde der unterfuchten 
Straßenfeite wurden ſchon in den Nahren 1872 und 73 bebaut. Die 
Straße verdankt alfo der Spefulationsperiode der Gründerjahre ihre Ent- 
ftehung und wurde von vornherein als Arbeiterwohnſtraße nad einheitlichem 
Plane angelegt. Die Baupläge wurden möglichſt gleichmäßig ausgemeflen. 
Ihre Größe ſchwankt zwischen 490 und 530 qm. Aud der Gebäudemert 
weift nur geringe Differenzen auf; die Feuertaren find ziemlich gleich, nur 
die aus den Jahren 1875—77 find, wie allgemein in Berlin, verhältnis- 
mäßig hoch. Der Charakter der Häufer ift der typiiche der Arbeitermiet- 
faferne: Große, fahle Fronten, Seitenflügel nad) hinten, Gejchäftsteller, nur 
hier und da fleine Läden, oft erſt ſpäter herausgebrochen. Fabrikhintergebäude 
find nicht vorhanden. 

Die Straße hat ſich nicht nad Erwarten der Gründer entwidelt. Mit 
hohen Mietpreifen wurde begonnen, in wenigen Jahren gingen fie um 
20—30°o zurüd. Nur in einem Haufe, in dem einige neue Zäden aus- 
gebrohen wurden, ift der Mietertrag 1892 höher als der von 1875, ſonſt 
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ift er überall geringer, teilmeife um 15—25°o. Der Gebäubefteuer- 
Nugungswert ift im Durchſchnitt der 16 unterfuchten Grundftüde von 
1880 bis 1895 faft genau derjelbe geblieben, was aber nur den beiden 
Edorundftüden und den angelegten Läden zu danfen ift. Bei 10 Grund: 
ftüden ift er gefallen, bei einem blieb er unverändert. Die Wohnungs: 
mieten find alfo, obwohl fie in den 80er Jahren mieder beträchtlich 
ftiegen, doch in den 90er Jahren noch hinter denen der Gründerjahre 
zurüdblieben. | 

Ein häufiger Befigmwechfel war die Folge der ſchwankenden Mieterträge. 
Seit 1873 haben die 16 Häufer zufammen 67 mal den Beſitzer gemechfelt, 
6 Grundftüde find unter den Hammer gefommen, eine? wurde zweimal 
fubhaftiert und fiebenmal freihändig verkauft. 

Für die Wertberehnung wurde 1880, fomeit nicht direkt brauchbare 
Kaufpreife vorlagen, der Nutungswert mit 16 multipliziert, ein Faktor, 
der ſich durch Vergleich der Kaufpreife mit den Mieterträgen ergab (offizielles 
Verfahren). Die Feuertare von 1873 wurde mit Nüdfiht auf den Beit- 
ablauf und wegen der üblichen Überfhägung um 10 %o, die von 1875—77 
um 15%0 gekürzt. Für 1895 wurde durchweg der „gemeine Wert“ der 
Einfhägungsfommiffion als Gefamtwert des Grundftüdes angenommen, 
Er ift durch Multiplikation mit 18 aus dem Nutzungswert berechnet, indem 
mit Rüdficht auf den gejunfenen Hypothefenzinsfuß der Kapitalifierungsfaftor 
erhöht wurde. Als Häuferwert wurde die um 20 —25 %/o gekürzte Feuertare 
betrachtet. Durch Subtraftion des Häuferwert3 vom Gejamtwert ergab fich 
dann der Bodenmert. 

Nach diefer Methode ift folgende Tabelle berechnet, und es ift über- 
haupt die Methode, welhe P. Boigt bei Berechnung des Bodenwerts 
bebauter Grundftüde angewendet hat, jo auch in der Tabelle für einige 
Eharlottenburger Straßen (Grundrente und Mohnungsfrage S. 211). 

(Tabelle nächſte Seite.) 

Hiernad wäre troß des gleichgebliebenen, teilweife gefunfenen Nutungs- 
werte der Bodenmwert im Durchſchnitt um 82 %0 geitiegen, der der Cd» 
grundjtüde fogar um ca. 110%. Der Grund diefer — allerdings nur 
errehneten — Bodenwertfteigerung würde einerfeitd in dem erwähnten 
Fallen des Hypothefenzinsfußes, anderfeit3 in dem Fallen des Gebäudewerts 
infolge der Abnugung zu juchen jein. 

Da die Methode, den Bodenwert aus dem Gejamtwert und dem fog. 
Gebäudewert durch Subtraftion zu berechnen, nicht nur hier und bei allen 
übrigen gleichartigen Tabellen von P. Voigt, fondern auch vorher von 
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| RR Bodenwert 
Zahl [Ftäden-| Gebäude-| Ge Ge⸗ — 
der ſteuer— in 86 
Jahr inhalt ſamt⸗ bäude- ro 
Jah Grund: 5 Nugungs: abiolut ii bes &e 
itüde qm wert wert wert | werte 


A) Sämtlide Grundftüde: 
1880 16 7694 124 250 ] 1989000 115580001 431000 ! 56 22 
1845 16 17694 124 200 | 2 176.000 | 1392 000 | 754000 ı 102 | 36 
B) Edarundftüde: 


| N27 20 710 332000 | 242000] 90000 | 108 27 
24 400 402000 | 215000 | 187000 | 226 47 


1880 
1895 


to t 





C) Straßengrundſtücke: 
1880 14 6 "67 103 540 1657 000 1316 000 341 000 50 ı 21 
1845 14 6867 99 00 | 1774000 11177000] 597000 87 34 
anderen Autoren! angewandt wurde und vorausſichtlich noch weiter an— 
gewandt werben wird, jo fei e8 mir geitattet, hier an ihr eine, leider etwas 
verfpätete Kritif zu üben. 

Die Methode geht von der Porausfegung aus, daß Gebäude und 
Boden, obwohl fie ein untrennbares Ganzes bilden und niemals der Boden 
ohne das Gebäude oder das Gebäude ohne den Boden verfauft werden 
fann, aljo Gebäude und Boden niemals einen gefonderten Preis haben, 
ſich doch für jedes von Beiden ein befonderer Wert berechnen laſſe. Der 
Wert des Gebäudes nämlich jet im Feuerkaſſenwert — vorausgefegt natür- 
lich, daß diefer richtig berechnet ift — gegeben und der Bodenmwert ergebe 
fih alfo als Differenz zwifchen dem Gejamtwert des Hausgrundftüds und 
dem Feuerkaſſenwert. Der Feuerkaſſenwert aber wird gefunden, indem man 
von den urfprünglichen Baufoften des Gebäudes eine mit dem Alter des 
Haufes fteigende Quote, nämlih "2 bis 190 der Baufoften für jeves Jahr 
abichreibt. 

Dagegen ift eritens zu erwidern, daß der fog. Feuerkaſſenwert einen 
Wert des Gebäudes im eigentlihen Sinne gar nicht darjtellen will und 
fann. Die Feuertare will nur einen Maßftab abgeben für die Entihädigung 
des Eigentümers im Falle eines Brandes des Gebäudes. Beim neuen 
Gebäude fol fie mit dem Koſtenpreiſe übereinitimmen, bei älteren wird 
angenommen, daß der Beſitzer einen Teil des Koitenpreifes durch jährliche 
N Ihon abgejchrieben habe. Durch niedrigere Einſchätzung älterer 


' 3. 3. von F. Trefjer, Die Grundpreife der Stadt Bern. Basel 1894, val. 
Soc. Praris V 674. 
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Gebäude fol überdies die fog. Verficherungsbrandftiftung verhindert werben. 
Allerdings fpielt auch beim Verkauf von Hausgrundftüden der Gebäudemwert 
injofern eine Rolle, ald auch hier bei älteren Gebäuden ein mit dem Alter 
des Gebäudes fteigender Abzug vom aus dem Nutungswert berechneten 
Preife gemacht zu werden pflegt, da der Wert natürlihd um fo geringer ift, 
je früher ein Neubau fi) notwendig machen würde. Bei diefer Berechnung 
werben ebenfalla die Neubaufoiten des Gebäudes zugrunde gelegt. Eine 
Eonderung von Gebäudewert und Bodenmwert iſt dabei aber fo wenig mie - 
bei der Feuerverſicherung beabftchtigt. 

Die Feuertaxe ift übrigens für den vorliegenden Zweck jedenfalls 
richtiger als der durch Abfchreibung von den SHerftellungsfoften berechnete 
Wert, fofern jene fi mwenigjtend an die Gegenwart und nicht an die Ver- 
gangenheit hält. Nirgends tritt die Nichtigkeit des Satzes, daß nicht die 
Produktionskoſten, fondern die Reproduktionskoſten für den Wert entfcheidend 
find, deutlicher hervor wie bei Gebäuden. Haben, wie es thatſächlich der 
Fall ift, die Baufojten im Laufe der Zeiten zugenommen, fo participieren 
an der dadurch bedingten MWerterhöhung der Gebäude aud die alten, ehe: 
mals mit niedrigeren Koſten erjtellten. So finden wir in den alten Stadt— 
teilen Gebäude, die noch aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts jtammen 
und ganz dem der Bautare von 1755 beigegebenen Mufter entjprechen (fo 
ein Haus Kreuzjtraße 2), und diefe zum Teil gut fonjervierten Häufer 
haben heute einen Feuerkaſſenwert höher ald die vor 150 Jahren auf: 
gemwendeten Baufoften, während fie nad der Abichreibungsmethode längſt den 
Mert Null hätten haben müſſen. 

Hat fomit die Berechnung des Gebäudemwerts an fi ſchon mancherlei 
Schwierigfeiten, fo iſt es doppelt bedenklich, diefen berechneten oder geſchätzten 
Mert weiter zur Ermittelung des Bodenmwerts aus dem Gefamtwert zu ver- 
wenden, 

Daß eine derartige Sonderung des Gefamtwertö in Gebäude- und 
Bodenwert thatfählih undurchführbar iſt!, zeigt ſich am beiten an einzelnen 
befonderen Fällen. Angenommen 3. B., das ganze Hausgrundftüd falle im 
Wert infolge irgend welcher Konjunktur. Behält jest, unabhängig von der 
Anderung des Gefamtwerts, das Gebäude feinen allein durch Baufojten und 
Altersabnugung beitimmten Wert, jo fann es vorfommen, dat der Gejamt- 
wert des Baugrunditüds unter den berechneten Gebäudemwert fällt”, mas 
offenbar abfurd iſt. Aber auch bei jteigenden oder fonjtanten Werten der 
Hausgrundftüde ergeben fi unter Umftände abjurde Refultatee So würde 


! Sleiher Anfiht iſt Baumert „Örenzboten” vom 2. Mai 1901 ©. 204. 
2 Bal. Trefzer a. a. O. ſowie oben S. 19, 2. Abi. 


200 Andreas Voigt. 


unter ſonſt ungeänderten Verhältniffen der Boden eines bebauten Grund- 
ftüdes lediglich deshalb an Wert jtetig zunehmen, weil das Gebäude, das er 
trägt, mit den Jahren an Wert abnimmt, während ein benadhbartes unbebautes 
Grundſtück konſtanten Wert behielte. Kurz, der auf folde Art gefonderte 
Bodenwert ift eine Fiktion, die unter Umſtänden direft mit den Thatſachen 
in Konflikt fommt, und ift daher unbedingt zu verwerfen. einen Boden: 
wert finden mir eben nur bei unbebautem Boden, und hier wird er bejtimmt 
dur die Möglichkeit der Bebauung, d. 5. durch die Rentabilität des zu 
bauenden Haufes; denn dieſes erſt it es, das dem Boden feinen fpecififchen 
Wert ald Baugrundftüd verleiht. 

Will man daher bei einem ſchon bebauten Grundftüd von deſſen 
Bodenmwert fprechen, fo kann darunter nur gemeint fein, welchen Preis man 
für ihn würde zahlen fönnen, wenn er nicht bebaut wäre. Diejer Preis 
aber läßt fih aus der Wentabilität des Grundjtüds bei möglichſt 
günftiger Bebauung ableiten, indem man die fo erzielbare Rente Fapita- 
lifiert und von dem fo erhaltenen Gefamtwerte nun die Bebauungsfojten 
fubtrahiert. Es wird fih in der Regel dann aber ein anderer Bodenmwert 
ergeben als wenn man von der thatfädhlihen Rente eines bebauten Grund: 
ftüds ausgeht und ftatt der Bebauungsfojten den fog. Gebäudewert in 
Rechnung zieht. Aus der möglichſt günftigen Bebauung — oder mwenigitens 
der Art der Bebauung, die der Käufer eines Grundjtüds für die günftigfte 
hält — wird auch in der Praxis der Bodenmwert beſtimmt. Nur aus 
diefer Berechnungsart erflärt e8 fih, daß der Bodenwert am Hausvogteiplag 
fo außerordentlich jtieg, als fih die Bebauung mit Gefchäftshäufern als die 
günftigite erwies. Nicht die thatfächlihe, gegenwärtige Nente, fondern die 
mögliche zulünftige Rente war für den Kaufpreis maßgebend, als jich für 
die Grundjtüde die neue vorteilhaftere Verwendungsmöglichfeit ergab. Das 
hat auch P. Voigt anerkannt, infofern er bei einem alten Haufe auf jenem 
Plage, das der Befiter aus irgend welden Gründen im alten Zuftande 
ließ, den Gefamtwert und Bodenmwert nicht entfprechend der gegenwärtigen, 
jondern der zufünftigen Rente berechnete, die das Grundſtück bei Ver— 
wendung für ein Gefchäftshaus abwerfen würde. Die Konfequenz hätte 
dann aber au in allen anderen fällen zu einer anderen Berehnungsweije 
des Bodenmwerts führen müfjen. 

Sofern vorausgejegt werden darf, dab wirkliche KHaufpreife, fei es 
von unbebauten, fei es von bebauten Grundftüden, einer folden Rentabilitäts- 
vehnung ungefähr entfprechen, kann bei ausfchließlicher Verwertung folder 
die ftatijtifche Methode wohl am Plate fein. Will man aber Bodenmerte 
berechnen, fo ift dies nur für einzelne, forgfältig ausgewählte typifche 
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Fülle möglih und zwar muß es dann gejchehen nad der angegebenen 
Methode von feiten bejonderer Sachverſtändiger, die nicht nur das Baus 
weſen fennen, jondern auch die fonftigen wirtfchaftlicden Verhältniffe der 
betreffenden Stadtgegend überjehen müfjen. 

Zu den principiellen Fehlern der Methode fommen bei der Berechnung 
des Bodenwertd aus gemeinem Wert und sFeuertare noch die Diefen 
Schätzungswerten anhaftenden Fehler hinzu, die faum dadurch zu befeitigen 
fein dürften, daß man an der Feuertaxe gewiſſe Korrefturen für gemohnheits- 
mäßige Überverficherung anbringt. Wenn ich; troßdem weiter unten die 
Tabellen für die durchſchnittlichen Hausgrundftüds-, Gebäude: und Boden- 
werte der meijten Berliner Stadtteile wiedergebe, fo geihieht es unter 
Aufrehterhaltung diefer Kritif in der Vorausfegung, daß die errechneten 
Zahlen wenigſtens die relative Abitufung der Werte nach den verfchiedenen 
Stadtteilen einigermaßen wiedergeben und daher nicht ganz wertlos find, 
Man wolle fie alfo mit aller Vorſicht benugen. Daß die berechneten 
Bodenwertjteigerungen der längſt bebauten Stadtteile den wirklichen Ver— 
bältnifjen entiprehen, kann nicht behauptet werden. Anders jteht es 
nah dem Gefagten mit den Bodenwertjteigerungen in den erjt im Ausbau 
begriffenen Vororten. 

Was nun fpeciell die berechnete Bodenmertfteigerung in der Lübbener 
Straße betrifft, fo dürfte fie erheblich zu hoch fein. Wenn wir bie 
thatjächlich gezahlten Preife der Hausgrundjtüde aus den 70er, 80 er und 
90 er Jahren miteinander vergleichen, fo bejtätigen fie nicht das durch 
Rechnung gefundene Refultat. Sie haben fih mährend diefer drei Jahr: 
zehnte, bei freihändigem Verkauf, ungefähr auf gleicher Höhe gehalten, ja 
find gegen die Anfang der 70 er Jahre geltenden eher etwas zurüdgegangen. 
So koſteten fünf der Grundftüde Anfang der 70er Fahre zufammen 
612 000 Mark, die Ende der 80er nur auf 564000 Mark zu ftehen 
famen. Zwei Grundftüde, die Ende der 70er Jahre zufammen 249 000 Mark 
fofteten, erreichten Ende der SO er Jahre nur 233 000 Marf, mährend 
zwei andere, die Ende der 70er Jahre 233 000 Mark gebracht hatten, 
Anfang der 90er Jahre allerdings auf 247 000 Mark gejtiegen waren ; 
dabei war aber das eine, wie es ſchien, zu hoch bewertet, denn es fam im 
folgenden Jahre zum Zmwangsverfauf, wobei der Preis wieder etwas zurüd- 
ging. Eine Tendenz zur Steigerung der Hausgrundftüdspreife ift alfo aus 
den Kaufpreifen nicht zu erkennen. 

Die durh Rechnung gefundene Bodenmwertiteigerung beruhte, wie wir 
fahen, auf zwei Momenten, der rechnungsmäßigen Abnahme des Gebäude- 
wert? um 11°%o in 15 Jahren, deren Benutung für die Bodenmert- 
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beftimmung wir ſchon als irreleitend nachwieſen, und auf der Erhöhung 
des Kapitalifationsfaltord von 16 auf 18. Sie wurde mit der Erhöhung 
des Hypothefenzinsfußes begründet. Diefer fcheint aber thatſächlich bei der 
Wertbemefjung nicht die angenommene Rolle zu fpielen, und fo fällt auch 
die Bedeutung des ſog. gemeinen Werts ald wirklicher Wert des Haus: 
grunditüdes, wenigſtens in dem betrachteten Falle dahın. 

Als interefiante und den Thatfahen entiprechende eititellung bleibt 
alfo nur die bejtehen, daß der Gebäubdefteuernugungswert, aljo der Miet- 
ertrag der Häufer in der Yübbener Straße von 1880 bis 1895 im 
Durchſchnitt unverändert geblieben ift, bei den Straßengrundftüden fogar 
gefallen ift. Nur die Edagrundftüde erzielen eine größere Rente und zwar 
nicht infolge Steigerung der Mietpreife, fondern infolge Einrichtung ober 
höherer Verwertung von Gefchäftsräumen. 

Bemerkenswert ijt ferner, daß aud die MWohnungsverhältnifje ſich feit 
1880 in der Lübbener Straße mefentlih gebefiert haben. Es betrug 
nämlih in den 16 Häufern die Zahl der 


1880 1885 1890 1895 
Bewohner . . 2324 2212 2069 1902 
Haushaltungen 509 487 465 445 


Es zeigt alfo ſowohl die Zahl der Bewohner wie die der Haus- 
baltungen in diefer Arbeiterftraße eine jtetige Abnahme. Zum Teil ift 
dies auf die Einrichtung von Läden zurüdzuführen, zum größeren Teil aber 
jedenfalls auch darauf, daß auch fonftige Räume, die früher Wohnzwecken 
dienten, jet nicht mehr bewohnt werben, oder daß die einzelnen Haus- 
haltungen mehr Raum als früher beanjpruden. Auch hat die Kopfzahl der 
einzelnen Haushaltungen abgenommen. 

Einige weitere Angaben über Boden- und Mietpreife im eigentlichen 
Berlin nad handſchriftlichem Material werden unten folgen. Bezüglich der 
Vororte ſchließe ich mich jet wieder enger an das Bud von P. Voigt an. 

Die erſte große Steigerung des Bodenmwertes findet naturgemäß dann 
ftatt, wenn bisheriger Aderboven fih in Bauland verwandelt. Die 
Steigerung findet in der Negel auch ziemlich fchnell ftatt. So ftieg in ber 
Spefulationsperiode im Anfang der 70 er Nahre der Bodenwert in der 
Umgegend Berlins faft unmittelbar vom Aderwert auf deſſen 10 — 40 fadhen 
Betrag. Der Aderwert hatte bis dahin zwiſchen 300 und 600 Mark pro 
Morgen geihwantt; Gartenland fojtete bis etwa 900 Mark der Morgen. 
In fürzefter Zeit ftieg der Preis auf 3000—12000 Mark. Über diefe 
obere Grenze ftieg er felten, denn da das Ziel der Spekulation die Erridtung 
von fleinen Häufern zum Alleinbewohnen und Willen für die mittleren 
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Klaſſen war, jo war unter damaligen Umftänden, wo die Bevölkerung erft 
aufs Land gezogen werden follte, ein Preis von 75 Mark die Quadratrute 
oder 5—6 Mark den Quadratmeter ſelbſt bei eleganteren Villen der höchſt 
zuläffige.. Im VBergleih zu den heutigen Bodenpreifen waren aljo die 
damaligen noch jehr gering und fie gingen im Anfang der SO er Jahre 
nod unter die Säße der Gründerjahre zurüd und waren um die Mitte des 
Jahrzehnts noch kaum wieder erreiht. Sie hielten ſich fo lange fo niedrig, 
als die biöherigen Baugewohnheiten ſich hielten, und die wiederum blieben 
beftehen, wie das eigentlihe Berlin mit feinen Hocdbauten nod den 
Bevölkerungszuwachs zur Hauptſache aufnehmen fonnte. 

Sobald diefe Verhältniffe gegen Ende der 80er Jahre ſich änderten 
und zugleih die neue Bauordnung den Hochbau in den Vororten wenn aud 
nicht erjt ermöglichte, jo doch fanftionierte, wurden fofort, entfprechend der 
höheren Ausnußbarfeit des Bodens, in den näheren Vororten Charlottenburg, 
Schöneberg, Rirdorf u. f. w. die Bobenpreife angenähert auf die Höhe der 
ſchon in Berlin geltenden emporgetrieben. 

Diefe zweite Steigerung der Bodenpreife beim Übergang vom Klein— 
bau zum großftädtifhen Hochbau ift an ſich ebenfo natürlid wie die beim 
Übergang des Aderlandes in Bauland. Beide entfprehen der höheren 
Audnugung des Bodens. Ob die Steigerung der Bodenrente dur den 
Hochbau eine wünſchenswerte ift, ift eine andere Frage, auf die wir fpäter 
zurüdfommen werden. 

Eine dritte, ebenfo aus den wirtſchaftlichen Verhältnifien ſich er- 
gebende Steigerung der Bodenrente und des Bodenpreifes ergiebt ſich jodann 
beim Übergang des Wohnbodens in Gejchäftsboden, um mich kurz aus- 
zudrüden, oder bei der beginnenden und fortfchreitenden Verwandlung von 
Wohnhäufern in Geſchäftshäuſer. Ein Laden, eine Wirtfchaft erhöht 
unmittelbar die Rente eines Hauſes. Daher find Edgrundftüde, die für 
Wohnzwecke nicht immer die beiten find, als für Anlegung von Läden be- 
fonders geeignet, regelmäßig höher im Wert wie Grundftüde inmitten der 
Straße, und darum finden wir die höchſte Steigerung des Bodenmwerts in 
denjenigen Stadtteilen, die fi), wie der Hausvogteiplat, ganz in Gejchäfts- 
gegend umgewandelt haben. 

Die höchſte Steigerung der ftäbtifchen Bodenrente hat aljo mit dem 
Wohnungsweſen direft nichts zu thun. Auf die Mietpreife hat die fog. 
Citybildung vielleicht infofern einen fteigernden Einfluß, als fie das Angebot 
von Wohnungen vorübergehend verkleinert, anderfeits aber wirkt fie dadurch 
Mietpreis verringernd, als die Wohnungen in Gefchäftshäufern, fofern fie 
nit von den Geihäftsinhabern felber benutzt werden fönnen, weniger beliebt 
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find und daher im allgemeinen billiger hergegeben werden. Welche Kontrafte 
da in einem Haufe bezüglich der Nentabilität der verjchiedenen Stockwerke 
beftehen fönnen, beweiſt ein zufällig mir befannter Kal aus Frankfurt a. M., 
wo die Miete pro Flächeneinheit der ala Läden dienenden Parterreräume 
fi zur Miete des oberften, für Wohnungen dienenden Stodwerfö wie 100 
zu 5 verhielt. 

In Charlottenburg, zu deilen Bodenpreisverhältnifien wir nad 
diefen allgemeinen Bemerkungen nunmehr übergehen, koftete Bauland in Der 
Berliner Straße zwiſchen 1827 und 1840 im allgemeinen 2400 — 4500 Marf 
der Morgen, 1840—61 etwa 4500— 7500 Mark, alfo ein Quadratmeter 
nur 1,80—3 Mark. Mit den 60 er Jahren trat dann eine Änderung ein; 
fhon 1862 und 63 wurden in der Berlinerftraße mehrfah 5—6 Marf für 
den Quadratmeter gezahlt. Ebenfo ftieg jet das außerhalb des eigentlichen 
Baugebiet3 liegende Land, das bis dahin ald Ader- oder Gartenland 300 
bis 900 Mark gefoftet hatte, auf mindeſtens 6000 Mark pro Morgen, alfo 
2,40 Mark pro Quadratmeter. 1868—75 werden in der Berliner Straße 
im allgemeinen 15—30 Mark und in der mit 3—4 ftödigen Miethäufern 
bejegten Chriftitraße 7—25 Mark für den Quadratmeter bezahlt. Im 
Villenviertel Weftend bewegten fih die Preife für ein Quadratmeter 
1868— 70 zwifchen 2 und 3, 1871—75 zwiſchen 3 und 5 Mark. Diefe 
niedrigen Preife waren zweifellos eine Folge der hier geltenden Bau- 
bejchränfungen. 

Niedriger alö bei einzelnen Bauftellen waren natürlih die Preiſe von 
größeren Kompleren, zumal wenn diefe nicht zur fofortigen Bebauung 
beſtimmt waren. Wo man fi über die vorausfichtlihe Zeit der Bebauung 
täufchte, famen natürlich bedeutende Überzahlungen vor. So wurden fon 
1873—75 für Komplere in den fog. Nonnenwiefen 10—17 Mark der 
Quadratmeter bezahlt, Preife, die felbjt heute auf dem noch unbebauten 
Terrain nicht wieder bezahlt find. 

Die Hauptfteigerung der Bodenmwerte fand naturgemäß ftatt in den 
Jahren, in welchen vom Kleinbau zum Hochbau übergegangen wurde, alfo 
feit 1882. Eine ungefähre Überficht der Preisentwidlung in einigen 
Charlottenburger Straßen giebt folgende Tabelle: 

(Siehe Tabelle nächſte Seite.) 

Dabei tft zu bemerken, daß die letzte Zahlenreihe für 1898 auf 
Rechnung beruht, aljo die oben angegebenen Schwächen befigt. 

Die gewaltigen Unterfchiede, die hiernach zwiſchen Chriftftraße und 
Kantſtraße beftehen, find dur die verſchiedene Vornehmheit der Straßen 
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Kant» 
itraße 


Ghrift- 
ftraße 


Garmer- | Mormier- 
ftraße ftraße 


Berliner» 
ftraße 














Anfang der 60er 


ScHEe 2. 2—6 — — — — 
Ende ber 60er Jahre 15 3—5 — — — 
Anfang der 70er 

Jahre . 21 _ 12—28 — 
Mitte der 70 er 3 re — 23 34 — — 
Ende der 70er Jahre 24 — 24 — 

Anfang der 80er 

Jahre - . — 17 — 

Mitteder 80er Jahre — 40—49 — — 63 
Ende der 80er Jahre 60 7 — 15—38 _ 
Anfang der ne 

Jahre . .» . = 9] = — — 

tr u 9 64 128 34 83 91 
Vorderland 
80—85 


und entiprechende Verfchiedenheit der Mieten allein nicht zu erklären. Sie 
fpiegeln vielmehr die verfchiedene ehemalige und gegenwärtige Ausnugung 
des Bodens in diefen Straßen wieder. Bemerkenswert ift insbefondere, daß 
der Bodenwert in der alten Chriftftraße feit Mitte der 70er Jahre nicht 
geftiegen iſt. 

Viel größer ald die der bebauten find die Unterjchiede der Merte der 
unbebauten Grundftüde in den verfchievenen Stadtteilen, wie fie ſich aus 
den Schäßungen bei der Grunditeuerveranlagung ergeben. Die Unter: 
ſchiede erflären fih aus der Lage und den Bebauungsausfihten. Es betrug 
darnad) der Wert pro Quadratmeter: 

1. Im Dften, von Kneſebeckſtraße und Kurfürftenalle ab 89 Mark 

2. Öftlih von Weftend bis Lützow-, ſüdlich der Spree bis 

Chrift:, Bismardftrafe . . . 22 

3. Südlich der Spree bis Scilerftraße mb ——— 

im Weſten Lützow-, Roſinen- und Leibnizſtraße. .. 28 

4. Im Süden von Potsdamer-, Bismard-, Schillerſtraße 


ab bis Bleibtruftrfe - > > 2 2 2 nn. 0 „ 
D. BEREEND = S- 0 ee ae te 
6. Nördlih ver Spree . . . j 5 „ 


Es ift alfo noch Bauland zu verhältnismäßig. — Preiſe in 
Charlottenburg vorhanden. Nördlich der Hamburger Bahn koſtet es in 
entfernteren Lagen fogar nur 1—3 Mark pro Quadratmeter. 
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Den Gefamtwert des Bodens von Charlottenburg und defjen Steigerung 
ſeit 1895 berechnet P. Voigt: 


im Jahre 1865 1880 1886 1897 

zu 6 (4) 30 (20) 45 (30) 300 (100) Millionen. 
Die eingeflammerten Zahlen jtellen den Wert des unbebauten Bodens dar. 
Wenn auch diefe Zahlen auf Genauigkeit feinen Anfprud erheben fünnen, 
fo geben fie doh von den Summen, um die e8 fi bei der Wertiteigerung 
handelt, einen ungefähren Begriff. Sie ftellen zugleih den Gewinn dar, 
den im ganzen das private Kapital allmählid bei dieſem Wertzuwachs 
gemacht hat, wobei natürlich nicht ausgeſchloſſen ift, daß einzelne Spekulanten 
auch Werlufte erlitten haben; denn wenn im ganzen ſich jeit 1865 auch eine 
Steigerung zeigt, fo liegen doc zwiſchen den Jahren auch Schwanfungen 
und Nüdichläge. 

Betrachten wir die Wertjteigerung als Verzinfung des im Boden 
angelegten Kapitales, wobei natürlih Zins auf Zins zu rechnen ift, da die 
einzelnen Jahreszinfen nicht realifierbar find, fo würde die Steigerung in 
der eriten ‘Periode von 1865—80 einer durchichnittlichen jährlihen Ver— 
zinfung von 11°o, die von 1880—86 einer foldden von 7°io und die von 
1886—90 einer Berzinfung von 19° o entſprechen. Wurden die Grund- 
jtüde inzwifchen bebaut, fo fam zu diefer aus der Wertfteigerung ent: 
ſtammenden Berzinfung noch die durch die Vermietung hinzu. 

Um Kurfürftendamm hatte die nad diefer Strafe genannte 
Geſellſchaft im Jahre 1882 für den Quadratmeter ihres 155000 qm 
umfafjenden Terrains etwa 13 Mark bezahlt. Davon verkaufte fie im 
Jahre 1885 24800 qm für 38,6 Mark und den Reſt während ver 
Jahre 1889— 91 für bezw. 57,5 Mark, 58,1 und für minder gut gelegenes 
43 Mark. Die Differenz der Verlaufspreife und des Einfaufspreijes ftellt 
aber natürlich nicht den Nettogewinn der Geſellſchaft dar, vielmehr betrug 
der Selbitfoftenpreis der Gefellfchaft für 1 qm bebaubaren, d. h. nad 
unentgeltlicher Abgabe von 28000 qm Straßenland verbleibenden Baulandes 
1888 fchon 24,4 Marf. 

Was das übrige Gelände am Kurfürftendamm betrifft, fo hatte bis 
1861 das nod gänzlich außerhalb des Berliner Weichbildes liegende Land 
noch Aderwert (0,12 Mark pro Quadratmeter). Von da an wird jedoch 
der Preis anſcheinend ſchon durch die zufünftige Verwendung ald Bauland 
mitbejtimmt. 1864 wurde 1 Mark, 1868 2 Mark für den Quadratmeter 
bezahlt, und im Anfang der 70 er Jahre wurden ſchon in den Berlin näher 
gelegenen Teilen 20—50 Mark, in den entfernteren 2,5—4 Mark, im 
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Durchſchnitt etwa 10—11 Marf erzielt. In der zweiten Hälfte der 
70 er Jahre ruhte die Bauthätigfeit wieder vollftändig und die Preife gingen 
zurüd bis 1882 die Eröffnung der Stadtbahn wieder neues Leben bradte 
und der Bodenpreis fchnell in die Höhe ging. Die Kurfürjtendamm- 
Gejelfchaft hatte in diefem Jahre, wie ſchon bemerkt, für Land von fehr 
verschiedener Lage durchſchnittlich 13 Mark pro Quadratmeter bezahlt; aber 
fchon 1883 wurde für einen größeren Kompler 85 Mark und zwifchen 1883 
und 1887 bei einzelnen Bauftellen jhon 120 —180 Mark für den Quadrat: 
meter des innerhalb der Baufludhtlinie gelegenen Baulandes, alfo ausjchließ- 
lich der Vorgärten, gegeben. Nach der Bebauung ift eine weſentliche Wert: 
jteigerung des Bodens nicht mehr eingetreten. Auf fprunghaftes Empor- 
fchnellen der Bauftellenpreife pflegt überall ein Stillftand einzutreten, wenn 
der Preis ungefähr erreicht ift, welcher der Rentabilität des zu erbauenden 
Haufes entfpridt. Wir kommen unten auf diefe bemerfenswerte Erfcheinung 
zurüd. Eine Regelmäßigkeit und Gejegmäßigfeit in der Preisbildung der 
Bauftellen ift im übrigen nicht zu erkennen, vielmehr ift ihre Signatur die 
Unbereenbarfeit. Der eine Beier verfauft 1896 jein Terrain für 
80 Mark der Quadratmeter, während fein Nahbar 1898 erft 67 Marf 
fordert, auch die Lage — in der Nähe des Bahnhofes Halenfee — hat 
nit den zu erwartenden Einfluß auf die Preife. Eher erflärlich find die 
oft großen Preisunterfchievde auf den beiden Straßenfeiten. 

Über die Steigerung des Bodenwerts in dem an beiden Seiten bes 
Kurfürftendammes innerhalb der Ringbahn gelegenen, beiberjeits von der 
Straße 75 m breiten, einfchließlih des Straßengeländes etwa 700 000 qm 
umfafjenden Geländeftreifen giebt P. Voigt folgende ſchätzungsweiſe Auf: 
ſtellung: 








1860 | 1865 | 1870 | 1872 | 1885 | 1890 | 1898 








Bert in Millionen | | | | | 
Ber. 2... 21,8 6,5 14 30 50 


Wertſteigerung v. H. 








30 000 50 000 





des Aderwerts . | 100 | 1000 | 2500 6500 14000 
Jährlicher Wert⸗ — — — — — — 
zuwachs v. H.. 58 20 61 6 16 7 


Der Gefamtwert wäre alfo um das 500 fadhe während der 35 Jahre 
geftiegen. Einen richtigen Begriff von der Wertjteigerung erhalten wir 
jedod nur, wenn wir den Gewinn berechnen, den fie Zins auf Zins den 
urſprünglichen Eigentümern oder fpäteren Käufern gebradt hat. Die dritte 
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Zahlenreihe zeigt, daß diejer Gewinn am größten war in den drei erſten 
Perioden bis 1872, alfo zu der Zeit, wo der abfolute Wertzumahs noch 
gering war. Ein Käufer dagegen, der 1872 am NKurfürftendamm in 
mittlerer Zage und zum Durchfchnittspreife Land erworben hätte, hätte bis 
1885 nur einen jährliden Gewinn von 6°o von feinem angelegten 
Kapital zu verzeichnen gehabt. In der folgenden Periode, die wohl auch 
hier den Übergang zum höheren Etagenhaus bezeichnet, wäre der jährliche 
Gewinn jedoch wieder größer gewefen, um dann in der leßten Periode wieder 
auf 7 %o zu finfen. 

Die Gewinne, die dur die Wertjteigerung des Bodens gemacht 
werden, find aljo, menigitens in den fpäteren Stadien der Entwidlung, 
wenn auch im Durchſchnitt recht refpeftabel, doch nicht fo erorbitant, wie 
fie auf den erften Blid erfcheinen. Sie übertreffen jedenfall nicht die von 
induftriellen Unternehmungen in guten Jahren und find großen Schmanfungen 
unterworfen. Was ihnen den anftößigen Charakter verleiht, ift alfo weniger 
ihre Höhe als die mühelofe Art wie fie gemacht werben. 

In der Kolonie Grunewald entmwidelte der Bodenpreis ſich 
folgendermaßen. Die Kurfürjtendamm-Gefellihaft hatte das 2 367 760 qm 
umfaffende Gelände der Kolonie für 12000 Mark den Hektar, alſo für 
1,20 Mark den Quadratmeter, vom Fiskus erworben. Der Holzbeitand 
mußte jedoch dem Fiskus zurüdvergütet werden, ferner ging mehr als ein 
Viertel des Terraind für Anlage von Straßen, Plägen, Seen u. f. w. ab 
und es fielen der Gejellfhaft an Stempel- und Gerichtskoſten, Koften Der 
Straßenanlage, Entwäflerung, Verfhönerung des Terrains u. f. w. jo viel 
zur Yaft, daß ſich ſchließlich der Selbitkoftenpreis des Uuabratmeters auf 
rund 4 Mark jtellte. 


Die Berfaufspreife nun waren in den einzelnen Jahren folgende: 
1889 1890 1891 1892 1893 1894 1895 1896 1897 
Matt: 83 10,5 109 140 186 1236 181 12,9 154 


Werden aud die Kaufpreife berüdjichtigt, melde bei den Verkäufen 
aus zweiter und weiterer Hand erzielt wurden, fo ergiebt fi eine noch 
ftärfere Steigerung. Sie ift nad} drei Gebieten, entfprechend dem verfchiedenen 
Grad der Bebauung, geichieden in der folgenden Tabelle dargeitellt: 

(Tabelle nächſte Seite.) 

In dem eriten diefer Gebiete war die durchſchnittliche Preisfteigerung 
aljo am größten, fie betrug faſt 100 %0. Im zweiten Gebiete betrug fie 56, 
im dritten 47%. Die Minima haben fich dabei nur wenig verjchoben ; 
im dritten Gebiet ift das Minimum ſogar etwas gefunfen. Die Marima 
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Fee Winimum Marimum 


| Jahr ſchnitt 





1890/92 | 1242 | 781 21,87 
1896/98 | 24,71 10,26 47,87 
1890'92 | 14,085 ' 10,60 17,60 
1896/98 21,91 | 12,70 36,66 
1859092 , 11,52 10,53 14,10 
1896/98 16,96 10,15 ! 34,19 


Bom Bahnhof Halenfee bis zur Seen- 
fette (nördl. der Herthaftraße) 


Weſtlich der Königsallee . 


- . 


Südlich der Seenkette (Herthaftraße) . 


dagegen find weit über Durchfchnitt geftiegen. Einzelne Bauftellen erfuhren 
innerhalb 7—8 Jahren, von 1890 bis 1897/98, eine Preisfteigerung von 
147, 197, 259, 267 %o, Begründet iſt diefe Steigerung in der geftiegenen 
Ausnugung des Bodens durch die immer mehr fi einbürgernden großen 
Miethäufer. Unter der Konkurrenz diejer leiden natürlich die Villen zum 
Alleinbemohnen, für welche diefelben Bodenpreife wie für die weit rentableren 
Miethäufer gezahlt werden müfjen. Während bei Gründung der Kolonie 
mit einem Kapital von 60000 Markt (20000 Mark für einen Morgen 
Landes, 40 000 Mark Baukoften) eine geräumige Villa ſich erwerben ließ, 
ift dieſes heute im befjerer Lage erft mit dem doppelten bis dreifachen 
Kapitalaufmwande möglich. 

Zum Bemeife daß die „Bauordnung“, d. h. der Grad der Boden- 
ausnugung, den fie geitattet, für die Höhe des Bodenpreifes beftimmend- ift, 
ſtellt P. Boigt die Bodenpreife in den am Ende des Kurfürſtendammes 
zufammenftoßenden drei Bauorbnungsgebieten zufammen. E3 betrug darnach 
der Preis eines Quadratmeters Bauland: 





in den 





in den 
Hauptitraßen |Nebenftraßen 
Mi M 

Im Gebiete des Mann — 

baues! . . 80 —120 60—90 
Im Gebiete des Borortfogbaues® 60-70 40—55 
Im Gebiete der ke 

Bebauung (Grunewald) . . 35—45 20—30 


ı Kurfürftendamm innerhalb der Ringbahn, Weftfälifche, Johann Georgftraße, 
Ringbahnftraße. 
2 Kurfürftendamm außerhalb der Ringbahn. Kronprinzendamm, Friedrichd- 


rubherftraße, Hobrechtſtraße. 
Schriften XCIV. — Wohnungsfrage. I 1. 14 
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Aus diefen und ähnlihen Preisunterfchieden, die überall auf die Wer- 
jchiedenheit der Bodenausnugung zurüdgeführt werden können, folgert P. Voigt 
nun, daß möglichft weitgehende Baubefchränfungen geeignet und notwendig 
feien, den Bodenwert — und die Mietpreife der Wohnungen — 
niedrig zu halten und dadurch alfo die Mohnverhältniffe in den Großſtädten 
nicht nur in äfthetifher und fanitärer, fondern auch in ökonomiſcher Be- 
ziehung zu reformieren. 

Diefer Meinung direft entgegen fteht diejenige, melde den Bau: 
ordnungen von Berlin und feinen Vororten zugrunde liegt und in den 
offiziellen Erläuterungen zu diefen au zum Ausdrude fommt. Die Zu: 
lafjung des Hochbaues wird darin ausdrüdlic gerechtfertigt: „damit Die 
große Zahl der minder Bemittelten ihren Verhältnifjen gemäß möglichit 
billige Wohnungen finden“. P. Voigt befämpft diefe „traditionelle An- 
fhauung“, oder vielmehr, er geht bei feiner ganzen Darftellung fowie bei 
feinen praftifhen Vorfchlägen von der Vorausfegung aus, daß dieſe tradi— 
tionelle Anfhauung ſchon definitiv als falfch erwiejen ſei?. 

Ich halte diefen Beweis für nicht erbradt. nsbefondere liegt er 
nicht ſchon in dem Nachweis, daß der Hochbau den Bodenwert fteigere; 
denn es handelt fi in letter Linie ja gar nicht um den Bodenpreis, 
fondern um die Mietpreife, und es fehlt alfo noch der Nachweis, daß 
diefe mit dem Bodenpreife fteigen®. Bei gleihbleibender Baumeife wäre 
das eine GSelbftverjtändlichkeit; es fragt ſich aber eben, ob nicht eine 
intenfivere Bebauung die durd die höheren Bodenpreife verurſachte Koften- 
erhöhung auszugleichen vermag *. 

Daß die Vermehrung der Stodwerkzahl da, wo die Grundrente über- 
haupt nit in Betraht fommt, — was nah PB. Voigt im Berlin des 
vorigen Jahrhunderts der Fall war —, zu einer Erniedrigung der Her: 
jtellungsfoften der Wohnungen und damit auch der Mieten führen muß, 
fteht außer Zmeifel. Gerade die Vermehrung der Stodwerfe der Häufer 
war ein Bejtandteil der auf PVerbilligung de Wohnens gerichteten Be— 
ftrebungen Friedrichs des Großen. 

Aus den der Bautare von 1755 entnommenen Baufoften der Häufer 
von verſchiedener Stockwerkszahl ergiebt fi mit Deutlichkeit, daß die durch— 


' Nah dem Vorgang vieler Anderer, namentlih auch Eberftadts. 

2 Er ftüßt fi dabei anſcheinend hauptfählih auf Eberftadt und deſſen 
Vorgänger und Nachfolger. 

® Vgl. mein Vorwort zum P. Voigtfhen Bude ©. XI. 

* Vom Einfluß der geftiegenen Baufoften auf die Mieten wird ein befonderer 
Nachtrag handeln. 
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ſchnittlichen Baufojten einer Wohnung mit der Stockwerkszahl ſich verringerte. 
Das wird auch von P. Voigt anerkannt, indem er wörtlich hinzufügt 
(S. 74): „fein Wunder, daß man im Intereſſe billiger Mieten möglichft auf 
die Errichtung hoher Häufer hinwirkte“. 

Die Bautare berechnet die Baufoften eines maffiven unterfellerten 
Haufes und eines ebenfalls mit Keller verfehenen Fachwerkhauſes mit 1—4 
Geſchoſſen von durchſchnittlich 13 Fuß oder 4 m Höhe, melde, in moderne 
Maße umgerechnet, folgende Werte pro Quadratmeter überbauter Fläche! 
ergeben: 

1 Geſchoß 2 Geſchoſſe 3 Gefhofle 4 Geſchoſſe 
A A 


A Rs 
bei Maffivbau . . 42 64 88 105 
bei Fachmwerfbau. . 21 32 42 — 


Es koſtete alſo um die Mitte des 18. Jahrhunderts, ſoweit die Taxe 
galt und nach ihren Muſterplänen gebaut wurde, ein Quadratmeter 
Wohnfläche im Hauſe von: 


—1 2 3 4 
Geſchoß Höhe 

MA M AM Pr; 

bei Maffivbau. . . 42 32 29 26 
bei Facdhwerktbau . . 21 16 14 


Angenommen alfo, daß die Bodenrente thatfählih nicht in Betracht 
fam, fo hätte die Miete den Baufoften proportional fein müffen, und fie 
wäre daher im vierftödigen Maffivbau durchfchnittlihd um 3890 niedriger 
gewefen wie im Maffivbau von nur einem Geſchoß, und im breiftödigen 
Fachwerkbau um "/s niedriger wie im einftödigen. Ya noch mehr: Da die 
Mieten in den oberen Stodwerfen immer niedriger find als in den unteren, 
alfo unter dem Durchſchnitt liegen, fo hätten fie fih in den oberen Stod- 
werfen des Maffivbaues ſelbſt billiger berechnet wie im Fachwerkhaus von 
nur einem Geſchoſſe. 

In Wirklichkeit haben fih die Mieten natürlih, wenn auch nit nad 
den höchſten Herftellungstoften der teuerften, noch zur Befriedigung 
des Mohnbedürfnifjes nötigen Wohnungen, fo doch mwenigitend nad denen 
ı Für genaue Koftenberehnungen genügt die Angabe der Baufoften pro 
Quadratmeter der bebauten Grundfläde nicht, da diefe offenbar mit der Höhe der 
einzelnen Stodwerfe variieren müſſen. Man pflegt daher neuerdings die Koften 
pro Kubilmeter des umbauten Raumes bei Voranſchlägen zugrunde zu legen. Da 
wir jedoch oben die Stodwerfähöhe als Fonftant annehmen und die Baufojten zur 
MWohnflähe in Beziehung ſetzen wollen, fo ift bier die Angabe der Koften pro 
Duadratmeter überbauter Fläche durchaus hinreichend. 

14 * 
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der Wohnungen in Häufern von der zur Zeit verbreitetften oder üblichen 
Stodwerkszahl gerihtet. Dann aber mußte das Vermietungsgefchäft im 
allgemeinen bei den höheren Stodwerlsbauten bejonders rentabel fein; und 
darin lag ein Antrieb für diejenigen, welche Häufer zum Zwede des Ver— 
mietens bauten, die Häufer jo hoch zu bauen, wie es die damalige Wohn- 
fitte zuließ. Da jedod das eigentliche Bauunternehmertum fi in älteren 
Zeiten noch nicht ausgebildet hatte, und daher rein wirtſchaftliche Antriebe 
nicht ftark genug zur Geltung famen, jo hielt die Obrigfeit e8 für angebracht, 
im Intereſſe der Verbilligung der Mieten ihrerſeits noch befonders auf die 
Errichtung hoher Häufer hinzumwirfen. So war es früher. 

Haben ſich diefe Verhältniffe mit der Steigerung und modernen Aus— 
bildung der ftädtifchen Grundrente nun wirklich vollftändig umgekehrt? Hat 
die fteigende Grundrente nicht bloß die durch den Hochbau bedingte Erſparnis 
an Baufoften verſchlungen, fondern noch, wie behauptet wird, darüber hinaus 
die Herjtellungsfoften der Wohnungen und damit die Mieten in die Höhe 
getrieben ? 

Zur Beantwortung diefer Frage ift zunächſt zu Eonftatieren, daß der 
bei fehlender oder niedriger Bodenrente nachgemwiejene Unterfchied der Her: 
jtellungsfoften eines gleich großen Wohnraums im niedrigen ein- und zmei- 
ftöcigen verglichen mit denen im drei- und mehrjtödigen Haufe nicht 
etwa an fi) mit der Erhöhung der Bodenrente verſchwindet, ſondern daß 
im Gegenteil, unter Annahme gleihen Bodenpreifes für Gebäude 
jeglider Stodwerfszahl, die Koftenerfparnis bei hohem Bodenpreife 
noch weit ftärfer mit der Stodwerközahl zunimmt als bei niederem. Das 
beweijt eine einfache Rechnung. Nehmen wir zu diefem Zwecke einftweilen 
an, daß die Baufojten feit 1755 unverändert geblieben wären, der Bodenpreis 
dagegen zunächſt überall 10 Mark pro Quadratmeter der bebauten Fläche 
betragen hätte und fpäter allmählich überall auf 100 Mark geftiegen wäre, 
fo hätten fi in diejen beiden Fällen die Herjtellungsfoften von 1 qm 
Wohnfläche folgendermaßen berechnet: 


Im maffiven Haus von 


1 2 3 4 
Geſchoß Höhe 
A MA Mi 
bei 10 Mark per Quadratmeter 52 37 32,3 28,5 
aan; u. "5 R 142 82 62 öl 


Der Borteil des Hochbaues gegenüber dem niedrigen Haufe erhöht 
fih alfo mit dem Steigen des Bodenpreifes unter fonft gleichen 
Umftänden, Mo der Boden gar feinen Preis hat, ift die gleiche Wohnfläche 
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im vierftödigen Maffivbau um 38 %0 billiger herzuftellen als im einftödigen 
Haufe, bei einem Bodenpreife von 10 Mark aber um 45°o und bei 
100 Mark für einen Quadratmeter fogar um 64/0 billiger. 

Diefe Berechnung berüdfihtigt nicht die Verſchiedenheiten der Aus- 
nußung des Bodens, welche die modernen Bauordnungen häufig je nach der 
Stodwerkzahl gejtatten. So erlaubt die Bauordnung für die Vororte von 
Berlin (fiehe S. 178 f.) beim Kleinbau von einem bis zwei Gejchoffen eine 
Ausnugung von "/ıo der Fläche des Baugrundftüds, bei den vierftödigen 
Bauten auf Grundftüden 1. Klaffe dagegen nur eine Ausnugung von °ıo 
der Fläche. Dadurch wird der Kleinbau allerdings etwas verbilligt, feines: 
mwegs aber in dem Maße, daß dadurch die Vorteile des Etagenbaues auf: 
gewogen würden, ganz abgejehen davon, dak in anderen Fällen die Bau- 
ordnung umgefehrt das höhere Haus vor dem niedrigen begünftigt, indem 
3. B. in Berlin felbjt eine Bebauung von über 70%o des Baugrundftüdes 
zuläffig ift, während in den Landhausgebieten nur 30 %o der Fläche bebaut 
werden bürfen. 

Wie große Preisunterfchiede des Bodens überhaupt durch die Ver- 
billigung des Bauens ausgeglichen werden, zeigt deutlich genug die obige 
Rechnung: Im Haufe von 4 Geſchoſſen jtellt fih der Quadratmeter Mohn- 
fläche bei einem Bodenpreife von 100 Mark durchfchnittlich noch etwas billiger, 
wie in einem Haufe mit bloßem Erdgefhoß bei nur 10 Mark Bodenpreis. 
Ja ſelbſt wenn wir für ein derartiges Haus nur Ausführung in Fachwerk 
annehmen, würde der vierftödige Mafjtvbau den doppelten Bodenpreis tragen 
fönnen; denn der Quadratmeter Wohnflähe würde im erjteren bei einem 
Preife von 10 Mark pro Quadratmeter Boden, bei letterem erjt bei 20 Marf 
pro Quadratmeter Boden 31 Mark fojten. 

Daran haben auch die jehr bedeutend gejtiegenen Baufoften der Gegen- 
wart nichts Weſentliches geändert. Legen wir, in Ermangeling anderen 
Materiales nad) dem Vorgang von P. Voigt die Baufoftenberehnungen des 
„Deutihen Baufalenders“ zugrunde, die zwar, nad dem Urteil von Sad): 
verjtändigen, zur Aufjtelung von Koftenvoranfchlägen zu ungenau find, zur 
Veranfchaulidung der Verhältniffe der Baufoften bei verjchieden hohen 
ſtädtiſchen MWohnhäufern jedoch volllommen genügen. Es betragen darnad) 
die Koſten von, heute allein in Betracht kommenden, Maffivbauten aus 
Biegeln: 

A. Yon einfahen Wohngebäuden mit durdfchnittlih 3,5 m 
Geſchoßhöhe auf dem Lande und in Fleineren Städten oder 
Hintergebäude in großen Städten, unterfellert bei gewöhnlichen 
inneren Ausbau. 
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B. Von befferen ftädtifhen Wohngebäuden und Villen mit 
etwa 4 m Geſchoßhöhe der unteren Geſchoſſe, Schiefervah und 
gutem inneren Ausbau: 


Mit einem Gefhoh 2 Geſchoſſen 3 Gefhoffen 4 Geſchoſſen 5 Geichoflen 
4 


MA Pi Ss A 
A. 709—100 105— 150 140— 200 165— 240 195 — 290 
B. 110—150 169 — 230 215—295 270-355 315—420 
Die Baufojten von einem Quadratmeter Wohnfläche würden daher 
PR A FH Ms AM 
A. 70—100 523—15 47—67 41— 60 39—58 
B. 110-150 s2—115 712—93 67—59 63—54 


betragen. Die Abftufung der Koften ift alfo angenähert diefelbe geblieben 
wie 1755; und aud jest würde bei Hinzufügung der Bodenpreife fi 
ergeben, daß die Differenzen der Koften um fo größer werden, je höher man 
die Bodenpreife annimmt. 

Umgefehrt fönnen wir nun auch die Herjtellungsfoften einer 
beitimmten Wohnfläche für alle Gebäude ohne Unterfchied der Stodwerkfzahl 
als fonftant annehmen und berechnen, wie hoch alsdann der Boden- 
preis in jedem Falle fein darf. Die niedrigiten Bodenpreife in der Imgegend 
Berlins, die für Bauland in Frage fommen fönnten, dürften mit 5 Marf 
der Quadratmeter anzunehmen fein. Bei diefem Bodenpreife aber würde 
der Quadratmeter Wohnflähe in einem aus bloßem Erdgefhoß bejtehenden 
ländlihen Wohnhaufe (A) ohne größeren Hof und Garten nicht billiger zu 
jtehen fommen wie der gleihe Wohnraum in einem befjeren fünfjtödigen 
jtädtifhen Wohnhaus (B) bei einem Bodenpreife von 60—105 Mark; 
in beiden Fällen würde der Quadratmeter Wohnfläche nämlih 75—105 Mark 
fojten. DVergleihen wir dagegen Wohnhäufer der Klaſſe B unter fi, jo 
ergeben ſich noch weit größere Differenzen des zuläffigen Bodenpreifes bei 
gleichen Herſtellungskoſten der gleihen Wohnfläche. 

Nah den Baufoftenangaben des Baukalenders würden die Herftellungs- 
foften einer gleihen Wohnfläche bei der Bauart B ſich nämlich unter folgenden 
Bedingungen gleich ſtellen: 


Bei Häufern von: 


l 2 3 4 > 
Gefhoflen Höhe 
' A Ks M A 
1. Bodenpreife per qm. 10 75-9 145 —185 210-285 285— 380 
2 rn 2 0 55—70 115—155 170—245 235—330 
8. . — — — 16—20 38—65 70—105 
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Dabei würden im erjten Falle die Herftellungsfoften des Gebäudes ein- 
jchlieglich des Bodenpreijes für jeden Quadratmeter eines Wohngeſchoſſes 
bei allen fünf Gebäudearten 120—160 Mark, im zweiten Falle ebenjo 
110—150 Mark und im dritten Falle endlich für die drei legten Gebäude— 
arten 77—105 Mark betragen; die erſten beiden Arten find zu dieſem 
Preije überhaupt nicht herzuitellen. 

Das heißt alfo, wenn wir beim feinen Wohnhaus, das lediglich aus 
einem Erdgeſchoß befteht, einen Bodenpreis von 10 Mark pro Quadratmeter 
zugrunde legen, jo darf beim Haufe mit fünf Wohngefchoffen der Bodenpreis 
285— 3830 Mark betragen, ohne daß bei gleiher Baumeife und gleicher 
innerer Ausftattung die Herjtellungsfojten für eine bejtimmte Wohnfläche 
fih erhöhen würden. Und felbjt wenn wir annehmen, daß der Boden für 
das kleinſte Haus geradezu gefchenft würde, würde das fünfjtödige Groß- 
ftadthaus einen Bodenpreis von 235—330 Marf pro Quadratmeter tragen 
fönnen ohne Erhöhung der pro Wohnfläche berechneten Koften. Die beiden 
erjten Zahlenreihen mit ihren für MWohnhäufer viel zu hohen Bodenpreifen 
haben rein hypothetiſchen Charakter; erjt der dritte Fall würde ungefähr 
den Verhältniffen der Vororte in der Gegenwart entjpreden. 

Es ijt ein doppelter Grund, der diefen großen Unterſchied der Bau— 
foften hervorbringt: Einmal nehmen die auf die Wohnfläche berechneten 
Baufoften mit der Zahl der Stodwerfe eines Gebäudes ab, weil Funda— 
ment! und Dad bei allen Gebäuden nahezu dasſelbe bleibt, und dann 
laftet auf jedem Mohngefhoß nur der Bruchteil des Bodenpreifes, der der 
Zahl der Stodwerfe entjpricht, jo daß der Bodenpreis pro Wohnfläche der 
Stockwerkszahl geradezu umgekehrt proportional ift?. 

Bei der Anwendung der Nefultate dieſer abftraft-jchematijchen Berech— 
nungen auf reale Probleme find natürlich mannigfaltige Umjtände zu berüd- 
fihtigen, die einftweilen beifeite gelafjen find. So blieb wie oben die Ver— 
fchiedenheit der Flächenausnutzung unberüdfichtigt, und die Annahme gleicher 
Bauausführung für Gebäude aller Größenflaffen entipriht auch nicht der 
Wirklichkeit. Das kleine Wohnhaus für die minder bemittelten Klafjen läßt 
mancherlei Erjparnifie bei der inneren und äußeren Ausjtattung zu. Aber wir 


ı Das Fundament und die unteren Tragmauern müflen zwar bei höheren 
Gebäuden ftärker gebaut werden, und jo fommt es, daß die Baufoften pro Kubil- 
meter deö umbauten Raumes in der Regel bei höheren Gebäuden nicht geringer 
werden. Das ändert aber nichts an der Thatfache, daß die durchſchnittlichen Bau— 
foften pro Wohnfläche mit der Höhe abnehmen. 

? Bol. auh Abele. MWeiträumiger Städtebau und Wohnungsfrage. Stutt- 
gart 1900. 
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fahen ja auch, daß felbft wenn wir beim Kleinbau nur die Bauart A, beim 
Hochbau die Bauart B vorausfegen, immer noch der Hochbau eine weit 
höhere Grundrente zu tragen vermag. Ferner find die Straßenanlagefojten 
nicht berüdfichtigt; fie mögen weſentlich geringer fein bei Heinen Wohnftraßen 
wie bei Großitadtitraßen, obwohl an der gefamten Straßenflähe wohl faum 
aefpart werden könnte. Der Erjparnis an Straßenfoften auf die Frontlänge 
der Häufer berechnet, fteht aber, wie wir in dem Abjchnitt über den Einfluß 
der Bauordnung gefehen haben, bei Hochbauten der große Vorteil gegen: 
über, daß die Straßenfoften fi hier auf eine größere Anzahl von Stod- 
werfen verteilen, worin auch P. Voigt eine der Urſachen fah, die den 
Hochbau befördern. Bei Fleinen Häufern läßt fi der Dachraum eher wie 
bei mehrftödigen Häufern für Wohnzwede ausnugen, wenn fie mit Dem 
Giebel gegen die Straße gebaut werden, was die Koftenverhältniffe ein 
wenig zu Gunften der Kleinbauten verjhieben würde Dann iſt aber 
gefchloffene Bauweiſe unmöglich, was wiederum eine Koftenerhöhung bedeutet, 
zumal wenn man darin ein übriges thun und für jedes Häuschen aud) ein 
Gärtchen refervieren will. Sonſt nämlih wäre mit dem bloßen Kleinbau 
nod wenig gewonnen. Eine geſchloſſene Reihe von Kleinbauten an fchmaler, 
billig angelegter und jchleht unterhaltener Wohnitraße dürfte wohl ftädtifchen 
Hinterhaus- und Hofwohnungen, faum aber Straßenwohnungen in hohen 
Miethäufern fanitär und äfthetifch vorzuziehen fein, weshalb man ja aud 
in England eben die umgefehrte Wohnungsreform vorzunehmen und Die 
Heinen Wohnhäufer dur hohe Miethäufer mit größeren Zwifchenräumen zu 
erſetzen beginnt !. 

Doch wir fünnen vorläufig alle weiteren Thatjachenfragen aus dem 
Spiele laffen, denn es handelt fich zunächſt hier um eine principielle Frage, 
die fi volllommen aus der fchematifchen Rechnung beantworten läßt. Dieje 
bemeift nämlich auf jeden Fall zweierlei: Erjtens, daß bei gleiden 
Bodenpreifen das Gebäude von größerer Stodwerkjahl bei gleicher 
Baumeife den gleichen Wohnraum billiger zu liefern vermag als das ein- 
und zweijtödige Gebäude, und zweitens, — was im Grunde auf dasjelbe 
hinausfommt —, daß bei verfhiedenen Bodenpreifen für die ver- 
ſchiedenen Bauhöhen aus höheren Bodenpreifen noch feineswegs auf einen 
höheren Stand der Herftelungsfoften der Wohnungen und darum auf höhere 
Mieten geſchloſſen werden fann, wie es faft immer ohne weiteres gefchieht. 

Ob nun thatfählih in Gegenden höherer Bodenpreife die Mieten höher 
jein müſſen, oder ob, zeitlih, die Erhöhung der Bodenpreife zugleich eine 


' Bergl. The Housing Question in London 1855—1%0, und Bd. III dieſer 
Unterfuhungen. 
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Erhöhung der Mieten hervorbradhte und hervorbringen mußte, das wird von 
dem Grade der Erhöhung der erjteren abhängen. Zur Beurteilung diefer 
Berhältniffe mögen die oben (S. 209) mitgeteilten durchſchnittlichen Boden- 
preife in den Hauptitraßen der drei bei Halenſee-Grunewald aneinander- 
ftoßenden Bauorbnungsgebiete von 35—40 Mark für das Landhausgebiet, 
60— 70 Mark für den Vororthohbau, 8 —120 Mark für den Berliner Hochbau 
dienen. Nehmen wir, der Bauordnung und thatfähhlichen Bebauung ungefähr 
entiprechend, an, daß im erjteren durchweg dreigefchoffig, im zmeiten vier- 
geſchoſſig und im dritten fünfgefchofftg gebaut werde, und beachten wir ferner, 
das im Landhausgebiet nur ®ıo, im Gebiet des Vororthochbaues /ıo und 
in dem des Berliner Hochbaues unter Annahme einer Grundftüdstiefe von 
35 m 73,40 der Grundſtücksfläche bebaut werden darf, fo würde bei gleicher 
Bauart nah den Preifen des Baufalenders der Quadratmeter Wohnfläche 
im Landhausgebiet 111—143 Marf, im Gebiet des Bororthochbaues 
98—124 Mark und im Gebiet des Berliner Hochbaues nur 85—117 Marf 
foften!. Der Hochbau würde alfo, auch bei diefen Bodenpreifen, nod 
erheblih billigere Herftellungsfoften der Wohnungen aufmeifen mie die 
niedrigeren Häufer der beiden anderen Baugebiete, und den Herftellungsfoften 
fcheinen aud) die Mieten zu entfpredhen, wenigitens bemerft P. Voigt 
(S. 251) ausdrüdlih, daß die Mietpreife im Landhausbezirk relativ am 
höchſten find. Allem Anfcheine zum Troß find alfo relativ, d. h. im 
Berhältnis zur gefamten Ausnußbarfeit, die abſolut höchſten Bodenpreife 
hiernach die niebrigjten. 

Um die Mieten in den Hochbauten zu reducieren, fommt nod hinzu, 
daß die oberen Stodwerfe in folden in der Regel erheblih unter dem 
Durchſchnitt der Miete des ganzen Haufes bleiben. Die Abitufung 
der Miete nad der Stodwerfshöhe ijt zwar in den verjchievenen Städten 
ſehr verfchieden, aber überall find die oberen Stodwerfe billiger wie die 
unteren. In Städten, wo die Mohnfitte noch den hohen Miethäufern 
widerftrebt, geht diefer Unterfchied fo weit, dab im höchſten Gefchoß die 


I Diefe Rejultate ergeben fich folgendermaßen: Abjolute Bodenpreife 35 bis 

40 Mt., 60 - TO ME., SO— 120 Mf. Auf den Quadratmeter der thatſächlich ausnugbaren 
Fläche entfallen jedoch im umgefehrten Verhältnis zu den drei Ausnugungsziffern: 

beim. . . x... 117-133 Mt. 120-140 Mt. 109—163 Mt. 

dazu die Bauloften 215—295 „ 2770-35 „ 315-420 „ 

ergiebt die Summe 332—428 Mt. 390-495 Mk. 424—583 Mt. 
Auf jedes Wohngefhoß entfällt davon bezw. "/s, Ya und Us, fomit ergiebt ſich ala 
Herftellungsprei von 1 qm Wohnfläche bezw. 111—143 Mk., 99 —124 Mt., 85 bis 
117 Mt., wie oben angegeben. 
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Mieten oft faum die Verzinfung der Baufoften des betreffenden Stockwerks 
deden. Die Miete des oberjten Stods würde alfo hier gar nidt an der 
Grundrente participieren, und das Problem, die Grundrente aus Dem 
Mietzins zu eliminieren, wäre alfo bier gerade mit Hilfe des Hochbaues 
gelöft. Wie mir ein Baufachverftändiger in Frankfurt a. M. mitteilt, Habe 
er mehrfah Bauunternehmern rehnungsmäßig nachweiſen fünnen, daß die 
Erhöhung ihres Haufes um ein weiteres Stodwerf fih aus dem angeführten 
Grunde gar nicht lohnen würde. In Berlin hat man fich anfcheinend an 
das fünfte Wohngeſchoß Schon fo gewöhnt, daß hier die Mieten in diefem 
noch verhältnismäßig hoch geitellt werden fünnen, und fo auch diefes noch 
rentabel ift. 

Die Abftufung der Mietpreife nad den Stodwerken ift die Urfache, 
daß in hohen Miethäufern fih manchmal jehr verſchiedene Geſellſchaftsklaſſen 
übereinander in einem Haufe zufammenfinden. Diefe focialpolitifch vielleicht 
erwünjchte Folge des hohen Miethaufes ift jedoch nicht immer nad) Dem 
Gefhmad der Mieter der unteren Stodwerfe. Deshalb iſt die Nachfrage 
zahlungsfähiger Mieter nah den Wohnungen in ſolchen Häufern geringer, 
was die Mieten aud der niederen Stodwerfe drüdt. Für gleihartige 
Wohnungen in Häufern geringerer Stodwerközahl dagegen werden regelmäßig 
höhere Mieten bezahlt. Dies tft der Grund, weshalb in befjeren Mohn- 
gegenden es rentabeler fein kann, niedriger zu bauen, oder umgefehrt, wes- 
halb in Gegenden mit niedrigeren Miethäuſern die zahlungsfähigeren 
Gefellfchaftsflaffen wohnen und verhältnismäßig höhere Mieten zahlen. 
Daneben erhöht auch die bejjere innere Ausjtattung folder Häufer den 
Mietzing. 

Umgefehrt fcheint ftellenweife Die Arbeiterbevölferung für die „Mietfaferne” 
eine Vorliebe zu haben. Vielleicht zieht fie fie deshalb vor, weil fie in der 
Hegel das Heine Wohnhaus in Bezug auf Ausftattung und Komfort über- 
trifft. So teilt Eberftadt! aus Meißenjee mit, daß dort in den nad 
Berliner Art erbauten Mietkafernen der Hauptitraße für gleihe Wohnungen 
höhere — „Berliner” — Mietpreife bezahlt werden wie in den Heineren 
zwei⸗ und breiftödigen Häufern des übrigen Orts. Daß ſich unter diejen 
Umjtänden die Mietkajerne einbürgert, ift freilich fein Wunder. 

Aber aud ohne diefen bejonderen Antrieb, der wohl nur in wenigen 
Fällen fih geltend madte, hätte wahrſcheinlich das vier- und fünfftödige 
Miethaus das Heine Einzelmohnhaus und Miethaus aus dem Felde ge- 
ſchlagen; aber nicht wegen der Bodenjpefulanten, die mit jenes Hilfe die 


! Stäbtifche Bodenfragen. Berlin 1394, ©. 8. 
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Preife ihrer Grundftüde möglihit in die Höhe treiben wollen, fondern meil 
es vermutlich in den meiften Fällen ebenjo liegt wie in dem oben nach— 
gewiefenen, daß troß höherer Bodenpreife die Gefamtfoften für den gleichen 
Wohnraum fi beim höheren Haufe billiger jtellen!. 

Wo nun gar auf demjelben Gelände, aljo bei gleichen Bodenpreifen, 
Bauten verſchiedener Stockwerkzahl baugeſetzlich zuläffig find, da kann gar 
fein Zweifel jein, daß immer das höhere Haus das niedrige verdrängen 
wird. Es ift ein Fall der Konkurrenz der Großproduftion mit der Klein- 
produftion, bei dem das Unterliegen der leßteren unbedingt feititeht. Die 
ideellen und fonftigen Vorteile, welche das fleinere und namentlih das Haus 
zum Alleinbemohnen bieten mag, vermögen auf die Dauer diejem ftarfen 
wirtfchaftlihen Drude nicht zu mwiderftehen. Das ökonomische Intereſſe, und 
zwar keineswegs bloß das der Unternehmer, drängt überall zur möglichſt 
intenfiven Bauausnugung der Grundftüde. Selbſt das Luxusbedürfnis der 
Bahlungsfähigen hat ihm, wie die Gefchichte der Kolonie Grunewald 
bemweijt, nicht zu widerftehen vermocht. Sobald fich hier, troß der jehr weit. 
gehenden Baubejchränfungen, die Möglichkeit der Errihtung mehrjtödiger 
Miethäufer bot, wurde diefe Möglichfeit auch ausgenugt. Neben der eigent- 
lichen Vila hat ſich bier die Mietvilla mit Stodwerfswohnungen, ja an 
der Grenze gegen Halenfee hin jogar das eigentliche Miiethaus mit Läden 
und Gejcäftslofalen eingefunden und droht hier den Charakter der Kolonie 
al3 eines reinen Villenvororts zu zeritören. Allein gefeglihe Schranten 
find ftarf genug, dem Erpanfionsbebürfnis in vertifaler und horizontaler 
Richtung ein Ziel zu fegen. Will man daher in der Umgegend Berlins 
der fleineren Villa und namentlich dem noch einfacheren Befigerhaus zum 
Alleinbewohnen überhaupt die Erijtenzmöglichfeit dauernd erhalten, dann 
wird man für einzelne Gebiete in den Baubefchränkungen noch viel weiter 
mie bisher gehen müfjen. Soweit aljo ift die Politik möglichjt mweitgehender 
Baubejchränfungen ridtig. 

Eine ganz andere Frage aber ijt es, ob man durch die Bolitif der 
Unterdrüdung des höheren Etagenbaues eine Verbilligung des Wohnens in 
den Städten herbeiführen, bezw. die Mieten niedrig erhalten fann. So 
wenig, wie wir oben ſahen, hohe Bodenpreife bei entfprechender Boden 
ausnugung hohe Hertellungsfojten der Wohnungen bedingen, fo wenig find 
dur niedere Bodenpreife niedrige Herjtellungsfoften garantiert, wenn die 
Baugefege eine ſtärkere Ausnugung des Bodens verbieten. 

Da uns weiteres Material zum Vergleih von Bobdenpreifen, von 


I Val. Adele. Weiträumiger Städtebau und Wohnungsfrage. Stuttgart 1900. 
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Herftellungsfoften der Wohnungen und von Mieten in verfhievenen Bau- 
ordnungsgebieten der Gegenwart nicht zur Verfügung fteht, jo wenden wir 
und nunmehr der Beantwortung der bHiftorifchen Frage zu, ob die nad: 
gewiefene bedeutende Steigerung der Bodenpreife in Berlin und feinen 
Vororten lediglih eine Begleiterfcheinung der Erhöhung der Stodwerfszahl 
der Häufer oder fonftiger geiteigerter Bodenausnugung war, oder ob die 
Bodenpreije über das hierdurch gerechtfertigte Maß hinaus eine jelbjtändige 
Aufwärtsbewegung zeigten. Im erjteren Falle hätten die fteigenden Boden— 
preife die Mieten im wefentlichen nicht beeinflußt und thatſächliche Steige- 
rungen wären anderweitig, namentlich durd erhöhte Baukoſten zu erflären ; 
im zweiten alle dagegen wäre die Mietjteigerung wenigſtens zum Teil als 
eine direfte Folge der Bodenpreisjteigerung zu betrachten. 

Den Einfluß der getiegenen Baufoften auf die Mietfteigerungen im 
vergangenen Jahrhundert pflegt man, wenn nicht ganz zu überjehen, doch 
im Vergleich zu dem der Bodenpreife fehr gering anzufchlagen. Dabei wird 
einerfeits nicht beachtet, daß urfprünglich, und bis weit in das Jahrhundert 
hinein, die Bodenpreife durchichnittlich noch niedrig waren und daher bei 
der Preisbildung nur wenig ins Gewicht fielen, anderſeits, daß die Bau- 
foften ganz erhebliche Erhöhungen aufmweifen. 

Vergleihen wir jedoch nad den oben mitgeteilten Zahlen die Baufojten 
von heute mit denen der Bautare von 1755, und zwar die der mafjiven 
Häufer von damald mit denen der befjeren modernen Häufer vom Typus B, 
die ji annähernd in der Qualität entfprechen dürften, jo ergiebt ſich, Daß 
fie feitdvem um das Zweieinhalb- bis Dreieinhalbfahe zugenommen haben. 
Eolange die Bautare, welche die Arbeitslöhne und Meiftergewinne feitlegte, 
in Geltung blieb, änderte fih gewiß wenig an den Kojten. Mann je 
aufgehoben wurde, konnte ich nicht feſtſtellen. Obwohl es uns alfo an 
ftrengen Anhaltspunften fehlt, darf es doch als höhitwahricheinlich bezeichnet 
werden, daß die Steigerung der Baufoften früheftens um die Mende des 
18. Sahrhunderts Fräftiger einfeßte und fih zur Hauptſache erjt in der 
neueren Zeit, etwa jeit 1860, vollzogen hat. Sie allein würde daher ge- 
nügen, einen großen Teil der Erhöhung der Mietpreife zu erflären, die mit 
Borliebe der Steigerung der Bodenpreife zugeichrieben wird. 

In Charlottenburg hatte bis 1898 der Bodenpreis in Der 
teuerften Straße, über die Mitteilungen gemacht werden, der Kaufpreis nicht 
ganz 130 Mark im Durchfchnitt erreiht. Wird auf diefem Boden ein 
fünfftöcdiges Wohnhaus in der befieren Ausführung (B) erbaut, fo fäme der 
Uuadratmeter Wohnflähe auf SI—110 Mark. Um diefen Herftellungspreis 
würde man aber ein fleines Wohnhaus mit bloßem Erdgefhoß in gleicher 
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Dualität überhaupt nicht und felbft ein Gebäude mit einem Obergeſchoß 
faum ausführen fönnen. Man wird fofort zu der Annahme bereit fein, 
dab die hohen Bodenpreife daran ſchuld feien. Das ift jedoch durchaus 
nicht der Fall, denn wir wollen den Bodenpreis ganz ausfchalten, indem 
wir annehmen, daß der Boden für Kleinbauten unentgeltlih zur Berfügung 
ſtünde. Die hohen modernen Baufoften find es, die das Bauen unmöglich 
machen bezw. erfchweren, denn der bloße Bau würde pro Quadratmeter der 
Wohnfläche in befjerer Bauausführung beim einftöcdigen Haus 110— 150 Marf 
und beim zweiftödigen noh 82—115 Mark fojten. Man müßte alfo jchon 
zu einer erheblich ſchlechteren Bauausführung herabfteigen, wenn überhaupt 
ein und zweiſtöckige Bauten bei den denfbar niedrigften Bodenpreifen mit 
den modernen Großbauten bei hohen Bodenpreifen fonfurrieren follten. 
Daraus ergiebt fih aber auch, daß die Kleinbauten früherer Jahrzehnte und 
Sahrhunderte ihre Eriftenz nicht der Niedrigfeit der Bodenpreije, ſondern 
den damaligen niedrigen Baufoften zu verdanfen hatten. 

Ale Mietftatiftifen bemweifen daher auch nichts bezüglich der 
Steigerung der Miete dur die fteigenden Bodenpreife. Auf ©. 195 teilt 
uns P. Voigt die folgende Tabelle über die fteigenden Gebäudejteuer- 
nutzungswerte der Mohnhäufer in Charlottenburg mit: 









Gebäude Auf den Ein- 
mwohner ent» 


Steuerjahr ſteuer⸗ fallender An⸗ 
nußungswert| teil desſelben 


M A 
1865 20 008 40 
1880'81 97 387 80 
1886/87 119 166 70 
1896/97 826 788 156 
1898/99 977 250 149 


Darnach hätte alfo die auf den Kopf der Bevölferung kommende 
Mietquote fih von 1865 bis 1880 verdoppelt und ſeitdem nahezu noch 
einmal verdoppelt, aljo im ganzen vervierfacdht. 

Nun fragt fih aber erſtens, ift der Gebäubefteuernugungsmwert ohne 
mweitere3 und zu allen Zeiten dem DMietertrage gleich oder proportional an- 
zunehmen, zweitens wieviel ijt von der Mietfteigerung auf Konto der infolge 
von gejtiegenen Materialpreifen und Löhnen geftiegenen Baufoften bei 
gleicher Bauausführung zu feten, und drittens, wieviel von der durch— 
Ihnittlihen Steigerung der Mietpreife der foliveren und fomfortableren 
Baumeife und mieviel dem inzwiſchen ausgebildeten Wohnungslurus der 
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bemittelteren Klaſſen zuzufchreiben? Man braudt diefe Fragen nur zu 
ftellen, um zu zeigen, daß obige Zahlen an fih noch gar nichts für den 
Zuſammenhang zwifchen geftiegenen Bodenpreifen und geftiegenen Mietpreifen 
bemeifen. 

Was die Steigerung um 100 %o von 1865 bis 1880 betrifft, jo fagt 
P. Voigt darüber felber, daß dieſe Mietfteigerung „nur zum Teil 
— zum wie großen Teil wird nicht unterfuht — auf die Steigerung der 
Grundrente entfiel; fie beruhte einmal auf befferer Einfhägung, zum 
anderen aber auf den dur Steigerung der Löhne und Materialienpreife 
weſentlich erhöhten Baukoſten“, und, wie wir hinzufügen fönnen, auch auf 
durchſchnittlich weit befjerer Bauausführung. 

Nah 1880 trat dann zunädft ein Rüdgang der Mietpreife pro Kopf 
der Bevölkerung ein, fomweit man obigen Zahlen trauen darf. Diefer Rück— 
gang fällt bezeichnenderweife zufammen mit dem Auffommen und der Aus- 
breitung der ſog. Mietfaferne in Charlottenburg. Das würde zu Gunften 
der Mietkaferne ſprechen. Jedoch im nächſten Jahrzehnt erfolgt dann wieder 
eine Steigerung des Gebäudeſteuernutzungswerts auf das Doppelte pro 
Kopf der Bevölferung. Liegt darin nicht der definitive Beweis für die 
mietfteigernde Wirfung der Bodenpreife, die gleichzeitig um fait das Sieben- 
fache wuchſen? 

Bevor wir das anerkennen, wollen wir obiger Zahlenreihe ein paar 
andere an die Seite ftellen. Charlottenburg hatte 1865 13 463 Einwohner, 
war aljo eine Kleinftadt mit einfachen Lebensverhältniſſen. 1880/81 war 
die Einwohnerzahl auf 30 562 geftiegen und in den drei anderen Jahren 
der obigen Tabelle betrug fie (1886/87) 42 371, (1896/97) 132 393 und 
(1898/99) 163 000. Wir haben es aljo mit einer beifpiello® fchnellen 
Entwidlung von der Kleinjtadt zur Großitadt zu thun. In viel fchnellerem 
Tempo aber noch wie die Einwohnerzahl, ift, wenn nicht alle Zeichen 
trügen, der Privatreihtum in Charlottenburg gejtiegen. Charlottenburg 
wurde im Steuerjahre 1897/98 in Bezug auf das deflarierte Durchſchnitts— 
einfommen der Steuerzahler in Preußen nur von Frankfurt a. M. und 
Aachen, in Bezug auf das Durchſchnittsvermögen nur von eriterer Stadt 
übertroffen. Da ift es denn fein Wunder, wenn aud die durcdhfchnittlichen 
Mieten hoch find. 

Wie wenig zuläffig es iſt, bei einer Bevölferungszufammenfegung wie 
in Charlottenburg mit durchſchnittlichen Mieten zu rechnen, fann am 
beiten die Tabelle P. Boigts auf S. 202 feines Buches bemweifen. Darnach 
betrug 1895 die Miete pro Kopf der Bewohner: 


Die Bodenbefigverhältniffe, dad Bau- und Wohnungsweſen in Berlin zc. 223 








im Stadtteil im Borderhaus | im Hinterhaus | überhaupt 








A A A 
L. Dſtbezirkk. 2% 325 ·388 146—153 267—315 
II. Weitend . . .... - 211 | 34 | 179 
III. Öjtlich der Leibnigftraße 
wifhen Spree und | | 
Berlinerfiraße rg 156—169 56—79 | 110-131 
IV. Am Bahnhof Char» 77-96 
lottenburg » » . - . » 106 —133 43-56 
V. Innere Teile der Stabt 119—104 49-53 84—87 
VI. An der Ringbahn. . . 70-92 40—47 53—72 
VII. Nörblih der Spree . . 58 46 52 





Vergleihen wir jet nicht das „durchſchnittliche“ Charlottenburg von 
heute mit dem Charlottenburg von 1880, fondern, fomeit möglich, Gleiches 
mit Gleihem, jo würden die beiden als „Innere Teile der Stadt” und 
„An der Ringbahn” bezeichneten Stadtteile (V und VI) wohl am beiten 
dem Charlottenburg vom Jahre 1880 entfprehen. Dann würde fich aber, 
im Gegenjat zum obigen Refultate, ergeben, daß die Mieten in Charlotten- 
burg von 1880 auf 1895 entweder überhaupt nicht oder jedenfalls nicht 
weſentlich geftiegen find; denn fielen 1880/81 80 Mark Miete auf den Kopf 
der Bevölkerung, fo waren es 1895 in den beiden genannten Stadtteilen 
84—87 bezw. 53—72 Marl. 

Zu einem ähnlichen Refultat führt auch eine Mietertragitatiftif in 
Berlin bezüglich der Periode 1875—1892, wie aus den beiden Tabellen 
©. 222—225 hervorgeht. Tabelle I bezieht fih auf ältere, ſchon 1858 
beftehende Häufer, Tabelle II auf folche, die um 1875 entweder von Grund 
auf neu oder menigjtens in erheblicher Weife umgebaut worden find. 


Bon 1853—1875 fand demnach, wie in Charlottenburg, eine ganz 
bedeutende, 100 Prozent und mehr betragende, Steigerung der Mieterträge 
ftatt. Bon 1875 an jedoch fielen die Mieterträge bis zum Jahre 1888 
überall, um dann wieder zu fteigen. Aber noch 1892 waren in den meiften 
Fällen die Mieterträge von 1875 noch nicht wieder erreiht. Denfelben 
Gang haben wir ja au fchon für die Lübbener Straße fonftatiert. 
Die anfteigende Bewegung hat dann bis zur Gegenwart angehalten; in 
welhem Maße fie fich feit 1892 geltend gemacht, darüber fehlen leider die 
Nachweife. 
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Durchſchnittlicher Mietwert der feit 1575 beſtehenden 
Tab. II. Gebäude. 


Mieterträge der Jahre 
1875 | 1877 | 1883 | 1889 | 1892 
Abjolute Zahlen 


















Stadtbezirk 
Straße 








Alt-Berlin: 
Königftraße - » >» 2 8482 | 9074| 8025 6331| 6178 
| 
Alt-Cöln: | 
An der Stehbahn . . . - 1 41975 36678 | 31044 | 37662 | 38 120 
Breiteftraße - . » 2.» - 3 127247 | 26766 | 25531 | 25986 | 25 404 
Friedrichswerder: | 
Kreuzitraße - » » 200. 3 4585 | 4321 | 3610 | 3791| 4159 
Alte Leipzigeritraße. . - - 4 12666 | 12514 | 12540 | 12884 | 13097 
Niederwallitraße . » .» - - 5 15648 |: 16045 | 15081 | 17473 | 19624 
Dorotheenftadt: 
Behrenftrafe. ». .» .» . . . 3 35221 | 32906 | 30 724 | 30441 | 31098 
Unter den Linden. . . . . 14 55 155 | 56 041 | 53500 | 59324 | 64 812 
Sriedriitraße . . » . » » 5 16179 | 15 729 | 14517 | 16987 | 19447 
Barifer Pat » » 2... 2 50 236 | 49147 | 49 107 | 46302 | 63850 
Friedridftadt: 
Mohrenftraße. » » 2... 13 22680 | 22174 | 17368 | 18402 | 19 155 
Kanonieritraie . » » » 10 13307 | 13326 | 11562 | 12121 | 12 309 
MWilhelmftraße . » x.» . 5 2841 | 27361 | 26447 | 28 146 | 27681 
Jerufalemerftraße. . . - - 5 17325 | 16434 | 16045 | 16699 | 17 454 
Botspamerftraße . . . » - 3 7916 | 6864 | 7235 | 799 7 963 
Behrenitraße. - .... - 7 | 22198 | 19085 | 19232 | 21840 | 24322 
Jägerſtraße. %« 4 25426 | 25531 | 25305 | 25593 | 38585 
Sriedrichitraße . .» » . . .» 11 23361 21729 20348 | 24855 29074 
Leipzigerſtraße...... 18 26 834 | 27328 | 26 105 | 31470 | 34173 
Belle-Allianceplat — 1 16499 17299 | 18565 | 17889 | 2116 


Spandauer Viertel: 


Koblankſtrahe » 22... 1600 | 1867 | 1807 | 1697 | 1695 
Königs- Viertel: | 

Friedenftraße. » » 2...» 9 110572 | 9804 | 9037 | 9589 | 9897 
Seorgentirchitraße . . » - 2 11921 | 11615 | 10794 | 11 193 | 11408 
Roſenthaler Borftadt: 

Zionskirchſtraße . .... 7 12196 | 9311 799 | 9252 | 10 110 
Schwedteritraße - .» . . . 7 7726 7265| 5973 6523 6861 
Thorinerſtraße » . . . » - 11 | 10186 | 8355 7389 | 8460 | 9075 
Templineritraße - » » » - 6 sa84 | 7270, 6395 | 7373| 7%2 
Kaftanien- Alle... ... ? 5955 5614 1 4765 | 5270| 5787 
Schönhaufer-Alle. . . . . 2 10844 | 10 391 ı 9181 10 208 10 302 
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Durchſchnittlicher Mietwert der jeit 1875 beſtehenden 
Fortfegung von Tab. II. Gebäude. 











Mieterträge der Jahre 
1875 | 1877 | 1883 | 1889 | 1892 
Abfolute Zahlen 









Stadtbezirf 
Straße 








Oranienburger Vor— 

















ftadt: 
Geridtitraße. - -» -.. . 5 911 | 6113 | 5328 | 6935 | 7351 
Neue Hodftraße -. . .» . . 7 10148 | 7496 | 5790 | 7659 ı 823 
Streligerftraße. . .» . » » 8 11847 | 8886 | 7652 | 9277 | 9728 
Grenzſtraße. 4 7053| 5643 4611 5560 | 5834 
Bun — —— 3 S020 | 7305 | 6245 | 6545 | 6876 
Hoditraße. -» » .. 6 405 | 5567 | 4619 | 6502 | 6733 
Aderitrafe. - » 2.2.2... 3 1283804 | 19380 | 15057 | 20547 | 22.095 
Snvalidenftraße - . .». - 5 8 880 | 8014 | 7187| 8630 | 9066 
Friedrich-Wilhelmſtadt: | 
Luifenftraße . » 2... ; 6 14946 | 14249 | 12431 | 13020 | 14014 
Luiſenſtadt: | 

Feilnerftraße. ». .... 9 6332| 6475 | 5540 | 559 | 5793 
Xindenitraße. » »»... 2 128330 | 26195 | 23586 | 24259 | 24 293 
Zuijenufer. . » 222.0. 3 12248 | 11111 | 11176 | 10447 | 10 677 
Alte Jakobftraße . . . . - 4 | 11082 | 10794 | 9558 | 9907 | 10133 
Mustauerftraße. . . . . » 4 10673 | 9090 ; 8736 | 9588 | 9890 
Midaeltichplaf - - - - - 13 | 11001 | 10356 | 9534 | 9737 | 10101 
Elifabethufer. . » .» » » » 3 12838 | 12027 | 10250 |! 11072 | 11865 
Mathieuftraße . » » . .» - 9 2339| 8896 | 814 | 8517| 8846 
Adalbertitraße . . . - - - 7 110845 | 10811 | 9508 | 9894 | 10311 
De terrabe at 7 21209 | 21205 | 18295 | 19792 | 20515 

rinzeffinnenftraße . - - - 6 12604 | 12622 | 11765 | 12192 | 12181 
Nitterftrae - 22. - 20 [14516 13814 | 12687 | 13607 | 14139 
MWaldemarftrafe . . . . - 10 36 9397 | 8847| 9311| 9631 
Micaeltichitraße. . - - - s | »sıı | 9240 | 8784 | 9593 | 9790 
Brandenburgitraße . - - - 5 12065 | 12461 | 11319 | 11851 | 12 257 
Köpenideritrafe . .» . - - 8 11248 | 10471 | 9686 | 10735 11350 
Alerandrinenftraße . . - -» 5 11114 | 10732 | 10332 , 11073 ı 11489 
NAungeftraße ». .» . 2... 2 10908 11049 | 10746 | 10832 11578 
Dranienftraße - » » +. 32 15444 | 15327 | 14731 | 17416 18665 
Schöneberger Borftadt: | 
Genthinerftraße. . .» .» » »- 1 s115 | 7490 | 6881 | 7113 7574 
Stegligeritraße. . » - » - 5 11019 | 8577, 8676 | 9362 10094 
Zügowpla -. ». 2 02.. 7 6492 7529 7341| 8354 9650 
TZempelbofer Borftabdt: 
Mödernitrafe . »... - 2 113075 | 8654 | 8889 | 10323 10559 
Belle Allianceftraße . - 6 15334 , 14812 | 14210 | 14929 : 15877 
DHagelsbergeritraße - - - - 7 7958 | 7638 | 6849 | 7836 | 8215 
Wilhelmähöhe - .» » . . - 3 364 | 4243 | 4274 | 446, 6078 

Stralauer Viertel: | 

Münchebergeritraße . . . - 4 1070 8677 | 7250 | 8663 9205 
Sruchtitraße - » 2...» 8 12458 | 10137 | 9100 | 10400 | 11020 
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Wie aber auch immer diefe Bewegung meiter verlaufen fein mag, 
jedenfalls ift aus der ganzen Entwidlung der Mieterträge jeit 1880 fein 
Beweis für den Zufammenhang der Mietertragsfteigerung durch den fteigenden 
Bodenwert abzuleiten. Ya, mären die berechneten Bodenmwertjteigerungen 
von 1880—1895, die mir in der Tabelle im Anhange mitteilen, zu= 
verläffiger als fie thatfächlih nad den oben geäußerten Bedenken gegen 
die Methode find, fo würde man geradezu aus ihnen einen Beweis gegen 
den Zufammenhang der Mietpreife mit ihnen entnehmen fünnen; denn die 
Bodenwerte fteigen darnah durchweg um 100 und mehr Prozent in dieſer 
Periode, während die Mieterträge, im theoretifch günftigften Falle, eine im 
Vergleich hierzu fehr unerheblihe Zunahme zeigen. 

Und dieje Zunahme ift, was hier, wo wir es nicht mit der Boden» 
frage im allgemeinen, fondern mit der MWohnungsfrage zu thun haben, be- 
fonders hervorgehoben werden muß, mo fie überhaupt fich zeigte, mwahr- 
fcheinlih nicht den fteigenden Wohnungsmieten, fondern, ſoweit fie fich 
nit aus den geftiegenen Baufoften erflärt, der zunehmenden Verwendung 
der Häufer zu Gefhäftszmeden zuzuſchreiben. Schon die Steigerung 
der Mieterträge von 1853—1875 dürfte großenteild mit der Um: 
wandlung von Wohnungen in Läden, Wirtfchaften und fonftige Geihäfts- 
räume, fowie mit der Öteigerung der Mieten diefer zufammenhängen. 
Leider ift eine Sonderung der reinen Wohnhäufer von den Gefchäftshäufern 
bezw. der MWohnungsmieten von den Geichäftslofalmieten nit durch— 
geführt, ſodaß ſich der beiderjeitige Anteil nicht beftimmen läßt. Doch 
deutet die Erfcheinung, daß die älteren Gebäude der Tabelle I häufiger als 
die neueren Gebäude der Tabelle II 1892 gegen 1875 eine Erhöhung des 
Mietsertrages aufweifen — eritere nämlich 31 mal unter 43 Fällen, lettere 
dagegen nur 21 mal unter 65 Fällen — darauf hin, daß in der That 
die neueingerichteten Gefchäftslofale in den alten Häufern die Steigerung 
bewirkten. In den neueren waren von Anfang an Läden und Geſchäfts— 
räume eingerichtet; daher hier die geringe Ertragsfteigerung. 

Reine Wohnftraßen, die allein hier etwas beweifen fünnten, giebt eg 
heute in Berlin überhaupt faum mehr, wenigftens nicht in der inneren Stadt. 
Überall find mindejtens die Räume des Erdgejchoffes in den legten Jahr: 
zehnten in Läden, Reitaurants u. j. mw. verwandelt worden. Selbft in den 
engen Straßen der älteren Stadtteile, wie in der Kreuzſtraße (Friedrichs: 
werder) und der Spreeitraße (Köln) ift fein Haus zu finden, das nicht 
mindeftens einen Gefchäftsfeller hätte. Die meiften haben auch Läden oder 
Wirtichaften, fogar reine Gejchäftshäufer finden fih in ihnen. Diefem 
Umjtande iſt es mwahrfcheinlich zuzufchreiben, daß jelbit in diefen Straßen 
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der Bodenwert eine Höhe erreicht hat, der durch Ausnutzung für bloße 
Mohnzwede gar nicht zu erlangen wäre. 

Die erorbitant hohen Bodenpreife von 500 ME. pro qm und darüber, 
wie wir fie am Hausvogteiplag fennen lernten und mie fie fi bis zur 
Höhe von 3000--4000 ME. pro qm in einzelnen Edgrundjtüden der 
Friedrichitraße finden, find natürlich ausfchließlih durd die geſchäftliche Ver- 
wendung diejer Grundſtücke bedingt. Mit der MWohnungsfrage haben diefe 
Bodenpreife nichts zu thun, jo großes Intereſſe fie für den Bodenreformer 
haben mögen. Bloß für Wohnzwede verwendbarer Boden wird einen Mert 
von 150—200 ME. pro qm faum irgendwo überfchreiten, wenn er diefen 
Mert überhaupt erreiht. In den befieren MWohnvierteln des Südweſtens 
bleibt der Bodenwert durchweg weit unter dieſer vermutlichen Obergrenze. 
Dafür aber, daß er die für diefe Lage überhaupt zur Zeit, d. h. nad) dem 
gegenwärtigen Stand der Mieten erreichbare Grenze erreicht habe, fpricht die 
Thatfache, daß feit 1890 eine Steigerung der Bodenpreife hier nicht ſtatt— 
gefunden hat. Aus Verfaufspreifen von Bauftellen, aljo aus unanfechtbarem 
ziemlich reichlihen Material, aus den in der Schöneberger Gemarkung ge: 
legenen Teilen von Berlin SW. — es handelt fich im ganzen um 2719 ha 
— ergaben fi die in folgender Tabelle zufammengeftellten Durfchnittspreije 
in Mark für 1 qm, nad 5 Ortsgruppen gefondbert: 


















1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 

J 144 113 | 131 132 115 106 118 

1 126 102 87 107 105 125 | 107 

DE... 144 114 119 | 97 121 92 62 

IV oo. 4% 76 41 103 3 78 101 83 

RE 40 45 3351 2 21 40 
Insgeſamt: 


— nr — — 


Es gehören zur 

Ortögruppel: Gleditſch-, Golg-, Habsburger-, Eifenadher-, Heinrich Kiepert-, 
Goſſow⸗, Paffauer-, Würzburgerftraße. 

DOrtögruppe II: Neue Winterfeld-, Hohenftaufen-, Franken, Barbaroffa-, 
Grunemwaldftraße. 

Ortsgruppe III: Haupt, Großgörichen-, Kaiſer Friedrich, Bahn, Feurig-, 
Guftav Freytag-, Mar-, Gußfom-, Frig Reuterftraße. 

Ortsgruppe IV: Kolonnen-, Siegfried-, Hohenfriebberger-, Gothen-, Sedan-, 
Tempelhoferftraße. 

DOrtdgruppe V: Wieland, Hauff-, Sponholz-, Frege, Hedwig-, Rembrandt-, 
Begas-, Rubens-, Kranadı-, Menzel, Bederitraße. 
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Da es fih nit um abfolut gleiche Objekte handelt, vielmehr die zuerit 
verkauften Bauftellen wahrſcheinlich im Durchſchnitt die beſſeren waren, fo 
wollen wir aus diefen auf» und abmwogenden, im ganzen aber eher fallenden 
als fteigenden Zahlenreihen nur den obigen negativen Schluß ziehen, daß 
eine Steigerung der Bodenpreife nicht ftattgefunden hat. 

Diefelbe Erfcheinung, daß nah der Bebauung eines Terrains eine 
mejentlihe Wertfteigerung des Grund und Bodens nit mehr jtattfindet, 
wird auch von P. Voigt (S. 230 feines Buches) bezüglich des Baulandes 
am Kurfürjtendamm fonftatiert. Die Terrainfpefulation verfteht es, „die 
Bodenpreife bis zu der bei der baulichen Ausnugung überhaupt nod 
möglichen Höhe zu treiben”. Iſt diefe Höhe erreicht, jo tritt ein Still- 
ſtand ein. 

Jede Bebauungsmeife bezw. jede durch die Bauordnung gezogene Grenze 
der baulihen Ausnugung der Grundftüde fomohl in Bezug auf die bebaute 
Grundflähe wie auf die Stodmwerkäzahl fest fo dem Bodenwert feine 
befondere Obergrenze. Wie der thatſächliche Bodenpreis, fo liegt auch dieſe 
Wertgrenze, über die hinaus der Preis vernünftigermweife nicht getrieben 
werden kann, natürlich viel niedriger, wo nur einftödig und mit weiten 
Zwiſchenräumen ald wo vier- und fünfftödig gebaut werden fann. Die 
Bodenwertgrenzen hängen felbjtverftändlihd ab von den jemweild geltenden 
Mietpreifen und laſſen fi daher ohne Kenntnis diefer nicht berechnen. Da 
fie überdies von mancherlei anderen Umftänden mitbeftimmt werden, die 
ſchwer in Rechnung zu jtellen find, fo werden fie am beften rein erfahrungs- 
mäßig ermittelt. Immerhin erhält man eine ungefähre Vorftellung von dem 
Unterfchiede diefer Grenzen dur die oben (S. 214) für verfchiedene Stod: 
werfszahl berechneten Bodenpreife. Ständen darnach die üblichen Mietpreife 
fo, daß ein Gebäude mit bloßem Erdgefhoß einen Bodenpreis von 10 Marf 
zu tragen vermödhte, jo würden die Grenzen für Gebäude mit 2, 3, 4 und 
5 Gejchoffen bezw. 90, 185, 285 und 380 Mark fein, bei gleicher Bau- 
ausführung und durchfchnittlih gleicher Miete für gleihe Wohnfläche in 
allen fünf Häufertypen. Die jo errechneten Grenzen find aber offenbar viel 
zu hoch. Gebäude mit einem und zwei Gefchoffen jcheiden, wie wir gefehen 
haben, fchon wegen der Baupreije als Miethäufer aus der Konkurrenz mit 
den höheren Gebäuden aus. Dagegen dürfte die dritte, ©. 214 berechnete 
BZahlenreihe mit 20, 65 und 105 Mark als oberen Grenzen der Boden: 


Die Straßen einer Gruppe liegen nicht beieinander. Das Einteilungäprincip 
fcheint da8 der Vornehmheit der Wohngegend bezw. der durchſchnittlichen Höhe der 
Bodenpreife zu fein. 
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preife für Häufer mit bezw. 3, 4’und 5 Wohngefchofjen realen Verhältniffen 
näher kommen. Berüdfihtigen wir, daß die Mieten für gleiche Wohnfläche 
nicht überall gleich find, vielmehr unter ſonſt gleichen Umftänden fie in 
Häufern geringerer Stodwerkzahl höher zu fein pflegen ala in höheren 
Häufern, weil es für angenehmer und vornehmer gilt, in einem zweiſtöckigen 
als in einem vierftödigen Haufe zu wohnen, fo verfchieben fi die oberen 
Grenzen des Bodenmwertes für die Häufer mit drei und vier Geſchoſſen 
entjprehend nad oben, und jo erklärt es fih, daß die wirklichen Grenzen 
der Bodenwerte, wie es jcheint, nicht fo von einander abweichen mie die 
theoretiich berechneten. 

Faſſen wir alles zufammen, fo jteht der Bodenwert an einem bejtimmten 
Drte oder in einem bejtimmten Baugebiete in Wechfelbeziehung einerfeits 
mit der technischen Ausnußbarfeit des Bodens, d. h. mit der auf jedem Grund- 
ſtück bebaubaren Fläche und der Stockwerkzahl der Gebäude, anderjeits mit 
der wirtſchaftlichen Benugung des Bodens, d. h. mit feiner Verwendbarkeit 
und thatfächlihen Verwendung für die verfchiedenen wirtfchaftlichen Zwecke, 
als da find: Erridtung von Wohnhäufern einfachiter, mittlerer und vor- 
nehmjter Art, Einrihtung von Läden, Neftaurants, Bureaus, Werkjtätten, 
und fonftigen Gefchäftsräumen in den Gebäuden, Erbauung von Fabriken, 
Zagerhäufern, Gefhäftshäufern, Hotels, Vergnügungslofalen, Theatern u. f. w. 
Jeder der MWohnungsfategorien entfpricht eine mehr oder weniger eng um— 
fchriebene Zahlungsfähigfeit der entjprechenden Mieter für eine beftimmte 
Höhe der Mieten, jedem geichäftliden Zwede eine mehr oder minder 
beitimmte Rentabilität des betreffenden Unternehmens und damit auch hier 
die Summe, melde es für Miete oder Kauf anlegen fann. Die Wedjel- 
wirfung zeigt fih darin, daß wo durch Bauordnung oder Baufitte der 
technischen Ausnugung des Bodens bejtimmte Schranken gefett find oder 
fonjtige Umftände beftimmte wirtfchaftlihe Benugungen vorfchreiben bezw. 
ausſchließen, dadurd der Bodenwert bis zu einem gewiſſen Grade bejtimmt 
wird, mährend umgefehrt, wo der Bodenwert fchon mehr oder mweniger 
feſtſteht, gewiſſe Bebauungs- und Benugungsarten ausgeſchloſſen find und 
dann aljo nicht diefe den Wert regulieren, fondern der Wert die Benußung, 
jo daß eine baulihe Anlage von beſtimmtem Zweck, eine Fabrik 3. B., ſich 
ihren Standort gemäß den bejtehenden Bodenmwerten wählen muß. 

Das primäre und eigentlich) bejtimmende Moment ijt aber in allen 
Fällen nicht der Bodenwert, jondern die Miete oder die fonftigen Erträge 
der errichteten Gebäude. Aljo nicht weil der Bodenwert fteigt, fteigen die 
Mieten, fondern umgefehrt, weil ein höherer Mietertrag zu erzielen ift, ftellen 
ih die Bodenwerte auf die dem Ertrag entfprehende Höhe; und der fo 
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firierte Bodenwert wirft wiederum auch nicht eigentlich beftimmend, ſondern 
höchſtens ausſchließend auf die Benutung. 

Im befonderen und einzelnen aber hängt die thatfächliche Geftaltung 
der Bodenmwerte, hängen die Preije des Bodens, wie bei anderen Gütern, 
vom Angebot und der Nadjfrage ab, aljo bei ftäbtifchen Wohnungen von 
der Lebhaftigfeit der Bauthätigfeit auf diefem Gebiete und von der Stärfe 
des Zuzugs. Die Preife fünnen, je nad) Konjunktur, auch unter oder über 
den Werten jtehen. Sie find es, welche die Spekulation vorübergehend 
ungebührlic in die Höhe treiben fann, aber Schließlich it es doch immer der 
fog. reelle d. h. auf objeftiver Bajis beruhende Wert, der die Preife beftimmt, 
und zu dem fie wieder zurüdfehren. 

Die Höhe der Mieten und entfprechender Bodenpreife in den 70 er 
Jahren war verurfacht dur den außerordentlihen Zudrang der Bevölferung 
zur neuen Neihshauptitadt. Ohne diejen hätte fein Spefulant die Mieten 
fo zu erhöhen vermodt. Sie fielen daher auch wieder rapid, ald gegen Ende 
der 70er bis Anfang der 80 er Fahre der Zudrang nadließ und die Bau: 
thätigfeit den Bedarf reichlich befriedigt hatte Als darauf wieder feit 1883 
die Nachfrage ftieg, hoben fih aud die Mieten wieder und damit die 
Bodenpreife. 

Die Bodenpreife in den Vororten hoben fich gegen Ende der Spefulations- 
periode der 70 er Jahre wohl etwas über die der damals allein möglichen 
landhausmäßigen Bebauung und der thatfählichen Nachfrage entjpredhende 
Höhe, aber nur, weil man eben diefe Nachfrage überfhägte. Als jie in 
ihrer wahren Größe erfannt war, ſanken die Preife wieder, um fi erſt 
wieder wefentlich zu heben, als neuerdings die Möglichkeit einer viel intenfiveren 
Bebauung infolge der Verkehrsverbeſſerung und des erhöhten Andrangs der 
Bevölkerung zu den Vororten gegeben war. 


In der Villentolonie Grunemwald blieben die Bodenpreife niedrig, 
folange nur wenige Anſiedler dort fih fanden. Die erften Bebauer zogen 
weitere nah und es ftieg fo von ſelbſt die Nachfrage nad Bauland immer 
mehr und damit die Preife. Verjtärft wurde diefe aufjteigende Tendenz der 
Preife dann noch dur die fpäter fi bietende Möglichkeit, den Boden 
durch höhere Miethäufer ſtärker auszunugen ald im Anfang der Befiedelung. 
Db dieje jtärkere Ausnugung wirklih in allen Teilen der Kolonie Platz 
greifen und den jeßigen Charakter der Kolonie zerftören wird, bleibt ab- 
zumarten. Es wird das davon abhängen, ob die jegigen Villenbeſitzer 
thatjählich ihre Häufer an Bauunternehmer verlaufen, die fie in mehrftödige 
Miethäufer verwandeln. 
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Man fieht, alle Erſcheinungen auf dem Grundftüdsmarfte erflären fi 
verhältnismäßig einfach aus den aud auf anderen Gebieten des Wirtſchafts— 
lebens geltenden Preisgefegen. Bejonderer Erklärungsprincipien bedarf es 
alfo nicht. Die Bodenwertjteigerungen infolge Einführung der fog. Miet: 
faferne oder infolge Verwandlung von Wohnhäufern in Geſchäftshäuſer ift 
nicht merkwürdiger oder unnatürlicher wie die Steigerung beim Übergang 
von der landwirtſchaftlichen Benutzung des Bodens zur Benußung desjelben 
ald Bauland für einftödige Eigenhäujer !. 

Es bedarf nicht der auf begrifflihen Mißverftändnifjen beruhenden 
Theorie vom ſog. Bodenmonopol. Nach verbreiteter Auffafjung liegt 
ſchon in der Thatjache des Privatbefiges am Grund und Boden eine 
Monopolifierung diefes. Das ift ein Irrtum. Unter Monopol hat man 
feit je die Vereinigung von Gütern beftimmter Art in einer Hand ver- 
ftanden zum Zmede der Bejeitigung der Konkurrenz und zur Ermöglichung 
einer einfeitigen Bejtimmung des Preifes. Darnach würde alfo jedenfalls 
erjt dann, wenn von einzelnen Spekulanten große Baugelände aufgefauft 
werben, von einer Monopolifierung gejprochen werben fünnen, aber auch nur 
von einem Anfang einer ſolchen. Denn niemals iſt es zu einer völligen 
Befeitigung der Konkurrenz gefommen, und felten ift ein Bauluftiger auf 
eine bejtimmte Gegend angemiefen. 

Aus der Unproduzierbarfeit des Bodens fann man den monopolartigen 
Charakter des Bodenbefiges auch nicht ableiten; denn der Boden tft, wenn 
auch nicht produzierbar, jo doch in feinem Verwendungszwecke mwandelbar, 
und fo fann man jederzeit Bauland aus Aderland gewinnen. Die Menge 
des Baulandes iſt in anwachſenden Städten in fortwährender Vermehrung 
begriffen. Es ift genau in demfelben Maße vermehrbar wie die Käufer 
jelbit, die auf ihm gebaut werden. 

So wenig aber wie aus dem bloßen Beſitz, läßt fih aus der 
Spefulation auf den MWertzumahs ohne weiteres eine Urjacdhe der 
MWertfteigerung ded Bodens ableiten. Mit dem Namen Bodenjpefulation 
bezeichnet man in unllarer Weife oft jeden Erwerb von Bauland oder 
Hausgrundjtüden, der mit der Hoffnung auf Wertfteigerung und mit der 
Ausfiht auf deſſen Realifierung verbunden if. Daß ein folder bloßer 
Wunſch, und wäre er noch jo lebhaft, den Preis des Bodens nicht zu heben 
vermag, bedarf feines Nachweiſes, und doch ſpricht man oft kurzweg von der 
Spekulation, die den Preis in die Höhe treibe, als wenn der Wunſch allein 


ı Eherftadt, Grundfäße der ſtädtiſchen Bodenpolitif, Schmollerd Jahrbücher. 
XVIL Jahrg. S. 237 behauptet merfwürdigermeife das Gegenteil. 
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genüge. Von dem Käufer des Bodens, der doch im allgemeinen auch über: 
zeugt fein muß, daß der Boden den vom Verkäufer erjehnten Wert habe, 
ift felten die Rede. Der Verkäufer hat an hohen, der Käufer an niedrigen 
Preifen ein Intereſſe. Erfterer fann aber nur einen Preis verlangen, den 
der Käufer noch für rentabel hält und diefer wird nicht mehr zu zahlen 
geneigt fein, alö er von der Konkurrenz gedrungen zahlen muß. Wer treibt 
aljo den Preis auf eine Höhe, die weder durch die gegenwärtige noch zu- 
fünftige Rentabilität des Bodens bedingt ift? Es ift feine andere Möglich— 
feit, alö daß es der Käufer thut oder vielmehr die Gefamtheit der fi 
gegenfeitig überbietenden Käufer, wenn fie fi über die Rentabilität 
Illuſionen hingeben, die vielleiht vom Verkäufer mit genährt werden. Mehr 
aber noch erfcheint im regulären alle der Preisfteigerung ohne bejondere 
ipetulative Übertreibung der Käufer als derjenige, der die Preife „in die 
Höhe treibt“. Erfcheint in einer Gegend, melde bis dahin ald Bauland 
noch gar nicht in Betracht gezogen war, ein foldher Spefulant, dann pflegt 
er gleich mehr als den bloßen Aderwert zu bieten. Er hebt alfo den Preis 
des Geländes, während der bisherige Befiger und Verkäufer verwundert 
erfährt, daß fein Boden diefen Wert hat, und fich erft allmählih gewöhnt, 
ihn als zufünftiges Bauland zu betrachten und zu bewerten. Wie erklärt 
fich diefer fcheinbare Widerſpruch mit allen fonjt geltenden wirtfchaftlichen 
Negeln? Nur dadurd, daß ganz unabhängig vom Käufer der Boden that- 
fählih Schon einen höheren Wert hat, als die Befiger ahnen , vorausgefegt 
natürlich, daß die Annahme des Käufers, es handle ſich hier um zufünftiges 
ftädtifches Bauland, richtig war. Das hat der Käufer eher anerfannt ala 
der Beliger. Darum fonnte jener den höheren Preis bieten. Aber er hat 
nur den Preis gejteigert, nicht aber den ganz fpontan entjtandenen Wert. 
Er hat fogar, wenn er richtig fpefulierte, weit unter Wert gefauft. Sonft 
würde er ja beim ſpäteren Berfauf feinen Gewinn maden, und auf diefen 
allein fam es ihm doch an. Weit entfernt aljo, den Preis — wie im 
alle einer übertriebenen Hauſſebewegung auf dem Grundftüdsmarft mit 
eigentlich ſpekulativen (fiktiven) Preifen — über den wahren Wert zu 
erhöhen, verjteht e3 die rationelle Bodenfpefulation, wie ihre Geminne 
beweifen, den Preis in der Regel noch weit hinter dem Wert zurüdzuhalten. 
Erft bei der Bebauung bildet fih (vgl. S. 230) der volle, dem Wert ent- 
ſprechende Preis aus, 

Es wird ung von PB. Voigt aus der Billenfolonie Grunewald 
berichtet, daß dort beinahe alle, meiftens den höheren Geſellſchaftsklaſſen 
angehörigen Einwohner fpefulieren, und mit diefer Spekulation das Steigen 
der Bodenpreife dort in Zufammenhang gebradt. Wenn hier ein Zufammen- 
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bang befteht, jo will mir jcheinen, als wenn eher umgekehrt das Steigen 
der Bodenpreife die fog. Spekulation, als diefe das Steigen der Boden- 
preife verurfacht hätte. Die Thatfache des Steigens, teils infolge erhöhter 
Nachfrage, teils infolge ftärferer Ausnugung des Bodens, hat eben die 
allgemeine Aufmerkfamteit der Beſitzer auf diejes für fie allerdings fpannende 
Phänomen gerichtet; fie verfolgen nun mit Neugierde, mit Freude, mit 
Zeidenichaft das umverdiente Wachstum ihres Vermögens, lafjen fih aud 
wohl gelegentlih zur Nealifierung des zunädft nur rednungsmäßigen 
Gemwinnes oder zu weiteren Anfäufen verleiten, aber von irgend welcher 
planmäßigen Spekulation, die auf Steigerung der Bobdenpreife gerichtet 
wäre, fann hier feine Rede fein. Und fo ift es wohl bei einer großen Zahl 
von fog. Bodenfpefulanten. Sie lafjen, ohne irgendwie eine Beeinflufjung 
zu verjuchen, die Preife fich entwideln und pflüden mühelos die Früchte der 
Entwidlung. 

Mo die Preisfteigerung des Bodens durch defjen ſteigend intenfive 
Ausnugung objektiv begründet ift, kann alfo die Spekulation dafür nicht 
verantwortlih gemacht werden. Eine wirkliche Steigerung der Bodenpreife 
durch die Spekulation findet jedoch ftatt in Zeiten, wo aus irgend melden 
Gründen eine übertriebene Meinung von dem Bevölferungszumahs einer 
Stadt oder der baulihen Entwidlung eines Bezirkes gehegt und dadurd das 
ipefulative Kapital zu einer für den Augenblid zu weit gehenden Nachfrage 
nah Baugrundftüden dort veranlaft wird. Derartige fpefulative Preis- 
treibereien haben in Berlin namentlih, wie wir fahen, in der großen 
Spefulationsperiode der 70 er Jahre ftattgefunden. Dort jtieg der Boden- 
preis in der That auf eine durch die objektiven Verhältniſſe d. h. den 
Bedarf an Bauland und die wirfliche Rentabilität desfelben nicht gerecht- 
fertigte Höhe. Man hatte vor allem das Tempo der Entwidlung,, worauf 
e3 wegen der Zinsverlufte des unbebaut liegenden Landes insbefondere an« 
fommt, bei weitem überfchägt. Die Folge war aber aud, daß die fpefulative 
Höhe der Preife fih nicht Halten ließ; daß die Preife bald herabfanfen, 
jogar unter das normale Niveau, und erft in Jahrzehnte langer Entwidlung 
wieder allmählich auf die ehemalige Höhe emporjtiegen und teilmeije fie heute 
noch nicht erreicht haben. Darin dürfte wohl der ſchlagendſte Beweis liegen, 
daß die Spekulation an fi die Preife dauernd nicht zu erhöhen vermag. 
Nur der Umftand, daß es nicht die Thatfahen find, melde die Preiſe 
beftimmen, fondern die Meinung des Publikums — der Käufer wie der 
Verkäufer — über diefe Thatfahen, vermag die Preife zeitweilig ungebührlich 
hoch zu treiben. Dabei ſoll nicht geleugnet werden, daß auch eine nur 
vorübergehende übermäßige Steigerung der MWohnungspreife dur die 
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Spekulation Unheil genug ftiften fann, und für denjenigen, der während 
der Haufje, die doch meiſtens Jahre anhält, unter teuren und Fchlechten 
Wohnungen gelitten, und vielleicht dauernd Schaden genommen hat, ift es 
ein fchlehter Troft, daß auf die Hauffe notwendig eine Baifje folgt. 

Übertreibungen der Preiſe infolge Überfhägung der Konjunktur können 
natürlich außer beim Boden aud bei den anderen „Robftoffen” der Häufer- 
produftion, den Baumaterialien, jchließlih aud bei den Arbeitslöhnen vor: 
fommen. Darin liegt aber dann zugleih auch ein Korreftiv gegen weitere 
Preisfteigerungen; denn wenn das Bauen zu teuer wird, ftodt natürlid 
aud der Grunbftüdsmarft. Zugleich wird, bei zu hohen Mietzinfen, wahr: 
fcheinlih auch der Bevölferungszudrang zu den Städten und damit die 
Wohnungsnachfrage fih abſchwächen, fo daß aljo alles darauf gerichtet iſt, 
einen dauernden Einfluß der Spekulation auf die Preisbildung nicht auf: 
fommen zu lajjen. 

Es fol dennoh nit in Abrede geftellt werben, daß ein lebhafter 
Grunditüdshandel möglicherweiſe auch auf die Geftaltung des wirklichen 
Bodenwerts einigen Einfluß ausüben fönnte, indem fchnell realifierbare 
Dbjelte etwas höher bewertet zu werden pflegen als ſchwer verfäufliche. 
Dadurdh mag es fich wenigſtens zum Teil erflären, wenn in Zändern mit 
erſchwertem Grundftüdsverfehr die Bodenpreife verhältnismäßig niedrig find. 

Auch iſt natürlich eine lebhafte Bewegung auf dem Grundftüdsmarkt 
Urfache oder Vorbedingung einer lebhafteren Preisentwidlung, alfo häufigerer 
und größerer Schwankungen der Preiſe. Warun fie aber eine Tendenz zu 
fortwährenden Preisjteigerungen begründen follte, ift nicht einzufehen. 

Mehr Einfluß auf die Bodenpreife wäre man dagegen der Boden- 
fpefulation im engeren Sinne zugufchreiben geneigt, d. h. derjenigen, die ſich 
nicht begnügt, die Früchte der mwirtfchaftlihen Entwicklung einzuheimfen, 
fondern verſucht, durch allerlei Machinationen auf den Markt im Sinne der 
Haufje einzuwirken. P. Voigt vermutet derartige Verſuche zur Beſchränkung 
des Baulandangebot3 in jenen von den Ortöbehörden unter dem Einfluß 
der Grundbefiter erlafjenen Beitimmungen, wonach in gemwiffen Orten nur 
an fanalijierten Straßen gebaut werden darf. Sollte e3 wirklich die Abficht 
der Lokalbehörden oder ihrer politifchen Hintermänner fein, dadurch eine 
„partielle“ Wohnungsnot zu infcenieren und damit zuerft die Mieten und 
dann die Bodenpreife in die Höhe zu treiben, fo dürfte dies doch ein Verſuch 
mit jehr ungeeigneten Mitteln fein, denn der mwahrjceinlichere Effekt wäre 
doch wohl der, daß der betreffende Ort feine Entwidlung hemmen und einen 
Zeil feiner präjfumtiven Einwohner auf andere Orte mit liberaleren Bau— 
beitimmungen ablenfen würde. 
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Dagegen iſt es a priori wahrfcheinlih, daß durch fpefulatives Auf- 
faufen und unbebaut Liegenlafjen von Land der Preis desjelben in die 
Höhe getrieben werde. Und doch liegen auch hier die Dinge nicht jo einfach, 
wie e3 auf den erſten Blid erfcheint. 

Zunächſt gilt für das Bauland natürlid au, was für jede Ware gilt, 
deren Preis man durch Verringerung des Angebots heben will, daß es eine 
verhältnismäßig große Menge fein muß, die man vom Marfte fern hält, 
und ferner, daß der Spefulant felber ein gemwifjes Monopol auf Bauland 
befigen muß, ſonſt wird er nicht feines, ſondern höchſtens das feiner 
Nahbarn im Werte fteigen, oder auch die Bauthätigfeit nur auf andere 
Gegenden ablenfen, aljo das Gegenteil von dem erreichen, was er 
beabſichtigte. Im Grunde genommen ift feine Güterart für eine derartige 
Spekulation weniger geeignet wie der Grund und Boden. Es giebt feine 
verborgenen Vorräte; alles liegt jedermann offen vor Augen; auch die Preife 
find allgemein befannt; ein wirkliches Monopolifieren alles in Betracht 
fommenden Bodens ift nahezu unmöglid, es würde immenje Kapitalien 
erfordern. Wenn dennoch manchmal große Zändermafjen in der Umgegend 
von Städten fih in feiter Hand befinden und der Grundſtücksmarkt dadurch 
merklich beengt wird, fo beruht das felten oder nie auf fpefulativen Be- 
rechnungen. Bon wirklichen Ringbildungen der Grundftüdipefulanten wird 
uns weder aus Berlin noch anderswoher etwas berichtet. Vielmehr handelt 
es jih dabei um unbeabfidhtigte und oft unberehenbare Stodungen und 
Stauungen des Kapitals. Das vom Käufer in den Grundftüden feftaelegte, 
vom Berfäufer flüffig gemadte Kapital! wird von diefem nit in Bau- 
unternehmungen angelegt, jondern irgend melden anderen Beftimmungen 
zugeführt. So kann e8 wohl fommen, daß infolge der Bodenfpefulation 
vorübergehend das Baufapital fnapp wird, die Bauthätigfeit ftodt und die 
Mieten fteigen. Eine beabjichtigte Wirkung aber ift es nicht. 

Es find aud in der Regel gar nicht die eigentlichen fapitalfräftigen, 
ihr Geſchäft rationell betreibenden Bodenfpefulanten, welche baureifes Land 
unbenußt liegen lafjen, fondern entweder kleine Befiser, denen es an Kapital 
fehlt, oder Großfapitaliften, denen es auf Zinsverlufte nicht anfommt. 

Daß ein Bodenbefiter, deffen Land noch gar nicht in die Bebauungs— 
zone gerüct ift, nicht durch vorzeitiges Bebauen feine Koften und fein Rififo 
erhöhen wird, ift felbftverftändlih. Hier fann aber von einer Steigerung des 


1 %ch betone auädrüdlich, dat jedem FFeitlegen von Kapital im Grund und 
Boden notwendig auf der andern Seite ein Flüffigmahen verjelben Summe 
gegenüberfteht. Ein einzelner Kapitalift fann jein Kapital im Boden „feitlegen“, 
ein volfsmirtichaftliches Feitlegen von Kapital giebt es dagegen nidt. 
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Bodenpreifes durch unbebaut Liegenlafien gar feine Rede fein, denn da 
diefer Boden überhaupt noch außer Konkurrenz mit dem eigentlihen Bauland 
jteht, fann feine Fernhaltung vom Markte auch nicht das Angebot von 
Bauland beſchränken. Von einer Steigerung der Bodenpreife durch ein 
ſolches bloßes Abwarten fann aljo gar feine Rede fein. 

Ein Interefje am unbebaut Bleiben feines Landes hat der Bodenbefiter 
nur in äußert jeltenen Fällen, und fein Bejtreben ift daher auch, wo er 
rationell verfährt, im Gegenteil darauf gerichtet, fein Land möglichſt ſchnell 
zur Bebauung zu bringen. Nur dadurch, daß es bebaut wird, fann es 
feinen höchſten Wert erreihen, und je näher der Termin der Bebauung 
daher vorausfichtlich Tiegt, deſto höher fteigt der Preis im voraus. Nur 
bebautes Zand trägt Zinfen, am unbebauten gehen Zinfen und Zinfeszinfen 
verloren und die Beträge diefer find natürlih um fo größer, je höher der 
Preis des Landes fon ift. Ein Grundftüd im Preife von 100 000 Mark 
verurſacht, wenn es unbebaut liegen bleibt, bei einer Verzinfung von nur 
4°;o einen Binsverluft im erften Jahre von 4000 Mark, im zweiten von 
4160 Mark, im dritten von 4326 Mark, im vierten von 4499 Mark, im 
fünften von 4679 Mark, im fechiten von 4867 Marf u. ſ. w. in fteigender 
Proportion, alfo in 6 Jahren insgefamt einen Zinsverluft von 26531 Marf, 
die der Spefulant auf feinen Anfaufspreis ald Anlagekoften fchlagen muß. 
Sein Gewinn ift alfjo, wie wir ſchon oben zeigten, gar nicht fo groß wie 
er erfcheint, wenn man einfach Einfaufspreis vom Verkaufspreis jubtrahiert, 
wobei natürlich nicht geleugnet werben fol, daß mandmal auch ohne erheb: 
lichen Zinsverluft in fürzefter Zeit große Gewinne gemadt werben. Im 
allgemeinen handelt es ſich jedoh für den Spekulanten in noch nicht 
unmittelbar bebaubarem Terrain darum, feine Zinsverlufte nah Möglichkeit 
zu reduzieren und das ift nur möglich dadurch, daß er die Bebauung zu 
befchleunigen ſucht. So fahen wir denn aud die großen Bodenjpefulanten 
der 70 er Jahre, denen auch P. Voigt feine Anerkennung nicht verfagt, und 
die Kurfürſtendammgeſellſchaft alle Anftrengungen machen, um durd Straßen: 
anlagen und Eröffnung fonjtiger Verkehrsmittel ihr Land zu erfchliefen und 
fchnell zur Bebauung zu bringen. 

Gewiß fteigerten fie dadurch den Wert ihres Bodens, aber Dieje 
Steigerung wäre ohne ihre Bemühungen um die Erfchliegung des Bodens 
dod mit der erjten Bebauung gefommen, alſo nur etwas fpäter. Inzwifchen 
aber hätte im Innern der Stadt ein Mangel an Wohnungen fich geltend 
gemacht, die Mietpreife und damit auch die Bodenpreife wären hier geftiegen, 
und unter diefem erhöhten Drude wäre ſchließlich aud die Nachfrage nad 
Bauland in den PVororten mwahrfcheinlid eine intenfivere geworden und 
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vielleicht dadurd die Preiſe auch hier höher getrieben worden, als fie fi 
bei früherem Einfegen der Entwidlung geftaltet hätten. Die Spekulation 
bat aljo hier nur günftig auf die Wohnverhältnifje gewirkt. 

Überhaupt ift es ein Irrtum, in dem ſchnellen Anwachſen der 
Bodenpreife ein allzu bedenklihes Symptom zu fehen, wo ein Anwachſen 
doc) ſchließlich unvermeidlich ift. Zwar die Bodenbefiger gewinnen dann mehr, 
denn fie haben geringere Zinsverlufte; aber auch das mwohnungsbedürftige 
Publikum gewinnt dabei, denn fchnelle Preisfteigerung bedeutet hier fchnelle 
Bebauung, alſo fchnelle Befriedigung der Wohnungsnachfrage und damit 
wahrjheinlih, fo parador es Elingen mag, niedrigere Mieten. In diefem 
Punkte bejteht alfo zwiſchen Spekulanten und Mietern volllommene Harmonie. 

Nun fann es natürlich troß alledem fommen, daß das Bauland nicht 
mit der gewünjchten Schnelligkeit erſchloſſen wird aus Gründen, deren oben 
einer bezeichnet wurde. Dann find jene Maßnahmen der öffentlichen Ge- 
walten entjchieden zu billigen, die duch Befteuerung der Bauftellen 
noch ein meitere® Motiv zur Beichleunigung der Bebauung zu dem aus 
dem Zinsverluſte entipringenden hinzufügen oder durd) ein Zufammen- 
legungsverfahren Bauland ſchnell zu erfchliefen und eventuelle 
Ringe zu durchbrechen ftreben. Aber man glaube nit, daß dadurch die 
Bodenpreije gedrüdt und der Gewinn der Bodenbefiter vermindert mwerbe, 
vielmehr liegen auch diefe Mafnahmen durhaus im gemeinfamen Intereſſe 
beider Seiten. Es fei dies denjenigen Theoretikern gegenüber ausdrüdlich 
hervorgehoben, die aus der bloßen Thatfache des unverdienten Wertzuwachſes 
des privaten Kapitals ohne weiteres auf eine Schädigung allgemeiner 
Intereſſen jchließen zu können glauben. 

Bor allem aber ift gegen die Theorie, melde die Bodenfpefulation 
als Urfahe jeglicher Preisfteigerung des Bodens betrachtet, geltend zu 
maden, daß das Wachstum der Bodenmwerte in der neueren Zeit zur Haupt- 
ſache offenbar feine Folge der Spekulation if. Es iſt die notwendige, 
unabmwendbare Folge eines durchaus objektiven Vorgangs, der immer ftärferen 
Ausnußung des Bodens, namentlich in vertifaler Richtung, durch Vermehrung 
der Stodwerlzahl der Gebäude. Diefe wurde von Friedrih dem Großen, 
wie wir fahen, geradezu als ein Mittel zur Belämpfung der Spekulation 
benußt und hat bis zur Gegenwart ihre unaufhaltfam fortichreitende Ent- 
widlung genommen. 

Bei feiner freien Preisgeſtaltung fann es ausbleiben, daß dort, 
wo thatfächli oder vorausfichtlidh fünfſtöckige Wohnhäufer errichtet werben, 
die Bodenwerte ein Maß erreichen, das erheblich über dem Werte in einem 
Gebiete des niedrigen Baues fteht, und es hätte auch gar feinen Sinn, 
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wenn man es überhaupt fünnte, die Bodenwerte zu nivellieren und dort, 
wo hoch gebaut werden kann und darf, diefelben niedrigen Werte zu 
erzwingen wie im fleinbaugebiet. Das würde lediglih ein Gefchenf an 
den Hochbauunternehmer oder auch eine unerträgliche Befteuerung des niedrigen 
Baues bedeuten. 

Möglich allein ift das Niedrighalten der Preife dadurch, dak man den 
Hochbau ganz unterdrüdt und eine völlige Nivellierung nur, indem man 
überall denfelben Bautypus vorfchreibt. Erfteres ift auch für gewiſſe Gebiete 
notwendig, fofern man dem niedrigen Bau überhaupt no ein Afyl erhalten 
will, font wird diefer von der Konkurrenz des Hochbaues jicher unterbrüdt. 
Aber eine Verbilligung des Bauens und Wohnens in den landhausmäßigem 
oder noch ſtärker befchränttem Bauen vorbehaltenen Gebieten erwarte man 
von diefer Mafregel nidt. Sie würde zur Hauptfahe alfo dem Intereſſe 
der Mohlhabenden dienen, die fi den Luxus des Alleinwohnens geitatten 
fönnen. Den ÜÄrmeren würde die fog. Mietkaferne nad) wie vor die billigere 
Wohngelegenheit bieten. 

Damit wird denn natürlih auch der Vorwurf hinfällig, der denjenigen 
gemacht wird, die die „Mietfaferne“ begünftigt haben. Die Berliner Bau- 
verwaltung insbejondere hat nicht nur — was wohl auch nicht bezweifelt 
wurde — vollftommen bona fide gehandelt, wenn fie den Hochbau als ein 
Mittel billige Wohnungen zu ſchaffen betrachtete, fondern jte iſt auch injofern 
vollfommen gerechtfertigt, als höchſt wahricheinlich dadurch ein Drud auf die 
Mieten ausgeübt worden ilt. 

Die Bodenbefiger waren allerdings ftarf intereffiert an der Sache. 
Ihnen fonnte es nicht einerlei fein, ob ihr Beſitz zum Hocbaugebiet oder 
zum Gebiet der landhausmäßigen Bebauung geichlagen wurde. Aber dadurd, 
dab ſie ihre Intereſſen vertraten, tft das Intereſſe anderer nicht nachweislich 
geihädigt worden. Unverdiente Gewinne genau derjelben Art wie die beim 
Grundftüdshandel üblichen fommen auf allen Gebieten des heutigen Wirt: 
ichaftslebens vor. Wenn 3. B. ein Eifenhüttenbefiger um die Zeit ber 
Einführung des Thomasverfahrens plöglih, und zwar nicht durch eigenes 
Verdienit, entdedte, daß feine für völlia wertlos, ja fchädli gehaltene 
Tuddelfchladenhalde ein wertvoller Befig geworden fei, jo war das ein 
„unearned increment“ durh Erhöhung ja Neufchaffung der Gebrauds- 
"fähigfeit eines bis dahin unbraudbaren Gutes. Daß aber hier durch den 
unverdienten Gewinn des Einen irgend Jemand ſonſt geſchädigt fei, ift nod 
nicht behauptet worden. 

Es ift der große Fehler der heutigen Bodenreformbemwegung, 
daß jie das Augenmerk ganz ausjchlieglih auf den fteinenden Bodenmwert 
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richtet und die Mtietjteigerungen allein auf ihn zurüdführen will, und dann, 
daß fie die Gewinne der erbangeſeſſenen Befiger oder jpäteren Ermerber des 
Grund und Bodens ohne weiteres nicht bloß, was fie in der That find, 
für ethifch anfechtbar, jondern auch für wirtſchaftlich gemeinſchädlich erklären. 
Das beides fällt eben bei der heutigen Wirtfehaftsordnung nicht immer 
zufammen und die Überzeugung der Bodenreformer, daß alles, was ethifch 
nicht zu rechtfertigen ift, auch mirtfchaftlich verberblich fein müfje, bemeift, 
daß ſie es find, nicht wir anderen, die zu der immanenten Gerechtigkeit 
der beftehenden Wirtihaftsordnung ein zu großes Vertrauen hegen. Ich 
befampfe die Bodenreformbemwegung feinesmegs principiell. Das Beftreben 
nad; einer geredhteren Verteilung der Gewinne und Güter ijt lobenswert 
und lebhaft zu unterftügen. Aber man foll es nicht mit ungeeigneten 
Mitteln verfuhen. Beſſer verteilen fann man die Bodenrente, indem 
man den Zumahs den Bejigern des Bodens teilmeife entzieht und, mas 
auf verfchiedene Weife möglich ift, auch den Mietern einen Anteil an ihm 
zumendet. Selbit eine völlige Konfisfation des Zuwachſes durch Befteuerung 
liegt nicht außerhalb des Bereih& des Denfbaren. Abfolut unmöglich aber 
ift eine Unterdrüdung des Bodenmwert3 und überdies ift fie offenbar un- 
vereinbar mit der Konfisfation; denn wenn er ganz verfchwindet, ift auch 
nichts mehr im allgemeinen Intereſſe zu fonfiszieren. 

So tft auch die Niedrighaltung der Bodenpreife durch gänzliches Ver— 
bot des Hochbaues, vom bodenreformerifchen Standpunft betrachtet, lediglich 
eine Mafregel, die unverbienten Gewinne der glüdlichen Befiger gleichmäßiger 
zu verteilen, nicht aber fie zu befeitigen. Auch der ein- und zweiſtöckige 
Bau fteigert den Bodenwert um ein ganz Beträchtliches, und es fragt fi, 
ob nicht die Gefamtjteigerung des Bodenwerte® beim niedrigen Bauen 
ichließlich ebenfo groß werden wird wie beim Hochbauſyſtem. Was man 
verhindern fann, ift doch wohl nur die Affumulation des Wertes in beftimmten 
Gebieten geringeren Umfangs; dafür ergreift aber die MWertfteigerung eine 
weit größere Fäche. Nehmen wir, nur um die Begriffe zu firieren, an, 
daß zur mwohnlichen Unterbringung derfelben Bevölferung beim zweiftödigen 
Bauen die zweieinhalbfahe Fläche notwendig jei wie beim fünfftödigen 
Bauen, und daß, ungefähr entjprechend den oben (S. 212) berechneten Zahlen, 
die jedesmaligen durchſchnittlichen Bodenpreife fih wie 1 zu 4 verhalten 
würden, dann würde allerdings die gefamte Wertjteigerung im erften zu der 
im zweiten Falle fich wie 2 "a zu 4 verhalten, aljo in der That die abfolute 
Steigerung dort geringer fein. Wer bürgt aber dafür, daß nicht die dauernde 
größere Nachfrage nach Bauland, die das niedrige Bauen ohne — mit 
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ſich bringt, eine Preiöfteigerung im Gefolge hätte, die jene Herabjegung der 
Gejamtfteigerung wieder ausgliche!. 

Nur das eine wäre alfo auf jeden Fall erreicht, eine gleihmäßigere 
Verteilung des Wertzuwachſes und es fol diefer ethifche Vorteil nicht unter- 
ihäßt werden. Derfelbe aber läßt fih aud ohne Nivellierung aller Preiſe 
durh ein rationellese Zufammenlegungsverfahren, von dem jchon 
oben die Rede war, erreihen. Es wäre nur nötig, das ganze zufammen- 
gelegte Bauland in Baugemannen nah den verfchiedenen in ihnen zur 
Geltung fommenden Bauordnungen zu teilen und jedem der urfprünglichen 
Befiger in jeder Gewanne feine Parzelle zuzumeifen, ähnlich mie bei der 
alten Gemarfungsaufteilung, und ein derartiges Verfahren ift durch die Um- 
legungsgefeggebung ? wenn nicht vorgefehen, jo doch auch nicht ausgefchlofjen. 

Nahdem wir notgedrungen die, Frage, ob und wiemweit die jogenannte 
Bodenfpekulation auf den Bodenpreis und die Mieten Einfluß hat, unter- 
ſucht haben und, wie mir fcheint, zu dem Rejultate gedrängt werden, daß 
ihr Einfluß zum mindeften gewaltig überfhägt wurde, müfjen wir auch nod 
auf das Bauunternehmertum und die Hausbefiger einen Blid werfen, ob 
nicht fie e& find, welche die Mieten in die Höhe treiben. Borauszufchiden 
find dieſer Unterfuhung einige thatfählihe Mitteilungen über eine Er- 
ſcheinung, die in diefer frage von grundlegender Bedeutung ift, die fort- 
ſchreitende Abnahme der Zahl derjenigen, die in eignen Häufern mohnen 
im Verhältnis zur Gefamtzahl der Einwohner der Städte, 

Im alten Berlin wohnte die große Mafje der Bevölferung im eigenen 
Haufe; mar doh im Handmerf die Meifterichaft im allgemeinen an ven 
Hausbefig gefnüpft. Miet- und Hausleute wurden in den Polizeiordnungen 
des 16. Jahrhunderts mit dem Gefinde und den Tagelöhnern zum unterften 
Stande gerechnet. Noch Anfang des 18. Jahrhunderts wohnte nad 
P. Voigt mindeſtens die Hälfte der Civilbevölferung noch in eigenen 
Häufern; in den Vorftädten machte die Mietbevölferung nur einen geringen 
Brudteil aus, während fie in der Innenſtadt wohl ſchon auf annähernd 
35 der gefamten Einwohnerfchaft geitiegen war. Beim Tode Friedrichs des 
Großen, der, wie wir willen, das große Miethaus jehr gefördert hatte, 
waren bereits mehr als 24 aller Haushaltungen in Mietwohnungen unter: 
gebracht, wenn auch der Kopfzahl nach die Hauseigentümer mit ihrem Anhang 
noch fait "sa der Bevölkerung ausgemadt haben mögen. Es gab jedod 
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Damals ſchon Häufer, die bis zu 16 Familien beherbergten und teilmeife 
wohnten ſchon vornehmfte Perfonen, Minifter und Generäle, in Miet- 
wohnungen. 

Diefe Entwidlung nahm dann mit und ohne Bodenpolitif ihren Fort- 
gang und im modernen Berlin treten die Eigentümermohnungen in der 
Gejamtzahl ganz zurüd. Im Jahre 1890 gab es in Berlin 12 287 
Eigentümerwohnungen, das waren nur 33 vom Taufend und 1895 mar 
die Zahl fogar abfolut gefunfen auf 12247 und madte nur 30 vom 
Taufend aller Wohnungen aus. 

Nicht völlig jo weit gediehen iſt die Entwidlung noch in Charlotten- 
burg, wo im Jahre 1895 von den 31 201 vorhandenen Wohnungen 
1326, aljo 43 vom Taufend von Eigentümern bewohnt wurden. Dabei 
trugen 110 aller bewohnten Grundſtücke Einfamilienhäufer. 

Die Urſache diefer Entwidlung iſt einerfeit3 die immer geringer werdende 
Sehhaftigfeit der modernen Bevölkerung, die immer weniger geneigt und 
befähigt wird, fi dauernd dur den Erwerb eine Haufes an den Ort zu 
binden; anderfeitS ohne Zweifel die immer größer werdende Schwierigkeit, 
fih ein Haus zu erwerben wegen der jteigenden Baufoften und Grundftüds- 
preife. Solange diefe Preife noch auf dem Niveau ftanden, das der Be- 
bauung mit Häufern mit nur einem Gefchoß, alfo dem fleinen Arbeiter- und 
Beamtenwohnhaus entfpriht, waren manche Angehörige auch der minder 
begüterten Klafjen in der Lage, fi ein Grundftüd zu erwerben und ein 
eignes Häuschen zu erbauen. Als die Preife infolge der zunehmenden 
ftärferen Bodenausnugung durch höhere Stodwerfsbauten jtiegen, wurde 
diefes, wie aus den Baukoſtenberechnungen fich deutlich genug ergiebt, aus- 
geſchloſſen; denn naturgemäß konnten diefe Leute mit fleinem Kapital und 
kleinem Wohnbebürfnis nicht das Steigen der Bodenpreife dur Vermehrung 
der Stodwerközahl wieder ausgleihen, wenn fie beim Haus zum Allein- 
bewohnen bleiben wollten. 

Diefer Teil verzichtete alfo ganz auf ein eigenes Haus, die übrigen 
aber gingen zum Miethaus über, erit zum fleinen, in weldem die eigene 
Wohnung noch die Hauptfahe war, dann zum größeren, in welchem die 
Mietwohnungen überwogen und endlich entftand die Klafje der erwerbsmäßigen 
Hausbeſitzer und Vermieter. 

Dieſe Entwidlung ift, mie die obigen Zahlen bemeifen, ſchon jo weit 
vorgefchritten, daß an ein Rüdgängigmaden gar nicht zu denken ift. Aber 
aud eine Verzögerung der unaufhaltfam meiter fortjchreitenden Bewegung 
ift nur innerhalb jehr enger Grenzen möglich. Die große Mafje der Einwohner 
der Groß: und Mittelftädte wird auf das Miet- oder ein dem ähnliches 
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Verhältnis angewieſen bleiben, ſei es bei privaten Unternehmern, fei es bei 
Genofienihaften oder öffentlichen Verbänden. 

Was nun diefes Verhältnis für den Mieter fo läftig madt und dem 
gewerbömäßigen Bermieter, dem „Hausagrarier“ den befannten populären 
Haß einträgt, ift einerfeit3 der Gewinn, den er bei dem Geſchäfte mad, 
andererſeits und ganz befonderd aber feine Neigung, jede ihm günſtige 
Konjunktur zur Steigerung der Mieten auszunußen. 

Was zunädhft den Geminn des Hausmwirtes bei feinem Geſchäfte betrifft, 
fo dürfte es ſchwer fein, ihm denfelben genau nachzurechnen. P. Voigt 
verfucht es bei den 16 Häufern der Lübbenerftraße, die oben befprocen 
wurden, auf Grund folgender Zahlen !. 

Es betrug 1895: 


der Gefamtwert der 16 Häuferr -. » » 2 21886 000 Marf 

die hypothefarifhe Belaftung derfelben . . ». . -» . 1831000 

alfo das freie Kapital der Eigentümer . . . » . . 355000 Mari 
Der Nutungswert d. 5. der Mietertrag abzüglich der üblichen 8° o für 

Reparaturen, Reinigung, Steuern u. f. w. betrug. -. . 124000 Marf 
Davon gehen ferner ab: 

die Hypothefenzinfen (4 Va %/o durhidhnittih) . -» -» » 82600 „ 

die Zinfen des freien Kapital (590). . » 2. +. ..17700 


zufammen 100 300 Mari 
fo daß als Überſchuß der Beſitzer zunächſt etwa 24000 Marf ver- 
bleiben würden, alfo in der That etwas mehr ala das 10 des Geſamtwerts, 
das in Berlin bei Arbeiterwohnhäufern als normal gilt. In einer An- 
weifung des „Grundbeſitzer“ zur Tarierung von Häufern wird diefes 
Prozent als eine Verfiherungsprämie gegen Mietausfälle bezeichnet und bei 
befjeren Häufern ſchon eo als hinreichend erachtet. Außer diefer Prämie 
jtedt aber darin noch die Bergütung für die Hausverwaltung und vor allem 
noch die Amortifation des Baufapital$, die noch gar nit in Rechnung 
gebracht iſt. Im allgemeinen wird 1%o des Neuwerts des Haufes für 
eine angemejjene Amortifation gehalten. Nun ift der Neumert unbelannt; 
wir müffen uns ftatt defien mit dem Feuerfaffenwert für 1880 als Gebäude 
wert begnügen. Er beträgt 1558000 Mark, 1%o davon alfo 15580 Mark. 
Für die Verwaltung eines größeren Miethaufes ferner gelten 400 Mark 
jährlich in Berlin als angemefjene Vergütung; das würde für die 16 Häufer 


ı Ahnliche Rechnungen hat vor ihm ſchon Eberſtadt in feinen „Städtiſchen 
Bodenfragen“ mitgeteilt. 
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6400 Mark ausmahen. Damit find aber die 24000 Marf bis auf etwa 
2000 Mark erfhöpft, wovon auf jedes der 16 Häufer nur 125 Mark fämen. 
Nah diefer Nehnung alfo würde das Geſchäft der Hausbefiger als fein 
Tonderlid glänzendes erfcheinen. 

Nun will ich natürlich aus diefer Rechnung feine Schlüffe auf die 
Gewinne der Hausbefiger im allgemeinen ziehen, denn mwieweit diefer Fall 
typiſch iſt, läßt fich nicht feftitellen, und überdies find die Zahlengrundlagen 
unfiher. Die Rechnung tft hier hauptjählih nur zur Veranfhaulichung 
der in Betraht fommenden Zahlenverhältniffe mitgeteilt. Es fcheint jedoch, 
daß im allgemeinen bei einem Hausfauf dem Beſitzer fein größerer Gewinn 
wie im vorliegenden Falle berechnet wird, und daß daher die eigentliche 
Gemwinnhoffnung des Käufers meniger in den gegenwärtigen als den zufünftig 
fteigenden Erträgen des Hauſes begründet ift. Darin läge dann allerdings 
für ihn ein Anjporn, die Mieten jo hoc zu fchrauben, als es angängig ift. 
Nicht der thatſächliche, wenn aud ziemlich reichlihe Gewinn des Hausbefigers, 
fondern im Gegenteil, der zu geringe Gewinn, der nach zufünftiger Ergänzung 
jtrebt, wäre dann für den Mieter das Gefährliche. 

Ein folder Hausbefiger, aber auch jeder andere auf den Erwerb aus 
dem Vermietungsgefhäft angewieſene Hausbefiger, wird num natürlich jede 
Konjunktur zur Erhöhung der Mieten ausnützen. Er ift es, den in Zeiten 
auffteigender Konjunktur der Mieter nur ala denjenigen fennt, der mit 
Kündigung droht, wenn man nit auf die Erhöhung des Mietzinfes ein- 
geht. Er ift e8 daher aud, der leicht für die eigentliche und einzige Urſache 
der Mietjteigerungen gehalten wird und den Haß dafür trägt. In den 
früheren Zeiten, als wenigſtens in ſehr vielen Fällen zwiſchen Vermieter 
und Mieter ein mehr freundfchaftliches oder mwenigftens menfchliches Ver— 
bältnis beitand und der Vermieter auch nicht jo geſchäftsmäßig wie heute 
mit den Mieteinfünften rechnete, fand mahrfcheinlih viel feltener eine 
fo rüdjichtslofe Ausnügung der Konjunktur wie heute ftatt; wenn uns auch 
recht draſtiſche Beifpiele raffinierten Vorgehens der Hausfpekulanten ſchon 
aus Friedrichs d. Gr. Zeiten berichtet werben. 

Der moderne gewerbsmäßige Hausvermieter wird alſo in vielen, viel- 
leicht in den weitaus meiften Fällen die Mieten bis zur äußerjt möglichen 
Grenze hinauftreiben; meiter geht aber auch feine Macht nit. Eine all- 
gemeine, über die dur die Marktlage bejtimmte Grenze hinausgehende 
Steigerung der Mieten vermag der Hausbefiger jo wenig durchzuſetzen wie 
der Bodenſpekulant eine ſolche der Bodenpreife. Nur die übermäßige 
Nachfrage, alfo thatfählicher Mangel an Wohnungen hat ihn in den lesten 
Jahren und Jahrzehnten befähigt zu fteigern, denn nur bei dem herrſchenden 
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MWohnungsmangel war er ficher, daß der Mieter feine Bedingungen annehmen 
oder mit einer mindermwertigen Wohnung vorlieb nehmen müfje. In Zeiten 
der für ihn ungünftigen Konjunktur, wie Anfang der 80er Jahre, pflegt 
der Hausbefiger — und zwar gerade wiederum der gewerbsmäßige — 
ebenfo liebenswürdig und zuvorfommend zu fein, mie er in Seiten ber 
Wohnungsnot zugelnöpft und rüdfichtslos if. Daran kann aud der Um: 
jtand nichts ändern, daß der moderne Hausmwirt häufig als Strohmann eines 
Baufpefulanten fein Recht, die größtmögliche Miete herauszuprefjen, zu teuer 
bezahlt hat. Gegen die thatfählihen Berhältnifje des MWohnungsmarftes 
fann aud ein folder Pfeudohausmirt nicht an, ganz abgejehen davon, daß 
diefe Kategorie doch trotz allen Bauſchwindels ebenjomenig mie fonftige 
Mohnungsmwucherer zahlreich genug find, um auf den Wohnungsmarkt im 
ganzen irgendwie maßgebend einzumirken. Daß endlih, nah Analogie 
der oben erwähnten angeblichen Bodenjpefulanten, Hausbefiger durch leer 
Stehenlafjen von Wohnungen deren Mietpreis zu heben unternommen hätten, 
ift wohl noch nicht behauptet worden. 

Dagegen wäre noch zu erwägen, ob nicht aus der ganzen, oben dar- 
geftellten Entwidlung, der Zunahme der Mieter und Abnahme der Vermieter 
eine Erklärung für die anfteigenden Mieten abzuleiten fei. An Stelle des in 
ruhigem Befite befindlichen Eigentümers, der jeder Steigerung der Koften 
für feine Wohnung entrüdt ift, trat der in fteter Abhängigkeit und Unjicher: 
heit befindlihe Mieter. Darin liegt an fi ſchon ein Übelftand, felbit 
wenn im Durchſchnitt die Koften des Wohnens fi bei Mieter und Eigen: 
tümer nur um den Betrag unterjchieden, der in dem Unternehmergeminn 
des Vermieterd begründet ij. Aus diefer Erwägung entjpringen die Be 
jtrebungen, in den Fällen, wo Eigentumserwerb ausgeſchloſſen tt, wenigitens 
einen langfriftigen Befig einer Wohnung durch Erbpadht (Erbbauvertrag) zu 
ermöglichen. Bei der durchgängig fteigenden Tendenz der Wohnungsfojten 
würde für den Einzelnen außerdem zweifellos darin ein Vorteil beftehen, 
daß die Koften der wohlfeileren Zeit für die ganze Dauer des Verhältniſſes 
in Geltung blieben. 

Eine ganz andere frage aber it es, ob die relativ fo außerordentlid 
ſtarke Zunahme des zur Miete Wohnens an fih eine Tendenz zu Steigerung 
der Mieten mit fi bringt. Man hat fie bejaht, und die Antwort damit 
zu begründen verfucht, daß infolge der Verminderung der Zahl der Eigen: 
tümer und der Vermehrung der Zahl der Mieter das Angebot jtetig ab, 
die Nachfrage zunehme. Man verwechſelt hier anbietende Perfonen und an- 
gebotene Ware. Auf die abnehmende Zahl der Vermieter fann es jedoch nicht 
anfommen, wenn jeder von ihnen entfprehend mehr Wohnungen anzubieten 
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bat. Ob aber das Angebot von Wohnungen infolge der Abnahme der Zahl 
der Hausbefiger abgenommen habe: an dieje Frage ijt man überhaupt nicht 
berangetreten. Nun deutet aber alles darauf hin, daß eher das Gegenteil der Fall 
ift. Das moderne Bauunternehmertum mit der hinter ihm ftehenden Krebit- 
organifation, wie fie im vorigen Abfchnitt gefchilvert wurde, ift doch außer: 
orbentlich viel Teiftungsfähiger als der alte „Bauherr“, der vorwiegend mit 
eignem Kapital und zunädjt zur Befriedigung des eignen Wohnbebürfnifjes 
fleine Wohnhäufer baute. Mag das Wahstum der modernen Großftäbte 
mandmal ein Tempo annehmen, daß der rapide fteigenden Nachfrage nad) 
Mohnungen auch das moderne Unternehmertum nicht nachzukommen vermag 
— es giebt hier natürlih ein Maß, dem feine Organifationsform des 
Baubetriebes gewachſen wäre —, im allgemeinen löjt es feine Aufgabe, für 
den Zuftrom zur Großſtadt Unterkunft zu beforgen, in durchaus befriedigender 
Meife.! Die Unfähigkeit des Baubetriebs der alten Zeit, diefelbe Aufgabe 
für damals zu löfen, war es doch, die den Staat nötigte, ſelbſt Bau- 
unternehmer zu werben, d. h. jelbjit Wohnungen zu bauen oder den Bau 
und bie Vergrößerung der Wohnhäufer auf jede Weife zu fördern. Hätte 
fih damals ſchon ein modernes Bauunternehmertum mit dem erforderlichen 
Kapital gefunden, auch Friedrich der Große hätte dieſem die Sorge für die 
Häufer feiner Emigranten überlaffen. 

Allerdings war damals auch die Aufgabe in einer Beziehung eine ganz 
andere wie heute. Hätte es fih lediglih um das Wahstum der Stäbte 
durch die innere Bewegung der Bevölkerung und den Zuzug vom umber- 
liegenden Lande gehandelt, dann wäre vermutlich auch der damalige bau- 
gewerbliche Kleinbetrieb imftande geweſen, ihm vie nötige Behaufung zu 
ihaffen. Nun wurde aber dur die Militär: und Finanzpolitif der Könige 
der „Flor der Städte” duch fünftlihen Zuzug aus Nähe und Ferne 
befördert und durd die eben entftehenden Garnifonen plötzlich vermehrt, 
und aus diefen beiden Umftänden erft entjprang das Wohnungsproblem 
jener Zeiten, dad nur mit jtaatlicher Hilfe gelöft werben fonnte. Go 
interefjant und erfolgreich alſo auch jene Wohnungspolitif ift, ein bejonderes 
Verdienſt der preußifchen Fürſten ift nicht in ihr, fondern nur in den Maß— 
nahmen zu erbliden, von denen fie eine notwendige Folge war, Der 
Emigrantenpolitif und der Schaffung eines jtehenden Heeres. Auch war 
fie nicht mehr fortfegbar, fobald die ihr zu Grunde liegenden Bedingungen 
jih änderten. Cine Beförderung des Wachstums der Städte hieße heute 
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eine mindeftens überflüffige, vielleicht fogar eine verderbliche Politik betreiben, 
und öffentliche Mittel dafür zu verwenden würde heute der radifalfte Politiker 
nicht zu befürworten wagen. 

Heute fann darüber fein Zweifel beitehen, daß es fih darum handelt, 
die Wohnungen in den Städten und deren Umgegend für Diejenigen, die 
bort fich niedergelafjen haben oder aus vernünftigen Gründen dorthin gezogen 
werden, in erfter Linie fittlih und Hygienifh möglichft volllommen zu 
geitalten, und dann auch fie fo billig wie möglich zu machen, da ed, mie 
die Verhältnifje liegen, aud vom Mietpreife der Wohnungen abhängt, wie 
viele wirklich gut wohnen werden. Billig aber fünnen die Wohnungen nur 
dadurd gemacht werden, daß man einerfeits die Baufoften durch rationelles 
Bauen zu erniedrigen fucht, anderfeit3 ein möglichit reichliches Angebot von 
Wohnungen hervorzubringen beftrebt it, aljo die Bauthätigfeit durch alle 
Mittel zu fördern ſucht. Denn nur dadurd find billige Mieten zu erzielen. 
Der Bodenpreis dagegen ijt etwas durchaus jefundäres; ohne hohe Mieten 
jteigt auch er nicht über das Maß, das der jeweiligen Baumeife an- 
gemeſſen tft. 

Um nun eine möglichft lebhafte Thätigfeit zu veranlafjen, gilt e8 heute 
vor allem, das private Unternehmerlapital zu intereffieren. Diejes ift heute 
noch der Hauptfaftor auf dem Wohnungsmarkte, neben dem das kleine private 
Baufapital für Eigentümerwohnungen noch und das genofjenschaftliche Kapital 
erſt eine geringfügige Rolle fpielt. Die Kreditorganifation des Großfapitals fteht 
nur jenem zur Verfügung. Aus unklaren ethiſchen Motiven eine Bodenpolitif 
treiben, die das Unternehmertum vom Wohnungsbau zurüdhielte oder deſſen 
Thätigkeit unnötiger Weife bejchräntte, hieke den Aſt abjägen, auf dem wir 
nun einmal noch jigen. Es würde die Hemmung der Funktion eines Organs 
bedeuten, für welches die Erfagorgane noh nicht ausgewachſen find. Der 
Schaden wäre aber doppelt groß, wenn e3 dazu noch mit falſchen Mitteln, 
wie die einjeitige Belämpfung des Hochbaues gefchähe. 

Es iſt damit feineswegs meine Meinung, daß das genofjenfchaftliche, 
gemeinnügige Bauen, ſowie aud das Bauen mit öffentlichen Mitteln darum 
nicht zu fördern fei, obwohl auch dadurch dem Privatfapital Konkurrenz 
gemacht wird. Das Privatkapital nämlich hat, wenn es nicht durch befonders 
eraltierte Stimmungen angejtachelt wird, feine Neigung, den Wohnungsmarkt 
zu überfüllen, viel eher hält es fich vorfichtig etwas unter der Grenze des 
Bedarfs. Dem dadurd auf die Preife in der einen Richtung ausgeübten 
Drud einen Antagonismus zu bieten, ift die Aufgabe namentlich des 
genoſſenſchaftlichen Kapitals. Will diefes und fonftiges außerhalb des 
gewerblichen Intereſſes jtehendes Kapital aber diefe jeine Funktion ganz aus: 
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üben, dann darf es fich nicht jelber durch Beichränfungen wie die, daß e3 
nur den Bau fleiner Wohnhäufer zu fördern hat, ganz unnötigerweife die 
Hände binden. Es fann nur dann weiteres Kapital heranziehen und den 
Kampf mit dem Ermwerböfapital mit Erfolg aufnehmen, wenn es ebenjo wie 
diejes in der Wahl des Standortes feiner Bauten unbehindert ift, aljo dort 
wo die Preife hoch find, ihre Wirkung auf die Baufoften durh Hochbauten 
paralyjiert. Die „Mietfaferne” hat gewiß ihre Schwächen, aber das Ab— 
fchredendite an ihr, die langen Höfe und Hintergebäude und dumpfen Keller: 
gelajje find gewiß nicht untrennbar mit ihr verbunden. Auch fie läßt fi 
vollflommen hygieniſch geitalten. 

Es wäre zu wünſchen, daß fo endlich der Blid von dem fcheinbar 
beängjtigenden Wachſen des Bodenpreifes in den Städten abgelenft und 
praftifchere Ziele als die Befämpfung diefer Erfcheinung, die ſich bei näherer 
Prüfung in mander Beziehung als ein Phantom erweijt, ins Auge gefaßt 
würden. Seit Beginn der ftädtifchen Entwidlung beobadten wir die Er- 
jcheinung des wachſenden Bodenwertes, nicht nur in Berlin fondern überall. 
Ja es ift auch der Wert des Ader- und Gartenbodens im Laufe der Ent- 
mwidlung wenn aud in viel geringerem Maße gejtiegen. Wir haben es alfo 
mit einer Erfcheinung von einer ähnlichen Geſetzmäßigkeit wie das Sinfen des 
Geldwertes im Laufe der wirtfhaftlihen Entwidlung zu thun. Nur zum 
geringiten Teile iſt jie auf dieſes zurüdguführen, der Bodenpreis hat ohne 
Zweifel feine felbjtändige unaufhaltfame Bewegung. Was tft die Urfadhe 
davon ? Keine andere ijt denkbar als die fteigende Ausnugung des Bodens, 
zuerjt durch landwirtfchaftlihe und gärtnerifhe Kultur, dann ald Standort 
von Wohnhäufern, von induftriellen, faufmännifchen und jonjtigen Etabliſſe— 
ments, ald Unterlage von Wegen, Straßen, Eifenbahnen u.j.w. Die 
Steigerung des Bodenwertes wird daher auch fein Ende erreihen, jolange 
der wirtfchaftlihe Sinn des Menfchen neue und rentablere Verwendungsarten 
des Bodens ausfindig madt. Weit entfernt an fih, eine beflagenswerte 
Erſcheinung zu fein, ift die Höhe des Bodenwertes im allgemeinen vielmehr 
das ſicherſte Zeichen fortgefchrittener wirtfchaftliher Kultur. Keine Wirt- 
jchaftsordnung fann den Wert des Bodens befeitigen oder unterdrücken. 
Denken wir uns den gejamten Boden an eine fommuniftifche Gefellichaft 
ausgeliefert, jo wird diefe die im Fapitaliftifchen Syitem ausgebildeten Werte 
und Wertunterfchiede im weſentlichen anerkennen müfjen, denn es hätte auch 
dann feinen Sinn, einen günftig gelegenen, vorteilhafter zu benußenden 
Boden nicht höher zu bewerten bezw. für feine Benußung ein höheres 
Äquivalent irgend welcher Art zu verlangen als für einen ungünftig 
gelegenen. Die Unterfchiede der Lage aber lafjen fih nun einmal nicht 
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befeitigen. Ebenſo iſt es felbitverftändlih und durch feine Wirtfchafts- 
ordnung zu befeitigen, daß ein im irgend einer Weiſe ftärfer ausnutzbarer, 
aljo höheren Ertrag liefernder Boden wertvoller ift ald der minder ertragreiche. 

Der einzige Troft für die Zukunft der MWohnungsfrage, falls es eines 
folhen bedarf, ift die MWahrfcheinlichkeit, daß der reine Wohnboden, 
folange feine Beitimmung feitgehalten wird, ſchon heute in Städten 
dort wo er am ſtärkſten, aljo durch Bauten der höchſtmöglichen Stodmwerfs- 
zahl ausgenugt wird, eben für diefen Zmwed vorläufig fein Marimum 
nahezu ſchon erreicht haben dürfte. Wenigſtens ift vorläufig fein Grund 
abzufehen, warum er meiter fteigen follte, folange nicht Technik, Sitte und 
Baupolizei noch höhere Bauten zuläßt. Die über den höchſten reinen Wohn— 
bodenwert weit hinausgehenden Bodenwerte des gefchäftlichen Bodens, mit 
defien manchmal erorbitanten Höhe man uns grufeln zu maden pflegt, hat 
mit der MWohnungsfrage, wie ſchon oben dargelegt, wenig oder gar nichts 
zu thun. Ihm dürfte allerdings ſchwerlich eine Grenze zu ſetzen fein, denn 
niemal3 wird man einen Geſchäftsmann, der fih an einer ganz bejtimmten 
Stelle der Stadt ganz außerordentliche geſchäftliche Erfolge verjpricht, hindern 
fönnen, diefen Boden fo hoch zu bewerten ala die Rentabilität feines * 
ihm zu betreibenden Unternehmens es erlaubt. 

Was dagegen ſehr wohl noch die Wohnungspreiſe in die Höhe — 
könnte, wären ſteigende Baukoſten, die überhaupt in den letzten Jahrzehnten 
ſchon mwahrfcheinlih einen viel größeren Anteil an dem Steigen der Mieten 
gehabt haben, ald man gewöhnlich annimmt!. Leider iſt ihre Bewegung 
infolge der Abforption der ganzen Aufmerkjamkeit durch die Bewegung der 
Bodenpreife fehr wenig beachtet worden. Die Bervollfommnung der Bau 
technif und dadurch bedingte Erjparnis an Baufoften, namentlih die Aus- 
arbeitung möglichft vorteilhafter Baupläne aud für größere Bauten, und 
dann die Förderung der Bauthätigfeit mit allen Mitteln, das 
werden die Grundlagen der Wohnungspolitif der Zufunft fein. 


Nachwort. Der vorstehende Bericht hat nah Inhalt und Form ſich weſent— 
lich anders geftaltet alö der Verfaffer bei Beginn feiner Arbeit vorausiah. Aus dem 
beabfichtigten kurzen Referat ift eine eingehende Kritif geworden. Der Umitand, 
daß dieſe fi gegen ein von ihm felber im Auftrag des Inftituts für Gemein» 
wohl berausgegebenes Buch richtete, durfte ihn von der Veröffentlihung nicht ab» 
halten. Der legte und mwichtigfte VIII. Abſchnitt ift geichrieben, nachdem die erjten 
fieben Abichnitte fhon im Sage ftanden. Damit wolle man Unvolllommenpheiten 
der Darftellung gütigft entichuldigen. 


ı In einem befonderen Artifel, der als Nadtrag im I. Band 2. Abteilung 
folgt, habe ich einen Beitrag zur Beantwortung dieler Frage zu geben verfudt. 


Anhang. 


Die folgende Tabelle II war nah den Anordnungen P. Voigts be— 
gonnen, und ich habe, troß der inzwifchen aufgeftiegenen, ©. 198 dargelegten 
Bedenken gegen die Methode, fie doch genau nach den gegebenen Inſtruktionen 
und nad dem von P. Voigt felber vorbereiteten Material zu Ende führen 
laffen. Sie ift im Manuffript für die einzelnen ausgewählten Straßen 
durchgeführt und wäre natürlich in diefer Specialifierung inftruftiver ala die 
hier gegebene Zufammenfaffung nad Stadtteilen, doch war es unmöglich, 
hier die ganze fehr umfangreiche Tabelle zum Abdrud zu bringen. 

Das Hauptgewicht ift auf die Ermittelung der Steigerung des Boden- 
wertes der bebauten Grundftüde feit 1865 gelegt. Diefer lediglich als 
Differenz zwiſchen Gefamtmwert und Gebäudewert beruhende Bodenwert, er- 
fcheint nun meines Erachtens namentlich für das Jahr 1895 viel zu had, 
weil von dem FFeuerfaffenwert der Gebäude, teil wegen angenommener zu 
hoher Einfhätung, teils wegen Abnugung der Gebäude, Abzüge bis zur 
Hälfte der Feuertare im Durchſchnitt von 10—15 %/o gemadt find. Diefe find 
nicht gerechtfertigt, wenn man als Bodenwert nicht einfach jene Differenz, 
fondern, wie es einzig forreft ift, den Wert betradhtet, den der unbebaut 
gedachte Boden im Augenblid für einen Unternehmer, welcher ihn in zweck— 
mäßigfter Meife bebauen wollte, haben würde. Außerdem richtet fich der 
gegenwärtige Gebäudewert nicht nad den thatfählihen Baufoften zu der 
Zeit, als das Haus gebaut wurde, fondern nad den Koften, die gegenwärtig 
die Herſtellung eines gleihen Haufes verurfahen würde (Reproduftionsfoften). 
Endlich ift zu berüdfichtigen, daß als ein Beltandteil des fogenannten 
Bodenwertes auch diejenigen Wertzuwachſe erjcheinen müſſen, die nicht 
fpontan dur die natürliche Ausdehnung des Baulandes entjtanden find, 
fondeın den Straßenbauten, Kanalifationsanlagen und ähnlihen Kapital- 
aufmwendungen ihre Entftehung verdanfen, einerlei ob dieje von öffentlichen 
Körperfhaften getragen oder nachträglich von den Beſitzern der Grundftüde 
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als Beiträge wieder erhoben worden find. Wil man den reinen Boden- 
wert d. 5. den Wert des Bodens bloß als Standort eines ftädtifchen Ge- 
bäudes ermitteln, jo mußte man aud für jene durch befondere Auf— 
wendungen verurfacdhten Wertvermehrungen Abzüge machen. 

Trogdem geben die Tabellen uns wenigſtens über die relativen Wert» 
verhältniffe intereffante Auffchlüffe. 

Mas zunächſt die Höhe der Grundſtückswerte betrifft, fo giebt uns die 
Tabelle folgende Reihenfolge der Stadtteile für das Jahr 1895: 


Medding und Gefundbrunnen. . 14 Friedrih-Wilhelmftadtt . . . . 154 


Moabit. nei .. 64 Ruifenflabt - » 2 20202020... 166 
Nofenthaler VBorftadt . . . » 75 Spandauer Viertel. -. » 2 2. 43 
Luiſenſtadt jenfeits des Kanals . 88 Untere — 7 
Dranienburger Borftadt . . » » 96 Alt⸗Köln. . .. 58 
Stralauer Biertel - . » » » . 112 Mit-Berlin. - 2 2 2 530 
Tempelhofer Vorftadt. . . » „ 120  Ärieprihäwerder . » 2 2... 536 
Königd-Biertel - » » 2 2. = 126 Friedrichſtadt.. 2 2. . 658 
Schöneberger on 0. 137 Dorotbeenftedt - - » 2 2.0. 7283 
Tiergarten. . . . 0.0.16 


Die Stadtteile der erjten Spalte fann man wohl als vorwiegend Wohn- 
viertel bezeichnen. Der Bodenpreis überfteigt hier nirgends, troß mahr- 
fcheinlich bedeutender Überfhägung, 150 ME. für den Quadratmeter. Se 
mehr fi der Gefchäftscharafter des Stabtteild ausprägt, defto höher der 
Bodenpreis. Eine Ausnahme macht nur die Untere Friedrichs-Vorſtadt, in 
der Geſchäftsſtraßen (Potsdamer-, Königgräßerftraße füdlicher Teil) mit den 
feiniten Wohnſtraßen (Bellevue- , Tiergartenftraße) gemiſcht find und für 
beide Teile annähernd gleich hohe Bodenpreife gelten. Auffallend und 
bemerfenswert ift der plößliche Sprung der Bodenwerte auf mehr als das 
Doppelte in den eigentlichen Gejchäftsvierteln der inneren Stadt. 

Eine nicht jehr von diefer verjchievene Reihenfolge ergiebt fih, wenn 
wir die Stadtteile nad den Werten der Eckgrundſtücke (Tabelle B) ordnen. 
Der Gejchäftscharakter fpeciell der Edgrunditüde fpricht ſich aber in deren 
den der Straßengrundftüde durchweg weit überragenden Wert aus. 
Mindeitens find jene um !is höher im Preis wie diefe, in einzelnen Fällen, 
fo in Moabit, in der Rofenthaler Vorftadt, im Stralauer Viertel und in 
Alt-Köln betragen die Werte der Edgrunditüde mehr ald das Doppelte 
derer der Straßengrundjtüde, von den erorbitanten Marimalwerten in der 
Dorotheenftadt und Friedrichitadt ganz zu fchweigen. 

Die Wertteigerung der Straßengrundftüde in den zwei in ber Tabelle 
berüdjichtigten Perioden wird in der folgenden Tabelle veranfhaulidt, in 
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Prozentuale Steigerung des Bodenwerts 











Stadtteile 

1865/80 1880/95 | 186595 
1. Wedding und Gejundbrunnen. . . 125 93 117 
ERBE ae re — | 131 — 
3. Tiergarten - - >» >» 2 22000. — | 167 — 
4 HERR 218 188 410 
5. Friedrich-Wilhelmſtadt. . . . . 266 160 428 
6. Alt-Berlin. - 2 2 2 2 222. 256 197 504 
7. Spandauer Viertel -. ». .».... 293 193 565 
8. Dorotbeenftadt -. - » » » 2.2... 257 223 574 
BR: ee 265 238 630 
10. Zuiſenſtadt a EEE A 287 241 692 
11. Sriedrihftadbt. - - - 2 20. . 307 244 751 
12. du ** jenſeits des Kanals. . — 258 — 
13. ee eig Sr ee RER 292 273 800 
14. Oranienburger Borftadt. . . . - 327 267 873 
15. Tempelhofer Borftadt . . .» .. » 261 353 | 923 
16. Untere jFriedrihvorftadt . . . . -» 324 317 1028 
17. Roſenthaler Borftadt . . -» .» . -» 443 242 1071 
18. Stralauer Biertel. . . 600 | 207 1244 
19. Schöneberger Borftadbt. . . . * - 871 225 | 1957 





welcher die Stadtteile nach der prozentifchen Gefamtfteigerung von 1865 bis 
1895 (leßte Spalte) georbnet find. Die größte Wertfteigerung zeigt hiernad) 
naturgemäß der Boden in den neuen Stadtteilen, die 1865 großenteild noch 
unbebaut waren, und wenn auch feinen Aderwert, jo doch noch einen fehr 
niedrigen Erwartungswert hatten. Daher die jo gewaltigen — wenn aud 
wohl zu hoch berechneten — Steigerungen in der Schöneberger Vorjtadt, 
Stralauer Viertel u. f. w, obwohl hier abfolut genommen noch heute der 
Bodenwert nicht jehr hoch ift. Wo aud in der Gegenwart die Bebauung 
noch nicht weit vorgefchritten wie in Moabit und Gefundbrunnen, ift auch 
feine Steigerung, ja hier ſogar von 1880—95, ſoweit fi aus den aus— 
gewählten PVrobehäufern ein Schluß ziehen läßt, fogar ein Rüdgang um 
7 °'o eingetreten. 

Überall war in der erjten Periode 1865 —80 die prozentifche Steigerung 
des Bodenwerts eine ftärfere als in der folgenden fünfzehnjährigen Beriode, 
eine Beftätigung der ſchon oben S. 208 ausgejprochenen Beobadtung, daß 
der prozentiſche Zuwachs am größten ift in den früheren Perioden der Ent- 
widlung bei noch abjolut niedrigem Bodenmwerte. 
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Wohnungsttatiftif. 
Don 


Dr. 8. Tindemann (E. Bugo), Degerlod. 


Seitdem Neefe im XXX. Bande der Schriften des Vereins für Social- 
politif die „Hauptergebnijje der Wohnungsſtatiſtik deutfcher Städte” !, ins— 
befondere die der Wohnungsaufnahme von 1880 dargeftellt hat, find die nad) 
1880 bearbeiteten Wohnungsaufnahmen, alfo die der Jahre 1885, 1890 und 
1895 unferes Wiſſens ohne eingehendere Behandlung geblieben. Auch die 
Neefeſche Abhandlung ift jehr kurz und vermeidet ein Eingehen in meift 
fehr interefjante und für die praftifche Behandlung der Wohnungsfrage auch 
fehr wichtige Einzelheiten. Die tabellarifhen Überfichten, melde das 
ftatiftiihe Jahrbuch deutſcher Städte? aus der Feder des Prof. Hafje ge- 
bracht hat, behandeln, wie das nach der Anlage der Jahrbücher nicht anders 
möglich iſt, gleihfalld nur die allgemeinen Verhältniffe; außerdem iſt eine 
Diskuffion der Tabellen ausgeſchloſſen. Diefe Lücke bemüht fih nun die 
folgende Studie auszufüllen. 


Der Charakter einer Wohnung wird in großer Ausdehnung durch den 
Charakter des Haufes beitimmt, in dem die Wohnung belegen if. Mit 
Fug und Recht müfjen wir daher die Gebäubdeftatiftif ald die Grundlage 
jeder Mohnungsftatiftif anfehen. Jene giebt uns die allgemeinen Um— 
riffe des Bildes, diefe führt und in die Einzelheiten ein. Die Gebäubde- 
ftatiftit befchreibt gemwifjermaßen das Anochengerüft, das Skelett, die 
Wohnungsftatiftit bekleidet es mit Fleifh. Wir beginnen deshalb mit 
einer kurzen Darftellung der Refultate der Gebäudeftatiftif, wobei es uns 
wie überhaupt bei unferer ganzen Arbeit vor allem darauf anfommt, die 
Entwidlung des Gebäudewefens mit feinen Beziehungen zum Wohnungs- 
weſen darzuitellen. 


ı Schriften ded Vereins für Socialpolitit XXX, 161—199. 
ı 9. I, 70--82; II, 50-56; III, 32—54; IV, 13—17: V, 54-56; VII, 
53—73. 
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Unfere Großjtädte find dur das Miethaus mit mehreren Stodwerfen 
und demgemäß aud mit mehreren Wohnungen charakterifiert. Wer längere 
Zeit in Ländern gelebt hat, in denen das Einfamilienhaus noch vorberrfcht, 
fann ſich gegenüber diefen hochgetürmten Häufern nicht leicht des Gefühls 
des Erdrücktwerdens, der Enge erwehren. Daran ändert au aller Wechfel 
in der arditeftonifhen Ausgeftaltung der einzelnen Häufer nichts. Der 
hochgetürmte Stodwerkbau, ein Erbe aus den Zeiten des Mittelalters, 
wo die enge Ummallung dazu zwang, den am Boden fehlenden Pla in den 
Süften zu ſuchen, hat feinen Siegeslauf durch ganz Deutfchland angetreten 
und herrſcht gleih unumfchränft in Städten, wo äußere Hindernifje ein 
Wachſen in die Breite erfchweren, wie da, wo Flachland nad allen Seiten 
die Stadt umgiebt. Und dieſer Siegeslauf ift nit nur ein extenſiv 
wachſender; auch die ntenfität diefer Bewegung, wenn wir fo fagen dürfen, 
ift eine ſich ftetig fteigernde. Einmal fehen wir, wie der Stodwerfbau in 
Heine Städte und nduftriedörfer eindringt; auf der andern Seite jehen 
wir, wie das feine Miethaus mit zwei Stodwerfen von der Mietfaferne 
verdrängt wird, die die baupolizeilih größtmögliche Zahl von Stodwerfen 
aufeinander jeßt. 

Direft und indirekt giebt uns die Statiftif über dieſe Tendenzen Auf- 
fhluß, indem fie die Gebäude nad der durch die Zahl der Stodwerfe 
bejtimmten Größe und indem fie die Grundftüde nad der Zahl der auf 
ihnen befindliden Wohnungen bezw. Bewohner Haffifiziert. Die letzte 
Methode gewährt und nur indireften Auffhluß, zudem find ihre Refultate 
feineswegs bejtimmt und fider. Da nämlih die Begriffe Grundftüf und 
Gebäude fich nicht deden, ein Grundftüd mehrere Gebäude enthalten fann, 
fo fann eine Steigerung der Zahl der Wohnungen und Bewohner nit 
nur durch das Entftehen größerer Gebäude auf einem Grundftüde, jondern 
auch durch die weitere Überbauung bereits bebauter Grundftüde mit Hleineren 
Wohngebäuden, ja ſchon ohne jede Anderung der vorhandenen Gebäude dur 
die Verwandlung großer Wohnungen in mehrere Eleine bezw. durch Über: 
völferung bereits beftehender Wohnungen bewirkt werben. Zuverläffigen 
Aufſchluß über das Anwachſen der Größe der Miethäufer gewährt ung 
dagegen die erjtere Methode; ihre Nefultate follen uns zunächſt bejchäftigen. 
Zur Ergänzung derjelben müſſen wir die Tabellen beranziehen, in denen 
die Stodmwerflage der Wohnungen zur Darftelung gebradt ift. In dem 
Make wie die Zahl der in höheren Stodwerfen belegenen Mohnungen 
wächſt, und überhaupt Wohnungen in immer höher gelegenen Stodwerfen 
auftauchen, muß auch die Höhe der Häufer gewachſen fein. Allerdings fommt 
die Vermehrung der Mietsfafernen auch hier nicht rein zum Ausdrud, da bie 
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größere Zahl der Wohnungen wenigjtens zum Teil durch die Verwandlung 
größerer in mehrere kleine entftanden fein fann. Die Zahl diefer Wohnungen 
wird und fann aber natürlich feine jehr große fein; immerhin genügt ihr 
Vorhandenjein, um die Reinheit der Darftellung zu trüben. 

Die Tabelle I giebt uns Auskunft über die Zahl der Stodwerfe in 
den bewohnten Gebäuden bezw. in. den gezählten Gebäuden. Die Tendenz 
nah Steigerung der Höhe tritt in den vorliegenden Zahlen aufs Elarfte 
zu Tage. Am fjchärfften ift die Entwidlung in Berlin zum Durdbrud 
gefommen. Während im Jahre 1864 die Zahl der Gebäude von ſolchen 
nur aus Erdgeſchoß bis zu der Klaſſe Erdgeſchoß und drei Stodmerfe, 
wel’ letztere für Berlin noch ala normal bezeichnet werden fann, 848 %oo 
umfaßte, während auf die Klaſſe mit 4 und mehr Stodwerfen nur 152 900 
entfielen, bat fih in den folgenden 31 Jahren das Verhältnis geradezu 
umgekehrt. Im Jahre 1895 ift der Anteil der Mietsfafernen auf 671 oo 
gewachſen, während der der normalen Klafjen auf 329 %oo geſunken ift. 
Am meiften haben gelitten die Klafjen nur Erdgeſchoß von 79/00 auf 
36 oo, Erdgefhoß und 1 Stodmwerk von 154 ou auf 5200, Erdgeſchoß 
und 2 Stodwerle von 25300 auf 6500. Am rapideften gewachſen ift 
die Klafje der Gebäude mit 5 und mehr GStodwerfen; fie hat fi in der 
Zeit von 1875—1895 mehr ala verachtzigfadht. Diefer doppelte Prozeß 
des Verſchwindens der kleinen ein: höchſtens zweiftödigen Gebäude und des 
Entjtehens der fünfftödigen Mietöfafernen fpielt fi natürlih in erfter Linie 
in den peripherifch belegenen Teilen der Großſtadt ab. Würden mir die 
für ganz Berlin geltenden Zahlen nad Bezirfen zerlegen, jo würden die 
neuen Zahlenreihen ung über diefen Vorgang interefjanten Aufſchluß geben. 
Neben den Kleinen Mohnhäufern der früheren landwirtfchaftlichen oder vor— 
ftädtifhen Bevölkerung tauchen die modernen Ungeheuer der Großftadt auf 
und verdrängen ficher und fchnell die Pyamäen zu ihren Füßen. Bei 
Berlin haben wir dafür folgende beweifende Ziffern beifpielaweife der 
Zählung von 1885. Im öftlihen Stralauer Viertel, in Moabit und im 
Wedding betrug die Prozentzahl der Gebäude nur mit Erdgeſchoß das doppelte 
bis dreifahe der Durchſchnittszahl für ganz Berlin, nämlid 11,2 %o, 
Moabit 11,700 und Wedding 18,60 gegen 5,0%0 für ganz Berlin; die 
Prozentzahl der Gebäude mit einem Stodwerk war gleichfalls höher als der 
Berliner Durchſchnitt. Bei den Gebäuden mit zwei und drei Stodwerfen 
ift dann gerade das Umgelehrte der Fall, während bei denen mit vier und 
fünf Stodwerfen der allgemeine Durchſchnitt wieder übertroffen wird. Eben— 
falls gewachfen ift außer der Klaſſe der fünfftödigen Mietsfafernen die 
Klafje der vierftödigen Gebäude, von 269 oo im Jahre 1875 auf 506 00 
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Tab, I. Bemohnte Gebäude 
— ot 
Städte Jahr Erd⸗ 1 | 92 | 3 | 4 Bi Keller⸗ 
} — — | 
1864 | 1495 | 2916 4813 . 6865 | 2882 7580 
1867 | 1359 | 2772 | 4695 | 7568 | 4191 8751 
1875 | 1347 | 3621 | 5200 | 7483 | 6515! „ge 10 997 
Berlin . .?| 1880 | 1312 | 3104 | 4645 ı 7530 | 7558 17 062 
1885 | 1291 | 2694 | 3582 7353 | 9918 1068 = 
1890 | 662 | 1487 | 2330 | 6281 1! 13 888 —— 4197 16 167 
1895 | 1154 | 1642 | 2080 | 5554 | 16 066 14 118 
1880 | 728 | 1477 | 1625 | 2715 | for bye 65 | 1088 
Breslau ‚Il ıss5 I 724 | 1584 1679 | 2651 : 2499| 98 | 1764 
1390 | 517 | 1335 | 1641 | 2724 | 3270| 395 | — 
1895 | 346 | 1247 | 1581 | 2731 3647| 596 | 2142 
1875 216 1322 2164 2283 | a — 
1880 | 331 2840 | 454 = 
Srankfurt a. M. i 1885 | 485 | 2450 | 3218 309 | 501 7| & 
1890 | 317 | 2282 | 3177 | 3808 | 1381| 28 — 
1875 | 1040 | 2040 | 1646 | 1962 | 710 — 
1830 | 1419 | 3684 | 3004 2993 | 1512! 152 | — 
Münden . .2l 1885 | 4510 | 3534 | 3227 | 3458 | 1186| 1Id| — 
1390 | 1494 | 3401 | 3471 4565 | 2 4) — 
18951] 4372 | 3626 | 3620 5472| 26131 115 |... 
— —— — — 
Alto 1880 | 555 | 2180 | 1978 : 761 12 1150 
m. "31 1890 | 869 | 2522 | 2496 | 1288 | 101 3 982 
— — 
1885 | 5304 | 8452 1708 147 | 4652 
Bremen ai 1890 | 5302 | 8567 | 1808 151 46820 
| 
rl ısso | 198 | ıs20 | 9353 1066 8 5 85 
Halle a. ©. . -\lısss | 198 | 1519 | 3527 | 1371 192] 1, 997 
| | 
Kiel [ 1882 | 571 | 786 | 919 | 259, 1,656 
* "\] 1890 | 404 | 1005 | 1316 658 N - — 
Lubec 1890 | 2139 | 4359 | 913 88 99 189 
ec 1395 2] 2074 | 4962 | 1343 | 113 4 1 144 








! Die Zahlen für 1890 aus Statift. Jahrb. III, 27; fie ftimmen nit mit 
den Ziffern, die in Mitteilungen des Statift. Amtes d. St. Münden XV 5. Bd. 
&. 3 gegeben find. Darnach beirugen die Zahlen d. Haupt: und Nebengebäude: 





mit Btodwerten Hauptgebäude | Nebengebäude 








18% | 1895 189) ' 1895 

co 5 | 55 

1 (Erdgeſchoß) 6076 34620 
2 1989 1699 

3 1455 | 1531 

4 634 | 887 

5 unb mebr a8 | 118 
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mit ? Stodwerfen 
J —— nn 
a ee 12 3 I a 1 5m | Relter- 
ge» | | | mehr | mobr 
ſchoß Stockwerke nung 
79 13 1738 362 152 400 
66 135 228 367 204 495 
56 149 215 309 9 | 2 454 
53 124 186 301 302 34 683 
50! ..104 138 284 383 41 — 
3 333 81 218 482 | 143 561 
| 52 ss | 50 164 445 
89 179 198 33; 197 | 7 132 
79 167 183 289 PP 10 192 
52 135 166 Pe 531 0 | — 
34 3 | 15 269 359 | 58 211 
I — — — —— 
34 200 3483 361 58 3% 
37 05330 339 | 51 _ 
50 251 329 315 54 1 = 
29 210 293 351 114 3 = 
270 212 194 207 107 ſo wi 
98 293 298 299 144 8 = 
20 | 018 183 276 132 6 _ 
] — — — — 
102 392 364 140 2 212 
119 346 343 177 14 547 
— —ñ—— mm s — — 
340 542 109 9 998 
35 | dl 113 9 311 
36 330 424 19892 17 147 
34 | 261 35 227 | - Im 
25 | 309 361 | 102 > a 258 
18 100294 385 | 19% 1 | - F 
2858 381 2» = = 24 
244 584 158 | 13 - | - 17 


Die große Abnahme der Gebäude nur mit Erdgeſchoß (bei den Nebengebäubden ein 
Minus von 3214) erklärt fih dadurch, dab bei der Zählung von 1890 auch die 
Heinften Baumerfe, wie Sommerhäushen in Gärten, Kegelbahnen, Schuppen u. dgl. 
ald Nebengebäude behandelt wurden 1895 aber in dieſer Hinſicht eine ftrengere 
Auffaffung und Unterfheidung ftattfand. 

2 Die Ziffern für 1390 beziehen fih auf bewohnte, die für 1895 auf bewohnte 


und leerftehende Gebäude. 
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Sinbemenn. 





Städte 


Berlin . 


Breslau 


Dresden . 


Frankfurt a. M. 


Görlig . 


Hamburg . 


Leipzig. 
(Alt-Leipsig) 


| 
i 
i 


Jahr 


1885 
1895 


1885 
1890 
1895 


1875 
1880 


1885 
1830 


1895 
1867 
1880 
1885 


1890 
1895 


Die Wohnungen nad 




























abfolut 
Keller | Erd⸗Zwi⸗ IV. bey. Dach- | in ver>| Hui 
ö L IL» UL .X ſchiede⸗ 
Se he ſchen⸗ | ‚höherer | woh⸗ | 
rain) | terre) | Tod Stod nung | werten go 
9654| 24011 787 27 351/93 237115629 2: ee —— 
11 985| 26.926) 923 30 69928 403121784 70 — | — — 
14 292) 29245 -949 1356073374827 58 11222] — | — — 
19 240| 33496 1157 40 435:37 489131 565 14777 — | — I — 
21 639| 33 276 3626 43 997143 795/38 014) 20 164| 5968] 2075| — 
23239 37442, 3866 |49 95:50 332]46 427) 3135 0.416 2850| — 
28. 0283| 38 818! 9999 |57 784.60 066159 607| 45 114! 2219, 2488 — 
28 265| 58312! 1022 166 836172 838174 081633) — | 2227| — 
—— 
261110542! 138390 12272 9788 4555 = 
2492| 8013| 16888 1344911360 6388 1019: 1006| — 
3576,129%6| 16482 1639015097) 1144 — 1359 
3738114075 — 1805018539117 556| 15 468 gm — 
1650 7936 50 | 9664| 7792| 5618 2765, 7956 Be — 
1464 7364 89 11068810093 9245| 7744 706, 2445| — 
1534 8035| 54 1182411245110612] 9308 665: 3875| — 
1545| 9322| 60 11285912 514112096 10 785] 620) 1869| — 
1751 9760) 58 113969114.007118953 12402] 611] 2246 — 
2062 12222) 60 |16911.16496 15 395| 12587  EIL 274] — 
4 2%7 50 — oe —- —— 
20 280 ao a br — | — Io 
36 3140 71 | 5789: 5396| 3512 649 = —— 
39 4823| 80 | 7817 7085| 4901| 101 — | — ! — 
62. 5382) 119 | 8416 7209| 4492) 744 292 — | — 
— | 8135| — 113289111804) 9134| 3679, 1517) — 194 
198 2936| —— 4464| 4165| 2825 1184 — | 1881 8 
216 2974 — 4951 4790 3561| 1821 — | — | % 
4439 17530 73 116887114124) 8828| 3.069 — 9180 
5747 18140) 109 1190211748911 883 4928 V. Stod| 3103 | 8347 
6948 20602 139 22 726,19 633113 703) 5297 — 1892 8810 
8057 24624 1427 160 24 797116516 6382| 516) 2638| STE 
9118.27998| 32016 1297361194161 7356| 521] 2964 |grl 
| u — 
200 2096) 50 | 3540 3885 3.098 1502 — 
575 4476: 152 6739) 6735 5.838 3847 148 
| | LT: 
532 4835| — | 7247] 750 6648 4 202| 8 
469 5311 — 8058| 8288] 7541| 4769 — | 14 
51ll 5684 — | 8297| 8709| 8181) 5421 19 — 1 9 











Digitized 


oy Google 
E - 
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der Stodmerflage. 











relativ 9/go 
|IV.ben. 4 F 

ILL, Ivo | Dad Pe ver das 

böberer mob: Stod: | ganze 





(Sous 78 ſchen⸗ 























| 

38 183 1 223 | 179 | 19 247 | — ar 
29 148 2 214 |202 186 | 170 49 = 
273 | 143,1 0,9 | 210,6| 200,2) 189,0| 1770| — 512 | — 
250 | 1511 | 0,9 | 208,5 202,9 | 196.11 1849 — 3| — 
254 | 1419 | 0,8 | 203,1! 203,7 2029| 1837! 9,0 = = 
26,1 | 144 | 08 a 2085 1946| 1668 — ı 5352| — 
03 | 1584 35 | 32272! 274 | 1992| 62 — aa an 
11 | 1611 28 | 303,7 268,3| 1616| 20,5 — — — 
18 | 155,2 3,5 | 2386,11 266,6| 1785| 3221| — — — 
14 | 173,7 29 | 286,11 253,4| 1765| 4933| — = — 
19 | 127072 | 37 267 | 228,7! 1406| 2388| 989 23 | 25 
= 1667 | - 272,3 241,9| 187,1] 75,4) 31,1 su 25,2 
149 | 185 | — | 293,1| 2613| 172,9 480 50 19,8 62 
124 | 1838 | — | 279,5 260,7, 1769| 741) — 10,2 3,3 
118 | 16281 | — | 269,9 261,1] 194,1] 97,1] — — 4,0 
59,8 | 236,1 10 | 227,4| 190,2) 1189| 418 — — 123,6 
64,7 | 204,1 12 | 214,1, 196,9| 1338| 55,5| V-Sto@| 349 | 94,0 
69,3 | 205,4 14 | 226,7| 195,7| 1365| 5238| 51 189 | 878 
67,3 | 205,8 12 | 2270| 207,3| 138,1) 5838| 48 22,1 | 73,9 
6611| — 82,2 | 215,7| 140,8 584 ss | 2115| 68,1 
— — — — — 

14 146 5 246 270 215 104 * 

20 157 5 1236 |236 | 205 135 5 

| | | 
16,5 | 150,5 3,7 | 295,6 | 233,6 | 206,9| 132,3 8 40 98,7 | 2,6 

: , St 

13 152 — [381 |288 | 216 | 136 | 7,1 | — 4 
“I ea la | 264 
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Fortfegung von Tab. II. Die Wohnungen nad 
Keller | Erd» wi- | IV. be. Dach⸗ Fe das 
Sta er — I. ıL | ım. m —* 
— Jahr — ee ſchen⸗ Meent woh⸗ * ganze 
= : Ode | — . 
rain) | terre) | Mod | Stod NUNG | werten | DPAUS 
| V. Stot 
1886 | 1050 | 8048| — ;10990| 8326| 4504| 124 | 561 8838| — 

















Magdeburg. - .{| 1890 | 508 | 7517| — 115986111098] 7152] 1997 , — | 94 | — 
1895 | 283 , 9857| — 11517612410] 8211| 2110| — | 49 | — 
1875| — | - - |-  - |- | - — | - — 
1880 | - — - _— — - 1 — 

| | | V. Stod | 

Münden . : | u.mebe | 
1885 | 135 12166) — ,1727514928110496| 4041 | 229 1175| — 
1890 | 155 115943] — 12211719425114472| 505 | — | 87! — 
851 —- ı - | - I - | — — - 1 - | 1 

8] -— | - | -|—- | -|1-:1—- 1-1. | — 
ltonn. "11 1890 | 2811 | 8407| 7 | 9437 7219) 3060| 313 | 229 | 278 PR 
| | 

Salle u. @ 1890 | 905 | 3854| 1095 | 6667 5558) 2519| 197 | — 1346 | 10 

Halle g. S. · 1895 | 899 | 4119| 1399 , 7515| 6390) 3351! 519 | — 1286 | 284 

— 4118301 22 | 6884| 497 8585 7769| 5 160 1855. 6 |3622 | 188 

Hannover > 1895 | 35 8867 761 11858 10407 7557 8888 — |1630 | 539 

| — — 
1864 | 531 8667| 62 604 2891) 704 53 — — 

Königäberg. . .41 1890 | 1174 9241| 22 | 9846| 7371| 3888| 612 | — 809 | — 
1895 | 1085 | 9718| — 105121 8433| 4722 8518| — | — | 682 

| 

güßert rt ıs90 | 60 5640| — |4985| 1881| 97 "RE ps 2832 

— "| 1895 58 6500 — 5885 1726 1 5 — | — [80 

— (| 1890 | 18 1342 598 3157 8 693 1888 sss — | — | — 

Re \lı8es| — | 2074| — [3404 3398| 2115) 5656| — | — 2 

Kiel... . | 1890 | 1157 | 2282| 1582 | 3841) 2720 900) 41 | 1060| 650 | 56 

Köln - ... [1890| 52 10949| 89 11460614850 7721| 1401 | — 159837 | 5182 

Siegnig - - » . | 1895 | 262 | 2704| — | 3306 2940 225 470 — | — | 189 

Mannheim... | 1895 | 20 | 3807) — | 5283| 3980 1846 16 | 3620 | 578 | — 

) 1 
Stuttgart . . . 1895 160 | 5848| 115 | 8335| 7509| 5333, 1564 : 2997 | 1220 | — 
| | 
uUm......1189 211559) 5,2487 1969| 4 7 732 | 407 | — 
j N | 

deilbronn . . . | 1895 - 1.1404 8,2605 1674 344 10 | 740 | 211 | — 

| 

Gannftatt ... . | 1895 8 1129 45 14388 974 2 25 8238 201 — 

| | 

Ehlingen. . . . | 1895 8 7851 54 | 1409 1136| sl 16! sel 2535| — 
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der Stockwerklage. 

* relativ Voo — 
Keller Erd-⸗Zwi⸗ i bez. Dach⸗ in ver | das 
1. UuU. M. 

(Sou⸗ bar. ſchen⸗ | Hößerer woh⸗ aue gen ganze 
terrain) terre) ſtock Stock ı nung | werten | Haus 
| 
29,4 | 2254 | — | 308,0| 233,8 Er | — | Bl — 
11,2 | 1668 | — | 853,8! 245,6| 1583 42 | — | 04 | — 
58 | 201,2 309,7 2583| 1676 49 | — | 94 | — 
— — — — | — — — — — — 
22 | 192 | — 2829 45 1719| 662 38 290 
19 1200| —2881 2186 1852| 60 | — | 19 | — 
vn ee 
712 | 2828 | 0,5 12828 1986| 576 05 483,7 87,3 
856 2549 | 0,2 | 286,2] 2189 98 94| 69 84 | 366 
409 1745 | 464 | 019 2517 1141 89 — | 609 | 04 
35,0 | 1605 | 545 , 2928| 249,01 126,7 202: — | 501 | 111 
0,6 | 1990 | 143 2482 224,6 149,2 536 0,1 1047 5,4 
0,7. 1996 | 16,9 | 252,7 233,7 1682 798: — | 363 | 130 
— — e 
28 | 457 8 |319 ,1538 | 397 3 en — 
356 | 28038 | 1,6. 298,7 2886| 1179| 1851| — | 245 = 
302 | 2706 | — 1 2927| 2346| 1315| 28 | — | _ 17,6 
0 8814| — 13831 82| 65 01) — | - JS 
35 | 391,5 | — : 321,0, 1089) 84| 0282| — — | 1715 
= 1871. — 289,6 u Er ee er 
81,2 | 160,8 | 107,6 | 269,8! 191,0| 6382| 28) 744 | 45,6 3,9 
| 
08 | 182,2 | 14 | 243,1 247,1 mi 3383| — | 871 | 862 
21,7 2248 — 2743 2439| 1846| 95 | — — | 115 
| 
10 119988 — 2740 = 6,7) 0,81 189,5 | 80,3 * 
5177 35 252 227 161 — a1 19 Br 
sonne wlıl Is | - 
— 1201 1 3772 389 | 49 | 1 | 106 30 — 
2228 — 5 166 59 — 
| | 
2 en 2:07 12 76 A| | 589 — 
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Tab. II. Die ———— der — ————— 
— abſolut J 
Keller Erb i. IV. bey. — ver⸗ ie 
Städte Jahr (Sour neidop Der 1. m | me || De — e 
tere | (Bar, ſchen⸗ | bößerer woh⸗ Iqanıa 
rain) | terre) ſtock Stod rung — 





Berlin . 


Breslau 


1375 
1830 
1885 
1890 
1895 


Dredden . 


1871 
1375 
1880 
1885 


| 1885 
1890 
| 1895 


Görlitz . . 


1875 


| 


Hamburg . 1885 
Ran 


1540 
18495 


1367 
— 1880 
xXeipzig. 1883 
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relativ oo & 
Keller | Erde 8wi- 1 | IV.de. in ver- | im 
| £. =: DE 
(Son, | gelbe o| ſchen⸗ | | bößerer. woh⸗ föiedenen | ganzen 
terrain) terre) | ftod | Stock nung werfen | Daufe 
m \ ı 
95 | 238 6 1261 | 219 | 150 36 | — = 
94 | 219 5 1239 |220 | 168 54 10 = 
92 | 198 5 187 |21 | 17 70 = | - 
108 | 19 5 1227 | 210 | 176 79 — — 
102 | 158 ı5 208 | 205 | 179 116 | 17 — 
92 148 14,196 | 196 | 181 155 ' 18 = 
| | v. Etod 
92 | 131 2 190 196 195 |ıe | 7 15 — 
768 | MI 171,5 | = 201,5) 2054| — 4. = 
| 
| 
46 197 — 1259 | 230 | 181 78 |ı| — 
38 128 1 224 150 | 97 I 14 53 | - 
4,7 | 189,1 | 07 228,6 2198| 1987| 1095| — 30,9 17 
45 | 1657| — 2122 212,6) 198,2! 1409| — 3,6 
401 | 1567 — 2059| 211,3) 200,1| 1681| — 118 | — 
32 | 19 ı !239 179 | 197 223 * — 
2 | 14 2» m Io i77 Jı8 | — 78 = 
259 | 1424 | 0,09 205,9 | 187,7. 182,8 | 1765| — a 
227 | 1515 | 09 2050| 191, 1908| 1865| — | 518 | — 
3,4 | 1559 | 0,7 208,3 | 1948 190,0] 168,1] — ss | — 
| | 
1,147 sea |25 9 14 — 159 
ı 1148 ı | | 1513| — 125 
1 | 167 4:80 |24 18 | 8 | — 100 
16 | 165,1 | 38 1262,31 226,2, 140,7) 23,3) 709 | 418 | 639 
ıs2 | 125 | — 2997 2584 165.6 43 32 | 52 | 05 
108 | 189 | — 12865 | 3503| 1675| 6491| — 187 | 71 
104 | 142 | — 1858 243,3! 1770 1098| — * 29,6 
| 
569 | 35_ | 09 |1992 mal 1187| 0 | — | — | 1858 
612 | 157 1 U 11859 1769, 1259| 5381| — 48,6 | 150,4 
vage 
672 | 1986 | 13 |200,9 | 1788) 1315| 5238| 45 | 270 | 1372 
647 | 2002 | 11 12085 | 190,3) 133,5) 5521 3,7 | 29,6 | 1177 
62,6 | 196,8 ZiLT | 1990, 136,5 “| 34 | 8,8 | 1072 
- | } 
7 la Ela — 8 
137, 1387.| 37 2189| 296,1) 212,1) 125] 32 | 357 | 49 
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Fortfegung von Tab. II. 





Städte 


Jahr 





| Erb- 


geſchoß 
ı (Bar: | 
cain) | terre) | 
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ı || m Das 
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Stod 





Die Bevölferung der zone 





„in ver i 
nn | te 


nen ganzen 
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werten | Haufe 





Magdeburg: . 


Münden. . 


Altona. . 


Sale a... . . 


Hannover 


Königsberg. . . 


Lübeck. 


Metz. 


Kiel. 


Köln 


Mannheim . 


Stuttgart 
Um. 

Heilbronn 
Cannſtatt 


Eßlingen. 


1886 
1890 
1895 


1875 
1880 
1885 
1890 
1395 


1885 
1890 


1890 
1845 


190 
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1564 
1830 
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154) 
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1890 
1890 
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1895 
1895 
1895 
1345 
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1099 | 


11 
15414 406 





4 


6186 110818 | 





659 — 
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1901 10 289 
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4782 — 
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_ 752 


6142| 2052 


‚31 78732 9:34 


4814 — 


Wohnungsſtatiſtik. 275 


nad der Stodwerflage. 











— relativ Yon | 

Keller | Erd» | Zwi⸗ | I I wer Dach⸗ | in ver: im 
IL L | m. |w.x 

(Sou | Maar | fhen- hößerer | wohr |f#edenen! ganzen 

terrain) | terre) | ſtock | Stod nung | werfen | Haufe 






































207,6 951| 0,6 | 159,4 — _ 








1 | 12 | — \sarılası ısıla5 | — | 98 | = 
59 | 2007 — Isogs|l 54 1889 21) — \ı 31 — 
— — 

z 107 | — | 2820| 244,8, 1731| 700 29,0 
> lı8ı| — 12824 as 904 71! — | 187 | = 
Se ee reed nl. 

660 | 2749 | 04 |a25| 1747 549 04 | 977 148,0 
371 2891 | 01 | 2634| 1987 87 76 | 36 | 183 | 792 

| | 
393 | 173,8 | 494 | 295,3) 286,7 107,1 81 89,2 0,7 
339 | 1558 | 564 12849 208 141 ı78| -— | 86 | 177 
| | | | 
05 | 2032 | 152 | 2411| 206,4 1349 480 | 08 | 100 | 96 
07 840 133 2207 1585 33 | — | 568 | 189 
| | 
300 148 | 8 00'142 35 | 2 — 
i Si 84 283 2170 168 181 | — 680 — 
330 ma — 1385312802 185 17 | —- I Il — 
37 89811 — 29441 si 52 0061 — — | 299,7 
37 | 24 | — mal 8583| 64 01| — — | 2043 
12 | 117 | 459 | 2843| 8013 1699| 26 | — u — 
651 | — Iaa1al 29) 1838| 579 | — — | mı 
789 | 1522 | 100 268,9 167,0 5383| 24 ! 509 | 904 | 302 
0711989 | 12 121981 2167| 1084| 161 | — | 1196 | 1299 
| 
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im Jahre 1895. Ganz ähnlih, wenn aud nicht gleich intenfiv, hat ſich 
die Entwidlung in den übrigen Großftäbten abgefpielt, nur mit dem Unter- 
fchiede, daß die Stelle der 4. und 5. Stockwerke von dem 3. und 4. ein- 
genommen wird !, 

Ziehen wir nun zur Ergänzung die beiden vorftehenden Tabellen II. 
und III. heran. Die erftere Haffifiziert die Wohnungen nad der Stock— 
mwerflage, die zweite gruppiert die Bewohner der fo Haffifizierten Wohnungen. 
Auch in diefen beiden Tabellen tritt die gekennzeichnete Entwidlungstendenz 
Har zu Tage. Zunächſt fönnen wir überall ein Anwachſen der Zahl der 
im 4. ober in höheren Stodwerken belegenen Wohnungen fonitatieren. Die 
Zahlen ver verſchiedenen Zählungen für Berlin Iaffen fi jchleht mit 
einander vergleihen. In den Zählungen der Jahre 1861, 1864, 1867 
und 1871 find die Dahmwohnungen mit den Wohnungen des 4. ꝛc. Stod- 
werks zufammengemworfen ; bei den Zählungen von 1875 und 1880 wurden 
die Dahmwohnungen, 1880 fogar mit Rüdfiht auf Stodwerflage, für fich 
ausgezählt, während fie 1885 den Wohnungen gleiher Stodwerflage 
hinzugeredjnet wurden. Nach Berteilung der Dahmohnungen auf die 
Stockwerksklaſſen fünnen wir aber 1880 und die folgenden Jahre mit- 
einander vergleihen. Wir haben dann: 

IV. Stod V. Stod 


1880 136 5. 
1885 148 7 
1890 172,5 


alfo ein klares Anwachſen der Promillezahlen. Ganz gleih bei den Woh- 
nungen des 3. Stodwerfes! Die Promillezahl wächſt von 150 %o0 im 
Jahre 1561 auf 201,8 im Fahre 1890 — nur in der Zeit von 1867 
bis 1871 iſt ein zeitweiliged unbebeutendes Fallen um 3/00 zu kon— 
ftatieren — aber das Wachen vollzieht fi bebeutend langjamer. Im 
ganzen Zeitraum von ca. 30 Jahren werden nur ca. 50 oo gewonnen. 
Es iſt Har, daß in dem Maße, wie die Häufer, die nur ein Erdgeſchoß 
enthalten oder nur mit 1 bezw. 2 Stodwerfen verfehen find, von den 
vielftödigen Mietsfafernen verdrängt werden, auch die relative Zahl der im 


ı In Frankfurt a. M. wurden in dem Zeitraume von 1880—1890 neu erbaut 
1641 Gebäude. Bon diefen Gebäuden hatten fein Obergefhoß 19, ein Obergeſchoß 
254, zwei 171, drei 545, vier 652 Gebäude. Doppelwohnungen wurden in 264, 
Dahmohnungen in 261 Gebäuden eingerichtet. Wie in Berlin find die vierftöcigen 
Neubauten in den vom Mittelpunkte der Stadt entfernteren Bezirken relativ häufiger 
geweien, als in den centraler belegenen Stadtteilen. Für den gleihen Zeitraum 
1380—1890 entfielen auf die äußere Zone 41,670, auf die innere Zone 32,84% 
der vierjtödigen Neubauten. Vgl. Beichreibung der Stadt Frankfurt aM. I S. 32 
u. Tab. 6. 
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Erdgeihoß, 1. und 2. Stod belegenen Wohnungen abnehmen muß. Diefe 
Abnahme beträgt für den gleichen Zeitraum bei der Klafje der Erdgeſchoß— 
wohnungen 71,100, bei der Klafje der Wohnungen im 1. Stod ca. 80 %oo, 
der im 2. Stod 23,5 oo. Während noch 1871 mehr als ®ıo aller 
Wohnungen im Erdgefhoß, 1. und 2. Stod belegen waren, find feitdem 
die ungünftigen Stodwerflagen, die Keller-, 3., 4. und 5. Stodwerklage, 
derart in den Vordergrund getreten, daß auf fie 451,3 %oo aller Wohnungen 
entfallen. Der ungünftige Charakter diefer Bauentwidlung zeigt ſich nod) 
deutliher, wenn wir die Bevölferungsziffern der nad der Stockwerklage 
Hlaffifizierten Wohnungen heranziehen. Die Bevölferungsquote der Woh— 
nungen im Erdgefchoß fiel von 233 oo im Jahre 1861 auf 141 oo im 
Sahre 1890; der Wohnungen im 1. Stod (infl. Zwiſchenſtock) von 267 
auf 171,5 000, der im 2. Stod von 219 auf 194,1/o0, ein Totalverluft 
der drei Klaſſen von 217,400. Dagegen wuchs die Bevölferung im 
3. Stod von 76 975 Bewohnern im Jahre 1861 auf 308 598 im Jahre 
1890, die im 4. ꝛc. Stod von 18437 auf 314 494 Bewohner; in pro 
Mille von 150 auf 201,5 oo bezw. von 36 (infl. Dahmohnungen) auf 
205,400 (exfl. Dahmwohnungen). Auf die drei ungünftigen Wohnungs- 
Hafen (Keller, 3., 4. ꝛc. Stod) entfielen 483,7 000 der gefamten Wohn- 
bevölferung, d. h. nicht viel weniger als die Hälfte! 

Um die Verſchiebung der Wohnungsflaffen möglichjt Har zum Ausdrud 
zu bringen, ftellen wir in den Großjtäbten, in denen eine wiederholte 
Mohnungsaufnahme ftattgefunden hat, die beiden MWohnungsflafien a, um- 
faffend die Wohnungen im Erdgefhoß, 1. und 2, Stodwerf und b, um: 
fafjend die Wohnungen im 3., 4. und höheren Stodwerfen und zwar für 
das Anfangs: und Endjahr nebeneinander. Wir ordnen dabei die Reihen- 
folge der Städte nad) der Größe der Klaffe a: 
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Frankfurt a. M. . . . | FT at ee = 
Me | 1 008 370 506,6 3708 
Samburg. 0... {| 18 052,4 182 023.8 19,1 
Goriiß.. ..... I 1 =. =. ns — 
Magdeburg pn 72 p = F 
Königäberg . .. . . . { 1895 91,9 154,3 136,2 150% 
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Die Abnahme der Wohnungen der Klaſſe a tritt ebenfo fcharf hervor, 
wie die Zunahme der Wohnungen der zweiten Klaſſe. Die ſtärkſte Ab- 
nahme bei a zeigt Königsberg mit 131,100, eine fleine Zunahme von 
2,5 oo nur Magdeburg. Diefe Abweichung ift durchaus einer Zunahme 
der im 2. Stodwerf belegenen Wohnungen gefhuldet, die von 1886 bis 
1895 von 233,3 oo auf 253,3 %/00 gewachſen find; die Wohnungen im 
Erdgefchoß zeigen auch hier eine nicht unbeträchtliche Abnahme von 225,4 "oo 
auf 201,100, mährend die im 1. Stod belegenen jtationär blieben. 
Charakteriftifch ift dabei, daß Magdeburg trogdem ein Anwachſen der Klafje 
b von 162 auf 210,500 aufzumeifen bat. Ganz ähnlih ift die Ent: 
mwidlung bei Hamburg. Auch bier hat in erjter Linie die Klafje der Erd— 
geſchoßwohnungen (1875: 236,100, 1895: 208,1 /0o0) die Berlujte zu 
tragen, die im 1. Stod belegenen Wohnungen find jo gut wie jtationär, 
die Wohnungen des 2. Stodes zeigen ebenfalld eine Zunahme (von ca. 26 %/oo). 
Außer den Erdgeſchoßwohnungen find es hier aber noch die ganze Häufer 
umfafjenden Wohnungen, welche an Zahl beträchtlich eingebüßt haben. Von 
123,600 fällt ihre Zahl auf 63,1 oo im Fahre 1895. 

Haben wir bisher den Siegeszug der Mietlaferne in feinen direkten 
Erſcheinungen dargeftellt, jo fol vderfelbe im folgenden nunmehr von einer 
anderen Seite zur Darjtellung gelangen. Wir gehen diesmal nicht von 
den Gebäuden oder den Stodwerfen aus, fondern von den Grundftüden, 
infofern diefelben Wohnungen und Bewohner enthalten. Der Schluß, den 
wir aus einem Anwachſen der Zahl der auf den Grundftüden befindlichen 
Wohnungen und Bewohner ziehen dürfen, befagt ja zunächft nichts weiter 
als eine größere Bebauung und Bevölferungsdichtigfeit der Grundftüde. 
Bei bereit3 bebauten Grundftüden wird aber diefe größere Bebauung in 
den meijten Fällen dur eine Steigerung der Gebäudehöhe, da die bau- 
polizeilich geftedte Grenze der Überbauung wohl fajt immer ſchon bis aufs 
äußerjte ausgenußt tft, alfo durch eine Ausdehnung in die Höhe und feltener 
in die Breite bewirkt werden. Die Fälle, in denen durd Unterteilung 
von größeren Wohnungen mehrere Kleine Wohnungen entjtehen, fallen der 
Zahl nad nit fo fehr ins Gewicht, daß dadurd auf eine Verfchiebung des 
Refultats aefchloffen werden fünnte. Bei Neubauten beweiſt die größere 
Zahl der Wohnungen leicht die wachſende Größe derjelben, die jih auch hier 
in die Höhe vollziehen muß. 

In der Tabelle IV find nun die Grundjtüde nah der Zahl der 
Wohnungen, in Tabelle VI nah der Zahl der Bewohner gefondert. Bei 
der Tabelle der Relativzahlen haben wir die Marima dur fetten Drud 
hervorheben laffen, um die Entwidlung flarer hervortreten zu laffen. Um 
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Tab. V. Grundftüde mit ? Wohnungen. 














relativ ° 00 





Städte 









Berlin... 1895 | 31 | 8| 3 | 37 34 , 161 | 839 
Breslu . 2... 1895 | 53: 461 8 | 42 51 135  %65 
Dresden » .... 1895 | 77 66 62 71 65 341 659 
Halea.&.....| 1895 [125 , 118 | 125 188 193,589 411 
Köln a. Rh... | 1895 | 310, 174 | 155 |, 199 | 77 | 845 155 
übel 22... 1895 | 324 373 | 18 58.26 954 | 46 
Münden - . - 1895 | ıe7 | 78 | 81 81 | 50 | 486 ‚574 
Frankfurt .. .. 1890 oT z — 809,38 190,7 








die Entwidlung über einen längeren Zeitraum verfolgen zu können, haben 
wir die alte Einteilung der Wohnungen nad) Gruppen zu fünf, der Be- 
mwohner nad Gruppen zu zehn beibehalten. Bei diefer Einteilung der 
Mohnungen war man von dem Gedanken ausgegangen, daß ein Haus mit 
fünf Wohnungen, alfo Erdgeſchoß und vier Stodwerfe, immerhin nod ala 
normal bezeichnet werden fann. Für Städte wie Berlin, Breslau, Dresden ꝛc. 
mag dieje Vorausfegung Gültigkeit haben, für andere Städte wie 3. B. 
Frankfurt a. M., Köln ꝛc. trifft diefelbe aber, wie die vorjtehende Tabelle V 
zeigt, nicht zu. In diefen Städten find die fleineren Grundftüde mit 1—3 Woh— 
nungen nod) jo ftarf vertreten, daß eine Zerlegung der 1. Gruppe in 2, die eine 
die Grundjtüde mit 1—3 Wohnungen, die andere die mit 4 und 5 Woh— 
nungen umfafjend, ſehr wohl am Plage iſt. 

Unfere beiden Tabellen IV und VI lafien die Tendenz nad immer 
größerer Anhäufung von Wohnungen und Bewohnern auf den Grundjtüden 
fehr klar und ſcharf hervortreten. In den Anfangsjahren der Statiftit 
lagen die Verhältnifje noch faft durchweg jo, daß auf die 1. Gruppe der 
Grundftüde, derer mit 1—5 Wohnungen, gegenüber den anderen Gruppen, 
relativ der größte Anteil entfiel. Mit der einzigen Ausnahme von Köln a. Rh., 
wo das Marimum im Jahre 1890 erreicht wurde, hat diefe Gruppe ftetig 
abgenommen; in Berlin und Breslau fogar fo viel, daß fie 1895 abjolut 
ſchwächer mar, als 1861 in Berlin und 1870 in Breslau. In diefen 
beiden Städten, denen fih noh Münden anſchließt, verläuft aud für die 
zweite Gruppe der Grundftüde mit 6—10 Wohnungen die Entwidlung in 
gleicher Weiſe. Auch in Dresden und wahrſcheinlich auch in Leipzig befindet 
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fi diefe Gruppe auf dem abjteigenden Aſte. Im Franffurt a. M,, 
Halle a. ©., Kiel, Köln, Lübeck ift die zweite Gruppe nod in der Ent: 
widlung begriffen, wie wir dies bejonders ſchön bei Frankfurt a. M. 
beobachten fünnen. Die Zahlen der 3. und 4. Gruppe find für Berlin 
zufammengefaßt. Für die vier Zählungen 1875, 1880, 1885 und 1890 
ftehen uns die einzelnen Gruppenzahlen zur Verfügung: 








Durch diefe Scheidung tritt eine weitere Übereinftimmung der Breslauer 
und Berliner Verhältniffe zu Tage. In beiden Städten hat auch die dritte 
Gruppe von Grundftüden ihren Höhepunft bereits überfchritten, während die 
vierte Gruppe noch im Anwachſen begriffen if. Die Abnahme der fombi- 
nierten Ziffer für Berlin erflärt fih einfah dadurch, daß die dritte 
Gruppe jchneller abnimmt als die vierte anwächſt. Die Grundftüds- 
ungeheuer, die mehr ald 20 Wohnungen enthalten, find von größerer Be: 
deutung nur in Berlin, wo es deren 1895 7838 gab, in Breslau mit 
1345, in Münden mit 619 und in Dresden mit 253. Am ungefundeften 
find die Wohnungsverhältnifje in Berlin, wo über ein Drittel aller Grund- 
ftüde mit mehr ala 20 Wohnungen bejegt ift. 

Die Tabelle VI flaffifiziert die Grundftüde nah der Bemohnerzahl 
und unterfcheibet fünf Gruppen. Da fi die durchſchnittliche Bemohnerzahl 
einer Wohnung zwifchen 4 und 5 Bewohnern bewegt, würden die beiden 
erjten Gruppen der Tab. VI etwa der 1. Gruppe der Tab, IV entfprechen: 
1—5 Wohnungen = 1—20 Bewohner; ebenjo Gruppe 2 der Tab. IV — 
Gruppe 3 der Tab. VI: 6—10 Wohnungen — 21—50 Bewohner, u. f. w. 
für die andern Gruppen. Die Entwidlung in den Bewohnerzahlen entſpricht 
dann genau der in den Mohnungszahlen, wie ja in Wirklichkeit die Be- 
mwohnerzahl eines Grundftüds mit der Zahl der auf demfelben befindlichen 
Wohnungen zu wachſen pflegt. Die beiden erjten Gruppen (I—10 und 
11— 20 Bewohner) find in faſt allen Städten im Abnehmen begriffen; die 
dritte Gruppe (21 - 50 Bewohner) in den Städten Berlin (1890), Breslau, 
Dresden, Münden ebenfalld, während fie in den übrigen Städten noch zu= 
nimmt. Die vierte und fünfte Gruppe (51—100 und über 100 Bewohner) 
nehmen überall zu, nur in Berlin ift in dem Zeitraum von 1890 —1895 
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eine allerdings fjehr geringe Abnahme zu verzeichnen, von 362 auf 358 
bezw. von 228 auf 226 900. Diefe Abnahme ift in Berlin der dritten Gruppe 
(21—50 Bewohner) zu gute geflommen, die 1890 —1895 von 276 auf 283 9/00 
wuchs. Ob wir in diefer Erfcheinung den Anfang einer rüdläufigen Be- 
mwegung, einer Rüdfehr zu gefunderen Bau: und Mohnungsverhältnifjen fehen 
dürfen, darüber wird erft die nächſte Grundftüdsaufnahme Aufſchluß geben. 

Wir lafjen im Anſchluſſe an die legte Tabelle noch die Behaufungs- 
ziffer einiger Großftäbte folgen. Auch diefe Ziffer, welche die durdhfchnitt- 
lihe Bemwohnerzahl eines Grundftüdes angiebt, fann als ein Inder des 
Anwachſens der Gebäudegröße betrachtet werden, infofern mir denfelben 
Schluß, wie oben, von der größeren Bevölferungsdichtigfeit auf die größere 
Bebauung eines Grundftüdes ziehen können. 


Tab. VI. Entmwidlung der Behaufungsziffer. 





Städte 















. nn re 


ine a. M. 


amburg“? we). _ 
NEBEN 3.205 0% 35,2 
Münden? .. 2... 33,5 


Charlottenburg . - 

Wir beobachten in allen Städten ein Anwachſen der Behaufungsziffer ; 
nur Berlin madt für 1895 eine Ausnahme Die Ziffer ift in dem Zeit— 
raum von 1890—1895 um 0,9 zurüdgegangen *. 


! Bol Mitteilungen des ftatiftiichen Amtes 8. Heft S. 10 Note 4. 

2 Bemwohnerzahl per bewohntes Gebäude infl. Anftalten im gefamten Staatd- 
gebiete; für das ftädtifche Gebiet haben wir die Zahlen: 17,88 bezw. 20,00. 

® Ver Anweſen inkl. Anftaltsinfafjen: 1880 Einverleibung von Sendling und 
189% von Neuhaufen und Schwabing. 

+ MWie die Mietkaferne im Gefolge der Anduftrie in die Landgemeinden ein» 
dringt, dad beweilen die folgenden Zahlen der fähfifhen Statiftif. Es entfielen 
durhichnittlich Bewohner auf ein Hausgrundftüd: 


in Städten 





in Landgemeinden 






mit über 15000 Einwohnern 38,5 

— „ 10000 Fr 20,5 

rn " 5 000 " 14,8 

a r 2.000 * 11,1 
weniger als 2000 # 7,7 


Landgemeinden mit über 15000 Einwohnern find aber im weſentlichen Induftrie- 
dörfer. In diefen wird alfo die Behaufungsziffer der meiften Großftäbte bereits 
übertroffen!! 
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Die bewohnten Wohnungen 








Stadt 





Berlin . . 


Breslau . 


Dresden . 


Frankfurt a. 


Görlitz . - 


Hamburg - 


Königsberg . 


Leipzig. - 


1 
\ 
' 
4 
\ 
{ 
I: 






3559) 
2265 
4597 
2 ae 


3 





175 
337 





51.909 
62 374 
74 972 
93481 

109 115 


230 |127 509. 67 901.27 27311 929 
152493 81 764132 496 14 033 
3376 1183 291 98 722/40 324117 255 
4718 202 943 111 778145 046 1 88 


22 586; 
35 768 


' 41962) 
44984 
| 27550 
30601 
306% 


9 707 


'» 550) 


31 681 
34 885| 
35315 
34 852 
34 553 


11 920 
19 607 
20 215 


5538 
5821 
6 903 
8 127 
8 232 
7556 
7578 


abſolut 


mit heizbaren Zimmern 


|| 
| | 





26 an 721 
33 221115 477 
39 44017 543 
42 285 18 010 9881 
53 689/22 010 








15 139 6 846 
13 172) 6 113 


19343) 8 840 
— 
1017 4973 
11892) 5800 
14743 7487 
17537 9294 
19 708 10 279 


3554| 2490 
6153. 4 798 
7296 5864 
8536 8003 
14 282 13 031 





2830 1741 
3449 2173 
17374 8706 
95 229 12.620 
31 024 16 889 


3748724 119110 137 4433 





4 


5400 
6 286 
Er 


9831 


265, 8959 


14 318 
8 410/5069/2799 
10 005609913299 
7 10 690/6260|3465 
— — —z— 


1929 962, 476 
3472 2 168/1066| 556 


2710) 16501009) 581 
3044. 1779/1104) 651 
3528| 195611274) 693 
4178 22321404 833 
450 2 4301569 08 


1843 3 168 
3.469 5.088 
3981 320211679) 768 
4967, 367711946, 919 











6524, 44162281, 926) 


673 404 280 
860 


47127 2 60311612 
5 196) 2 705:1743 
6582| 3 318 1815 

2149 





1124 
1236 


1m, 
499| 374| 202 


929 2911 
1087 


531 
611 


1061 
1116 
1215 
1314 
1505 


812 
1666 
1669 
1788 
1343 





160 
237 





3310 
3090 
3542 


43 700.31 250 13 564 5 718263411424 3846 
— — 


3493 
6933 
8265 


2718 


1475 
3 635 


2138 
2636 
4519 
5696, 
7044 
9259 8412 
9770| 9436 


3.048) 


970 827 
1583| 745) 491] 238 
1748| 873, 535| 267 

— — — — 


1235 1400 
1501 1620 
2658 2 674 
2 966 3018 


923 
3616| 183411098 653) 1073 


4504 2029.1173| 781 


5 026 2131/1280 766 


1143 
1179 


ed by Google 
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nach der Zahl der heizbaren Zimmer. 










































Su. 
0 | 1 | 2 | 3 4 5 | 6 | 7 sch 
| 
| 
15 | 
13 498 | 265 106 47 15 
10 501 | 269 107 46 8 | 17 9 13 
91 | 499,5 | 269 1099 | 470 | 272 | 16,6 | 9 123 
15 | 4967 | 235 102 | #2| Wal ı3 | 85 | us 
— — — — 
3 a 284 1288 82 66 13 
6 590 | 217 101 38 42 6 
27 | 5845| 2a wi 372 ae | 78 
15 | 5438 ı 3506 | 145 | 3901 3530| | 61 68 
11 9 a7 | ı93 | wol a5 | 1 63 | 69 
— — — — 
2 553 | 204 100 54 65 22 
29 | 5450 ı 21ıs | 1088 | 540 | 8316 | 196 | 115 | 198 
25 | 4965 29 a 572 | sı7 | 206 | 112 | 197 
— — — — — — — — — 
14 | 4809 | 991 | 199 | 578 | 307! ws | 115 | 190 
— — — —— 
4 315 | 204 143 105 182 47 
1 26 | 299 173 15 | 183 60 
17 | 219 | 316 | 186,1 | 1263 | 1016 | 532 | 43 | 528 
23 | 190,9 s| 213 | 1348 | da ı 29 | a8 | 88 
I 1289 | 26 | 70 | 1837 | 905 | #67 | 190 | 975 
1,6 623,2 | 1611 96,8 42,3 330 | 20,1 8,8 12,8 
04 | 6077 | 11 | 1080| 21 | 32) 175 | 107 | mw 
055750 1876 | 184 | 469 | 272 | 204 | 110 12,9 
94 | 449 244 | 1293 | 664 | 365 | 226 130 | 409 
102 | 3979 | 78 | 1439 | 593 | 309 | 199 | 1984 | 377 
41 | 3554 | 312 | 1695 | 66 333 182 , 113 | 31,0 
63 | 23a 31516 27 | 53 | 373, 18 | 104 | 899 
35 | 319 | sı86 | Ta | 989 | ALz | 192 | 104 | 308 
m — — — — — 
— 629 184 78 51 44 14 
10 | 5948 | 2108 | ws | 480 | a6 | 119 ı 72 | 88 
12 | 5829 ı 302 , wie | 487 | 43 | 149 | A| 91 
— — — — 
— | 386 | 259 149 86 97 23 
— | 357 | 37 162 92 99 93 
1 %8 | 266 188 1 111 36 
1 2 | 22 | 20 104 106 32 
09 | 268 | 285,6 | 219,3 | 1126 | 571 | 341 | 208 | 334 
07 | 21608 | 2658 | Aus | 1808 | 582 | 336 | 209 | 328 
08 | 207 | 2026| 236 | 1 | 578 | 346 20,6 | 317 
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Fortfegung von Tab. VII. Die bewohnten Mohnungen 
2 abſolut — 
mit ? heizbaren Zimmern 
Stadt 2 — a 3 
| '8u 
| —— 
1886 | 112 | 20698) 7940 | 3063 1667 | 1692| 402 
Magdeburg . i 1890 | 105 | 25057/10438 | 4421) 2139 | 1272| 686] 420, 543 
1895 | 164 | 2649010962 5416 2633 | 1462| 780: 404! 680 
| | | 
1885 | 390 |22 183 | 14300 112300) 6007 | 2927 11439. 631) 868 
Münden . . i 1890 | 392 | 26297 | 19471 |16 919, 7839 | 3659 11773, 819) 955 
1 1 — — 
1895 | 347 [20540125861 [19983] 9158| 4111| 2033 1144 
f 
| | | \ 
isss -|ı - |- |- | -| — — — — 
u x 1890 | 452 | 13821 | 11 162 a 1717| 562) 297 143 316 
| N 
Sale a. S 1890 | 28 11063| 4936 * 1367| 805 471 282 415 
"= 1] 1895 | 10 ie iss 5776| 3304| 1785 1155) 607 u 497 
| J 
—— f| 1890 | 76 14949 10400 | 4299, 1923| 1129 708 390 719 
“| 1895 | 189 | 17951 | 14390 | 6 298 u) 1481 | 879| 506 873 
| | | 
gübed ıl ı890 | 82 | 7719| 3613| 1388| 737. 4939| 292 182 340 
ubed 111895 | 63 | 7604| 4711 1734 966 555843 205 497 
| | | 
| | sie 
i 1890 | 5 | 3942| 5119| 2496 1377, 9883| 802) 618 879 
—— 1895 | 901 | 6666 5385| 2320 1807| 894 | 661 ” 514 
Karlsruhe .. | 1890 | — | 1233| 4560| 3192 1985 im 905| 554| 888 
— 1890 | 16 | 3677, 5741 2636 855. 522! 273 183) 356 
Mb... 1890 | — | 1918 4615| 1702. 1765 
Charlottenburg | 1895 | 171 | 9697| 9461 5090, 2215 1245 1133 8651273 
Liegnitz. . . 11895 | — — 3681 1477 816| 551 296 155 171 
Stuttgart. - . | 1895 | 152 11342 8505| 5580) 3188| 2169 11263 467) 466 
| | 
Um..... 1895 | 31 | 3703) 1796| 887) 467 J 181) 92) 84 
Heilbronn. . . | 1895 | 13 | 8025| 1723| 1026 551| 315) 166 75 102 
Ehlingen . . - | 1895 | 17 | 2210| 1083| 5211 245| 123] so 23 37 
Gannftatt. . . | 1895 | 24 | 2%40 1321, 678 w 216 65 31 38 
| | | | 
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nah der Zahl der heizbaren Zimmer. 








22 | ag, | 
3,1 399,5 | 
55 | 52 

38 457,6 

03 | 2430 | 
47,2 349,0 | 
— 1.840 | 
11 | 258.2 | 
55 | 3113 

— 406,9 | 





Ei 











relativ Voo 





mit ? heizbaren Zimmern 





BR 
124,3 | 55,6 39,6 
1385 | 552 | 380 
95 | 498 | 9,6 
1043 | 581 | 334 
1538 | 849 | 60,6 
1215 | 700 | 468 
| 
23174 | 1852 | 92 
1851 | 60,0 | 86,6 


163,4 711 | 397 
1925| 9771| 87 
| 
| 
| 


Schriften XCIV. — Bohnungdfrage. 1.1. 
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Die UNETBEIRNG inden nad der Zahl 














Stadt 


224 406 
7590 251 516 
6. 091.289 320 


12 545 375 031) 





Berlin. . 
10 051.478 052 
7675 564 153 


326 80 163 
1 165.137 268 

Breslau . — — | 
240 154 947 
2951158 350 


273 98 930 


— | — 


414 110 497 
| 


29 1 38 424 


136) 19 792 
53922930 
128) 23595 
187) 22627 
: 15940 


Dresden . 


Frankfurt a. M. 


| 91817. 
26 33901 


Görlik . 





Hamburg . 


2349120 257 
3098132097 
1 384/134 341) 
25321130 446 
1 461/123 931 


— 53 048 
sı| 85287 
126, 86 130 


2| 21839) 
3 23 304 

25 985 

36) 31 224 





Königsberg . 


— 


Leipz 


—E 


— 
| 


68: 31596 
53 27652 
73 26 253 


135 327 
161 697 
181318 


197 692 


9 855 425 624/249 849 
302 322 
366 938 

8 324 676 475442 028 
10 403 710 3221479 370 













65 503 
58 062 
84 449 
107 336 





44 820 
66 746 
89 741 
17 246 


26385 
32 070 


37011 
37885) 


11126 
13 785 
80 568 
112 538 
142 135 


172970 
189 357 


17124 


30 058 
34964 


18 399 
22 347 
31351 
39 396 
43 504 
44 901 





44 719 


= abſolut 





|“ 


66 397,31 zei 
78 972.35 094, 
86 14640 281) 


89 163.43 761 
107 32653 05113 
127 346.61 017 


148 327/70 831/44 913129 149) 
181 637.84 778152 214.33 983 


194 433,89 552 
32 366.22 909' 
30.867 13.062) 
40 63715 964 
47309 17.803, 
22 364 13.077) 
33 967 16 252, 

21132 

10 520 

18 244 

20 300 


25 2384| 
32 356 





45.625 


13710 
23 208 
28 7125 
38 909 
62 299 


72581 3388 
9 030]; 3994, 








153 904.33 238.19 730, 





in n Wohnungen mit ? heizbaren Zimmern 





| 

ı 16 455 
15 350 
21 343 


35 988 
40 817 
49 901 
34 732 29 327 
321 558 13 261: 26 304 
26T: 38, 15 499. 29 323 
17 657 31 656 
19 524: 32 059 
32 611 


5 9653 
3550 





29 546) 








— — 

21983 | 

16 808 
u de ne 
10953 5972) 3235 3858 
11684 6357 3618. 4495 

— —— — 

17 708 7699 
9633 7066 4042 9060 
11830 8047| 5140 10974 

— r r — | 

19 267 10 201 

28 825 12699 
17129! 9 968! 4671: 13030 


19 463,11 1581 5 725| 13 621 
22 786113 166 5634 9891 


2171: 1781 
2.436 1868 


1238 1366 
1215; 3918 


44 586 25 804 15 320) 9914 


6132228 209115 971] 10 826) 


81 636,34 144 18 385 10.913 
118 041/51 732 24 012112457 
141 535 64 260 29 50014 636 


5 906, 29 693 
6842, 29 263 
6 874 22 503 
7549| 25 633 


8224| 64%) 


14398 8.509 
16431) 8.989 


11 703| 7.094 


15 019 9034 
24 426 15 470. 
30 772.16 989 


8456 26 291 
m — —— i 
7008 | 2816 
4295) 3053! 1711| 2394 
4934 3291) 1749! 2705 
Ber re 
9.054 2421 
10591 2796 
17 225 | 6718 
6317 





38 551 20 79811 104| 6852 
43619 24 912 a1 806) 7276 
45 430 25 16/1 





18 835 | 


re 7 = 


4237 
4.633) 
4 514 


365 
Fir 


on 
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der heizbaren Zimmer klaſſifizierten Wohnungen. 





relativ Voo 
in Wohnungen mit ? € Zimmern 























See — = 
= — — * * = — = -— ze 
16 471 | 249 112 55 —:9 98 
Du u Bu u u; A 5 
Tr 95 14 
59 | 406 | 360 | 1157 | 552 | 50 | 2 
54 | 418 | 3887 | 1186 | 553 | 31! @ı | 1237 9 
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os | 4129 27,0 1378 68 7 | a8 | 155 | 3ı 
a a a | | 1 
— 9 — 137,8 109,2 65,9 1: ‚ 
08 | 1576 | 2143 | 191,9 | 135,6 | 1144 | 66,6 | 312 | 870 
10 | 1300 | 2127 | 86 | 1453 | 1118 | 641 | 329 | 783 
Bi 25 | 2632 | 2832 | 147ı | 1086 | 599 | 2356 | 450 
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Fortſ. von Tab. IX. Die Bevölferung in den 2. der Seh! 












abfolut = 
in Wohnungen mit ? heisbaren Zimmern 
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| | | | | Bu. 
1, 2 ara, 42 
1886 | 363 78 710) 35623114 875 8.628 9 816 2718 
Magdeburg - -{ | 1890 | 28595 333) 47 098.20 778110 810, 6998| 3 97112 6343 984 
1895 | 429.99 974 47495 24 147112706 9479 4325 2 37814495 
| ! | 
1885 | 791,69608. 5742655 160.29 288 14.949 8 229|3 88016 965 
Münden . - i 1890 | 758.86 609 81 294/79 698/39 612 18 871/10 183|5 051/6 935 
n | — — — —— —— 
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| | | 
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Halle a. ©... | 1895 40m] 26 050 14 864| 8472| 5776, 3 37511 77613 572 
1890 | 15056599. 48 161/21 15410 1286| 6178. 4283 2465 5 576 
dannover . J 1895 258 68939) 64245 29083112084, 7576) 4 967 8 04316 840 
Lüb — 1890 | 15827251) 15 025 6388 3770| 2804 18961145 2545 
‘ "1 1895 | 100/26 351) 19106) 7793| 4671 28 2081 1176,3047 
13 71 ———— 1890 | 4612 753, 25 176 12641) 4799| 3112] 17021157 6524 
Stuttgart. . . | 1895 | 265.39 354) 39 49527 422116 482]11 790) 716328683 496 
| | 
uim RE 1895 | 5212957, 7750 4267| 2350| 1964 1050 625 632 
Heilbronn. . . | 1895 | 16110909 8361) 5340) 3045| 1723| 1025 483 761 
Ghlingen . . . | 1895 | 38 8336 4985| 2669| 1358| 769] 312 153. 271 
Gamnftatt.. . . | 1895 | 63] 8686 6372, 3514 1681) 1006| 412 191 242 
| | | 





Von der äußeren Grundlage der Wohnungsverhältniffe fommen mir 
nunmehr zu den Wohnungsverhältniffen felbft. An die Spite diefer 
Unterfudung ftellen wir zunächft die beiden allgemeinen Tafeln Tab. VIII in 
der die bewohnten Wohnungen nad der Zahl der heizbaren Zimmer 
Haffifiziert find, und die Tab. IX, melde ung über die Bevölferung der 
Haffifizierten Wohnungen Auskunft giebt. Wir unterlaffen es, auf den 
Begriff des heizbaren Zimmers einzugehen und eine Kritif desfelben 
bier vorzunehmen. Es ift ja von der Wohnungsſtatiſtik bereits in ihren An- 
fängen hervorgehoben worden, daß der Begriff des heizbaren Zimmers als 
eines mit Fenſtern verfehenen und mit einer Heizeinrichtung,, welcher Art 
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der heizbaren Zimmer klaſſifizierten Wohnungen. 
J J elativ oo un 
— liiin Wohnungen mit ? heizbaren Zimmern —— en 
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1,5 392,8 284,1 115,9 69,4 | 433 ı 30,2 | 15 | 45,3 
0,6 | 187,8 | 370,7 | 186,1 | 70,6 | 458 | 235,0 | 170 | 96,1 
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au immer ausgeftatteten Raumes zu unbejtimmt ift, um uns über die 
thatfählihen Wohnungsverhältniffe Auffhluß zu geben. Es wurde damals 
fhon bemerft, daß fomohl die Raumgrößen wie auch die Lage— 
verhältnifje im Haufe wie in der Hausumgebung zu berüdfichtigen ſeien 
und daß die Benügung des Zimmers, die Belegung desjelben nicht minder 
wichtige Faktoren darftellen. Wenn aljo die Wohnungsitatiftif trogdem an dem 
Begriff des heizbaren Zimmers feitgehalten und denfelben zur Grundlage 
ihrer Unterfuhungen gemacht hat, fo ift fie dazu durch mwohlerwogene Gründe 
beitimmt worden. Die PVerfchievenheiten in der Naumgröße der Zimmer 
find allerdings fehr groß; wenn wir aber die ertremen Fälle außer Acht 
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laſſen, fo finden wir, daß ſich die Verjchiedenheitsgrenzen für die große 
Maſſe der Zimmer ganz beträchtlich verengern!. Je größer ferner die 
Städte werden, je mehr das Baugefchäft ein rein fpefulativer Großbetrieb 
wird, deito mehr bilden fih Typen von Häufern und Wohnungen heraus, 
die in den Größenverhältnifjen weniger und meniger voneinander abweichen. 
Und dies gilt in erfter Linie für die Schmerzensfinder unferes gefellfchaft- 
lichen Zebens, die Heinen Wohnungen mit 0, 1, höchſtens 2 heizbaren 
Zimmern. Die Gleihmaderei, mit der der Ffapitaliftifiche Großbetrieb alle 
unfere Zebensverhältnifje beglüdt, madt vor den Wohnungen nicht Halt. 
Wie die Gegenftände der Haushaltung, die Möbel, die Geräte u. ſ. w. 
gleih werden, jo aud die Ausftattung der Wohnungen, die Tapeten, ber 
Dedenihmud, das Holzwerf, die Malerei u. f. w., fo aud die Raumgröße 
der Wohnungen jelbit. 

Es liegt auf der Hand, daß die MWohnungsftatiftif, wie alle Statiftif, 
nur wenige allgemeine Verhältnifje erfafjen fann und daher zur Ergänzung 
der Wohnungsenquete bedarf. Ein ebenſo anerfannter Sag tft es, daß 
eine einmalige MWohnungsftatiftif, ſofern fie eben nicht durch eine die 
Einzelheiten erfaflende Enquete ergänzt wird, nur einen fehr befchränften 
Wert, den einer erjten allgemeinen Orientierung, bejitt. Der Wert ber 
Mohnungsftatiftif fteigt aber mit jeder Wiederholung. Wir befommen dann 
Einblid in vie Entwidlung von Verhältniffen und Zuftänden, die vielleicht 
nit mit erafter Schärfe in ihrem ganzen Umfange erfaßt, aber doch nad 
beftimmten Merkmalen aufgenommen und dargeftellt worden find, und dieſer 
Einblid vermag allein fchon die aufgemwandte Arbeit zu lohnen. 


Nach diefen kurzen Bemerkungen wenden wir uns zu einer Disfuffion 
der beiden Tabellen VIII und IX. Wir behandeln zunächſt die Entwidlung 
in den einzelnen Städten für fih und werden auf Grund der ſich ergebenden 
Refultate unterfuhen, ob fih allgemeine Tendenzen in den Wohnungs: 
verhältniffen der deutfchen Großftädte nachweisen laffen. Nach dem Zwede 
unferer Unterfuhung werden wir unfer Hauptaugenmerk auf die Klafje der 
fleinen Mohnungen, d. h. der Wohnungen mit höchſtens zwei heizbaren 
Zimmern ridten, die Klaſſe der Wohnungen mit drei und vier heizbaren 
Zimmern aber in den meijten Fällen gleichfalls berüdjichtigen. 

Bei der Entwidlung der Berliner Wohnungsverhältniſſe fällt uns in 
eriter Linie die außerordentlich große Konftanz in der Verteilung der Woh— 
nungen auf die verjchiedenen Klafjen auf. Das gilt für ale Wohnungs- 
Hafjen, vor allem aber für die größeren Wohnungen mit fünf und mehr 





1&. 3. B. Tab. XXXV in Bücher, die Wohnungsenquete in Bafel. 


Wohnungsftatiftif. 295 


heizbaren Zimmern. 1861 entfiel auf die Klaſſe: 5—7 heizbare Zimmer 
54 0'906, 1895 50 %00; ebenfo gering ijt die Differenz in der nächſthöheren 
Klaſſe 4,2000! Stellen wir die beiden Jahre 1861 und 1895 unter: 
einander: 


Wohnungen mit ? heizbaren Zimmern: 


























122 52 
11,5 | 496,7 110,2] 46,2 
Differenz |— 16,5] — 3,3] + 155] — 11,8 |— 5,8] — 

Die Verſchiebungen, welche in dem 24 jährigen Zeitraume ſtattgefunden 
haben, ſind ſo gering, daß wir die Verhältniſſe faſt als konſtant bezeichnen 
können. Etwas größer ſind die Verſchiebungen der Bevölkerung in den 
Wohnungsklaſſen mit 1, 2 und 3 heizbaren Zimmern. Von 471°/oo im 
Jahre 1871, in dem allerdings eine befonderd akute Wohnungsnot herrfchte, 
ſank die Bevölferung der einzimmerigen Wohnungen auf 437,4 oo, die ber 
zweizimmerigen ftieg von 2409 auf 295,2, die der dreizimmerigen von 
112 auf 119,7 "/oo. 

Die Breslauer Zahlen zeigen uns ein ganz anderes Bild lebhafter 
Entwidlung in der MWohnungsverteilung, fomweit die fleinen Wohnungen 
(mit 3 heizbaren Zimmern) in Betradht fommen. Zunächſt hat die Klafje 
der einzimmerigen Wohnungen den beträchtlichen Verluſt von 81,1 oo in 
der Zeit von 1880—1895 aufzumeifen. Zugenommen haben dagegen die 
dreizimmerigen Wohnungen von 101 auf 119,3 oo, alfo eine Zunahme 
von 18,3 %oo, und die zmweizimmerigen Wohnungen von 217 auf 281,7 "oo, 
alfo um 64,700. Ebenfo bei der Bevölferung: 1880 lebten in ein- 
zimmerigen Wohnungen 527 %oo, 1895 nur mehr 443,3 /oo, alſo eine Ab- 
nahme von 83,7 %oo, in zweizimmerigen Wohnungen dagegen 1880 223 "/oo 
und 1895 300,5 ° 00, alſo mehr 77,500 und in Dreizimmerigen Woh— 
nungen 1880 117°’oo gegen 132,5 '/oo im Jahre 1895, alfo Zunahme 
von 15,5 00. Wir begegnen hier zum erften Male flar ausgeprägt einer 
Erfcheinung, der wir bei den übrigen Großftädten in gleicher Weife begegnen 
werden: der Abnahme der einzimmerigen Wohnungen und 
der gleihzeitigen Zunahme der zwei- und dDreizimmerigen 
Wohnungen. Die folgende Überjicht giebt uns darüber Auskunft: 


ı Biffer gilt für 1864. 
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Wir fönnen diefe Erſcheinung wohl als den allgemeinen Entwidlungs- 
gang bezeichnen, da wir denfelben nicht nur in den Städten der vorftehenden 
Überficht, fondern auch in den anderen Städten unferer Tabelle VIIL, von 
denen wir nur zwei Wohnungsaufnahmen haben, mit einziger Ausnahme 
von Mannheim, durchgehende beobachten fünnen. Am energifchiten hat ſich 
diefe Entwidlung in den drei Städten Frankfurt a. M., Hamburg und 
Leipzig abgefpielt; mit ihnen wollen wir uns daher noch etwas eingehender 
befhäftigen. An der Spige fteht Leipzig, mo fi der Abnahmeprozeß auch 
bereit3 auf die zmweizimmerigen Wohnungen ausgedehnt hat. Hier in Alt- 
Leipzig, d. 5. dem Leipzig exkl. der zu Beginn der neunziger Jahre ein= 
gemeindeten Vororte beginnt die relative Abnahme der Wohnungen mit einem 
heizbaren Zimmer bereit3 1867 ; die abjolute Zahl diefer Wohnungen erreicht 
1885 ihren Höhepunft. Von 1885 an haben wir daher eine abfolute und 
relative jchnelle Abnahme. Der relative Anteil der zmweizimmerigen Woh- 
nungen ift 1880 mit 272/00 am größten und finft ſeitdem fonftant, fo 
daß er im Jahre 1895 wieder geringer ift ala im Jahre 1871 und fi 
der Zahl von 1867 nähert. Noch bedeutfamer wird dieſe Thatfache da— 
dur, daß auch in Neu-Leipzig, aljo in Leipzig infl. der Vororte das Sinfen 
der relativen Zahl der Wohnungen mit einem heizbaren Zimmer von 488 
auf 429 in den Jahren von 1890—1895 zu beobadten iſt. Gegenüber 
diefer Abnahme der kleinen Mohnungen mit einem und zwei heizbaren 
Zimmern nehmen die Wohnungen mit drei und vier heizbaren Zimmern, 
vor allem aber die mit drei heizbaren Zimmern zu. Abfolut hat fih die Zahl 
der Wohnungen mit drei heizbaren Zimmern feit 1875 verdoppelt, relativ ift 
jie von "se auf !’s der Gefamtzahl der Wohnungen geftiegen. Bei den Woh— 
nungen mit vier heizbaren Zimmern hat gleichfalls faft eine Verdoppelung 
der abjoluten Zahl und eine Erhöhung der relativen von "ıo auf mehr als 
Y/g ftattgefunden. Diefelbe Entwidlung gilt aud für Neu-Leipzig. Suden 
wir eine Erflärung für dieſen auffallenden Erfcheinungsfompler. Das 
befonders jchnelle Sinfen der Zahl der Wohnungen mit einem heizbaren 
Zimmer erklärt fih zum Teil wohl dadurh, daß das Zubehörzimmer in 
jehr vielen Fällen in ein heizbares Zimmer verwandelt wurde. Dadurch) 
wurde zugleich das fchnellere Sinken der Zahl der zweizimmerigen Woh— 
nungen aufgehalten. Allgemein bemeift die Abnahme der ein- und zweizimme- 
rigen Wohnungen, die ſowohl in Alt- wie in Neu-feipzig gilt, aufs deut- 
lichite, daß die Abneigung der Bauunternehmer gegen den Bau von kleinen 
Wohnungen in ftetem Wachfen begriffen ift. Mehr und mehr fett ſich die 
Tendenz durch, die Zahl der Mieter, mit denen zu verhandeln tft, durd 
Einrihtung größerer Wohnungen zu verkleinern und das Rififo auf den 
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fih allmählih zum gewerblichen Zimmervermieter entwidelnden Mieter ab- 
zuwälzen. Wir haben hier offenbar den Ausdrud einer neuen Entwidlung 
vor und. Zwiſchen den Hausbefiger und die eigentliche Klafje der Mieter 
fchiebt ji ein Mittelsmann ein, der Zimmervermieter, der natürlich 
feinerfeit3 zur Steigerung der Mietspreife beiträgt. Auf ihn wälzt der Haus- 
befiter das ganze Rififo oder einen Teil desſelben und die Verantwortlichkeit 
ab. Dieſe Mittelöleute haben eine große Ähnlichkeit mit den Zwiſchen— 
meiftern der Hausinduftrien, die, häufig felber ausgebeutet, zu Werkzeugen der 
Ausbeutung werben. 


Für derartige Mittelsleute ift es felbftverjtändlih auch lohnender, 
größere Wohnungen mit 3—4 Zimmern zu mieten. Die größere räumliche 
Ausdehnung der Wohnungen giebt ihnen Gelegenheit, den Betrieb nicht nur 
ertenfiver, fondern auch intenfiver zu betreiben. In den Wohnungen von 
einem heizbaren Zimmer mit Zubehör war das nicht möglich; ſo wurde 
zunächſt in fehr vielen Fällen das Zubehör heizbar gemacht. Das Bedürfnis 
nad) Betrieberaum trieb dann aber weiter von der Mohnung mit zwei zu 
der mit drei und vier heizbaren Zimmern, Dazu fam dann nod der 
begünftigende Umftand, daß der Durchfchnittspreis für ein heizbares Zimmer 
bei den Wohnungen von einem heizbaren Zimmer mit Zubehör ganz 
unverhältnismäßig viel höher ift, als bei den Wohnungen mit 2—4 heiz- 
baren Zimmern. 

Iſt unfere Erklärung richtig, fo muß auch eine ftet3 wachfende Zahl von 
Familien, in denen fih Aftermieter und Schlafgänger finden, in 
den Wohnungen mit drei und vier heizbaren Zimmern gegenüber denen in 
Wohnungen mit einem und zwei heizbaren Zimmern vorhanden fein. Diejer 
Beweis läßt fich für Leipzig aus Mangel an veröffentlichten Zahlen nur 
reht unvolljtändig führen. Für die Jahre 1864, 1871 und 1880 haben 
wir die in folgender Überficht zufammengeftellten Zahlen. Unter Einmieter 
find Aftermieter, Chambregamiften und Schlafleute zufammengefaßt. 


Zahl der Einmieter in Wohnungen mit ? heizbaren Zimmern. 















abjolut relativ Yo 


bheizbare Zimmer 


bheibare Simmer 
2 3 | 
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Für die Jahre 1890 und 1895 ftehen uns nur die Angaben über die 
Zahl der Haushaltungen mit Schlafleuten in Gefamt-Leipzig zur 
Verfügung: 


Zahl der Haushaltungen mit Schlafleuten in Wohnungen 
mit ? beizbaren Zimmern. 








relativ %o 















8 ı 3792 | 6257 | 2428 
2: 2899 , 5919 | 2361 | 557 


| 

Die Zahlen der letzten Überſicht find für unferen Zweck von geringerem 
Werte, da in ihnen die Aftermieter und Chambregarniften nicht berüdfichtigt 
find. Dagegen beweifen die Zahlen ver vorhergehenden Überſicht unfere 
Behauptung fehr aut. Die Zahl der Einmieter ift vor allem in den 
Wohnungen mit 3 Zimmern in ftetem abfoluten und relativen Wachstum 
begriffen. Weniger entfchieven tritt diefe Entwidlung hervor, wenn mir 
nur die Schlafleute berüdfichtigen, die fi vor allem in den Mohnungen 
mit 2 beizbaren Zimmern zufammendrängen. | 

Ganz ähnlich wie in Leipzig haben fi die Verhältniffe in Hamburg 
entwidelt. Die Mohnungen mit 1 heizbaren Zimmer nahmen in der Zeit 
von 1875—1895 um nicht weniger als 193,0 "/oo ab, während im gleichen 
Zeitraum die Wohnungen mit 2 heizbaren Zimmern um 74,6 ®oo, die mit 
3 heizbaren Zimmern fogar um 105,5 %oo zunahmen. Diefe großen Ver— 
ihiebungen erklären fi dadurch, daß zahlreiche Heine und Eleinfte Wohnungen 
in der inneren Stadt zum Abbruch famen und der Ausfall an denſelben 
nit durch die Bauthätigfeit gededt wurde. Die Baufpekulation warf fi 
vielmehr auf die Anlage größerer Wohnungen und bevorzugte vor allem die 
Szimmrigen Wohnungen, indem fie zugleih die Zahl der nicht heizbaren 
Zimmer, als weniger ertragreih, möglichft beſchränkte. Es ift eben für die 
Hausbefiser viel bequemer, größere Wohnungen an eine fleinere Zahl von 
Mietern zu vermieten, als ſich felbft mit der Vermietung von Fleinjten 
Mohnungen abzugeben. Der Hausbefiger vermietet alfo die ganze Wohnung 
an eine Partei, die dann ihrerfeits in der Form der Aftermiete Teile der- 
felben weiter vermietet. „In einigen Fällen, wie Dr. Koch hervorhebt, hat 
der Befiter von Häufern mit einer großen Anzahl von mittleren Wohnungen 
die einzelnen Häufer gegen eine feite Miete an eine Perfon vermietet, die 
wiederum die einzelnen Wohnungen weiter vermietet, deren Teile alsdann 
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von neuen Aftermietern abgenommen werden“ !. Für diefe Erklärung 
fprit der Umstand, dab die Benugung einer Wohnung durch mehrere 
Haushaltungen eine beträchtliche Ausdehnung erfahren hat. Im Jahre 1390 
betrug die Zahl der Wohnungen mit mehreren Haushaltungen 6396, das find 
2306 oder 56,40 mehr als im Jahre 1885; die Zahl der Haushaltungen 
in denfelben 13317, d. h. 4853 oder 57,300 mehr als 1885 und die 
Zahl der Bewohner diefer Wohnungen 43 213, d.h. 15550 oder 56,2 %:0 
mehr. Nach der Größe verteilten fi die Wohnungen mit mehreren Haus: 
baltungen in folgender Weife: 












in Wohnungen mit 3abl der 


heizbaren nicht heizbaren 









— mehr gegen 
Wohnungen 1885 






mehr gegen 
Bewohner 1885 












Zimmern 
1 | — 134 + 99 760 + 577 
1 1 496 — 1 3 008 — 6l 
1 | 2 u. mehr 216 + 10 1485 +9 
2 * 582 + 219 3.683 + 1401 
2 | 1 1719 + 431 11 002 + 2453 
2 ' 2 u. mehr 377 + 98 2652 + 6% 
3 | — 946 + 530 6484 + 3733 
3. l u. mehr 943 + 373 6 729 + 2621 
4J4 — 292 + 184 1939 + 1143 
4 1 u. mehr 348 + 172 2 606 + 1310 
5 u. mehr — 333 + 187 2 798 + 1579 








Die Zahl der Mohnungen mit 3 heizbaren Zimmern hat alſo abjolut 
am ftärfjten zugenommen, dann folgt die Klafje der Wohnungen mit 2 heiz- 
baren Zimmern. Den geringiten Zuwachs hat die Klaſſe mit 1 heizbaren 
Zimmer gehabt. In der Periode von 1890—1895 hat dann die Zahl der 
Mohnungen mit mehreren Haushaltungen allerdings eine Abnahme erfahren 
und zwar von 6396 auf 5965 (— 6,68 "/o); die Zahl der Haushaltungen 
fanf von 13317 auf 12307 (— 7,59 %o), die Zahl der Bewohner von 
43 213 auf 35 896 (— 16,93 %/o). Diefe Abnahme gilt aber in der Haupt: 
fahe nur für die Wohnungen mit 1 und 2 heizbaren Zimmern, während 
in den mittleren Wohnungen mit 3 und 4 heizbaren Zimmern wiederum 
eine Zunahme der mehrfadhen Haushaltungen zu fonftatieren ift. 

Frankfurt a. M. ift die dritte der Städte, welche die größte Abnahme 
der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer aufzumeifen haben. Diefe Klaſſe 
von Wohnungen nahm in dem Zeitraum von 1871—1895 von 315 900 


! Statiftif des Hamburgifhen Staates, Heft XVI ©. 55. 
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auf 122,9 *00, alſo um 192,1 oo ab; dagegen hatten die beiden Klaſſen 
mit 2 bezw. 3 heizbaren Zimmern Zunahmen von 88,6 bezw. 124 %/o0. 
Die Entwidlung ift aber in den beiden Klafjen feine gleichmäßige Zunahme 
geweſen. Während allerdings die Klafje der 3zimmrigen Wohnungen feit 
1871 unaufhörlid wächſt, iſt für die Klafje der 2 zimmrigen Wohnungen 
bereits 1885 ein Marimum zu fonftatieren, dem eine geringe Abnahme bis 
1890 folgt. Yon da ab findet dann ein rapides Anwachſen bis 1895 um 
61,8 %;00 jtatt. Ziehen wir zur Ergänzung die Ziffern heran, melde ung 
über die Zahl der durch Neubau neu entftandenen Wohnungen Auskunft 
geben. Es wurden neu erbaut: 








1 21 = 0,86% 68 = 1,43% 166 = 1,77% 
2 heizbaren 196 = 8,01% 664 — 13,99 %0 | 2057 — 21,9% *0 
3 Ba 1727 = 29,72 %o 1977 = 41,65% | 3961 = 42,28 %;0 
4 640 — 26,17 %0 1011 = 21,30% | 1563 — 16,68 90 
mehr 862 — 35,24 9/0 1027 = 21 ‚63 % ı 1621 = 17,31% 


Auch diefe Ziffern zeigen ein ganz gewaltiges — der 8 zimmrigen 
Wohnungen, das in allen drei Perioden, vor allem aber in den beiden 
letzten ſich geltend macht. Die 2 zimmrigen Wohnungen werden erſt in dem 
Jahrfünft 18890 —1895 wieder in größerem Umfange gebaut; dieſe Er— 
ſcheinung iſt zum guten Teil auf die gemeinnützigen Baugeſellſchaften zurück— 
zuführen. Wie man ſieht, hat ſich dieſes Anwachſen der Bauthätigkeit mit 
Bezug auf 2- und 3 zimmrige Wohnungen auf Koſten der 4=- und mehr— 
zimmrigen Wohnungen abgefpielt. Während in der Periode von 1880 
bis 1885 26,17 %0 der neugebauten Wohnungen auf die Klafje der vier- 
zimmrigen entfielen, iſt der PBrozentfaß in den beiden folgenden Perioden 
fortgefegt und zwar ziemlich ſchnell bis auf 16,68 %/o gefallen. Dasfelbe 
gilt für die Wohnungen mit 5 und mehr heizbaren Zimmern. Dr. Bleicher 
fieht in diefer Erfheinung ein Nachgeben der Baufpefulation gegenüber dem 
Drude der äußeren Verhältnifje; diefe habe fich zwar dazu verftanden, von 
dem Typus der Vier: und Fünfzimmermwohnungen zu dem der Dreizimmer: 
wohnungen überzugehen, eine Mafjenproduftion kleinſter Wohnungen aber 
überhaupt noch nit in Angriff genommen!. Wie dem auch jein mag, an 
der — wird dadurch nichts geändert, daß gerade auf die 2- und 

! Beiträge zur Statiftik der Stadt Frankfurt a. N. Neue Folge. Ergänzungs- 
blatt Nr. 5 ©. 51, Note. 
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Zzimmrigen Wohnungen die große Mehrheit der Aftermieter, der Zimmer- 
mieter und Schlafleute entfällt, die Mieter diefer Wohnungen daher in 
großer Ausdehnung die Mittelöleute zwifchen den Hausbefitern und den 
Untermietern find und erfteren ein großes Teil des wirtſchaftlichen Riſikos 
abnehmen müflen. Natürlid muß mit einem Anwachſen dieſer beiden 
Wohnungsklafjen auch diefe wirtfchaftliche Erfcheinung an Ausdehnung gewinnen. 

Wir haben bisher die allgemeine Entwidlung der Wohnungsverhält- 
nifje dargejtellt; ehe wir ung nun mit der wichtigjten Klafje der Wohnungen, 
der der fleinen und Eleinften Wohnungen, in denen die große Mehrheit 
aller Städtebewohner gezwungen ift, ihr Xeben hinzubringen, eingehender be- 
ſchäftigen, ſeien nod einige Worte der Verteilung der Wohnungen über die 
verſchiedenen Klafjen ſelbſt und den Auffchlüffen gewidmet, die uns Die 
relativen Zahlen der MWohnungsflaffen geben. Ordnen wir zunädjt einmal 
die Städte nad) der Größe des Promillefages, der auf die Klafien von 
Wohnungen mit 5—7 und 8 und mehr heizbaren Zimmern entfällt, jo 
erhalten wir die folgende Reihenfolge: 





heizbare Zimmer) 
5278 u. mehr 






Frankfurt a. M. 5 N: Dresden. . . 
eippig. -» . .1 112,5 | 317 144,2 | Berlin . . .| 60 11,3 718 
a . .[ 103,5 | 26,9 130,4 | Görlik . . .] 586 | 12,9 715 
Hallea.S. . .| 804 | 194 99,5 | Magdeburg .| 53,9 3,9 67,5 
Hamburg. - .| 71,31 280 | 99,3 | Königsberg .| 46,6 | 9,1 | 55,7 

Breslau. . .| 45,5 6,9 52,4 
Münden . . .| 76,7| 12,3 89,0 | Altona . . .| 30,3 9,5 39,8 


xübed . . » I 66,3 | 26,3 | 92,6 
Hannover. . .| 63,9) 19,4 | 


Wir haben in der relativen Summenzahl der Klafjen von Wohnungen 
mit 5 und mehr heizbaren Zimmern einen fehr guten Inder der Wohl: 
habenheit der verjchiedenen Städte. Frankfurt a. M. und Leipzig ftehen 
an der Spige; in dieſen beiden Städten allein entfallen auch auf die Klaffe 
der 4 zimmrigen Wohnungen mehr als 100/00, nämlich in Frankfurt a. M, 
133,7 vo und in Xeipzig 135,100. Im allgemeinen ift der Anteil der 
großen Wohnungen in den weſtdeutſchen Städten beträchtlich größer als in 
‚denen des öjtlihen Deutfchlands,; nur Altona bildet eine bemerkenswerte 
Ausnahme. Umgelehrt, wenn wir den Anteil der fleinften Wohnungen, 
der mit nur 1 heizbaren Zimmer, ins Auge fafjen. Görlig mit 575 %oo, 
Königsberg mit 562,9 %oo, Magdeburg mit 540,7 oo und Breslau mit 
508,9 900 führen den Neigen, während Franffurt a. M. und Leipzig, 
erſteres mit 122,9, leßteres mit 203,7 %00 an leßter Stelle jtehen. 
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Es ift nicht ohne Intereſſe, die Klaſſe mit 1 heizbaren Zimmer der 
fombinierten Klafje der Wohnungen mit 2 und 3 heizbaren Zimmern gegen- 
überzuftelen.. Wir fönnen dabei die Städte in zwei Gruppen teilen; 
in der einen (a) überwiegt die Klaſſe der 1zimmrigen Wohnungen, in der 
anderen (b) die Klafje der 2: und 3zimmrigen Wohnungen. Wir haben alfo: 





in Gruppea a in — b 
JE Wohnungen mit ? | Wohnungen mit ? 
Name der Stadt — Zimmern Name der Gtabt heizbaren Zimmern 
2u.3 1 [2us 
| 
Gi... . 57 | 3060 | Frantfurta.m.. | 1229 | 5596 
Königsberg . - - 62,9 331,4 1 1, 7 EEE 203,7 516,2 
Magdeburg . . - 540,7 334,2 | Hamburg. . . . 251,9 546,4 
Breslau... . . 508,9 401,0 Münden... . 307,3 492,5 
Berlin - - 496,7 383,7 | Mannheim . . . 349 403,4 
Dredden. . . . . 480,9 379 Dannover. . . » 399,5 453,8 
Halle a. S : 475,5 353,8 | 
Zübed . 2... 4576 | 3878 
Altona... .. 419,1 475,0 | | 


Die Städte der Gruppe b find in der Hauptſache diefelben Städte, 
melde den größten Promillefat der großen Wohnungen aufzumeifen haben, 
und auch die Reihenfolge, in der die Städte in den beiden Überfichten einander 
folgen, iſt beide Male ziemlich genau dieſelbe. Won den Städten ber 
Gruppe a find es wieder die Städte des öſtlichen Deutfchlands, in denen 
die Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer die Hälfte und mehr aller vor- 
dandenen Wohnungen ausmachen. 

Das allein über die Raumgröße der Wohnungen Aufſchluß gebende 
Mittel, die Ausmeffung der Zimmer, fonnte bei der Verbindung von 
Wohnungsaufnahme mit Volkszählung, die für Die deutichen Städte charakteriſtiſch 
ift, nicht angewandt werben. Um aber nun doch über die wirkliche Raumgröße 
der Wohnungen, die durd den Befit von 1,2, 3 u. ſ. f. heizbaren Zimmern 
harakterifiert find, weitergehende Kenntnis zu erhalten, hat die Wohnungs: 
ftatiftif den Befig von Küche und nicht heizbaren Zimmern zu einer weiter- 
gehenden Charafterifierung der Wohnungen, vor allem der Eleinen Wohnungen, 
herangezogen und die Frage, wie groß iſt denn nun eigentlich eine Wohnung 
mit 1, 2 bezw. 3 heizbaren Zimmern, auf diefe Weife zu beantworten gefudht. 
Wir wenden uns jet diefen Unterfuhungen etwas ausführlicher zu. 

Je Heiner eine Wohnung, je geringer die Zahl der heizbaren Zimmer, 
defto bedeutfamer ift der Befig einer Küche für diefelbe. Die Küche iſt in 
der That, wenn wir von ihrer Bedeutung für den Haushalt abjehen, als 
ein heizbares Zimmer anzufehen, das fie in der Mirklichfeit auch häufig 
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genug vertritt. In zahllofen Fällen wird von den Befigern einer Wohnung, 
die aus 1 heizbaren und 1 nicht heizbaren Zimmer, fomwie einer Küche be- 
fteht, das eine heizbare Zimmer an Zimmermieter meitervermietet, während 
die Küche ald Tagraum für die Familie, oft auch noch als Schlafraum 
dienen muß. Dieſe Benugung der Küche, fofern diefelbe nur einigermaßen 
geräumig iſt, zu Wohnzmweden erfreut fich befonders deshalb einer jo großen 
Verbreitung, weil die Heizung des Herdes zugleich zwei Zwecke, die Er- 
mwärmung eines Zimmers und der Speifen, erfüllt, und findet ſich jelbft da, 
mo mehr Räume zur Verfügung ftehen. Wo eine Wohnung feine Küche 
hat, wird mehr oder weniger die Wohnung zur Küche gemacht, jagt Bücher! ; 
wir fönnen den Sat umdrehen und jagen: Wo eine Wohnung eine Küche 
hat, wird mehr oder weniger die Küche zur Wohnung gemadjt. 

Leider giebt nun die Mohnungsftatiftif eine recht ungenügende Auskunft 
über die Ausjtattung der Heinen Wohnungen mit Küche. Die allgemeinen 
Tabellen geben nur die Gejamtzahl der auf die Klafje der Wohnungen mit 
1, 2, 3 2c. heizbaren Zimmern entfallenden Küchen an, fo daß man daraus fich 
die Durchſchnittszahl berechnen und ein ungefähres Bild von der Art und 
Weiſe maden fann, in der die betreffende Wohnungsflafje durchſchnittlich 
mit Küche ausgeitattet ift. Seltener merden die fleinen Wohnungen, je 
nachdem fie mit Küche verjehen find oder nicht, fpecialifiert und nur in 
wenigen Städten finden wir eine Unterfcheidung der Heinen Wohnungen 
nad) der Ausftattung mit nicht heizbaren Zimmern und Küche fombiniert. Nur 
für Berlin, Charlottenburg, Dresden und Hamburg find unferes Wiſſens Tabellen 
veröffentlicht, in denen die Specialifierung noch weitergeführt und die Heinen 
Wohnungen nah der Zahl der nicht heizbaren Zimmern und ihrer Aus- 
ftattung mit Küche kombiniert geordnet jind. Werben dann die fo georbneten 
Mohnungen mit der Bemwohnerzahl fombiniert, wie dies z.B. in der Be- 
völferungs- und Wohnungsaufnahme der Städte Berlin, Charlottenburg und 
Hamburg von 1895 gefchehen ift, fo fönnen wir über die Bedeutung der 
Küche für Wohnung und Haushalt ziemliche Klarheit erhalten. 

In der Tabelle X haben wir die wenigen Städte zufammengeftellt, 
deren Wohnungsitatiftif die feinen Wohnungen unter Berüdfichtigung der 
heizbaren und nicht heizbaren Zimmer, ſowie des Befihes einer Küche klaſſi— 
fiziert. - Soweit wir nun aus dem bejchränften Zahlenmaterial Schlüſſe 
thun dürfen, find das die folgenden. In allen Städten nimmt die Zahl 
der füchelofen Wohnungen rapide ab in dem Mafe, wie die Zahl der heiz- 
baren Zimmer jteigt, fo daß die Wohnungen mit 3 heizbaren Zimmern 
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allgemein als mit Küche verfehen gelten dürfen. innerhalb der einzelnen 
Klaffen nimmt die Zahl der füchelofen Wohnungen ebenfalls in dem Maße 
ab, wie die Wohnungen mit nicht heizbaren Zimmern verfehen find. So 
entfallen in Breslau bei der Klafje der Wohnungen mit einem heizbaren 
Zimmer auf die Wohnungen mit nicht heizbaren Zimmern nur 445 9/00 füche- 
lofer Wohnungen gegen 582 ®/vo bei den Wohnungen ohne nicht heizbare Zimmer. 
Die Größe der Differenz in den einzelnen Städten ift außerordentlich verfchieden 
und durch die ganze Baugeſchichte derfelben bedingt. In Dresden haben wir 
3. B. zwei Wohnungstypen in der Klafje der Wohnungen mit 1 heizbaren 
Zimmer: der eine Typus ift die Wohnung mit 1 heizbaren Zimmer ohne 
nicht heizbare Zimmer und ohne Küche, der andere Typus hat nicht Heiz: 
bare Zimmer — wie viel werben wir weiter unten ſehen — und hat eine Küche! 
Auf den erften Typus entfallen 71500 der einzimmrigen Wohnungen 
ohne nicht heizbare Zimmer, auf den zweiten 855 °/oo der einzimmerigen 
Wohnungen mit nicht heizbaren Zimmern. Anders allerdings in Münden ! 
Der eine Typus ift der gleiche wie in Dresden, alfo: 1 heizbares Zimmer 
ohne nicht heizbare Zimmer und ohne Küche. Der zweite dagegen unter- 
fcheidet ji von dem Dresdner dur das Fehlen der Küche; alfo: 1 heiz— 
bares Zimmer mit nicht heizbarem Zimmer, aber ohne Küche. Auf den 
eriten entfallen 846, den zweiten 819 %co der betreffenden Unterflaffe. 

In wie weit das Fehlen einer Küche als ein wirtfchaftlicher Übeljtand, 
ob nun vom Standpunkte der Gejellihaft oder des Privathaushaltes aus, 
betrachtet werden muß, darüber giebt uns erſt der 2. Teil unjerer Tabelle 
Auskunft. Hier find 4 Bewohnerflaffen mit den oben behandelten Wohnungs- 
Hafjen fombiniert. Wir erfehen aus diefer Tabelle, daß ein ſehr großer 
Teil der einzimmrigen Wohnungen ohne Küche und nicht heizbare Zimmer, 
alfo wohl die niedrigite Form der Wohnungsbefriedigung,, wenn wir von 
den an Zahl überaus geringen Wohnungen ohne heizbare Zimmer abjehen, 
von 1 und 2 Perfonen belegt ift. In Charlottenburg 3. B. find von im 
ganzen 787 einzimmrigen Wohnungen ohne Küche und Zubehör nicht weniger 
als 619 von 1 und 2 Perfonen bewohnt; ebenfo bei den zweizimmrigen 
Wohnungen 95 von 165. Nicht ganz fo günftig liegen die Verhältniſſe 
in Dresden und Hamburg, noch ungünftiger in Breslau. Bei den ein- 
zimmrigen Wohnungen ohne Küche und Zubehör überwiegen in Dresden aller- 
dings die Bewohnerflafjen mit 1 und 2 Bewohnern ganz bedeutend gegen- 
über den Klafjen mit 3 und mehr Bewohnern, aber bei denen mit nicht 
heizbaren Zimmern und ohne Küche ift das Verhältnis umgekehrt. Hier 
ftehen 2085 Wohnungen mit 1 und 2 Bewohnern 2795 Wohnungen mit 
3 und mehr Bewohnern gegenüber. Im allgemeinen wird man wohl an- 
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nehmen dürfen, daß zwifchen einer Wohnung, beitehend aus 1 heizbaren 
Zimmer und Küche, und einer joldhen, die aus 1 heizbaren Zimmer und 
1 Nebenraum befteht, aber feine Küche befist, fein großer Unterfchied ift. 
Das heizbare Zimmer der letzten Wohnung wird jedenfall mit einem 
Kochofen ausgeftattet fein und als Hauptzimmer dienen, der Nebenraum 
wohl meiſt als Schlafzimmer benugt werden. Bei den zweizimmrigen 
Wohnungen, ob mit oder ohne Küche, ob mit anderen Nebenräumen oder 
nit, überwiegen die höheren Bewohnerklaſſen. Was für Dresden, gilt auch 
für Hamburg und in noch höherem Grade für Breslau. 

Wie groß ift die Zahl der nicht heizbaren Zimmer, durd) die dag 
heizbare oder die heizbaren Zimmer erjt zur Wohnung ergänzt werden — 
auf diefe eigentlich entfcheidende Frage giebt uns die Wohnungsftatijtif häufig 
ungenügende Antwort. Wo man ich nicht darauf befchränft hat, eine Aus— 
zählung nur nad der Zahl der heizbaren Zimmer vorzunehmen, hat man in 
den meiſten Fällen nur nah dem Merkmale des Befiges nicht heizbarer 
Zimmer Haffifiziert, ohne über die Größe des Befiges weitere Unterfuhungen 
anzuftellen.. So iſt z. B. felbft die fonjt fo eingehende und ausführliche 
Leipziger Mohnungsftatiftit nicht über die Scheidung der einzimmrigen 
Wohnungen in folhe mit und ohne Zubehör ohne Berüdjichtigung der 
Küchen hinausgegangen. Am früheften iſt die Specialifierung der fleinen 
Wohnungen nad der Zahl der nicht heizbaren Zimmer und dem Befige 
von Küchen in der Berliner Statiſtik durchgeführt, bereits in der Wohnungs» 
ftatiftif von 1885. Hier find die Wohnungen nad der Zahl der Räume 
Hafjifiziert, wobei heizbare Zimmer, nicht heizbare Zimmer und Küchen 
gleihermaßen als Räume behandelt wurden. Innerhalb der fo gebildeten 
Raumklaſſen find dann wieder die drei Arten Räume getrennt und in 
verjhiedenen Kombinationen mit einander zur Darjtellung gebradt. Wir 
erhalten dadurd ein jo Hares Bild von der Raumgröße der verfchiedenen 
Wohnungen, als es ſich ohne die direfte Ausmefjung derſelben auf dem 
Wege der Enquete erreichen läßt. Da nun bei der verfchiedenartigen Specia- 
lifierung, die in den einzelnen Städten üblich ift, eine allgemeine Tabelle 
ſchließlich nur noch die Scheidung nah dem Beſitze von nit heizbaren 
Zimmern durchführen fönnte, jo haben wir auf die Aufitellung einer jolden 
verzichtet und behandeln die einzelnen Städte, ſoweit Material vorliegt, für ſich, 
um am Schlufje eine Vergleihung der fo erhaltenen Rejultate vorzunehmen. 

Wir beginnen mit Berlin, defien Wohnungsitatiftit Shon 1875 Aus- 
zählungen nad) der Zahl ver nicht heizbaren Zimmer enthielt, und geben 
eine Ülberficht über die Entwidlung in dem Zeitraum von 1875—1895. 


Schon die Statiftit von 1871 unterfcheidet nad) der Zahl der nicht heizbaren 
20 * 
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Zimmer ; da fie aber auch Altoven und Speiſekammern als nicht heigbare Zimmer 
betrachtet, fo find ihre Zahlen nicht mit denen der folgenden Zählungen vergleichbar. 








Wohnungen ohne nn Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer 
Abſolut immer mit und 





Wa IE - | 8 Au. mehr o 1a | 2  |3u.mehr 


nichtheizbaren Zimmern 





Wohnungen mit . |; Zimmern | Wohnungen mit 3 heigbaren 





Abſolut Zimmern und 
ohne mit 
1875 16 543 | 5467 
1880 21569 | 5704 
1885 271227 | 5269 
18% 34 467 5857 _ 
1895 39 091 | 5955 
relativ Noo | 
1875 78 26 
1880 — = 
1885 91 16 
1890 94 | — 
1895 95,4 | 12 





Diefe Tabelle ift ganz außerordentlich intereffant. Wir hatten oben die 
große Konjtanz hervorgehoben, welche in der Verteilung der Wohnungen 
auf die nad der Zahl der heizbaren Zimmer geordneten Klafjen zu beobachten 
it. Die vorftehende Tabelle zeigt nun aufs flarfte, was es mit dieſer 
Konftanz eigentlich auf fih hat. Sie gilt nur in dem Verhältnis der Klafjen 
zu einander. innerhalb der Klaffen begegnen wir dagegen ziemlich weit 
gehenden Verſchiebungen. Die Tendenz fönnen wir furz bezeichnen: Auf— 
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hebung der nicht heizbaren Zubehörzimmer. In der Klaſſe der 
1 zimmrigen Wohnungen wächſt die Zahl der Wohnungen ohne nicht heizbare 
Zimmer von 335 %oo aller Wohnungen auf 427,7 ®'oo, d. h. um 92,7 %/oo, 
während die Zahl der Wohnungen mit 1 nicht heizbaren Zimmer von 
165 oo auf 63,9 %oo, d. h. um 101,1 oo abnimmt. Diefelbe Beobachtung 
bei den 2= und 3 zimmrigen Wohnungen! Die Wohnungen ohne Zubehör 
nehmen zu: die 2 zimmrigen um 46,9 %oo, die 3 zimmrigen um 17,4 oo. 
Diefer Zunahme fteht die Abnahme der mit Zubehör gegenüber: um 27,2 %/oo 
bez. 14 0/00. Den ftärkften Rückgang weiſen alfo die 1 zimmrigen Wohnungen 
mit 1 nicht heizbaren Zimmer auf. Sie find auch abfolut 1895 an Zahl 
geringer als 1875; 26189 gegen 34 996 in leßterem Jahre, aljo eine 
Differenz von 8807 zu ihren Ungunften, während fi die Zahl der Woh- 
nungen ohne Zubehör faſt ver-2'/efacht hat. Auch die Wohnungen mit 
2, 3 und mehr nicht heizbaren Zimmern zeigen abjolute Abnahme. Bei 
den 2 zimmrigen Wohnungen haben fi die Wohnungen ohne nicht heizbare 
Zimmer mehr als verdoppelt; die Wohnungen mit 1 nicht heizbaren Zimmer 
haben nur fehr wenig zugenommen von 9359 im Jahre 1875 auf 9818 
im Jahre 1895, d. h. um 459, während die mit 2 und mehr nicht heigbaren 
Zimmern abjolut fajt um die Hälfte abgenommen haben. Dieje Entwidlung 
der MWohnungsverhältniffe muß nad jeder Richtung hin als ungünftig be- 
zeichnet werden. Die große abjolute Zunahme der 1 zimmrigen Wohnungen 
ohne Zubehör erklärt fih wohl in erfter Linie durch Neubau derartiger 
Wohnungen und erft in zweiter durch Teilung in den älteren Häufern. Die große 
Abnahme der Wohnungen mit 1 nicht heizbaren Zimmer mag abgefehen 
von den durch Abbruch älterer Häufer verloren gegangenen Beſtänden auf 
die Verwandlung der nicht heizbaren Zimmer in heizbare zurüdzuführen 
fein. Man mag geneigt fein in dieſer Nubbarmahung des nicht heizbaren 
Zimmers eine Verbejjerung der Wohnungen zu fehen, thatfächlich. bedeutet 
fie aber zugleich eine nicht unbedeutende Preisjteigerung und eine Verdichtung 
der Belegung dur Aftermieter und Schlafgänger. Über die in jeder Be: 
ziehung jchädlichen Folgen einer Ausbreitung der Kochſtube brauchen wir fein 
Wort weiter zu verlieren. 

Wir haben gefehen, daß die Tendenz dahin ging, durch Abfchaffung der 
nicht heizbaren Zimmer reine Wohnungstypen, wenn wir fo jagen dürfen, 
die nur aus heizbaren Zimmern bejtehen, zur Ausführung zu bringen. Das 
wird fih noch flarer zeigen, wenn wir auch den Befig einer Küche bei der 
Klaffifizierung der Wohnungen berüdfichtigen. 

(Siehe Tab. auf S. 310.) 

Es treten in diefer Tabelle 6 Wohnungstypen hervor, auf die 1885 

nicht weniger als 830 %oo, 1890: 837 9/oo aller Wohnungen entfallen. 
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Am ſtärkſten vertreten find die reinen MWohnungstypen mit 721 oo, 1890: 
758 %00 aller Wohnungen und von diefen Wohnungstypen wiederum die— 
jenigen, die mit einer Küche ausgeftattet find. Auf die Klafje von Wohnungen 
mit 1 beizbaren Zimmer und Kühe fommen 302, 1890: 340 (!) oo, auf 
die mit 2 heizbaren Zimmern und Küche 225, 1890: 232 "oo und auf 
die mit 3 heizbaren Zimmern und Küche 88, 1890: 92 oo. Nur die 
Klafje der Kochſtuben (mit 95, 1890: 82 %o0) und die gemifchte Klafje der 
Mohnungen mit 1 heizbaren Zimmer, 1 nicht heizbaren Zimmer und Küche 
(mit 90, 1890: 68 ou) find diefen 3 Klaffen gegenüber nod von einiger 
Bedeutung. Die beiden vorherrfchenden Wohnungstypen find die Wohnung 
mit 1 heizbaren Zimmer und Küche, fowie die Wohnung der nächſt höheren 
Klaffe mit 2 heizbaren Zimmern und Küche. 

Wir fügen bier gleih Charlottenburg an, da feine Mohnungs- 
verhältnifje, wie nicht anders zu erwarten, die größte Übereinjtimmung mit 
denen Berlins zeigen. Noch mehr, als dort, überwiegen die reinen Wohnungs- 
typen mit Küche: 2 heizbare Zimmer 272,7 oo, 1 heizbares Zimmer 
236 oo und 3 heizbare Zimmer 140,1 %u0. Von den füchelofen reinen 
MWohnungstypen fommt nur der Typus der 1 zimmrigen Wohnung ohne 
jede Zubehör in Betracht, auf den 25,6 oo entfallen. Die gemifchten Typen 
find ohne Bedeutung. 

Das Verhältnis der Wohnungsklaſſen ift in Breslau 1895 ganz 
ähnlih wie in Berlin. Es überwiegen die reinen Wohnungstypen, die mit 
Küche ausgejtattet find — die gemischten Typen treten ganz in den Hinter: 
grund — und zwar progreffiv mit der Zahl der heizbaren Zimmer. Bei 
den 1 zimmrigen Wohnungen iſt die Klafje ohne Küche noch ſtärker als die 
mit Küche; fie ift die am ftärfften vertretene Klafje mit 230,5 %'oo. Bereits 
bei den 2 zimmrigen Wohnungen wird aber der reine Wohnungstypus ohne 
Küche (97 00) von dem mit Küche überflügelt (149,4 oo) und bei ber 
nächſt höheren Klafje verfhwindet er als unbebeutend gegenüber feinem 
Rivalen. Auf die reinen Mohnungstypen mit und ohne Küche entfallen 
nicht weniger als 745,3 900 aller Wohnungen. 

(Siehe Tab. auf S. 310.) 

Für Dresden befigen wir Auszählungen der vier Wohnungsaufnahmen 
von 1880, 1885, 1890 und 1895, bei denen die Klafjen nad der Zahl 
der heizbaren Zimmer weiter nad der Zahl der nicht heizbaren Zimmer 
fpecialifiert find. Für 1890 und 1895 find dieje fpecialifierten Unterflaffen 
noch nach dem Beſitze einer Küche weiter geteilt. Es ift ſehr bedauerlich, 
daß bei den zwei vorhergehenden Aufnahmen eine derartige Specialijierung 
unterblieben ift, da ein Dergleich der vier Aufnahmen wahrſcheinlich höchſt 
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intereffante Rejultate geliefert hätte. Die folgende Tabelle, in der der 
Befit einer Küche nicht berüdjichtigt ıjt, giebt die Zahl der vorhandenen 
Wohnungen an. 














Wohnungen | gu ' BE Wohnungen Wohnungen 
ohne heisbare | Wohnungen mit 1 beige | it 2 Heigdaren |mit 3 heizb. 
Simmer baren Zimmer Zimmern Zimmern 
mit mit mit 
lo I8 u | o |3 u 2 u. ohne | mit 
1ı2 mehr v mehr 0 I mebr 
nihtbeizbaren Bimmern 
I t 
abiolut | | j — 
1880 1153| 11 2 13780119813 | 4368 390 11692 6080 2962) 1667 3623 
1885 |147| 17) 7 [5424| 19.960 | 5062 | 449 |2052 | 6694| 3268| 1958| 3936 
1890 1139 14 7 14586 | 21 626 4702| 349 [2870| 8786 | 3537| 2943! 4916 
1895 | 98 19 4 | 4350 | 27988 | 6011 | 501 [4326 | 11 613 | 4242] 4313) 45932 
| 
relativ | | 
1880 | 2,902 72,5: 3802 838175 5| 116,7|56,8 |323,0 | 69,4 


— 3 

1355 12,6 03|01 954 350,91 89,0! 7,9 3 
1890 | 2202| 0,1 72,1! 3400| 739| 55 4: 
5% 


32,5 6 
36,1| 117,7 57,5 [34,4 | 69,2 
5,1 35 

1895 | 1,2|0,2| 0,05 | 53,4| 3435| 73,8 | 6,14 | 58,1 2 


3 
> 
138,1'55,6 146,3 | 773 
142,5 52,07 152,95| 77,8 





Dresden. 
Ton bewohnten Wohnungen gehören zu den folgenden Räumlichkeitsklaſſen: 


> 


l Raum 2 Rüume 3 Räume 





nh. 8. | 


2 Inh 1h. 15. 95 |2nb. 19. lb. 236. 2 613; 
ah. 18. Inh. IR. **414. 2 ä 





abjolut | | 

1890 | 86 — 2939] 8 | 48 3517| 1495 302] 5 |478/ 17418 8305| 2459 | 47 
1895 | 53 — 3026| 5 | 40 42071194 3935| 2 163823226 395 3815 | 83 
relativ | | | 
1890 1,4 | — | 47,6] — | 0,7 | 61,81 24,2| 48] — 7,7) 230,8 4,9| 39,710,7 
1895 10,6 33,21 — 05 531 15,0| 4,9] — | 807 238,5 | 5,0| 48,1,0,9 





abjolut 
1890 
1895 








relativ | 
1890 | — | 086 67 | 15 | 1884 | 05 
185 | — 09 | 65 | 19 1385108 | 515 I — | — 
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In direktem Gegenſatze zu Berlin und Breslau herrſchen in Dresden 
die gemischten Wohnungstypen vor. Der verbreitetite Wohnungstypus iſt 
die einzimmrige Wohnung mit 1 nicht heizbaren Zimmer; er nimmt 1895: 
343,5 *00 aller Wohnungen in Anfprud; ihm folgt die zmweizimmrige 
Mohnung mit 1 nicht heizbaren Zimmer, auf die 142,5 00 entfallen. Da- 
gegen treten die reinen Wohnungstypen ganz in den Hintergrund; fie um— 
faffen 1895: in den 3 Klaffen mit 1—3 heizbaren Zimmern nur 159,45 %;00 
aller Wohnungen und werden fogar von den gemifchten Wohnungen mit 
2 nicht heizbaren Zimmern an Zahl erreiht und übertroffen. 

Wir haben jhon oben die Abnahme der einzimmrigen Wohnungen 
feftgeftellt. Auch nad) der erjten Überficht fcheint der Rückgang alle Klaſſen 
diejer Wohnungen mit O, 1 und 2 nicht heizbaren Zimmern zu treffen. 
Berülfihtigen wir dagegen die zweite Überficht, in der die weitere Scheidung 
nad dem Befite der Küche vorgenommen ift, fo fehen wir, daß in erjter 
Linie die reinen Wohnungstypen mit und ohne Kühe (von 47,6 oo im 
Jahre 1890 auf 38,2 oo im Jahre 1895, bezw. von 24,2 %/oo auf 15,0 °;00), 
dann der gemifchte Typus mit 1 nicht heizbaren Zimmer, aber ohne Küche (von 
61,800 im Jahre 1890 auf 53,100 im Jahre 1895), zum Teil fogar 
abjolut abgenommen haben, während der gemifchte Typus mit 1 nicht 
heizbaren Zimmer und Küche von 280,8 00 auf 293,5 %/oo zugenommen 
bat. Unfere zweite Überficht läßt übrigens die herrſchenden Wohnungstypen 
in recht klarer Weiſe hervortreten. 

Die Frankfurter Statiftif hat neben der Klaffifizierung nad) heizbaren 
Zimmern nod eine ſolche nad der Zahl der vorhandenen Wohnräume ohne 
Unterfchied, ob heizbar oder nicht, ausgebildet. Da diefelbe aber ihre Be- 
deutung erjt gewinnt, wenn wir die Belegungsverhältnifje der Wohnungen 
unterfuden, jo können wir an diefer Stelle auf ein Eingehen auf diefelbe verzichten. 

Hamburg. 


Bon 1000 bewohnten Wohnungen (Gelafien) gehören zu den folgenden Räumlid- 
feitsflaffen: 
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— — — — 
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abiolut 
1885 


1890 
1895 


relativ 
1885 








1890 
1895 
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3 Räume 4 iume 











abjolut | | | 

1885 | 173 | 431 | 20006 | 744 | 6374 | ı8 | 5819 | 33138 
1890 | 297 | 332 | 19806 | 578 | 8974 | 48 | 5915 | 7110 
1895 | 170 | 126 | 21962 194 112396 | 20 , 6115 | 30604 
relativ 

185 | 173 | ası | oo | 7a | 87 loı 580 | 8 
190 | 24 | 27 11 | 48 | 52 10487 ı 878 
185 | ı2 | 09 58 1 | oo loı a5 | 87 


In Hamburg find wie in Dresden die gemifchten Wohnungstypen 
die vorherrfhenden. Auf die Klafje der 1zimmrigen Wohnungen mit nicht 
heizbarem Zimmer und Küche entfielen 1895 noch 159,8 /oo und auf die 
der 2 zimmrigen mit nicht heizbarem Zimmer und Küche 1895 222,7 %/oo. 
Dann fommt die Klaffe der 2zimmrigen Wohnungen nur mit Küde; fie 
zählte 1895 90,2 %/00 und ift die einzige Gruppe aus den beiden Ober- 
Hlafjen mit 1 und 2 heizbaren Zimmern, die gegen 1885 einen Zuwachs 
von ca. 26,5 /oo zu verzeichnen hat. Größere Bedeutung hat noch die 
Klaffe der I zimmrigen Wohnungen mit 2 nicht heizbaren Zimmern und 
Küche (44,5 %00), die aber gleichfalls im Abnehmen begriffen ift, und die 
Klafje der 1zimmrigen Wohnungen nur mit Küche (1895: 28,9 900). Alle 
übrigen Gruppen treten hinter diejen zurüd und find feit 1885, fo meit 
unfere Kenntnis reicht, im relativen und zum Teil auch abfoluten Ab— 
fterben. — 

Für Magdeburg ftehen ung nur die Zahlen der Wohnungsaufnahme 
von 1886 zur Verfügung. Da bei der Bearbeitung die Kombination von 
Küche und nicht heizbaren Zimmern nicht berüdfichtigt worden ift, fo müſſen 
wir uns begnügen, bier eine Tabelle anzuführen, in der die heizbaren und 
* —— ia fombiniert find: 













Wohnungen mit ? beiz- | Bon 1000 Wohnungen 
baren Zimmern überhaupt 


SISEBEISZFIDEEZZE 
| 








ng nichtheizbared Zimmer. . .| — | 4935| 1268 811] — 1383| 35,5 | 22,6 

t Inh. Zimmer... .... 91/11939 4270, 1222|2,5 334,6 | 119,6 34,2 
ae 2 und mehr nh. Zimmern . 20 2692 1786 832|0,5 749| 50,0 8,3 
Nicht angaeaeben . . » . 2.2... 1! 1132, 616: 198 2| 59 





U und mehr. 
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Auh hier überwiegen innerhalb der Wohnungsklaſſen die gemifchten 
Wohnungstypen — an der Spibe fteht die Wohnung mit 1 heizbaren und 
1 nicht heizbaren Zimmer, auf die 334,6 %oo aller Wohnungen entfielen —, 
nur daß fi zwifchen die beiden am häufigften vertretenen gemifchten 
Wohnungstypen der reine Typus der 1 zimmrigen Wohnung ohne nicht 
heizbare Zimmer einfchiebt. — 

Mannheim. Die Wohnungsftatiftif von 1895 kombiniert nicht heiz- 
bare Zimmer und Küche, fo daß wir uns aljo über die Größe der Fleinen 
Wohnungen ein genaues Bild machen fünnen. Wir haben die Zahlen nad 
der Zahl der Räume, wie bisher, geordnet: 


Bon bewohnten Wohnungen gehören zu den folgenden 
Räumlidfeitsflaffen: 









Abiolut. . .... 
Relativ oo. . . . 























479 | 1781 
34 | 1879 


j 


Abfolut . . . . - 
Relativ Yo . . . 





In Mannheim entfällt alfo auf die reinen Wohnungstypen die größte 
Zahl der Wohnungen und zwar auf die 2zimmrigen Wohnungen mit Küche 
244,1 oo und auf die 1zimmrigen Wohnungen 219,3 0/00. Die gemifchten 
Typen mit 1 nicht heizbaren Zimmer und Küche ſprechen 306,8 ®/oo an, wovon 
die 1 zimmrigen Wohnungen 168,9 %oo und die 2zimmrigen 137,9 %/oo. 
Gegenüber diefen vier Typen treten die anderen gänzlid in den SHinter- 
grund; einige Bedeutung kommt nod der Klafje der „Kochſtuben“, der 
1 zimmrigen Wohnungen ohne Zubehör und Küche, zu, die 63 %/oo umfaßt. 

Wir ftelen nun am Schluffe diefer Unterfuhung die in Den ver- 
fhiedenen von uns befprochenen Städten herrfhenden MWohnungstypen zus 
fammen, unter Angabe des auf den betreffenden Mohnungstypus entfallenden 
Promillefates aller bewohnten Wohnungen. 
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Yahr | 15.1nb. 2h. 1nh 
—V⏑⏑—,— Ê—— 1. IR. 18. 
Berlin. . . . 11890 340 82 68 23 
1b. — 9— 36. 14. 2. | 
Breslau . . . 11895 230,5 165,4 98,2 97 | — 
25. 18. 15,18.89.10 16. 
Charlottenburg | 1895 | 272,7 140,1 — 256 — 
1h. Unh. 2h. Inh. 
J9J ——— 
F — u | — 22,4 
| 35.18. 25.18 
Dresden . . . 11895 _ 5315| 8 
16.Inf. 20.10 18. anb. | 
19. | 16. Unh. 
45 | 138,5 | —* J ze! 
25.18. |16.18.| 18. 
Öamburg. . . [1895 — — 90,2 — 28, 7,9 
2h. Inh. 1h. Unh. 1h. 2nh 
I. I. 8. 1.8. 
222,7 159,8 — 44,5 — — 
16. 26. 
Magdeburg! .]1886 — | 1383 — — — 35,5 
1h. Unh. 2h. Unh. 1h. 2nd. 2h. 2nh. 
3848 — 119,6 74,9 500 — 
2h. 14. 1h. 1K. 1. 
Mannheim . . [1895| 244,1 219,3 63,0 — 
1h. 9 Ins, | 
IR 
— > 168,9 1579 — — 


Es iſt noch übrig, daß wir die Lage der kleinen Wohnungen innerhalb 
der Häufer nad) den beiden Gefichtspunften der Stodmwerflage und der 
Straßenlage betradten. Damit find natürlih nur zwei, allerdings 
jehr wichtige Momente für diefelben herausgegriffen. Indem man feftftellte, 
welcher Prozentfag der Wohnungen in Vorder oder Hintergebäuden gelegen 
ift, ging man von dem Gedanken aus, daß die Lage in Hintergebäuden 
vom volfshygienifhen Gefihtspunfte aus die weniger vorteilhafte fei. Die 
thatfählihen Werhältniffe bemeifen die Nichtigkeit diefer Auffaffung. Die 
nad) der Straße belegene Wohnung hat wenigftens die Straßenbreite, Die 
in den meijten Fällen gleich der Haushöhe ift, vor fih und gewinnt infolge 
deſſen einen größeren Licht: und Luftzutritt. Die Mehrzahl der in Hinter- 
gebäuden belegenen Mohnungen liegt dagegen an Höfen und Lichtſchächten, 
gegen deren geringe Ausdehnung erft die neueren Bauordnungen zu kämpfen 


1 Dhne Berüdfichtigung der Küche. 
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begonnen haben. Andererfeits wieder giebt es Anlagen von Hintergebäuben, 
die jeder Straßenlage vorzuziehen find. Es fommt thatſächlich nur auf die Größe 
des vor den Fenftern einer Wohnung liegenden freien Raumes im Verhältnis 
zur Höhe der Gebäude an, durch fie ift die Licht- und Luftzufuhr bedingt. 
Eine Feitftellung der Lage der Wohnungen unter diefem Gefichtspunfte wäre 
im volfshygienifchen Intereſſe von faſt ebenfo großer Bedeutung al3 die 
Ausmeffung der Wohnräume. So lange aber eine foldhe fehlt, müffen wir 
mit der ungenauen Unterfheidung nad der Straßenlage zufrieden jein. 

Das Material, das uns für eine Darftellung der Stodwerflage der 
Heinen Wohnungen zur Verfügung fteht, ift nicht gerade fehr aroß. Wir 
haben es in der folgenden Tabelle zufammengeftellt. 

(Siehe Tabelle XI S. 316-319.) 

Die Zahlen diefer Tabelle gewinnen ihre richtige Bedeutung erſt, wenn 
wir fie mit den Zahlen der Tabelle II (S. 268) vergleichen, zeigen dann aber 
jehr deutlich die ungünftigere LYage der Eleinen Wohnungen gegenüber dem 
allgemeinen Durdfchnitt. In den günftigen Stodwerflagen, alfo vor allem 
im I. und II. Stodwerf, die gegenüber dem Erdgeſchoß als Wohnſtockwerke 
bezeichnet werden fünnen und bei denen feine Rüdfichten auf gejchäftliche 
Benugung ins Spiel fommen, treten die feinen Wohnungen Hinter den 
Durchſchnitt zurüd, während fie in den höchſten Stockwerken weit über den 
Durchſchnitt hervorragen. Noch deutlicher tritt dieſe Erjcheinung hervor, 
wenn wir die abfoluten Zahlen nicht, wie dies in unferer Tabelle der Fall, 
auf die Raumgröße, fondern auf die Stockwerklage reduzieren. Die folgende 
Überficht fol dies zeigen. 











Überfidt. 

Berlin 1875 Dresden 1895 
— | 4o0d. 4 od. 
0 | 1 | 2 | 3 | mehr 0 | 112 | 3 | 

heizbare Zimmer beizbare Zimmer 

| | | — | i 

Keller. -. . .| 23 | 653 | 274 | 43 | 7 770,4 14 | 24,5 3,7 
Erdgeſchoß .| 19 | 465 | 259 | 130 | 127 473,6 272,4 er 2 


I. Sto@. .| 12 | 451 | 226 
' 250 





v. 22518 | 840 | 1%0 
In mehreren 
Stodwerten | 2 | 58 | 184 | 155 | 591 83,8 159,7 | 112,8 | 643,7 











Dad. . . »| 35 | 766 | 169 | 20 10 — — — — 
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Frankfurt a. M. 1885 Leipzig 1895 
IM ; 4 od. 3 F 
2 | 9 | 
v 1 ” mehr 0 1 mehr 
heizbare Zimmer heizbare Zimmer 
Keller. . 2. 2... — 258 387 226 129 — /452 | 414 | 134 
Erdgeſchoß 1 222 221 202 354 3 1352| 270| 375 
I. Stod. ... - | 215 250 196 339 — : 199 | 241 | 560 
BE: Er % 1 190 223 197 390 - 1 191 ı 3832 | 577 
IT een: 2 | 175 | 208 I 211 | 406 | — | 169 | 244 | 597 
EV: 1-0 — 215 227 313 245 — 240 355 | 404 
J Wu ER Hr — 142 286 286 286 - ! 413 | 312 | 275 
In mehreren Stod- | | | 
werfen . 2 2». _ 11 103 142 744 — — — — 
Dad... ..... 9 | 533 348 85 34 = ur | = 


| 


In allen vier Städten liegt das Schwergewicht der Wohnungen mit 
mehr als 4 heizbaren Zimmern in den erjten drei Stodwerfen — wir fehen 
dabei vom Erdgefhoß wegen feiner gefhäftlihen Ausnugung ab —, von 
da ab aufwärts fällt ihre Zahl ganz rapide ab. Ebenſo fchnell wädjt die 
Zahl der Heinen Wohnungen. 

Damit ift der erfte Teil unferer Aufgabe erledigt. Wir wenden uns 
nun der Unterfuchung zu: wie find die von uns geſchilderten fleinen 
Wohnungen belegt? Wir werden uns nicht damit begnügen fünnen, nur 
die Zahl der in den betreffenden Mohnungen vorhandenen Haushaltungen und 
Perjonen zu unterfuchen, fondern es wird nicht minder unfere Aufgabe fein, 
die Zufammenjegung der Haushaltungen und die Verteilung ihrer Mitglieder 
auf die Wohnräume zu berüdjichtigen. 

Wir beginnen mit der allgemeinen Tabelle IX (S. 290), welche uns Auf- 
ſchluß über die Bevölferung der nad} der Zahl der heizbaren Zimmer flaffifizierten 
Wohnungen giebt, und beſchränken uns hier auf eine Unterfuchung des durch 
die Zahlen der jeweils legten Aufnahme gekennzeichneten Zuftandes. 

Zahl der Bewohner in Wohnungen mit ? heizb. Zimmern (oo). 











0238 | 





4 u. 0—2 3 4 u. 
heizb. heizb. Pr mehr beizb. | beizb. | mehr 
3. 3 |b3b.3. 8. 











Berlin.. ..-.» 139,0 | 119,7 | 141,3 | Leipjig . . . » 408,5 | 261,2 | 330,3 
Breslau. . .. . 44,6 132,5 122,9 Magdeburg. .. 726,8 18,6 | 154,6 
Dreöden. - : - .» 689,7 137.8 172,5 Münden. . . . | 526,0 | 238,5 !: 285,5 
Sranffurta.M. .|335,7 [283,2 381,1] Halle a.S.. . . | 659,1 | 183,9 | 2080 
Börli$ . .... 680.0 128,7 191,5 | Hannover . . . | 679,0 | 148,0 | 173,0 
Hamburg - - . » [535,0 | 236,2 : 238,8 | Kübel... . . 678,4 | 115,9 215,7 
Königsberg . . . | 760,8 | 103,0 | 136,1 | 
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Wenn wir von Frankfurt a. M. und Leipzig abjehen, bei denen die 
Zahl der Heinen Wohnungen und der in denfelben lebenden Bevölferung die 
der mittleren Wohnungen (3 und 4 heizbare Zimmer) und ihrer Bevölferung 
nicht erreicht oder nur wenig übertrifft, entfällt auf die Heinen Wohnungen 
mit 0—2 heizbaren Zimmern in allen Städten mehr als die Hälfte der 
gejamten Bevölkerung. Diefer Anteil fteigt in den Städten des öftlichen 
Deutfhlands bis auf ®;s, mie in Breölau (744,6 %oo). Wir haben die 
Klafje der 3 zimmrigen Wohnungen für fich getrennt behandelt, da dieſelbe 
in vielen Fällen noch als Heine Wohnung betrachtet werben muß und ge- 
wifjermaßen eine Übergangsform zu den größeren Wohnungen bildet. Die 
Wohnungen mit 4 heizbaren Zimmern tragen überall die Merkmale der 
größeren Wohnungen, fie find mit Küche, nicht heizbaren Zimmern und 
fonjtiger Zubehörde ausgeftattet. Der auf die Klafje der 3zimmrigen Woh— 
nungen entfallende Bevölferungsteil ſchwankt zwiſchen 103/00 in Königs— 
berg und 283,2 %00 in Frankfurt a. M. und fteht ziemlich genau in um- 
gefehrtem Verhältnifje zu dem auf die Wohnungen mit 0—2 heizbaren 
Zimmern entfallenden Anteile. Ziehen wir die Klaffen von 0—3 heizbaren 
Zimmern zufammen und ftellen wir fie der Klaſſe der größeren Wohnungen 
gegenüber, jo tritt die lächerlich Eleine Zahl der wohlhabenderen Bevölkerung, 
von der wirklich reihen ganz zu ſchweigen, recht flar hervor. Wiederum 
von Frankfurt a. M. und Leipzig abgefehen, nimmt die Bevölferung der 
größeren Wohnungen von 122,9 %on in Breslau bis 238,8 %/oo in Hamburg 
für jih in Anſpruch; fie bildet alfo noch nicht einmal in der reichen Hanje- 
ftabt ein Viertel der gefamten Bevölkerung. 

Wir fönnen nun die Wohnungsdichtigkeit, d. h. die Art und Weiſe, 
wie die Wohnungen mit Bewohnern bejegt find, in der verfchiedenften Weiſe 
zur Darftellung zu bringen fuchen. Die Wohnung, charakterifiert durch die 
Zahl der heizbaren Zimmer allein, oder durch die Kombination von heiz- 
baren, nicht heizbaren Zimmern und Küde, oder das heizbare Zimmer 
oder der Wohnraum, ohne Rüdficht darauf, ob heizbar oder nicht, oder der 
Kubikmeter Wohnraum oder der Quadratmeter Bodenflähe — das find alles 
ebenfo viele Größen, auf die wir die Bewohnerzahl beziehen fünnen. Und 
diefe Beziehung kann wieder in doppelter Weiſe gefchehen: wir fünnen die 
durchfchnittlih auf eine der vorgenannten Größen entfallende Zahl von 
Perfonen berechnen oder wir fünnen diefe auf die verfchievenen Arten 
harafterifierten Wohnungen nad der Größe der dur die Zahl ihrer 
Angehörigen bejtimmten Wohngenoſſenſchaften klaſſifizieren. Die erſte 
Methode liefert ohne Zweifel die anihaulichften und auch vergleichbarften 
Refultate, wennfchon und weil fie eben in der Allgemeinheit des Durd- 
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Jahr 


Durchſchnittliche Bewohnerzahl der nach der Zahl der heizbaren 
Zimmer klaſſifizierten Wohnungen mit ? heizbaren Zimmern 





8 u. 
mehr 





1861 
1864 
1567 
1871 
1875 
1880 
1885 


Berlin 


1890 


1875 
1880 
1885 
1890 
1395 


Breslau . 


Dresden . 1880 


1885 
1890 


1895 


1871 
1880 


Frankfurt a.M.. 


1885 


1890 
1375 
1880 
1885 
1890 
1895 


Hamburg 


1367 
18371 
1875 
1830 
1885 
1890 


1845 


Leipzig 


1885 


München 


Magdeburg 





I getrennt nad dem Beſitz von Zubehör. 


Nebengebäuden. 








| | 
= 3 51 152 158 | 65 10,0 
= 0 040 5156| 683 | 87 
3,7 4,8 46 59 |5,1 6,0 9,8 
2,7 40 14,7 149 |5,8 6,1 9,0 
3,0 39 146 148 |54 5,9 | 82 
3,1 387 145 147 54 5,7 ı 71 
J | 
— — J —— Mk ! 
— 35 44 147 152 6,6 | 99 
3,5 38 144 50157 6,6 ı 87 
3,37 3,77. 4,44 4,8715,56 6,05 6,62] 6,80 | — 
3,01 3,52 431 449 [5,13 | 5,39 5,96 | 6,50 | 7,24 
2,2 36 144 45 4,83 5,00 5,64 6,22 | 73 
3,58 4371442 4,74 4,93 5,21|1579| — 
3,60 453 454 466 4,92 555 | 5,883 
3,58 4,57 4,48 4,66 | 4,84 5,11 5,63 — 
| 710 | ilber 10 
2,00 361 485 5,51|5,71'5,77 6,46 7,18 | 8,88 
2,41 3,49 |4,29|4,82|5,26|5,41 5,94, 6,49 | 8,80 
2,93 1,37 |4,40 4,90 15,105; 51594 — | 94 
22 3,1 44 49 |51 |58 |57 |s2 | — 
| — — — 
35 3,8 46 |51 155 6,1 10,2 
35 3,7 45 49 |58 6,1 8,8 
3,40 8,8 4,58 4,83 | 5,191 5,541 6,01| 6,11 | — 
„38 3,79 14,611 4,88|5,1015,42.5,80| 6,11 | — 
3,04 3,59 14,33 4,53 14,74 |5,16 5,56! 59 | — 
— 3,9 49 5,5 3,8 6,5 1,3 
— 40 51 57 160 6,5 7,2 
er 3,75 14,92 5,40 |5,82| 6,2016,69| 6,61 | 7,70 
2,40 384  5.0715,40 |5,72|6,09|6,17| 6,76 | 7.44 
2,19 2,201 3,95 | 5,10 | 5,47 15,75 | 6,05 ı 6,24 | 6,49 | 7,79 
1,96 11,77 3,75 |4,85 5,18|5,53|5,81 620 6,33 | 7,48 
2,52 1,52 13,58 4,58 4,80 15,12] 5,41 5,671589 | 7,14 
(h.? 475), 3,78 14,46 4,84 |5,26|5,51 6,19 6,6 | — 
\n.® 919! 377 432 5,04 5,71 6,13 7,220 6,88 — 
— — 
(2,7) sa 48 48| 52 6,5 
(2,6) 32 41 a6 | 50 1 
3,24 ‚81 14,49 | 4,70 15,18 5.82 j| 998 
® h.: in Hauptgebäuden. ° n.: in 
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Durchſchnittliche Bewohnerzahl eines heizbaren Zimmers in den nad der Zahl der 
Zimmer Haffifizierten Wohnungen mit ? heizbaren Zimmern 



































| 2% | | 8 und 
1 | 2 3 4 5006 | 7 Be: 
| Va ——— — — 
4,32 | 2,54 1,74 | 145 | 1,06 0,97 
0o8 248 10 | 140 1.04 0,87 
3,86 9.30 164 | 189 | 0.99 0,89 
4.01 2,34 164 | 132 | 1.06 i 
3,90 2,33 162 | 135 1,06 0,82 
9,75 29 156 | 128 | 1.01 0,78 
8 heisb. 8 
1,85+ 1,45 109 | 0% | 0% | 07 | 0% 0,68 
3,55 9,16 158 | 130 111 0,90 
2.20 167 | 148 117 0,97 
3,77 2.29 162 | 189 | 121 ! 110 097 * 
9,52 2,16 150 | 188 | 108 | 09 | 098 0,70 
3,59 2,20 19 | 12 102 09% | 089 0,69 
= 2,18 147 | 118 | 098 | 087 | 082 — 
— 2,26 | 151 1,15 0,98 0,92 0,83 — 
— 238 1 19 | 116 | 097 | 085 | 080 = 
| 7-10 | über 10 8. 
31 243 | 184 | 1,48 115 ' 108 | 091 1,04 
3.49 214 | 161 | 131 1.8 09 | 082 0,59 
f 7 
8,37 2» lıs | 197 107 1091| 0, = 
g1 22 163 | 127 1.6 095 | 088 er 
3,80 2,32 1,77 | 1,86 1,07 0,98 
3,74 2 162 | 1,36 1.01 0,85 
3,80 2,29 1.61 130 | 111 ! 10 | 08 — 
3.79 9,31 168 | 128 108 | 0,97 | 0.87 = 
3,59 2.17 151 1.18 1.08 08 | 08 — 
— — —— — — — — 
3,94 2,47 182 | 144 1.14 0,81. 
4.00 9,57 190 | 150 115 0.34 
375 2,45 180 | 185 123 | Lil ı 09 0,80 
384 2,53 180 | 148 | 121 | 102 | 08 0,76 
2,20 | 3,92 254 182 | 143 | 121 14 | 09% 0,73 
1.77 | 375 3.42 172 | 188 I 116 | 108 | 0,90 0,70 
1,52 | 3,58 2.98 160 | 127 1.08 09 | 084 0.65 
6.1) 3,78 2,23 161 | 132 | 110 | 108 | 085 = 
n.2) 3,77 2.16 168 | 143 123 | 190 | 098 2 
— — — — | ER ' — | — — 
o. R.s m. R. o. R. m. R. —— | | 
238136119 1 22 | 15 11 —— F 
er —— ç e — m nn — 
3,81 2,24 157 | 189 1,00 0,69 





+ per Wohnraum. 50.0. = ohne Nebenraum; m. N. — mit Nebenraum. 
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Berlin. 


Breslau . 


Dresden . 


Frankfurt aM. 


Zahl 
der 
Bewohner 


2 05 Eu un 


Fi 
ae 


W 


10 
llu.mehr 


10 
11u. mehr 


9 
10 \ 
Ilu.mebrff 


Zahl der Wohnungen mit 1 heiz- | Zahl der Wohnungen mit 2 Heiz 
baren Zimmer und nebenitehender 
Bewohnerzahl 


baren Zimmern und nebenftehen- 
der Bewohnerzahl 





h 
1875 | 1880 | 1885 | 1890 | 1595 


8.069 11 460 


20 870 124 138 
22 821126 855 
20 500 24 850 
15 62018 508 
10 359/11 473 


5629 
2951 
1212 
496 
288 


582] 
2642 
1020 
337 
205 


3091 
— 6703 
7388 
I 6724 
— 5169 
3408 
— 1799 
390 
372 
150 
74 


3332 
5729 
5705 
4805 
3436 
2201 
1165 

570 

274 

204 


3120 
1235 


3005 
71531 


6512 
6 240 
5158 
3195 
2422 
1313 

675 

336 


9322 
238 


1015 
1617 


8474 
3833 
1476 


14 761 16 909 | 23 771 
30 12337 78342 971 
32 28238 958 | 44 664 
28 594 | 34 045 38.006 
21 211125 207 | 26 871 
13 323 | 15 609 
71252 


15 043 
7249 
3173 


1875 





t 


1880 





1885 


u 


1472| 2567 2964 


5513 
1238 
71782 
6961 
5326 
3603 
2106 


1 262] 1012 


1 402 
1 784 
1363 

7=1 


455 


9017| 10748 
12615 14 684 
13 021! 15 978 
11 71113 771 

S 507 10 562 

5297 65%0 

2671 3512 

1380| 1735 

313 149 
461 450 
711 727 

1961 2254 

2469 2731 

2496| 2591 

1926| 2297 

1449: 1655 

961! 1115 
543 666 
3531| 392 
170) 177 
175 164 
545 649 

1644 1905 

1836 2118 

1787, 2149 

1469 1762| 

1116! 1 325 

753 884 
441 481 
2531| 279 
287| 300! 
— 373 
— 1087 
— 1338 

— | 1327] 

— | 1217] 

— 822| 


1890 | 1895 





3224 4255 


13 768 16 416 
17 9389| 22 107 
18 878| 28 185 
16 892| 18695 
12 067! 12669 


7841| 7735 
4492, 3976 
2025 1749 
951 744 
5917| 471 
— 1231 
— 3 964 
— 4670 
— 4686 
— 3833 
— 2842 
1 767 
— 998 
— 504 
— 235 
— 159 
676 905 
2129 2864 
2664! 3409 
2680: 3357 
2186! 3071 
1624! 2518 
1 150| 1556 
693 1004 
442! 567 
437! 564 
| 

380) 637 
1328| 2350 
1614| 3166 
1680|. 2996 
1362| 2290 


930) 1416 
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BVon 1000 Wohnun⸗ Von 1000 Wohnungen 
Zahl der Wohnungen mit 3 heiz— "eher heil ga der naftehenden Wohnungde — 
baren Zimmern und nebenſtehender ſBewohnerzahi ge] taten 2 
Bewohnerzahl hören zur Klaſſe der find bejegt 
i Wohnungen mit | mit vorftehender Zahl der Bewohner 
| 1 2 | 8 1 2 3 
1875 | 1880 | 1885 , 1890 1895 | heisbaren Zimmern heizbare Zimmer 
1895 


37 | 131 117,0 
609 | 211,7 | 146,8 





| | 
37,8 | 33 | 790 





























| 
| 
4838 6054 | 531 3 | 220,0 | 197,7 | 201,7 | 205,0 
3212 | 5286 | 6364 481 1870 2074 | 2088 | 193,0 
2753 | 4522 | 5625 | 433 | ! 129,9 | 167,0 | 146,3 | 149,0 
2227 3419 | 3940 | 380 |: 74,1 | 1130 | 1119 | 97,0 
1539 | 2218 | 2449 318 34 | 128 | 357 | 690 | 640 | 55,0 
813 | 1385 | 1487 280 | 336 | 132 | 156 | 355 | 336 | 80 
517 | 698 | 731 06 150, 1683| 180 
254 | 375 | 360 1166, 80 6,0 
33! 368 | 357 | — 41 | 50 = 
— I! 1837| 18 1457 | 494 | 3902| 93,0 
— | 6183| 788 2102 | 159,2 | 134,5 | 173,0 
— | 1017 | 1340 198,2 | 187,5 | 1952 | 191.0 
— ! 1188 | 1450 | 168,5 | 1882 | 1962 | 176,0 
— | 9867 | 1185 1214 | 15311 | 1628 | 141,0 
— 799 | 988 76,7 | 114,1 | 115,0 | 100,0 
— 566 | 619 432 | 710 | 695 | 600 
— | 886 | 35 206 | 400 | 404 | 330 
— 213 | 218 88 | 200 | 3832| 170 
— ' 1ı82| 192 37! 94, 110 80 
|) 140) 16 20| 60 | 130 7,0 
f ı 
— 288 | 24 | 1137 | 459 | 457 | 746 
— 1.799 | 1005 205,2 | 1453 | 1700 | 170,8 
— 926 | 1076 206,4 | 1730 178,9 | 191,2 
— 1854| 99 172,6 | 1703 | 170.0 | 173,0 
— 1689 | 814 128,5 | 155,8 | 1483 | 140,4 
— | 5! 81.4 | 117,6 | 104,1 99,0 
— 362 | 4183 464 | 789 | 718 | 630 
122 | 263 26,5 | 510 | 401 37,1 
— !' ıM| 132 107 | 87 | 37 ’ 20,1 
— — o= 1 Bi 
194 | 187 | 3 53 
j | 
il 2336 | 46 | 35 | 532 
a 297,8 | 1652 | 1132 | 1354 
— | — 11005 2270 | 17 | 1672 | 1845 
— =..1 1000 130.0 | 209,7 | 1803 1852 
- — | 68,5 | 160,3 | 1710 |, 1564 
— — J z 26,5 | 99,1 | 133,0 | 114,7 
| | 
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Frankfurt a.M. 


Hamburg 


Leipzig (Alt) . 


Münden. . . 





Zahl der Wohnungen mit 2 heiz— 
baren Zimmern und nebenjtehen- 
der Bemwohnerzahl 





Zahl der Wohnungen mit 1 heiz— 
baren Zimmer und nebenftehender 
Bewohnerzahl 




















































| | | | 
1875 | 1880 | 1885 | 1890 , 1895 | 1875 1800| 1885 | 1890 1895 
7 -— — 282 188 581 — — | 8ı]| 51! 750 
8 = Il) 100 ai #1-|- | 7377| 39] 8 
9 | 57: 397 u — — | ıs| 13 168 
10 \ 8 — — 1} j 65 
ie ' — — 11 » 1371| Bi Nas 159 | 1 2 
| | 
1 — RE BEE  - uE ? 0 Be rn re | 1338 | 1740 
2 — — — 6854 | 7086 | — | — 4901 | 6306 
3 - — — 17085/8983 | — | — — | 6633 | 8690 
4 — I - — [609 |sırıl — | — | — | 6989 | 8603 
5 - !-! - |ss8|s3l — | — | — |ei8, 197 
6 - — — ;au|lnel - IT— | — |48, 7 
7 ET. ee 
8 — — - 1m) w| — | —- | — | 1865 | 1672 
9 ee lee, 78 
10 — — — 1186| 831-1 — — | 48| 355 
11u.mehr/ — — — 125 721 — | — — 41 364 
| | 
1 659 | — | BT 886 | 1074 | 1796| — | 23 | 293 | 367 
2 1133| — | 1624 | 1625 | 1697 | 706) — | 894 | 1107 | 1321 
3 1143| — | 1677 | 1544 | 1512 1048| — | 1327 | 1459 | 1748 
4 1264 | — 1470 1288 | 1266 [1151| — | 1389 | 1671 | 1789 
5 938 | — 1066 . 919 | 858 [1060| — | 1397 | 1487 | 1540 
6 590 | — ! wi! 581 | 567 | 792] — | 1126 | 1213 | 1220 
7 32| — | 4831| 362: sı8 | 5900| — | 843 | 870 | 773 
8 1777| — | 80 | 187 | 145 | 3700| — | 588 | 587 | 490 
9 6 — | ı1 88 67] 20 — 374 | 355 
10 2 — 46 4 293 | 1021 — | 18 | 162 | 138 
llu.medr]| 30 — 47 35 | 171 138 — 220 | 170, 113 
1 — | — | 31% | 3167 | 4569 | — a | 853 | 1184 
2 — — 15381 | 6574 | 63 | — | — | — | 3180 | 4432 
3 -— 1 — | 4501 | 5631 | 6197 | — ı — | — 8879 5477 
4 — — 13396 1427| — | — | — | 868 : 5168 
5 — 112281 2809 | 851 | — | — | — 12969 , 3927 
6 — — 11881 | 1642 | 172 | — | — | — | 1968 | 3533 
7 - — vcWri 82) Hl — | — | — | 18 | 150 
s — — 522 38| all — | — | —- | 6% , 70 
9 2 aer ra re Dee ee m 1 
10 — — 4141| no) nal—-I— | —- | ı| 18 
llu.mehpr]| — | — 34 73 561 — — — 155 | 158 
| | 
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A — Von 1000 Wohnun⸗ Von 1000 Wohnungen 
Zahl der Wohnungen mit 3 heiz— —— — der nadtehenden Wohnungs: | nu 5 
baren Zimmern und nebenftehender | Bemohnerzahl ge- tlaffen sieh 
Bewohnerzahl hören zur Klaſſe der find bejegt 
er Sn Wohnungen mit | mit vorftehender Zahl der Bewohner 
— a ER — 
1875 | 1880 | 1885 1890 | 1395 | heisbaren Zimmern beizbare Zimmer | 
| 1895 















































| 
1-7 | el ol 16 200 2361 He 735 
— — *i 483, 35| 1115133] 40) 82 | 5377| 446 
— - I mol 276 | slim] üs 1295| 90 | MM 
-!)-/ m) 8) ef, | Sl lf- | 50 29 | 122 
-— — I ıs| ı8| 158 13 | rl 30 | 117) 162 
Ze s09 | ss2 | 233 , 108 | 1260 | 39,7 | 360 | 544 
— - — 13876 | 4815 | 351 | 312 | 214 | 23058 | 1443 | 1881 | 147,1 
— — — 3967 | 5868 | 269 | 335 | 226 | 202,2 | 198,8 | 188,0 | 189,0 
— — — | 4366 | 6132 | 240 | 334 | 38 | 179,0 | 196,8 | 162 | 1875 
— | — — | 3902 | 537 | 205 | 337 | 245 | 127,0 | 164,6 | 168,0 | 155,5 
— 17 wre | | 928 | 248 | 800 | 1138 | 120,3 | 1105 
— - — | 21m | 38389 | 155 | 310 | 4 | 42 | 694 | 765 | 714 
— - — | 138 | 1302 | 132 | 306 | 239 | 210 | 333 | 4280 | 40,0 
— — - | 9 | 6 | 1 | 28 || Sı| 179 | 216 | 210 
-!I-10Z 1 4s| see| 8 ||| 40 | 8ı | 120 | 12 
— - — | 40 | 3553| 42 ı 215 081 2383| 83 1131 124 
92 | — | 141! 209 | 283 | 587 | 200 | 155 | 141,7 | 375 | 300 | 50,8 
39 | — | 659 | 864 | 1159 | 353 | 275 | 241 | 238,0 | 155,6 | 129,8 | 129,2 
6443 — 945 | 1229 | 1533 | 239 | 276 | 243 | 199,5 | 178,4 | 162,3 | 169,5 
7333| — 1104 | 1358 , 1694 | 193 | 272 | 258 | 167,0 | 188,1 | 180,0 | 176,3 
721| — | 1082 | 1355 : 1524 | 152 | 271 | 269 | 113,2 | 1576 | 179,1 | 1522 
625 | — | 936 | 1130 | 1195 | 126 | 271 | 266 | 748 | 124,8 | 1966 | 120,7 
41 | — | 766 | 852 | 851 | 108 | 250 | 276 | 419 | 791 | 902 | 829 
35 | — | 54 | 592 537 | 75 | 255 | 280 | 190 0| 569 | 516 
16 | — 350 ı 39 | 2 | 63 | 240 | 265 ss | %,1 | 20,0 28,6 
15 | — | 2390| 2090| | | 22 wi| 40 | 1356| 192 | 164 
13 | — | 3807| 25 | 18| 8) 157,383| 20) 115 | 156, 193 
— — — 1408| 651073 |, 14 | 2 | 1547| 57| 818 787 
— — — [1925 | 2651 | 476 | 275 | 164 | 2598 | 1718 | 138,6 | 173,2 
— — — 12987 | 3709 | 271 | 301 | 205 | 210,0 : 211,7 | 1855 | 195,3 
— — — 13187 | 3852 | 277 | 308 | 226 | 159,8 | 199,6 | 1996 | 182,8 
— — — 258 | 3227 | 223 | 297 | 244 | 100,0 | 1518 | 161,851 143,1 
— | | 185 | 2892 | 100 | 388 | 260 | 572 98,1 | 116,6 | 96,3 
— — | - | 1389 | 1512 | 187 | 29 | 26 | 273 | 51 | 756 | 588 
— | — | 8w| »ı|ı9 | 22 || 136 | 98 | 476 | 337 
— -1|1- 565 458571 86 228 288 48, 16 AM | 179 
— - 1-1 | | s|2as|s0| 24, 71) 182 9,2 
— - | -— | 61 21| 15 
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Tabelle XIU. (Fortfegung.) 


Zahl der Mohnungen 

mit ? heizb. Simmern 

unb nebenftebender 
Bemwohnerzapl 


heizbare Zimmer 
| 

457 185 
1576 ' 1029 
1863 | 1134 
1854 1013 
1575 747 
29 


1118 


— ERAFSERS SS 2355 


3 47T) 02 
255 | 141 
116. 90 
59 36 
67 61 


32 | 
29 | 
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Bon 1000 Woh— 
nungen mit vor⸗ 
ftehenber Bewoh⸗ 
nerzabl gebören 
ur Alafie ber 
Bohnungen mit 
ı|l2ji3 
heijb. Zimmern 


593 | 241 
394 | 246 

















361: 
8301 | 2983 
257 | 299 
218 | 322 
170 200 
183 | 235 | 
139 | 258 | 157 
59 | 181 | 164 
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Bon 1000 Wohnungen 
der nadftehenben über» 
fi baupt 
find bejegt 
mit vorftehbenber Zahl ber Be- 






































wohner 
112131 
heizbare Zimmer 
| 

115,2| 483| 36,3! 60,4 
206,2 | 166,6 | 202,2 | 162,9 
331,1 | 197,1 | 222,8 | 205,7 
186,3 | 191,5 | 199,0 | 198,8 
126,2 | 166,5 | 146,7 | 152,3 
74,0 '104,6| 84,3! 99,6 
32,7| 65,4| 56,8) 62,0 
175| 3232| 27,1| 32,3 
52| 1388| 14,1| 16,1 
2383| 42| 49| 72 
10) 501 49 74 
1462| 743| 455! 98,2 
216,2 | 179,8 | 184,0 | 184,5 
192,5 | 195,5 | 166,0 | 183,7 
164,2 184,4 | 151,1| 166,1 
114,6 | 135,9 | 136,7 | 128,1 
77,2| 94,6/118,8| 9,5 
4238| 61.9| 79,5, 59,9 
22,6: 32,7 56,5! 35,7 
9,0) 19,3 2583| 18,5 
4, 74| 155| 105 
22| 89 149 144 
9986| 41,2. 33,6| 60,5 
196,5 | 145,2 | 184,6 | 165,5 
217,0 181,4 178,9. 198,6 
190,0 | 195,8 | 185,1 | 186,9 
137,2 154,9 | 167,4 | 147,5 
88,8 | 112,0 118,3 , 100,2 
51,6) 74,7 74,1 64,6 
20,3| 42,1 45,0 38,0 
10,7| 27,5 22,8| 20,0 
39 1235| 179! 99 
27 131, 248 1383 
96,1| 36,9| 297 52,2 
195,4 | 123,1 | 103,0 | 138,4 
201,0 |179,9 158,2 174,5 
189,4 189,8 177,1 | 183,1 
136,8 | 164,6 | 166,0 | 158,2 
85,8 | 122,9 | 136,7 | 115,9 
4384| 88,6, 87,8| 774 
2253 473 60,8! 46,0 
13,6| 21,5, 38,8! 26,0 
48| 10,9| 15,5) 130 
33 124| %6,7| 19,4 
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ſchnittes die Befonderheit der Einzelheiten auslöfht. Die zweite Methode 
führt uns tiefer in das Thatfächlihe, in die Wirklichkeit der Wohnungs- 
verhältnifje ein und kommt den Refultaten, die fonjt nur die Enquete zu 
liefern vermag, fo nahe, ala es eben der Charakter der Statiftif nur erlaubt. 

Unfere Tabelle XII giebt uns die doppelte Überficht über die durch— 
fchnittlihe Bemwohnerzahl der nad der Zahl der heizbaren Zimmer Haffifi- 
zierten Mohnungen und über die Belegung eines heizbaren Zimmers in 
diefen Wohnungen. 

(Siehe Tab. S. 324-325.) 

Sn allen Städten gilt gleichermaßen das Geſetz, daß die durchſchnitt— 
lihe Zahl der auf eine Wohnung entfallenden Bewohner mit der Zahl 
der heizbaren Zimmer wählt, dagegen die Zahl der auf ein heizbares 
Zimmer entfallenden Bewohner in gleiher Weife abnimmt. Das ift leicht 
begreiflih. Die Haushaltungen der reicheren Bevöllerungsklaflen find vor 
allem infolge der Aufnahme dienenden Perfonales größer, ald die der nicht- 
befigenden oder mittleren Klafjen, verteilen fich aber auf eine größere Zahl 
von Zimmern. 

Bei der geringen Bedeutung, welde wir den Durchſchnittszahlen zu- 
jchreiben dürfen, wenden wir uns gleich den folgenden Tabellen zu, in denen 
die Zahl der Bewohner mit der Zahl der heizbaren Zimmer kombiniert it. 
Diefe Tafel (XII) führt uns nun ſchon etwas tiefer in die Erfenntnis der 
Mohnungsverhältnifie ein. Sie giebt nit nur die abfoluten Zahlen» 
verhältnifje für die verfchtevenen Wohnungsaufnahmen wieder, ſondern ent- 
hält auch für die jemweilig letbearbeitete Wohnungsaufnahme Relativgahlen, 
die ſowohl die Reduktion auf die Bewohnerklaſſe, wie auf die Wohnungs— 
Hafje zur Darftelung bringen. Beide Reduktionen ergänzen ſich in den 
verfchiedenften Punkten. 

(Siehe Tab. S. 326—330.) 

Wir gehen von den Wohnungsklaſſen aus und unterfuden zunädjt, 
welcher Art die Belegung der fleinen Wohnungen mit Wohngenoſſenſchaften 
it und wie ſich diefe Belegung zu der aller Wohnungen verhält. 

Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer Die Mehrzahl diefer 
Wohnungen ift mit 2—5 Bewohnern belegt und zwar entfällt der Marimal- 
anteil auf die Wohngenofjenfchaft von 2 Bewohnern in Breslau (210,200), 
Franffurt a. M. (297,3 0/00), Hamburg (205,2 %oo), Leipzig (223,9 900), 
Münden (259,8 %o0), Lübeck (216,2 %/o0); auf die Wohngenoſſenſchaft von 
3 Bewohnern in Berlin (220 %00), Dresden (206,4 /o0), Charlottenburg 
(231,1 °'00), Magdeburg (217,000) und Mannheim (201/00). Bei ber 
erſten Gruppe folgen mit Ausnahme von Hamburg und Frankfurt a. M., deſſen 
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Wohnungsverhältnifje befonders günftige find, die Wohngenofjenfchaften von 
3 und 4 Bewohnern, erft an vierter Stelle die mit 1 Bemohner, während 
bei der zweiten Gruppe die letztere erft die fünfte Stelle einnimmt. Hier 
ift in den verfchiedenen Städten ganz übereinftimmend die Reihenfolge der 
Anteile die folgende: den größten Anteil hat die Klaffe mit 3 Bewohnern, 
an zweiter Stelle fteht die mit 2, an dritter die mit 4, an vierter die mit 
5 Bewohnern und an fünfter Stelle die Klaſſe mit 1 Bewohner. 

Gegenüber den für ale Wohnungen beredjneten Anteilen der MWohn- 
genofjenklaffen find in den einzimmrigen Wohnungen aller Städte die 
der drei erſten Klaffen mit 1, 2 und 3 Bewohnern größer, auch die der mit 
4 Bewohnern in Lübeck, Magdeburg und Mannheim, dagegen fleiner die 
der übrigen Klafjen. Mit anderen Worten, die Fleineren Wohngemeinfchaften 
überwiegen in der Klaffe der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer, die 
größeren treten zurüd. 

Wohnungen mit 2 heizbaren Zimmern. Die Klaffen mit 
1 und 2 Bewohnern werden von den größeren Mohngenofjenfchaften von 3 
und 4 Bewohnern zurüdgevrängt. Die beiden letzteren Klafjen nehmen die 
erſte und zweite Stelle ein und zwar entfällt der Marimalanteil auf die 
Klafje mit 3 Bewohnern in Dresden, Frankfurt a. M., Hamburg, Münden, 
Charlottenburg und Lübeck, auf die Klaffe mit 4 Bewohnern in Berlin, 
Breslau, Leipzig, Magdeburg und Mannheim. Die dritte und vierte Stelle 
gehören den beiden Klaffen mit 2 und 5 Bewohnern; in 6 Städten: 
Berlin, Dresden, Hamburg, Leipzig, Magdeburg, Mannheim jteht bie 
legte Klafje voran, in den 5 anderen Breslau, Frankfurt a M., Münden, 
Charlottenburg und Lübeck die erftere. Die Klaffe mit 1 Bewohner rüdt an 
die 7. oder 8. Stelle. 

Bei den meilten Städten entfällt in der Klaffe ver dreizimmrigen 
Wohnungen der Marimalanteil auf die MWohngenofjenklaffe mit 4 Be- 
mwohnern; nur drei Städte machen eine Ausnahme. Damit hört aber aud) 
die Übereinjtimmung auf. Die zweite Stelle nimmt 3. B. in einer Stadt 
die Klafje mit 2 Bewohnern, in 6 Städten die Klaffe mit 3 Bewohnern, 
in einer Stadt die Klafje mit 4 Bewohnern und in 3 Städten die Klafje 
mit 5 Bewohnern ein. 

Als ziemlich allgemein geltend laſſen fih außerdem nod für einen 
Vergleich der Anteile der Wohngenofjenklafjen an den beiden Wohnungsflaffen 
mit 2 und 3 heizbaren Zimmern und an der Gefamtfumme der Wohnungen 
folgende Säge formulieren. Der Anteil der beiden unterjten Wohngenofjen- 
Hafjen ift fleiner in den Wohnungsklaſſen mit 2 und 3 heizbaren Zimmern 
als an der Gefamtfumme; dagegen find die Marimalanteile innerhalb diefer 
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Wohnungsklaſſen gewöhnlich größer ala die entfprechenden Anteile der Wohn- 
genofjenklafien an der Gejamtfumme der Wohnungen. 

Menden wir und nun der zweiten Nebuftionstafel zu, die und bie 
Verteilung der einzelnen Wohngenofjenklafjen auf die Räumlichkeitsflaffen 
der Wohnungen angiebt. Die ungünftigen Belegungsverhältnifje der Heinen 
Wohnungen treten uns hier aufs ſchärfſte entgegen. Allerdings find in ber 
Klafje der einzimmrigen Wohnungen die MWohngemeinfchaften von 1 Be— 
mwohner derart zahlreich vertreten, daß diejelbe in Breslau bis zu 795 %/oo 
aller folcher Wohngenofjenfchaften umfaßt, aber die derartig belegten Woh— 
nungen bilden nur 96,1 (in Mannheim) bis 154,7 %ou (in Münden, 
in Frankfurt a. M. als Ausnahme 233,6 900) aller Wohnungen der 
gleichen Wohnungsklaſſen. Die Anteile der einzelnen Wohngenofjen- 
Hafjen, melde auf die Wohnungsflafje mit 1 heizbaren Zimmer entfallen, 
nehmen nun mit der Zahl der Wohngenofjen ab, aber diefe Klafje nimmt 
doch noch bis in ziemlih hohe Stufen die Marimalanteile für fih in An— 
ſpruch. So liegt in Berlin das Marimum bis zur Klafje mit 6 Bewohnern 
in diefer Wohnungsklaſſe. Die folgende Überfiht faßt die Verhältniffe im 
allen Städten furz zufammen. Die Zahlen in den Kolumnen bezeichnen die 
Mohngenofjenklafien nah der Zahl der Bewohner. 








In den NRäumlichkeitöflaffen mit 


ı | 2 | 8 
beizbaren Zimmern 


liegen die Marimalanteile der folgenden 
Mohngenofienklafien mit ? Bewohnern 





in Ber er Er TE e 1—7 8—11 11—12 
Dresden. 1—7 8—10 — 
Frankfurt a. mN. 1—2 3—4 5—1l 
Hamburg 1—2 3— 10 — 
Leipzg a ri 1—2 3—6 7—10 
München. er 1—2 3—7 8—10 
Eharlottenburg-. - - » + rn 13 4— 15 _ 
BE u a ee aa ea ee 1—7 8—11 — 
Magdeburg.... 1—9 10 — 


Bannkeim: 2. 2... 5 20 1—5 6—10 — 
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— Bohnungdfrage. 
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Die Städte ſcheiden ſich fehr deutlich in zwei Gruppen: die eine befteht 
aus Frankfurt a. M., Leipzig, Münden, Hamburg und Charlottenburg, die 
andere aus Berlin, Breslau, Dresden, Lübel und Magdeburg. Zwiſchen 
den beiden fteht Mannheim. Der Norm am nächſten fommt wohl Frankfurt 
a. M., wo die Marimalanteile der Wohngenofjenklaffen mit 1 und 2 Be- 
wohnern in der Klafje der 1 zimmrigen Wohnungen, die der Klaſſe mit 3 und 
4 Bewohnern in der der 2 zimmrigen Wohnungen liegen; am ungünftigjten 
jteht wohl Magdeburg da, wo die Marimalanteile bis zur 9. Bewohnerklaſſe 
in die Klafje der 1 zimmrigen Wohnungen fallen. Faſſen wir die 3 Räum— 
lichkeitsflafjen zufammen, fo fallen die Marimalanteile der Wohngemeinfchafts- 
klaſſen von 1 bis 10 Bewohnern, fomweit aus den Bearbeitungen des Materials 
erfichtlich, wahrſcheinlich aber auch noch der meiften höheren Klaffen in die 
allerdings an Zahl aud bei weiten größte Klafje der kleinen Wohnungen. 

Die Beziehung der Bemohnerzahl auf die durch die Zahl der heizbaren 
Zimmer beftimmte Wohnungsgröße giebt uns natürlich über die Wohnungs: 
dichtigfeit nur beſchränkte Aufſchlüſſe, ebenfo beſchränkte, wie uns deren die 
Zahl der heizbaren Zimmer über die wirkliche Wohnungsgröße liefert. 
Wollen wir zu größerer Oenauigfeit gelangen, jo müflen wir die Bewohner- 
zahl auf die dur die Zahl der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer, 
fowie den Beſitz einer Küche beitimmte Wohnungsgröße beziehen. Die 
Refultate einer derartigen Unterfuhung find ſehr intereffant. Leider muß 
ſich dieſelbe auf 5 Städte beichränfen, für die allein ein ausreichendes 
Material zur Verfügung jteht. Es find dies Berlin, Charlottenburg, Dresden, 
Franffurt a. M. und Hamburg. Von diefen haben wir Berlin und Hamburg 
ala Vertreterinnen der beiden oben unterfchtevenen Gruppen ausgewählt und 
für diefe Städte die Reduktion nah den Wohngenofjenklafjen ausgeführt. 
Für Berlin befigen wir eine Überficht über die Entwidlung in den Jahren 
von 1885—1895, wobei aud der Befit einer Küche berüdfichtigt worden 
if. Die Berhältnifje zeigen aber eine jo große Konitanz, daß die Ver- 
änderungen nur in den feltenjten Fällen den Betrag von 1 °/o erreichen und 
größere nur in den Unterabteilungen auftreten, in denen die Zahl der Fälle 
an und für jich eine zu geringe tft, kleine Zunahmen oder Abnahmen fich 
prozentuell viel jtärfer ausdrüden. Wir überlaffen das genauere Studium 
diefer Zahlen dem Lefer und betrachten noch in Kürze unfere Rebuftionstafel 
unter jteter Bergleihung mit den früheren Refultaten, Wir hatten gefehen, 
daß die Marimalanteile der Wohngenoffenklaffen von I—6 Bewohnern in 
der Wohnungsklaffe von 1 hHeizbaren Zimmer zu fuchen waren. Zerlegen 
wir dieſe Mohnungsklafle nah dem Beſitze von nicht heizbaren Zimmern 
und Küche weiter in Unterabteilungen. Der Marimalanteil der Einzel: 
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haushalte entfällt auf die Klafje der Wohnungen, die nur aus einem heizbaren 
Zimmer ohne jede Zubehör bejteht; dann folgen die Wohnungen 1 heizbares 
Zimmer und Küche (229 %o0), 2 heizbare Zimmer und Küche (98,6 ° oo) 
und 3 heizbare Zimmer und Küche (37,8 %'00). Bei den Wohngemeinfhaften 
von zwei Bewohnern verfchiebt fi das Marimum in die Klafje der Wohnungen 
mit 1 heizbaren Zimmer und Küche und bleibt bort bis zu der 6. Bemohner- 
Hafje infl. Bei den Wohngemeinfchaften von 7—10 Bewohnern liegt das 
Marimum in der Wohnungsgruppe 2 heizbare Zimmer mit Küche. 
Bis zur 9. Bemohnerflafje bleibt aber die zweite Stelle der Klaſſe mit 
1 heizbaren Zimmer und Küche, erjt von der 10. ab wird fie durch die 
Klafje der Wohnungen mit 3 heizbaren Zimmern und Küche erreicht. 

Ganz anders in Hamburg. Das Marimum (256,9 *00) der Einzel: 
haushaltungen liegt hier in der Klafje der Wohnungen mit 1 heizbaren 
Zimmer, 1 nicht heizbaren Zimmer und Küche; dann folgen der Reihe nad) 
die Klaſſe 1 heizbares Zimmer und Küche (15100), 2 heizbare Zimmer 
und 2 und mehr nicht heizbare Zimmer und Küche (111 oo), 1 heizbares 
Zimmer (95,700). Die MWohngemeinfhaften von 2 Bewohnern wohnen 
zu ca. Ys in den Wohnungen beftehend aus 1 heizbaren Zimmer, 1 nicht heiz- 
baren Zimmer und Küche (230,900 zugleih der Marimalanteil), dann 
in den Wohnungen bejtehend aus 2 heizbaren Zimmern, 2 und mehr nicht 
heizbaren Zimmern und Küche (195,3 oo), an dritter Stelle in den Woh— 
nungen aus 2 heizbaren Zimmern und Küche (110,7 oo). Bei der dritten 
bis zehnten Bemwohnerflafje wird der Marimalanteil von den Wohnungen 
mit 2 heizbaren Zimmern, 2 und mehr nicht heizbaren Zimmern und Küche in 
Anfprudh genommen. Dann folgen übereinftimmend die Wohnungen be- 
ftehend aus 1 heizbaren Zimmer, 1 nicht heizbaren Zimmer und Küche, die aus 
zwei heizbaren Zimmern und Küche, ſowie die aus 1 heizbaren Zimmer, 2 nicht 
beizbaren Zimmern und Küche. Der Marimalanteil der Klafje 2 heizbare, 2 und 
mehr nicht heizbare Zimmer und Küche ift am größften bei den Wohngemein- 
ichaften von 6 Bewohnern, von wo er nad beiden Seiten hin abfällt. 

Stellen wir der Überfiht wegen die beiden Städte noch einmal neben 
einander. Es liegen alfo die Marimalanteile der vorjtehenden Bewohner— 
_ Haffen in den folgenden Räumlichkeitsklaſſen: 

(Siehe Tab. S. 340.) 

Wie die Mohnungsftatiftit die Wohnungsdidtigfeit durd) die Beziehung 
der Bemwohnerzahl auf die dur die Zahl der heizbaren Zimmer darafteri- 
fierte Wohnung zu beftimmen gefucht, fo hat fie aud das Maß der 
Übervölferung auf diefelbe Art und Weife feitgelegt. Sie bezeichnet als 


übervölfert die Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer und mehr alö 5 Be— 
: ** 
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Bemwohnerflaffen Berlin Hamburg 





wohnern, die Wohnungen mit 2 heizbaren Zimmern und mehr ala 9 Be- 
wohnern. Danad iſt die folgende Tafel zufammengeftellt. 
(Siehe Tab. S. 341.) 

Der Wert diefer Tafel beſteht eigentlih nur darin, daß fie uns einen 
Überblid über die Entwidlung der übervölferten Wohnungen giebt. Die 
Entwidlung vollzieht fih im allgemeinen zum befjeren. Die übervölferten 
einzimmrigen Wohnungen jind in allen Städten in der Abnahme begriffen, 
am ftärfften in Frankfurt a. M., das ja, wie ſchon öfters beobachtet, die 
günftigiten Verhältniſſe aufweift. Hier waren von 5999 einzimmrigen 
Wohnungen nur 258 im Jahre 1895, d. h. nur 43 90 übervölfert. Sehr 
ftarf und gleihmäßig it die Abnahme in Berlin, wo die Zahl der über- 
völferten Wohnungen von 195,5 oo im Jahre 1875 auf 134,2 oo im 
Jahre 1895 ſank. Ob aber diefe günftige Entwidlung dauernd fein wird, 
iſt ſehr fraglih, da von 1895 an in den meilten Großjtädten ſich eine 
jteigende afute Wohnungsnot eingejtellt Hat, die ihren Ausdrud natürlid in 
dem Anwachſen der übervölferten Wohnungen finden muß. Wir unterlafjen 
es, die Überficht durch die Angaben über die Zahl der in den übervölferten 
Wohnungen lebenden Bevölkerung zu ergänzen. 

Wie wenig übrigens diefe Beitimmung der Übervölferung uns über die 
wirkliche Ausdehnung der Übervölferung zu jagen vermag, wie fie dieſelbe 
geradezu entjtellt, daS werden wir am bejten erfennen, wenn wir die Klaſſe 
der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer nad der Zahl der nicht heizbaren 
Zimmer und dem Befie einer Küche in ihre Unterabteilungen auflöfen und 
diefe Unterabteilungen mit der Zahl der Bewohner fombinieren. So mären 
3.8. in Charlottenburg 1895 als übervölfert anzufpredhen: 10 Wohnungen 
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mit 1 heizbaren Zimmer, 2 nicht heizbaren Zimmern und Küche und 6 Be- 
wohnern, 1 Wohnung mit 1 heizbaren Zimmer, 3 nicht heizbaren Zimmern 
und Küche und mit 7 Bewohnern, dagegen als nicht übervölfert 99 Woh— 
nungen mit nur 1 heizbaren Zimmer und 3 Bewohnern, 41 Wohnungen 
mit nur 1 heizbaren Zimmer und 4 Bewohnen, 1019 Wohnungen mit 
nur 1 beizbaren Zimmer und Kühe und 5 Bewohnern u. f. f.; ebenfo in 
Hamburg 1395 als übervölfert 713 Wohnungen mit 1 beizbaren Zimmer, 
2 und mehr nicht heizbaren Zimmern und Küche und 6 Bewohnern, ala nicht 
übervölfert 68 Wohnungen nur mit 1 heizbaren Zimmer und 3 Bewohnern, 
39 Mohnungen mit 4 Bewohnern u. f. f. Das find doch geradezu abfurde 
Refultate. Sehr bald hat daher auch die Wohnungsftatiftif fich nad anderen 
Beftimmungen der Übervölferung umgethan. Böckh in feiner Darftellung der 
Berliner Wohnungsaufnahme von 1875 nimmt ala Normalmohnverhältnis 
eine gleich hohe Zimmer: und Bemwohnerzahl an und unterfcheidet dann zwei 
Arten von Übervölferung: eine mäßige bis zum Doppelten dieſes Ver: 
hältnifjes und eine übermäßige, die das Doppelte überfchreitet. Dabei 
berüdfichtigt er die nicht heizbaren Zimmer in der Weife, daß 2 nicht heiz: 
bare 1 heizbaren gleich gefegt werden. Die Küchen wurden erft bei ber 
MWohnungsaufnahme von 1885 berüdjichtigt und gleich einem nicht heizbaren 
Zimmer gerechnet. Cine derartige Beftimmung der Übervölferung ift natürlich 
bei weitem wertvoller, als diejenige, die ein heizbares Zimmer ohne Nüdficht 
auf Nebenräume mit der Bewohnerzahl in Verbindung ſetzt. Auch mit der 
Größe der normalen Belegung: 2 Perfonen für das heizbare Zimmer, 1 für 
das nicht heizbare Zimmer und die Küche wird man ſich einverjtanden 
erklären fönnen, Die nicht heizbaren Zimmer find gewöhnlich bedeutend 
fleiner al3 die heizbaren und ebenfo jteht es mit der Küche. Eine voll: 
ftändige Vernadläffigung der Küche für die Feſtſtellung der Belegungsziffer 
ließe fich ja theoretifch vollftändig rechtfertigen. Die Heine Küche, die meift 
als Waſchküche und allgemeiner Arbeitsraum dient, jollte weder für Wohn: 
noch für Schlafzwede Verwendung finden. In der Wirklichkeit fpielt aber 
die Küche gerade in den fleinen Wohnungen, um die es ſich hier vor allem 
handelt, ganz und gar die Rolle eines heizbaren Zimmers. Die Belegungs- 
siffer von 1 Perfon per Küche ift daher ſchon das Nefultat eines Kompro- 
miſſes zwifchen theoretifcher Forderung und Thatſache. 

Auch die Frankfurter Statiſtik hat die Berüdfichtigung der nicht heiz- 
baren Zimmer bei der Beftimmung der Übervölferung für notwendig gehalten, 
diefelbe aber in anderer Weiſe vorgenommen als die Berliner. Sie fehte 
icon jeit der Wohnungsaufnahme von 1871 die heizbaren und nicht heizbaren 
Zimmer gleih und Haffifizierte die Wohnungen nad) der Zahl der Wohn— 
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räume. Für die Wohnungen mit 1 und 2 Mohnräumen zog fie dann die 
Grenze der normalen Bevölkerung bei 2 bezw. 4 Bewohnern, bei Wohnungen 
mit 3 Mohnräumen aber erft bei 8, mit 4 Wohnräumen bei 10 Bewohnern. 
Die Küche ift dabei nicht in Betracht gezogen. 

Die Berliner Statiftit zieht die Grenze der Übervölferung ganz be— 
trächtlich weiter als die Frankfurter, wie das die beiden folgenden Reihen 
deutlich zeigen. Es er als normal: 


in Bertin. . [16.8 15. 18.3.1 
—— Bj 2 dem. | .%138m. | 2 ug 4 dem. 3nb.2j5 dem. 


in Frankfurt . An 2 Bem.|2 n 4Ben.|3 W. 8Bew. 4 WM. 10%Bem. 


Bei der Gruppe von Wohnungen mit 1 heizbaren und 3 nicht heizbaren 
Zimmern eradtet alfo die Frankfurter Statiftif eine Belegungszahl noch für 
normal, die doppelt fo groß ift, ala die Berliner. Gerade diefer Fall zeigt 
unfers Erachtens, daß die eritere den fundamentalen Fehler macht, die heiz- 
baren und nicht heizbaren Zimmer gleichwertig zu ſetzen und ihnen diefelbe 
Belegungszahl zuzuteilen. Wohnungen, die aus 1 heizbaren und 3 nicht 
heizbaren Zimmern beftehen, find wohl meift nur in alten Häufern zu finden, 
da die Tendenz der modernen Baumweife dahin geht, die nicht heizbaren 
Zimmer in heizbare Zimmer zu verwandeln, und die nicht heizbaren Zimmer 
in derartigen alten Wohnungen find gewöhnlich wenig mehr als elende Heine 
Löcher, die allerdings mit 2 Bewohnern übervölfert find. Wir halten alfo 
bei unferem Verfude, die Übervölferung der Wohnungen finngemäßer 
feitzuftellen, als dies bei der Berüdfichtigung allein der heizbaren Zimmer 
möglih iſt, an der Berliner Begrenzung feit, zumal dabei auch das Vor- 
handenfein einer Küche in Rechnung gezogen ift. Es hätten alfo die folgenden 
Kombinationen als übervölfert zu gelten: 





4 und mehr 5 und mehr 6 und mehr 
Bewohner Bewohner Bewohner 


3 und mehr 
Bemwohner 





1 heizb. Zimmer 15. O nd. 15. Onh. &. 15. Inb. &. 15. 2nh. K. 
— 1h. Unh. 15.2 nb. — 


2 heizb. Zimmer 


26. Onh. 29. Onh. 8. 
— 2h. Unh. 


3heizb. Zimmer — — — — 
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S und mehr 
Bewohner 


7 und mehr 
Bewohner 


9 und mehr 
Bewohner 


10 und mehr 
Bewohner 














1 heizb. Zimmer — — 
2 beizb. Zimmer — — 
3heizb. Zimmer 35. Inh. 8. — 
3h. 2nh. 35. 2nh. K. 


und wir würden demgemäß die Wohnungen der 3 Klaſſen mit 1, 2 und 3 
heizbaren Zimmern in folgender Weife zu gruppieren haben: 





u I 1 Bahı der Wohnungen mit 
1 | 2 | 3 





beisbaren Zimmern 


normal | übervöltert normal | übervölfert | normal , übernöltert 


















| 

Berlin. . . .| 1895 |114069| 88985 | 85641 | 26132 | 42371 2675 
Charlottenburg | 1895 5430| 4258 7394 2059 | 4858 | 228 
Dresden . . .| 1895 | 24310| 13737 | 16024 3684 9682 597 








heizbaren Zimmer waren normal und übervölfert: 


EEE u DE SE RE a 








heisbare Simmer | heizbare Zimmer 











norm, |überv. | norm. | übern. | norm.| üb. | norm. | überv. | norm. | üb. 


| | 
Berlin. ... .| 1895 |561,8'438,2'766,2|233,8| 940,6 


'865,8'134,2 989,1! 10,9 











59,4 
Charlottenburg | 1895 560,51439,5 754,9 215,1 955,2. 44,81866,9|133,1/990,8| 9,2 
Dreöden . . . | 1895 134,9,565,1|770,11229,9 938,4 |61,6 831,2| 168,8 |971,4| 28,6 
| 








Wir haben des Vergleiches wegen in der letzten Spalte die Promille- 
zahlen der normal belegten und übervölferten Wohnungen bejtimmt nad 
der zuerft angeführten älteren Begrenzung der Übervölferung angeführt. Die 
Mangelhaftigkeit der Methode tritt dabei ins hellfte Licht und nicht weniger 
die erfchredende Ausdehnung der Übervölferung, deren größerer Teil 
bei dieſer Begrenzung in ein ſchamhaftes Dunkel gerüdt war. Statt nur 
134,2 °.o0 weiſt Berlin 438,2 oo, jtatt 133,1 9/00 Charlottenburg 439,5 °;oo, 
ſtatt 168,8 Dresden 565,1 (!!) oo übervölferter Wohnungen in der Klafje 
der einzimmrigen Wohnungen auf. Nocd viel größer find die Unterfchiede 


Wohnungsſtatiftik. 345 


bei der Klaſſe der zweizimmrigen Wohnungen; von dem geringen Promille— 
ſatz von 28,6 900 ſchwillt in Dresden die Übervölkerungsziffer auf 229,9 060, 
d. 5. um das Adtfahe an, in Charlottenburg von 9,2 900 auf 215,1 %oo 
und in Berlin von 10,9 %00 auf 233,8 "oo, d. h. um mehr ald das Zmanzig- 
fahe an. Wie wir aber auch die Begrenzung annehmen mögen, die Thatjache 
bleibt beitehen, daß die Übervölferung in der Klaſſe der einzgimmrigen 
Wohnungen ausgedehnter ijt als in der Klafje der zweizimmrigen Wohnungen, 
und daß wiederum ein größerer Vromillefag der zweizimmrigen übervölfert 
ift ala bei den dreizimmrigen Wohnungen. Wie fi nun innerhalb der 
Klafje der einzimmrigen Wohnungen die Übervölferung in den einzelnen, 
nad) der Zahl der nicht heizbaren Zimmer und dem Beſitze einer Küche 
Hlaffifizierten Untergruppen darjtellt, darüber giebt die folgende Zufammen- 
ftelung Aufſchluß: 








j Hamburg 
1895 


.| norm. übern. 


Berlin Charlottenburg | 
1895 1895 


norm. 






Dresden 


norm. | überv. 








| überv. 





6. 759,9 | 240,1 | 786,5 | 213,5 | 825,8 | 1742 


1 863,3 ' 136,7 
Uh. nh. 1 8. | 502.2 , 4978 | 524,5 | 475,5 | 697.0 | 3030 | 7321 . 267/9 
1b. Ind. 690.0 | 310,0 | 771,4 | 228,6 | 677.2 | 322)8 | 794,4 | 205,6 
16. Ind. 18. | 599.7 | 400.3 | 662,4 | 337.6 | 607'5 | 332)5 | 735,5 | 294,5 
1b. 2 nh. GBA BI — ı — 159 11! — | — 
182 ao — — [13 — — 


Eine verhältnismäßig günjtige Stellung nehmen die Wohnungen mit 
1 heizbaren Zimmer ohne jede Zubehör ein, was ſich aber einfach dadurch 
erflärt, daß dieſe Wohnungsklaſſe den abfolut und relativ größten Anteil 
an der Zahl der Wohngemeinſchaften mit 1 Bewohner hat. Sceiden wir 
diefe Gruppe aus, jo gilt im allgemeinen die Regel, daß aud innerhalb 
derjelben Wohnungsklafje die Ausdehnung der Übervölferung mit der Größe 
der Wohnung, d. h. alfo mit der Zahl der nicht heizbaren Zimmer abnimmt. 
innerhalb der Untergruppen hat dann der Beſitz einer Küche eine die Über- 
völferung begünftigende Wirkung; bei der Untergruppe der Wohnungen 
mit 2 nicht heizbaren Zimmern ohne Küche find die Zahlen zu flein, als 
daß wir fie hier berüdjichtigen fönnten. 

Um den Mängeln einer fo oberflädlichen Feftlegung der Übervölferungs- 
grenze, wie fie die Beziehung von heizbarem Zimmer und Bemohnerzahl 
darjtellt, wenigjtens einigermaßen abzuhelfen, einen tieferen Einblid in die 
MWohnungsverhältnifje der Heinen Wohnungen zu thun und dadurd zugleich für 
die Begrenzung der Übervölferung eine feitere Unterlage zu gewinnen, hat 
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man die Ergebnifje der allgemeinen Wohnungsaufnahme durd eine [pecielle 
Enquete der Wohnungsverhältniffe der übervölferten Wohnungen 
zu ergänzen geſucht. Eine ſolche Epecialunterfuhung hatten 3. B. für 1895 
Breslau und Dresden, leßtere Stabt allerdings nur in fehr geringer Ausdehnung, 
vorgenommen. Die Rejultate der Breslauer Enquete verdienen ein kurzes 
Eingehen auf diejelben. Cie betradtete ala übervölfert alle Wohnungen 
ohne heizbare Zimmer, ferner die Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer, 
ohne heizbares® Zimmer und 6 oder mehr Bewohnern, mit 1 heizbaren 
Zimmer, 1 oder mehr nicht heizbaren Zimmern und 8 oder mehr Bewohnern, 
mit 2 heizbaren Zimmern und 8 oder mehr Bewohnern, mit 2 heizbaren 
Zimmern, 1 oder mehr nicht heizbaren Zimmern und 10 oder mehr Be- 
wohnern. Eine Küche mit Fenitern galt als heizbares Zimmer. Mit 
diefen Beitimmungen wird man fich nicht ohne weiteres einverjtanden erflären 
fönnen. Warum fol 3.8. ein nicht heizbares Zimmer mit 1 Bewohner 
übervölfert fein? Anderſeits ift doch eine Wohnung beitehend aus 1 heiz- 
baren Zimmer und 1 nicht heizbaren Zimmer ohne Küche mit 7 Bewohnern 
ebenjo übervölfert, wie eine Wohnung mit 1 heizbaren Zimmer und Küche. 
Die Beitimmungen find alfo unjeres Erachtens zu eng und zu weit. Bon 
den fo als übervölfert bejtimmten 3012 Wohnungen blieben infolge Umzuges 
der früheren Bewohner, lüdenhafter Ausfüllung 20. nur noch 1902 übrig 
und von diefen 1902 erwieſen fi 813 infolge einer Abnahme der Be- 
wohnerzahl als nicht mehr im oben fejtgejtellten Sinne übervölfert. In dem 
in der Enquete benugten Formular waren nun anzugeben: die zur Wohnung 
gehörigen Räume, die Höhe, Breite und Länge der Räume, die Zahl der 
Fenſter, der in der Nacht aufgeitellten Betten, der darin ſchlafenden Perfonen 
nach dem Geſchlechte und befonders der Schlafgänger und ihrer Angehörigen 
ebenfall® nad dem Geſchlechte. Auf Grund dieſer Angaben war es möglich, 
den Flächeninhalt und den Kubifraum auf die Bemohnerzahl zu beziehen. 
Leider find die durch die Zahl der heizbaren und nicht Heizbaren Zimmer 
harafterifierten MWohnungsgruppen nicht mit dem Flächeninhalt und dem 
Kubifraum in Verbindung gefeßt. 


Es beträgt alſo: 


der Flächeninhalt qm per Perſon 
über | über iiber über Aber | über | über über | über über 
7|7-8 8-9 9-10 |10- 15 15-3 








inden Wohnungen 
der Klaſſe 








ma 23 | 3-4 14-5 | 56 | 





a) 1089 


| | 221 | 10 |973 15| 410° 2| — 
b) 813 


1 
4211021205 193.111. 51 3 19 | 9 ı 19 
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Es hatten alfo ®/s der 1089 Mohnungen höchſtens 4 qm pro Perfon; 
günftiger find die Verhältnifje der Klafje b, wenn aud etwa 148 — 18,2 %/o 
von ihnen 4 oder weniger qm pro Kopf Mohnfläche aufzumeifen hatten. 


Dazu noch die Überficht über den Kubikraum pro Perſon: 





478 | 486 | 136 | 


a) abfol. 27 | 3 3 
d/oo 25 | 439 | 40 ' 1185 15 3 3 
| 
b) abfol. 5 | 108 315 | 209 83 35 58 
0/go 6 | 257 102 48 
| 
| | 


133 | 388 


In Klaffe a hatten alfo nicht weniger ala 464 oo höchſtens 10 cbm 
pro Kopf Mohnungsraum aufzumweifen, während es in Klafje b nur 139 9/00 
waren. Kombinieren wir nun die beiven Merkmale 4 qm Bodenfläche und 
10 cbm Rauminhalt miteinander, jo erhalten wir folgende Gruppen, die 
wir etwas überfichtlicher ald in der Breslauer Statiftif (XVII, 2, 129) 
zufainmengejtellt haben: 





Klaffe b — Bufammen 


| Klafie a 







— 4 qm Bodenflähe und — 10 cbm 


Sn 587 
nur — 4qm Bodenfläche und mehr als 

10 chm Luftraum . - . ».. .» 215 
nur — 10 cbm Luftraum und mehr 


als 4qm Bodenflähe. - ... 


Von den 1902 Mohnungen entipradhen alfo 833, d.h. 44 ®/o den 
allerbeſcheidenſten Anforderungen einer Bodenflähe von 4 qm und einem 
Suftraum von 10 cbm pro Perfon entweder im einem oder im anderen 
Stüde oder in beiden Punkten nicht. — In der vorftehenden Überficht 
war der gefamte Wohnungsluftraum bez. Die gefamte Wohnungsbodenfläche auf 
die Zahl der Bewohner bezogen worden. Die Verhältnifje ftellen fich infolge- 
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defien günftiger dar als fie find. Es darf aber nicht vergefjen werden, daß 
die Bemohnerfhaft einer Wohnung fih in der Nacht jehr häufig viel dichter 
zufammendrängt, als das am Tage der Fall ift, und Wohnräume unbenugt 
läßt, in denen fie fich vielleiht den größten Teil des Tages aufhält. Es 
wäre wohl empfehlenswert, bei ähnlichen Enqueten fcharf zmwifhen dem 
Wohnraum, in dem nicht gefchlafen wird, dem Schlafraum, in dem nur 
geſchlafen wird, und foldem Wohnraum zu unterfcheiden, in dem gemohnt 
und gefchlafen wird. Die Breslauer Statiftif hat allerdings diefe Unter: 
fheidung nit gemadt; fie hat aber dur die frage nad der Zahl der 
aufgeftellten Betten und der fie benugenden Schläfer fi) menigftens Die 
Möglichkeit verfhafft, die Größe der Schlafräume pro Perfon feftzuftellen. 
Von den 1731 Sclafräumen in Klafje a hatten 998 d. h. 58 %,o, von 
den 1475 in Klaſſe b 511 oder 35%, weniger als 10 ober höchſtens 
10 cbm Luftraum. Bon diefen 1509 ungenügenden Schlafräumen lagen 
aber nur 712 in Wohnungen, deren Gefamtbodenflähe oder -Iuftraum 
gleichfalls den Minimalforderungen nicht entſprach. In den übrigen 797 
Schlafräumen fand alfo während der Nacht ein dichteres Zujammendrängen 
der Bewohner ftatt. Diefe partielle nähtlie Übervölferung der Woh— 
nungen, die natürlich in der Arbeiterflafje die Hauptrolle fpielt, verdient die 
größte Aufmerkfamfeit der Wohnungsitatiftifer und Socialpolitifer und follte 
nad dem Beifpiel Breslaus den Gegenftand häufiger und eingehender Unter- 
fuhungen bilden. Das gefamte Schlafgängerwefen gehört gleichfalls hierher. 

Die Zahl der Bewohner bezogen auf die durch die Zahl der heizbaren 
und nicht heizbaren Zimmer, durd den Befi oder Nichtbefit einer Küche 
charalteriſierte Wohnungsgröße giebt uns allerdings den Grad der Wohnungs: 
dichtigfeit mit einer gewiſſen Genauigkeit an und würde ihn vollftändig genau 
angeben, wenn wir damit die Beziehung auf den Kubikraum und die Bodenfläche 
der Zimmer verbinden könnten. Mit diefen einfachen Zahlenverhältnifjen der 
Wohnungsdichtigfeit ift aber nur der Umrif der Wohnungsverhältniffe ge— 
zeichnet. Die genaueren Züge erhalten wir erft, wenn wir uns die Be- 
ziehungen anfehen, in denen die Bewohner zu einander ſtehen. Geſchlecht, 
Alter, Berwandtfchaft, Haushaltungsangehörigfeit 2c. find von der 
größten Bedeutung für die feinere Gliederung der Wohnungsverhältnifje und 
die fittlihe und hygienische Abfchägung derſelben. Wie verteilen ſich die Be- 
wohner einer Wohnung 3. B. auf die beiden Geſchlechter? — eine wichtige, 
bedeutfame Frage! Ein heizbares Zimmer und drei Bewohner — was fann 
in diefer einfahen Angabe alles enthalten fein. Cine Mutter mit zwei 
Heinen Kindern fo gut, wie ein erwachſener Mann und zwei Schlaf: 
gängerinnen! Wollftändig fann endlich die Antwort auf die aufgeworfene 
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Frage erſt durch eine Scheidung zwiſchen den Wohn- und Schlafverhältnifien, 
durd die Feitftellung der Lage der Schlafftätten innerhalb der Wohnungen, 
der Zahl der Betten und ihrer Benüger werden. Es kann garnicht entichieden 
genug hervorgehoben werden, daß erit die Darftellung der Schlafverhält- 
niffe vor allem in den Heinen Wohnungen das Bild einer Wohnungsauf- 
nahme volljtändig madt. Wie häufig werben 5. B. Wohnungen, die nad) der 
Gefamtheit der Räume nicht übervölfert find, dur die Zufammendrängung 
der Bevölkerung in Teilen derjelben während der Nachtzeit partiell übervölfert. 
Leider ift gerade dieſer Gegenftand der Schlafverhältniffe fat gar nicht von 
der Kommunalftatiftif in Angriff genommen worden. Unferes Wiffens hat 
allein die Breslauer Statiftif in einer Specialunterfuhung der übervölferten 
Wohnungen den Verfuh gemacht, tiefer in dieſe Zuftände einzubringen. 
Die Rejultate diefes Verfuches find im höchften Grabe interefjant und beweiſen 
die Notwendigkeit derartiger Unterfuhungen aufs jchlagendfte. Es jtellte 
fih heraus, daß von 3206 Schlafräumen 25 — 8 oo mit mehr Betten als 
Perfonen, 783 — 244 "oo mit gleich viel Betten wie Perfonen und 2398 — 
748 °/o0o mit weniger Betten ala Perfonen verfehen waren; daß ferner, eine 
möglichit gleihmäßige Verteilung der Perfonen auf die vorhandenen Betten 
vorausgefeßt, von den 13123 Bewohnern nur 25,1 oo, von den 8113 
Bewohnern der übervölferten Wohnungen fogar nur 17,1 %oo den Genuß 
eines Bettes für fich haben. Was für Ertreme die Wirklichkeit enthält, zeigt 
uns die folgende Tabelle, die wir der Unterfuhung entnehmen, noch deut- 
licher an: 


Schlafräume mit ? Berjonen 
Zahl der Betten 9 


2 3 | 4 







291 297 33 8 
9 311 345 317 
1 11 128 165 
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Schlafräume . 273 
Verfonen. . .| 1911 














Der Wert diefer Tabelle würde noch ganz bedeutend gewonnen haben, 
wenn die Wohngemeinſchaften nah den Beziehungen des Geſchlechts, der 
Verwandtſchaft u. f. f. in Untergruppen zerlegt worden wären. — 


Die Vernadläffigung der Schlafverhältnifje, wenn wir uns in Kürze fo 
ausdrüden dürfen, ift nicht ohme üble Folgen geblieben. Bei der Verbindung 
von Wohnungs: und Haushaltsftatiftif, foweit diefelbe überhaupt 
vorgenommen wurde, ift die leßtere zu ſehr in den Vordergrund getreten 
und die intime Verbindung von Haushaltung und Wohnung verloren ge- 
gangen. Über Künfteleien famen wichtigere Momente zu kurz. Nur ein 
Beifpiel. So teilt Hafje in der Leipziger Statiftif die Haushaltungs- 
mitglieder in drei fonzentrifche Ringe: 1. Ring: Familienhäupter, Che- 
gatten, Kinder; 2. Ring: Verwandte, Pilege- und Penfionsfinder, Beſuch, 
Erziehungsperfonen und Dienftboten; 3. Ring: Fremde Gewerbögehilfen, 
Aftermieter, Chambregarniften, Schlafleute, Einquartierung. Dieſe Einteilung 
it ja für eine Haushaltungsftatijtif fehr gut und führt in einer foldhen zu 
interefjanten Ergebnifjen. Für eine Wohnungsitatiftif kann fie aber geradezu 
verhängnisvoll werden. Haſſe bezeichnet nämlich bei der Behandlung des 
Anſchluſſes fremder Haushaltungsbeftandteile das Vorhandenfein von Gewerbs⸗ 
gehilfen und Dienftboten ald „die gute Seite diefer Form“, das von 
Aftermietem, Chambregamijten und Sclafleuten als die „ſchlechte Seite 
diejer Form“. Ganz abgefehen davon, daß man über die Berechtigung diefer 
Prädifate fehr verfchiedener Anficht fein fann und nicht gerade in der Be- 
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herbergung von Gewerbsgehilfen in den Wohnungen der Arbeitgeber noch 
gute Reſte früherer Verhältniſſe zu ſehen braucht, ſo iſt dieſe Unterſcheidung 
geradezu falſch, wo es ſich um Wohnungsverhältniſſe handelt. Aftermieter 
und Chambregarniſten haben die von ihnen gemieteten unmöblierten bezw. 
möblierten Wohnräume zur ausſchließlichen Benutzung für ſich; ſie treten 
mit der vermietenden Familie bei weitem nicht in gleich intime Verbindungen 
wie Gewerbsgehilfen, Dienſtboten und Schlafleute. Ob aber ein Schlafherr 
oder ein Gewerbsgehilfe mit den erwachſenen oder halbreifen Töchtern des 
Vermieters, ob ein Dienſtmädchen mit dem Haushaltungsvorſtande und 
ſeiner Familie oder mit ſeinen erwachſenen oder halbreifen Söhnen in 
einem Zimmer ſchläft, iſt in ſittlicher Hinſicht gleich gefährlich, von einer 
„guten oder ſchlechten Seite dieſer Form“ kann doch keine Rede ſein. Und 
wenn, wie dies häufig genug vorkommt, erwachſene und halbreife Söhne 
und Töchter derſelben Familie in einem Bette ſchlafen, ſo ſind die ſittlichen 
Gefahren in dieſem Falle nicht kleiner als in den eben erwähnten, trotzdem 
wir uns bier in dem innerjten Ringe der Haushaltung befinden. 

Verfolgen wir nunmehr in der Berliner Statiftil, wie fich die Ver— 
bindung von Wohnungsftatiftif und Haushaltungsftatiftif vollzieht und ent- 
widelt. Bei der Aufnahme von 1875 murden die folgenden Klafjen von 
Haushaltungsgenofjen unterfhieden: fyamilienhäupter, Kinder, Verwandte, 
Dienftboten, Gewerbögehilfen, Pflege- und Waifenfinder, andere Haus- 
haltungsgenofjen, Aftermieter, Chambregamiften und Schlafleute. Der größte 
Teil der Aftermieter war dabei als befondere Haushaltungen gerechnet, in- 
ſoweit fie eine befondere Wohnung innehatten und eine eigene Hauswirtjchaft 
führten. Diefe Klaſſen der Haushaltungsgenofjen wurden mit den nad) der 
Zahl der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer geordneten Räumlid;feits- 
tlafjen in Verbindung geſetzt. So entjtand eine Tabelle, welche die Be- 
mwohner der verjchiedenen (21) Räumlichkeitsflaffen nah ihrem Hausitands- 
verhältnis flaffifiziert. Die Refultate diefer Tabelle laffen fich prozentualiter 
in doppelter Weiſe fejtlegen; wir fünnen berechnen, wie viel von je 1000 Be- 
mwohnern der bezüglichen Räumlicjkeitsflaffen zu den vorgenannten Haus- 
haltungsflafjen gehören, beifpielsweife, wie viel von je 1000 Bewohnern 
der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer und O nicht heizbaren Zimmern zu 
der Klafje der Jamilienhäupter, der Kinder 2c. gehören, oder wir lönnen 
feftitellen, wie viele von je 1000 Angehörigen einer bejtimmten Haushaltungs- 
klaſſe, z. B. der Familienhäupter, auf die verfchiedenen Räumlichkeitsklaſſen 
entfallen. Somohl 1880 wie 1885 mwurbe die gleihe Auszählung der Be- 
völferung nad dem Hausjtandsverhältniffe vorgenommen, leider aber dieſe Haus- 
ftandsflaffen nad verſchieden bejtimmten Räumlichfeitsflafjen untergeteilt. 
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Bei der Aufnahme von 1875 waren die Mohnungsflaffen nah der Zahl 
der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer derart unterfhieden, daß 21 Räum- 
lichfeitsflaffen entitanden. Davon entfielen auf die 4 unterjten Klaffen der 
Wohnungen mit O, 1, 2 und 3 heizbaren Zimmern allein 13 Klafien. 
1880 war dann eine Vereinfahung vorgenommen. Die durch die Zahl der 
heizbaren Zimmer bejtimmten Klafjen wurden allgemein nach dem Beſitz von 
nicht heizbaren Zimmern in zwei Unterklaſſen geteilt. An die Stelle diefer 
nad der Zahl der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer gebildeten Klafjen 
trat 1885 und 1895 eine neue Einteilung nad der Zahl der Wohnräume 
überhaupt, wobei aud die Küche ald Wohnraum galt. Die Kombination 
mit den Räumlichfeitsflafjen fehlt für 1890. Die verfchievenen Auszählungen 
find alfo leider nicht miteinander vergleichbar. Zugleich mit dieſen wechjelnden 
Schickſalen der Räumlichfeitsflaffen läßt fich bei der Darjtellung der Haus- 
ftandsverhältnifje eine wachſende Specialifierung verfolgen. Von den 
10 Klaſſen im Jahre 1875 find wir 1890 glüdlich bei 27 angelangt. Für 
unfere Unterfuhung find dieje Feinheiten ohne größere Bedeutung, fo daß 
wir aljo über diejelben hinweggehen fünnen. 

Die Frankfurter Statiftif hat bei der Bearbeitung der Wohnungs— 
aufnahme von 1895 noch ein weiteres Moment, das der Bemwohnerzahl, 
hinzugefügt und die Haushaltsbevölferung alſo nad der Größe der Haus» 
haltungen (Zahl der Bewohner getrennt nad) Geſchlechtern), nach der Größe 
der von ihnen befegten Wohnungen (Zahl der heizbaren Zimmer) und nad 
16 Kategorien von Haushaltungsmitglievern (FFamilienhäupter, Ehefrauen, 
Kinder unter 6 Jahren, von 6—14 Jahren, über 14 Jahren, Pilegefinder 
in den 3 gleichen Altersflaffen, Verwandte, Dienftboten, Erziehungsperjonal, 
Gemwerbsgehilfen, Zimmermieter, Schlafleute, Beſuch, fonitige Perfonen) 
Haffifiziert. „Der wiſſenſchaftliche Endzwed der Veröffentlichung dabei war, 
für jeden Typus einer Haushaltung, gemefjen an deren Mitgliederzahl, ihren 
Aufbau‘ nah den focialen Beziehungen der zu einer Haushaltungs- und 
Wohngemeinſchaft vereinigten Perſonen untereinander unter Berüdfihtigung 
der Wohnungsverhältniffe zur Darftellung zu bringen“ !. Wir fehen uns aber 
Ihlieglih nur Durchſchnitten gegenüber, mit denen, wie mit den meiften Durd)- 
Ichnitten, herzlich wenig anzufangen iſt. Was fol uns 3. B. die Ausfage, 
dag in je 100 Haushaltungen von je 2 Perfonen 158 Haushaltungs- 
vorjtände, 13 Hausfinder unter 14 Jahren und 17 über 14 Jahren, 
1 Dienjtbote, 3 Zimmermieter und Sclafleute und 8 fonjtige Bewohner 


' Beiträge zur Statiftif der Stadt Frankfurt a.M. Neue Folge. Erg. 5, 
©. 28. 
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fich befinden. Darin find doch die Befonderheiten der 100 Haushaltungen 
genau fo ausgewifcht, als bei der Berechnung der Durchſchnittsbevöllerung 
auf das heizbare Zimmer. Es erfheint uns viel richtiger, unter Be— 
rüdfichtigung der Bemwohnerzahl, eines bisher vernachläffigten Momentes, 
dur Kombination der verſchiedenen Haushaltungsbejtandteile Haushaltungs- 
typen zu bilden und dann die Verteilung diefer Typen auf die verjchiedenen 
möglichſt nah Zahl der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer, nad Befit 
oder Nichtbefig von Küche fpecialifierten Räumlichkeitsklaffen zu unterfuchen. 
Dabei würde dann aud die Wohnungsftatiftif mehr zu dem ihr gebührenden 
Rechte fommen. 

Die Verbindung von Haushaltungs: und MWohnungsitatiftif iſt von 
der Berliner Statiftif zuerjt ausgebildet worden. Aus den Kombinationen, 
welche ji aus den 21 Arten der nad dem Geſchlecht unterfchiedenen Haus- 
ſtandsklaſſen als Elementen bilden laſſen, mußten die bedeutjameren heraus— 
gelefen werden, nachdem durch DVereinfahung, d. 5. Verminderung der Zahl 
der Elemente ihre Gefamtzahl bedeutend herabgefegt war. Diefe Verminderung 
wurde dadurd erreicht, daß von dem Geſchlechtsunterſchied bei allen Haus— 
ftandsflafjen außer bei den Familienhäuptern abgejehen und einige fleinere 
Klafien mit größeren vereinigt wurden, Es blieben dann noch von Haus— 
itandsflafjen übrig: yamilienglieder (F), Dienjtboten (D), Gemwerbsgehilfen 
(G), befondere Arten von Haushaltungsgenoffen (A), Cinmieter (E) und 
Schlafleute (S). Von den mathematifh möglichen 63 Fällen bleiben nad) 
Abzug der thatſächlich unmöglihen nod 32 übrig, die in Die folgenden 
vier Gruppen nad) dem VBorhandenfein von Cinmietern und Schlafleuten 
geordnet wurden: 











| | ge 
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Diefe 32 Haushaltungsflafjen wurden nun 1875 mit 21, 1880 mit 24, 
1885 mit 46, 1890 mit 56 und 1895 mit 30 Räumlichkeitsklaſſen fom- 
biniert. Bei den legten drei Mohnungsaufnahmen find die Heinen Woh— 
nungen bis zu drei heizbaren Zimmern nicht nur nad der Zahl der nicht 
heizbaren Zimmer, fondern aud nad dem Beſitz oder Nichtbefig von Küche 


unterfchieden worden. Die Berliner Statiftif ift noch einen Schritt weiter 
Schriften XCIV. — Robnungsfrage. 1.1. 25 
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Tabelle XVII. 





Bon je 1000 Wohnungen der nachftehenden Räumlichkeitsklaſſen ent- 





1875 | 1880 
1 geigbane 2 heizbare 3 heizbare 7— eizbares 2 heizbare 3 heizbare 
immer Zimmer Zimmer immer Zimmer Zimmer 





ohne | mit | ohne | mit ohne | mit | ohne | mit oßne | mit | ohne mit 
nichtheizb. nichtheigb. nichtheizb. | nichtheizb. nichtheizb. | nichtheizb. 
Sinmer(n) | Simmern) | Zimmern) | Zimmer(n) | Zimmer(n) | Zimmer(n) 


| | | | 
F 703 498 489 | 381 | 339 | 219 | 766 | 599 | 598 | 479 | 440 | 290 



































oK aa Br) Ip — 
FA 21 9| wi 2! al e| 18 19 si 17 7/5 
FG 8a a 7) A| 21 48) 20| 29 
FGA — | 2!| 2! 2! ı| 23I-| 1ı| ı| 2| ı| 2 
FD 27 | 4 | 761199 |3871405| 26 | 43 | 55 | 158 | 289 | 973 
FDA ı| s| si no| s| 38] ı| ı) 1) $5| 7| 3 
FGD 8I2| 7 4 4alal 2 9 1, 7| | 
FGDA _ 11 1:22 1221 ae 21.1.8 
E tomb 
F 13) 3,10 [108] 146 | 96 | ı7 | 37 | 95 | 90 | 14 | 93 
FA I 11 41.81 81 | 11 &| 87 90:35 
FG al ET Ar are rl) El. 
FGA lee le leo 
FD — 2) 5; e2| 33 81 —| 2| 3) 11] 2| 0 
FDA = | En a ee ee re a 
FGD ul | Be I 5 a Se Per pe ee J 12 
FGDA leere eek 
4 | 38, 110 127 199 160 | 17 41 | 103 | 108 | 180] 147 
S fomb | | 
’ 209 | 322 | 224 111 48 | 33] 19 | 283 | 157 | 91 | 85 18 
FA s 16| 12° s| ı|) 5| ı0| 8i 4| 2| ı 
FG 1| 8] 8| 6| 2 | 21 —-| 2| 2| 8| ı| 2 
FGA - | -!-| ı|- | -|-i — 7— — — — 
FD s| 6| 6| 9| 6| 7| 2| 5| sı 7] 4 7 
FDA a a a ne 
FGD -!-| ı|) ı| ı| ı|- | -|-| ı|-| ı 
FGDA - !- I! - I- I -!- I - 1-1 - I - I- | - 
221 | 347 246 50 | 170 4 
ES fomb | | | 
F el 6 8ı 18 ol | 4 2! 19 25 8| 2 
FA u Ka BL RE 2 21251 122 
FG — en ne | — en ee —— 
FGA — — — — — - I -!- | - — — — 
FD — — — — 1) 2|-'- | 1 11 3 
FDA ul Ban Kat set Mac hm Dee BE ——2121— 
FGD -!-!- !- | - | -|- | — — — — — 
FGDA Zee let tere 
2| 6] 4) 19 3] 20] 4| | 21] 8] 261 26 
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hielten Haushaltungen von der nebenſtehenden Zuſammenſetzung: 




































1885 1890 
1heizbares | 2heisbare | 3 heigbare 1heizbared | 2heizbare | heizbare 
immer Zimmer Zimmer Zimmer Zimmer | Zimmer 
ohne | mit | ohne | mit | ohne mit | oßne | mit | ohne | mit ohne mit 
nichtheizb. nichtheisb. | nichtheizb. nichtheizb. nichtheizb. nichtheizb. 
Zimmer(n) Bimmer(n) Bimmer(n) Bimmer(n) | Zimmer(n) 


Simmern) 
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Tabelle XIX. 













1 beizb. | 2 Beizb. | 3 Heizb. 
Zimmer | Zimmer | Zimmer 


1 heizb. 2 Heisb. ! 3 Heisb. 
Zimmer | Zimmer | Zimmer 








ohne, mit | ohne: mit ohne mit ohne: mit ohne, mit ohne mit 
nb3. 3. nb3. 3. | nh3. 2. nb3. 3. nhz. 8. | nba. 3 
| | | | 

F 473 179 195 | 41| 58| 11475 |145 1229 | 87 64) 11 























FA 375 | 185 | 205 | 64 | 90 | 171389 | 162, 232! 5 88 20 
FG 130 | 204 | 215 | 105 | 73| 305149 | 180 | 250/119 | 91| 35 
FGA 84 | 274 ; 302 | 112 | 107 | 47 | 110 | 179 | 310 | 166 | 117 | 62 
FD 59| 55/100 | 70 148 69| 67 | 44 | 89 | 52:!146 | 61 
FDA 37) 39: 44 43 85 491 29 18 29 20| 55, 91 
FGD 46 106 166 | 160 131 1171 46 81 166 | 140 152 104 
FGDA 31 84 119 115 | 111| 89] 42 3936| 85 115 8| 97 

| 

E tomb,. | | 
F 79 | 111) 367 1102 210 | 451110 92'374 73 217 37 
FA 48 834,301 115 230 551 65 | 691299 | 56 273 45 
FG 16 | 72289 131 243 | 92 | 56 851208 108 1284 | 92 
FGA 72 72 143 — 5357| 711 481190148 190 239 95 
FD 9 21) 80) 561242 104 | 11) 2383| 67) 50 188 | 88 
FDA 3Iı 8| 2939| 38 | 118 | 80 9 5 24 24 133 47 
FGD 15 | 54 64 18.133: 741 — & 83 72 157| 72 
FGDA _ — #4 91 91 451 — | — - 77 2831| — 

N | j 

S fomb. | | | | 
F 379 311 | 2441| % 20 31411 251 265 8382| 2 3 
FA 313 | 328 279 32 24 4 1338 | 252 |321ı 31 31 6 
FG 116 | 280 | 306 184 66 251 115 | 27813236: 118 88| 35 
FGA 100 | 167 300 | 200 133 33 1 100 | 300 [400 100 | — | — 
FD 217 | 226 | 227 | 99 87 3712932 | 207 1220| 91) A| 4 
FDA 247 234 195 130 38) 39155 234 213 64 85 8 
FGD 33 180 262 | 115 | 148 | 82] 22 133 | 178 | 178 111! 89 
FGDA — — 250 500 — — I — 6867 — — — — 

ES fomb. | | 
F 64 157 3277123 205 | 551112 | 142 | 362 | 97/168 | 
"A 44 | 105 | 8324 | 123 210 | 79] 47 164 | 397 | 70195 | 52 
FG 42 42 209 208 208 | 831 88 147 206 206 177 59 
FGA — — 250 250 250 | 250 143 143 148 428 — 
FD 25 12 107 | 152 190 | 132] 99 | 70 154 701391 80 
FDA - 67 671200 | 66 12671154 | 154 | 154 | 154 18 | — 
FGD — — — 250 3751 — 158 | 211 | 105 | 105 | 105 
FGDA — — — — 500 — 1 — 833 333 — — — 
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fegung wohnen in Wohnungen der untenstehenden Räumlichkeitsklaffe: 








1885 1890 











1 heizb. 2 heizb. | 3 Heisb. 1 heizb. 2 heisb. 8 heizb. 
Jimmer | Zimmer Bimmer Zimmer Zimmer Zimmer 
ohne | mit ohne mit ohne | mit ohne | mit ohne | mit | ohne | mit 
nd. 3 | nd 9 | 3. nhz. 8. nb3. 3. 


nb;. nb3. 3. 








528 104 234 27 67 y| 5 al 
42| 112 34 401 88| 15 | 468 | 87128 2%6| | 12 
| 
) 
| 


ð8 
2 
— 
> 


179 139 283 93 108, 21 192 | 109 | 290 78 | 107 23 
175 16 4: 90 164 63 233 , 168 |, 272, 74 | 109) 44 
68 | 32 102 44 | 167 49 63 23 ; 107 33 182 4 
22 14 51 17 79 29 27 9.35 13 | 69 | 19 
































| | 
71 838 60 { 54 | 27 
35 28 300 fe 49 143 a3! 426 MT) 37 
17 6 MM 97 202 57 30 39 28874 | 62 
— |, WM | 133 | 200 138 | 158 2id 158 | 158 | 158 — 
7| 6, 52) 36| 214 64 11 8 v63 25 208 5 
5) —ı IB) 235, 145, 68 bi —| 8 9114| © 
si m! 5i 0! 18: 8 238 56 122 be 8 
lH —— ——— 105 
| 
| 
437 | 187) 308 | 277 38 31464 1438 332 20 28 38 
369 | iss 7! A| 42, 4 | A817, Bl 21) 34 
149 | 18 | 5 | 15 15 4 | 118 | 18 | 421 | 104 | 160 | 17 
iis ea 59 iis allem 5 59 1i2 9 
211 | 140 | 271) 80! 111) 40 | 231 | 88 287, 64 151 36 
17 | 761 227 51 164 | 51 | 380 | 60 | 200, 60| 80 | 40 
— /169) 2354| 169 1386| 51 — 1838| a8 | v4 140 | 70 
— 26 -|1- —-|- — — 200 | 200 | 200 200 
| | | 
360 48 865 100 271 391 96 66 387 54 283 3 
—65 8sißs 7655| 33 | 96 | | 490, 4 | 210| 61 
- | - | 5 ss = 35 345 108 | 241 
he ee En pre DES Zeus re) 
0: 20: 70 90 210 © 14 14 145 22 196 4 
- 1.1200 | 300 400 . 200 3 --18 — | 30| 167 
- | - | - |s8 1979| — N ar 1383| — 
| | | | 
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gegangen, indem ſie die Hausſtandsklaſſe F und zwar in 12 Untergruppen 
weiter zerlegte: I. Familien mit Kindern, a) Familienhaupt ein Ehepaar, 
1. ohne, 2. mit Verwandten und deren Kindern, b) Familienhaupt ein 
Mann mit 1 und 2, c) Familienhaupt eine Frau mit 1 und 2 und 
II. Familien ohne Kinder mit den gleichen Unterabteilungen. Die 32 Klafjen 
der Zufammenjegung der Haushaltsgemeinfchaften wurden damit zu 384. 
Bei der Auszählung von 1880 mwurben die 384 Klafjen zum erftenmal mit 
einer Räumlichfeitsflafje, der Klafje der Wohnungen mit 1 Wohnraume 
(Küche und nicht heizbare Zimmer ala Wohnräume gerechnet) fombiniert und 
1885 die Kombination bis zu 4 Wohnräumen ausgedehnt. Bei der Be- 
arbeitung der Aufnahme von 1890 trat dann wieder eine Änderung ein, 
infofern die Küchen nicht mehr berüdfichtigt und neue Wohnungsklaſſen nad 
der Zahl der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer gebildet wurden. Diefe 
bedauerlihe Anderung ift einem Mißverftändnis bei der Auszählung ge- 
ſchuldet, fie macht aber natürlich Vergleiche mit den Vorzählungen unmöglich. 
Diefe Haupttabelle wird noch ergänzt durch einige Specialtabellen, welche 
die Haushaltungen nad) der Zufammenfegung des engeren Familienkreiſes 
und nad) ihrer Verteilung über die Wohnungen bis zu 4 und mehr Wohn: 
räumen mit der Zahl der Kinder des Haushaltungsvorjtandes, mit der Zahl 
der Dienftboten und mit der Zahl der Schlafleute fombinieren. 
(Siehe Tab. S. 354--359.) 

Wir haben nun in den vorftehenden drei Tafeln die NRefultate der 5 
bezw. 4 MWohnungsaufnahmen von 1875 - 1895 bezw. 1890 zufammen- 
geftellt. Die erſte Tafel XVII giebt die abfolute Zahl der Haushaltungen an, 
mwobei wir die 32 Gruppen in 5 größere zufammengefaßt und die Gruppe A 
andere Arten von Haushaltsgenofjen wegen ihrer geringen Bedeutung ganz 
vernadjläffigt haben. Die zweite Tafel XVIII bezieht die nach der Zahl der 
heizbaren und dem Befit von nicht heizbaren Zimmern unterfchiedenen Räum- 
lichkeitsllaſſen auf die 32 Klaffen der Haushaltungen, während die dritte XIX 
die Haushaltungen auf die Räumlichkeitsflafjen bezieht. Für unfere Unter- 
fuhung fommen hier befonders die erſten beiden Tafeln in Betracht. Wir 
geben zunächft noch eine Überfiht über die 2. Tabelle nad der Einteilung 
der Tab. XVII in fünf Gruppen: 

(Siehe Tab. S. 361.) 

Sehr deutlich tritt in dieſer Überfiht das Anwachſen der nur aus 
Familienmitglievern bejtehenden Haushaltungen in allen drei Klaſſen von 
Wohnungen und dementiprehend die Abnahme der Haushaltungen mit 
Schlafleuten hervor. Dagegen find die Promilleanteile der mit Einmietern 
und Schlafleuten verfehenen Haushaltungen fo gut wie unverändert geblieben, 
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Von. je 1000 Wohnungen der nachftehenden Räumlichkeitsklaſſen enthielten 
Haushaltungen von der nebenftehenden Zufammenfegung: 





1 beizb. Zimmer | 2 beizb. Zimmer | 3 heizb. Zimmer 
ohne | mit ohne | mit ohne | mit 


nichth. Zimmer(n) nichth. Zimmer(n) nichth. Zimmern) 








Zufammen: 
fegung der Jahr 
Haushaltung 







FG; FGA; 





| 

FD: FDA: 5 
FGD; FGDA | 1885 55! 104 102 291 22] 499 
1890 7000 100° | 274 312 | 466 
E tomb. 1875 4a 8 10 |, 197 199 160 
1380 iq 103 | 108 180 147 
1885 8.0 2a S1 ) 96 177 198 
1890 8 4 12 | 12 185 163 

! 

G fomb. s5 Il aaı 347 246 134 60 35 
1880 156 | 250 170 | 106 4 29 
1885 184 | 306 >25 | 14 61 42 
1890 163 | 278 208 | 118 51 36 
ES tomb. 1375 2 6 14 19 23 | 20 
1880 4 13 1 8 Pa?" 
1885 — 7 ıımn 16 13 
1590 2 6 2?| 5 19 20 


und gleihfall® nur geringe Veränderungen bei der III. Gruppe der mit 
Einmietern verjehenen Haushaltungen zu verzeichnen. Wie uns die ausführ- 
lihere Tabelle lehrt, iſt in der Kombinationsgruppe: Schlafleute mit 
anderen Haushaltungselementen die Kombination S mit F derart an Zahl 
überwiegend, daß mir die übrigen ganz vernadhläffigen fünnen. Der Rück— 
gang diefer Kombination wird in der folgenden Überficht noch klarer nad- 
gewieſen: 





1 heizb. Zimmer | 2 heizb. Zimmer | 3 heizb. Zimmer 
Jahr ohne | mit ohne | mit ohne | mit 
nichth. Zimmer(n) | nichth. Zimmern) | nichth. Zimmer(n) 
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Nur die Klafje der 3 zimmrigen Wohnungen mit nicht heizbaren Zimmern 
zeigt ein fehr geringes Anwachſen, während gerade die Hleinften Wohnungen 
recht beträchtliche Abnahmen aufzumweifen haben. Es würde nun von dem 
größten Intereſſe fein, diefe Entwidlung bi8 in die Zufammenfegung des 
engeren Familienkreiſes hinein zu verfolgen, aber leider find in den Tabellen 
der verſchiedenen Wohnungsaufnahmen, melde diefen Gegenftand behandeln, 
die Zahlen der Schlafleute und Haushaltungsarten auf ganz verſchiedene Räum— 
Iichkeitöflafjen bezogen, 1880 auf die Wohnungen Haffifiziert nad} der Zahl der 
Wohnräume ohne Berüdfihtigung der Küche, 1885 mit Berüdfihtigung der 
Küche, 1890 nad der Zahl der heizbaren und nicht heizbaren Zimmer, fo 
daß alfo ein Bergleih nicht möglich ift. Ebenfo liegen die Verhältnifje bei 
der Gruppe F ohne weitere Zufäte. Auch hier wäre es von Bedeutung, 
den Familienfreis zu zerlegen und zu unterfuchen, welche fpecielle Arten von 
Familien zu bezw. abgenommen haben. 

Sind einer hiftorifchen Unterfuhung alfo fehr enge Schranfen geitedt, 
fo wenden wir uns jetzt dazu, aus den Berliner Zuftänden einige Sätze ab- 
zuleiten, die wir dann, ſoweit Material vorliegt, auf ihre allgemeine Gültigfeit 
in anderen Stäbten prüfen wollen. 

Die große Mehrheit der 1 zimmrigen Wohnungen ift mit Haushaltungen 
von der Klafje F (nur Familienangehörige) befegt; dann folgt in großem 
Abſtande die Klaſſe FS (Kombination von Familienangehörigen und Schlaf: 
leuten). In dem Maße, wie die Zahl der heizbaren Zimmer wächſt, nimmt 
auch der relative Anteil der Klaſſen F und FS ab. Dagegen wächſt mit 
der Zahl der heizbaren Zimmer die Klaſſe FD und die Gruppe der Kom— 
binationen von E mit den übrigen Elementen bi® zur Klafje der 3 zimmrigen 
Wohnungen, in der mit 185 %o0 bei den Zzimmrigen Wohnungen ohne 
nicht heizbare Zimmer das Marimum erreicht wird. Darüber giebt folgende 
Überficht für 1890 Aufſchluß: 
















3 heizbare Zimmer 
ohne | mit 


nichtheisbare(n) Zimmer(n) 


2 heizbare Zimmer 
ohne | mit 
nichtheigbare(n) Zimmer(n) 


1 heizbares Zimmer 
ohne | mit 
nichtheizbare(n) Zimmer(n) 









FD = 337 
F = 315 
FE = 109 


Wir finden daher au die große Mehrheit der Fyamilienhäupter in den 
fleinen Wohnungen wohnhaft, während ihr Anteil mit der Zahl der heiz- 
baren Zimmer fehr raſch abnimmt. Der Schwerpunft der Haushaltungen 
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mit Schlafleuten liegt in den Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer und 
2 heizbaren Zimmern ohne nicht heizbare Zimmer, der der Haushaltungen 
mit Cinmietern in den 3- und 4zimmrigen Wohnungen. 

Das Zufammendrängen der Schlafleute in den Wohnungen mit 1 und 
2 heizbaren Zimmern fönnen wir noch deutlicher aus unferer dritten Tabelle XIX 
demonftrieren. Bon 1000 Haushaltungen mit Schlafleuten wohnten 1890: 





in Wohnungen beftehend ! 
aus 


abjolut 0/00 














SF [1 heisb. Zimmer O nichth. 2413 464 
a ı 8.1 22318 } 
i Mrs 17312 | 
8. 16866 h 32 
sFA [1 , — — 79881 
“ [3 0 " Il 
2. el 
seG |2 , a 150 
a. 10 \ 421 
’ Pose Sauer 5 
8. 56 1} 160 
SFGA |3 „ — 1 
412 
; r ; ——— 285 
SFD |2 „ — : u 242 | 
v : dd, i 
| 8. 114 h 261 
SFDA I1 , —— 19 
2 0 | ai 10 | z 
a " PETE 200 
SFGD |2 , FE  ı. 
| 8. 16 } al 
2. — m. 5 10 
8. 8 j 175 





Es entfallen alfo von 52140 Haushaltungen der Kombination SF 
nicht weniger ald 41485 Haushaltungen auf die beiden Wohnungsklaſſen: 
1 heizbares Zimmer ohne nicht heizbares und 2 heizbare Zimmer ohne nicht 
heizbare Zimmer — 795,6%o0. Ganz ähnlid liegen die Verhältniſſe bei 
den übrigen Gruppen, nur daß bei SFG und SFGA, d. h. den Gruppen 
mit Gewerbsgehilfen an die Stelle der 1zimmrigen die 3 zimmrige Wohnung 


ı 8. — davon mit Küche. 
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getreten ift. Die abfoluten Zahlen diefer Gruppen find aber jo gering, 
daß mwir eine nähere Beſprechung der Zahlen unterlaflen fönnen. 

Wir haben oben hervorgehoben, daß im allgemeinen eine Abnahme in 
der Zahl der Haushaltungen mit Schlafleuten in den 1- und 2 zimmrigen 
Mohnungen zu fonjtatieren it. Mit diefer Abnahme geht zugleih eine 
Berfhiebung in den Wohnverhältnifjen der Haushaltungen F mit S — diefe 
Klafie enthält ja die große Mehrheit der Schlafleute — Hand in Hand. 
Die FS in den Wohnungen des gemifchten Typus der beiden unterjten 
Wohnungsflafien gehen mehr und mehr in die Wohnungen des reinen 
Typus über. Es mohnten nämlih Haushaltungen der Art FS in Woh— 
nungen mit: 








abfolut relativ %o 
1 heigbaren Zimmer | 2 heizb. Zimmern |1 hzb. Zimmer |2 556. Zimmer n 
ohne | mit ohne | mit ohne | mit | ohne | mit 
nichth. Zimmern) | nihth. Zimmern) | nh. Zimmern) | nb. Zimmer(n) 











1875 14 913 5 12 209 9460 1260 | 379 , 311 241 32 
1880 13 658 8353 | 8806 1051 411 251 265 32 
1885 21 105 90 A 14 8% 1327 | 437 1837 | 308 27 
18% 24 173 745 17 312 1053 | 464 143 332 20 
1895 22373 | 56 15 933 1096 | 474 121 381 38 


Die Verſchiebung ift am ftärfften bei der Klafje der 1 zimmrigen 
Mohnungen, wo wir fogar eine abfolute Abnahme von 12209 auf 
5692 Haushaltungen beobadten. Das bedeutet eine ganz offenbare Ver— 
fchlechterung der Wohnverhältnifje der betreffenden Haushaltungsklaſſe; ftatt 
dreier Räume inkl. Küche ftehen ihr jet nur noch zwei zur Verfügung. 

Verfolgen wir nun die Zufammenfegung der Klaſſe FS, insbefondere 
nad der Seite des engeren Familienkreiſes hin noch etwas genauer. Die 
Wohnungsklaſſen find in der folgenden Tabelle nad der Zahl der Zimmer, 
ohne Rückſicht ob heizbar oder nicht, unterfchieden. 





in Familien mit Kindern, und zwar ijt das Familienhaupt 
Wohnungen J— — 
mit ? 





Ehepaar | Mann | Frau 
Zimmern | ohne B.!| mit ®. ohne V. mit ®. | ohne V. mit ®. 








ı 9, — Verwandte und deren Kinder. 
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— 
Wohnungen — 
mit ? 





Familien ohne finder, und zwar ift das Familienhaupt 
















Ehepaar | Mann Frau 





Zimmern | ohne B. | mit ®. | ohne B. | mit B. ohne ®. | mit ®. 
1 3438 21 | 47 10 | 83146 360 
2 2981 483 | 200 114 1444 367 
3 323 8: 92 ı 8 | 187 67 
4 52 9 | 10 | 4 | 44 13 


sn der Klajje der Wohnungen mit 1 Zimmer find enthalten die 
Wohnungen, die bejtehen: 1. nur aus Küche oder Gemwerberaum, 2. aus 
1 nicht heizbaren Zimmer, 3. aus 1 heizbaren Zimmer mit und ohne Küche. 
Neben der dritten Gruppe verfchwinden die beiden anderen als unbedeutend. 
Bei der Klaſſe der 2zimmrigen Wohnungen fommen in Betracht die Woh— 
nungen mit 1 heizbaren und 1 nicht heizbaren Zimmer, ſowie die Wohnungen 
mit 2 heizbaren Zimmern, bei der Klaſſe der 3zimmrigen Wohnungen die 
mit 2 heizbaren Zimmern, 1 nicht heizbaren Zimmer und die mit 3 heiz- 
baren Zimmern. Es gehören nun zu der Klaſſe der Familien mit bezw. 
ohne Kinder und Schlafleute Haushaltungen: 





in 1 Zimmer 16 597 1172 


— 18 915 5589 
> 2016 651 
El» 361 132 


Es find alfo in überwiegender Mehrheit gerade die Familien mit 
Kindern, welde Sclafleute in ihre Wohngemeinfchaft aufnehmen. Wie ift 
diefe Erfcheinung zu erflären? Sehr einfad aus der mirtfchaftlihen Not 
diefer Familien. In den Familien ohne Kinder wird mohl ſehr häufig 
auch die Frau auf Arbeit gehen, und der gemeinfame Lohn ermöglicht es, 
die Mohnungsmiete ohne die Aufnahme von Schlafleuten zu erfchwingen. 
In Familien mit Kindern fann dagegen die rau, wenigſtens folange die 
Kinder noch klein find, nur in den Fällen auf Arbeit ausgehen können, wo 
Verwandte (Großmutter ꝛc.) die Auffiht über die Kinder übernehmen. 
Diefe Fälle find aber nicht fehr zahlreih, in den vier Wohnungsklaſſen nur 
2915 Haushaltungen (FS, Familienhaupt ein Ehepaar) gegen 25 303 Haus- 
haltungen gleiher Zufammenjegung. An das infolge Nichtverdienftes der 
Ehefrau bereit3 geringere Einfommen der Familie werden aber gerade in- 
folge der Kinder bei weitem größere Anſprüche geitellt. Daher ſucht man 
den jchweren Ausgabepoften der Wohnung dur die Aufnahme von Schlaf- 
leuten zu verringern. Ein direkter Beweis für Die Nichtigkeit unferer Anficht 
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würde es fein, wenn in der Haushaltungsklafie (FS, Familienhaupt ein 
Ehepaar) mit der Zahl der Kinder auch die Zahl der Schlafleute wächſt. 
Leider fehlt es aber an Material dafür. Indirekt fpricht für unfere Anſicht 
die Thatfache, daß die Haushaltungen mit Schlafleuten Finderreiher find, 
als die Haushaltungen ohne Schlafleute. 

Der Haushaltungsvorftand bejteht in der großen Mehrheit der Haus- 
haltungen mit Schlafleuten aus einem Ehepaare; dann folgt der Zahl nad) 
die Klafje, in der der Vorftand eine Frau ift. Die Gründe für diefe Erſcheinung 
find befannt, find aber nicht nur in der Thatfache zu fuchen, dab die Frau 
jelbitverftändlih für die Leitung eines KHaushaltes geeigneter ijt, als der 
Mann, fondern ebenfo fehr in der anderen, daß die Entlohnung der Frauen 
fo viel geringer ift als die der Männer und ihnen aud) eine viel geringere 
Zahl noch dazu ſchlecht entlohnter Berufe offen fteht. Die legteren Gründe 
find wohl in erfter Linie bei den ‘rauen ohne Kinder beftimmend. Bei 
den Frauen mit Kindern fommt dann aud nod die Rückſicht auf die Auf: 
zucht der Eleinen Kinder in Betracht, die fie ans Haus feſſelt und in der 
Mahl eines Berufes in hohem Grade befchräntt. Wir fehen daher aud in 
faft doppelt fo vielen Fällen Frauen mit Kindern als Haushaltungsvorjtände 
gegenüber Frauen ohne Kinder. Es wurden 1890 gezählt 9231 FS mit Frau 
ala Haushaltungsvorftand und mit Kindern gegenüber 5578 FS ohne Kinder. 

Die Berliner Gtatiftif führt uns nod tiefer in die Verhältnifje der 
Haushaltungen mit Schlafleuten ein, indem fie diefelben unter Beziehung 
auf die 4 Wohnungsklaſſen und die Zufammenfegung des engeren Familien— 
freifes nach der Zahl der Sclafleute Elaffifiziert. Leider ift dabei die 
Klafje FS als die allein wichtige nicht befonders behandelt worden. Da 
aber die Zahl der übrigen Haushaltungsarten verfchwindend gering iſt, von 
55377 Haushaltungen mit Schlafleuten überhaupt entfallen allein 52 140 
auf die Klaſſe FS, nur 3237, d. h. etwas über 6%, auf die übrigen 
Klaſſen, jo fünnen wir ohne großen Fehler die für HS vorliegenden relativen 
Zahlen der folgenden Tabelle für FS aufnehmen. 

(Siehe Tab. S. 367.) 

In den einzimmrigen Wohnungen überwiegen alfo die Haushaltungen 
mit nur 1 Schlafgänger, fie nehmen von 602 (HV Frau mit Kindern) 
bis 721 %o0 für fih in Anfprud. Bezeichnender Weiſe weiſt die letztere 
günftigfte Zahl die Klafje der Haushaltungen auf, deren Vorftand ein Mann 
ohne Kinder ift. Bei weitem ſchlechter find die Verhältniſſe bei der Klaſſe 
der HS in den zweizimmrigen Wohnungen. Hier finfen die Anteile der 
Haushaltungen mit 1 Schlafgänger auf 427 oo (HV Frau mit Kindern) 
herab, während die Haushaltungen mit 2 Sclafgängern bis zu 346 %oo, 
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die mit 3 Schlafgängern bis zu 171 oo (HV Frau mit Kindern) an— 
fteigen. Die durhichnittlihe Belegung mit Schlafgängern, die bei den Ein- 
zimmerwohnungen 1,40—1,54 betrug, erreicht hier mit 1,97 ihr Maximum. 
Auf die Klafjen der 3 und 4 Zimmermwohnungen entfallen jo wenige Haus— 
haltungen mit Schlafgängern, daß ganz befonders bei der letzten Klafje die 
Zahlen zu viel Wilfürliches haben. Außerdem entfallen vornehmlich in diefe 
Klaffen die Fälle, in denen die Schlafgängeraufnahme als ein Gewerbe 
betrieben wird, weshalb auch der Anteil der HS mit 4, 5 und mehr Schlaf- 
gängern hier am höchſten iſt. 

Es ift auf das höchfte zu bedauern, daß die Berliner Statiftif nicht 
auch noch die Unterfheidung der Haushaltungen nad der Zahl der Be- 
wohner, mwenigftend bei den SHaushaltungen in den kleinen Wohnungen 
bez. bei fpeciellen Klafjen derjelben wie FS, vorgenommen hat. Erſt durch 
die Verbindung diefer Unterfheidungsmomente mit den anderen bereit? an- 
gewandten wird es möglich fein, eine vollere Erkenntnis der fleinen Woh— 
nungen, fpeciell der von Haushaltungen mit Schlafleuten belegten zu erhalten. 
Dieje vollere ftatijtiiche Erkenntnis, ergänzt durch Specialenquete, kann allein 
die Grundlage für eine rationelle Mohnungspolitif der Gemeinde gewähren. 

Anfänge einer derartigen Berüdfihtigung der Bewohnerzahl in 
der fombinierten Haushalts: und Wohnungsftatiftit können wir bei der 
Frankfurter, wie bereit3 oben erwähnt, und der Dresdener Statiftif ver- 
zeichnen. Bei der Bearbeitung der Mohnungsaufnahme von 1895 hat bie 
legtere eine Auszählung der Haushaltungen mit Sclafleuten nad der 
Wohnungsgröße und der Zahl der Sclafleute ſowie der übrigen Haus: 
haltungsgenofjen vorgenommen, deren Nejultate, ſoweit fie für ung von 
Interefje, die folgende Überficht zufammenfaßt: 








Zahl der HS in Wohnungen mit: 

















Zahl der — — 
Bewohner 1 Wohn⸗ | 1 Wohn⸗2 Wohnr. 2 Wohnr. 8 Wohn⸗4 Wohn⸗ 
extl. S Jraum ohne raum mit ohne mit A N 

Kühe | Kühe | Kühe | Küche ——— 

1 57 28 124 462 220 43 

2 16 44 112 944 748 162 

3 9 38 83 918 988 216 

4 3 29 56 786 928 | 235 

5 2 13 21 503 715 213 

6 _ 7 8 236 | 418 107 

7 — 4 3 142 | 216 70 

5 — l 6 8 I 18 | 42 

9 — — 1 16 35 19 

10 = — — 6 18 | 7 

11 und mehr — — 2 el 2 

Total | 89 164 414 4123 | 406 | 1117 
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Die Hauptmafje der Schlafleute drängt fih in den Wohnungen mit 
2 Wohnräumen (mit Küche) und den mit 3 Wohnräumen (mit und ohne 8.) zu— 
fammen. Bon 10775 Haushaltungen mit Schlafleuten entfallen auf fie allein 
8529, d. h. 751,5 900. Wir können nun in der Tabelle die Regel beobachten, 
dab das Marimum der Haushaltungen mit Schlafleuten ſich mit der ver- 
mehrten Zahl der Wohnräume in die höheren Wohngenoſſenklaſſen verfchiebt. 
So fällt das Marimum der HS in der Wohnungsklafje: 2 Wohnräume 
ohne Küche in die Wohngenofjenklaffe 1, in der Wohnungsklaſſe: 2 Wohn— 
räume mit Küche in die MWohngenofjenflaffe 2 bez. 3, bei 3 Wohnräumen 
in die Klaſſe 3 bez. 4, bei’4 Wohnräumen in die Klaffe 4. Diefelbe 
Beobachtung fünnen wir in Frankfurt a. M. 1895 maden: 





Zahl der 
Bewohner 
inkl. 8 






HS in Wohnungen mit: 


ae | | 2 beisbaren 3 heizbaren 
immer | Zimmern , Zimmern 














2 25 20 4 
3 93 
4 22 169 59 
5 21 191 97 
6 16 154 137 
7 — 2 105 131 
8 4 36 92 
9 1 30 75 
10 — 16 3 
11 und mehr - 13 4 





Diefe Tabelle ift noch in einer anderen Beziehung interefjant. Während 
der größte Promillefag von 221,7 °'/oo innerhalb der Klafje der Wohnungen 
mit 2 heizbaren Zimmern auf die Haushaltungen mit 3 Bewohnern entfällt, 
verjchiebt fich derjelbe bei den Haushaltungen mit Schlafleuten in die Klafje 
mit 5 Bewohnern und zwar beträgt verjelbe 225,5 %o0. Die Wohnungen 
gleicher Räumlichkeitsklaffen, die von Haushaltungen mit Schlafleuten belegt, 
find alfo ftärfer bevölfert, als die Wohnungen mit Haushaltungen ohne 
Schlafleute. Mit der größeren Dictigfeit der Wohnungen verfchärfen ſich 
natürlich alle die Übelftände, mit denen das Schlafjtellenwefen an und für 
ſich verfnüpft ift. 


Über die Mietpreife der Heinen Wohnungen fteht uns nur ein ver- 
hältnismäßig befchränftes Material zur Verfügung. Fragen derart, ob die 
Straßenlage, ob die Stodwerflage einen Einfluß auf den Preis der Eleinen 
Wohnungen ausübt, können wir nur für fehr wenige Städte beantworten. 

Schriften XCIV. — BWobnungsfrage. 1.1. 24 
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Sehen wir zu, welche Refultate allgemeinen Intereſſes wir trogdem ge- 
winnen können. 

Zunädft wird unfer an und für ſich ſchon nicht übermäßig reichliches 
Material noch weiter dadurd verringert, daß die Scheidung zwiſchen Miet- 
Eigentümer-, Dienjt- und Freiwohnungen und ferner zwifchen reinen Miet- 
wohnungen und folden, die mit Gemwerberäumen verbunden find bez. die 
zeitweife aud als Gewerberäume benugt werden, nicht in allen Stattjtifen 
ſcharf durchgeführt ift. Bald haben wir Preisangaben für Mietwohnungen ohne 
Gewerberäume, bald überhaupt für bewohnte Wohnungen, bald für fämtliche 
Wohnungen, wobei dann die Mietpreife der Eigentümer, Dienft- und Frei— 
wohnungen häufig nur durch eine mehr oder weniger zuverläffige Schägung 
der Inhaber oder des ftatiftifchen Amtes berechnet find. Ein Vergleich 
der Mietpreife der verfchiedenen Städte untereinander ift daher in den meiften 
Fällen nicht möglid. Stellen wir zu Beginn feſt, welche Mietpreisftufen in 
eriter Linie von den kleinen Wohnungen befegt find, wobei wir die jemeilig 
legte bearbeitete Wohnungsaufnahme berüdfichtigen werden, und unterfuchen 
dann, ob fich eine Preisfteigerung im Laufe der legten Jahrzehnte für 
dieſelben nachweiſen läßt. 

Wir beginnen mit Breslau 1895. 









Zahl der Mietwohnungen ohne gewerbliche Benutzung mit 































Breslau einer jährlihen Miete von Mark 
bis 100 | 101-200 | 201-250 | 251-300 301-400 | 401-500 501-600 
0 heizb. 2. is 18 1 a m 
1 5 7138 | 26 225 1766 374 | 116 33 13 
2 : 207 7950 | 4219 3032 | 2279 609 111 
3 R l 110 156 ı 281 | 1318 3059 
alle Wohnungen | 7965 \ ; { 3911 








Zahl der Mietwohnungen ohne gewerbliche Be- 
Breslau nutzung mit einer jährliden Miete von Mar 


601-800 | 801-1000 1001-1500] über 1500 [ohne Angabe 












0 heizb. 3. — 

—1 A 5 
2 A 58 
8 1093 









alle Wohnungen | 2369 


Die einzimmrigen Wohnungen find aljo vorwiegend in den drei unter: 
jten Preisjtufen vertreten, und zwar entfällt die übergroße Mehrheit in die 
Preisitufe 100—200 ME., der Reihe nad 212,8 00, 721,1 %oo und 
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48,6 00 aller einzimmrigen Wohnungen. Die 2- und 3 zimmrigen Woh— 
nungen ſind nicht in gleicher Weiſe in wenigen Preisſtufen zuſammengedrängt, 
wie die 1 zimmrigen. Die Hauptanteile liegen bei den 2 zimmrigen Woh— 
nungen in den 4 Preisſtufen von 100—400 ME. und bei den 3 zimmrigen 
Wohnungen in den 4 Preisitufen von 300—800 ME.; der Reihe nad 
entfallen bei den 2 zimmrigen Wohnungen 428,8 %/oo, 227,5 °/00, 163,5 oo und 
122,1 %o0; bei den 3zimmrigen Wohnungen 161,83 /oo, 374,4 %o0, 232 00 
und 133,8 oo auf die genannten Preisjtufen. Reduzieren wir die Anteile 
unferer drei Räumlichkeitsklaſſen auf die Gefamtheit der Wohnungen gleicher 
Mietftufe, jo finden wir, daß bis zur Mietftufe 501—600 jeweils die über- 
wiegende Mehrheit der Wohnungen zu den kleinen gehört. Und zwar überwiegen 
in den erjten beiden Mietftufen die 1zimmrigen Wohnungen, in den drei 
folgenden Mietjtufen ?'/2so, *°Vsoo und 901,400 die 2 zimmrigen, in den 
beiden nächſten Mietftufen *so0o und Pl soo die Izimmrigen Wohnungen. 
Die größere Wohlhabenheit von Frankfurt a. M. tritt in den folgenden 
Zahlen recht deutlich hervor: 


Zahl der reinen Mietwohnungen mit einer 
jährlihen Miete von: 

101 [151/201 251,301 4011501 |, 
biö | bie | bis bis dis | Bi I agg, 
200 | 250 300 | 400 | 500 , 600 















— — — 
a)| 64 394 667 926 249 33 a) Ungeteilte Miet- 
1b. 3. | b) | 353 634 | 244 84 14 1 wohnungen mit 
e) | 218.601: 398° 187. 54 19 ortsüblihem Zu⸗ 
— | — — behör. 
a) 233 10182415 2966 2556 417 b) Mietwohnungen 
25.8. | v)| 148 | 266) 355 151) 42 15 ohne Zubehör. 
c) 28  ı 115) 239 269| 286, 64 c) Geteilte Miet- 
— — | | | wohnungen. 
a) 381 730 2107 4004 1823 467 
310 — 633 —— 
c) 15 25 64 77! 39, 19 


Ziehen wir die drei Klaſſen a, b, c zufammen und berechnen den 
Promilleanteil, der von allen Wohnungen der gleihen Räumlichkeitsklaſſe 
auf die verfchiedenen Mietsjtufen entfällt, fo haben wir für die Klafje der 
Wohnungen mit 

1 heizb. Zimmer in den Mietitufen bis 250 ME. die Anteile 132, 313,9, 

252,2 und 230,6 P/oo, 
2 heizb. Zimmer in ven Mietftufen bis 400 Mk. die Anteile 34,9, 120,1, 
260,1, 292,7, 249,4 ®/oo, 
3 heizb. Zimmer in den Mietftufen von 251 bis 600 Mi. die Anteile 77,5, 
224,9, 417,4 und 190,0 %oo. 
24* 
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Es verteilen fih alſo auch die Wohnungen mit nur 1 heizbaren Zimmer 
etwas gleichmäßiger über die Mietitufen; die Stufe 251—300 ME., die in 
Breslau nur 48,6 900 der 1zimmrigen Wohnungen umfaßte, enthält in 
Frankfurt immerhin noch 230,6 oo. In ganz ähnlicher Meife jehen wir 
auch bei den beiden anderen Wohnungsklaſſen die größten Anteile fi in Die 
höheren Mietftufen verfchieben. 

Wir fchließen noch die beiden Städte Lübeck und Münden an: 





Zahl der Wohnungen mit einer jährlichen Miete von ME. 

















A ET] ai 
100 an 300 | 400 | 500 | 600 | 600 ı Wohnungen 















| 
\ 3528 









Lübeck! 1heizb. 3. 100 | 
Bo us 101 | 1206 794 | 145 2 2248 
8 on 224 | 38 





8 14 


Ale Wohnungen 
ad? Aal 8. 1093.13 730. 2861! 364! 99 31 1 24179 
2 359, 7411| 8256 327111295 422) 266 21270 
„ 17348 22933893 4686 3814| 2188| 17239 


Alle Wohnungen | 58% | l: 956 | 13 585 | | 8012 | 7162 | | 6158| —1 306 77363 


Auch dieſe Überſichten zeigen die Ache Thetſache: übermäßige Vor⸗ 
wiegen der kleinen Wohnungen in den unterſten Mietſtufen. Die Art und 
Weiſe, wie ſich die verſchiedenen Räumlichkeitsklaſſen der Wohnungen auf 
die einzelnen Mietſtufen verteilen, iſt natürlich in den einzelnen Städten 
verſchieden, doch läßt ſich immerhin die Grenze für die einzelnen Wohnungs- 
Hafen ungefähr fo ziehen. Die Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer ent- 
fallen auf die Mietftufen bis 250 Mi. Mietbetrag, die 2zimmrigen auf 
die Mietftufen bis 400 Mk., während die I3zimmrigen in der Klaſſe von 
300—600 ME. am zahlreichften vertreten find. 

Auf doppelte Weife können wir der Frage: hat eine Mietfteigerung 
der kleinen Wohnungen ftattgefunden, näher zu fommen ſuchen. Wir können 
einmal Durdjchnittöpreife für die einzelnen Wohnungsklaſſen in ben ver- 
fchiedenen Fahren berechnen und dieſelben mit einander vergleichen, wobei 
die Nachteile, die eben Durchſchnittszahlen anzuhängen pflegen, natürlich auch 
hier vorhanden find, oder wir fünnen aus dem Abnehmen der Anteile der 
unteren Mietftufen den Schluß ziehen, daß die billigen Wohnungen durch 
teuere erjegt werden. Da nun, mie wir gefehen haben, die fleinen Woh— 






’ Mietwohnungen. 
2 Beiekte Wohnungen mit Preisangabe erfl. Eigen, Dienft- und Freimohnungen, 
Wohnungen ohne Preisangabe, ſowie Wohnungen deren Preisangabe Läden einfchlieht. 
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nungen faſt auöfchließlih oder doch in überwiegender Mehrheit auf die 
unterjten Mietjtufen entfallen, fo gewährt uns die Abnahme ihrer Anteile 
einen ziemlich zuverläfjigen Inder der Mietfteigerung der Heinen Wohnungen. 








Unter 1000 Wohnungen haben die 
vorstehende Jahresmiete: 








1875| 1880 | 1885 | 1890 1895 





Bredlau | | | | | 


bis 250 Mt. |673 711 1701 | 675 677 | Mietwohnungen 
251-500 „ 181 |156 |166 | 179 | 180 


























über 500 „ 146 |133 1133 | 146 |140 
ohne Angabe — — — —1 3 
Dresden 
bis 250 Mt. — 1/1655 — 479,8 | mit Ausfhluß der mit Ges 
251-500 „ =. (2128| — 346,0 werberäumen unmittelbar 
über 500 „ — 132,1 — 1742 zuſammenliegenden MWoh- 
| nungen 
Frankfurt a. M. 
bis 250 Mt. — * 204,1 re alle befteuerten Wohnungen 
251—500 „ — — 13648 330,4 4 
über 500 „ _ 382,6 | 465,5, 4 
Hamburg | 
bis 150 Mt. — 1141 8366| 410 — ” ald Wohnung benußte 
150—270 „ — 389,6 385,9. 3048 — Gelaſſe 
270-420 , — 2104 238,4 305,9 — Zählung 1895 ift unver- 
420-660 „ — /1335,135,4 1805| — | gleidbar 
über 660 „ -- | 162,4 153,7. 1680| — | 
Magdeburg 1886 | | | 
bis 200 Me. —6 gif 573,8 562,9 
201-500 „ — —4 1 274,6 287,1 
über 500 ME. — — ,1517: 1516, 150,0 
Münden | | | 
bis 250 Mt. — — 14956! 438,2| 421,3 
2331-50 „ —_ | — |277,6| 294,5 | 245,6 | 
über 500 „ — — 1226,81 267,3. 333, 





Die Entwidlung ift alfo in den Städten fehr verfchieden. In Breslau 
haben wir in den 20 Jahren von 1875—1895 nur fehr geringe Schwan- 
fungen zu verzeichnen ; ebenfo gering find diefelben in Magdeburg, wo fie 
in der Mietjtufe bis 250 ME. kaum ein Prozent erreihen. In Hamburg, 
Münden und Dresden haben dagegen die unteren Mietjtufen ganz beträchtlich 
abgenommen. In Dresden ift der Anteil der Mietjtufe bis 250 ME. von 655 
auf 479,8 P/oo in den 10 Jahren von 1885—1895 gefunfen, während die 
- Mietjtufe von 251—500 ME. von 212,9 auf 346 %oo geftiegen tft. Ebenfo 
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in Hamburg die jtärffte Abnahme bei den beiden unterften Mietſtufen und 
die ftärfite Zunahme bei der Klaſſe 270—420 Mt. Die Gründe für diefe 
Erſcheinung find außer der alten und überall gleichen Abneigung der Kapi— 
taliften gegen den Bau von Zinshäufern mit fleinen und Eleinften Wohnungen 
die Erſchwerung und Verteuerung des Baues folder Häufer durch die neueren 
Baupolizeigefege und der Abbruch zahlreicher fleiner Wohnungen infolge der 
gewaltigen Umgeftaltungen der Stadt. In Münden erftredt fi die Ab- 
nahme aud noch auf die Mietjtufen bis 500 Mk.; die Klaſſe bis 250 ME. 
hat von 495,6 %oo im Jahre 1885 auf 421,3 00 im Jahre 1895, d. 5. 
um 74,5 P/oo, die Klafje 251—500 Mt. von 277,6 oo im Jahre 1890 
auf 245,6 oo, d.h. 32,0 %oo im Jahre 1895 abgenommen. Allein in 
Frankfurt a. M. hat von 1890—1895 eine ganz entſchiedene Zunahme Der 
beiden unterften Mietjtufen um 58,7 bezw. 83,3 900 ftattgefunden, Die auf 
eine ftärfere Zunahme der Eleinen Wohnungen hinweift und eine Preis- 
fteigerung derjelben ausfchließt. 

Ziehen wir nun zur Kontrolle die Durchſchnittszahlen der folgenden Über- 
ficht heran (f. Tab.S.375). Da zeigt denn Breslau in dem Zeitraum von 1885 
bis 1895 nur ganz geringe Preisverfchiebungen. Der durchſchnittliche Mietwert 
der 1zimmrigen Wohnungen, der zahlreichiten Klaffe in Breslau, ift fo gut 
wie unverändert geblieben, der der 2- und 3zimmrigen Wohnungen hat um 
22 bezw. 25 ME. abgenommen. Dagegen weijen Dresden, Berlin, Leipzig 
nicht unbedeutende Steigerungen des Mietwertes auf. In Dresden ift 
der Mietwert der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer von 1885—1895 
um 55 ME. von 147 auf 205 d.h. um 39,4 °;, gejtiegen; bei den zmei- 
zimmrigen Wohnungen beträgt die Steigerung 51 ME. — 17,3 %,. Nicht 
fo groß ift die Steigerung der 1zimmrigen Wohnungen in Berlin, wo fie in 
15 Jahren 38 Mk. betrug. Eine jtärfere Steigerung hatten die 2 zimmrigen 
Wohnungen von 324 ME. 1880 auf 379 ME. 1895 aufzuweifen. In Hamburg 
find die 1zimmrigen Wohnungen in den 5 Jahren von 1885—1890 um 
30 ME., die 2zimmrigen um 24 Mf. gejtiegen, während in dem Zeitraum 
von 1890— 95 ein allgemeines Sinken des Mietpreifes zu verzeichnen tft. In 
Leipzig ' iſt allein der Mietpreis der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer 
von 1867 an konſtant im Steigen und diefe Steigerung hält aud) dann an, 
wenn die Preife der anderen Wohnungen fallen. Offenbar fann eine ſolche 
andauernde Preisfteigerung der Mietwohnungen gerade für den ärmften Teil 
der Bevölkerung nicht ohne verhängnisvolle Wirkungen auf ihre ganze Zebens- 
haltung fein, Die gefteigerten Mieten müfjen irgendwie getragen werden, 


! Eine Specialunterfuhung über die Mietpreife von 17500 Wohnungen in 
der Zeit von 15%0—1590 im Verw. 1892, S. 115 ff. Wir entnehmen derſelben die 
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und das fann nur auf zweierlei Weife gefchehen, entweder durch Senkung 
der Mohnungsftandards, mag nun die Wohnung durch Umzug oder Auf: 
nahme von Schlafgängern verkleinert werden, oder durch Senkung der 
übrigen Lebenshaltung. Meift wird wohl die erfte Weiſe in Anwendung 
fommen; beide find aber im Intereſſe der Volkswohlfahrt gleich ſchädlich 
und verwerflich. 

Es fol noch in Kürze darauf hingewiefen werden, daß wir in der 
Statiftit der leerftehenden Wohnungen, die feit einer Reihe von Jahren 
von verfchiedenen Amtern gepflegt wird, eine geroifje, ſehr wünfchenswerte 
Ergänzung der fünfjährigen Mietitatiftif haben. Die Nejultate derfelben 
find aber vor allem für die Eleinen Wohnungen mit großer Vorficht zu ver- 
werten. Sehr oft 3.38. wird eine Preisminderung derfelben, fogar bei einer 
ftarfen Abnahme des Angebotes, zu beobadten fein, die dann ihren Grund 
nit in einer Senkung der Mieten, fondern in der niederen Qualität der 
noch nicht befegten Wohnungen hat’). 


Mer find aber nun die Bewohner der von und nad den verfchiedenen 
Seiten hin beleuchteten fog. Eleinen Wohnungen? Nur in wenigen Städten 
hat die Statiftif die Beantwortung diefer Frage in Angriff genommen. 





folgende Heine jehr interefjante Tabelle, die ein Steigen der Mietpreije befonders 
in den unteren Wohnungs» und Mietklaffen aufs deutlichfte nachweiſt: 


Bon 100 Fällen jeder Preisklaſſe waren Fälle der Beharrung (A), Steigerung (B), 
Minderung (C) des Mietpreifes: 








Bahl der heiz⸗ x 
baren Zimmer A B | ” 
1 ohne Zubehör 39,0 39,0 22,0 
1 mit P 27,6 56,9 15,4 

27,0 4,3 18,7 

3 26,7 50,3 23,0 

4—9 25,7 38,0 36,3 

10 und mehr 29,1 41,9 29,0 


Mit Ausnahme der Wohnungen von 1 hzb. Zimmer ohne Zubehör ſowie der 
von 10 und mehr heizbaren Zimmern ift die relative Zahl der Fälle der Beharrung 
in allen Klaſſen ziemlich gleich aroß, dagegen nimmt die Zahl der Fälle B von der 
Kaffe der Wohnungen mit 1 heizbaren Zimmer und Zubehör, wo fie ihren Höhe— 
punkt hat, mit der Zahl der heizbaren Zimmer ab und fteigt die Zahl der Fälle C 
von der gleichen Klafje an. — Gleiche Unterfudung in Hamburg für 6462 Wohnungen 
in den Jahren 1880—1888 in Cholera in Hamburg I, 33. 

! Ein gutes Beifpiel ift Magdeburg in den Jahren 1894—1899, vgl. dazu: 
Silbergleit, Der Wohnungsmarkt 189—1895; und der Wohnungsmarkt Ende 
Dftober 1899. 
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Mit der Berufsitellung der Inhaber der übervölferten Wohnungen beichäftigte 
fih die Frankfurter Statiſtik bereit3 bei der Aufnahme von 1880 und 
1885; bei der von 1890 hat fie dann die Frage für die Inhaber aller 
Wohnungen zu beantworten geſucht. Gleichfalld auf die übervölferten 
Mohnungen befchränkt fih die Bearbeitung der MWohnungsaufnahme der 
5 größten württembergifhen Städte von 1895, die von dem ftatiftifchen 
Landesamte vorgenommen wurde. So bleiben uns ſchließlich ala Material nur 
noch die 3 Städte Münden, Berlin, Frankfurt a. M. 1890. Am eingehendften, 
wenigftens für 1885, hat die Berliner Statiftif die Frage nad) dem Berufe 
der Mohnungsinhaber zu beantworten geſucht, infofern fie nit nur die 
MWohnungsgröße, fondern aud die Höhenlage der Wohnungen berüdfichtigte 
und innerhalb der Berufsklaſſen die Selbjtändigen von den Unjelbftändigen 
fo weit das möglich war, trennte. Auch die Münchener Statiftif hat diefe 
Scheidung feitgehalten. Die Höhenlage der Wohnungen wurde von ihr 
allerdings nicht berüdfichtigt, dafür zerlegte fie die Klaſſe der 1 zimmrigen 
Mohnungen in vier Unterflaffen je nah dem Befige von Küche und Neben- 
räumen und fombinierte fie mit den Preisftufen der Wohnungen. Am 
wenigſten tief dringt die Frankfurter Gtatiftif ein, von der wir daher 
unferen Ausgang nehmen wollen. 


Unter 100 Wohnungen der vorjtehenden 
Berufägruppen waren joldhe mit ? heiz— 














Berufsgruppen baren Zimmern 
1 | 2 und 3 4 und mehr 

Arbeiter und Tagelöhner . . ... . 3,4 45,5 | Ei | 
Verfönlihe Dienttleiftungen . » . . - 32,6 59,2 | 82 
ri und Kutfder . ». 2... 32,0 59,7 | 8,3 

efleidungd- und Reinigungsgewerbe . 31,7 593,4 14,9 
GNIHAR u 0 ee en re 30,8 #5 | 42,7 
Weitere ohne nähere Bezeichnung. - - 24,0 44,0 32,0 
Holzinduſtrie.... en 23,7 64,7 11,6 
Stein», Erd- und Metallarbeiter . . . 23,6 61,8 14,6 
Landwirte, Gärtner, Fiider . . . . . 22,4 59,5 15,1 
Baugewerbe -. . » 2.2200. 21,3 50,6 28,1 
Tertil-, Bapier-, Zederinduftrie. . . . 19,7 53,2 27,1 
Nahrungsmittelgewerbe . » » .» . 15,8 50,5 33,7 
EICHE. a ee ee 15,2 619 22,9 
Wirtihaftägewerbe . . » » 2 2... 14,7 46,9 38,4 
Beamte, Lehrer, Schreiber. -. - . . - 11 52,2 40,7 
Kufleunueee 6,8 29,3 63,9 
er Beruſfee 6,7 24,6 63,7 

entiers RE REIT EEE ERE 6,6 25,7 67,7 


Mir haben die Berufsgruppen nad dem Anteil geordnet, der auf die 
Klafje der von ihren befegten 1 zimmrigen Wohnungen entfällt. Bei den 
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legten 3 Gruppen liegt der Schwerpunkt der Wohnungen in der Klafje der 
Mohnungen mit 4 und mehr heizbaren Zimmern, jie fönnen daher als eine 
Abteilung für fih zufammengefaßt werden. Leider find in den verfchiedenen 
Berufägruppen die Selbftändigen nicht von den Unfelbjtändigen, die Unter- 
nehmer nicht von den Arbeitern getrennt, woburd der Wert der Zahlen in 
hohem Grade beeinträdhtigt wird. Ebenfomenig find die Ober- von den 
Unterbeamten getrennt, meshalb uns die Gruppen Militär und Beamte fo 
irrationale Zahlen geben, wie: 

Militär: 30,8; 26,5; 42,7. 

Beamte: 7,1; 52,2; 40,7. 

Die Münchener Statiftif hat diefen Fehler für eine Reihe von 

Gruppen vermieden. Die Refultate für 1895 folgen in der Überſicht: 
















Unter 100 Wohnungen der vorftehenden Berufsgruppen waren 
folhe mit ? heizb. Zimmern: 
ohne Rüche mit Rüde | mit Kildhe 


u. Neben: ob. Reben- u. Neben: Zul. 
raum raum | raum | 





Berufsgruppen 
0 







































1 

Landwirtihaft . | 0,8 75 23,4 36 34,5 | 29,8 | 
Selbftändige im | | | 

Gewerbe . . . | 0,4 7,7 | 13,8 4,1 2 '298|258|1148| 3,6 
GSelbftänd. in Dan- | | 

del und Verkehr | 0,6 5,9 13,0 45 1234 27,5 121,3 20,1) 7,1 
an nn 03| 1235 30,5 | 4,0 470 36,8/132| 2326| 0 

werbe . ». . * — J ‚47, 8/13, j ‚1 
Geh. in Handel | | 

und Berfehr 0,4 96 ı 178 | 3,0 30,4 31,9 | 26,2 1102| 0,9 
Unjtändige Lohn— | | | 

arbeit . ...1 07, 270 ı 362 | 34 166,6 2356| 581 12| 0,1 
Civil⸗, Milttär- | ! ! | : 

Bee ee loe 36 | 84 | se 15612 | 

Berufe. . . » ; 3, } 36 15,6 23,9 28,7 22,8 0,8 
Berufsloſe | 

a) männlih. . | 0,1 3,2 6,6 | 2,3 12,1 16,3 | 26,7 | 31,2 | 13,7 

b) weibid .. | 011 91 ı 111 | 938 | 23,0 20,8 28,7 22,1 53 


| | | | | 

Wenn wir die Größe der Anteile der 1zimmrigen Wohnungen als 
Maßſtab ungünftiger Wohnungsverhältniffe anwenden, fo find die unftändigen 
Zohnarbeiter, ihrer Stellung in der wirtfchaftlihen Hierarchie entjprechend, 
bei weitem am fchlechtejten gehauft. Bon 1000 Wohnungen diejer Berufs: 
gruppe entfallen nicht weniger ald 666 in die Klafje der 1zimmrigen Woh— 
nungen. Davon find 270 ohne Küche und fonjtige Nebenräume; 362 be- 
jtehen außer dem heizbaren Zimmer noch aus Küche oder Nebenraum, nur 34 
find mit beiden verjehen. Dann folgen der Reihe nad die Gehilfen im 
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Gewerbe mit 470 1zimmrigen Wohnungen, die Angehörigen der Land— 
wirtfchaft mit 345, die Gehilfen in Handel und Perfehr mit 304, die 
Selbſtändigen im Gewerbe mit 256, die in Handel und Verkehr mit 234 
1 zimmrigen Wohnungen. Die günftigere Stellung der Gehilfen in Verfehr 
und Handel, zu denen auch die Beamten der großen Banken, PBrofuriften, 
Kaffierer 2c. gerechnet find, gegenüber den Gehilfen im Gewerbe zeigt ſich 
noch deutlicher in den Anteilen der höheren Wohnungsflaffen. Während die 
Gemwerbögehilfen vor allem die 1- und 2 zimmrigen Wohnungen (470 und 
368 %o0) befiten, haben die Gehilfen in Handel und Verkehr neben 319 00 
an Zzimmrigen Wohnungen 262 9/06 an 3 und fogar noch 102 900 an 
4= und 5zimmrigen Wohnungen aufzumeifen. Faſſen wir die drei Klaffen 
Gehilfen im Gewerbe, Gehilfen in Verkehr und Handel und unftändige Zohn- 
arbeiter zufammen und reduzieren auf die Größenklaſſen der Wohnungen, 
jo finden wir, daß nicht weniger ala 593 %oo der 1zimmrigen, 448 oo der 
2 zimmrigen und 248 ®/oo der 8 zimmrigen Wohnungen von diefer fombinterten 
Klafje bejest find. Zerlegt man die 1zimmrigen Mohnungen wie oben, fo 
entfallen 619 %oo der Wohnungen ohne jeden Nebenraum, 621 °o0 der 
Wohnungen mit Küche oder Nebenraum und nur 382 0/00 der mit Küche 
und Nebenraum auf die genannte Berufsllafje, die alfo aud innerhalb der 
Klaffe der 1 zimmrigen Wohnungen auf die engften, am wenigften mit Neben- 
räumen ausgejtatteten Wohnungen bejchränft ift. Dementfprechend fällt auch 
die große Mehrheit der von diefer Klafje bewohnten Wohnungen in die 
unterjten Preisftufen. Wir fünnen diefelben auf Grund einer ausführlichen 
Tabelle der Statiftif von 1895 für unfere Zwecke in folgender Weife 
gruppieren: 
(Siehe Tab. S. 380.) 

Die ungleihmäßige Zufammenfegung der erjten Gruppe, deren wir ſchon 
oben in fürze gedacht haben, tritt auch in der vorflehenden Überfiht Mar 
genug hervor. Auf der einen Seite gehören zu ihr 2335 Wohnungen mit 
1 heizbaren Zimmer ohne jede Zubehör und in dem Preife bis höchſtens 
150 ME, auf der anderen 615 Wohnungen mit 4—5 heizbaren Zimmern 
im Preife von über 500 Mk. Der Schwerpunft liegt allerdings auch hier 
bei den 1 zimmrigen Wohnungen im Preife bis zu 200 ME.; auf diefe 
Gruppe entfallen 8117 Wohnungen gegen 1149 der höheren Preisitufen. 
Bei den Zzimmrigen Wohnungen liegt die Mehrheit der Wohnungen 5684 
in den Preisftufen von 151—300 Mk., während auf die unterjte Preisſtufe 
nur 1047, auf die höchften über 300 nur 1095 entfallen. Bei den drei— 
zimmrigen verfchiebt fich die Mehrheit von 2762 Wohnungen in die beiden 
Preisjtufen von 201—500 Mk. Die Preisftufen unter 200 Mt. enthalten 
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Zahl der Wohnungen mit 





















































Gehilfen im Ge- | 1 Heizbaren Simmer |2 heigb. 3.|3 heigb. 3. 4-5 
Kü it 
werbe. dandel und Kane Int siebenelmit eben 0. N. jm. N.| 0. R. Im. N. 7 uud 
Berfehr raum raum raum 
| 1 i 
bis 150 Mt. | 2835 | 3135 | 152 | 832 215, \o6 PR DE, 
151-200 „ 1m? | 2090 | 228 1859| 598. ||, 
201-300 51 | 689 | 324 1132/2095 442 | 350 
301-500 — go 45fl 56) 95] 251 [1719| 278 
501 und mehr — 94 4 53 > | 622 61541 
Unbelannt! . | 231 | 728 | 172 | 304 “ 31 | 278 1065| 2 
Unftändige Lohn» | | 
arbeit. | 
bis 150 Mt. | 2456 | 2360 | 76 | 551| 10515 | yo. 
151-200 „ 66 | 739 | 80 | 576 15“ | = 
201-300 , al ı5| 7 !205 3210| 7 | 
301-500 * 5 ml 8 le Be 7| — 
501 und mehr — — 6 —1 46 42 | 3 
Unbetannt. . | 301 | 554 | 110 | 256 ” | 87 n 3 





nur 146, die über 500 ME. nur 627 Wohnungen. Von 24 147 Wohnungen 
überhaupt, die von der genannten Berufsgruppe befegt find, find 


Räumlichkeits- * o⸗ 
Wohnungen age Preisftufe — 
8117 l beizbares 3. bis ME. 200 336,1 
> 684 2 heizbare 3. Me. 151—300 235.4 
2764 3 beizbare 3. Mt. 201—500 114,4 
Total 16565 635,9 


Einen viel einheitlicheren Charakter, der ſich aud in ihren Mohnungs- 
verhältnifjen ausprägt, trägt dagegen die Gruppe der unftändigenXohn- 
arbeit. Nicht weniger als 5777 Wohnungen find jolche mit 1 heigbaren Zimmer 
und gehören den Preisftufen bis 200 ME. an. Von den 2 zimmrigen Woh— 
nungen fallen 1427 gegen 736 denfelben beiden unterjten Preisftufen an. 
Erſt in der Klafje der Szimmrigen Wohnungen verfchiebt fi die Mehrheit 
in die höhere Stufe von 201—500 Mi. Bon 10 518 Wohnungen diefer 
Gruppe find: 


Wohnungen u Preisitufe oloo 
5777 1 heizbares 3. bis Mt. 200 549,2 
1427 2 heizbare 3. „ Me. 200 135,6 
397 3 heizbare $ Mt. 201500 37,7 
7601 122,5 





ı Eigen», Dienft:, Freimohnungen, ſolche ohne Preisangabe und folde, deren 
Preisangabe für Wohnung, Läden, Gaftwirtfhaftsräume ıc. unausſcheidbar vorliegt. 


Tabelle XX. 


Berufögruppen 


I—IV. Landwirtid. Gärtne- 
rei, ilcherei - . » 
VI. 4 Töpfer. - » » + 
V. VI. Sonft. Bergbau, 
Steine, Erde . . » 
vn. VII. — ——— 
Maſchinen ... 
IX. X. Chemitalien, Heiz» u. 
Leudtftoffe . - - - 
XI. Zertilinduftrie. . . 
XI. Bapier- und Xebder- 
induftrie . » » » - 
XII. Holz- und Schniß- 
a A 
XIV. Nahrungs und Ge- 
nußmittel. . » - » 
XV. Belleidung und Rei- 
nigung- » » +» 
XVI. Baugewerbe. 
XVII. Drudereien . . . 
XVII. fünftlerifche Betriebe 
für gewerbl. Zwede 
XIX. Handelögewerbe . . 
XX. BVerficherungs - Ge : 
werbee 6 
XXI. Haufiergemwerbe . . 
XXI. Berfehrögewerbe . . 
XXIII. Beberbergung und 
Erquidung . - - - 
XXIV. Schauftellungen .. 
XXV, Perſönliche Dienft- 
leiftungen. . .» . » 
XXVI Arbeiter ohne Ge- 
werbeangabe. . . 
XXVI/VII. Poſt, ZTelegr., 
Eifenbahn. . . » - 
XXIX. Heilperjonal. . . - 
XIX. Lehrer 
XXXL unſte 
XXXII. Litteratur u. Vreſſe 
XXXIII. lee =; u .. 
XXXiVV. VI 1, 8 VOL 
Staat3-u. Gemeinde- 
verwaltung . » » 
XXXVI, 2c Rechtsanwälte : 
XXXVI. Landheer und Flotte 
XXXIX. Ohne Beruf. 
XL. ag Berufsangabe 


Wohnungsſtatiſtik. 
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0 heizb. 8. 
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Wir fommen jchließlih zu Berlin. (Vergl. Tabelle S. 381.) 

Von den 2974 Wohnungen ohne heizbare Zimmer entfallen 423 — 
143,9 ®/oo auf die Gehilfenklafje der Berufsgruppen VIIT—XVII; 349 — 
117,3 P/oo auf Gruppe XIX Handelsgewerbe, 155 — 52,1 "oo auf Gruppe 
XXV Perſönliche Dienftleiftungen, 786 — 264,3 %/oo auf XXVI Arbeiter 
ohne Gewerbsangabe und 198 — 66,6 "oo auf Gruppe XXXIX Bes 
rufsloſe. 

Etwas eingehender müſſen wir und mit den drei anderen Wohnungs— 
klaſſen beichäftign. Wir haben daher auch die relative Verteilung der 
Wohnungen gleiher Wohnungsklaffen auf die verfchiedenen Berufsklaſſen 
berechnet. Darüber giebt die folgende Tabelle Auffhluß, wobei wir noch 
bemerken, daß die Zahlen unter 5 oo nicht berüdjichtigt find. 

Bei den Induſtrien VII—XVII find die von Gefellen und Gehilfen 
befegten Wohnungen ſpeciell ausgefchieden worden. Won den 1zimmrigen 
Mohnungen gehören 269,3 %oo zu diefer Klafje, von den 2zimmrigen 
168,2 %00 und von den 3zimmrigen 30,6 oo, Mit der Zahl der heizbaren 
Zimmer fällt alfo der Anteil der Gefellenmohnungen ganz rapide. Cbenfo 
tritt dieſelbe Erjcheinung bei den Arbeitern ohne Gewerbeangabe hervor. 
Diefe Berufsgruppe befegt von den 1 zimmrigen Wohnungen allein 235,9 %/oo, 
von den 2zimmrigen dagegen nur 87,1 00 und von den 3zimmrigen 
12,7 ®oo, d. h. ihre MWohnungsverhältnifje find noch ungünjtiger als die der 
Gefellen und Gehilfen. Beide Klaſſen zufammen befegen mehr als die 
Hälfte aller Izimmrigen Wohnungen. Dabei ift noch zu berüdfichtigen, 
daß in der Gruppe XV Belleidung und Reinigung die große Mehrheit der 
Heimarbeiter offenbar nicht unter den Gefelen und Gehilfen fondern 
unter der auf die ganze Gruppe entfallenden Gefamtzahl erfcheint. Nur fo 
lajjen ſich die beiden Zahlen, 162,2 %o0 der ganzen Gruppe gegen 27,6 900 
der Geſellenklaſſe, erklären. | 

Bei den Zzimmrigen Wohnungen finft der Anteil diefer beiden Klaſſen 
auf 255,3 oo herab. Der höchſte Anteil an diefer Wohnungsklafje entfällt 
auf die Gruppe XV Bekleidung und Reinigung, ihr folgt Gruppe XIX 
Handelögewerbe mit 138,3 %/oo. Die Berufsgruppe Staat: und Gemeinde- 
verwaltung tjt mit 60,6 oo beteiligt, in der Hauptjahe wohl Wohnungen 
ver Unterbeamten. 

Der Anteil des Handelögewerbes fteigt bei der Klafje der 3 zimmrigen 
Mohnungen auf 213,4 %oo. Der Reihe nah folgen dann die Gruppe 
XXXIX der Berufslofen mit 145,8 %/oo und die des Bekleidungsgewerbes 
mit 107,5 00. Dagegen find die beiden Gruppen der Gefellen und Arbeiter 
auf die unbebeutende Zahl von 43,3 "oo herabgegangen. 
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3 Heisbare 
Zimmer 


G. 


1 heizbares 
Zimmer 









2 heizbare 
Zimmer 














VII. VIII. Metallverarbeitung, 
Maidinen. ... 85,7 83,7 800) 45 | 529! 94 
IX. X. Chemikalien ıc. 2838| — 33 — 60 — 
XI. Tertilinduftrie . . . 195/100 | 1771| 54 | 15 | — 
Xu. Bapier-Lederinduftrie . 20,2| 13,3 | 26,4 | 11,6 I 235,71 22 
XIII. Solzftoffe . . . .. . 76,8 | 59,6 | 65,5 | 35,5 | 34,2| 6,0 
XIV. Nahrungs» u. Genuß» | | 
—— — 225 101 342 5,7 | 36,3 ı 15 
XV. Belleidung, Reinigung | 162,2 | 27,6 105,6 | 17,2 1 107,5 | 3,1 
XVI. Baugewerb Ei ee 62,2 55,3 | 498! 319 | 35,0 48 
XVII. Drudereien . ... . 107| 85 | 1801 1833| 144, 36 
XVII. Künftl. Betriebe für 
gewerbl. Zwede . . 2,2 1,2 52! 81 631 — 
XIX. Sandelögewerbe . . . 73,8 138,3 213,4 
XX. Berficherungögewerbe . — — 8,6 
XXI. Berfehrsgewerbe . . . 38,9 27,9 - 10,2 
XXIII. Beberbergung, Er: 
quidung .» » x... 20,3 36,2 37,3 
XXV, ®Berfönl. Dienfte . - . 36,0 24,9 9,9 
XXVIL Arbeiter ohne Gewerbe: 
ERABDE: -- 42: 0% 235,9 87,1 12,7 
XXVIVVIIL Poſt. Telegr., Eijenb.. 16,4 46,1 53,6 
XXIX. Heilperfonal. . . . » — — 6,8 
XXX. Lehrer... 2. — 8,7 29,5 
AXXL Sünfe . » ...-. — 9,0 15,1 
XXXII. £itteratur u. Brefle . — 5,6 8,9 
AXXIV/VIIL Staats- u. Gemeinde— 
verwaltung . . . » 17,6 60,6 8,1 
XXXIX. Ohne Beruf. . . . . 42,8 59,3 145,8 
XL. Ohne Berufsangabe 25,5 24,6 20,4 


Zur Ergänzung diefer Überficht führen wir noch für einzelne Berufs— 
Hafjen die Neduftionen auf die Berufsgruppen an: 





Bon 1000 — ngen nebenſtehen⸗ 
der Berufsgruppe ſind Wohnungen 
mit ? heizbaren Zimmern 







Berufsgruppen 





o 121344u. 
heizbaren Zimmern mehr 








VIIXVIII. Geſellen und Gehilfen . . . 
XXV. Perſönliche Dienſtleiſtung. - - 
XXVI. Arbeiter ohne Gemwerbeangabe . 

XXVIVVIIL Poſt, Telegrapb, Eijenbahn . 

XXXIV/VIIL b. Subalterne Beamte . . - - 

XV. Wäſche, Näherei, Buß . 
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Diefe Reduktionszahlen find nicht weniger deutlich und interefjant, ala 
die unfrer vorhergehenden Tabelle. Sie zeigen aufs flarjte, wie fehr die 
1zimmrige Wohnung in den Berufsgruppen der Gefellen und Gehilfen der 
Snduftrien VII—XVIN, in der Klafje der Arbeiter ohne Gemwerbsangabe 
und in der Gruppe KXV Berfönlihe Dienftleiftungen vorherrfht. Auf 
einer höheren Stufe der Wohnungsverhältniffe ftehen die Unterbeamten der 
Staat: und Gemeindeverwaltung, fowie die Angehörigen der Gruppen 
XXVI und XXVII Poſt, Telegraph, Cifenbahn, in der Hauptſache 
ebenfalls ftaatliche Unterbeamte. Bei ihnen wiegt die 2 zimmrige Wohnung 
vor; 1- und 2zimmrige Wohnungen zufammen genommen, beanſpruchen aber 
doch noch ca. ?/s aller Wohnungen der genannten Berufsklaſſen. 

Auch in der Stodmwerkölage der Mohnungen fommt der ungünftige 
Charakter der MWohnverhältnifje der behandelten Berufsflafien zu klarem 
Ausdrud: 











I. Stock — 
Ju.mehrere I. u. ULJIV. u. V. 


Stod- | Stod Stod 
werfe 









Keller 


Alle Berufsflafien . 


Gefellen und Gehilfen. . . 70,8 
Arbeiter ohne Gemerbeangabe 113,2 
Niedere Beamte... . . 34,4 


Am ungünftigften ift wiederum die Lage der Arbeiter ohne Gemwerb3- 
angabe; fie bleiben in den unteren Stodwerklagen bedeutend unter dem 
allgemeinen Durchſchnitt, übertreffen denjelben dagegen ganz beträchtlich in 
den höheren (IV. und V. Etod) fowie in der ungünftigen Kellerlage. Nicht 
viel beſſer find die Gehilfen in diefer Beziehung geftellt, mit der Ausnahme, 
daß bei ihnen die Kellerwohnungen noch unter dem allgemeinen Durchſchnitt 
bleiben. Die Mehrzahl ihrer Wohnungen liegt im II. und III. Stod, dann 
im IV. und V. Ähnlich bei den niederen Beamten; doch find wir hier 
wiederum auf einer höheren Stufe der Mohnungsverhältnifie. Die Woh— 
nungen im IV. und V. Stod treten weiter zurüd; fie bilden nur mehr den 
8. Teil aller Wohnungen gegen ca. "s bei den beiden vorausgehenden 
Gruppen. 


Pierer' ſche Hofbuchdruckerei Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 


—— ur — — 
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Ale Rechte vorbebalten. 


Dorwort. 


Im vorliegenden Bande mar die Durchführung des Programmes mit 
befonders großen Schwierigkeiten verbunden, da mehrere bereit3 gewonnene 
Mitarbeiter wieder abfagten. So zuerjt Herr DOberbürgermeijter Gaßner, 
Mainz, der den Abſchnitt „Beauflichtigung der vorhandenen Wohnungen“ 
neben Herrn Medizinalrat Reinde übernommen hatte und für den endlich 
in Herren Dberbürgermeifter Zweigert, Eijen, ein ebenfalls jehr fompetenter 
Erſatzmann gefunden wurde. Für Herren Oberbaurat Prof. Baumeifter in Karls— 
ruhe, der den Abjchnitt „Bauordnung“ für Deutfhland übernommen hatte, 
aber aus Gejundheitsrüdfichten nicht ausführen fonnte, trat in liebenswürdigſter 
Meife Herr Geh. Baurat Stübben, unterjtügt von Herrn Stadtbauinfpeftor 
Schilling, ein, und für Herrn Hofrat Prof. F. v. Gruber, der die 
Bauordnung für Ofterreih übernommen hatte, der von ihm als Erſatz 
gewonnene Herr Arditet Simony. Herr Stadtrat Dr. Fleſch zog nad 
träglih Herrn Rechtsanwalt Dr. Zirndorfer als Mitarbeiter zu. Die 
Arbeit von Pferfhe wurde durch Herrn Prof. Dr. v. Philippovid 
vermittelt. 

Diefer Band bringt zugleih einen Nachtrag zur erften Abteilung des 
eriten Bandes: eine Ergänzung der Abhandlung von Andreas Voigt, 
die nicht minder Auffehen erregen wird als diefe felbft, während die Aus: 
dehnung der mwohnungsftatiftifhen Unterfuhungen H. Lindemanns auf 
Wien und Peit für den Verhandlungsband zurüdgeftellt werden mußte. 


Freiburg i. B., den 15. Auguft 1901. 


Carl Iohannes Fuchs. 
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Die Beauflichtigung 
der vorhandenen Wohnungen 


(inkl. Sanierung oder Bejeitigung ungejunder (Quartiere). 
Don 


Medizinalrat Dr. I. I. Reincke in Bamburg. 


Als der Verein für Socialpolitit im Jahre 1886 auf Anregung des 
damaligen Oberbürgermeifters von Frankfurt a. M. Dr. Miquel beſchloß, 
eine Reihe von Abhandlungen über die Wohnungsverhältnifje der ärmeren 
Volksklaſſen in deutſchen Großftädten zu veranlaffen und zu veröffentlichen ! 
und in demfelben Jahre diefes Thema auch zu einem Hauptverhandlungs- 
gegenftande auf feiner VBerfammlung in Frankfurt a. M.? machte, zeigte 
fih ſchon volles Einverftändnis darüber, daß ein den Anforderungen der 
Gejundheitspflege und Sittlichfeit entfprechendes Wohnen nur zu erreichen 
fei, wenn nicht nur die Herjtellung der Wohnungen, fondern aud die Be- 
nugung derſelben durch behörbliches Eingreifen geregelt wird. Derfelbe 
Gedanke wurde einige Jahre jpäter, wieder unter Führung Miqueld, vom 
Deutſchen Verein für öffentliche Gefundheitspflege aufgenommen und auf feinen 
Sahreöverfammlungen in Frankfurt a. M. 1888, Straßburg 1889 *, und 
Zeipzig 1891 ® weiter ausgebaut. In Frankfurt wurde eine „einheitliche Gefet- 
gebung für ganz Deutfhland oder mindeltens für die Einzeljtaaten für 
möglich und dringend erwünjcht erklärt” und gefordert, eine ſolche Geſetzgebung 
müßte „das Bewohnen unzweifelhaft ungefunder Wohnungen verbieten und 
unter den nötigen Garantien für die Eigentümer zur Durchführung dieſes 
Verbotes den Polizei: und Kommunalbehörden genügende Befugniffe ein- 
räumen, insbefondere die Beachtung der baupolizeilihen Zwedbeitimmung 


! Schriften des Vereins für Socialpolitif Band 30, 31. 

2 Schriften bes Bereind für Sorialpolitit Band 33. 

3 Deutfche Bierteljahrsfchrift für öffentlihe Gefundheitäpflege, Band 21 
Seite 41. 

« Deutihe Pierteljahrsihrift für öffentlihe Gefundheitäpflege, Band 22 
Seite 58. 

5 Deutſche PVierteljahrsihrift für öffentliche Gefundheitäpflege, Band 24 
Seite 107. 
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bei der Benugung der Lofalitäten ſichern“, und „vor allem die geſundheits— 
widrige Überfüllung der Mietwohnungen und die übermäßige Verringerung 
des Luftraumes namentlih in Schlafftellen zu verhindern geeignet fein.“ 

Ein Jahr fpäter in Straßburg wurde näher in das Detail eingegangen 
und ein Entwurf zu „veichögefeglichen Vorfchriften zum Schuge des ge- 
funden Wohnens” beraten und angenommen, der in feinem vierten Ab- 
fchnitte von der „Benutzung der zu längerem Aufenthalt von Menfchen 
dienenden Räumen“ handelt. Noch weiter in die Einzelheiten gingen die 
von dem Referenten Stübben (Köln) und Zweigert (Efjen) auf den Leipziger 
Verfammlungen aufgeftellten Thefen, die fich namentlih aud mit der Frage 
der Behörden befchäftigten, melde die Benugung der Wohnungen zu über- 
wachen haben, und in der von der Verfammlung angenommenen Refolution 
gipfelten, daß fih „zur Handhabung der fanitären Wohnungspolizei die 
Errichtung örtliher Wohnungsämter mit näher abzugrenzenden Kompetenzen 
empfiehlt”. 

Solchen theoretifchen Erörterungen, die auch noch an manchen anderen 
Stellen gepflogen wurden, folgten in verfchiedenen deutfchen Staaten Ver— 
fuhe zum praftifhen Vorgehen, über melde in der Kölner Verfammlung 
ded vorgenannten Vereind im Jahre 1898! eingehend berichtet wurde. 
Leider aber war von dem erhofften Reichsgeſetz noch immer nichts in Sicht, 
weshalb man zu dem refignierten Beſchluſſe fam, „die einzelnen Staats- 
regierungen des Deutfchen Reiches zu erfuchen, ohne Verzug entweder ihre 
Bezirksregierungen anzumeifen, die Wohnungsbeauffihtigung durch Polizei— 
gefeg zu regeln, ober, ſofern die Gleichartigfeit der Verhältnifje eine ein- 
heitliche Regelung für das Staatsgebiet ermöglicht, ein Yandesgefek darüber zu= 
erlaſſen.“ Diefer Aufforderung ift man an mehreren Stellen nachgekommen, 
während andere ſich dazu vorbereiten, fo daß jebt ſchon eine ganze Reihe 
recht verſchiedener Gefege und Verordnungen über diefe Materie vorliegt. 

Gleichſam als Vorläufer diefer behörblihen Maßnahmen können die ver- 
fchiedenen Gejege und Polizeiverordnungen gelten, welche fi) mit der Regelung 
des Koft- und Quartiergängermwejens, des Schlafſtellenweſens und 
der Eorge für Unterfunftsräume der in gewerblihen und landwirtſchaftlichen 
Betrieben bejchäftigten Arbeiter und Arbeiterinnen befaffen. Unter den- 
felben find zu nennen ein Braunfchmweigifches Geje vom 8. April 1892 und 
die Polizei-Verordnungen für Düſſeldorf und Arnsberg vom 28. Juli bezw. 
11. Januar 1879, für Potsdam vom 20. Dezember 1891, für den 


! Deutfche Bierteljahrsihrift für öffentlihe Gefundheitöpflege, Band 31 
Seite 219. 
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Regierungsbezirf Oppeln vom 28. Dezember 1891, für Berlin vom 19, Januar 
1893, Bernburg, Hildesheim, Medlenburg- Schwerin 1893 u. f. w., die zum 
Teil ſchon an die Stelle älterer Verordnungen aus dem Anfange ber achtziger 
Jahre getreten find. 

Die Mehrzahl diefer Verordnungen ift erfichtlih unter dem Einfluß 
der Verhandlungen des Deutfchen Vereins für öffentliche Geſundheitspflege 
in Stuttgart 1879 und in Hamburg 1880 „über die Anforderungen ber 
Hygiene an Koſt- und Xogierhäufer” bezw. über die „Hygienifchen An- 
forderungen an Schläferherbergen“ entftanden und erfüllt im mefentlichen 
die dort aufgejtellten Forderungen auf vorgängige Genehmigung der Behörde, 
Trennung der Gefchlehter, Gewährung eines beftimmten Luftkubus an den 
Einzelnen, ausreichende Ventilation, Reinlichfeit und Ordnung; von einer 
regelmäßigen Beauffihtigung der benugten Räume aber ift noch nirgends 
die Rebe. 

Die behördlichen Maßnahmen zu einer allgemeinen Beauffichtigung der 
Wohnungen find neueren Datums, obgleih die rechtlichen Grundlagen 
dazu, in manden Staaten recht weit in die Vergangenheit zurüd reichen ; 
es war von diefen Rechten bis dahin nur wenig oder gar fein Gebraud) 
gemacht worden. So begründet fi das Vorgehen in Breußen nad den 
Ausführungen von Zweigert! und Marr? auf 8 60 Titel 17 Teil II des 
Allgemeinen Landrechtes, welcher lautet: „Die nötigen Anftalten zur Er- 
haltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Orbnung und zur Abmwendung 
der dem Publikum oder einzelnen Mitgliedern desjelben bevorftehenden Ge- 
fahren zu treffen, ift das Amt der Polizei.“ Auf Grund diefer Befugnis 
ift die Polizei in der Stadt Poſen? feit 1892 vorgegangen, während im 
Regierungsbezirf Düfjeldorf eine ausdrüdliche Polizeiverordnung über die 
Beichaffenheit und Benusung von Wohnungen vom 21. November 1895 
bezw. 25. Mai 1898 erlaffen wurde unter Bezugnahme auf 8 137 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung * und die SS 6, 12 und 15 


' Deutihe Bierteljahrsihrift für öffentlihe Gefundheitäpflege, Band 24 
Seite 36. 

? Deutſche Bierteljahröfchrift für Öffentliche Gefundheitspflege, Band 31 
Seite 249. 

® Deutihe Bierteljahrsfchrift für öffentliche Gefundheitspflege, Band 29 
Seite 455. 

* Diejer Paragraph handelt von den Befugniffen der Oberpräfidenten und 
Regierungspräfidenten zum Erlaß von Polizeivorichriften. 
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des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850!, vom Re— 
gierungspräfidenten in Lüneburg auf Grund derfelben gejeglichen Unter: 
lagen am 8. November 1898, 

In Württemberg begründet fid) die Befugnis, gegen ungejunde 
Wohnungen vorzugehen, auf Artifel 32 des Polizeiftrafgefegbuhes vom 
27. Dezember 1871: „Mit Haft bis zu 14 Tagen oder mit Geld bis zu 
20. Thalern wird beitraft ..... 5. Wer außer den im Strafgefeßbuch 
und im gegenwärtigen Geſetz befonders bezeichneten Fällen der von ber 
Polizeibehörde zur Verhütung von Gefahren für Leben und Gefundheit von 
Menfchen erlafjenen Anordnungen zuwider handelt.“ Um die Kompetenz der 
Polizeibehörden außer allen Zweifel zu jtellen, wurde fpäter in das Geſetz 
betreffend die Abänderung des Polizeiftrafrechtes vom 4. Juli 1898 der 
folgende Artifel 29a aufgenommen: „Hauseigentümer oder deren Stellvertreter, 
Arbeitgeber und Dienjtherren werden, wenn fie der ergangenen polizeilichen 
Aufforderung zur Befeitigung erheblicher, die Gefundheit oder die Sitt- 
lichfeit gefährdender Mißſtände in den von ihnen vermieteten, oder Arbeitern, 
Lehrlingen oder Dienftboten zum Aufenthalt oder zum Schlafen angemwiefenen 
Räumlichkeiten binnen angemefjener, in der Aufforderung zu bezeichnender 
Frift nicht nachkommen, oder ſolche Räumlichkeiten dem polizeilichen Berbot 
zuwider weiter benugen lafjen, mit Geldjtrafe bis zu 150 Mk. oder mit 
Haft beitraft.“ 

In Baden ift die Verordnung vom 3. Juli 1874: die Sicherung 
der öffentlichen Gefundheit und Neinlichkeit betreffend, welche unter dem 
10. December 1896 eine neue Fafjung erhalten hat, maßgebend. 8 12 
derfelben lautet: „Der Bezirksrat fann nah Benehmen mit dem Gemeinde- 
rate zeitweilige Unterfuhungen der Wohngebäude anordnen, um die Ab- 
jtellung bauorbnungsmwidriger, gejundheitsfchädlicher oder die Sittlichkeit 
gefährdenden Zuftände in den zum Wohnen dienenden, insbejondere zum 
Bermieten benußten oder Arbeitern (Gefellen, Gehilfen, LZehrlingen, Dienit- 
boten 2c.) zum Aufenthalt oder Schlafen zugemiefenen Räumen herbeizuführen. 
Solde Unterfuhungen find durch den Urtögefundheitsrat der größeren 
Städte oder befondere Kommiffionen vorzunehmen, in welche jedenfalls der 
Bezirksarzt, der Bezirförat dem die Gemeinde zugemwiefen iſt, ein Mitglied 
ded Gemeinderats und ein Bauverftändiger zu berufen ift. Die Kommiffion 

86: „Zu den Gegenftänden der ortspolizeilihen Vorſchriften gehören: 

f. Sorge für Leben und Gefundheit .. . ., 
h. alles andere, was im befonderen Intereſſe der Gemeinde polizeilih an- 
geordnet werden muß.“ 

ss 12 und 15 enthalten formelle Beftimmungen. 
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bat dem Bezirfsrat über die mahrgenommenen Mißftände und die Mittel 
zur Abhilfe zu berichten.“ 

„Sind die Mipftände eine Folge der Handlungen oder Unterlafjungen 
der Hauseigentümer oder der an Stelle der legteren verantwortlichen Perſonen 
(Stellvertreter, Mieter 2c-), fo wird der Bezirksrat nah Maßgabe der be- 
ftehenden politiſchen Vorfchriften beftimmen, in melder Weife und in 
welchen Friften diefe für Abhilfe zu forgen haben. Wird der Auflage nicht 
entfprodhen, oder ift eine Abhilfe nicht thunlich, fo kann der Bezirkärat 
die weitere Benugung der betreffenden Räume zu den bezeichneten Zmweden 
unterfagen.“ 

„Die Anordnung über die zeitweilige Unterfuhung der Wohnungen it 
nah Beitimmung des Bezirfgamtes vor Beginn der Unterfuhung in 
ortsüblicher Weiſe befannt zu geben, unter Bezeichnung der Tageszeiten, zu 
welchen die Unterfuhung vorgenommen werben foll.“ 

„Dem Bezirksamt ſowie der Drtspolizeibehörbe bleibt es vorbehalten, 
die Unterfuhung einzelner Wohngebäude oder Wohnungen anzuordnen, wenn 
Grund zu der Annahme beiteht, daß daſelbſt Mipftände der im Abfag 1 
bezeichneten Art vorhanden find oder wenn dies zur Überwachung des Voll- 
zugs der zur Abftellung ſolcher Mißſtände erlafjenen Auflagen erforderlich 
it. Auf folche Fälle findet die Vorfchrift des dritten Abſatzes feine An- 
wendung.” 

In Bayern hat neuerdings, im Jahre 1900, der Artikel 73 des 
Polizeiftrafgefegbuches vom 26. Dezember 1871 in den Abfägen II und III 
die folgende Fafjung erhalten: „Gleicher Strafe unterliegt, wer den Ber- 
ordnungen, ober- und ortspolizeilihen Vorſchriften zumider handelt, welche 
aus Rückſichten auf die Gefundheit oder Gittlichfeit über das Beziehen neu 
hergejtellter Wohnungen oder Wohnungsräume, über die Befchaffenheit und 
die Belegung von Wohnungen oder Wohnungsräumen und über die polizei- 
lihe Beauffihtigung des Wohnungsweſen erlafjen find.“ 

In den Fällen des Abſatzes I und II hat der Richter zu erkennen, 
daß die Molizeibehörde berechtigt ift, „die Befeitigung des vorfchrifts- 
midrigen Zuftandes beziehungsweife die Räumung der vorfchriftswidrigen 
Wohnung zu verfügen,“ während der Paragraph früher nur von den Ab- 
tritt, Dung- und Verſitzgruben und dem Beziehen neuer Wohnungen ge= 
handelt hatte. 

Aus Sachſen liegt eine Wohnungsorbnung der Stadt Dresden vom 
25. Januar 1898 vor, melde vom Rate der Stadt offenbar auf Grund 
allgemeiner Befugniſſe der Polizei erlaffen und am 1. April 1899 in Kraft 
getreten iſt. 
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Einen von dem Wege der Polizeiverordnungen abweichenden Weg 
iſt man im Großherzogtum Heſſen und in Hamburg gegangen, wo 
eigene Geſetze über dieſe Materie erlaſſen ſind, in Heſſen das Geſetz, die polizei— 
liche Beaufſichtigung von Mietwohnungen und Schlafſtellen betreffend vom 
1. Juli 1898, in Hamburg das Geſetz, betreffend die Wohnungspflege vom 
8. Juni 1898. 

In Straßburg ift man auf Grund eines älteren franzöfifchen 
Geſetzes, betreffend die Unterfuhung der Gefundheitsverhältniffe ungefunder 
Wohnungen vom 13 April 1850 vorgegangen, indem man im April 1894 
die durch das Geſetz vorgefehene Kommiffion bildete. 

Aus diefen verfchiedenen Verordnungen und Geſetzen ſollen nachſtehend 
die widhtigften Punkte hervorgehoben werben. 


1. Die an die Wohnungen zu jtellenden Anforderungen. 
a) Die Befhaffenheit der Wohnungen. 


Der eriten Frankfurter Forderung von Miquel, daß „die Beachtung der 
baupolizeiliden Zwedbeitimmung bei Benugung der Lofalitäten 
zu ſichern“ fei, genügt feines ber beſtehenden Geſetze und Verordnungen, 
vielleicht weil man diefe Forderung als felbitverftändlih und auf Grund 
der bejtehenden Baupolizeigefege ohne weiteres durchführbar angefehen hat. 
Das mag aud vieler Orten nah dem Wortlaut der Baupolizeigefehe 
möglich fein, aber nicht überall, denn in Hamburg hat ein Erkenntnis des 
Oberlandesgerihts vom Jahre 1892 allen Maßnahmen der Behörven, welche 
auf diejer Borausfegung fußten, ein Ende gemadt, indem es erflärte, daß 
das Baupolizeigefeg fih nur an die Bauenden wende, und daß die Art 
und Weife der Benugung nicht Gegenjtand der Bejtimmungen diejes 
Geſetzes fei. 

Vielleicht ift eine Beitimmung im Sinne der Miquelichen Forderung 
auch um desmillen nirgends aufgenommen, weil fie doch nur Wert für die 
Wohnungen haben würde, welde auf Grund neuerer und guter Baupolizei- 
gefege entjtanden find, während fie älteren Bauten gegenüber verfagen muß. 
Welche Räume hat man nicht in früheren Zeiten als für Wohn- und Schlaf— 
zwede zuläffig angejehen? Wie viel fchauderhafte Wohnräume find namentlich 
in den Zeiten entitanden, als zuerjt der moderne Etagenbau über die Städte 
hereinbrach und fein Baupolizeigefeß auf dieſe Erſcheinung vorbereitet mar. 
In Hamburg haben wir das im weiteiten Maßitabe nach dem großen Brande 
von 1842 erlebt und faum eine Stadt ift ganz davon verfchont geblieben. Wie 
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lange hat es an vielen Stellen gedauert, bis die übermäßigen Häuferhöhen an 
ſchmalen Straßen, die engen, fogenannten Lichthöfe, die dunklen Treppen, 
Hinterzimmer, Küchen, Speifefammern, die mitten im Haufe gelegenen 
ventilationslofen Klojett3 unmöglich gemacht wurden? Vor Erlaf der neueren 
Gefege taufte man die Hinter- und Durchgangszimmer noch nicht Schrant:, 
Bade, Garderobenzimmer, fondern ganz unverfroren als Eß-, Schlaf— 
oder Dienftbotenzimmer. Wie würde man in folden Fällen, wo gar 
fein Widerſpruch mit der urfprünglihen Zwedbeftimmung vorliegt, gegen 
die fernere Benutzung diefer Räume zu Wohnzweden einfchreiten können, 
wenn man nicht noch andere Kriterien zur Hand hätte, denn die Gerichte 
würden doch widerſprechen, menn man die urfprünglide Zmedbeitimmung 
nad der Abficht fpäterer Baupolizeigefee korrigieren wollte. 

Und mie mollte man die Zweckbeſtimmung verwerten bei foldhen 
Wohnungen, die zwar völlig gefundheitsmäßig erbaut, aber durch fpätere 
Nahbarbauten von Luft und Licht abgefchnitten find. Wie viel niedrige fleine 
Häuschen der alten Städte find nur dadurd zur Bewohnung ungeeignet ge- 
worden, daß die zugehörigen Gärten oder Nachbargrundſtücke rüdfichtslos 
bis nahe vor die enter mit hohen Etagenhausbauten oder Fabriken beſetzt 
wurden? Da ift ein Einfchreiten nur möglih, wenn nicht nur eine der 
Zmwedbeitimmung entſprechende Benutzung, fondern aud ganz beftimmte 
Eigenfhaften von den Wohnungen verlangt werden, um fie als bemohnbar 
bezeichnen zu können. 

Unter dieſen Eigenſchaften ift die vornehmfte, daß in ausreichender 
Weiſe für Luft- und Lichtzutritt geforgt ift. Dafür iſt ed notwendig, 
daß die Räume direkt ins Freie mündende, leicht zu öffnende Fenſter haben, 
daß die Fenfter in einem angemefjenen Größenverhältnis zu dem zugehörigen 
Raum ftehen und daß der Einfallaminfel für das Licht nicht unter ein be- 
ftimmtes Maß hinuntergeht. 

Für das Fenſtermaß hat der Deutſche Verein für öffentliche Gefundheits- 
pflege in feinen Verhandlungen in Straßburg im Jahre 1898 vorgefchlagen, 
daß die lichtgebende Gefamtfläche der Fenſter mindeftenftes ein Zmölftel der 
Grundfläche des Zimmers betragen foll. Diefe Forderung ift in die Düſſel— 
dorfer Verordnung übergegangen, jedoch nur für Schlafräume und mit der 
Ausnahme, daß bei Wohnungen, melde bei Erlaß der Verordnung ſchon 
beitehen, ausnahmsmeife auch ein Verhältnis von 1: 15 genügen foll, bei 
Speiherräumen mit abgefchrägten Deden fogar ein Verhältnis von 1: 20. 
Auch wird ausdrüdlicd gejagt, daß alle Schlafräume „mindeftens mit einem 
unmittelbar ins freie führenden auffhließbaren Fenſter verfehen fein 
müſſen.“ 
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Lüneburg verlangt unter Geitattung von Ausnahmen ein ebenjo be- 
ichaffenes Fenſter, deſſen Größe mindeitens den 12., bei jhrägen Dad- 
wohnungen mindeftens den 15. Teil der Fußbodenfläche betragen muß. 

In Hamburg wurde vom Senat ein Verhältnis von 1: 10 beantragt, 
doch erhielt das Gefet leider nur die Faſſung: „Ale Wohnungen müſſen 
in ausreichender Weife durd Tageslicht erhellt und mit Vorrichtungen zur 
Zuführung frifcher Luft verfehen fein.“ 

Die Dresdener Mohnungsordnung verlangt, daß die Wohnräume „hin- 
länglich hell” fein follen, und ferner, daß „jeder Wohnraum mit mindeftens 
einem nad dem Freien zu öffnenden, genügend großen Fenſter verfehen 
fein fol.“ 

Im Heſſiſchen Gefe fehlen alle bezüglichen Beitimmungen, doch ijt 
den PVolizeibehörden das Recht von Normativbeitimmungen gegeben. Meines 
Wiſſens find indeſſen noch feine erlafjen. 

Betreff3 des Einfallwinkeld für das Licht bejtehen nirgends Vor— 
ſchriften. 

Der Straßburger Vorſchlag, daß in Schlafräumen für jede Perſon ein 
Minimum von lichtgebender Fenſterfläche feſtgeſetzt werden ſolle, hat nirgends 
Nachachtung gefunden. 

So iſt thatſächlich die Beurteilung über die ausreichende Luft- und 
Lichtzufuhr zu den Wohnräumen faſt überall noch in das billige Ermeſſen 
der beaufſichtigenden jeweiligen Organe geſtellt. 

Noch viel unbeſtimmter lauten die Vorſchriften über andere Eigenſchaften 
der Wohnung. 

Dresden verlangt, daß die Wohnungen ſich „in einem geſundheits— 
mäßigen Zuſtande befinden,“ daß fie „hinlänglich groß“, und „zugänglich“ 
fein follen, „daß ihre Wände und Verfchlüffe gegen die Unbilden ver 
Witterung genügenden Schuß bieten.“ 

Düffeldorf, daß die Schlafräume mit einer Thür verfchließbar fein 
follen, daß fie nit mit Abtritten in offener Verbindung ftehen, daß ihr 
Fußboden dur gute, dauerhafte Holzdielung oder anderweitige zweckmäßige 
Vorrihtungen (Eſtrich, Plattenbelag u. f. mw.) vom Erdboden getrennt fein 
fol; Hamburg und Heſſen geben den Behörden nur das Net, gegen 
gefundheitsihädlihe Wohnungen einzufchreiten, ohne den Begriff der Gefund- 
heitsjchädlichfeit näher zu definieren, wobei indefjen bezüglich Heſſens auf 
das oben erwähnte Recht der Bolizeibehörden zu vermeifen ift. 

Das in Straßburg vorgeſchlagene Verbot von Kellermohnungen ift nur 
im Negierungsbezirfe Lüneburg unter Geſtattung von Ausnahmen erlaffen, ebenfo 
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finden jih allein in der Lüneburger Verordnung einige Bejtimmungen über 
den baulichen Zuftand der Wohnungen. 

Etwas näher behandelt werden, menigftend in einigen Gefegen, 
die Fragen der Aborte, der Waflerverforgung und der Trodenheit der 
Wohnungen. 

In Bezug auf die Aborte verlangt Düffeldorf „für jedes Haus 
mindejtens einen direkt zugänglichen, verfchließbaren,, allen Bewohnern des 
Haufes zur Benutzung freiftehenden Abort.” Dresden „für je 3 Familien 
oder für 10 einzeljtehende Perſonen menigftens einen Abort“. Lüneburg 
für je 2 Mohnungen unter Geftattung von Ausnahmen einen eigenen ver- 
Ihließbaren Abort, der mit Mohn: und Schlafräumen oder Küchen nicht in 
offener Verbindung ftehen darf. In dem Hamburger Gefet heißt es, daß 
der Vermieter dafür zu forgen hat, daß den Bewohnern der Mietwohnungen 
eine genügende Anzahl mit Dunjtabzug verfehener Aborte zur Verfügung 
fteht, und ferner daß die Mohnungspfleger „ihr Augenmerk auf die mecha— 
nifhen Einrichtungen zur Verforgung der Grundftüde, der Baulichfeiten und 
Wohnungen mit Wafjer, fowie zur Entwäfjerung derfelben zu richten 
haben.“ 

Mit diefer letzteren Beitimmung ift für Hamburg die Wafferver- 
forgung erledigt, da das Gejet von der Vorausfegung ausgeht, daß jedes 
Haus an die Wafjerleitung angefchloffen ift, während es in Düffeldorf aus- 
drüdlih heißt: „eine genügende Verforgung der Bewohner mit gefunden 
Mafjer muß vorgefehen fein”, und Lüneburg eine Gelegenheit zur Beichaffung 
gefunden Trinkwaſſers, wie auch zur unfchädlichen Entfernung des Schmutß- 
waſſers fordert. 

In den andern Gejegen findet ſich garnichts. 

Betreff3 der Trodenheit der Mohnungen verpflidtet Hamburg den 
Grundeigentümer, Vorkehrungen zum Schuge gegen eindringende Feuchtigkeit 
zu treffen und beftimmt ferner, „daß durch Neubauten oder größere Um: 
bauten neubhergerichtete Wohnungen erft in Benugung genommen werden 
dürfen, nachdem diefelben fertiggeftelt und genügend auögetrodnet find“ 
und daß die Mohnungspfleger auf die Trodenheit bei Neubauten zu achten 
haben; Lüneburg fchreibt eine bejtimmte Höhe des Fußbodens über dem 
Grundmwaflerftand vor und daß die Wohnung „nicht derart feucht fein darf, 
daß fie gefundheitsfhänlih für die Bewohner ift“: Dresden verlangt 
„trodene" Wohnungen, die anderen Gefete und Verordnungen nichts der Art. 

Die große Dürftigfeit aller diefer Beitimmungen erklärt fih daraus, 
daß für die Neubauten die Baupolizeigefege und zwar glüdlicherweife zumeift 
in ausreichender Weife forgen, daß man bezüglich der Altbauten aber 
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offenbar fich ſcheut, Anforderungen aufzuftellen, deren Konfequenzen nicht 
völlig zu überjehen find. Die Behörden fürchten, dag man andernfallg mehr 
Wohnungen ald unbewohnbar würde fliegen müfjen, als angefichts der 
wachſenden Bevölkerung und der geringen Bauthätigfeit in Bezug auf Klein- 
wohnungen entbehrt werden fünnen, die in den Städten einflußreihen Grund- 
eigentümer, daß viele bis dahin ertragsreiche Mietwohnungen ihnen völlig 
entwertet werben. 


b) Benugung der Wohnungen. 


Hierbei fteht die Vorforge gegen die Überfüllung der Wohnungen 
durdaus im Vordergrund. Als Maßftab für dieſe Entfcheidung hat der 
Deutfche Verein für öffentlihe Gefundheitspflege in Straßburg im Jahre 
1889 die Forderung aufgeftellt, daß die ald Schlafräume benugten Gelafje 
für jedes Kind unter 10 Jahren mindeftens 5 cbm Luftraum, für jede 
ältere Perſon mindeſtens 10 cbm Luftraum enthalten follen. Dieſer Vor- 
fhrift ift man in Düffeldorf gefolgt, in Hefjen und Dresden ift man 
darüber hinausgegangen, indem für jede Verfon ohne Unterfchied des Alters 
10 cbm verlangt werden, in Hamburg ift man entgegen dem Senats— 
antrage, welcher ſich mwörtlid an die Straßburger Vorſchläge anſchloß, weit 
dahinter zurüdgeblieben, indem man die Alterögrenze für Kinder auf 15 Jahre 
feſtſetzte, es geftattete, daß mit den Wohnungen in direkter Verbindung ſtehende 
Nebenräume, wie z. B. Korridore, in den Luftraum des Schlafzimmers 
mit einberechnet werden und indem man die ganze VBorfhrift ausſchließlich 
für Aftermieter oder Einlogierer, Dientboten, Arbeiter und Gemwerbegehilfen 
des Haushaltungsvorftandes gelten ließ. Lüneburg verlangt für Kinder 
unter 14 Jahren 4 cbm, für ältere Perfonen 15 cbm, 

Außer dem Minimalkubifraum fordert Dresden nod für die Sclaf- 
räume eine Minimalbodenflähe von 3". qm für jede Perſon, um zu ver: 
hindern, daß nicht in höheren Räumen troß des ausreichenden Raummaßes 
von 10 ehm für jede Perfon eine unzuläffige Überfüllung eintritt; Lüneburg 
innerhalb der Wohnung für jedes Kind unter 14 Jahren 3 qm Boden- 
fläche, für je eine ältere Perfon 6 qm. In Hamburg wurden vom Senat, 
leider erfolglos, für jeden Erwachſenen 4 qm, für jedes Kind 2 qm Boden- 
flähe beantragt. 

Auch noch nad anderer Richtung zeichnet fi die Dresdener Ver: 
ordnung durd ihre Vorfchriften über die Geräumigfeit der Wohnung aus, 
indem fie beftimmt, daß „eine Wohnung — oben war nur von den 
Schlafräumen die Rede — als überfüllt anzufehen ift, wenn fie nicht 
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für jede erwachſene Perſon wenigftens 20 cbm und für jeves Kind wenigftens 
10 chbm Luftraum bietet.” Ferner heißt ed: „daß jede Familienwohnung 
in der Regel wenigitens aus einem heizbaren Wohnraume und einem Sclaf- 
raume von zufammen mindeftens 30 qm Bodenfläche und wo möglich eigener 
Küche bejtehen und eigenen Zugang haben fol“ und weiter, „daß einzelne 
Zimmer mit eigenem Zugange als felbftändige Wohnungen zuläßlid find, 
aber nicht ald Familienwohnungen benugt werden dürfen.“ Lüneburg ver- 
langt außer dem für jede Perfon vorgefchriebenen Kubikraum nod 15 cbm 
für jeden Kochheerd. 

An diefe Beſtimmungen ſchließen fich die verfchiedenen Vorſchriften 
über Koft- und Uuartiergänger, Schlafleute, Einlogierer, Aftermieter, Teil- 
mieter an, die wie oben erwähnt in vielen Städten ſchon früher felbjtändig 
erlafjen find, in Heflen, Dresden, Lüneburg und Hamburg aber vereint mit 
der übrigen MWohnungsbeauffihtiaung behandelt werden. An diefer Stelle 
näher auf diejelben einzugehen, dürfte um fo eher erübrigen, al3 fie je nad 
der Ortsſitte wenigſtens äußerlich eine recht verfchiebenartige Geftalt an- 
genommen haben. Es genügt zu erwähnen, daß fie übereinjtimmend eine 
ftrenge Trennung der Geſchlechter, eine möglichfte Trennung der in einer 
Wohnung vereinigten Haushaltungen und eine möglichjte Trennung der 
Einlogierer, Schlafburfhen u. f. w. von den Familien anftreben. Auch 
fehlt e3 nicht an PVorfchriften über die Lüftung und Neinhaltung der 
Zimmer, über die Betten, Eß- und Trinfgefhirre u. ſ. mw., die in 
Dresden in den von Schlafleuten benußten Räumen fogar angefchlagen fein 
müſſen. Manche diefer Beitimmungen follen aber erft nad} längeren Jahren, 
in Dresden 3. B. der $ 6 der Wohnungsordnung erft 1904, in Kraft treten, 
da vor der Hand nicht genügend kleine Wohnungen vorhanden find, um die 
Vorſchriften durchführen zu können. 

Schließlich find die für Hamburg und Dresden faft wörtlich übereinftimmen- 
den, in den übrigen Gefeten fehlenden Vorfchriften über die Pflichten der 
Hausbemwohner zu erwähnen, die fih auf Reinhaltung der Wohnungen 
und Aborte, Fernhaltung von Feudtigfeit, Tieren, übelriehenden Gegen- 
ftänden und Betrieben und fonitigen Gejundheitsfhädlichfeiten von den 
Wohnungen, Instandhaltung von Wafferleitungd-, Entwäſſerungs-, Heiz: 
und Kocanlagen, auf die Lüftung und auf die Bejeitigung von Unrat be- 
ziehen. 

Sie geben die Handhabe zu einer fehr weitgehenden, gejundheitspolizet- 
lichen Auffiht, namentlich bei Epidemien und zur allmählichen Erziehung 
der Bevölkerung zu einer gefundheitsgemäßen Lebensführung ; nebenbei fpielen 
fie eine recht große Rolle bei den vielfachen Streitigfeiten zwiſchen Mieter 


16 J. 3. Reinde. 


und Vermieter und zwiſchen den einzelnen Hausgenoſſen untereinander, 
wobei in erfter Linie die fahrläffige ober böswillige Erregung von 
Feuchtigkeit zu nennen ift. 


2. Der Geltungsbereih der Vorſchriften. 


Es iſt ein oft erörtertes Thema, ob auch für die ländlichen Gebiete 
Vorfhriften nötig feiern. Dagegen wird angeführt, daß der Landmann faft 
den ganzen Tag im ‚Freien lebe und nachts ebenfo wie der Seemann ohne 
Schaden fehr gut mit einem befcheidenen Quartier fürlieb nehmen könne, 
daß auch die Wohnungsverhältniffe je nach Zandesfitte und Klima fo aufer- 
ordentlich verfchieden feien, daß fich allgemein gültige Minimalforderungen, 
wie es für die Städte wohl möglich fei, garnicht aufitellen ließen. Beide 
Einwendungen haben gewiß ihre Berechtigung, auf der anderen Seite fteht 
aber auch feit, daß ländliche Arbeiter manchmal notgedrungen in Räumen 
Unterkunft nehmen müfjen, die jeder Gefundheitspflege Hohn ſprechen und 
was hindert daran, die Feſtſtellung der wejentlichjten Anforderungen dem 
Verordnungsreht der lofalen Inſtanzen vorzubehalten ? Gewiß werden Die- 
felben manchmal bejcheidener fein fünnen ala in den Stäbten; foll aber 
nicht auch auf dem Lande gegen Überfüllung und Schmus gelämpft und 
für Trennung der Gejchlechter geforgt werden? Das gilt namentlih von 
den zahlreihen Pjeudolandgemeinden, die thatfächlih nichts anderes als 
Arbeitervororte der großen Städte find, nur mit dem einzigen Unterfchiebe, 
daß in ihnen die ftrengeren VBorfchriften in Bezug auf die Wohnungen feine 
Gültigkeit haben. Da wäre es oft die höchſte Zeit, den Behörden die 
nötigen Mittel zum Einfchreiten zu gewähren oder die Behörden zum Ein- 
fchreiten zwingen zu fönnen. 

Theoretifh wäre das wohl in Preußen, Bayern, Württemberg, Baden 
u. j. w. möglich, es ift mir aber nicht befannt, ob und in welchem Maße von dem 
Rechte bisher Gebrauch gemacht iſt. Die Beitimmungen des Heffischen Gejetes 
gelten für Gemeinden unter 5000 Seelen nur, „wenn und ſoweit fie durch 
Nolizeiverordnung für diefelben eingeführt find,“ was nad; Mitteilung des 
Oberbürgermeiſter Gafjner in Mainz! zur Folge gehabt hat, daß bisher 
überhaupt erjt 15 Gemeinden des Yandes der Wohlthat des Gejeges teil- 
baftig geworden find. Das Hamburgifche Geſetz it ausdrüdlih auf Die 
Stadt beſchränkt, die allerdingg noch mande Gebiete mit ländlichem 
Charakter umjchließt. 
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Eine weitere Frage ift die, ob die Vorfchriften nur für folhe Wohnungen 
und Wohnräume gelten follen, deren Inhaber in der Wahl und Benugung 
derjelben nicht völlig frei find, aljo auf Mieter und Aftermieter, Einlogierer, 
Schlafburſchen, Dienftboten, Gemwerbegehilfen, Lehrlinge u. f. w. oder auf 
fämtliche Wohnungen. Das legtere ift in Dresden Rechten: und aud in 
Hamburg Gejeg geworden und zwar auf Veranlafjung der Bürgerjchaft, 
welche aus theoretifhen Erwägungen eine Gleichitellung aller Bürger vor 
dem Gefete forderte. Trogdem möchte ich bezweifeln, ob man je einem 
Familienvater es verbieten würde, in jeinem eigenen Haufe feine Kinder in einem 
fenfterlofen Hinterzimmer jchlafen zu laffen. So unerhörte Dinge auf diefem 
Gebiet auch vorfommen und jo gern jeder Arzt gewiß einfchreiten möchte, fo 
ſchwer wird man fih doch entjchließen, bier mit den Machtmitteln des 
Staates in die perfönliche Freiheit des Einzelnen einzugreifen. Mit dem- 
jelben Recht könnten dann auch VBorfchriften für die Ernährung, den Alkohol: 
fonfum und die Bekleidung der einzelnen völlig unabhängigen Einwohner 
erlaffen werben. 

Die Lüneburger Verordnung erjtredt ih auf alle Mietwohnungen, 
die Düffeldorfer Verordnung auf alle Miet: und Aftermietwohnungen 
und auf alle Wohnungen, welche von zwei oder mehr Familien bewohnt 
find, während das Heſſiſche Geſetz nicht einmal alle Mietwohnungen 
überwaden will, fondern nur folde, welde aus oder weniger Räumen 
beitehen, welche im Keller, in bejtimmten nicht unterfellerten Räumen oder 
unter dem Dache liegen, oder jolche möblierte Wohnungen, melche weniger 
als 8 ME. monatliche Miete geben. Es muß anerfannt werden, daß mit 
diefer Beſtimmung troß ihrer offenbaren Willfür die ganz überwiegende Mehr- 
zahl aller einer Überwachung bevürftigen Wohnungen getroffen wird. 


3. Die Organe der Wohnungsbeauffihtigung. 


Außer in Hamburg und Straßburg wird die Beaufjihtigung der 
Wohnungen überall durch die Polizei gehandhabt, wenn auch nicht in überein- 
jtimmender Weife. So ift in der Stadt Eſſen ein bauverjtändiger Beamter als 
„Wohnungsinfpeftor” angeftellt mit der ausbrüdlichen Feſtſetzung, daß die 
Wohnungsinſpektion „nicht als eine polizeilihe Maßnahme, fondern als 
eine fommunale Wohlfahrtseinrihtung anzufehen iſt,“ und ähnlich wird in 
Dresden vorgegangen, während in Düſſeldorf und Lüneburg die Thätigfeit 
in den Händen des Scugmannes liegt. Aber au hier, wie in Hefjen 
erfolgt die Entfcheidung erft nachdem ein Arzt und ein Bauverjtändiger ihre 


Meinung abgegeben haben. Der Unterſchied liegt alfo mehr in Au Form 
Schriften XCV. — Wohnungsfrage. J. 2. 
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als in der Sade. Der Efjener Wohnungsinfpeftor hat zwar die Aus- 
führung der Verordnung des Negierungspräfidenten zu Düſſeldorf über 
die Beihaffenheit und Benugung von Wohnungen zu überwachen, aber er 
trägt bei der Ausführung feines Dienftes feine Uniform, er hat aud Be- 
ſchwerden der Hauseigentümer, Mieter, Aftermieter über Mängel und Miß- 
ftände in den Mohnungen entgegenzunehmen und durch Zureden und Er: 
teilung zwedmäßiger Ratſchläge die Beteiligten zur Ausführung des jemeilig 
zur Behebung der Mängel und Mißſtände Erforderlihen „geneigt“ zu 
maden, mährend bei dem uniformierten Schugmann die Autorität des 
Geſetzes gleih von vornherein mehr in den Vordergrund treten wird. 

Um diefe mildere Form noch mehr zu fihern, hat man in Hamburg 
die ganze MWohnungsbeauffihtigung, hier Wohnungspflege genannt, in die 
Hände von Bürgern gelegt. Die Stadt ift in 9 Kreife geteilt und jeder 
Kreis wieder in mindeftens 9 Pflegerbezirke, für deren jeden ein Wohnungs- 
pfleger und ein Stellvertreter beftellt ift. Die Pfleger haben fi Kenntnis 
von den gefundheitlihen Perhältniffen der Grundftüde und Wohnungen 
ihres Bezirkes zu verfchaffen und zu erhalten; falls es ihnen nicht gelingt, 
von ihnen mwahrgenommene gejundheitswidrige oder gejundheitsbebenfliche 
Zujtände alsbald zu bejeitigen, haben fie die Angelegenheit dem Kreis— 
vorjteher zu melden. Die Kreisvorfteher, welche ebenfo wie die Pfleger ihr 
Amt als bürgerliches Ehrenamt befleiden, berufen die Kreisverfammlung, 
welche aus ſämtlichen Pflegern des betreffenden Kreifes gebildet wird, um 
hier über alle die Fälle Beſchluß zu faffen, melde die Pfleger nicht haben 
zum Abſchluß bringen fönnen. Haben auch die von der Kreisverfammlung 
beſchloſſenen Werfuche einer gütlichen Erledigung feinen Erfolg, fo wird die 
Angelegenheit der Behörde für Wobnungspflege übergeben, welde unter Straf- 
androhung Befehle auf Befeitigung gefundheitsfchädlicher Zuftände erteilen, 
Neparaturen anordnen, Wohnungen zeitweilig oder dauernd räumen oder 
Ichließen lafien fann. Die Behörde wird gebildet aus zwei Senatoren und 
den fämtlichen Kreisvoritehern. An ihren Sigungen nimmt der Medizinalrat 
und der Inſpektor für Mohnungspflege Teil, der letere erjcheint auch in 
den Kreisverfammlungen neben einem der ausfchließlih für die Zwede der 
öffentlichen Gefundheitspflege angeftellten Phyſici (Stadtärzte). Der Inſpektor 
iſt ein Technifer mit afademifcher Bildung, dem außer einem Bureau-, zwei 
bautechniſche Affiitenten zur Seite ftehen. In der Behörde und in ver 
Kreisverfammlung wird feine Entjheidung getroffen, wenn nicht ein tech— 
niſches und ein ärztliches Gutachten vorliegt. 

Soweit dieje Organifation die Bildung und Zufammenfegung einer 
eigenen Behörde betrifft, entfpricht diefelbe den überhaupt in Hamburg üb: 
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lichen Verwaltungsformen, wo für die verfchiedenften Aufgaben ftaatlicher 
oder fommunaler Thätigfeit jelbftändige „Deputationen” eingeſetzt find, die 
aus zwei Senatömitglievern und einer Reihe für diefes Amt gewählter Bürger 
zu beftehen pflegen. Daß aber aud die Ausübung der Wohnungspflege 
nicht Beamten, fondern Bürgern übertragen wurde, erklärt ſich weſentlich 
daraus, daß die Mohnungspflege fih als Fortſetzung der Thätigfeit der 
während der Choleraepidemie von 1892 gebildeten Gejundheitsfommiffionen 
entwidelte; auch fam wohl die Analogie mit der gleichfalld durch ehrenamt- 
lihe Organe geübten Armenpflege in Betradht. 

Ohne Zweifel liegt diefem Vorgehen verfelbe gejunde Gedanke zum 
Grunde, der dazu geführt hat, in ganz Deutjchland für Epidemigzeiten die 
Bildung bürgerlicher Gefundheitsfommiffionen vorzufehen. Durch dieſelben 
fann bei richtiger Leitung das ntereffe und das Verftändnis für die 
Forderungen der Sachverſtändigen in fehr weite Kreife getragen, das injtinftive 
Mißtrauen und der Widerftand der Bevölferung gegen mande behördlichen 
Anordnungen außerordentlich abgeſchwächt, die Energie der ergriffenen Maß— 
nahmen intenfiv und extenſiv erheblid verftärft und doch in ihrer Form 
gemildert werden. Xeider aber hat man meines Erachtens dieſen ehren- 
amtlichen Organen in Hamburg zu viel zugemutet. Was jeder Bürger in 
Zeiten großer Not für feine Vaterjtadt gern leiftet, wird ihm zu viel, wenn 
e3 zur täglihen Pfliht au in ruhigen Zeiten wird. Er fol wo möglich 
täglih Wohnungen befichtigen, Neubauten auf ihre Feuchtigkeit unterfuchen !, 
Beichwerden entgegennehmen, Berichte jchreiben, an den Kreisverfammlungen 
ſich beteiligen und mo möglich nod in Gerichtsterminen über feine Wahr- 
nehmungen und Anordnungen ausfagen, nachdem er vielleiht Stunden lang 
im Vorzimmer hat warten müſſen. Dazu foll er gegen feine Nachbarn ein= 
ſchreiten und vielerlei Vorwürfe und Undanf über ſich ergehen laffen. Kein 
Wunder, daß es da fchwer iſt, felbjt in einer großen Stadt wie Hamburg 
ſtets willige Pfleger zu finden, daß die Perfonen häufig wechjeln und gerade 
die beiten und eifrigften oft die Luſt verlieren und nah Gründen juchen, 


1 Die Entfcheidung über bie Trodenheit von Neubauten und Umbauten jollte 
völlig der Baupolizei überlaffen werden, da diefe Angelegenheit noch durchaus mit 
der Fertigftellung der Wohnung zufammenhängt und viel beffer durch geſetzliche 
Feitlegung beitimmter, allgemein gültiger — im Sommer fürzerer, im Winter 
längerer — Friften gelöft wird, ald durch Begutachtungen in jedem einzelnen Falle, 
die viel Zeit und Arbeit erfordern, ſehr verichiedene und unfichere Rejultate ergeben, 
je nad) der zufälligen Witterung am Befihtigungstage und eine für den Bauherrn 
wie für den Mieter gleih unbequeme Unſicherheit über die Bezugstermine zur 
Folge haben. 
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fi der Ehrenpflicht zu entziehen. Dazu fommt, daß die Befähigung und 
der Eifer ſowohl, wie die äußere und innere Unabhängigkeit der einzelnen Pfleger 
natürlich fehr ungleich ift und daß alle die Anfpornungsmittel, welche den Be- 
hörden Beamten gegenüber zur Verfügung ftehen, gegen ſäumige oder unfähige 
ehrenamtliche Organe nicht zur Anwendung fommen fünnen. Bei der großen 
Zahl ver Pfleger ift es auch gar nicht zu vermeiden, daß in den verfchtedenen 
Bezirken fehr ungleich vorgegangen wird, daf hier die Intereſſen der Grund: 
eigentümer, dort die der Mieter mehr in den Vordergrund gejtellt werden. 
Zwar gefchieht durch die Teilnahme des nipeftors für Wohnungspflege 
und der Stabtärzte an allen Kreisverfammlungen viel, um diefe Schwierig: 
feiten auszugleihen, auch iſt durch Herausgabe eines „Leitfadens für 
Wohnungspfleger” und zwangslofer „Blätter für Die Hamburgiſche Wohnungs- 
pflege“ verfucht worden, ein einheitliches Vorgehen anzubahnen, doc wird 
Niemand beftreiten wollen, daß man mit amtlichen Organen weiter fommen 
würde. 

Aus diefen Erwägungen madt fi in den Kreifen der Pfleger und 
Kreisvorfteher felbft immer mehr das Verlangen nad) Vermehrung der 
Affiftenten geltend, um auf diefe das Schwergewidht der laufenden Arbeit 
zu übertragen. Schon für das nächſte Jahr find zwei neue Affiitenten be- 
antragt und es ſcheint mir nicht unwahrſcheinlich, daß in nicht zu ferner 
Zeit jeder Kreis feinen eigenen Affiftenten haben wird. Dann wird die 
bürgerliche Thätigkeit fich immer mehr in der Kreißverfammlung fonzentrieren 
und dort gewiß mandes Nütliche leiften fünnen, wenn auch unter gelegent- 
lihem Seufzen der Beamten über Zeitvergeudung und andere befannte 
Schwächen der Zatenbeteiligung. 

Schwerer zu überwinden ijt ein anderer der Hamburger Gefeggebung 
anhaftender Mangel, nämlich der nicht genügende Zufammenhang mit der 
Baupolizei, die befjer ald irgend jemand anders mit der Vorgeſchichte der 
Häufer und Wohnungen befannt ift und die doch bei jeder baulichen 
Änderung und Berbefjerung befragt werden muß. Gewiß wäre e& richtiger 
gewejen, dem urfprünglichen Senatsantrage folgend die ganze Behörde für 
Wohnungspflege an die Bau-PBolizei- Behörde anzugliedern, fo daß diefelben 
bautechniſchen Beamten, welche die Erbauung der Wohnungen zu überwachen 
haben, aud bei der Beauffichtigung über die Benugung der Wohnungen in 
Thätigfeit getreten wären. Wie viel leichter würde es dann namentlich) 
werden, die baupolizeilihe Zmwedbeftimmung bei Benutung der Wohnungen 
zu fihern. Aber in der Bürgerfchaft fchredte das Wort „Polizei“. 

Des weiteren ift die ganze Hamburger Organifation recht fompliziert 
und vor allem arbeitet fie zu langſam, da jede eingreifende Mafregel nicht 
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allein den Beſchluß einer Kreisverfammlung fondern aud eine Sigung der 
ganzen Behörde notwendig madt, wenn auch fleinere Saden wohl dur 
Präfidialbefcheid fchneller erledigt werden können. 

Dagegen bietet die Hamburger Behörde den großen Vorteil, daß jie 
ohne meiteres zu einer Gentralinftanz für das gefamte Wohnungsweien 
werden und alles das erfüllen fann, was man wohl von den erftrebten 
„Wohnungsämtern“ verlangt bat, der leitende Mittelpunkt zu fein für alle 
Art Wohnungsverbefferungen, Neubau Heiner Wohnungen, Sanierung 
ungejunder Stadtteile, Wohnungsftatiftif und Wohnungsnachweis. Leider 
muß aber eingeräumt werden, daß die Hamburgifche Behörde bisher wenig 
Neigung gezeigt hat, an diefe Aufgaben heranzutreten. 

Die Straßburger Kommiffion fest fich zufammen aus 14 Mit- 
gliedern, dem Bürgermeifter als Vorſitzenden, einem Beigeordneten als 
Stellvertreter, 3 Gemeinderatömitgliedern, einem Senatsſekretär, dem Direktor 
des ftatiftifchen Amtes, dem Kaiferlihen Polizeipräſidenten, dem Kreisarzt, 
2 Bauunternehmern, einem Arditeften, 2 Univerfitätöprofefforen, dem 
ftädtifchen Bauinfpeftor, einem Rentier, einem Spediteur und dem Orts: 
frantenfaffentontrolleur. Unter der Kommiffion ift ein technisch ausgebildeter 
Wohnungsinipektor angeftellt, der mit den Mitgliedern der Unterfommiffionen 
feine Befichtigungen vornimmt. Zu den Kommiffionzfigungen haben die 
Vertreter der Preſſe Zutritt, was fih aut bewährt haben fol. 


4. Die Befugnijje und Pflichten der beauffihtigenden Organe. 


Nah dem Hamburger Geſetz ift „während der Tagesitunden von 
9 Uhr morgens bis 8 Uhr abends den Wohnungspflegern innerhalb ihres 
Bezirfes, fowie den Mitgliedern der Behörde für Wohnungspflege, allein 
oder mit den von ber Behörde oder der Kreisverwaltung Binzugezonenen 
Sadpverftändigen, nad Borlegung ihrer Legitimation der Zutritt zu den 
Privatgrundftüden, den Gebäuden und Wohnungen zu gewähren, auch ift 
ihnen auf Befragen Auskunft zu erteilen, wo und fomweit es zur Erfüllung 
ihrer Obliegenheiten nötig ift“. Hier ift alfo der Verſuch gemacht — wieder 
entgegen dem Senatsantrage —, es auszuschließen, daß die Sachverſtändigen 
ohne Bealeitung der Pfleger in die Wohnungen gehen. Praktiſch hat das 
freilich feine Bedeutung erlangt, da wenigſtens den Medizinalbeamten auf 
Grund der Medizinal-Drbnung dasfelbe Recht zufteht wie den Pflegern und 
da erfahrungsmäßig die Hamburger Bevölkerung überhaupt befichtigenden 
Beamten nie Schwierigfeiten in den Weg legt. 

Wichtiger ift die Beitimmung dadurch, daß nächtlihe Befichtigungen 
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ausgeichlofjen werben, was nad den Ausführungen von Marr!, aud für 
Preußen Rechten: ift, gemäß S 2 des Geſetzes vom 12. Februar 1850 
„zum Schuß der perfönlihen Freiheit”, während in der Heffifhen An— 
weifung der Minifter vom 12. Dftober 1893 zur Ausführung des Gefetes 
vom 1. Juli 1893 ausdrüdlih gefagt ift, daß „die Ortspolizeibehörbe 
befugt ift, PVifitationen der in Benutzung befindlichen Sclafftellenräume 
auch außerhalb der vorgefchriebenen Stunden, insbejondere zur Nadt- 
zeit vorzunehmen.“ In der That dürfte e3 ohne eine ſolche Beſtimmung 
in jehr vielen Fällen, wie die Erfahrung in Hamburg bereits gelehrt hat, 
unmöglich fein, die Überfüllung von Schlafräumen fo nachzumeifen, daß mit 
Erfolg eingefchritten werden fann, da abends um 8 Uhr die Einlogierer noch 
nicht zu Haufe und morgens um 9 Uhr längft auf Arbeit, auch die Kinder 
bereitö in der Schule find. 

Die fonftigen Obliegenheiten und Rechte der Behörden auf Anordnungen, 
Strafen, Schließen der Wohnungen u. f. mw. wie aud die Beftimmungen 
über das Befchwerdeverfahren fünnen hier wohl übergangen werben, bis 
auf zwei Beitimmungen des Heffiihen Geſetzes, die befondere Erwähnung 
verdienen. 

Die eine befteht darin, daß alle nad) dem Geſetze kontrollpflichtigen 
Wohnungen von dem Vermieter der Volizeibehörde angezeigt werden müfjen. 
Die Anzeige muß Auskunft geben über: 

a) den Eigentümer, fowie die Lage des Haufes nah Straße und 

Nummer, 

b) die Lage der Mohnung (ob im Haupt: oder Nebengebäude und in 
welchem Stodwerf), 

e) die Anzahl und Beftimmung der Räume, 

d) den Beruf des Mieters, fein Verhältnis zu den in feiner Haus- 
gemeinfchaft befindlihen Perjonen, jomie Namen und Alter der- 
felben. 

Das bedeutet allerdings eine nicht unerheblihe Beläftigung für das 
Publikum, andernteild gewährt die Anzeigepflicht aber eine überaus wert- 
volle Grundlage für den ganzen Beauffihtigungsbetrieb und vor allem wird 
auf diefem Mege ein vorzügliches ftatiftifches Material gewonnen, aus dem 
jever Zeit leicht ein zuverläffiger Überblid über den jeweiligen Stand der 
thatfählichen MWohnungsbedürfnifje gewonnen werden kann. 

Eine zweite bemerkenswerte heififche Beltimmung geht dahin, daß die 
Polizeibehörde die Zahl der zur Beherbergung in jeden Schlafraum höchſtens 


ı Kölner VBerfammlungen des Deutſchen Vereins für öffentl. Gefundheitäpflege. 
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zuzulafjenden Perſonen zu beftimmen und die Zahl in dauerhafter, leicht 
erfennbarer Weife an der Eingangsthür anzuſchreiben oder anzuſchlagen hat. 


5. Die Erfolge der Wohnungsbeauffihtigung. 


Über den Umfang der thatſächlichen Wohnungsbeauffihtigung und über 
ihre Erfolge ift bisher jehr wenig befannt geworden, und zwar anfcheinend, 
weil die meiſten Polizeibehörden von ihren Befugniffen noch nicht viel Ge- 
brauch gemacht und daher noch nicht viel zu berichten haben. Nur aus 
Heffen und Hamburg liegen mir nähere Zahlen vor. Aus Heffen hat Herr 
DOberbürgermeifter Gafiner auf der Kölner Verfammlung des Deutfchen 
Vereins für öffentlihe Gefundheitspflege die Zahlen über das Jahr vom 
1. April 1895 bis 31. März 1896 mitgeteilt. Danach unterftanden nad 
dem Geſetze 22308 Mietwohnungen der Beauffihtigung (12456 Woh— 
nungen mit drei Räumen, 7231 mit zwei Räumen, 2621 mit einem Raum), 
in denen insgefamt 54014 Erwachſene und 26839 Kinder, zufammen 
80853 Menfhen wohnten. Bon diefen Wohnungen wurden 981 bean- 
ftandet, in 63 Fällen erfolgte Ausweifung, in 29 Fällen wurde diefelbe 
befriftet. Von 4336 Schlafftellen mit 7870 Scläfern wurden 277 bean- 
ftandet, von 13684 Sclafräumen für Lehrlinge u. ſ. w. 570. 

Nach dem ahresbericht der Hamburger Behörde für Wohnungspflege 
für 1899, welcher die drei erjten Bierteljahre der Thätigfeit diefer Behörde, 
vom Inkrafttreten des Geſetzes am 15. April bis zum Jahresſchluß, be- 
handelt, wurden dort von 694 eingegangenen Befchwerden 416 erledigt, 
während der Neft fih noch in Bearbeitung befand. Unter den erledigten 
Fällen waren nur 23 aus eigener Jnitiative der Pfleger zur Unterſuchung ge- 
fommen, alle übrigen auf Anzeige von Privaten, von anderen Behörden 
oder auf anonyme Anzeige. Bon den erwähnten 416 Bejchwerden wurden 
370 dur gütliche Vermittelung der Pfleger erledigt, 38 mit Hilfe der 
Kreisverfammlung, 9 dur die Behörde, unter diefen letteren mar eine 
Räumung. Die Befeitigung der Mipftände erfolgte in 151 Fällen durch 
bauliche Veränderungen oder zmedentjprechende Reparaturen, in 145 Fällen 
durch Vornahme zwedentfprechenver Reinigung, in 73 Fällen durd Bor: 
ſchriften über die Benugung der Wohnung, darunter 47 Mal durch Vorſchriften 
über regelmäßiges Lüften bezw. Heizen und Lüften der Räume, und 5 Mal 
durch Einſchränken der Zahl der Benuter der einzelnen Räume; 18 Mal 
wurden einzelne Teile einer Wohnung, 14 Mal ganze Wohnungen gefchlofjen. 
Die Urfahen des Einfchreitens waren 108 Mal Verunreinigung, 63 Mal 
Quftverderbnis, 124 Mal Feuchtigkeit, 46 Mal mangelhafte Abortanlagen, 


24 J. 3. Reinde. 


24 Mal mangelhafte Entwäfjerungsanlagen, 45 Mal mangelhafte Waſſerver— 
forgungsanlagen, 63 Mal mangelhafter baulicher Zuftand der Wohnung, 
61 Mal Ungeziefer, aber nur 18 Mal mangelhafte Lichtzufuhr, 16 Mal 
mangelhafte Zuftzufuhr, 34 Mal mangelhafte Zuftände bei Aftermietern, 
Einlogierern, Dienftboten u. ſ. w. 

Bejichtigungen von Neubauten und größeren Umbauten wurden 286 vor: 
genommen. Dabei wurden 24 Warnungen vor dem zu frühen Beziehen 
bezw. Aufforderungen zum befjeren Austrodnen erteilt, 14 Befehle zum 
befjeren Austrodnen erlaffen und eine Strafe verfügt. 

Natürlich kann man aus diefem Beriht noch nicht allzuviel folgern, 
da er die erften Anfänge in der Thätigfeit der Behörde ſchildert, wo ſich 
alles no in der Entwidlung befand. Immerhin giebt er aber doch einige 
Fingerzeige über die eingefchlagene Richtung. In diefer Beziehung iſt 
namentlich hervorzuheben, daß von einer regelmäßigen Beauffichtigung der 
Wohnungen noch gar feine Rede ift, fondern daß faft nur das behandelt 
wird, was zur Anzeige fommt. Und mie viel davon wird nur angezeigt, 
um bei den Mietejtreitigfeiten zwiſchen Mieter und Vermieter verwertet zu 
werden? Inzwiſchen hat die Zahl der Anzeigen ftändig zugenommen, meil 
die Thätigfeit der Behörde im Publifum immer befannter geworden ift und 
weil die Behörden, namentlih die Medizinalbehörde es ſich angelegen fein 
lafjen, ihnen befannt gewordene Mipftände in den Wohnungen gleich mit 
einem Bericht ihrer Beamten an die Behörde für Wohnungspflege gelangen 
zu lajjen. Die mit dem Gefet beabjichtigte regelmäßige Beauffichtigung der 
Wohnungen aber wird meines Erachtens nur ſehr allmählich und höchſtens 
dann zu erreichen fein, wenn die oben ſchon erwähnte Vermehrung der 
Afftstenten zur Ausführung fommt. 

Ein anderer Punkt, der in dem Jahresbericht hervortritt, ift die fehr 
große Zahl der durch gütliche Einwirkung der Pfleger erzielten Erledigungen. 
18 Teile einer Wohnung und 14 Wohnungen wurden gejchloffen, aber nur 
in einem ‘Falle, der gleichzeitig vier Mohnungen betraf, ward das Ein— 
ſchreiten der Behörde felbjt nötig. Das zeigt, welche moralifhe Macht dem 
bürgerlihen Element innewohnt, wovon auch noch mande andere Er: 
jheinungen Zeugnis ablegen, zweifellos eine gute Seite ihrer Be: 
teiligung. 

Das mwidtigfte und am menigjten erfreulihe an dem Jahresberichte 
aber it, daß die Wohnungspflege ſich bisher doch vorwiegend auf die 
minder wichtigen Seiten der Wohnungsfrage, Verunreinigung, Zuftverderbnis, 
Feuchtigkeit, Ungeziefer, mangelhafte Aborte, Entwäfjerungs-, Waſſerver— 
forgungsanlagen u. f. w. geworfen hat, aber nur 5 Mal wegen Überfüllung 
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und nur 34 Mal wegen mangelnder Zuft: und Lichtzufuhr eingefchritten ift, 
obgleich dod gerade auf diefen Gebieten die viel ſchwereren Mißſtände vor: 
liegen. 

Wie ih Schon angedeutet habe, liegt das aber nicht allein an der Art, 
wie die ganze Wohnungspflege in Hamburg aufgezogen tft, und an den 
unzulänglichen Gejegesbejtimmungen, fondern an allgemeinen Verhältniffen, 
die fih auch anderwärts erſt allmählich überwinden lajjen. 

Handelt e8 ſich doch um eine neue Sade, die nicht nur in Die 
materiellen nterefjen der Grundeigentümer, ſondern aud in diejenigen der 
Hypothefarier und der Mieter tief eingreift. 

Man denfe an den finderreichen Familienvater, dem wegen Überfüllung 
feiner Wohnung größere Räume aufgenötigt werden follen, die er nicht be- 
zahlen fann, an die Witwe, die nur dann ihr Leben friiten kann, wenn 
man die Zahl der Einlogierer in ihrer Wohnung nicht weiter herabfegt, oder 
die fleinen Nentenempfänger aus Hauspoſten, die durd; Schließen der Woh— 
nungen entwertet werden. 

Und wo find denn die Wohnungen, in melden die ausgetriebenen 
Leute Unterkunft finden fönnen ? Iſt die Behörde im ftande, diefelben 
nachzuweiſen? In der Regel wird ein Achfelzuden die Antwort fein, weshalb 
Herr Dberbürgermeifter Wefterburg aus Kaffel nicht ganz Unrecht hatte, als er 
auf der Verfammlung des Deutjchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege, in 
Köln erklärte, daß mit der negativen Seite, der Unterdrüdung der ſchlechten 
Mohnungen, die Frage nicht gelöft ſei, es müſſe auch die pofitive folgen; 
wenn man nur ſchlechte Wohnungen unterdrüde, ohne für gute zu forgen, 
gebe man Steine jtatt Brot. Liegt doch in vielen wachſenden Städten die 
bedauerliche Thatfahe vor, daß der Bau von Kleinwohnungen weit hinter 
dem Bedürfnis der zuziehenden Bevölferung zurüdbleibt. 

Das giebt den Schlüffel dafür, daß nicht nur in Hamburg, fondern aud) 
anderwärts — 3. B. in Dresden, von wo mir ein näherer Bericht vor- 
liegt — die Wohnungsbeauffihtigung bisher nur wenig hat leiften fünnen 
und daß man gerade in den großen Städten Deutichlands, die es am 
meiften nötig hätten, nod immer nicht gewagt hat, troß aller Befugniſſe der 
Polizeibehörden mit Ernft an die Sache heranzutreten. Daher ift es als 
eine wichtige Frucht der bisherigen Verſuche auf dem Gebiet der 
Mohnungsbeauffihtigung zu begrüßen, daß die Erfenntnis, gleichzeitig mit 
der Schließung ſchlechter oder der Entleerung überfüllter Wohnungen auch 
für den Bau neuer feiner Mohnungen forgen zu müfjen, immer mehr her- 
angereift und in immer weitere reife gedrungen ift. Über diefe Aufgabe 
des näheren zu ſprechen, ift hier nicht der Drt. 
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Trotz alledem müßte auch jetzt ſchon mehr zu leiſten ſein als geſchehen 
iſt und es iſt wohl zu vertrauen, daß ſpätere Berichte größere Erfolge auf— 
weiſen werden. In Heſſen iſt man erſichtlich ſchon weiter gekommen, ob— 
gleich das Land kaum eine raſch wachſende größere Stadt hat, in der das 
Bedürfnis zum Einſchreiten beſonders dringend zu ſein ſcheint. 

Noch mehr als in Heſſen ſcheint in der Stadt Poſen erreicht zu ſein, 
wo man nach Landsbergers! Bericht mit erfriſchender Energie innerhalb 
fünf Jahren 300 Wohnungen geſchloſſen und in 1000 bauliche Änderungen 


durchgeführt hat. 


Nah dem bisher Mitgeteilten ift die eingreifendfte Mafregel, welche 
von der behörblihen MWohnungsbeauffihtigung ergriffen werden fann, bie 
Shliefung einer ungefunden Wohnung für Wohnzwede. Keine der deutichen 
Verordnungen und feine der deutfchen Gefege geht weiter. Das mag aud) 
in fehr vielen Fällen, namentlih in allen jüngeren Städten und in ben 
neueren Teilen der alten Städte genügen, wo die Mehrzahl der Häufer und 
Mohnungen nah guten Baupolizeigefeßen gejundheitsgemäß erbaut ift und 
in der Regel nur einzelne Räume als für Wohnzwecke ungeeignet bezeichnet 
werben müfjen, diefe oder jene Kellerräume und Dachkammern, Hinterzimmer 
an Heinen Lichthöfen, Schrank- oder Babeituben und Ähnliches. 

Die Räume werden dann für irgend welche Betriebs: oder Lagerzwecke 
beftimmt oder dazu erft umgeftaltet und damit ift allem genügt, was ver- 
ftändigermeife ſowohl von der Behörde, wie von den Eigentümern verlangt 
werden fann. 

Ganz anders aber liegen die Dinge, wenn ganze Häufer oder Häufer- 
gruppen fi als gefundheitswidrig ermeifen, was in den Mauern älterer 
Städte nichts feltenes ift. Da tft es zunächſt ohne Zweifel eine wertvolle 
Hilfe, wenn recht viele diefer Wohnungen aus anderen Anläffen be- 
feitigt werden, indem fie Neubauten Pla machen oder einer anderen Ber- 
wendung als zu Wohnzwecken übergeben werden. So find in Hamburg, 
deſſen innere Stadt fi) zu Gunften von Gomptoiren, Läden und Lägern 
immer mehr entvölfert, fchon fehr viele der oben erwähnten, gleich nad) dem 
großen Brande entitandenen, ſchlechten Etagenhäufer ihrer urfprünglichen Be- 
ftimmung entzogen morden, und mie viel altes Gerümpel hat, nicht nur in 
Hamburg, fondern faft in allen älteren Städten neuen Berfehrswegen und 
Anlagen weichen müffen. 

Leider ift aber auch damit nur der negativen Geite gedient, thatjächlich 
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aber die Wohnungsnot vermehrt worden, da die Zahl der Wohnungen 
vermindert, die übrig gebliebenen Wohnungen überfüllt und in ihrem Preije 
gefteigert wurden, jo daß auch hier wieder die fchon oben erwähnte Forderung 
fih aufdrängt: Keine Befeitigung Heiner Wohnungen in größerem Maßſtabe 
ohne entſprechenden Erſatz durch Neubauten. 

Dieſer Satz ſoll jetzt in Hamburg, zum erſten Mal in Deutſchland, in 
größerem Maßſtabe verwirklicht werden, weshalb eine nähere Berichterſtattung 
über dieſe Sanierung, die mit Recht ihren Namen verdient, wohl ge— 
rechtfertigt erſcheint. 

Hier hatte die Choleraepidemie des Jahres 1892 aufs eindringlichſte 
die alte Lehre von der Seuchenverbreitung durch ſchlechte Wohnquartiere be— 
ſtätigt und dadurch zu dem Entſchluß durchgreifender Abhilfmaßregeln Anlaß 
gegeben. Zu dieſem Zweck wurde eine eigene, ſogenannte gemiſchte, aus 
Senats- und Bürgerſchaftsmitgliedern gebildete Kommiſſion für die Ver— 
beſſerung der Wohnungsverhältniſſe, in der Regel kurz „Sanierungs— 
kommiſſion“ genannt, niedergeſetzt mit dem Auftrage, „Vorſchläge zu machen 
in betreff von Maßregeln, durch welche ungeſunde Wohnungen beſeitigt 
werden und für den Wiederaufbau geſunder Wohnungen, thunlichſt für die— 
ſelben Bevölkerungsklaſſen, welche in den betreffenden Gegenden anſäſſig 
ſind, erforderlichen Falls unter Aufwendung entſprechender Opfer von Seiten 
der Staatskaſſe Sorge getragen wird.” 

Bis jegt liegen zwei Berichte diefer Kommiffion der Offentlichteit vor, 
vom 1. März 1899 und 14. Februar 1900, die nad längeren Berhand- 
lungen neuerdings zu einem endgültigen Beſchluß und Geſetz geführt haben. 

Auf Grund vorläufiger Erhebungen der Sachverftändigen wurden drei 
Bezirke der Stadt, weldhe aus dem umftehenden Plan I erfichtlich find, als 
befonder® der Sanierung bedürftig bezeichnet. 

Der im Dften, in der Altſtadt belegene Bezirf I umfaßt nad) ber 
Zählung von 1895 21183 Einwohner, der im Norden der Neuftabt ge- 
legene Bezirf II 9947, der im Süden der Neuftabt gelegene Bezirf III 
20041 Einwohner. Im Bezirk I waren 1892 44.4 oo der Einwohner an 
Cholera erkrankt, im Bezirk II 33.8 %o0, im Bezirk III 39.2 0/00, während 
in der gefamten Stadt nur 27.3 %oo ergriffen waren. Die Gefamtfterblic- 
feit hatte 1886, vor der Einführung der Trinfwafferfiltration, im Bezirk I 
37.800, im Bezirf II 38.8 000, im Bezirk III 33.5 9/00 gegenüber 30.0 %/o0 
in der ganzen Stadt, 1896, nad Einführung der Trintwaflerfiltration, im 
Bezirf I 21.600, im Bezirk II 22.0 %,0, im Bezirf III 22.4 0/,, gegen- 
über 17.5 %/,, in der ganzen Stadt betragen. 
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Natürlih follte mit einer folden Aufftellung nicht gejagt fein, daß 
diefe ungünjtigen Ergebnifje allein von der Beichaffenheit der Wohnungen 
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herrühren, da auf die Erkrankungen und Todesfälle ja ſicher auch mancherlei 
andere Umſtände, wie Überfüllung, Unreinlichkeit, Armut, Unverſtand, großer 
Kinderſegen, im Bezirk III auch die Beziehungen der Bevölkerung zu dem 
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mit Cholerafeimen verjeuchten Elbwafjer eingemwirft hatten. Aber es war 
doch befannt, daß gerade in jenen Gegenden fich die ungünftigften Wohnungen 
der Stadt befanden und zweifellos, daß an ihnen die Hauptfhuld der üblen 
Gefundheitsverhältnifje liegen mußte. 

Ebenfowenig follte mit der Hervorhebung diefer drei Bezirfe behauptet 
werben, daß im übrigen Hamburg alle Wohnungen einwandäfrei, oder daß 
in den brei Bezirken alle Wohnungen fchlecht feien, vielmehr war man über- 
zeugt, daß man auch in diefen Bezirken manche Häufer, vielleicht gar Häufer- 
reihen unbeanftandet laſſen fünne. Doch durfte man ſich hier nicht, wie es 
in der übrigen Stadt wohl möglih war, auf eine fofortige oder gelegent= 
liche Verbefjerung oder Befeitigung der einzelnen ſchlechten Wohnungen be- 
fchränfen, fondern mußte von vornherein eine Behandlung der ganzen Be- 
zirfe ins Auge faffen, da ſonſt ein hoffnungslofes Berbauen der Gegend 
nicht zu verhindern geweſen wäre. 

Um nun für das weitere Vorgehen fichere Grundlagen zu gewinnen, 
wurden eingehendite Erhebungen angeordnet, für welche die folgenden Gefichts- 
punfte aufgejtellt wurden: 


Für die Beurteilung der Mohnungen fommen namentlih in Betradt: 


1. Lichtzufuhr. 

Diefelbe betrifft 

a) die zur Zeit thatſächlich vorhandene Lichtzufuhr. 

Diefe ift danach zu bemefien, ob überhaupt Fenſter vorhanden find und 
wenn das der Fall ijt 

„nah dem Verhältnis der lichtgebenven Flähe zur Bodenfläche des 
Raumes,“ 

„nah Feſtſtellung darüber, wie viel vom Himmel zu fehen ift bei 
einem gewiſſen Abjtand vom Fenſter,“ und 

„wie oft und wie lange am Tage bezw. im Jahre die Sonne ins 
Fenſter fcheint,“ 

„nah Wahrnehmungen darüber, ob in den Räumen aud am Tage 
Licht gebrannt wird.“ 

b) die Gemwährleiftung der Lichtzufuhr. 

Viele Wohnungen haben ihr Licht ausfchlieglih vom fremden Grunde, 
und verlieren es teilweiſe oder ganz, wenn dort ein Neubau errichtet wird, 
denn das Baupolizeigefeg enthält feine Beftimmung, melde den Bauenden 
zwingt, auf die Lichtzufuhr zum Nahbargrundftüd NRüdficht zu nehmen. Es 
fann 3. B. eine fenfterlofe 30 m hohe Wand unmittelbar an der Nachbar— 
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grenze oder eine Wand mit untergeordneten Fenſtern in 1 m Abſtand von 
der Grenze in gleicher Höhe aufgeführt werden. 

In anderen Fällen haben die Wohnungen ausreichendes Licht von der 
Straße, aber nur weil gegenüber zur Zeit noch ein niedriges Haus jteht, 
an deſſen Stelle jeven Augenblid ein höheres Haus errichtet werben fann. 
Auf Grund diefer Verhältnifje müffen fehr viele ſcheinbar günstige Wohnungen 
als ſehr bedenklich bezeichnet werden, weil niemand gewährleiften fann, daß 
der gegenwärtige Zuftand erhalten bleibt, vielmehr zu befürchten ift, daß 
durch einzelne große Neubauten die allgemeinen Verhältniſſe noch erheblich 
verfchlechtert werben. | 


2. Luftzufuhr. 


Die Beurteilung ergiebt fih zum Teil fhon aus dem Befunde über 
die Lichtzufuhr. Übrigens muß namentlich darauf geachtet werden, ob die 
Fenfter geöffnet werden fönnen, ob die Wohnung an zwei Seiten Fenſter 
hat, ſodaß eine Durchlüftung ftattfinden fann. Eine folde Durdlüftung iſt 
ausgefchlofjen, wenn die Wohnungen mit ihrer Rüdwand auf der Grund- 
ftüdsgrenze ftehen. In der Regel jtoßen fie dort mit den Nüdfeiten der 
Mohnungen des Nahbargrundftüdes zufammen. (back to back houses 
der Engländer.) 


3. Der Zuftand der Abtritte, 


In vielen Wohnungen fehlt jeder Abtritt. Die Einwohner haben dann 
einen mehr oder minder weiten Weg zu der gemeinfamen Latrine, deren 
entfernte Lage häufig dazu Anlaß giebt, daß Gefäße mit Fälalien — 
namentlih von Kindern — in die Ausgüffe in den Wohnungen oder 
im Hofe entleert werden. In vielen Wohnungen find die Kloſetts nach— 
träglih eingebaut und dann in der Negel dunkel, oft liegen fie an den 
Küchen. Auch hier find fie meift für mehrere Familien gemeinfam, oft 
haben jie von zwei benadhbarten Wohnungen je einen Eingang, ſodaß 
durch das Klojett eine Verbindung zmwifchen den beiden Wohnungen her— 
gejtellt ift. ! 


4. Etwaige Feudtigfeit. 


Mande Wohnungen liegen mit ihrem Fußboden unter dem Terrain 
des Hofes oder der Straße, andere lehnen mit ihrer Rüdwand am Erdreich 


! Die Beichaffenheit und Bauart fehr vieler alten Häufer läßt den Einbau 
von Aborten und fonftigen Entwäflerungsanlagen, wie ſolche heute vorgefchrieben 
find und einen Teil des geſamten Entwäflerungs- und Abfuhrfyitems bilden, gar 
nicht zu. 
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und find gegen Erbfeuchtigfeit in feiner Weife geſchützt, 3. B. viele Häufer 
im Süderteil der Neuftadt am fteilen Geejtabhang, wieder andere find Über- 
ſchwemmungen durch Hochwaſſer der Elbe oder Staumafjer aus den Sielen 
ausgejeßt. 

5. Die mangelnde Höhe der Räume. 


Die nah dem jetzigen Baupolizeigejet zuläffige Minimalhöhe der Wohn- 
räume in Neubauten beträgt 2.50 m. Bei Einridtung von Wohnungen 
in bejtehenden Gebäuden fann auf 2.30 m herabgegangen werden. !“ 


6. Befhaffenheit der Fußböden und Deden. 


Viele Deden find nicht gegipſt, ſodaß Spülmafjer von den oberen 
Etagen in die unteren Wohnungen durdledt. Manche Wohnräume haben 
nur einen jteinernen Fußboden. 


7. Zuſtand der Treppen. 


Viele Treppen find fo fteil und dunkel oder baufällig, daß fie als 
lebensgefährlich bezeichnet werden müſſen. Viele Schlafräume unter dem 
Dah find nur mit Treppen zu erreichen, die faft als Leitern zu be 
zeichnen find. 


8. Gefamter baulider Zuftand der Wohnung. 


Viele Wohnungen find jo undicht, daß fie nicht ordentlich zu heizen 
find und daß es überall zieht. Oft begünftigt der bauliche Zuftand das 
Einniften von Ungeziefer. 


9, Die Breite und Höhe des Zuganges zu den Höfen. 


„Auf die vorftehenden neun Punkte follte in jevem Falle geachtet werden, 
jelbjtverjtändlih unbefchadet deifen, daß im einzelnen Yale auch nod 
andere Punkte berüdfichtigt werden. Außerdem iſt aber auch das Gefamtbild 
eines jeden Wohnungsfompleres in Betracht zu ziehen.“ 

„Es tft wohl möglih, daß einzelne Wohnungen gut, andere jchlecht 
find, daß hier das Licht gut, aber die Klofettanlagen ſchlecht find oder um— 
gefehrt, daß aber das ganze Gefamtbild des Haufes ein derartiges iſt, daß 
gejagt werden muß: Diefes Haus ift nicht mehr den heutigen Anforderungen 
entfprechend! Auch wird immer die Frage im Auge zu behalten fein: Was 
wird aus denjenigen Grundftüden, melde nad Abbruch der abgängigen 





ı In manden Wohnungen der zu fanierenden Stadtteile bleiben die Höhen 
noch erheblich unter diefem Mindeftmaß. 
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Mohnungen in ihrer heutigen Geftalt überhaupt nicht wieder bebaut werben 
fönnen? und: „wird eine Neubebauung der mwiederbebauungsfähigen Grund- 
ftüde eine rationelle Auffchließung des ganzen Blodes und die Schaffung 
guter bebauungsfähiger Grundftüde in demfelben nicht verhindern ?“ 

„Die Regiftrierung in den Liften follte in möglichit furzen Notizen er- 
folgen und zwar nicht allein für jedes Grundftüd, fondern aud für die 
einzelnen Baulichfeiten auf demfelben Grundftüd, wobei jelbjtverjtändlich 
unter Umftänden ganze YBudenreihen mit einer gemeinfamen Bejchreibung 
erledigt werben fünnen. Wo nichts bemerkt wird, ſoll angeno mmen werden, 
daß die Verhältniffe günftig find, deshalb find günjtige Befunde nicht zu 
notieren. ” 

„Zum raſchen Überblid iſt es notwendig, daß jedem Gebäude eine 
furze Genfur gegeben wird durch die Bezeihnung 1 genügend, 2 mangelhaft, 
3 ſchlecht. Diefe Cenfuren find für jedes Grundftüd und für jede Baulich— 
feit bezw. Baulichfeitsgruppe auf dem Grundftüd mit roter Tinte in 
römischen Zahlen einzutragen. Cenſuren wie 1—2, 2—3 find möglichſt zu 
meiden. Mit verfchieden ftarfer Tufche werden die Genfuren naher in 
einem Plan eingetragen, wie das beifolgende Mujter zeigt.“ 

Den nad) diefen Erhebungen aufzuftellenden Liſten wurden folgende 
Rubriken gegeben: Laufende Nummer, Bezeihnung der Straße und des 
Grunditüds nah Straßennummer, Folio und Parzellennummer, Name des 
Eigentümers, Größe des Grundftüds in Quadratmetern, Anzahl der vor: 
handenen Gelaffe, Wohnungen in Vorder- und Hinterhäufern, gewerblich 
benugte Gelafje, Zahl der Wohnungen in Vorder: und Hinterhäufern mit 
einer Miete bis zu 240 ME. und der Mohnungen mit einer Miete über 
240 ME, Anzahl der Bewohner in den Vorder» und Hinterhäufern und 
ſchließlich eine große Rubrik für das Ergebnis der Befichtigung. 

Die erjten Erhebungen wurden von zwei Bauverjtändigen gemacht, die 
ausschließlich für diefen Zwed engagiert waren, dann mwurden die von ihnen 
gewonnenen, in den Liſten und zahlreichen Skizzen niedergelegten Ergebniffe 
von den Dberbeamten der Baupolizei und des Medizinal-Hollegiums nach— 
geprüft und der gemifchten Kommiffion vorgelegt, welche fih auch ihrerfeits 
durch verfchiedene ZSubfommiffionen von den gefundenen Zuſtänden über: 
zeugte. 

Nun erjt wurden die Genfuren der einzelnen Grundjtüde in die Pläne 
eingetragen, von denen als Beiſpiel ein Stüd in dem umijtehenden Plan II 
wiedergegeben iſt. Es ftellt den weſtlichſten Teil des Bezirkes III dar und 
unterscheidet fih von dem Original nur dadurd), daß dort die Genjuren 
ſtatt mit verfchiedener Schraffur mit verfchiedenen Farben eingetragen find, 
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nämlich ſchlecht: ſchwarz, mangelhaft: blau, genügend: rot, nicht für Wohn- 
zmwede benutzte Gebäude: braun. 

Nachdem diefe jehr umfangreihe und viel Zeit erfordernde Arbeit 
vollendet war, entſchloß man fi zunädft, den Bezirf III in Angriff zu 
nehmen, da diefer Bezirk außer den fchlehten Wohnungen auch nod den 
fanitären Mißftand bot, daß er nicht auf fturmflutfreier Höhe liegt, weshalb 
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er zeitweiligen Überſchwemmungen ausgefet ift, wobei die Keller- und Erb- 
gefchoffe der Häufer nicht allein durchnäßt, fondern auch dur den aus den 
Sielen zurüdtretenden Inhalt verunreinigt werden, Auch erjchien diefer 
Bezirl wegen feiner nahen Beziehungen zur Elbe und zur Schiffahrt bei 
einer etwaigen Seucheneinfchleppung bejonders gefährdet. Schließlich Fam 
in Betracht, daß in der Nähe gerade diejes Bezirkes, an der Zeughausftraße, 


fürzlih anläßlih der MWallregulierung zwei größere Baupläge ? ae 
Schriften XCV. — Bohnungsirage. I, 2. 
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waren, auf denen vor Beginn des Abbruches kleine Wohnungen erbaut 
werden konnten, welche den aus ihren ſchlechten Wohnungen zu vertreibenden 
Leuten die Möglichkeit böten, in der Nähe ihrer bisherigen Wohnung und 
ihres bisherigen Erwerbskreiſes ein neues Unterkommen zu finden. Die 
beiden Plätze find auf dem Plan I durch ſchärfere Umrandung kenntlich 
gemacht. 

Man begann damit, den kleineren der Plätze für den Bau von Klein— 
wohnungen zu verkaufen, und zwar an den Vorſtand der Allgemeinen 
deutſchen Schiffszimmerer-Genoſſenſchaft (E. G. m. b. H.), während der 
Verkauf des zweiten Platzes nahe bevorſteht. Die Art der Bebauung, die 
jetzt, Juli 1900, ſchon bis zum Dachſtuhl fortgeſchritten iſt, ergiebt ſich aus 
der nachſtehend abgedruckten Vereinbarung mit der Genoſſenſchaft. 

„Die Genofjenfchaft zahlt für diefen Plat den Preis von 60 ME. für 
den Quadratmeter außer der jährlichen Rente von 727 ME. Der Kaufpreis 
ift durch Hypothefarifche Eintragung innerhalb der Grenze von 75 %o des 
nachzuweiſenden Kauf: und Baumertes des Grundftüdes ficherzuftellen. Die 
Hypothek ift mit 32/0 jährlich zu verzinfen und zehn Jahre feitens ber 
Finanzdeputation unfündbar. Die Separation des Platzes unter Verteilung 
der Rente ift zwar zuläffig, die Genofjenfhaft aber verpflichtet, während der 
auf die Fertigftellung des Baues folgenden zehn Jahre das Grundftüd nicht 
zu veräußern. Der Wat darf mur zu Wohnzweden bebaut werden, und 
zwar dürfen die zu errichtenden Gebäude außer Keller und Erdgeſchoß vier 
Obergeſchoſſe enthalten. Die Keller ſämtlicher Gebäude, jowie die Erd— 
geſchoſſe der Eckgebäude follen zu Geſchäfts- und Wohnzweden ohne andere 
als die gefeglichen Beſchränkungen eingerichtet und ausgenußt werden dürfen. 
Ale übrigen Geſchoſſe ſämtlicher Gebäude müſſen zu Fleinen Wohnungen 
eingerichtet und als ſolche benugt werden, und zwar follen von der Ge: 
famtzahl der fleinen Wohnungen entfallen auf: 

Wohnungen mit drei Zimmer, Kühe und Zubehör von etwa 40—65 qm 
nußbarer Flache ca. 10—15 %o. 
Wohnungen mit zwei Zimmern, Küche und Zubehör von etwa 30—40 qm 
nußbarer Fläche ca. 45—50 0. 
Wohnungen mit einem Zimmer, Küche und Zubehör von etwa 25—30 qm 
nußbares Fläche ca. 30 %'o. 
Wohnungen mit einem Zimmer nebit Kochraum und Zubehör von etwa 20 qm 
nußbarer Fläche ca. 10% 0, 
Die Mieten follen fejtgejtellt werden auf nicht mehr als 
370 Mi. für drei Zimmer, Kühe und Zubehör 
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150 ME. für ein Zimmer, Küche und Zubehör 
1002 72.02, 2m 2 nebjt Kochraum und Zubehör. 
Erhöhungen der Mieten während der gedadten zehn Jahre bedürfen 
der Genehmigung der Finanzdeputation, fobald fie mehr als 10 %o betragen ; 
die Genehmigung fol nicht verfagt werben, wenn fie durch Steuererhöhung 
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Plan Ill. 
Mieter in erfter Linie zu berüdfichtigen, welche eine für die Zwecke der 
Sanierung zu räumende Wohnung innegehabt ‚haben und der Genoſſenſchaft 
von der Behörde für Mohnungspflege überwiefen werden, vorausgefegt, daß 
es ſich um ordentliche Leute handelt, welche jih den Mietebedingungen der 
Genofjenfhaft unterwerfen und dementfprechend Miete zahlen. Bei jpäterem 
Verkauf des größeren Platzes, hinfichtlid deſſen die Kommiffion ſich weitere 
Berichterftattung einftweilen vorbehält, foll die Genoſſenſchaft thunlichit be- 
rüdfihtigt werden, ohne daß jedod der Staat nad diefer Richtung eine 
8* 
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Verpflichtung übernimmt. Die Verzinfung des Kaufpreifes beginnt mit dem 
Tage der Aufnahme des Baues in die Feuerkaſſe, fpäteftens aber mit dem 
1. Juli 1900.” 

Nahdem fo alles vorbereitet, wurde an das Aſſanierungswerk ſelbſt 
herangetreten, und zwar zunädft an den meftlihen, in Plan II mieber- 
gegebenen Teil des III. Bezirkes, worüber die Pläne III und IV das 
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Nähere ergeben. Bei Plan III ift namentlih darauf hinzumweifen, daß 
man fi für den Ankauf möglidit an die in Plan II wiedergegebenen 
Genfuren gehalten und die guten Wohnungen zu erhalten geſucht hat, aber 
doch nicht davor zurüdgeichredt ift, auch einzelne der letzteren (obstructive 
buildings der Engländer) mit fortzunehmen, um eine befjere Aufſchließung 
des Geländes möglich zu machen. Nach diefem Plane werden 5335 Menfchen 
zu dislozieren, 1324 Wohnungen zu befeitigen jein, von denen 868 eine 
Miete von weniger als 240 Mi. zahlen. 


Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen ıc. 37 


Plan IV giebt die neuen Baublöde und Straßen, die an einigen 
Stellen 2.5 m höher liegen werben als die alten, wodurch gerade für diefen 
Bezirk erhebliche Aptierungskoften notwendig werben, die auf 1692000 ME. 
veranichlagt worden jind. Schon diefe Aptierungsarbeiten allein für ſich 
würden es unmöglih maden, das gefamte Gebiet auf einmal in Angriff 
zu nehmen, dba ſonſt der durchgehende Verkehr, wie der Verfehr zu den 
jtehenbleibenden Häufern völlig unterbrochen werden müßte; aber auch das 
Intereſſe der Bewohner erfordert, in mehreren Staffeln vorzugehen, deren 
jede fih aus Abbruh und Wiederaufbau des betreffenden Teilftüdes zu: 
ſammenſetzt, jo daß die ausjutreibenden Leute immer ſchon in ber nädhiten 
Nähe wieder neue Wohnungen finden fünnen. Das Nähere darüber ift noch 
nicht bejchlofien, doch neigt man dazu, in vier Staffeln zu bauen und zwar 
mit der Mitte des Geländes anzufangen, wo der dem Staat gehörige ehe- 
malige Schlachthof liegt. Man hätte dann den Vorteil, auf diefem ge- 
räumigen Terrain bald neue Wohnungen bauen zu fönnen, ohne mehr Ein- 
mohner aus ihren alten Wohnungen vertreiben zu müffen, als ficher in den 
obenerwähnten Neubauten an der Zeughausftraße Unterkunft finden 
können. Wie im übrigen die Bebauung erfolgen fol, fteht noch dahin. 
Nah einem vorläufigen Anſchlage find die Geſamtkoſten, welche fi aus der 
ftaatlihen Zubuße beim Erwerb der anzufaufenden Grundftüde, abzüglich 
der dur Wiederverkauf zu erzielenden Einnahmen einerfeits, und aus den 
Aufhöhungs- und Straßenbaufoften andererfeit3 zufammenfegen, auf fieben 
Millionen veranjclagt. 

Das was zunächſt feſtgeſetzt ift, ergiebt fih aus dem nachſtehend mit: 
geteilten Wortlaut des Geſetzes: 

„Der Senat hat in Übereinftimmung mit der Bürgerfchaft befchloffen 
und verfündet hierdurch als Gefeg, was folgt: 


1. Der dem Bericht der Senatd- und Bürgerfchaftsfommiffion für bie 
Berbeferung der Wohnungsverhältnifje vom 3. Februar 1900 (Mit- 
teilung des Senats an die Bürgerfhaft Nr. 25 vom 14. Februar 
1900) als Anlage beigefügte Plan für die Verbefjerung der Woh- 
nungsverhältniffe in dem weſtlichen, zwijchen Eichholz, Schaarmarft, 
Neuerweg, Vorjegen und Johannisbollwerk belegenen Teil der ſüd— 
lichen Neuftadt wird mit einem Koftenaufmande von 1692 000 ME., 
abgejehen von den Koften des Grundermwerbs, zur Ausführung ge: 
bracht, und zwar hinfichtlich der in dem Plan vorgefehenen Straßen- 
linien mit den im 8 103 des Baupolizeigefehes bezeichneten 
Wirkungen. 
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2. Dem Hamburgifchen Staate fteht in Beziehung auf fämtliches Grund- 


eigentum, welches nad dem unter 1. erwähnten Plan zum Zwed der 
Durdführung der Sanierung ftaatsfeitig zu erwerben und in dem 
gleichzeitig der Bürgerfchaft überreichten Grundriß nebft zugehörigem 
Verzeichnis des näheren erfichtlih gemacht ift, die Befugnis zu, die 
Abtretung oder Beichränfung desfelben und darauf bezüglicher Rechte 
im Mege der Erpropriation in Anspruch zu nehmen. Der Beihluß 
darüber, in welchem Umfange und in mwelder Beitfolge das Erpro- 
priattionsverfahren auf die einzelnen Grundftüde oder Grundftüds- 
teile oder darauf bezüglihe Rechte zur Anwendung gebracht werden 
fol, wird der Senats- und Bürgerfchaftsfommiffion für die Ver- 
befierung der Wohnungsverhältniffe mit der Maßgabe übertragen, 
daß für jeden derartigen Befchluß die Zuftimmung des Senats ein- 
zuholen ift. Der Beihluß hat die rechtlihe Wirkung des in den 
88 2 und 3 des Erpropriationsgefepes erwähnten Beſchluſſes von 
Senat und Bürgerfchaft. Falls und fomweit die in Frage fommenden 
Grundftüde nicht bis Ende 1904 freihändig angefauft find, ift 
fpäteftens bis zu diefem Zeitpunfte das Erpropriationsverfahren be- 
züglich derjelben einzuleiten. 


. Die Finanzdeputation wird ermächtigt, über den ftaatsfeitigen Er- 


werb von Grundjtüden oder Grundftüdsteilen, welche von dem aus— 
zuführenden Sanierungsplane betroffen werden, ſowie über den Er- 
werb von auf folde Grundftüde bezüglichen Rechten im Einverftänd- 
nis mit der Senats- und Bürgerfchaftsfommijfion für die Ver- 
beſſerung der Wohnungsverhältniffe unter Vorbehalt der Zuftimmung 
des Senats Verträge abzuſchließen. 


. In denjenigen Teilen des zu fanierenden Bezirks (j. Ziffer 1), 


welche zur Zeit noch nicht auf mwafjerfreier Höhe liegen, gilt als die 
richtige Straßenhöhe im Sinne des $ 11 des Baupolizeigefeges die 
Höhe von + 9.2 m. 

Die Bauenden find verpflichtet, ihre zu der Höhelage der 
Straße in Beziehung ftehenden Bauteile und Anlagen an die richtige 
Strafenhöhe anzufchliegen oder fo einzurichten, daß ein ſolcher An— 
ſchluß ohne Zuhilfenahme von Sperrmaßgegenftänden möglid it. 

Bei Herftelung der richtigen Straßenhöhe fteht den Eigen- 
tümern der anliegenden Grundftüde ein Anſpruch auf Entfhädigung 
für Wertverminderung ihrer Grundftüde (S 101 des Baupolizei- 
geſetzes) in dem Falle zu, wenn Räume, melde bisher ald Wohn 
räume, oder welche bisher zu geichäftlichen Zweden benugbar waren 


Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen ꝛc. 39 * 


oder benußt wurden, infolge der Aufhöhung für die Zufunft nicht mehr 
in der bisher möglichen Weife benutzt werben fünnen. Ein Anſpruch 
auf Entijhädigung für die bei Ausführung der Erhöhung notwendig 
werdende Anderung, Befchränfung oder Forträumung von Bauteilen 
bejteht nur dann, wenn nicht etwa gleichzeitig mit der Herftellung 
der richtigen Straßenhöhe ein Neubau oder ein die. betreffenden 
Bauteile berührender wejentliher Umbau ftattfindet, oder wenn bie 
Baudeputation nicht bereits früher gelegentlich eines Neubaus oder 
eines Umbaus der bezeichneten Art die richtige Straßenhöhe ange- 
wieſen hat. 

Die inneren Räume der Gebäude, und zwar auch der bereits 
vorhandenen, jind gegen Rüditau aus den Sielen durch genügende 
Abſchlußvorrichtungen (ſ. $ 94 unter 3 des Baupolizeigefehes) zu 
ſichern. 

5. Die Finanzdeputation wird ermächtigt, nach Ausführung des 
Sanierungsplanes die Bauplätze an den neuangelegten oder den 
regulietten Straßen und Plätzen öffentlich zu verkaufen, auch ſolche 
Flächen, welche nur in Verbindung mit einem benachbarten Privat: 
grundjtüd zweckmäßig bebaut werden fünnen, dem Cigentümer des 
legteren freihändig zu überlaſſen. Die bezüglich der Bebauung bei 
dem Verkauf von Plätzen vorzufchreibenden Bedingungen bedürfen 
der Genehmigung der Senats: und Bürgerfchaftsfommiffion für die 
Verbefferung der Wohnungsverhältnifie. 

6. Die Finanzdeputation wird ermächtigt, die auf 1692000 ME. ver: 
anſchlagten Baukoften, ſowie die für den Grunderwerb und für bie 
nad Ziffer 5 etwa zu gemwährenden Entfchädigungen erforderlichen 
Aufwendungen, foweit diefelben nicht dur den Erlös der wieder 
zu verlaufenden Grundjtüde teilmeife gebedt werden, beſtmöglich 
durch Anleihe zu befchaffen. 

Gegeben in der Verfammlung des Senats, Hamburg, den 
18. Juli 1900.“ 

Natürlih wird es mande Jahre erfordern, bis diefes Programm aus- 
geführt ift und noch fehr viel mehr Zeit, bis die gejamten drei Bezirke 
faniert find. Doch foll man nicht vergeflen, daß es ſich um ein in 
Deutſchland neues Beginnen handelt, bei dem man in der Ausführung fehr 
vieles lernen wird, was verloren fein würde, wenn man zu rajch vorgeht, 
und daß der Anfang mit dem allerfchwierigften Gebiet gemacht ift, weil hier 
außer den Wohnungen aud) die Höhenlage zu verbefjern ift. Übrigens ift nicht 
ausgefhloffen, daß man vor Vollendung diefer Arbeiten auch über andere 
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Diftrifte ähnliche Gefege zu jtande und zur Ausführung bringt, und daf 
noh andere Faktoren als die Thätigfeit der gemifchten Kommiffion Die 
Sanierung fördern helfen. Dahin rechne ich 3. B. die Erbauung des neuen 
Gentralbahnhofes hart an der Grenze des I, Bezirks und für den II. Bezirk 
den Umjtand, dab dort verfchiedene Straßenerweiterungen geſichert oder fchon 
in Ausführung begriffen find. 


Überblidt man das Wenige, was feit der Verfammlung des Vereins 
für Socialpolitif im Jahre 1886, troß der ununterbrocdenen theoretifchen 
Erörterungen, thatſächlich auf dem Gebiet der Beauffichtigung und Sanierung 
der Wohnungen geleijtet ift, fo kann dadurd nur das ſchon damals auf- 
gejtellte Verlangen nad) einem Reichswohngeſetz neu belebt werden, für das 
durch die oben gefchilderten lofalen Gejege inzwifchen mande wichtige Grund: 
lagen gewonnen find. Sie haben vor allem gelehrt, daß das Aufftellen von 
Minimalforderungen an die Befchaffenheit und Benugung der Wohnungen 
nicht das Entſcheidende ift, wie man bisher wohl angenommen bat. Das 
mag man den Lofalbehörden überlafjen, entſprechend den flimatifchen Ber- 
hältnifjen und den Lebensgemohnheiten der betreffenden Gegend, wenn in 
dem Geſetz nur die Punkte bejtimmt werden, melde in jeder Wohnung zu 
beadten und Gegenitand der Xofalverordnung zu fein haben. Höchſtens 
fönnte man, wie fhon im Heſſiſchen Geſetz den Minimalluftraum allgemein 
feftlegen, und zwar nach den Straßburger Vorſchlägen auf 10 bezw. 5 cbm 
für jeden Erwachſenen bezw. jedes Kind unter zehn Jahren unter Gewährung 
erleichternder Übergangsfriften. 

Viel wichtiger ift, daß das Gefeg Beltimmungen enthält über die Be- 
fugnifje und Pflichten der Gemeinden in Bezug auf die Wohnungen, 
über die ausübenden Behörden, denen unter allen Umftänden ein beamteter 
Bauverjtändiger und ein beamteter Arzt beigegeben werden muß, über Strafen 
und über das Bejchwerdeverfahren, über Gewährung von Vorfhüffen für den 
Umbau gefundheitswidriger Wohnungen, über Entfhädigungen und Ent: 
eignungen für Sanierungszwede, über Maßnahmen zu Erleichterungen des 
Baues kleiner Wohnungen, über den Wohnungsnachweis und über fortlaufende 
und regelmäßig zu veröffentlichende jtatiftiiche Erhebungen über den Beltand 
und Bedarf an Kleinwohnungen und über ihren Mietwert. An fremd- 
ländifchen Vorbildern dazu fehlt es nicht. Möge ihnen bald gefolgt werden! 


Nachtrag. 


Während des Druckes der vorſtehenden Arbeit hat der Staatsſekretär 
des Innern Dr. Graf von Poſadowsky in der Reichstagsſitzung vom 
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30. Januar 1901 eine Erllärung des Reichskanzlers verlefen, nad welcher 
die Frage einer wirfjamen Befämpfung der auf dem Gebiet des Wohnungs: 
weſens hervorgetretenen Mißſtände ftaatörechtlih und adminiftrativ nur auf 
dem Wege der einzelitaatlihen Verwaltung erfolgreich gelöft werden fann. 
Darnah wird der Wunſch nad einem Reihsmohngefeg einftweilen unerfüllt 
bleiben. 

Dagegen find durd die Thronrede bei Eröffnung des Landtages am 
8. Januar 1901 für Preußen ftaatlihe Maßnahmen zur Verbefjerung der 
Wohnungsverhältnifje in Ausficht geftellt, und unter dem 19. März 1901 
ift der bedeutfame Nunderlaß der vier Minifter für Handel, für Kultus, 
des Innern und für Landwirtſchaft, betr. die zur Verbefjerung der Moh- 
nungsverhältnifje zunächft zu ergreifenden Maßnahmen erfchienen. 

In Bayern ift auf Grund des oben erwähnten Polizeiſtrafgeſetzbuches 
vom 26. Dezember 1872 Artikel 73 Abjag II und III, in der Fafjung 
des 8 2 des Gefehes vom 22. Juni 1900, unter dem 10. Februar 1901 
eine allerhöcdjite Verordnung über die Handhabung der Wohnungsaufficht 
erlaffen, welche für die größeren Städte und Orte mit dichter Bevölferung 
eigene Wohnungsfommiffionen einjegt, denen Wohnungsinfpeltoren beigegeben 
werden fünnen, und eingehend die Pflichten und Rechte diefer Drgane regelt. 
Aud über die an die Wohnungen zu ftellenden Anforderungen wird manches 
in den SS 10—15 feftgeftellt, unter dem Vorbehalt, daß nähere einfchlägige 
Anordnungen im Wege ober- oder ortöpolizeilicher Vorfchriften zu erfolgen 
haben. 

Zum Schluß iſt umijtehend eine neuerdings erfchienene Zuſammen— 
ftellung über die Thätigfeit der Hamburger Behörde für Wohnungspflege 
abgedrudt. 
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Tab. I. | Zufammen 


über die Zahl der im Jahre 1900 bei der Behörde für MWohnungspflege 
und Erledigung derfelben, fowie über die Art 
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Tab. I. Zuſammen 
über die Arten der im Jahre 1900 zur Kenntnis der Behörde für 
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Die Beauflichtigung der vorhandenen 
Wohnungen. 


Don 


Pberbürgermeifter Zweigert, Elfen. 


Wenn die Aufforderung, A Ia des Programms der neuen Unter- 
fuhungen des Vereins für Socialpolitif über die MWohnungsfrage zu be- 
handeln, vielleicht deshalb an mich ergangen ift, weil ich als erfter den 
Verfuh gemacht habe, in einer preußifchen Stadt einen techniſch gebildeten 
MWohnungsinfpektor anzujtellen, und man den Wunfch gehegt hat, die Er- 
fahrungen fennen zu lernen, die id in meiner Stadt mit dem der Thätig- 
feit diefes im Hauptamt angeftellten Wohnungsinſpektors gemacht habe, fo 
würde man fi in der Hoffnung, etwas befonders Neues, für andere Ge- 
meinden Nachahmenswertes in Erfahrung zu bringen, berzlih getäufcht 
haben. 

Die Wohnungsinfpektion im Hauptamt ift in Eſſen durch Beſchluß der 
Stadtverordnetenverfammlung vom 17. März 1899 eingeführt. Es war 
nicht gleich möglich, eine geeignete Perjönlichkeit zu finden, der Wohnungs- 
infpeftor übernahm fein Amt am 1. Mai 1899, er war mit den örtlichen 
BVerhältniffen, mit der Art der Bauthätigfeit nicht vertraut, er wurde daher 
zunächſt für ein halbes Jahr dem Stadtbauamt, Abteilung für Baupolizei, 
überwiefen, damit er hier die nötige Sad: und Perfonenfenntnis ſich an- 
eigne, und jo begann feine Thätigleit im November 1899. Seinen erjten 
Sahresberiht hat er am 8. Dezember 1900 erjtattet, Erfahrungen mit 
diefer Neueinrichtung liegen daher noch nicht vor. Die Erfüllung der mir 
als Berichterftatter geitellten Aufgabe, eine Daritellung der bisherigen 
Wohnungspolitif wenigftens für die Stadt Eſſen zu geben, iſt daher durch 
diejen Umſtand erfchwert. Aus einer einjährigen Erfahrung zu fchlieken, 
ift leichtfertig.. Umſtände perfönlicher und lofaler Natur beeinflufjen das 
Urteil, fie zu verallgemeinern verleitet zu irrigen Schlußfolgerungen,, bie 
man bei einer fo wichtigen Angelegenheit vermeiden joll. 

Sch bin alſo infofern ein wenig geeigneter Berichteritatter. Noch 
weniger angenehm ift meine Aufgabe als Berichterjtatter aber hinfichtlich 
der objektiven Darftellung deſſen, was in anderen Gemeinden des preußifchen 
Staatd und in den anderen deutſchen Staaten gejchehen iſt. Dieſe Auf- 
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gabe wird nämlich erſchwert durch das Erſcheinen einer Schrift, die voraus— 
fichtlich alle meine Lefer in der Hand gehabt und mit demfelben nterefje 
und mit derjelben Befriedigung gelefen haben mie id). 

Ich meine die Schrift des Beigeorbneten der Stadt Straßburg i. E., 
Hans Freiherrn v. d. Golg: „Die Wohnungsinfpeltion und 
ihre Ausgeftaltung durd das Reich“, herausgegeben von dem Verein 
„Reichswohnungsgeſetz“, Göttingen 1900, 

Diefes Buch enthält eine jo ausführliche, eine fo objektive, zeitlich bis 
in die legten Monate hineinreihende Darftellung, fowohl des geltenden 
Rechts als auch der in den einzelnen Städten, Vermwaltungsbezirten und 
Gemeinden gemadten Verſuche, daß dem eigentlich wenig hinzuzufügen ift. 

Der Verfafjer hat in der richtigen Erwägung, daß das Bebürfnis nad) 
Einführung einer geordneten Wohnungsbeauffihtigung ſich zuerft in den 
großen Städten geltend gemacht haben wird, bei 55 deutſchen Städten über 
50000 Einwohner eine die MWohnungsinfpektion betreffende Umfrage an- 
geitellt und von 52 Städten mehr oder minder ausführliche Antworten er- 
halten. 

Das Reſultat diefer Antworten ſowohl in Rüdficht auf die Darftellung 
der thatfählichen Verhältniſſe, als auch hinfichtlih der Bedenken und der 
Organiſations- und Verbefjerungsvorfhläge, die von feiten der Verwal— 
tungen diejer Städte gemadt find, teilt der Herr Verfafjer in gediegener 
Kürze, aber doch in folder Ausführlichkeit und fo klar und fyftematifch ge— 
ordnet mit, daß jedermann, der dieſes Werk mit Aufmerffamfeit gelefen hat, 
über den Stand der Wohnungsinfpektion im Deutſchen Reich genugfam und 
ausreichend unterrichtet iſt. 

Mir bleibt daher, wenn ich nicht das, was v. d. Golf beſſer, als ich 
es vermöchte, bereits gejagt hat, einfach wiederholen will, nichts anderes 
übrig, als mich auf einen Hinweis auf dieſes Buch zu befchränfen. Nur 
der Wolljtändigfeit wegen, weil die Unterfuhung des Vereins für Social- 
politif nad) dem Wunfche der Kommiffion möglihft ein Bild über den ge- 
famten Stand der Wohnungspolitif in Deutfhland geben fol, muß ich 
auch über diefen Teil meiner Aufgabe einiges bringen, wobei ich Herm 
v. d. Goltz um Verzeihung bitte, wenn ich gezwungen bin, immer wieder 
und wieder auf feine Ausführungen zurüdzufommen und auf fie zu ver- 
weiſen. 

Das von der Kommiſſion des Vereins für Socialpolitif aufgeſtellte 
Programm foll die Mohnungsfrage erfchöpfend behandeln. 

Die einzelnen Teile und Unterabteilungen geben indefjen feine direkte 
Veranlafjung zu der Behandlung der Frage, ob eine MWohnungsfrage in 
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Deutichland überhaupt vorhanden ift, und ob daher ein Eingreifen in die- 
felbe jeitens der öffentlichen Gewalten, und ob „geſetzliche und polizeiliche 
Mapregeln” geboten find. In der Einleitung follen von anderen Referenten 
behandelt werben: 

1. Wohnungsftatiftif und Wohnungsenquete (Überblid über die feit 
1886 veröffentlichten Ergebniffe im Anſchluß an Band XXX und 
XXXI der Schriften des Vereins für Socialpolitif). 

Die Entwidlung der ſtädtiſchen Baupolitif und der ftädtifchen Grund- 
rente (insbejondere in Berlin und Wien). 

Unter der Nr. 1 mag allenfalls die principielle frage erörtert werben 
fönnen, gefordert ift eine derartige Unterfuhung indefjen nicht, obwohl die- 
jelbe, wie ich meine, nicht entbehrt werden fann. 

Es mag ja fein, daß bei den Herren von der Kommiffion des Vereins 
und auch bei feinen Mitgliedern über diefe Frage ein Zweifel nicht mehr 
vorhanden iſt. Allein der Verein jchreibt nicht bloß für feine Mitglieder, 
für MWiffende, die einer Belehrung nicht mehr bedürfen, jondern für meite 
Kreife der Bevölferung, deren Intereſſe gewedt werden ſoll, damit fie mit- 
arbeiten an der Löſung einer Frage, die niemals gelöft werden wird, die 
aber nur dann der Yöjung näher geführt werden fann, wenn alle Kreife der 
Bevölferung an derjelben mitarbeiten. Daß aber alle Kreije noch feines- 
wegs von der Notwendigfeit eines Eingreifen in die natürliche Entwidlung 
der Mohnungsfrage durchdrungen find, beweiſt v. d. Golt in feiner oben- 
genannten Schrift, indem er auf Seite 3 derjelben mitteilt, daß auch in den 
Antworten, welde ihm auf feine Anfrage feitens der 55 deutjchen Städte 
über 50000 Einwohner zu teil geworden find — allerdings nur von ver- 
einzelten Stabtverwaltungen — ein Bedürfnis zu einem Eingreifen in Sachen 
Mohnungsfrage geleugnet wird. 

Wenn das am grünen Holze geichieht, was ſoll am dürren werben, 

Es jei mir daher als Einleitung meiner Eleinen Arbeit gejtattet, mit 
wenigen Worten auf diefe Frage einzugehen, das Vorhandenfein einer 
Wohnungsfrage und die Notwendigfeit des Eingreifens mit geſetzlichen und 
polizeilihen Mafregeln, wenn nicht zu beweifen, jo doch mwenigitens zu be- 
zeugen. ch halte mich hierzu um fo mehr berufen, als ich ſelbſt von 
einem Saulus zum Paulus geworden bin. 

Als der Deutiche Verein für öffentlihe Gefundheitspflege im jahre 
1889 zum zweitenmal fi ausführlih mit der Wohnungsfrage bejchäftigte, 
gehörte auch ich zu den Zweiflern. 

Schriften XCV. — Wohnungsfrage. 1. 2. + 


to 
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Zu meiner Entſchuldigung mag dienen, daß ich aus einer Stadt— 
gemeinde fomme, in welcher dank der meitfichtigen Fürſorge des in ihren 
Mauern lebenden größten deutfchen Arbeitgebers diefer Frage feit Jahr- 
zehnten das lebhaftefte Jntereffe zugewandt iſt, und in melder diejes 
Interefje nicht bloß durch fchöne Reden und Schriften, dur Vereins— 
gründungen und Berfammlungen, fondern durch praktiſche Arbeit bethätigt 
ift, welche ganze Stadtteile herrlicher, gefunder und mwohlfeiler Wohnungen 
entjtehen ließ. 

Auch im Jahre 1891 gehörte ich noch zu denjenigen, welche glaubten, 
zur äußerften Vorficht mahnen zu müjjen. 

Damalö war mir von dem Deutjchen Verein für öffentliche Geſund— 
heitspflege für feine XVII. Generalverfammlung die Aufgabe geitellt, über 
die „Handhabung der gefundheitlihen Wohnungspolizei” zu referieren. 

Sch führte aus, daß die Frage, ob in Deutfchland ganz allgemein oder 
menigitens in der überwiegenden Zahl der Gemeinden Mipftände im Wohnungs» 
weſen hervorgetreten jeien, faft allgemein bejaht werde, und doch ſcheine es 
mir, als ob man dieje Frage, verführt durch das Reſultat einzelner Unter- 
ſuchungen und in dem Bejtreben zu helfen, all zu raſch in bejahendem Sinne 
zu beantworten geneigt jet. 

Der Herr Referent auf dem Kongreſſe des Deutjchen Vereins für 
öffentliche Gefundheitspflege im Jahre 1887, Dr. v. Miquel, hatte Die 
Behauptung aufgeftellt, daß die Übelftände im Wohnungsmwefen vor- 
handen jeien: 

1. nicht bloß in großen Städten, fondern ganz allgemein, ja, daß die 
Übelftände in kleineren und mittleren Städten — und auch auf dem 
flahen Lande — oft noch ärger hervorträten als in den großen 
Städten und nduftriecentren, dab 

2. die Urſachen nit nur in den Verhältniffen, in der ganzen Art der 
Entwidlung unferes jocialen Xebens, jondern nicht jelten auch in 
einer Art Ausbeutung der Wohnungsmieter durch die Vermieter zu 
juchen wären, und daß endlid) 

3. diefe Wohnungsübelftände nicht bloß periodische, vorübergehende feien, 
fondern daß diefelben ganz allgemein einen dauernden Charakter an- 
genommen hätten. 


So ganz allgemein, wie das von Dr. v. Miquel ausgefproden war, 
glaubte ich damals die Übelftände als vorhanden nicht anerfennen zu können. 
Ich führte aus, daß ed m. E. nötig fei, die Frage ſelbſt zunächſt zu prüfen, 
daß in jedem Ort, in dem man fich zu einem Eingreifen in die Wohnungs: 


Die Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen. 51 


frage entjchließen möchte, vorher genau fejtgeftellt werden müßte, ob die 
Übelftände, Die anderswo hervorgetreten find, fi auch an dem Orte zeigen, 
für melden Abhilfemaßnahmen in Ausfiht genommen worden find, 

ALS einziges Mittel zu diejer Erkenntnis zu gelangen, bezeichnete ich 
mit meinem Herrn Mitreferenten, Geh. Nat Stübben, die Veranftaltung 
einer Wohnungsenquete für jede Gemeinde, wie fie ja bereit3 damals für 
mehrere aroße Städte veranjtaltet worden war. 

Von diejer meiner Auffafjung bin ich zurüdgelommen. Die inzwifchen 
veranjtalteten ausführlihen Wohnungsenqueten amtlicher und privater Natur, 
noch mehr aber die in der Tagesprefie und in Fachzeitſchriften veröffent- 
lichten Einzelnachrichten! haben mich überzeugt, daß die oben angeführten 
Zeitfäge zu 1. und 3. des Dr. v. Miquel ganz allgemein zutreffend und 
gültig find, noch viel mehr aber bin ich überzeugt worden durch die Er- 
fahrungen, die ich in der von mir verwalteten Stadt gemadt habe. 

Troß Der weitgehenden Fürſorge der Firma Krupp für die Beſſerung 
der Wohnungen ihrer Werfsangehörigen, troß der ähnlichen Thätigfeit an- 
derer größerer und fleinerer Arbeitgeber, troß der von der ftädtifchen Ver- 
waltung, wenn auch mit geringeren Mitteln unternommenen Abhilfemaßregeln, 
troß gemeinnüßiger und genofjenschaftlicher Bauvereine und tro endlich 
einer hervorragenden gejchäftlichen Bauthätigfeit peciell in Arbeiterwohnhäufern, 
die zur Erbauung ganzer Straßenzüge durd einen Privatunternehmer ge- 
führt hat, herrfchen in meiner Stadt auf dem Gebiete des Wohnungsweſens 
Übelftände, die mit den in fittlicher, ſocialer und gefundheitlicher Beziehung 
zu ſtellenden Forderungen nicht in Einklang zu bringen find. 

Dagegen muß ih meinen Widerſpruch gegen den Leitſatz 2 des 
Dr. v. Miquel, den ih im Fahre 1891 geltend gemacht habe, auch heute 
nod aufrecht erhalten. 

Sch habe bereit3 damals hervorgehoben, daß ich es für bedauerlich er: 
achten müßte, daß bei der Crörterung der Wohnungsfrage ſtets von einer 
Ausbeutung der Mieter durch die Vermieter geſprochen werde. 

Wir arbeiten auch in Deutjchland an diejer Frage jet länger als ein 
halbes Jahrhundert und haben gegenüber der aufgewendeten geiftigen und 
materiellen Arbeit verhältnismäßig geringe praftifhe Nefultate aufzumeifen. 

Es liegt dies ganz gewiß an der Schwierigfeit der Sache, an dem 
Umjtande, daß die Kräfte zur Mitarbeit erjt gewonnen werden mußten, daß 
nicht einzelne Offiziere genügen, fondern daß eine Armee geſchaffen werden 


ı Bol. die ausführliche Nachweiſung bei v. d. Golg a. a. D. ©. 3. 
4* 
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muß, welche den Kampf aufnimmt und den Sieg herbeiführt. Zum 
kleinen Teil liegt es aber auch in der Art, wie der Kampf bisher geführt 
worden iſt. 

In den meiſten Schriften, welche ſich mit der Wohnungsfrage befaſſen, 
wird dieſe aufgefaßt lediglich als ein Kampf des wirtſchaftlich Schwachen 
gegen den Stärkeren, der ſich der Beſſerung aus Eigennutz, und weil er eine 
Verletzung ſeiner materiellen Intereſſen fürchtet, entgegenſtellt. Dieſe Auf— 
faſſung der Frage iſt nach meiner Meinung eine irrige und eine ſchädliche. 

Auch v. d. Goltz kann ich in dieſer Hinſicht einen Vorwurf nicht ganz 

erſparen. 
Wenn er dem Wunſche Ausdruck giebt, daß auch die Arbeiterſchaft ſich 
an dem Kampfe gegen die jhlehten Wohnungen beteiligen möge, jo fann 
ih diefen Wunſch nur teilen, wenn er aber weiter die Anficht ausjpricht, 
dab das Ziel fchneller erreicht werden würde, wenn auch die „organijierte 
Arbeiterfchaft mit der vollen Wucht und Nüdfichtslofigfeit, mit der fie ſonſt 
ihre Forderungen zur Geltung bringt, für die Notwendigfeit, dem Volke 
gefunde und preiswerte Wohnungen zu verichaffen, eintreten” möge, und 
wenn er meint, daß die Frage dann ihrer Löfung einen guten Schritt 
näher gebracht fei, jo fürchte ich fehr, daß wir auf eine Mitarbeit der 
organifierten Arbeiterfchaft werden Verzicht leiften müffen. 

Die „organifierte Arbeiterfchaft” jteht zum allergrößten Teil unter der 
Zeitung der politischen Partei der Socialdemofratie. 

Ein Zufammenarbeiten mit diefer Partei ſcheint mir nad) den heutigen 
Verhältnifien und nad der Art, wie dieſe Partei den Kampf zu führen 
pflegt, volljtändig ausgeſchloſſen. 

Den Beweis dafür liefert eine in neuefter Zeit erfchienene Schrift, 
welche von jocialdemofratiiher Seite ausgegangen iſt und den Titel führt: 
„Die Wohnungsfrage und die Socialdemofratie“ !, 

Der Verfafjer bemerkt, daß es, um ein planmäßiges Vorgehen in der 
Wohnungsfrage vorzubereiten, notwendig fei, ein Programm aufzuftellen 
und zu disfutieren, das, ohne die jocialdemofratifchen Endziele zu verleugnen, 
praktiſch durchführbar jei. 

Er erklärt alfo ausdrücklich, daß er nicht lediglih Agitationszwecke, 
ſondern praktiſche Zwede im Auge habe, die er durchführen will. Er muß 
daher mit uns, den Freunden der heutigen Geſellſchaftsordnung, auf diefem 
Gebiete zufammenarbeiten, und von feinen praftiihen Vorfchlägen find manche 
auch für uns durdhaus bisfutabel. 


! Die Wohnungsfrage und die Socialdemofratie von Louis Cohn. Münden 1900. 
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Aber erleichtern will er offenbar den bürgerlihen Parteien diefe Zu— 
jammenarbeit nidt. 

Für ihn iſt die Mohnungsfrage nur „Wohnungsnot” , er fennt nur 
jolhe Mißſtände, „die der ausbeutende Hauseigentümer verfhuldet“. Daß 
aud die Arbeiter durch jchlehte Behandlung der Wohnungen, durd un- 
zwedmäßige Benugung derjelben Mitfchuld tragen an den jegigen beflagens- 
werten Zujtänden, davon finden wir in feiner ganzen Schrift auch nicht 
einmal eine Andeutung. Er nennt die Beftrebungen der Baugenofjenichaften 
und deren Unterftüßung durd die bürgerlihen Parteien den „bequemiten 
Tummelplaß für alle focialpolitifhen Quackſalber“, für ihn it die Wohnungs- 
frage nichts anderes, als eine „Prellerei der unbemittelten Mohnungsinhaber” 
und die bisherigen Wohnungsenqueten find „ein ftatiftifcher Unfug zwecks 
Schönfärberei”. Uns, die wir in den Rathäufern figen, um bie öffentlichen 
Gemeindeangelegenheiten zu verwalten, nennt er „Klafjenvertreter, welche ihre 
fociale Schädlichleit und ihr Parafitentum durch hartnädigen Widerſtand 
gegen die focialdemofratifhen Forderungen aller Welt offenbaren“. Und 
was dergleichen Liebenswürdigkeiten mehr find. 

v. d. Goltz wird zugeben, daß es mindeitens fehr ſchwer fein wird, mit 
dem Berfafjer der genannten Brochüre oder einem feiner „Genofjen“ zu— 
fammen zu arbeiten, er wird meiter zugeben, daß es jedenfalls ein eigen- 
artiges Verfahren genannt werden muß, jemand zur Mitarbeit dadurd ein- 
zuladen, daß man ihn beſchimpft. 

Ich bedaure daher lebhaft, daß auch v. d. Golg es nicht unterlajjen 
hat, von Hausbefigern zu ſprechen, die in „Hamburg infolge der pluto= 
fratifhen Wahlordnung im Bürgerausfhuß mit Erfolg den Beftrebungen 
des Senats entgegengetreten” feien, daß er den Widerſtand der Hausbefiter 
gegen einzelne Maßnahmen auf dem Gebiete der Wohnungspflege als die 
„Berfchleppungspolitif des alles verſprechenden und nichts haltenden Haus- 
beſitzers“ bezeichnet. | 

Irrig ift die Auffaffung, daß es ſich bei der Löfung der Wohnungs» 
frage im mejentlihen um einen Sieg über den ausbeutenden Hausbeſitzer 
handle, weil an den ſchlechten Wohnungsverhältniffen die Mieter diejelbe 
Schuld tragen wie die Hausbejiger. 

Grundfalih ift die Behauptung, daß der Mieter ganz allgemein als 
der wirtſchaftlich ſchwächere Teil zu bezeichnen fei. 

Gewiß giebt es „ausbeutende Hausbeſitzer“, aber es giebt aud „aus: 
beutende Mieter”, nit nur folde, weldhe vom Hauseigentümer gelernt 
haben, und das ihnen gegenüber zur Anwendung gelangte Ausbeutungs- 
fyftem nun auf ihre Aftermieter, ihre Koſt- und Uuartiergänger, ihre 
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Schlafburfhen und Einlieger übertragen, fondern auch folde, welche den 
Hauswirt ausbeuten, ihre Verpflichtungen böswillig oder aus Gleihgültig- 
feit vernadhläffigen, die Miete nicht bezahlen, den Frieden des Haufes 
ftören, oder die Wohnung mißhandeln und verderben. 

Schädlich aber iſt die einfeitige Hervorfehrung des Kampfes gegen den 
Hausbefiger, weil wir, mie ich bereits 1891 ausgeführt habe, zu dem 
Kampfe zwifchen dem Beſitzenden und Nichtbefigenden, der in nie gefannter 
Heftigfeit auf allen Gebieten der privaten Erwerbsthätigkeit entbrannt ift, 
noch einen Kampf hinzufügen zwifchen dem Mieter und Bermieter, zwifchen 
dem Einwohner und dem Hauseigentümer, obwohl der lettere keineswegs 
in allen Fällen auf Roſen gebettet ift!, und obwohl wir aud den Haus- 
eigentümer wie überhaupt die befitenden Klaſſen bei unferem Kampfe als 
Bundesgenofjen nicht entbehren fünnen. Auch zu diefem Kampfe gehört, 
wie zu jedem Kriege, Geld und abermals Gelb. 

Wir brauden die befitenden Klafjen, wir follten fie daher nicht zurüd- 
ftoßen, indem mir fie „als viel verfprechende und nichts haltende Haus— 
eigentümer“ bezeichnen und fo von vornherein verlegen und zu unjern 
Gegnern madıen. 

Gegen beide, Hausbefiger und Mieter, hat ſich der Kampf zu richten 
in gleicher Schärfe, oder richtiger gejagt, er richtet fich gegen feinen von 
beiden, fondern er ift beftimmt und muß beftimmt fein, beider Intereſſen 
zu fördern und damit dem allgemeinen Wohle zu dienen. 

Das wird am leichtejten erreicht, wenn wir bei der Erörterung der 
Wohnungsfrage, wenigſtens bei dem Teil derfelben, welcher von dem Ein- 
greifen der öffentlihen Gewalt, von den „gefetlichen und polizeilichen Maß— 
regeln zur Werbefjerung der MWohnungsverhältniffe” handelt, ſoweit an— 
gängig, die focialen Geſichtspunkte zurüdtreten laffen und die MWohnungs- 
frage in erfter Linie als eine Frage der Gefundheitspolizei auffafjen. 

MWefen der Mohnungsbeauffihtigung Worin das Eingreifen 
der öffentlichen Gewalt zu bejtehen hat, melde Mittel und Wege gegeben 
find, um auf gejetlihem und adminiftrativem Wege die hervorgetretenen 


ı Nach Berthold, Die Wohnungsverhältniffe der ärmeren Klaſſen in Berlin, 
in Mayrs Archiv für Statiftit Band II waren die Hausbefiger in Berlin im Jahre 
1892 zu 80%o verfchuldet. Die von Dr. v. Miquel in einer jüngft gehaltenen Rede 
aufgeftellte Behauptung, dab die hohe Verſchuldung des ftäbtiihen Befites fein 
Beweis für eine ſchlechte wirtichaftliche Lane des Städters jei, erflärt fi wohl nur 
daraus, daß er jeine zutreffenden Bemweile für die aus der hoben Berihuldung 
folgende ſchlechte wirtichaftlihe Lage des ländlichen Grundbefite in ein um fo 
helleres Yicht ftellen wollte. 


rt 
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Übeljtände zu befeitigen oder zu mildern, das zu ermitteln ift Aufgabe der 
vom Verein für Socialpolitif veranftalteten Gefamtunterfuchung. 

Meine Aufgabe fann es nicht fein, die gejamte Wohnungsfrage zu 
erörtern. 

Dazu würde weder meine Kraft noch der mir zur Verfügung geftellte 
Raum ausreichen. 

Meine Aufgabe fol es vielmehr nur fein, eine der Mittel zu unter: 
ſuchen, 

ob durch eine dauernde, ordnungsmäßig gehandhabte behördliche 
Beauflihtigung der vorhandenen Wohnungen ! 
eine Beflerung herbeigeführt werden fann. 

Die Wohnungsinfpeftion, wie man dieſes Mittel gemöhnlich nennt, hat, 
wie v. d. Golg zutreffend ausführt, die Aufgabe, die Bejeitigung der Übel- 
ftände im Wohnungsweſen herbeizuführen, ſowie die Miederfehr derjelben 
zu verhüten. Sie hat, wie ich Hinzufügen möchte, die weitere Aufgabe, 
die Mängel aufjudeden und die Entftehung neuer Übeljtände zu ver: 
hindern. 


Die Übelftände und ihre Urfahen. Um viefe Aufgabe der 
Mohnungsbeauffihtigung von andern auf dem großen Gebiete der 
MWohnungspflege vorhandenen Aufgaben abzugrenzen, um darzuthun, mas 
dur die Wohnungsinfpeftion erreicht werden fann, und mo dieſes Mittel 
verfagt, iſt e8 notwendig, die Mängel, melde fich bisher gezeigt haben 
und ihre Urfachen zu erfennen, und zu diefem Zweck muß aud an dieſer 
Stelle hierauf in möglichſter Kürze eingegangen werden, ſelbſt auf die 
Gefahr Hin, nur längjt Belanntes zu wiederholen. Dabei tft zunächſt 
feftzuftellen , daß das Vorhandensein von Übelftänden im Wohnungsmwejen 
feine Erfcheinung der neueren Zeit ift. 

Übelftände haben beftanden im Altertum, im Mittelalter?, fie beftehen 


! In ber von der Kommiffion des Bereind mir geftellten Aufgabe ift aller- 
dings noch genannt: „Sanierung oder Bejeitigung ungefunder Quartiere“. Ich 
gehe indeſſen auf diefen Punkt nicht ein, einmal weil er m. E. mit der MWohnungs- 
beauffihtigung nicht zu thun bat, fodann aber, weil ich annehme, daß diefe Seite 
der Wohnungdfrage mein Mitberichterftatter Medizinalrat Neinde- Hamburg aus- 
führlich behandeln wird. Iſt doch Hamburg in diefer Beziehung ald das hervor- 
ragendfte Beifpiel zu bezeichnen, da in feiner Stadt Deutihlands und Öfterreich® 
in ſolchem Umfange mit ungefunden Quartieren aufgeräumt ift, wie in Hamburg. 

2 Val. Dito Trüdinger, Die Arbeiterwohnungsfrage und bie Beitrebungen zur 
Löfung derjelben. Jena. S. 4 fi. Handmwörterbud der Staatswiflenichaften, 
herausgegeben von I. Conrad. 1894. ©. 728. 
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jest, und fie werden auch beftehen, wenn einft die Socialdemofratie die Welt 
regieren jollte, | 

Auch eine totale Anderung der Gefellfchaftsordnung, insbejondere des 
Eigentumsrechts, wird die Übelftände nicht bejeitigen, vielleicht werden ein- 
zelne verjchwinden, um durch andere erjeßt zu werben. 

Zur Zeit iſt feſtzuſtellen, daß die Übelftände, wenn auch nicht allein, 
fo doc in erfter Linie bet den fleinen Wohnungen beobadtet werden. 

Die Urſache diefer Erjcheinung hat Dr. v. Miquel auf der Verfammlung 
ded Deutjchen Vereins für öffentliche Gejundheitspflege im Jahre 1888 zu- 
treffend auseinandergejeßt. 

1. Mangel an fleinen Wohnungen. Er hat darauf aufmerffam 
gemacht, daß hauptfächlich bei fleinen Wohnungen das Angebot hinter der 
Nachfrage zurüdzubleiben pflegt. 

Die private Baufpefulation wendet fih nur ungern dem Bau fleiner 
Wohnungen zu. 

Das Riſiko ift bei der Erbauung von Wohnungen für fleine Leute 
ein größeres als bei anderen Bauten. 

Das MWohnbedürfnis der Arbeiter hängt mehr als das der beſſer fitu- 
ierten Bevölferung ab von der Lage der Induſtrie. Bei rüdläufiger Kon- 
junftur vermindert ſich die Zahl der von der Induſtrie bejchäftigten Per— 
jonen, und es liegt daher die Gefahr vor, daß das Angebot einmal plößlich 
die Nachfrage überjchreiten möchte. 

Dazu fommt noch, daß derartige Käufer fchwer verfäuflih find, daß 
der Erbauende alfo fein Geld für lange Zeit feitlegt. Erheblich ift ſodann 
die Schwierigfeit der Verwaltung von Mietshäufern für kleine Leute, die 
Schwierigkeit der Einziehung des Mietszinfes von den meift vermögens- 
lofen Einwohnern, läjtig iſt die Kontrolle derjelben hinfichtli der Inſtand— 
haltung der Wohnungen, drüdend oft die Aufbringung der recht hohen Ab- 
gaben, welche in ‘Preußen durch das Kommunalabgabengefeg vom 14. Juli 
1893 noch gefteigert find, da diefes Geſetz die Gemeinden in erjter Linie 
auf die Nealfteuern und damit die Städte neben der Gewerbeſteuer auf die 
Gebäudefteuer als diejenige Steuer verweiſt, welche fie zur Befriedigung ihrer 
fommunalen Bedürfnijje vor allen anderen Steuerquellen in Anſpruch zu 
nehmen haben ’. 


! Das preußifhe Kommunalabgabengejeg vom 14. Juli 1893 ift für eine ge- 
funde Wohnungspolitif nicht günftig, wie dieſes ganze Geje überhaupt und noch 
mehr jeine Ausführung in der Praris nicht von focialem Geifte durchdrungen ift. 
Ohne Rüdfiht auf jociale Geſichtspunkte ift es von dem einfeitigen fiskaliſchen Be- 
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2. Teuerfeit der Heinen Wohnungen. Die Folge diefes Mangels 
an fleinen Wohnungen tft dann naturgemäß die Preisjteigerung derfelben, 
da der Sa, das Angebot und Nachfrage die Preife bejtimmen, auch hier 
feine Anwendung findet. 

Die Teuerfeit wird noch dadurch gejteigert, daß die Privatunternehmer, 
wie wir das in Eſſen vielfach zu beobachten Gelegenheit haben, bemüht find, 
das ganze Haus an eine Mittelöperfon zu vermieten und diejer die Meiter- 
vermietung der einzelnen Wohnungen zu überlafjen. 

Der erite Mieter ift dann naturgemäß bemüht, jo viel wie möglich 
durch die MWeitdrvermietung herauszufchlagen und verteuert dadurch auch jeiner- 
jeits die Wohnung. 

Allerdings behauptet Cohn in feiner citierten Schrift, daß Angebot 
und Nachfrage auf dem Wohnungsmarfte nicht die entfcheidende Rolle fpiele 
wie auf dem Warenmarfte. 

Wäre das mangelnde Angebot die Urſache der Wohnungsmißitände, jo 
müßten diefe an den Orten, in denen ein reichliche® Angebot leerftehender 
Wohnungen vorhanden tft, verſchwinden. Dies jei aber feineswegs der Fall. 

Sn Berlin habe es beiſpielsweiſe nad) der Zählung von 1895 leer- 
ftehende Wohnungen mit 1—2 heizbaren Zimmern 17382 gegeben, in 
Breslau 3537, in Dresden 1186. Die Zuftände feien trogdem nicht befjer 
geworden. Allein ſolche Zahlen beweifen wenig, wie aus folgendem Bei- 
fpiel hervorgeht: 

Cohn weiſt an einer anderen Stelle jeiner Schrift darauf hin, daß 
auch die Überfüllung der Wohnungen immer größer geworden ift. 

Auf ein bewohntes Gebäude träfen 


1880 1590 
in Berlin 44,9 Bewohner 52,6 Bewohner 
in Breslau 33,2 „ 35,4 4 
in Eſſen 13,5 F 16,2 


Für Berlin und Breslau kann ich dieſe Zahlen nicht kontrollieren. 
Für Eſſen iſt die Schlußfolgerung Cohns grundfalſch. 1880 kannten wir 
hier faſt nur kleine einſtöckige, höchſtens zweiſtöckige Wohnhäuſer, während 
1890 eine große Zahl von drei- und vierſtöckigen vorhanden war. Die 
Vermehrung der Bewohner von 13,5 auf 16,2 für jedes Haus läßt daher 
einen Schluß auf Überfüllung der Wohnungen nicht zu. 


ftreben getragen, die Einfommenfteuer, als die einzige ftaatlihe direfte Steuer, für 
den Staat zu refervieren und damit die reihen Leute von kommunalen Steuer- 
zuſchlägen thunlichit freizuhbalten. 
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Mas aber die leerftehenden Wohnungen betrifft, die nicht befegt werden, 
obwohl Überfüllung bei anderen Wohnungen vorhanden tft, fo ift hieran 
zum nicht aeringen Teil die leidige Gewohnheit unferer Arbeiter Schuld, 
melde für die Vorzüge einer guten Wohnung nicht da3 richtige Ver— 
ftändnis haben. 

Es ift befannt, daß unfere Arbeiter im allgemeinen zu wenig Mert 
auf eine gute Wohnung legen, daß fie, von einzelnen Arbeiterfategorien, 3. B. 
den Bergarbeitern, welche weite Wege zur Zeche in der Regel nicht fcheuen, 
abgejehen, gern in der Nähe ihrer Arbeitsftätte wohnen, und daß fie lieber 
mit einer fchlechteren Wohnung zufrieden find ala mit einer "entfernt liegen- 
den befjeren und mohlfeileren. 

Es ift weiter befannt, daß die Arbeiter in fchledhten Zeiten und auch 
jonjt, wenn fie jparen müfjen, zuerft an der Mohnung fparen und erſt dann 
an Ausgaben für Erholung, Kleidung und Nahrung ; fie find nicht geneigt, 
jagt Kalle, fih der Wohnung wegen irgend welche Beichränfung in ihren 
fonitigen Zebensgewohnheiten aufzuerlegen. 

Dieje beiden Übelftände fann eine geordnete MWohnungsbeauffihtigung 
nicht befeitigen, ſie fchafft feine neuen Mohnungen, fie reguliert nicht Die 
Mietspreiſe. 

Beſſerungen müſſen hier vielmehr durch andere Mittel geſucht werden. 

Maßnahmen auf dem Gebiete der ſtaatlichen und kommunalen Steuer- 
politik, eine mweitfichtige, vor großem, auch foftfpieligem Grunderwerb nicht 
zurüdichredende fommunale Bodenpolitif, die Erbauung von Wohnungen 
dur die Gemeinden felbit, jedenfalld für die eigenen Arbeiter und unteren 
Angeitellten, nötigenfall® auch für andere Bewohner der Stadt, die Er- 
ziehung des Arbeiter zu häuslihem Sinn und zur Pflege des Familien- 
lebens, das find wirkſame Mittel, deren Anwendung im einzelnen Fall ge- 
boten fein wird. 

Aber ganz ohne Wirkſamkeit wird auch hier eine geordnete Wohnungs— 
beauffichtigung nicht fein. 

Sie hat jedenfalld das Gute, daß fie befjer ala jede einmalige, noch 
fo forgfältig aufgenommene Mohnungsenquete, die vorhandenen, die neu 
auftretenden und die fi” immer wieder erneuernden TÜlbelftände zur Kennt— 
nis der Beteiligten bringt!. So wird fie auch den Mangel an fleinen 


ı Zu entbehren ift deshalb eine Wohnungsenquete nit. In der von mir 
verwalteten Stadt ift diefelbe mit der allgemeinen Volkszählung des Jahres 1900 
trog der beftehenden geordneten Wohnungsinipeltion verbunden worden. Das Re- 
fultat wird augenblidlih von dem ftädtifchen ftatiftifchen Amt bearbeitet. Eine 
ſolche Enquete giebt einen Überblid über den Stand des Wohnungsweſens in ber 
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Wohnungen rechtzeitig erfennen und die Staats- und Gemeindebehörben 
vor der Überrafhung bewahren, welche die in großen Städten oft erplofiong- 
artig auftretende Wohnungsnot ihnen bisher bereitet hat. 

Die rechtzeitige Kenntnis giebt die Möglichkeit rechtzeitigen Eingreifens. 

Wenn es der Wohnungsinfpeftion jodann gelingt, und das ift eine 
ihrer widtigiten Aufgaben, das Vertrauen des Arbeiter zu erwerben, dann 
wird fie in der Lage fein, bildend und erziehend auf ihn einzumirfen. 

Die Kenntnis der gefamten Wohnungsverhältniffe der Gemeinde wird 
die Mohnungsinipektion in die Lage verfegen, dem Einzelnen eine paflende 
und preiswerte Wohnung — ſoweit ſolche vorhanden find — nachzuweiſen. 

edenfalld aber wird eine geordnete Wohnungsinſpektion ſchädlich auf 
die Preisbildung der Mohnungsmieten nicht einwirken. i 

Cohn fpriht auf Seite 10 feines Buches den unzweifelhaft richtigen 
Eaß aus, daß in dem Maße, wie die Wohnungen übervölfert werden, fie 
teurer werden müfjen, was ihn freilich nicht hindert, an einer anderen Stelle, 
wo er von der Durdführung der Düſſeldorfer Polizeiverordnung ſpricht, 
das Gegenteil für richtig zu erklären (Seite 24). Hier behauptet er zu- 
nächſt zutreffend, dat die Düffelvorfer Bolizeiverordnung nicht ftreng durch— 
geführt werde. Er fürdtet aber, und das ift ungutreffend, daß durd eine 
jtvenge Durchführung diefer Verordnung das Budget des Arbeiter nod) 
mehr als bisher belajtet werden möchte, weil der Arbeiter gezwungen werde, 
eine Wohnung zu mieten, die das Mifverhältnis des Einkommens zum 
Wohnungsaufwand noch mehr fteigere. 

Das gerade Gegenteil ift richtig. Ich Habe die Erfahrung gemacht, 
die von Damaſchke in feiner Schrift „Vom Gemeinde-Socialismus” (Berlin, 
Verlag von J. Harrwig Nadjfolger) beftätigt wird, daß, je größer die Aus- _ 
nutungsmöglichfeit der Grundftüde ift, um fo höher die Preife derfelben 
fteigen. „Nicht die teueren Bodenpreife,“ jagt Damafchfe, „find der Grund 
dafür, daß nur Mietsfafernen gebaut werben, fondern umgefehrt, die Mög- 
lichkeit, Mietsfafernen zu errichten, macht den Boden teuer.” 

So ift es aud bei den Wohnungen. Laſſen wir eine Überfüllung zu, 
fo fteigern wir die Mietpreife, verhindern wir diefelbe aus hygieniſchen Grün- 
den, jo wird die Folge eine Herabjegung der Mietpreife fein. 

Auch die Wohnungsinſpektion fann daher dazu helfen, daß der Schwabejche 
Lehrſatz, daß je niedriger die Einnahme, je größer die verhältnismäßige 
Gemeinde an einem beftimmten Tage und belehrt, an mwelder Stelle zuerit die 
befiernde Hand anzulegen iſt. Ich kann nur dringend raten, eine ſolche aus— 
gedehnte Enquete möglihft in allen, wenigſtens in allen größeren Städten zu 
veranftalten. 
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Ausgabe für Miete, der heute leider noch ganz allgemein zutrifft, auf die 
Dauer nicht mehr gültig bleibe. 

3. Bauliche Mängel der Wohnungen. Eine dritte Gruppe 
von Übelſtänden iſt auf Mängel zurückzuführen, die ſchon bei der Erbauung 
der Mohnhäufer begangen werden, jei es, daß diefelben auf die Nicht- 
beahtung der baupolizeilihen Vorfchriften oder auf das Nichtvorhandenſein 
folder, oder endlich auf eine fchledte oder unzwedmäßige Bauweiſe zurüd- 
auführen find. Unzweckmäßige Grundrißlöfung, zu niedrig geftochene Räume, 
unzureichende oder fchleht gelüftete Aborte, fehlendes oder geſundheits— 
fchädliches Trinfwaffer, mangelnde oder ungeordnete Entwäfjerung, dies alles 
find Mängel, die eine geordnete Mohnungsbeauffichtigung zwar aufdeden, 
aber nicht befeitigen kann. 

Auch hier iſt weniger für die Wohnungsinfpeltion ein Feld der Thätig- 
feit als für die Baupolizei. 

Zwedmäßige Bauordnungen, orbnungsmäßige Kontrolle der Bauenden 
während der Bauausführung, Abnahme der Bauten vor der Inbenutzung— 
nahme, vor allem aber die Vorfchrift, daß bei Einreichung jedes Baugefuchs 
für jeden Raum aud die Zwedbeitimmung angegeben werden muß, und daf 
diefe Zmedbeitimmung ohne Genehmigung der Baupolizeibehörde nicht ge— 
ändert werden darf, werden hier Abhilfe fchaffen, aber auch hier kann die 
MWohnungsbeauffihtigung helfend mitarbeiten. 

Sie wird, wie feine andere, in der Zage fein, der Baupolizeibehörde 
beratend zur Seite zu ftehen, fie wird angeben fünnen, melde baupolizei- 
lichen, mit Koften verbundenen Vorfchriften, um die Erbauung billiger Wohn- 
bäufer zu erleichtern, entbehrt werden fünnen, fie wird endlich insbefondere 
die Vorſchrift zu fontrollieren berufen fein, daß die Zmwedbeitimmung der 
einzelnen Räume, wie fie bei der Baufonzeffion feitgeitellt iſt, ohne Ge- 
nehmigung der Behörde nicht geändert werden darf. 

4. Mängel, durd die Benugung der Wohnung verurjadt. 
Und damit fomme ich zu denjenigen Mängeln, melde recht eigentlich 
Sade der Wohnungsbeauffihtigung find, es find dies alle diejenigen Mängel. 
im Wohnungsweſen, welche fi dur die Benugung der Wohnung ergeben. 

Die Wohnungsbeauffihtigung hat es mit vorhandenen Wohnungen zu 
thun. Die SHerftellung neuer Wohnungen zu fontrollieren iſt Sache der 
Baupolizei, und nur infofern bei vorhandenen Wohnungen die Vorfchriften 
der Baupolizei nicht beachtet find, mag aud die Wohnungsbeauflihtigung 
ihre nachträgliche Anwendung bei der Baupolizei in Antrag bringen. 

Ihre eigentlihe Aufgabe ift und bleibt aber die Beauffichtigung der 
Benußung der Wohnung, und damit hat fie eine Fülle von Arbeit, die fie 
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zwingt, in das innerjte Familienleben der Bevölterung mit der gebotenen 
Rückſicht einzubringen. Sitten und Gemöhnungen des Volfes muß fie 
ftudieren, zur Hebung des fittlihen Bemwußtfeins, für Förderung von An- 
itand und guter Sitte, von Verträglichfeit und Friedfertigfeit beitragen, 
vor allem aber, und das ift ihre eigentliche Aufgabe, hat fie dafür zu forgen, 
daß alles vermieden werde, wodurch bei Benutung der Wohnung gejund- 
heitliche Gefahren für die Bewohner felbft, für die Mitbewohner des Haufes, 
für die Umgebung desjelben oder für die ganze Gemeinde herbeigeführt 
werben fünnen. 

5. Insbefondere die Überfüllung der Wohnungen. Diefe 
gefundheitlihen Gefahren entjtehen in erjter Linie durd die Überfüllung 
der Wohnungen. Sie ift meiftens die Urfache aller anderen Übeljtände. 
Wenn, was im Intereſſe der Sittlichkeit zu fordern ift, die Gefchlechter, 
fomeit es fi) um unverheiratete Erwachſene handelt, nicht in getrennten 
Räumen fchlafen, wenn Lofalitäten, die urfprünglid gar nicht zu Wohnungs: 
zweden bejtimmt find, zu folden benußt werden, wenn die Abortanlagen 
ichleht gehalten find, wenn Luft und Licht feinen ausreichenden Zutritt zu 
den Wohnungen finden Zönnen, fat immer ift die Urfache diefer Übel- 
jtände die Überfüllung der Wohnung, die Anhäufung zu vieler Menſchen in 
denjelben Räumen. 

Die Überfüllung zu befeitigen, fie nicht zu dulden, ift Aufgabe der 
Mohnungsinfpeftion. Soll fie aber diefes Ziel erreihen, fo muß fie eine 
behördliche fein. 

Welche Behörde die Wohnungsinſpektion ausübt, ob eine ftaatliche oder 
eine Gemeindebehörde, ob man die Mohnungsbeauffichtigung als eine fommu- 
nale MWohlfahrtseinrihtung oder als eine Aufgabe rein polizeilicher Thätig- 
feit bezeichnet, ift dabei von untergeordneter Bedeutung. 

Jedenfalls muß es eine Behörde fein, welche mit folden Machtmitteln 
ausgejtattet ift, daß fie ihre Anordnungen widerfprechenden Elementen gegen: 
über — feien dies die Hauseigentümer oder die Mieter — nötigenfalls im 
Mege des Zwanges durchzuführen in der Lage ift. Daran wird aud durch 
den Spott Cohns, daß in Deutfchland die Polizei alles könne und veritehe, 
nichts geändert !. 

a) Zu diefem Zmwede bedarf die MWohnungsbeauffihtigung zunädjit 
materieller Vorfchriften über die Anforderungen, melde an eine Wohnung 
zu ftellen find, 


ı Cohn a. a. O. ©. 42. 
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Die Aufftelung von Mindeftforderungen ift jchon deshalb nötig, weil 
dadurch allein die Thätigkeit der MWohnungsbeauffihtigung zu einer un— 
parteitfchen und gerechten ausgeftaltet werben kann. 

Wie der materielle Inhalt diefer Mindeftforderungen bejchaffen fein 
foll, darüber wird fpäter zu verhandeln fein. 

Zunädft dürfte feitzuftellen fein, in melder Form diefe Mindeft- 
anforderungen zu erlaflen find, ob im Wege der Bolizeiverorbnung, im 
Wege ded Landesgeſetzes oder gar des Reichsgeſetzes. 

a) Im Anfang der Mohnungsbewegung in Deutfchland war man 
allgemein der Meinung, daß allein das Reichsgeſetz der richtige Weg 
jei, und noch heute vertritt der Verein „Reichswohnungsgeſetz“ Diefen 
Standpunkt. v. d. Golt hat feiner, im Auftrage dieſes Vereins heraus- 
gegebenen Schrift den Entwurf eines foldhen Geſetzes beigefügt. Auch Der 
Deutfche Verein für öffentliche Gefundheitspflege hat im Jahre 1888 und 
1889 ein Reihswohnungsgefeg als unerläßlich bezeichnet und im Jahre 1889 
den Entwurf zu einem folchen Gejege ausgearbeitet. 

Der Vergleich zwifchen diefen beiden Entwürfen ift jehr interefjant. 
Während man im Anfang der Bewegung den größten Wert auf den Er- 
laß zweckentſprechender Bauvorjchriften legte, die VBorfchriften über die Be- 
ichaffenheit der vorhandenen Wohnungen und die Benußung derfelben zurück— 
treten ließ und über die Beachtung der Vorfchriften wenig oder gar nichts 
fagte, hat v. d. Gol in feinem Entwurf bereit3 eingehende Vorſchriften 
über die Befchaffenheit der Mohnungen aufgeftellt, von Bauvorſchriften fajt 
ganz abgejehen und die Kontrolle durch Einfegung einer befonderen Behörden: 
organifation ficher zu ftellen verfudt. 

Die Fortichritte find unverfennbar, und für eine Gemeinde mögen die 
v. d. Goltzſchen Vorſchriften als Anhalt brauchbar fein, für ein Neichsgefet 
taugen jie nidt. 

Die Kompetenz des Reichs zum Erlaß materieller Vorfchriften an fich 
fann meines Erachtens allerdings nicht beftritten werben. 

Allein wie ich bereits auf der Generalverfammlung des Deutſchen Ver: 
eins für öffentliche Gefundheitspflege in Köln hervorzuheben mir geſtattet 
habe, fann durch ein Reichsgeſetz überhaupt nichts oder nur fehr wenig er: 
reicht werden. 

Die Verhältniffe in Memel und am Bodenfee, im rheinifch-weitfälifchen 
Snduftriebezirf und im oberjchlefifhen, an der Ems und an der Weichſel 
find jo verſchieden, daß ein gemeinfames Geſetz unmöglih ift. Klima, 
Bodenbejhaffenheit, Wohlhabenheit, Lebensgewohnheit der Bevölkerung find 
für ein foldhes Geſetz entfcheidend. in Reichsgeſetz könnte die Mindeft- 
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anforderungen nur danach bemefjen, was in dem ärmjten, was in dem 
Elimatifch günftigften, was in dem in den Xebensgewohnheiten am meijten 
zurüdgebliebenen Teile des Reichs nad den beftehenden Verhältniſſen er- 
reichbar ift. 

Was für Dftpreußen ausreiht und ausreihen muß, genügt aber noch 
lange nicht am Rhein mit feiner wohlhabenderen Bevölkerung, was in 
klimatiſcher Hinfiht in Oftpreußen verlangt werden muß, iſt überflüjfig im 
Rheingau oder an den Ufern des Bodenjees. 

Die moralifchen Erfolge, die man ſich von einem Eingreifen des Reichs 
verfpricht, find auch nicht allzu hoch anzufchlagen. 

Moralifhe Erfolge erreiht man nicht durd ein Reichsgeſetz, fondern 
durch die guten Gründe, welche für die Sache der Wohnungsverbefferung 
vorgetragen werben, denen fich heute troß des fehlenden Reichsgeſetzes wenig: 
ftens theoretiih nur noch wenige verjchließen. 

Wenn man zur Widerlegung diefer Einwände hervorgehoben hat, daß 
das Neih nur Mindejtanforderungen aufjtellen ſolle, daß es jedem Staat, 
jeder Gemeinde unbenommen bleibe, weiter zu gehen, jo iſt dem entgegen- 
zuftellen, daß dadurch die Buntjchedigfeit der Mindeftanforderungen nicht 
vermieden wird, daß die vom Weich aufgeftellten Dliindeftanforderungen für 
feinen einzigen Ort des Reichs allein maßgebend fein werden, daß überall 
Änderungen vorgenommen werden müfjen, und daß jchon aus diefem Grunde 
das Neichögejet entbehrt werden kann. In flimatijcher Beziehung wird das 
Reichsgeſetz die Verhältnijje des beiten Klimas dem Gejet über die Mindeſt— 
anforderungen zu Grunde legen müfjen, diefe Beftimmungen muß Oftpreußen 
als unzulänglic ändern, bei den Anforderungen für den Vlindeitluftraum 
werden vielleicht die Verhältniffe Oftpreußens bejtimmend fein, während hier 
am Rhein erheblich höhere Anforderungen zu ftellen find. 

B) Ob Landesgejeg oder Bolizeiverordnung, diefe Frage kann 
nicht allgemein beantwortet werden. Für Hamburg und Heſſen mag ein 
Landesgeſetz möglih und nützlich fein, für Preußen oder Bayern gewiß 
nit, aus bdenjelben Gründen, die gegen den Erlaß eines Reichsgeſetzes 
jprechen. 

b) Was gefordert werden muß, it, daß in jedem Xande die 
Möglichkeit der Einführung einer geordneten Wohnungsbeaufjihtigung ge: 
geben ift, und daß Behörden, melde diefelbe in die Hand zu nehinen be- 
rufen find, vorhanden find. Das iſt aber, wie v. d. Gol& treffend 
nadhgewiejen hat, im ganzen Neih, in allen Bundesjtaaten ſchon jet 
der Fall. 
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Mo derartige gefegliche Beitimmungen nod fehlen follten oder einer 
Ergänzung bevürfen, da fann man es gewiß der Zandesgejeggebung überlafjen, 
diefelben einzuführen, und das gilt ausnahmslos von denjenigen Vorſchriften, 
durch welche die Behörde bejtimmt wird, der die Aufgabe der Mohnungs- 
pflege zufällt, 

In diefer Beziehung tft das Neich überhaupt nicht zuftändig. 

Die Einfegung eines „Reihswohnungsamts” mag das Reich veranlafjen, 
aber diefem Amt wird es gehen, wie dem „Reichgeifenbahnamt” und dem 
„Reichsgefundheitsamt“. Von feiner Verwaltungsthätigfeit wird man nicht 
viel merfen. 

Die Beftimmungen in dem v. d. Goltzſchen Entwurf für ein Reiche: 
wohnungsgejeß, daß der Bundesrat diejenigen „höheren Verwaltungsbehörden“ 
zu bezeichnen habe, welche in den einzelnen Verwaltungsbezirfen die Aufficht 
über die Mohnungspflege zu Führen haben, daß in allen Gemeinden über 
10 000 Einwohner ein „Wohnungsamt” einzurichten fei, die Beitimmungen, 
aus welchen Perfonen das „Wohnungsamt“ zu beitehen, und wie es zu ver- 
fahren hat, alles das find Vorfchriften, die ein Reichsgeſetz gar nicht erlaffen 
fann, weil das Reich hierfür nicht zuftändig. ift. 

Dadurd würde ein Eingriff in die zur alleinigen Zujtändigfeit der 
Bundesjtaaten gehörende Verwaltungsorganifation des Einzeljtants und in 
die Gemeindeverfafjungsgefege herbeigeführt werden, der einer vollſtändigen 
Depofjedierung der einzelnen Zandesregierungen gleichläme. 

Hierzu liegt eine Veranlafjung ganz gewiß nicht vor. 

So ſehr ich anerfenne, daß v. d. Goltz ſich bemüht hat, eine möglichjt 
gute Organifation der zur Mohnungspflege berufenen Behörden zu jchaffen, 
allgemein in allen deutichen Gemeinden durchführbar jind feine Vorfchläge 
jedoch ebenfalls nicht. 

Ganz unhaltbar endlich find die Bejtimmungen in den SS 17 bis 23 
feines Entwurfs!. Hier giebt er Vorfchriften über die Befugnifje ber 
Sandesverwaltungsbehörden, über die gegen ihre Anordnungen zuläfligen 
Rechtsmittel und Strafvorfcriften, welche mit den desfallfigen Vorfchriften, 
3. B. des Preußifchen Gefeges über die Allgemeine Landesverwaltung, fi) 
nicht in Übereinftimmung befinden, ganz zu ſchweigen davon, daß v. d. Goltz 
in den SS 21 und 22 feines Entwurfs die wegen Begehung einer jtraf- 
baren Handlung (Verbrechen, Vergehen, Übertretung) auf Grund des Reichs— 
ſtrafgeſetzbuchs oder eines Specialgejetes zu verhängenden Kriminalftrafen 
nicht unterjcheivet von den fogenannten Erefutivftrafen, d. h. denjenigen 
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Strafen, welde Verwaltungsbehörden androhen oder verhängen, um eine von 
ihnen innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffene Anorbnung (fei e8 eine Hand- 
lung oder eine Unterlafjung) zu erzwingen. 

Der Berfuh v. d. Goltzs, den Entwurf eines Reichsgeſetzes über die 
MWohnungspflege aufzuftellen, ift daher ebenfo geſcheitert wie der feinerzeit 
von der Kommiffion des Deutjchen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege 
im Jahre 1889 unter dem Vorfit des Dr. v. Miquel unternommene ähn- 
lihe Verſuch. 

Die Miquelihe Kommiffion hatte einen allenfalld brauchbaren Entwurf 
einer örtlichen Baupolizeiorbnung zu ftande gebracht, v. d. Goltzs Entwurf 
enthält für ein Ortsjtatut oder einen Gemeindebeſchluß über eine Wohnungs- 
fommiffion oder ein Wohnungsamt wertvolle Vorfchläge. 

Für ein Reichsgeſetz eignen fich- beide Entwürfe nidt. 

Ich bin daher nach wie vor der Meinung, daß durch die Forderung 
nad einem Reichsgeſetz nichts erreicht wird, in materieller Beziehung fann 
das Reichsgeſetz nichts leiften, in formeller Beziehung, in Bezug auf die 
Behördenorganifation ift das Neich nicht zuftändig. Die Forderung eines 
Reichsgeſetzes ift fogar ſchädlich, weil dadurd die Trägen und Gleihgültigen 
einen trefflichen Vorwand erhalten, die Sache auf die lange Bank zu 
ſchieben. 


Die bisherige Wohnungspolitit und ihre Erfolge in 
Öfterreich und Deutſchland. 


Wenn ic mid) nunmehr zu einer Darftellung der bisherigen Wohnungs» 
politif und ihrer Erfolge in Dfterreih und in den einzelnen deutſchen 
Bundesftaaten wende, fo wird auch hier wieder ebenfo, wie bei den vor- 
jtehenden allgemeinen Crörterungen, einerſeits auf eine Daritellung des 
geltenden materiellen Rechts, andererjeit3 auf eine Erörterung der zur Aus- 
übung desfelben berufenen Behördenorganifation, ferner endlich auf eine Mit- 
teilung der thatjählichen Handhabung der Wohnungsinfpeftion einzugehen fein. 

Die Fülle diefes Stoffes ift eine fo aroße und die materiellen und 
Drganifationsbejtimmungen find, troß aller in den Verhältniffen und in den 
allgemeinen Xandesverfafjungsgefegen begründeten Berfchiedenheiten doch jo 
gleichartige, daß es geraten erjcheint, um nicht zu lang zu werden, diejen 
Punkt möglichſt zu befchneiben. 

Ich werde mich daher auf das Wichtigite befchränfen, wobei es natürlich 
jein wird, wenn ich für meinen engeren Bezirk, auf dem ich praftifche Er- 
fahrungen gejammelt habe, etwas ausführlicher werde. 

Säriften XCV. — Wohnungsfrage. 1. 2. 5 
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I. Ofterreid. Was zunädft die Verhältniſſe in Vfterreih be- 
trifft, fo muß ih die Kommiffion des Vereins für Socialpolitif und 
meine Leſer um Entfchuldigung bitten, wenn ich hierüber nicht viel mitzu— 
teilen vermag. 

Die dort geltenden allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen unterfcheiden 
fi teils erheblich von den deutſchen. Zunächſt ift feitzuftellen, daß auch 
in Ofterreic allgemeine Gefege über Bau- und Wohnungspolizei nicht be— 
jtehen. Der Erlaß folcher ift nicht Sache des Reichs, ſondern der einzelnen 
Kronländer. In lebteren find in den letten Jahren vielfach neue Bau— 
ordnungen erlafjen, die fich teil auf das ganze Kronland, teil3 auf einzelne 
große Städte beziehen, eigentlihe Wohnungsgefege, d. h. Beitimmungen 
über die Benugung der Wohnungen giebt es dagegen nicht. 

Zuftändig für die gefamte Baupolizei find im allgemeinen die Gemeinde- 
behörden, die aber mit ausreichender Machtvollkommenheit ausgerüftet find. 
Sie erteilen die Bauerlaubnis bei Neubauten, die zu jedem Neubau oder 
größerem Umbau vor dem Beginn des Baues eingeholt werden muß, fie 
jtellen die Straßenpläne und Fluchtlinien auf, melde bei Aufführung von 
Neubauten eingehalten werden müfjen, und fie erteilen auch die „Bewohnungs- 
oder Benugungsbemilligung”, welche ähnlich unferer baupolizeilihen Schluß— 
abnahme bei Neubauten in vielen Baupolizeigefegen ausdrüdlic verlangt 
wird, bevor ein Gebäude in Benugung genommen werden darf. 

Eine eigentlihe Wohnungsbeauffichtigung eriftiert dagegen in ſterreich 
nur vereinzelt. Die Einzelheiten ihrer Handhabung vermag ich freilich nicht 
anzugeben, da es hierzu fpecieller Anfragen bei den größeren Gemeinden 
bedurft hätte, wozu mir Zeit und Gelegenheit gefehlt hat. Das ift aber 
feftzuftellen, daß in Öfterreich im allgemeinen noch weniger wie in Deutfch- 
land gejchehen tft, und daß auch das Baugenofjenfchaftsweien, welches durch 
Erjtellung neuer Wohnungen die Wohnungsfrage zu löfen bemüht ift, in 
Ofterreich nur einen verhältnismäßig geringen Umfang angenommen hat. 

I. Deutfhland. Im Deutfhen Neih find die Verhältnifje in 
den einzelnen Staaten und Gemeinden ſehr verfchieden. 

1. Heffen. Im Großherzogtum Heſſen iſt bereits im Jahre 1393 
unter dem 1. Juli ein Geſetz erlaflen, „betreffend die polizeiliche Beauf- 
fihtigung der Mietwohnungen und Schlafräume”, welches ih mir in der 
Anlage I abzudruden geftatte, 

In diefem Gefege wird beftimmt, daß zur Verhütung der aus der 
mietweifen Benugung ungefunder Wohnungen oder ungeeigneter Schlafitellen 
hervorgehenden Nachteile für Gefundheit und Sittlichkeit die Gefundheits- 
beamten und die Ortspolizeibehörden befugt find, die zum Vermieten be- 
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ftimmten Wohnungen und Sclafitellen einer Unterfuhung zu unterwerfen ; 
es wird ferner jedem Vermieter einer Wohnung eine Anzeigepflicht auferlegt ; 
dagegen überläßt das Gefeh die Beftimmung des Mindeftluftraums und 
anderer an die Befchaffenheit der Wohnungen zu ftellender materieller An- 
forderungen der Feitfegung dur die örtliche Polizeibehörbe. 

Auch hier find alfo die wichtigften Beitimmungen nicht gefeglich ge- 
regelt, fondern der ortöpolizeilichen Regelung überlafjen. 

Über die Ausführung des Gefeges hat der Oberbürgermeifter Dr. Gaßner 
auf der Jahresverfammlung des Deutfchen Vereins für öffentliche Gefund- 
heitspflege in Köln im Jahre 1898 berichtet. Aus einer vom Großherzog: 
lihen Minifterium des Innern der zweiten Kammer der Stände vorgelegten, 
die Zeit vom 1. April 1895 bis dahin 1897 umfafjenden Überficht der 
der polizeilihen Auffiht unterjtehenden Mietwohnungen und Schlafſtellen 
teilt er mit, daß in der genannten Zeit in 15 Gemeinden, in welchen das 
Gejeg eingeführt war, im ganzen 22471 Mietwohnungen der polizeilichen 
Auffiht unterftellt gewejen feien, darunter 12482 mit drei Räumen, 7306 
mit zwei Räumen und 2683 mit einem Raum. Dabei befanden fi 
339 Kellergefhoffe und 2226 Räume unter Dad. Schlafitellenräume waren 
4345 vorhanden und Schlafräume für Lehrlinge, Gehilfen und Dienft: 
boten 14025. Die Mietwohnungen waren von 81438 Perfonen bewohnt. 

Bolizeilich beanftandet wurden : 
von den vorhandenen 22471 Mietwohnungen 984, alfo 4,38 %o, 

— 4345 Schlafſtellenräumen 277, alſo 6,375 %o, und 
# m 14025 Sclafräumen für Lehrlinge 2c. 574, alfo4,09 /o. 

Ausweifungen aus den beanjtandeten Wohnungen haben 92 jtatt- 
gefunden, d.h. von allen der PBolizeiaufjicht unterjtellten Wohnungen nur 
0,45 °'o, von den beanftandeten dagegen 9,35 ° 

Dr. Gaßner fommt zu dem Nefultate, daß auch in Heſſen fich die Ver- 
hältniſſe jtärfer gezeigt hätten als der Wille. „Die Unmöglichkeit, für 
ganze Familien Unterkunft zu fchaffen, gebe die Erklärung dafür, daß über 
manden Mißſtand habe hinmweggefehen werden müfjen. immerhin aber fei 
es ein ganz entjchiedener Vorzug des Geſetzes, daß es Mittel in die Hand 
gebe, wenigftens die kraſſeſten Übelftände bloß zu legen und für die Ande⸗ 
rung völlig unhaltbarer Verhältniſſe Sorge zu tragen. 

v. d. Gold hat gegen das Geſetz einzuwenden, daß es die Polizei— 
behörde in eriter Linie zur Ausführung des Gefeges berufe, und daß es Die 
Mohnungsinfpektion allein durch Beamte ausführen laſſe, ohne die Heran— 
ziehung von im Ehrenamt thätigen Bürgern zur MWohnungspflege. 

Sch vermag hierin einen Mangel nicht zu erbliden. Nach Lage ber 
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deutſchen Verfafjungsgefege wird die Thätigkeit der Polizei nicht zu ent- 
behren fein, mwenigftens nicht in all den Fällen, in denen es fih um die 
Anmwendung von Zwangsmaßregeln handelt, mie weiter unten bei der Er— 
örterung der Düffeldorfer Verordnung des näheren auseinanderzufegen fein 
wird, Die Mitwirkung von im Ehrenamt thätigen Männern ift aber durch 
das Heſſiſche Geſetz, wie v. d. Goltz felbit anerkennt, nicht ausgeſchloſſen. 
Ebenſowenig vermag ih es mit v. d. Goltz als einen Nachteil anzufehen, 
daß das Geſetz von der Feſtlegung gemwifjer Mindeftforderungen Abftand ge— 
nommen hat. 

Sch mwerbe jpäter bei der Erörterung der Düſſeldorfer Verordnung aus- 
einander zu ſetzen haben, daß die in diefer Verordnung nur für einen preu— 
Bifhen Regierungsbezirk aufgeftellten Mindeftanforberungen feineswegs als 
für alle Gemeinden glüdliche zu bezeichnen find, fondern daß diejelben fogar 
erhebliche Nachteile für eine geordnete und ausreichende Wohnungsinfpeftion 
im Gefolge haben. 

Dasfelbe würde wahrfcheinlih auch in Heſſen der Fall fein. 

Die Ausftelungen v. d. Goltz' find darauf zurüdzuführen, daß er von 
ortspolizeilicher Regelung nichts willen will, weil er allein die gefeßgeberifche 
Regelung der Materie für richtig hält, weil er fein Vertrauen zu den Ver: 
waltungsbehörden der Gemeinden hat. Deshalb wünſcht er aud in eriter 
Linie ein Reichsgeſetz, weil auch hier jein Vertrauen größer ift als zu den 
Einzellandtagen, während id Dr. Gaßner darin beitrete, daß der Regelung 
durch das Neich eine jolhe durch die bundesftaatliche Geſetzgebung und in 
größeren Bundesjtaaten die Regelung durch provinzielle, ja jogar durch ört— 
lihe Bolizeiverordnungen bei weitem vorzuziehen iſt. 

2. Hamburg. In Hamburg ift ebenfalld eine gefegliche Regelung 
erfolgt durch das Hamburgifche Geſetz betreffend die MWohnungspflege vom 
8. Suni 1898. 

Ich unterlafje es, auf den inhalt diefes Gejehes und feine Ausführung 
einzugehen, ſehe auch von einem Abdrud desjelben ab, weil ich annehme, 
daß mein Mitberichterftatter, Medizinalrat Dr. Reinde-Hamburg, gerade die 
Hamburger Verhältniffe ausführlich behandeln wird. 

3. Elfaß-Lothringen. In Elſaß-Lothringen beiteht ein älteres 
Geſetz, betreffend die Verbeſſerung der Gejundheitsverhältniffe ungejunder 
Wohnungen vom 13. April 1850, mit dem namentlid in Straßburg unter 
der trefflichen Leitung des Beigeorbneten v. d. Bolt ausgezeichnete Erfolge 
erzielt worden find. 

Bon einem Abdruck diefes Gefehes nehme ich ebenfalls Abſtand, meil 
dasfelbe in feinen Beitimmungen veraltet ift und faum als Mufter für neue 
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Anordnungen dienen wird. Als Vorzug des Gejehes betrachtet v. d. Goltz 
die Beitimmung, daß die Ausführung nicht der Polizeiverwaltung, fondern 
einer von dem Gemeinderat niederzufegenden Kommiffion übertragen ift, in 
welcher der Bürgermeiiter oder ein Beigeordneter den Vorfig führt. Diefe 
Kommifjion entſcheidet in einem fehr umftändlihen Verfahren felbjtändig 
und unter eigener Verantwortung und fest auch die Strafen gegen Die 
Übertretungen des Gefeges feit. In Preußen und den meiften anderen 
Bundesjtaaten würde eine ſolche Ordnung der Dinge ohne eine weitgreifende 
tiefeinfchneidende Veränderung der®emeindeverfaffungs-und Landesverwaltungs⸗ 
gefege unmöglid fein. Eine folde Änderung würde zweifellos einen lang- 
wierigen und erbitterten Streit der parlamentariihen Parteien über die Aus— 
geftaltung der Gemeindeverfafjungsgefege herbeiführen, daß es ſicher ſchon, 
um jchnell handeln zu können, befjer it, die Mitwirfung der Polizei aud 
ferner in Anfprud zu nehmen, als die Angelegenheit fo lange zu vertagen, 
bis die Gemeindeverfaffungsgefege geändert find. 

4. Baden. In Baden ift hinfichtlih der Wohnungsinfpeftion eine 
Minifterial-Verordnung vom 10. November 1896 erlafjen, von welcher 
v. d. Golg rühmt, „daß fie allen Verhältnifjen angepaßt werden könne, und 
die Abjtellung aller bauordnungsmwidrigen Zuftände ins Auge faſſe.“ Als 
Mängel diefer Verordnung bezeichnet er, daß die Wohnungsinfpeftion nicht 
obligatorifch gemacht fei, und daß ein Zufammenwirfen der Beamten mit 
ehrenamtlich thätigen Bürgern nicht ftattfinde. Über die Handhabung finden 
wir nur wenige Nadrichten aus Karlsruhe und Mannheim. 

5. Württemberg. Sadjen. Ich unterlafje es, hierauf näher 
einzugehen und übergehe auch die Berhältnifjie in Württemberg, in Sachen 
und in den übrigen Bundesftaaten. 

Sowohl hinfichtlih der geltenden Beitimmungen, als auch hinjichtlich 
der Ausführung der MWohnungspflege und insbejondere Hinfichtlic der 
Wohnungsinfpektion in den großen Städten Stuttgart, Dresden, Leipzig, 
Shemnig, Bremen, Lübeck, Münden und Würzburg, vermweife ich auf die 
v. d. Goltzſche Schrift und hinſichtlich Württembergs auch auf die mehr- 
fach angezogene Cohnſche Broſchüre. 

6. Preußen. Ausführlicher muß ich mid) dagegen mit dem größten 
deutſchen Bundesitaat, mit Preußen, befaijen. 

Hier bedarf es zur Einführung einer auch den jtrengften Anforderungen 
entſprechenden Wohnungspflege einer Anderung der Gefeggebung nicht: Ich 
habe diefen Nachweis bereits im Jahre 1891 in Leipzig erbracht, und Ober- 
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bürgermeiſter Marr hat ſich mir auf der Verſammlung des Deutſchen Vereins 
für öffentliche Gejundheitspflege in Köln im Jahre 1898 in allen Bunften 
angeſchloſſen. v. d. Gol& jcheint zu bedauern, daß bei diejer Rechtslage ein 
bejonderes MWohnungsgeje für Preußen nicht erwartet werden fann!. Ad 
fann diefes Bedauern nicht teilen. Wir fönnen in Preußen, deſſen Verhältnifie 
mir fomohl im DOften wie im Weiten befannt find, die Wohnungspflege in 
den einzelnen Provinzen oder örtlich in den einzelnen Gemeinden viel befjer 
regeln, ala dies dur ein die ganze Monarchie umfafjendes Landesgejeg ge- 
ſchehen fönnte. 

Die jeige Geſetzgebung reicht zu. diefer örtlichen Regelung aus. Der 
noch heute gültige $ 10 II. 17 U. 2. R. beftimmt: 

Die nötigen Anftalten zur Erhaltung der öffentlihen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publico 
oder einzelnen Mitgliedern desjelben bevoritehenden Gefahr zu treffen, 
ift das Amt der Polizei. 

Durch dieſe Beitimmung ift die Kompetenz der Polizei an ſich und 
zwar ſowohl die formelle, als au die Befugnis zum Erlaß materieller An- 
ordnungen fejtgeitellt, welche durch das Gejeg vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung und das Geſetz über die Allgemeine Landesverwaltung 
vom 306. Juli 1883 ausdrüdlich bejtätigt wird. Das zuerjt genannte Gefet 
beitimmt, daß die mit der örtlichen Polizeiverwaltung betrauten Behörden 
befugt ſeien, ortspolizeilice, für den Umfang des Gemeindebezirfs gültige 
Vorſchriften zu erlaffen über alle Gegenjtände, die zur polizeilichen Kom— 
petenz gehören, und in S 6 werden unter diejen Gegenjtänden ausdrüdlich 
genannt die „Sorge für Leben und Gefundheit”, ſowie „alles andere, was 
im befonderen nterefje der Gemeinden und ihrer Angehörigen polizeilich 
geordnet werden muß“. Daß hierzu auch die Fürforge für die Wohnungen 
gehört, wird heute nicht mehr bejtritten und iſt von dem höchſten preußifchen 
Verwaltungsgericht wiederholt anerfannt?. Ich habe fodann meiter in 
Zeipzig bereit® ausgeführt, daß 

a) zuftändig zum Erlaß materieller Vorfchriften über die Beichaffenheit 
der Wohnungen neben der Ortspolizeibehörde find: auch die Landespolizei— 


I al. v. d. Golg a. a. O. ©. 16. 

2 Ich vermweile im einzelnen auf die von mir in Leipzig gemadten Aus- 
führungen und die dort citierten Entideidungen des Ober-Berwaltungsgerichts, 
fowie auf die ähnlichen und ergänzenden Ausführungen von Marr, Deutihe Viertel» 
jahrsichrift für öffentlihe Gefundheitäpflege Band XXIV ©. 87 und Band XXXI 
©. 249. Entid. d. D.8.G. Band III S. 333, Band XIX ©. 371, Band XVI 
©. 391, Band XXX S. 65. 
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behörde (Regierungspräfident, Oberpräfident) und die Gentralverwaltung 
(Minifter des Innern), daß aber 

b) die Ausführung und Befolgung der Verordnungen, mögen fie von 
der Ortöpolizeibehörde, von ver Yandespolizeibehörde, oder der Centralinftanz 
erlafjen fein, lediglich von den Ortöpolizeiverwaltern, d. i. in Preußen von 
den Königlichen Boltzeipräfidenten und »Direftoren, wo folche bejtehen,, tm 
übrigen von den mit der Handhabung der Drtöpolizei betrauten Gemeinde: 
vorjtehern (Überbürgermeiftern, Bürgermeijtern, Amtmännern und Amts: 
vorftehern) zu veranlafjen und zu übermaden ift. Selbftverjtändlich find 
diefe der Aufficht der höheren Behörden und der Kontrolle der Verwaltungs: 
gerichte unterworfen. Sollen dagegen 

ec) dem Ortspolizeiverwalter befondere Gemeindeorgane, Kommiffionen, 
Deputationen, Wohnungsämter oder dergleihen an die Seite geftellt werden, 
jo bedarf es dazu eines auf Grund der Gemeindeverfaffungsaefege, die für 
die verichiedenen Provinzen und aud für die einzelnen Gemeinden innerhalb 
der Provinz (Städte, Landgemeinden) verfchievene find, zu erlafjenden 
Drtsftatut8 oder wenigſtens eines Gemeindebeſchluſſes. Solche Gemeinde- 
organe können aber in Preußen nur beratende Stimme haben, die Entſchei— 
dung verbleibt in den Händen des Polizeiverwalters, der für diefelben per- 
ſönlich verantwortlich ift, nicht nur feinem Gewiſſen, ſondern auch der vor- 
gefegten Dienjtbehörde und ev. dem Civil- und Strafridter. 

Der rechtlihe Zuftand ift daher in Preußen nad der formellen und 
materiellen Seite jo gut geordnet, wie das nur immer gewünjcht werden fann. 

Es Steht feit, daß die Polizei befugt it, Wohnungspolizei zu hand- 
haben, materielle Vorſchriften über die Bejchaffenheit der Wohnungen zu er- 
laffen und deren Ausführung zu fontrollieren und damit aud eine dauernde, 
geordnete MWohnungsbeauffihtigung zur Durchführung zu bringen. 

Auch dag Betreten der Wohnung zum Zwecke der Nevifion ift dabei 
zweifellos der Polizei und ihren Beauftragten gejtattet. Auch dies ift in 
Entfheidungen der höchſten Gerichtshöfe wiederholt anerfannt. Nur die Be- 
fchränfung des S 8 des Gefeges vom 12. März 1850 zum Schuß der per- 
ſönlichen Freiheit gilt auch hier, wonach das Eindringen in die Wohnung 
während der Nachtzeit verboten tft. 

Da die Aufgabe der Mohnungspflege, ſoweit es fi) um die Wohnung3- 
beauffihtigung handelt, in Preußen der Polizei und nicht den Gemeinde- 
behörden übertragen ift, fann ich für einen Fehler nit anfehen. 

Ganz abgejehen davon, daß in den meiſten preußifchen Gemeinden der 
Gemeindevorfteher zugleich mit der Handhabung der örtlichen Bolizeiverwaltung 
beauftragt ift, und daß daher diefe der Kritif auch der Gemeinbevertretung 
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unterliegt, fommt es auf die Behörde, welcher die Aufgabe übertragen tft, 
meines Erachtens weniger an. 

Die Polizei ift aber dazu an fich geeigneter, da ohne Zwangsbefugniffe, 
ohne Erefutiv- und Strafmaßregeln nit auszulommen iſt. Diefe find 
aber nach den preußifchen Gemeindeverfajjungsgefegen nit der Gemeinde 
fondern der olizeibehörde eingeräumt, welche von einem Manne geleitet 
wird und daher vor der meiſt Eollegialifchen Gemeindebehörde den Vorzug 
der perfönlichen Berantwortlichfeit des Vorftehers aufzumweifen hat. 

Daß der Polizeiverwalter jich des Beirates der Gemeindebehörde be- 
dienen fann, iſt felbftverjtändlich, und jeder verjtändige Volizeiverwalter, zu— 
mal wenn er zugleich Gemeindevorjteher ift, wird dies thun, event, fann er 
hierzu durch die Auffichtsbehörde angehalten werden. 

Anders iſt freilich die Frage zu beantworten, ob die zur Handhabung 
der Wohnungspolizei berufenen Behörden in Preußen ihre Schuldigfeit ge- 
than haben, ob fie von der ihnen gejeglicd; gegebenen Befugnis, materielle 
Verordnungen über die Beichaffenheit der Wohnungen zu erlaflen, aud 
wirklich Gebrauch gemacht haben, und ob fie diefe Verordnungen, wo fie 
beitehen, auch handhaben, zwedmäßig handhaben und ihre Durdführung 
fontrollieren. 

Diefe Frage kann leider nicht in zufriedenftellender Weiſe beantwortet 
werden. 

Bis zum Jahre 1893 gefhah in Preußen in diefer Beziehung fo gut 
wie nichts. 

Die Thätigfeit der Polizei beſchränkte ſich auf gelegentliches Eingreifen, 
wenn Klagen durch Hausmwirt oder Mieter über die Benußung oder den 
Zuftand der Wohnung bei ihr erhoben wurden. 

a) Die Düffeldorfer Wohnungsverordnung. Es ift das 
Berdienit des Negierungspräfidenten von Düffeldorf, Freiherrn v. d. Nede, 
den erjten Schritt auf diefem Wege gethan zu haben, durch den Erlaß der 
Polizeiverordnung über die Beichaffenheit und die Benugung von Wohnungen. 

Allerdings beitanden in Preußen bereits feit längerer Zeit in den 
meilten inbujtriellen Gemeinden nod heute gültige Polizeiverordnungen 
über das Halten von Koſt- und Uuartiergängern. 

In diefen ift bejtimmt, daß niemand in das von ihm ganz oder teil- 
meife bewohnte Haus gegen Entgelt Perfonen unter Gewährung von Woh- 
nung und Kojt (Koftgänger) oder unter Gewährung von Wohnung und 
Bett (Uuartier- oder Mietgänger) aufnehmen oder bei fich behalten darf, 
wenn er nicht für dieje Perjonen genügende Schlafräume zur Verfügung hat. 

Die Beichaffenheit der Schlafräume wird in den Verordnungen im 
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einzelnen vorgejchrieben. In den meiften Verordnungen wird fejtgefeßt, 
dab die Schlafräume für jeden Koft- und Uuartiergänger mindeitens 10 cbm 
Luftraum enthalten müflen. Es mird weiter bejtimmt, daß diejenigen, 
welhe Koſt- und Uuartiergänger verjchievenen Geſchlechts bei fih auf- 
nehmen wollen, hierzu einer bejonderen polizeilihen Erlaubnis bedürfen. 
Endlich wird vorgefchrieben, daß an der Thür jedes Sclafraumes an der 
Innenfeite ein Zettel hängen muß, auf welchem die zuläffige Zahl der den 
Schlafraum bemutenden Kojt- und Uuartiergänger angegeben ift. Die 
Richtigkeit der Angabe auf dem Zettel muß nah Meldung von der Polizei— 
behörde bejcheinigt werden. Im Regierungsbezirt Düffeldorf datiert die erfte 
derartige Verordnung ſchon vom 20. Januar 1879. Diefelbe hat viele 
Abänderungen erfahren, heute gilt eine Verordnung vom 11. Juli 1837, 
zu der eine ausführlide Ausführungsanmeifung vom 25. Dftober 1887 
ergangen ıjt. 

Diefe Polizeiverordnungen find auch „Wohnungsverordnungen”, und die 
Kontrolle ihrer Handhabung, namentlich ſoweit fie ſchon bis jegt durch eine 
Befihtigung der Schlafräume ausgeübt wurde, iſt auch eine Beauffichtigung 
vorhandener Wohnungen. 

Allein die Verordnung beſchränkt jih auf einen ſehr fleinen Teil der 
Mohnungen — die Schlafftelle —, und ihre Handhabung ift ſchwer und 
unvolllommen. Sn allen Gemeinden ift die Auffiht ausſchließlich in die 
Hand der unteren Polizeiorgane gelegt. 

In der Düffeldorfer Ausführungsanmweifung wird den Poligeiverwaltern 
freilich zur Pflicht gemacht, wo die Organe der Polizei nicht ausreichen, die 
auf Grund des Sanitätsreglements vom Jahre 1835 eingejehten Sanitäts- 
fommiffionen, fowie die Mitwirkung der Ärzte, der Drts- und Betriebs- 
krankenkaſſen in Anſpruch zu nehmen. Allein gefchehen iſt dies jedenfalls 
fehr jelten. Diefe Verordnung reicht daher materiell und formell für 
eine richtige Handhabung der Wohnungsbeaufjihtigung nicht aus, 

Erheblich weiter geht die oben genannte Polizeiverordnung des Regierungs: 
präfidenten in Düfjeldorf „über die Beichaffenheit und Benugung von Woh— 
nungen“. Sie wurde zunächſt erlaffen für die induftriellen Rubrfreife Ejjen- 
Stadt, Efjen-Land, Duisburg, Mühlheim a. d. Ruhr und Ruhrort unter dem 
31. Mat 1893. Später wurde fie durch verfchievene Verordnungen auf 
andere Kreife des Bezirks ausgedehnt und endlich unter dem 25. Mat 1398 
für alle Kreife des Negierungsbezirks in veränderter und verbefjerter Form 
neu publiziert. Auch zu diefer Verordnung ift unter dem 15. Februar 1899 
eine Ausführungsanmweifung ergangen. 

Bei der principiellen Bedeutung der Verordnung füge ich Diefelbe 
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ebenfo mie die dazu ergangene Ausführungsanmweifung in den Anlagen II 
und III bei. 

Mas den inhalt der Verordnung betrifft, fo muß darauf aufmerffam 
gemacht werben, daß diefelbe einen höchſt eigentümlichen Weg, gemiffer- 
maßen einen Ummeg, eingefchlagen hat, um das Ziel zu erreichen. 

Diefelbe beftimmt nicht etwa, daß jeve Wohnung ganz bejtimmten 
Mindeftanforderungen genügen müfje, daß jeder, der eine Wohnung, welche 
diefen Anforderungen nicht entfpridt, an einen Dritten vermietet, oder der 
eine folhe Wohnung bezieht, beftraft wird, und daß die Polizei befugt ift, 
die Abänderung der Mängel und event. die Räumung der Wohnung herbei- 
zuführen, ſondern fie fchreibt vor, daß Wohnungen, welche beftimmten, in 
der Polizeiverorbnung genannten Anforderungen nicht genügen, von der 
Polizeibehörde 

«) als ungeeignet oder 
A) als überfüllt 


erlärt werden fünnen. Sobald eine Wohnung aber polizeilih ala zum Be- 
mohnen tmgeeignet, ober als überfüllt bezeichnet worden ift, kann nicht 
etwa die Räumung gefordert werden, vielmehr ift lediglich vorgefchrieben, 
daß nunmehr niemand in diefe Wohnung, wenn fie fi) in von zwei oder 
mehr Familien bewohnten oder zum Bewohnen durch zwei ober mehr Familien 
beftimmten Häufern befindet, ohme vorherige Genehmigung der Polizei neu 
einziehen darf, und zwar darf dies weder der Eigentümer und Befiger ſelbſt, 
noch darf er eine Familie zur Miete oder Aftermiete aufnehmen. 

Als ungeeignet find folhe Wohnungen zu erflären, deren Schlafräume 
feine unmittelbar ins Freie führende, auffchließbare Fenſter haben, bei denen 
die Syenfterflähe nicht wenigſtens die Größe des zwölften Teild der Fuß— 
bodenflädhe hat; Wohnungen, bei welchen die Schlafräume feine Thür, feinen 
ordnungsmäßig befeftigten Fußboden haben, mit Abtritten in offener Ver— 
bindung ftehen; Wohnungen endlich, bei denen nicht mindeftens ein direkt 
zugänglicher, verfchließbarer, allen Bewohnern des Haufes zur Benugung 
freiftehender Abort vorhanden ift, oder melde nicht mit gefundem Trinf- 
waſſer verforgt find. 

Als überfüllt find zu bezeichnen diejenigen Mohnungen, bei denen die 
Schlafräume einer jeden Wohnung für jede zur Haushaltung gehörige über 
zehn Jahre alte Verfon nicht mindeftens 10 cbm Luftraum und für jedes 
Kind unter zehn Jahren nicht mindejtens 5 cbm Luftraum enthalten, und 
bei denen die Schlafräume nicht derart befchaffen find, daß die ledigen, über 
14 Fahre alten Perſonen nah Geſchlechtern getrennt in befonderen Räumen 
oder Abſchlägen jchlafen fünnen. 
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Über die Handhabung der Verordnung und über die Überwachung ihrer 
Durdführung jagt die Polizeiverordnung ſelbſt nichts, dagegen find in der 
Ausführungsanmeifung Vorfchriften gegeben. Es ift insbefondere angeordnet, 
daß alle Wohnungen, von denen es befannt oder zu vermuten ift, daß fie 
den Anforderungen der Polizeiverordnung wicht genügen, mindeftens einmal 
jährlih zu revidieren find, daß die Reviſionen möglihft von den Bürger: 
meijtern perfönlich vorzunehmen find, daß fie aber, fomweit dies nicht an- 
gängig ift, nur völlig zuverläffigen und erprobten Polizeibeamten zu über: 
tragen feien. Für größere Städte fei zu empfehlen, einem befonderen Be- 
amten die Wohnungsinfpektion ausfchließlich oder doch als Hauptbefchäftigung 
zu übertragen. 

Bon einer Mitwirfung der Gemeindevermwaltung ſpricht die Verordnung 
nicht, fie ordnet diefelbe nicht an, ſchließt fie aber auch nicht aus, 

Die Düffeldorfer Polizeiverordnung iſt im Laufe der Zeit auf andere 
Regierungsbezirfe ausgedehnt, wobei in den Einzelbeftimmungen Abänderungen 
vorgejehen jind. 

So fordert Lüneburg, das fonjt die Verordnung acceptiert, ftatt 10 cbm 
bei Perſonen über 14 Jahren 15 cbm und bei Kindern ftatt 5 cbm deren 8, 
während die Negierungsbezirfe Köln und Arnsberg die Düſſeldorfer Ver— 
ordnung fat wörtlic übernommen haben. 

In anderen Regierungsbezirfen der Monardie ift der Erlaß ühnlicher 
Verordnungen in Vorbereitung, ganz neuerdings, unter dem 12. Februar 1901, 
ift eine folde von dem Regierungspräfidenten in Münfter erlajfen, von der 
ih in Anlage IV ebenfalls einen Abdrud anſchließe. 

Die Düfjeldorfer Polizeiverordnung iſt im allgemeinen von der Kritif 
und in Verfammlungen fehr günftig beurteilt worden. 

Der Oberbürgermeijter von Düffeldorf, Marr, hat in der Verfammlung 
des Deutichen Vereins für öffentliche Gejundheitäpflege vom Jahre 1898 
fein Urteil dahin zufammengefaßt, daß durd die Verordnung der Verſuch, 
mittel3 polizeilicher Fürforge auf Grund einer Polizeiverordnung die Be: 
feitigung der Wohnungsmißjtände zu fördern, als geglüdt bezeichnet werden 
fönne, die Sache funftioniere, und funktioniere erfolgreich !. 

v. d. Goltz ſchließt fich diefem Urteil an, wenn er auch mandherlei zum 
Teil berechtigte, zum Teil unberechtigte Ausftelungen an der Verordnung 
und der Art ihrer Ausführung zu erheben hat. Dammaſchke geht jogar jo 
weit, daß er von der Düffeldorfer Verordnung und von meiner auf Grund 
der Verordnung und ihrer Ausführungsanmweifung erlaffenen Inſtruktion für 


I Vierteljahrsichrift des Deutichen Vereins Bd. XXXI S. 246. 
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den ftäbtifhen Wohnungsinſpektor die Meinung ausfpridt, daß fie „im 
mejentlihen die Aufgaben einer zwedentipredhenden Wohnungsinfpeftion ent— 
halte”, ja felbft ver ſocialdemokratiſche Schriftjteller Cohn entfchließt fih zu 
dem Urteil, daß die Verordnung jedenfalld alles enthalte, was unter den 
jest beftehenden Gefegen feitens der Polizei gejchehen fünne. 

Ich vermag mich diefem günftigen Urteil nicht anzufchließen. 

Ich verfenne keineswegs, daß es fich bei der Verordnung um einen 
erſten Verfuh handelt, und ih will das Verdienſt des Düfjeldorfer Re— 
gierungspräfidenten nicht fchmälern, fondern begrüße auch diefen erften Schritt 
dankbaren Herzens, aber es ift doch nicht zu leugnen, daß diefer Schritt 
allzu zaghaft unternommen worden tft. 

Zunächſt wagte man nicht die Verordnung auf den ganzen Regierungs- 
bezirf auszudehnen, fünf Jahre find vergangen, bis dies gefchehen ift. Noch 
viel mehr aber ift an dem materiellen Inhalt auszufegen. 

1. Zunächſt ift zu tadeln, daß die Verordnung den von mir oben als 
„Umweg“ bezeichneten Weg eingefchlagen hat. Die Verordnung fchreibt, 
wie ich wieberhole, nicht vor, daß eine ungeeignete oder überfüllte Wohnung 
geräumt werden müſſe, fondern fie giebt der Polizei nur das Recht, die 
Wohnung für „ungeeignet“ ober „überfüllt“ zu erflären und dann das 
Neubeziehen diefer für ungeeignet oder überfüllt erklärten Mohnung ohne 
vorherige polizeilihe Genehmigung zu unterfagen. Der jeige Mieter kann 
die Wohnung weiter benugen, die Zuftände fünnen Jahre lang diefelben 
bleiben, mag die Wohnung noch ſo ſchlecht und überfüllt jein, es fei denn, 
daß die Polizei ihre Räumung auf Grund des oben citierten S 10 II. 17 
A.L.K. zu fordern ſich entſchließen möchte. Lebteres ift nicht leicht und wird 
dur die Verordnung noch erfchwert. Jeder Richter wird geneigt fein, an— 
zunehmen, daß dann, wenn lediglih die in der Verordnung vorgejehenen 
Mängel vorliegen, von der „Abmwendung einer dem Publikum oder einzelnen 
Mitgliedern desfelben bevorftehenden Gefahr“, deren Vorhandenfein der 
eitierte S 10 zu feiner Anwendung vorausfegt, nicht gefprodhen merden 
fönne, weil ja fonjt die höhere Verwaltungsbehörde nicht das Weiterbewohnen 
der Wohnung dur den bisherigen Mieter in der Verordnung ausdrüdlich 
geftattet haben würde. 

Dazu fommt nun nod), daß die Gerichte — unter anderm in einer in 
Eſſen ergangenen landgerichtlichen Entjcheidung vom 7. Mai 1896 — nad 
dem Grundfaß in dubio pro reo der Verordnung eine einfchränfende Aus- 
legung gegeben haben. In der Verordnung fei nur unterfagt, daß niemand 
in eine ungeeignete Wohnung felbft „einziehen“ oder in diefelbe eine Familie 
zur Miete „aufnehmen“ darf. Daraus folge, daß das Meitervermieten an 
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denjelben Mieter, der nicht neu „einziehe”, fondern lediglich „wohnen bleibe“, 
nicht unterfagt und nicht jtrafbar fei. Allerdings hat der Minifter des 
Innern in einer Verfügung vom 26. Dftober 1900 die Meinung aus- 
geſprochen, daß das Meitermohnenlafjen nah Ablauf der Zeit, für melde 
das Mietsverhältnis eingegangen ift, als eine „Aufnahme zur Miete” an— 
zufehen und daher auf Grund der Verordnung zu verhindern fei, die Gerichte 
haben ſich aber bisher diefer Auffafjung der Verwaltungsinftanzg nicht an- 
geſchloſſen. 

Aus welchen Gründen man dieſen Umweg eingeſchlagen hat, habe ich 
nicht erfahren können, wahrſcheinlich fürchtete man, daß ſonſt ein Polizei— 
verwalter ſofort mit der Räumung aller ungeeigneten oder überfüllten 
Wohnungen allzu ſchneidig vorgehen und ſo durch Herbeiführung großer 
Obdachloſigkeit das Übel verſchlimmern ſtatt verbeſſern möchte. 

Dieſe Sorge war ſicher unbegründet, da nach der Verordnung die 
Polizeiverwaltung die Wohnungen als ungeeignet oder überfüllt bezeichnen 
„tann“, nicht „muß“, da ferner im $ 4 der Polizeiverwaltung ganz allgemein 
die Befugnis gegeben tft, in befonders gearteten Fällen Abweichungen von den 
in $ 2 und 3 der Verordnung aufgeftellten Mindeftanforderungen zu geftatten. 

2. Ein meiterer Fehler der Verordnung befteht darin, dab fie aus 
Vorfiht alles in das Ermefjen der Polizeiverwaltung ftellt: die Polizei— 
verwaltung „kann“ für ungeeignet erflären, die Polizeiverwaltung „fann“ 
für überfüllt erklären. Cine derartige Vorficht wäre vielleicht angezeigt ge- 
wejen, wenn die Verordnung große Anforderungen an die Beichaffenheit der 
Wohnungen geftellt hätte, deren Einführung erjt ganz allmählih möglich) 
war. Dies fann man aber von der Verordnung gewiß nicht behaupten; es 
wäre daher richtiger gemwejen, das Ermefjen der Polizeiverwaltung auf eine 
furze Zeit, vielleiht von 5 Jahren, zu befchränfen, fodann aber die Durch— 
führung der Verordnung zur Pflicht zu machen und das „kann“ durd ein 
„muß“ zu erjeßen. 

3. Was die materiellen an eine Wohnung geitellten Anforderungen 
betrifft, jo trete ih v. d. Golf bei, daß diefelben lange nicht ausreichen. 
10 ebm Luftraum find nad feiner Auffaffung viel zu wenig, es fehlt fo- 
dann eine Beitimmung, daß die vorhandenen vorfchriftsmäßigen Räume auch 
thatfächli von den Inhabern fo benußt werden, daß der einzelne Raum 
nicht von einer übergroßen Zahl von Perfonen als Schlafraum verwendet 
wird. Auf eine Anfrage hat der Regierungspräfident ausdrücklich erklärt, 
daß es bei Erlaß der Verordnung nicht die Abficht geweſen jei, dies von 
der Polizei überwachen zu laffen, zumal eine ſolche Überwachung auch ſchwer 
durchführbar fein und leicht zu Unzuträglichfeiten führen würde. Dies 
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fann zweifellos zugegeben werden, aber deshalb ijt der gegen den Inhalt 
der Volizeiverordnung erhobene Vorwurf nod nicht unberechtigt. Die meiiten 
Überfüllungen fommen vor in den zweiräumigen Wohnungen, die aus Küche 
und Schlafraum bejtehen. Hier iſt das Schlafzimmer faft ftets überfüllt 
im Sinne der Verordnung, die Überfüllung ift aber nicht vorhanden, wenn 
der Luftraum der Küche mitgerechnet wird. Da tft meines Erachtens ein 
Verbot notwendig, die Küche zum Schlafen zu benugen, was aud aus 
anderen naheliegenden Gründen gerechtfertigt fein dürfte, bezw. es muß be- 
ftimmt werden, daß bei Berechnung des für jede erwachſene Perſon erforder— 
Iihen Luftraums der zum Bereiten der Speifen benußte Raum nicht mit 
gerechnet wird. Es fehlen fodann in der Verordnung Vorfchriften über die 
Mindeſthöhe der Schlafräume, über die Zahl der Aborte, bezw. es fehlt in 
der Verordnung felbit die nur in die Ausführungsanmweifung aufgenommene 
Vorſchrift, wie viel Perfonen höchſtens auf eine Abortanlage verwieſen 
werden fünnen und anderes mehr. Zu erwägen ift auch, ob nicht die Feit- 
fegung eines Mindejtluftraums entbehrt werden fann und beffer durch andere 
Vorſchriften erfegt oder mweniaftens ergänzt wird. Diefelbe ift offenbar ent- 
nommen aus der oben bereitS erwähnten Polizeiverordnung für das Koft- 
und Uuartiergängerwefen. Da mag fie paffen, hier wird der „Mindeſt— 
luftraum“ beffer erſetzt durch Vorfchriften über die Anzahl, die Grundfläche 
und die Höhe der zu einer Mohnung nötigen Räume, wobei die Küche 
niemals als Schlafraum in Anrehnung fommen kann. Nicht zu verftehen 
it ferner, warum 

4. die Verordnung auf Wohnungen befhräntt ift, die fih in ſolchen 
Häufern befinden, die von 2 oder mehr Familien bewohnt werden oder zum 
Mohnen durd 2 oder mehr Familien beftimmt find. Niemand wird ein- 
fehen, warum eine Wohnung, die nod viel ſchlechter ift, geduldet werden 
muß, bloß weil in dem Haufe nur eine familie wohnt. Ebenfo ift es nicht 
zu verjtehen, warum nicht aud das Einfamilienhaus an ſich der Beauf- 
fihtigung unterliegt, meil ſich gerade hier in den den Lehrlingen und 
Dienitboten eingeräumten Schlafräumen oft die allergrößten Mißſtände 
finden. 

5. Sehr zu beflagen iſt es fodann meines Erachtens, daß in der Ver- 
ordnung eine Beftimmung fehlt, nad) welcher Räume ohne Genehmigung der 
Polizeivermaltung nicht zu anderen Zmeden benutzt werben dürfen, als bei 
der polizeilihen Konzeffionierung angegeben und zugeftanden war. Eine 
ſolche Konzeffionterung aud des Beſtimmungszwecks der einzelnen Räume ift 
jedenfall dann nötig, wenn der betreffende Raum zu MWohnzweden oder 
zum dauernden Aufenthalt von Menfchen benußt werden foll. Eine derartige 
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Beitimmung fett allerdings voraus, daß auch die Baupolizeiverordnung über 
die Konzeffionierung von Neubauten eine Beitimmung enthält, wonad die 
Zweckbeſtimmung der einzelnen Räume bei Nahfuchung der Bauerlaubnis 
angegeben werden muß, und fie jest ferner voraus, daß da, wo die biäherigen 
Baupolizeiordnungen eine derartige Beftimmung nicht haben, für die bereits 
vorhandenen Häufer die Zmedbeitimmung der Räume nadträglicd angegeben 
und fonzeffioniert werden muß. Eine ſolche Vorfchrift wird viel Mühe und 
Arbeit verurfahhen, aber fie wird meines Erachtens von großer Wirkſamkeit 
fein. Gerade die Benutzung folder Zofalitäten, die urfprünglid gar nicht 
für menſchliche Wohnungen beftimmt find, zu Wohnungen bilden einen der 
weitverbreitetften und am ſchwerſten auszurottenden Übelftände im Wohnungs- 
weſen und hieran fheitert die Wirkſamkeit auch der beften für die Errichtung 
von Neubauten gegebenen Borfchriften. jeder Neubau enthält eine Anzahl 
von Räumen, die dunfel find, die für Menfchen nicht geeignet find, als 
Rumpelfammer aber wohl verwendet werden können. Auf dem Speicher 
und Boden befinden fih Räume, die zu anderen Zmweden (Aufbemwahrungs- 
räumen 2c.) wohl verwendet werden fünnen, aber feine Schlafräume fein 
dürfen. Solde Räume werben bei jedem Neubau ausgeführt und müſſen 
konzeſſioniert werden, ihre nachträgliche Verwendung zu Schlaf: und Wohn— 
räumen fchafft dann aber wieder auch in Neubauten biejelben Wohnungs- 
übeljtände troß aller vorzüglichen Bauvorfcriften. 

6. Unzulänglih ift die Höhe der Strafe, deren Marimalhöhe auf 
30 ME. feftgeftellt ift, zumal die in dem Landesverwaltungsgejet gegebenen 
Vorſchriften über die Erzwingung einer Handlung oder Unterlaffung durd 
Androhung oder Einziehung polizeiliher Erefutivftrafen nur felten zur An- 
wendung fommen fönnen. Der höchſte preußifche Verwaltungsgerichtähof, das 
Königliche Oberverwaltungsgeriht, hat nämlich in mehrfachen Enticheidungen ! 
ausgeſprochen, daß die Androhung einer polizeilichen Erekutivftrafe unzu— 
läffig ift gegenüber einer Handlung, welche dur ein Gefe oder eine Ver— 
ordnung unter Strafe gejtellt iſt. Es ift nicht zuläffig, die Unterlafjung 
einer jtrafbaren Handlung bei polizeilicher Erefutivjtrafe zu fordern, nur 
die Anwendung unmittelbaren Zwanges ift in diefen Fällen geitattet. Wendet 
man dieje Entjcheidungen auf die Düffeldorfer Verordnung an, fo folat, 
daß, wenn eine für ungeeignet oder für überfüllt erklärte Wohnung troß- 
dem ohne Genehmigung der Polizeiverwaltung von einem andern Mieter 
neu bezogen ift, nichts anderes möglich ift ala den Vermieter zu beitrafen. 
Durd einen gegen den Vermieter angewendeten unmittelbaren Zmang fann 
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man in einigen Fällen allerdings Abhilfe fhaffen, wenn die Mohnung 
Mängel hat, die fih durd bauliche Änderungen befeitigen laffen. In diefem 
Fall läßt man die Reparatur vornehmen und zieht die Kojten von dem 
Vermieter auf Grund des Landeöverwaltungsgefeges im Zwangswege ein. 
In allen anderen Fällen aber, in denen die Mängel nicht durch Reparaturen 
oder bauliche Änderungen befeitigt werden können, in denen insbefondere 
die Räumung der Wohnung verlangt werben muß, ift nichts zu maden. 
Durd einen gegen den Vermieter angewendeten unmittelbaren Zwang läßt 
fih die Räumung der Wohnung nicht erreichen, gegen den Mieter aber 
fann auf Grund der Düffeldorfer Verordnung ein unmittelbarer Zwang 
überhaupt nicht ausgeübt werden. Auch hier fann nur geholfen werden, 
wenn die Vorausfegungen des S 10 II. 17 A.2.-R. vorliegen. Der neue 
Mieter wird daher in der Regel ruhig weiter wohnen, das einzige, was er» 
reicht ift, befteht darin, daß der Vermieter 80 Mk. Strafe bezahlt hat, und 
diejer Zuftand kann fi mehrfach wiederholen, ohne daß es möglich ift, 
die Strafandrohung zu verfhärfen, oder daß es gelingt, das Einziehen eines 
neuen Mieter zu verhindern. Hierzu müßte man ſchon einen ftändigen 
Wachtpoſten vor die Thür des Haufes ſtellen. 

7. Durchaus zu verwerfen iſt die einfeitige Richtung der Verordnung, 
die fich ftrafrechtlich nur gegen den Vermieter, nicht auch gegen den Mieter 
richtet. Zu verwerfen ijt diefe Richtung ſchon aus den principiellen Er- 
mwägungen, die ich in der Einleitung angeführt habe. Wenn die Wohnung 
durh die Mißhandlung durch den Mieter feucht gemadt und verdorben 
wird, wenn die Frau des Mieters troß reichlicer Bodenräume die Wäſche 
aus Faulheit und Bequemlichkeit immer wieder in dem gar nicht gelüfteten 
Zimmer trodnet, wenn der Mieter ungeeignete Räume zu Schlafräumen be- 
nutzt oder durch die zu feinem Haushalt gehörigen Perſonen (Dienftboten, 
Lehrlinge u. |. w.) benugen läßt, wenn er Perſonen in feiner Wohnung auf: 
nimmt und daburd eine Überfüllung derfelben ſelbſt herbeiführt, ohne daß 
gerade hiergegen auf Grund der Verordnung über das Koft- und Uuartier- 
gängermwejen eingejchritten werden fünnte, in allen diefen Fällen bleibt der 
Mieter nit nur jtraflos, jondern es wird vielleiht außerdem nod) die 
Wohnung für ungeeignet oder überfüllt erflärt und fpäter der Vermieter 
unfchuldig zur Verantwortung gezogen. Jedenfalls aber ijt die Polizei 
auf Grund der Düffeldorfer Verordnung einem ſolchen Mieter gegenüber, von 
der allgemeinen, durch S 10 11,17 A. L=R. gegebenen Befugnis abgefehen, 
volljtändig madtlos. 

8. Endlidy aber iſt es ein Fehler der Verordnung, daß fie die Mindeft- 
forderungen als allgemein gültig aufjtellt, im S 4 der örtlichen Polizei- 
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verwaltung zwar das Recht einräumt, in befonders gearteten Fällen weniger 
zu fordern, daß aber dem Polizeiverwalter nicht das Recht gegeben ift, für 
feine Gemeinde die Verordnung zu verfchärfen. 

Es zeigt fih hier wieder, wie wenig durch ein Reichsgeſetz erreicht 
werden würde. Schon im Regierungsbezirt Düffeldorf find die Verhältnifje 
fo verſchieden, daß für einzelne Orte recht wohl eine erhebliche Verſchärfung 
der Verordnung ertragen werden könnte. Warum man diefe ausfchließen 
will, wird fein Freund einer ausreichenden Wohnungsverbefjerung einzufehen 
im ftande fein, 

Troß aller diefer Mängel fol indefien nicht verfannt werben, daf bie 
Verordnung ihre großen Vorzüge hat. Es laſſen fih in der That mit ihr 
Erfolge erzielen, wenn fie verftändig gehandhabt wird. Es wird oft mög- 
lich fein, über die Beftimmungen der Verordnung hinausgehende Leiftungen 
zu erreichen, wenn die Verwaltung die Hausbefiger hierzu zu veranlafjen 
verfteht, insbefondere, wenn die Wohnungsinfpeftion ſich des Vertrauens 
beider Teile erfreut. Ä 

b) Die Münfterfhe Wohnungsverordnung. Einen erheblichen 
Fortfehritt gegen die Düffeldorfer Verordnung zeigt die von dem Regierungs- 
präfidenten in Münfter unter dem 12. Februar 1901 erlafjene Polizei- 
verordnung über die Benugung von Wohnungen und Wohnräumen. Gie 
ftellt vernünftigerweife den Sat an die Spitze: 

Wohnungen, fowie einzelne Wohnräume, melde den Bor- 
fchriften der SS 2 bis 13 dieſer Polizeiverordnung nicht entſprechen, 
dürfen nit zu Wohnzwecken benugt werben. 

Dadurch vermeidet fie alle die Unzuträglichfeiten, welche der Düſſel— 
dorfer Verordnung unter 1, 2, 4 und 6 zum Vorwurf gemadt find, ins- 
befondere ift es möglih, im Wege des Verwaltungsverfahrens perjönlichen 
Zwang anzuwenden und damit jede Wohnung fofort zu räumen, wenn bie 
Verhältniſſe dies angezeigt fein lafjen. 

Ebenfo hat die Münfterfhe Verordnung Strafen, nicht bloß gegen den 
Vermieter, fondern auch gegen den Mieter angebroht und fo die fociale Ein- 
feitigfeit und die der Durchführung der Räumung entgegenftehende Schädlich— 
feit der Düffeldorfer Verordnung vermieden. Alle oben unter 7. erhobenen 
Ausstellungen find danach erledigt. 

Der Referent des Deutſchen Vereins für öffentliche Gejundheitspflege 
vom Jahre 1889 hat bereit3 in Straßburg hervorgehoben, daß gewiſſe Ver- 
pflichtungen über die Erhaltung der Wohnung in einem den Anforderungen 
der Gefundheitspflege entfprehenden Zuſtande nicht dem Vermieter, fondern 


dem Mieter aufzuerlegen jeien. 
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Dahin gehört ganz zweifellos die Innehaltung des vorgefchriebenen 
Mindeftluftraums. Hierfür ift, dem Wunfche des Straßburger Referenten 
entfprechend, nach der Münfterfchen Verordnung der Mieter bezw. der Wohnungs⸗ 
inhaber mit verantwortlich. 

Bedauerlih iſt, daß die Münfterfhe Verordnung ſich ebenfalls — ab- 
gefehen von den Vorfchriften der SS 10 und 11 — darauf befchräntt, Vor— 
fchriften über den Zuftand der Wohnung, über das „Beichaffenfein“ der— 
jelben zu erlaffen, und daß fie von Vorfchriften über ihre „Benußung“ 
ganz abjieht. 

„Die Wohnungen müfjen fo ‚beichaffen fein‘, daß die ledigen, über 
14 Jahre alten Perfonen nah Geſchlechtern getrennt fchlafen können.“ 

„Die Wohnungen müfjen Luftraum enthalten.“ 

Ebenſo fehlen Vorfchriften, melde das Durdfeudten der Wohnung 
dur den Inhaber, die gefundheitswidrige Verunreinigung und die gejund- 
heitsſchädliche Zerftörung verbieten und unter Strafe ftellen. Es findet fich 
eine Worfchrift in der Verordnung, daß „verbedte Müllgruben” auf Ver— 
langen der PBolizeibehörde „vorhanden fein“ müfjen, es fehlt aber die Be- 
ftimmung, daß es verboten tft, Abfalftoffe anders als an den vorgefchriebenen 
Stellen abzulagern. 

Ebenfo fehlt eine Vorſchrift, daß die einzelnen Räume niet zu anderen 
Zweden benußt werden dürfen, als bei der polizeilichen Abnahme fon- 
zejfioniert war, und es find endlich auch die Anforderungen, welche an die 
Mohnungen gejtellt werden, zu gering, namentlih hinſichtlich derjenigen 
Wohnungen , welche beim Inkrafttreten der Verordnung bereits vorhanden 
find. Schlafräume ohne ein direft ins Freie führendes Fenſter zuzulaffen, ift 
gewiß nicht zu rechtfertigen. 

Allein trotz diefer Mängel ſtellt diefe neuefte Verordnung einen jo er- 
heblichen Fortichritt dar, daß nur gewünfcht werden fann, die Berwaltungs- 
behörden möchten bei dem Neuerlaß von Anordnungen die Münfterfhe und 
nicht die Düffeldorfer Verordnung als Mufter verwenden mit der Maßgabe, 
daß fie den Ortsbehörden nicht nur eine Milderung, fondern aud) eine Ver- 
ſchärfung der Verordnung — meinetwegen nad) vorher eingeholter Genehmi- 
gung der Auffichtsbehörden — freigeben. 

Hinfichtlih der Münfterfchen Verordnung find Erfahrungen bisher nicht 
gemadt. Cs ift dies nicht möglich, weil die Verordnung erſt am 12. Fe— 
bruar d. J. befannt gemadt iſt, ſeit ihrem Inkrafttreten daher erft wenige 
Wochen vergangen find. 

Dagegen liegen folde Erfahrungen hinfihtlih des Regierungsbezirks 
Düſſeldorf bereits vor, 
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Wenn man über diefen Punkt den von v.d. Goltz miedergegebenen 
Bericht der 55 Städte Deutfchlands und unter diefen insbejondere den Be- 
richt der 7 im Regierungsbezirt Düffeldorf belegenen Städte (Barmen, Cre— 
feld, Duisburg, Düfjelvorf, Elberfeld, Efjen und M.Gladbach) lieſt, follte 
man meinen, daß im Negierungsbezirt Düfjeldorf wenigitens in den großen 
Städten viel für die Wohnungsbeauffihtigung geſchehe. 

Die Königliche Regierung in Düfjeldorf ift freilich anderer Meinung. 
Der Regierungspräfident hat in neuefter Zeit durch jeinen adminiftrativen 
Decernenten unter Zuziehung eines Baubeamten in einzelnen Städten Nad)- 
revifionen veranftaltet und hierbei feitgejtellt: 

1. daß in feiner Gemeinde die Wohnungsrevifionen in einem foldhen 
Umfange ftattfinden, wie dies in der Anmweifung verlangt wird; 

2. daß faft überall die Wohnungsrevifion in den Händen der unteren 
Bolizeierefutivorgane liegt ; 

3. daß die Wohnungen daher nit den Anforderungen der Polizei- 
verordnung entiprechen, und daß dies fogar von foldhen Wohnungen gilt, 
die in Häufern belegen find, welche im Eigentum der Gemeinden ftehen. 

Nah meiner Kenntnis der VBerhältniffe ift die Anficht des Negierungs- 
präfidenten als die zutreffende zu bezeichnen. 

Die Gründe diefer bedauerlichen Erfcheinung zu erörtern fann ich nicht 
ganz unterlafjen. 

Sie liegen einmal in der Ausführungsanweifung felbit. In derjelben 
ift wörtlich bejtimmt: 

„Die Volizeibehörden haben alle Wohnungen, von denen es befannt 
oder zu vermuten ift, daß fie den Anforderungen der Polizeiverorbnung 
nicht genügen, mindeftens einmal jährlich zu revidieren. Wünfchenswert 
ift es, daß mindeſtens alle zwei Jahre fämtliche von weniger bemittelten 
Familien bewohnten Wohnungen revidiert werden. Die Revifion ijt 
möglihft von den Bürgermeiftern perfönlich vorzunehmen, ſoweit dies 
nicht angängig ijt, nur völlig zuverläffigen und erprobten Polizeibeamten 
zu übertragen. Für größere Städte ift es ſehr zu empfehlen, einem be- 
fonderen Beamten die Wohnungsinfpeftion ausſchließlich oder doch als 
Hauptbefchäftigung zu übertragen.“ 

Eine ſolche Vorfchrift ift nicht ausführbar, oder mit den fo vorgenom= 
menen Revifionen wird nichts erreicht. 

Ich will zugeben, daß die im Negierungsbezirf angeitellten Bürger- 
meifter an fich, wenn auch feineswegs alle, qualifiziert jein mögen, die Re— 
vifionen auszuführen, aber fein einziger wird hierzu die nötige Zeit finden 
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Von den ca. 180 Bürgermeiſtereien des Regierungsbezirks haben nach 
dem Düſſeldorfer Handbuch nur 16 weniger als 400 Häuſer, 33 weniger 
als 600 und der Reſt mehr als 600 Wohnhäuſer. 

Daß da von einer umfangreichen, durch den Bürgermeiſter vorzunehmen- 
den Revifion nicht gefprochen werden fann, liegt auf der Hand. Sit aber 
eine Vorfchrift nicht durchführbar, jo thut man befjer, fie nicht zu erlaflen. 
Die nicht durhführbare Vorſchrift verführt geradezu, eine oberflähliche Hand- 
habung aud des durhführbaren Inhalts der Verordnung eintreten zu lafjen. 

Jeder Bürgermeifter tft daher gezwungen, fich der Hilfe der Bolizei- 
organe zu bedienen ; er hat neben den Gefchäften der Wohnungsbeauffihtigung 
eben noch andere Geſchäfte, die feinen Auffchub leiden. 

Die Polizeiorgane — auch die völlig zuverläfligen und erprobten 
Polizeibeamten — find aber für diefe Arbeit wenig geeignet. Abgefehen 
davon, daß der uniformierte PolizeisErefutivbeamte von dem auf jein Haus- 
recht ſtolzen Mieter und Vermieter ungern gefehen wird, daß bei jeder Re— 
vifion bei Mieter, Vermieter und Hausgenoffen der Verdacht entfteht, es 
handele fih um irgend eine Verhaftung oder die Verfolgung einer anderen 
ftrafbaren Handlung, und daß niemand daher dem Reviſor freundlich ent- 
gegenfommt, ihm alles zeigt, ihm Aufklärung giebt und von ihm Rats er- 
holt, find Polizeibeamte ihrer ganzen Ausbildung nad, nad der Art ihres 
Verkehrs mit dem Publikum für diefe Revifionen nicht qualifiziert. Daher 
ift e8 denn gefommen, daß troß der immerhin brauchbaren Düffeldorfer 
‚ Verordnung, troß der fehönen Ausführungsanmeifung jo wenig geſchehen ift, 
daß der Chef des großen Verwaltungsbezirfs felbit zu dem oben mitgeteilten 
ungünftigen Urteil gezwungen geweſen iſt. Es zeigt ſich hier wieder die— 
jelbe Erſcheinung, auf die id im Jahre 1889 in Straßburg und im Jahre 
1897 in Karlaruhe hingemwiefen habe: 

„Es werden ſchöne Verordnungen erlafjen, ſchöne Berichte gemacht, 
jeder Polizeiverwalter lobt ſich ſelbſt, in Wirflichteit aber gefchieht gar nichts.“ 

Das beſte Geſetz bleibt ein toter Buchjtabe, wenn es an den richtigen 
Organen zur Ausführung und Kontrolle fehlt. 


Die Handhabung der Wohnungsinipeftion in der 
Stadt Efien. 


Diefe Erfahrung machte ich in meiner Verwaltung in der Stadt Eſſen 
von neuem bei der Durchführung der Verordnung des Regierungspräfidenten 
über die Wohnungsbeauffichtigung. 

Bei der Schwierigkeit und Neuheit der Materie und wegen ihres großen 
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hygieniſchen und foctalen Intereſſes habe ich die Ausführung zunächſt felbft 
überwadt. 

Ich mar indefjen von Anfang an der Meinung, daß die der Polizei: 
verwaltung zur Verfügung ftehenden unteren Polizeierefutivorgane (Polizei: 
fommifjare, Bolizeimachtmeifter und Schugleute) für die Handhabung der 
Verordnung wenig geeignet feien. 

Ich ftellte daher den Antrag auf Niederfegung einer befonderen, aus 
ehrenamtlich thätigen Bürgern bejtehenden Kommiffton, und übertrug die 
eigentlihe Revifionsthätigfeit den Beamten des ftädtifchen Bauamts, ins- 
befondere der Abteilung für Baupolizei. 

Aber auch hiermit habe ich wenig erfreulihe Erfahrungen gemadt. 

Die Aufgaben der Polizei in einer in großer, ja faft übergroßer Ent- 
widlung befindlihen Stadt von damals ca. 80000, jet ca. 120000 Ein- 
wohnern find fo umfangreihe und vielfeitige, daß dieſe befondere, neue 
Aufgabe nicht ordnungsmäßig erledigt werben fonnte, 

Wie mit den anderen Verordnungen ging es auch mit diefer. 

Nah einem kräftigen Anlauf, der dur die Neuheit der Sade und 
das dadurch herbeigeführte allgemeine Intereſſe veranlaßt wurde, erlahmten 
bald Polizeiverwalter, PBolizeierefutivbeamte, Baubeamte und Kommiſſion. 

Aufgaben, die näher lagen, die eine unverzügliche Löſung erheifchten, 
traten täglich an die Verwaltung heran; da ließ man, nicht aus Trägheit 
oder Anterefjelofigkeit, nicht weil man die Wichtigkeit der neuen Aufgabe 
für das gefamte fociale Leben, für Sittlichfeit und wirtfchaftlihe Hebung der 
Bevölkerung und die Gefundheitspflege verfannte, jondern ganz von jelbit 
die die Wohnungsinfpektion betreffenden Arbeiten liegen. 

Als dann im Jahre 1898 die Regierungsverordnung von 1893 eine 
neue Fafjung und eine neue Ausführungsanmweifung erhielt, nahm ich die 
Sade von neuem in die Hand. Ich ftellte feit, daß in der Zeit vom 
Jahre 1893 bis Ende 1898 von damals im ganzen etwa 6500 Wohn: 
häufern de3 Stadtgebiet? nur in 17 Straßen 557 Häufer, alfo noch nicht 
10 %/o der Gefamtzahl, zur Revifion gefommen waren. Von diefen 557 ‚Häufern 
waren nur 386 mit 793 Wohnungen einer nur einigermaßen eingehenden 
Unterfuhung unterzogen, und e8 waren nur 233 Wohnungen in 125 Häufern 
als den polizeilichen Vorfchriften nicht genügend befunden worden. 

Das Nefultat diefer fünfjährigen Arbeit von 1893 bis 1898 war ein 
fo unbedeutendes, daß, wenn ich fo fortfahren wollte, zur Revifion jämtlicher 
Wohnungen des Stadtgebiet? nahezu 20 Jahre nötig gewejen wären. 

Eine ſolche Revifion ift bedeutungslos; es geichah nad meiner Auf: 
faffung befjer gar nichts als jo Unzulängliches. 
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Anftellung eines Mohnungsinjpeltors im Hauptamt. 
Sch entihloß mid; daher, den einzig richtigen Weg einzufchlagen und zur 
Einführung einer hauptamtlihen Wohnungsinfpeltion überzugehen. 

Meine zwar auch aus Hausbefigern beftehende und nad plutokratiſchem 
Wahlſyſtem gewählte Stadtverordnetenverfammlung mwar gern bereit, bie 
nötigen Mittel zu bewilligen, und jo fonnte die neue Einrichtung bald ins 
Leben treten, nachdem eine geeignete Perfönlichkeit gemonnen war und dieſe 
fih mit den örtlichen PVerhältniffen ausreichend vertraut gemacht hatte. 
Sch erließ die in der Anlage V abgedrudte Inſtruktion, nad welcher der 
Mohnungsinfpeftor nunmehr feit etwa 17 Monaten arbeitet. 

Ein Urteil will ich, mie ich bereit3 im Eingang meines Referatö ge- 
fagt habe, über die neue Einrichtung nicht abgeben, nur einige Punkte ſei 
mir gejtattet hervorzuheben: 

I. Das eine hat die neue Einrichtung bewieſen, daß die Wohnungs» 
infpeftion ſchneller und gründlicher gehandhabt wird, und daß aud die 
Sorge, ed werde bei der Durchführung allzu große Rüdjiht auf die Haus- 
befiger genommen, welde anfangs die fommunalen Auffichtsinftangen zu er— 
füllen ſchien, fich nicht al begründet erwieſen hat. 

II. Der Rohnungsinspeftor hat am 8. Dezember 1900 feinen erjten 
Jahresbericht erftattet. Derfelbe umfaßt den Zeitraum von 13 Monaten, 
weil mit der Volkszählung vom Dezember 1900 in Eſſen eine allgemeine 
Mohnungsenquete veranftaltet wurde und es mir geraten fchien, von da ab 
eine neue Berichterjtattung zu beginnen. 


In der Zeit vom 1. November 1899 bis 1. Dezember 1900, d. h. alfo 
in 13 Monaten, find in verjchiedenen Straßen und Stadtteilen im ganzen 
348 Häufer mit 1512 Wohnungen revidiert worden, aljo mehr als bei der 
früheren Einrichtung in 5 Jahren. 

Die Zahl dieſer Reviſionen erſcheint gering für einen im Hauptamt 
thätigen Beamten. 

Allein wenn man berückſichtigt, daß jede Wohnung 3—4 mal beſucht 
worden "ft, wird man mit dem Reſultat zufrieden fein müſſen. 

Diefe 1512 Wohnungen enthalten zufammen 4500 Wohn: und Schlaf- 
räume einfchließlich der zum Bereiten der Speifen benusten Räumlichkeiten 
(Küchen). Lediglih als Schlafräume werden 2512 Zimmer benußt und 
zwar 2060 von amilienangehörigen und 452 Schlafräume von Koft: und 
Quartiergängern. 

In den 1512 Wohnungen befanden ſich zur Zeit der Reviſion 
1777 erwachſene männliche, 1827 erwachſene weibliche und 2747 Familien— 


Die Beauffihtigung der vorhandenen Wohnungen. 87 


angehörige unter 14 Jahren, welche die oben genannten 2060 Schlafräume 
beſitzen. 

An Koſt- bezw. Quartiergängern find in den 452 Schlafräumen vor- 
handen 1046 männliche und 4 weibliche Perfonen, 

Bon den 4500 Wohn: und Schlafräumen verbleiben mithin 4500 — 
(2066 + 452) =- 1988 Räume, melde lediglih ala Wohnräume oder Küchen 
benugt werben. 

Von den revidierten 1512 Wohnungen beftehen 106 Wohnungen aus 
nur je einem Raum und 725 aus je zwei Räumen, während der Weit, 
1512 — (106 + 725) — 681 aus 3-, 4: und mehrräumigen Wohnungen 
beiteht. 

Die vorhin angeführten 106 Wohnungen mit je einem Raum werben 
wie folgt benugt: 

a) 45 Räume bezw. Wohnungen von je 1 Perfon, 


b) 28 „ . Pr „ » 2 Perfonen, 
c) 18 — u . 
41:33 E : 2. 
e) 2 „ R er „nd Pr 
8 R i ROHR. RR 


a) Die mit a bezeichneten 45 Räume werden in 15 Fällen von allein- 
ftehenden männlichen Perſonen und in 28 Fällen von alleinjtehenden weib— 
lichen Perſonen benutzt. 

b) Die mit b bezeichneten 28 einräumigen Wohnungen werden mie 
folgt benußt: 

27 Fälle von je 2 erwachlenen Berfonen und 
1 Fall von 1 erwachſener Perfon und 1 Kind. 
ec) Bon den mit c bezeichneten 18 Wohnungen werben 
16 von 2 erwachſenen Perfonen und 1 Kinde unter 14 Jahren, 
2 „ 1 erwadfener Berfon „ 2 Kindern, 14 „ 
benußt. 

d) Bon den mit d bezeichneten 11 Wohnungen werben: 

9 von 2 erwachſenen Perfonen und 2 Kindern unter 14 Jahren, 

2 „1 erwadfener ‘Berfon — „14 e 
benußt. 

e) Die mit e bezeichneten Wohnungen werben je von 2 ermwachjenen 
Perfonen und 3 Kindern unter 14 Jahren benußt. 

f) Die mit f bezeichneten 2 Wohnungen werden je einmal 

von 2 erwachfenen Perfonen und 5 Kindern und 
cc ® e A benußt. 
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Ferner werden die 714 zweiräumigen Wohnungen wie folgt benußt: 
a) 26 zweiräumige Wohnungen von je 1 Berfon, 


b) 127 M & „ » 2 Perfonen, 
c) 158 A r art — 
d) 160 R : OR er 
e) 98 u — TE — 
f) 92 . x PR 
g) 36 " ” ” " 7 
h) 17 2 „ a ee 
i) 5 "” ” " ” 9 
k) 2 n " „ „11 B 
DD 2 e # ee. 


a) Die mit a bezeichneten 26 zmweiräumigen Wohnungen werden in 
9 Fällen von alleinitehenden männlihen und in 17 von alleinjtehenven 
weiblichen Perjonen bewohnt. 
b) Die mit b bezeichneten 127 Wohnungen werden benußt wie folgt: 
126 Fälle von je 2 erwachſenen Berfonen und 
1 Fall von 1 erwachſener Perſon und 1 Kind. 
e) Bon den mit e bezeichneten 158 Mohnungen werben: 
34 von je 3 erwachjenen Perſonen, 
IR; „2 Re N und 1 finde, 


4 „ „i u Perſon und 2 Kindern, 
I: 458 a Perfonen (hiervon 1 Koftgänger), 
und 1 " " 3 ” ” ( " 2 ” ) 


benutzt. 
d) Die mit d bezeichneten 160 Wohnungen werben wie folgt bewohnt: 
18 von 4 erwachſenen Perſonen, 
122.2 a f und 2 Kindern, 


4... 3 R Berjon „98 “ 
12 „ 8 — Perſonen „ 1 Kind, 
:  - u 2 „ 2 KRoftgängern, 
—11 Perſon „3 
und 1 „ 1 = „ +» 2 Kindern ab 1 Koftgänger. 


e) Von den mit e bezeichneten 98 Wohnungen werben: 
3 von 5 erwachſenen Perſonen, 


1... 2 a u und 3 Kindern, 
1 5 " 3 7 » [7 2 " 
7 „ 4 " " ” 1 Kind, 
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1 von 1 erwachſener Perfon und 4 Kindern 
und 1 „ 2 erwachſenen jyamilienangehörigen und 3 Kojtgängern 
bewohnt. 
f) Von den mit f bezeichneten 92 Wohnungen werden: 
62 von 2 erwachſenen Perfonen und 4 Kindern unter 14 Jahren, 


12 „ 3 “ R „3 F Pa | 

1. 4 — 2 „1 „ 

5 „5 ’ e „ 1 Rinde, 

1,„ 2 5 n „ 2 Kindern und 2 Koftgängern 
und 1 „ 1 " m „I: „u " " 
bewohnt. 


g) Die mit g bezeichneten 36 Wohnungen werden mie folgt benugt: 
23 von 2 erwachfenen Perfonen und 5 Kindern unter 14 Jahren, 


8 „53 2 * 4 er 14 e 
3 „9 u = „2 = „ 14 
1 „ 4 a J — 1. 14, 
und 1 „ 2 — 2. und 3 Koftgängern. 


h) Die mit h bezeichneten 17 Behmmengen werden benußt wie folgt: 
10 von 2 erwachfenen PVerfonen und 6 Kindern unter 14 Jahren, 


3 " 3 " " „ 5 " " 14 [77 
2 * 4 ”» " " 4 7 7 14 ” 
und 2 „ 2 r = “8. % und 3 Koſtgängern. 


i) Die mit i bezeichneten 5 Wohnungen werden benußt in: 
2 Fällen von 2 erwachſenen Perſonen und 7 Kindern, 
3.5 „ 8 " ö — -% und in 
1 Falle „ 4 F „5 n 
k) Die mit k bezeichneten Wohnungen werden benußt in: 
1 Fall von 5 erwachſenen Perſonen und 6 Kindern und in 
ı S » +, 2 Kindern und 6 Koſtgängern. 
I) Die mit 1 bezeichneten 2 Wohnungen werden benugt in 1 Fall von 
12 erwachſenen männlihen Perfonen und in 1 Fall von 4 erwadjenen 
Perfonen und 8 Kindern. 
Beanftandet find auf Grund der Reg. Pol. Verordn. vom 25. Mai 1898 
im ganzen 430 Wohnungen, wovon 336 den Beitimmungen entſprechend 
hergeftellt find, während für den Reft, 440 — 336 — 94 Wohnungen, die 
Frift zum 1. Januar bezw. 1. April 1901 abläuft. Von den 430 bean- 
ftandeten Wohnungen jind, auf mündliche Anordnung des Wohnungsinfpeftors, 
bei 192 Wohnungen die Mängel anerfannt und freiwillige Abhilfe ver- 
fproden. In 172 Fällen ift diefe erfolgt, während in 192 — 172 = 20 
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Fällen die Erledigung noch ausfteht. In 430 — 192 — 238 Fällen hat 
eine Aufforderung zur Befeitigung der Mängel polizeilicherfeits ergehen 
müffen. Von diefen 238 Fällen find 164 den Beftimmungen entſprechend 
abgeändert worden, während für den Reit, 238 — 164 — 74, die Frift 
zur Abänderung teild am 1. Januar und teild am 1. April 1901 abläuft. 

Die Beanftandung der 430 Wohnungen erfolgte aus folgenden Gründen : 

1. In 253 Fällen waren die Wohnungen bezw. Schlafräume über- 
füllt; hiervon find 214 Fälle den Beitimmungen entjprechend abgeändert. 
Bon den 253 beanjtandeten Wohnungen waren in 136 Fällen die Schlaf- 
räume überfüllt, jo daß das durd die Reg. Pol. Verordn. vom 25. Mai 1898 
vorgejchriebene Mindeftmaß 

a) für jede über 10 Jahre alte Perfon 10,0 cbm und 

b) für jedes Kind unter 10 Jahren 5,0 cbm Luftraum 
nicht vorhanden war. In 107 Fällen fchliefen die Perfonen über 14 Jahren 
nicht nach Gefchlechtern getrennt, und in 10 Fällen waren gleichzeitig die 
Schlafräume überfüllt, und es fchliefen die Perfonen über 14 Jahre nicht 
nad Geſchlechtern getrennt. In denjenigen Fällen, in denen die Beanjtandung 
deshalb erfolgte, weil die über 14 Jahre alten Perfonen nit nach Ge- 
fchlehtern getrennt in befonderen Räumen oder Abfchlägen jchliefen,, ift die 
Beanftandung in der Regel dadurd erledigt, daß ein bisher nicht zum 
Schlafen benußter Küchen: oder Wohnraum hierzu herangezogen wurde. 

2. In 38 Fällen waren gleichzeitig die Fenſter und die Schlafräume 
zu Klein, bezw. legtere überfüllt. Hiervon find 27 Fälle dahin abgeändert, 
daß in 6 Fällen die zu kleinen Dachzimmer mit zu wenig Fenjterflähe nicht 
mehr bewohnt werden, und in 21 Fällen die Fenſter vergrößert oder die 
Perfonen durch Umzug vermindert worden find. 

3. In 111 Fällen hatten die Räume zu wenig Fenſterfläche; hiervon 
find 18 Fälle dadurch ausgeſchieden, daß Feine Dachräume mit zu wenig 
Fenfterfläche nicht mehr bewohnt werden, während in 53 Fällen die SFenfter 
vergrößert worden find und in 40 Fällen die geftellte Friſt noch nicht ab» 
gelaufen iſt. 

4. In 17 Fällen waren Speicherräume über dem Kehlgebälf als 
Schlafräume eingerichtet; 13 diejer Fälle find dadurch bejeitigt, daß die 
fragl. Räume nicht mehr bewohnt werden, in 4 Fällen läuft noch die ge- 
ſtellte Friſt. 

5. In 9 Fällen waren Wohn- und Schlafräume ohne direktes Licht 
vorhanden ; diefelben werden als ſolche teil nicht mehr benußt, teils find 
Fenſter angebracht worden. 

6. In 13 Fällen waren die Wohn: und Schlafräume feucht und 
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gefundheitsfhädlih. Hiervon werden in 3 Fällen die betr. Räume nicht 
mehr benugt, und in 7 Fällen ift für die Trodenlegung der fragl. Räume 
Sorge getragen. 

7. In 2 Fällen beitand der Fußboden der Uuartiergängerzimmer aus 
PBlattenbelag bezw. Gementbeton. Beide Räume werden als Mohn- oder 
Schlafzimmer nicht mehr benußt. 

8. In 4 Fällen hatten die Quartiergängerzimmer feinen direkten Zu- 
gang. Drei diefer Fälle find dur Entlafjung der Koftgänger bezw. Ver» 
legung des Koftgängerzimmers erledigt. 

9. In 3 Fällen waren in 2 durcheinandergehenden Zimmern zwei 
Familien vorhanden; hiervon find 2 Fälle abgeändert, und der dritte Fall 
fol abgeändert werben. 

10. In 3 Fällen befinden fih über Pferdeftällen (ohne maffive Deden) 
Wohnungen ; eine derfelben ijt bereits geräumt, während bei den andern 
beiden die Räumung verlangt ift. 

11. In 4 Fällen find Bodenfammern, entgegen S 37 der B.P.V. 
vom 25. 2. 95, als Schlafzimmer eingerichtet; die Räumung derſelben ift 
verlangt. 

12. In 12 Fällen waren mangelhafte Abortanlagen vorhanden; von 
diefen find 8 Anlagen entiprechend abgeändert. 

13. Bei den 238 Wohnungen, bei denen die polizeiliche Aufforderung 
zur Abftelung der Mängel erging, ift diefe auf den mehrfach angezogenen 
8 10 N. 17 A. L.-R. geftügt. Auffälligerweife ift in feinem einzigen Fall 
eine Befchwerde an die vorgejeßte Dienjtbehörde oder eine Klage im Ber- 
waltungsftreitverfahren eingelegt, jondern die Hausbefiger haben jtetö die 
gegen fie erlaffene polizeilihe Zmwangsverfügung rechtsfräftig merden laſſen, 
ein Zeichen, daß der Wohnungsinſpektor die Verordnung zutreffend gehand- 
habt hat. Won diefen 238 Wohnungen find beanjtandet 

110 als ungeeignet, 
62 als überfüllt, 
66 als überfüllt und ungeeignet. 

Bei 56 Wohnungen ift die Beanftandung befeitigt durh Vornahme 
baulicher Änderungen, bei 20 durch Räumung der Wohnung, bei 10 durch 
Entlafjung der Schlafleute, bei 16 durch PBergrößerung der Wohnung 
infolge Hinzunahme weiterer Räume, bei dem Reit ift die Erledigung auf 
andere Weiſe bewirkt, oder die Sache ſchwebt noch. 

14. In feinem einzigen Fall hat eine wirkliche zwangsweiſe Räumung 
einer Wohnung durch Hinausfegen des Mieters jtattfinden müſſen; fchließ- 
lich haben ſich Mieter und Vermieter gefügt und die Wohnung räumen laſſen. 
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II. Die mitgeteilten Refultate der Mohnungsrevifion find trodene Zahlen, 
die anfcheinend den Schluß zulaffen, daß die MWohnungsverhältnifje in den 
revidierten Mohnungen nit fo ſchlecht find, wie ich Dies felbft an- 
genommen hatte, 

Alein ein folder Schluß wäre falſch. Zunächſt muß feftgeftellt werben, 
daß gerade die fchlechtejten Quartiere im Jahre 1900 einer Revifton nicht 
unterzogen find, meil diefe bereits in den Vorjahren einer Reviſion durch 
die jtädtifchen Bauämter unterzogen waren; fodann aber hat allein die That- 
ſache der regelmäßigen Wohnungsbeauffihtigung zweifellos ſchon beſſernd 
eingewirkt; endlich aber find die von der Negierungspolizeiverorbnung auf: 
geitellten Anforderungen nad meiner Auffaffung fo geringfügige, daß felbit 
dann, wenn alle Wohnungen diefen Minimalanforderungen genügen follten, 
von zufriedenftellenden Wohnungsverhältniffen trogdem nicht gefprodhen 
werden fann. 

Die einjährige Erfahrung, die ich mit der ftändigen, durd einen be- 
fonderen Beamten ausgeübten MWohnungsinfpeftion gemadt habe, hat jodann 

IV. ſchon jegt Elargeftellt, daß die Einrichtung fo, wie fie ift, zur Befje- 
rung der Verhältniffe nicht ausreiht. Die Mitteilung der Refultate, die 
ih dem von dem ftädtifhen Wohnungsinſpektor erftatteten erften Jahres- 
bericht entnommen habe, läßt erfennen, daß der Wohnungsinfpeftor fich aus- 
ſchließlich — oder faſt ausſchließlich — auf den Zollſtock befchräntt hat. 
Er hat mit großer Gemiffenhaftigfeit die Räume gemefjen, den Kubifinhalt 
des Luftraums berechnet und aud auf die Beobachtung der fonftigen Vor— 
Schriften der Negierungspolizeiverorbnung feine Aufmerkfamfeit gerichtet. 
Aber weiter iſt er nicht gegangen, Von einer innerlihen Erfafjung feiner 
Aufgabe, von einer Feitftellung der Gründe der ſchlechten Wohnungs- 
verhältnifje, von einer Vergleihung der Preife der Mohnungen mit dem 
Gejamteinfommen der Inhaber, von einer Beurteilung der allgemeinen 
bygienifchen Verhältniffe der Wohnräume ift nicht die Rede. Ich kann dem 
Beamten hieraus einen Vorwurf nicht maden. Die Sade ift ganz neu, 
der Beamte war auf fi allein angewiefen, und abgejehen von den furzen 
Konferenzen mit mir und dem Decernenten für Bolizeifachen, entbehrte er 
jedes Beirates. Soll hierin eine Änderung eintreten, fo muß die Aufgabe 
des MWohnungsinfpeltors nicht erweitert, fondern vertieft werden. Dazu 
wird es nötig fein, ihm eine Wohnungskommiſſion an die Seite zu ftellen, 
in welcher Ärzte, Baubeamte und Männer des praktiſchen Lebens vertreten 
find, welche mindejtens alle Monat einmal zuſammenkommen, die einzelnen 
Revifionsfälle einer Beratung unterziehen, fi an der Nachreviſion einzelner 
beſonders auffälliger Fälle perfönlich beteiligen, auch anfcheinend den Vor: 
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ſchriften entiprechende Wohnungen nacdhrevidieren und jo dem toten Gerippe 
Fleiſch und Blut und wirkliches Leben verleihen. 

V. Zu diefem Zmwede wird es fi für Preußen nicht empfehlen, eine 
befondere Kommiffion zu bilden, fondern die Aufgabe der Wohnungspflege 
der nad dem Gejehe betreffend die Dienftitellung des Kreisarztes und die 
Bildung von Gefundheitsfommiffionen vom 16. September 1899 neu zu 
wählenden Gefundheitsfommiffion zu übertragen. In diefe Kommiſſion 
empfehle ich, um die nötige Verbindung mit der jtädtifchen Armenverwaltung 
aufrecht zu erhalten, die von der Stadt angeftellten Armenärzte zu deputieren 
und für die hierdurch entftandene bejondere Mühewaltung denſelben ein 
höheres Honorar zu zahlen. Kein Bürger der Stadt hat fo ſehr Gelegen- 
heit, die fchlechtejten Wohnungen kennen zu lernen, wie die Armenärzte. Ihre 
Erfahrung nutzbar zu machen, ift daher dringend zu empfehlen. 

VI. Ferner erfcheint es geboten, daß auch von feiten der Auffichts- 
behörde eine Nachrevifion der Wohnungen ftattfindet. In jedem Regierungs- 
bezirf muß ein oder müfjen mehrere Wohnungsinfpektoren angejtellt werden, 
welche die Thätigfeit der örtlichen Inſpektoren überwachen. Hierdurch wird 
nicht nur die nötige Kontrolle ausgeübt, fondern es wird aud ein Organ 
geſchaffen, defien Erfahrungen ſich nicht auf einen Ort bejchränfen, fondern 
welches aus einem größeren VBerwaltungsbezirt zu jchöpfen in der Lage ift. 
Der MWohnungsinspeftor des Regierungsbezirks wird daher die örtliche Re- 
vifion wirkſam unterftügen fönnen, und wenn hierbei von kleinlicher Reg— 
lementiererei, von bureaufratifcher Vielfchreiberei, die jhon genug gethan zu 
haben glaubt, wenn recht viele Liften ordnungsmäßig geführt werden, ab- 
gefehen wird, dann wird diefe regierungsfeitig gehandhabte Wohnungs: 
infpeftion aud von den örtlichen Polizeiverwaltern nicht als eine läftige 
Kontrolle empfunden, fondern als eine wirkſame Unterjtügung freudig be- 
grüßt werden. 

v1. Was die Uualififation des MWohnungsinfpeftors betrifft, fo habe 
ih in diefer Beziehung Erfahrungen gemadt. Der von mir angejtellte 
Mohnungsinfpeftor ift ein Bautechnifer mit Baugemwerfihulbildung. Diefe 
fcheinen mir für das vorliegende Amt eine gute Vorbildung zu haben, was 
aber nicht ausfchließt, daß auch andere Männer hierfür gewonnen werden 
fönnen. Auch für den Wohnungsinfpeftor des Negierungsbezirfs dürfte 
eine höhere, durch Examen nachzuweiſende Dualififation nicht zu fordern 
fein. Die Hauptſache iſt, daß der leidige Bureaufratismus von der ganzen 
Einrichtung fo fern wie möglich gehalten wird. 

VIII. Wie notwendig endlich eine dauernde Beaufjihtigung der Wohnungen 
it, und daß ein MWohnungsinfpeftor für eine Stadt von dem Umfang wie 
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die unter meiner Verwaltung ſtehende Stadtgemeinde nicht ausreicht, ſondern 
daß die Stadt zu dieſem Zwecke in Bezirke einzuteilen und jedem Wohnungs- 
infpeltor ein Bezirk zu übertragen ift, ergiebt eine andere Zufammenftellung, 
die ih durch das ftädtifche Einwohnermeldeamt habe anfertigen lafjen. Seit 
dem Jahre 1881 mird die Bewegung der Bevölferung, der Zu- und Ab- 
gang regelmäßig fontrolliert, und feit dem Jahre 1894 auch der Umzug, 
der Mechfel der Wohnung innerhalb des Gemeindebezirks Efien jelbit. 

Hierbei ift folgende Nahmeifung der in den Jahren 1894 bis 1900 
in Efjen zu:, ab: und umgezogenen Familien und einzelftehenden Perjonen 
aufgejtellt : 









Zugezogen Abgezogen a 








Familien | Einzel. Familien | Einzel- Familien 


umme 0 Summe 
Zahl Köpfeſſtehende Zahl | Köpfe |Hedende Baht | Köpfe 











1310 | 















4 774 | 12.498 
1895 11447 | 5172] 11 762 13 057 | 37 532 
1396 1575 | 5673| 14 100 16 541 | 50 539 
1897 1840 | 6996 | 17 601 17 744 | 44 914 
1898 51 2338| 8740| 19203 22 222 | 54 177 









2564 | 9696119 503 129 199 | 7762 | 31 3551 22 519 | 53 874 
ra |10 395 £ 36: 





2657. 9421 








Diefe Tabelle ergiebt geradezu verblüffende Zahlen. 
Will man eines der Jahre einer befonderen Betrachtung unterziehen, 
fo wird es fi) empfehlen, gerade dasjenige Jahr zu nehmen, welches der 
allgemeinen Bolfszählung folgt. 
Durd) die Volkszählung des jahres 1895 war feitgeftellt, daß die 
Stadt Efjen 96 128 Einwohner hatte. 
Bon diefen 96128 Einwohnern find nad der Tabelle 
a) im Sahre 1896 fortgezogen . . . 19 773 Berfonen 
b) in demfelben Jahre haben ihre Wohnung 
innerhalb des Gemeindebezirfs — 505 

e) und es find zugegopan . . » 25 304 N 
Ihre Wohnung verändert haben its; foneit 
die Stadt Efjen in Frage fommt, teild durch 
Verlegung des Wohnſitzes nad Efjen, teils 
durh Verziehung von Eſſen, teils durch 
MWohnungsmehfell » > 2 2 42388616 L 
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Die große Zahl der Ab- und Zugänge ift im weſentlichen ebenfalls 
nur als ein Wohnungswechſel anzufehen ; fie ift erflärlih durd die Ver: 
legung des Wohnfiges von Efjen in einen feiner unmittelbar vor den Thoren 
gelegenen, durch ununterbrochene Bebauung mit dem ſtädtiſchen Gebiet ver- 
bundenen Rororte. 

Es haben alfo, wenn man die Zugezogenen mitrechnet, faft ebenfoviel 
Einwohner die Wohnung gewechſelt, ald wie als ortsanweſend im Dezember 
1895 fejtgeftelt find. Für die Mohnungsrevifion folgt hieraus, daß fie 
eine dauernde fein muß, und daß eine einmalige jährlihe Revifion jeder 
Wohnung nicht ausreicht, denn ſchon an dem nächſten Umzugstage kann 
die eben revidierte und als den Anforderungen der Polizeiverordnung ent- 
fprechend befundene Wohnung durch die neue Mietspartei überfüllt werden 
und daher zu polizeiliden Maßnahmen Veranlafjung geben. 

Die Zahl der vorhandenen familien betrug, um wieder bei dem Jahre 
1896 zu bleiben, 19 300; hiervon find zugezogen 1784 Familien, abgezogen 
1575 Familien, die Wohnung innerhalb des Gemeindebezirtd haben ge— 
wechſelt 8290 Familien, jo daß zufammen 11649 Familien oder 60,3 ''o 
aller vorhandenen Familien bei diefem Wohnungsmechjel beteiligt find. 

Ein befierer Beweis für die Notwendigkeit einer ftändigen und noch 
intenfiveren Wohnungsrevifion fann nicht erbracht werden. 

Alle die nach der vorftehenden Darlegung als notwendig bezeichneten 
BVerbefjerungen einzuführen, wird Aufgabe der nächſten Zukunft fein. 

Soweit die Änderung der Düffelvorfer Polizeiverordnung in Frage 
fommt, hat der Regierungspräfident bereits vorbereitende Schritte gethan, 
um die Verbefjerung der Verordnung herbeizuführen. 

Sn der Stadt Efjen felbit aber wird mit Wahl der Wohnungs- 
fommiffion und der Anjtellung von mehreren Wohnungsinfpektoren demnächſt 
vorgegangen werben !. 

Die Zeitverhältnifje find dazu bejonders günftig, weil die rüdläufige 
Bewegung in der Kohlen: und Eijen-nduftrie eine fo jtarfe Vermehrung 
der Bevölferung, wie wir fie in den le&ten Jahren beobachtet haben, in der 
nächſten Zeit nicht in Ausficht jtellt. 

Wenn dadurd naturgemäß ein größeres Angebot von kleineren Woh— 
nungen herbeigeführt werden wird, fo wird es die Aufgabe der ftädtifchen 
Verwaltung fein, durch Erftellung von Mohnungen für die eigenen Arbeiter 


! Ein Gemeindebeihluß vom 5. Juli d. 3. über die Zufammenfegung der 
Geſundheitskommiſſion und die Beauftragung der legteren mit der MWohnungs- 
beauffihtigung ift als Anlage VI abgedrudt. 
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und unteren Angeftellten auch pofitiv fördernd in die Löfung der Wohnungs- 
frage einzugreifen. 


Hiermit fann ich meine Betrahtungen fließen. Ich bitte die Lefer 
um Vergebung, wenn ich vielleicht allzuviel von meinen örtlihen Ver— 
hältnifien geſprochen habe; der aufmerffame Leſer wird indeſſen auch hieraus, 
wie ich hoffe, einige nüßliche Lehren entnehmen können. 

Das ſcheint mir durch meine Ausführungen bewieſen zu fein: 

Die dauernde, ordnungsmäßig gehandhabte Wohnungsbeauffichtigung 
fann viel dazu beitragen, die Schäden im Wohnungswefen aufzudeden und 
zu befeitigen. 

Sie wird nur dann eine gründliche fein, wenn fie in volfreichen Städten 
und Gemeinden von befonderen Beamten ausgeübt wird, welche die Wohnungs: 
revifion als ihre eigentliche Aufgabe, als ihr Hauptamt anfehen. 

Unterftüßt müfjen die Beamten werben von ehrenamtlich thätigen 
Bürgern, welche die Aufgabe haben, die Thätigfeit des Beamten zu Ton- 
trollieren und zu beleben. ö 

Die weitere Ausgeftaltung im einzelnen fann den einzelnen Staaten 
und Gemeinden überlafjen werden. 

Allein hilft die Wohnungsrevifion freilih aud dann nidt. Sie muß 
begleitet fein von anderen Maßnahmen auf wirtſchaftlichem, fteuerlichem, 
bygienifchem, fittlihem und focialem Gebiete. 

Wenn aber alle Kräfte kufammen arbeiten, wird es gelingen, dem 
deutfhen Volke zu ſchaffen und zu erhalten eine gute, gefunde und billige 
Wohnung. 


Anlage I. 


Großherzoglich Heifiiches Geſetz, 


die polizeiliche Beaufſichtigung von Mietwohnungen und Schlafſtellen 
betreffend, vom I. Juli 1895. 


Ernſt Ludwig, von Gottes Gnaden Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein u. ſ. w. 

Zur Verhütung der aus der mietweifen Benugung ungejunder Woh— 
nungen oder ungeeigneter Schlafftellen hervorgehenden Nachteile für Gefund- 
heit und GSittlichfeit, Haben Wir mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände 
verordnet und verordnen hiermit, wie folgt: 


Artifel 1. Polizeiliches Recht der Kontrolle, 


Die Gefundheitsbeamten des Staates und die Ortspolizeibehörden, fo- 
wie die von den leßteren Beauftragten find befugt, die zum Vermieten be- 
ftimmten Wohnungen und Schlafjtellen einer Unterfuhung in der Richtung 
zu unterwerfen, ob aus deren Benugung zum Wohnen oder Schlafen Nad)- 
teile für die Gefundheit oder Sittlichfeit nicht zu beforgen find. 

Gleiche Befugnis jteht den genannten Organen bezüglih der Sclaf- 
räume zu, welche von Arbeitgebern (Lehrlingen, Gejellen, Gehilfen, Dienft- 
boten 2c.) zugewieſen merden. 


Artikel 2. Bolizeilihes Recht der Aufitellung von 
Normativbeitimmungen. 

Dur Polizeiverordnung fann für Mietwohnungen der in Artikel 4 
bezeichneten Art ein Mindeftmaß von Luftraum vorgefchrieben werben, 
welches für jeden Bewohner in dem vermieteten Raume vorhanden fein muß. 

Gleihe Vorfchrift fann für Arbeitgeber bezüglich der ihren Arbeitern 
(Lehrlingen, Gefellen, Gehilfen, Dientboten 2c.) zugemwiefenen Schlafräume 
erlaffen werden. 

Artikel 3. 

Für die zur Vermietung von Schlafitellen beitimmten Räume hat die 
Polizeibehörde fejtzufegen, wie viel Luftraum für jede aufzunehmende Perſon 
vorhanden fein muß. Hierbei ift davon auszugehen, daß mindejtens 10 Kubif- 
meter Luftraum für jede in einem Sclafraum zuzulaſſende Perſon er- 
forderlid find. 

Auf Grund diefer Feitfegung hat die Ortspolizeibehörde die Zahl der 
zur Beherbergung in jedem Schlafraum höchſtens zuzulafjenden Berfonen zu be— 
ftimmen. Diefe Zahl iſt in dauerhafter, leicht erfennbarer Weiſe an der 
Eingangsthür anzufchreiben oder anzufchlagen. 

Für Landgemeinden hat das Kreisamt nad Anhörung der Ortspolizei- 
behörde die in Abjag 1 enthaltenen Beitimmungen zu treffen. 

Schriften XOV. — Wohnungsfrage. 1.2. 7 
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Außerdem fönnen durch Polizeiverordnung für den Kreis oder eine 
einzelne Gemeinde fonftige Anforderungen feitgefeßt werden, melden die 
Sclafftellen und die zu ihnen gehörigen Hausräume zu entfprechen haben. 


Artifel 4. Anzeigepflidt der Bermieter. 


Derjenige, für deſſen Rehnung eine Wohnung erftmals vermietet wird, 
oder deſſen Vertreter ift verpflichtet, hiervon vor dem Einzuge des Mieters 
der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen, wenn entweder 

1. die Mietwohnung (einfchließlih der Küche und ausſchließlich folcher 
Räume, die in Aftermiete gegeben oder von anderen Perfonen regel- 
mäßig benußt werden) aus drei oder weniger Räumen beſteht, oder 

2. Kellergeſchoße oder nicht unterfellerte Räume, deren Fußboden nicht 

mindeftens 0,25 Meter über Erde gelegen ift, oder 

3. unmittelbar unter Dad (ohne Zwiſchendecke) befindliche Räume zum 

Mohnen vermietet werben follen. 

Die Anzeige muß Auskunft geben über: 

a) den Eigentümer, ſowie die Yage des Haufed nad Straße und Nummer, 

b) die Lage der Wohnung (ob im Haupt: oder Nebengebäude und in 
welchem Stodwerf), 

e) die Anzahl und Beitimmung der Räume, 

d) den Beruf des Mieters, fein Verhältnis zu den in feiner Haus- 
gemeinschaft befindlichen ‘Berfonen, ſowie Namen und Alter derjelben. 

Die Vermieter fogenannter möblierter Wohnungen find von diejer Anzeige- 
pflicht befreit, wenn und folange der Mietpreis für das Zimmer den Be- 
trag von monatlih 8 Mark überfchreitet. 


Artikel 5. 

Der Drtspolizeibehörde ift ferner binnen einer Woche Anzeige zu machen, 
wenn in der Perfon des Vermieters oder Mieters einer Wohnung der im 
Artikel 4 bezeichneten Art eine Anderung eintritt, oder wenn durd Ber: 
minderung der Zahl der Mieträume oder durch Aftervermietung die Woh— 
nung nachträglich anzeigepflichtig wird. 

Die Anzeigepflicht trifft bei Anderung in der Perfon des Vermieters 
den neuen Vermieter. 

Bei Änderungen in der Perſon des Mieters find zugleich die im vorigen 
Artikel unter d vorgefchriebenen Angaben zu machen. 


Artikel 6. 

Wer dritten, nicht zu feiner Familie gehörigen Perſonen Sclafftellen, 
mit oder ohne Berechtigung zum Aufenthalt über Tag, vermietet hat, hat 
hiervon vor Beginn der Mietbenugung der Ortspolizeibehörde Anzeige zu 
machen. 

Die Anzeige muß Auskunft geben über: 

a) Lage des Haufes nad) Straße und Nummer, jowie über den Vermieter, 

b) Lage, Länge, Breite und Höhe der zu Schlafitellen beftimmten 
Räume, 

ec) die Anzahl der in jedem einzelnen Raume vorhandenen Schlafitellen. 
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Von jedem Wechſel in der Perjon des Vermieters der Sclafftellen hat 
der neue Vermieter der Polizeibehörde binnen einer Woche Anzeige zu machen. 


Artikel 7. Polizeiliche Beihlüffe gegen fhädlide 
Wohnungen und Sclafitellen. 

Die Polizeibehörde kann die mietweife Benutzung einer gefundheits- 
Ihädlihen Wohnung der in Artikel 4 bezeichneten Art entweder ganz unter- 
fagen oder von der Bejeitigung bejtimmter, die Gefundheit gefährdender Ur- 
ſachen abhängig machen. 

Der ſtets mit Gründen zu verfehende und dem Vermieter ſchriftlich zu— 
zuftellende Beihluß hat die Wirkung, daß die Wohnräume entweder über: 
haupt oder bis zur Befeitigung der das Verbot begründenden Urfadhen und 
daraufhin erfolgter Zurüdnahme des Verbots nicht mietweife benugt werden 
dürfen. 

Die in Abſatz 1 und 2 enthaltenen Beſtimmungen gelten in gleicher 
Meife für das mietweife Benugen von Schlafitellen, das von der Polizei: 
behörde überdies aus dem meiteren Grunde unterfagt werden fann, wenn 
Thatfahen in der Perfon des Schlafjtellenvermieters oder feiner Haus- 
Haltungsgenofjen vorliegen, welche die Annahme rechtfertigen, daß diefe Ver- 
mietung zu Unfittlichfeiten führen werde. 

Desgleichen gelten die in Abſatz 1 und 2 enthaltenen Beitimmungen 
auch für Wohn: und Schlafräume und Sclafftellen, welde den gemäß 
Artikel 2 und 3 erlaffenen Vorfchriften nicht entiprechen. 


AUrtifel 8 Schuß der Neubauten und Umbauten. 
Unternehmer von Neubauten oder Umbauten find berechtigt, vor oder 
bei Beginn diefer Bauten eine Verfügung der Bolizeibehörde zu ermirfen, 
ob oder unter welchen Bedingungen diefelbe die ihr als Fünftige Mieträume 
bezeichneten Bauteile als in bauliher Hinfiht den geſundheitlichen An- 
forderungen entiprechend erachte. 


Artifel 9. Bejhmwerdeverfahren. 

Über Beſchwerden gegen Verfügungen der Volizeibehörden auf Grund 
der Artikel 7 und 8 entjcheivet der Kreisausfchuß in erfter, der Provinzial: 
ausfhuß endgültig in zweiter Inſtanz. 

In Beziehung auf die Friften für Anzeige und Rechtfertigung der 
Beihwerden, auch gegen Verfügungen der Polizeibehörden, finden die Be- 
ftimmungen der Artifel 67 und 104 der Kreisordnung Anwendung. 


Artifel 10. Geltung des Geſetzes für fleine Gemeinden, 
Die Beitimmungen der Artifel 2 bis 9 und 17 aelten für Gemeinden 
unter 5000 Seelen nur, wenn und foweit fie durch PBolizeiverordnung für 
diejelben eingeführt find. 
Artifel 11. 
Mit Geldftrafe bis zu 30 Mark wird beftraft, wer die nad) Artikel 
4 bis 6 vorgefchriebenen Anzeigen zu machen unterläßt oder in dieſen An- 


zeigen wiſſentlich unrichtige Angaben macht. 
7 
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Artifel 12. 


Mit Geldftrafe bis zu 50 Mark wird beftraft, wer die nad Artifel 2 
und 3 getroffenen Beftimmungen mifjentlich verlegt. 


Artifel 13. 

Mit Geldftrafe bis zu 100 Mark wird beftraft, wer die gemäß Ar- 
tifel 7 von der Polizeibehörde erlafienen, rechtsfräftigen Verfügungen nicht 
befolat. 

i Artifel 14. Haftung der Vertreter. 

Sind die Vorfchriften diefes Geſetzes von Perfonen übertreten worden, 
welche der Vermieter zur Vermietung oder Verwaltung der Mieträume oder 
Schlafftellen beftellt hatte, fo trifft die Strafe diefe Perfonen. Der Ver— 
mieter ift neben denfelben jtrafbar, wenn er bei der nad) den Berhältnifjen 
möglihen, eigenen Beauffihtigung oder bei der Auswahl feiner Vertreter 
es an der erforderlihen Sorgfalt hat fehlen laſſen. 

Artifel 15. Ausmweifung der Mieter. 

Die Wolizeibehörde fann nad Rechtskraft ihrer gemäß Artikel 7 er- 
lafjenen Verfügungen, unbeſchadet des Strafverfahrens, gemäß Artikel 13, 
die Ausmeifung der in die Wohnung, beziehungsmweife die Schlafräume und 
Schlafitellen, aufgenommenen Perſonen anoronen. 

Hierbei fol bezüglich folder Wohnungen, Schlafräume oder Schlaf: 
ftellen, welde vor Beginn der Mietbenugung von der Polizeibehörde nicht 
beanstandet waren, die Frift zur Räumung nicht unter einem Monat be- 
ftimmt und unter Umſtänden bis fünf Jahre von ſechs zu ſechs Monaten 
erftredt werden, wenn der Mieter glaubhaft madht, daß unbeanftandete 
Wohnungen von der feinen Verhältnifjen entjprechenden Größe und Preis- 
lage zur Zeit nicht vorhanden find. Beſchwerden der Mieter wegen der zur 
Räumung gegebenen Frift werden durch die in Artifel 9 bezeichneten Or— 
gane entjchieden. 


Artikel 16. Umſchreibung des Begriffs „Vermietung“. 
Der Vermietung im Sinne dieſes Geſetzes fteht glei jede Vergebung 
von Wohnräumen oder Schlafitellen gegen Entgelt. 


Artikel 17. Übergangsbeftimmungen. 

Wer bei Inkrafttreten diefes Gefetes eine Wohnung der in Artifel 4 
bezeichneten Art oder Schlafſtellen (Artikel 6) vermietet hat, ift verpflichtet, 
der Ortspolizeibehörde innerhalb eines Monats hiervon Anzeige zu machen. 

Die Anzeige muß die in Artifel 4 beziehungsmeife 6 vorgejchriebenen 
näheren Angaben enthalten. 

Die Strafbeitimmung des Artifels 11 findet hierbei Anwendung. 


Artifel 18. 
Artikel 1 tritt mit dem 1. Dftober 1893, der übrige Anhalt des Ge- 
jeges mit dem 1. April 1894 in Wirffamteit. 
Unfer Minifterium des Innern und der Juſtiz wird mit der Aus- 
führung desjelben beauftragt. 
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Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und beigedrüdten Groß- 
herzoglichen Siegels. 
Darmitabt, 1. Juli 1893. 
(L. S.) Ernſt Ludwig. 


Anlage Il. 


DPolizeiverordnung 
über die Befchaffenheit und Benusung von Wohnungen. 


Auf Grund des $ 137 des Gefeges über die allgemeine Landes- 
verwaltung vom 30. Juli 1883, und der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 — mit Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes für den Regierungsbezirk Düſſeldorf unter Aufhebung der 
denſelben Gegenſtand betreffenden Polizeiverordnung vom 31. Mai 1898, 
21. November 1895 und 23. April 1896 (A. Bl. 1893 ©. 453/4, 1895 
©. 350, 1896 ©. 130) folgende Polizeiverordnung erlaffen. 

Ss 1. Niemand darf ohne vorherige Genehmigung der Ortspolizei— 
behörde in Wohnungen, welche fi in von zwei oder mehr Familien bejtimmten 
Häufern befinden, jelbjt als Eigentümer und Befiger einziehen, oder eine 
Familie zur Miete oder Aftermiete aufnehmen, fobald diefe Wohnung poli« 
zeilih ald zum Bewohnen ungeeignet (S 2) oder als überfüllt ($ 3) be- 
zeichnet worden ift. 

s 2. Als zum Bewohnen ungeeignet fünnen von der Ortöpolizei- 
behörbe diejenigen Wohnungen bezeichnet werden, melde den nachſtehenden 
Anforderungen nicht entjprechen. 

1. Alle Schlafräume müſſen mit einer Thür verfchließbar und min- 
deftend mit einem unmittelbar ins Freie führenden auffchließbaren Fenſter 
verfehen fein, deſſen Größe nicht geringer als der 12. Teil der Fußboden- 
fläche fein darf. 

In den bei Erlaß diefer Verordnung beftehenden Wohnungen follen 
ausnahmsmeije Fenſter genügen, welde nur die Größe von wenigſtens dem 
15. Teil der Fußbodenfläche erreichen. 

- 2. Speicherräume find nur ald Schlafräume zuläfjig, wenn fie voll- 
ftändig verpußte oder mit Holz verfleidete Wände haben. 

Bei Speicherräumen mit abgejchrägten Deden fann die Ortsbehörde das 
Mindeftmaß der Feniterflähe dem dur die Abichrägung der Dede ver: 
ringerten Luftraum entfprechend bis auf zo der Fußbodenfläche herabjegen. 

3. Der Fußboden der Schlafräume muß durch gute und dauerhafte 
Holzdielung oder anderweitige, zwedmäßige Vorrichtung (Eſtrich, Blatten- 
belag u. ſ. w.) vom Erdboden getrennt jein. 

; 4. Die Schlafräume dürfen nicht mit Abtritten in offener Verbindung 
ſtehen. 

5. Bei jedem Haufe muß mindeſtens ein direkt zugänglicher, verſchließ— 
barer, allen Bewohnern des Hauſes zur Benutzung freiſtehender Abort vor— 
handen ſein. 
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6. Eine genügende Berforgung der Wohnung mit gefundem Waſſer 
muß vorgejehen jein. 

8 8. Ms überfüllt fönnen von der Drtspolizeibehörbe diejenigen 
Mohnungen bezeichnet werden, melde nachſtehenden Anforderungen nicht 
entiprechen. 

1. Die Schlafräume einer jeden Wohnung müffen für jede zur Haus- 
haltung gehörige, über 10 Jahre alte Perſon mindeſtens 10 cbm Luftraum, 
für jedes Kind unter 10 Jahren mindeftens 5 cbm Luftraum enthalten. 
Kinder, melde das erjte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bleiben 
außer Betradt. 

2. Die Schlafräume müfjen derart beſchaffen fein, daß die ledigen, 
über 14 Jahre alten Perfonen nah dem Geſchlecht getrennt, in befonderen 
Räumen oder Abjchlägen fchlafen können, und daß jedes Ehepaar für ich 
und feine noch nicht 14 jährigen Kinder einen befonderen Schlafraum oder 
doch einen befonderen Abſchlag im Schlafraum befitt. 

$ 4. Abmweihungen von den vorjtehenden in den SS 2 und 3 auf- 
geftellten Anforderungen fann die Ortspolizeibehörde in beſonders gearteten 
Fällen geftatten. 

8 5. Jede Zumiderhandlung gegen diefe Verordnung wird mit Geld- 
ftrafe bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnismäßiger Haft 
beftraft. 

S 6. Diefe Verordnung tritt für die Kreife Cleve, Geldern, Greven- 
broih, Kempen, Moers und Rees am 1. Oftober 1898, für alle übrigen 
Kreife fofort in Kraft. 

Düffeldorf, den 25. Mai 1898. 

Der NRegierungspräfident: 
Frhr. von Rheinbaben. 


Anlage IM. 


Anweifung zur Ausführung der Wohnungs= 
polizeiverordnung. 


J. 

Die Wohnungspolizeiverordnung hat den Zweck, den Polizeibehörden 
eine geeignete Handhabe zur dauernden Überwachung der Wohnungen der 
unbemittelten Kreiſe der Bevölkerung zu bieten. Durch dieſe Überwachung 
ſollen die Polizeibehörden ſich fortlaufend in Kenntnis von der Beſchaffen— 
heit und Benugung der Wohnungen halten, darauf hinwirlen, daß vor- 
handene Mängel befeitigt werden und ſoweit ſich herausſtellt, daß es an der 
genügenden Zahl geeigneter Wohnungen fehlt, die geeigneten Mafregeln zur 
Beihaffung weiterer Wohnhäufer anregen. 

II. 

Die Wohnungspolizeiverordnung erjtredt fi nur auf die Wohnungen 

in ſolchen Häufern, die von zwei oder mehr Familien bewohnt werben oder 
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zum Bewohnen durch zwei oder mehr Familien beftimmt find, alfo nicht 
auf fogenannte Einfamilienhäufer. 

Der $ 2 der Verordnung enthält die Vorfchriften über die Beſchaffen— 
heit, der S 3 über die Benugung der Wohnungen. Diefe Vorfchriften ent: 
halten die geringiten Anforderungen, die an eine Wohnung zu ftellen find, 
die Polizeibehörden werden daher von der ihnen durch S 4 eingeräumten 
Befugnis, in bejonders gearteten Fällen Abweichungen zu gejtatten, nur 
jehr ſelten Gebraud zu machen haben. 

Die Wohnungen, welche den Anforderungen der SS 2 und 3 nicht 
entiprechen, fünnen von der Wolizeibehörde als zum Bewohnen ungeeignet 
oder als überfüllt bezeichnet werden. Dieſe Bezeichnung hat nicht ohne 
weiteres zur Folge, daß die betroffenen Wohnungen nicht weiter bewohnt 
oder weiter vermietet werden dürfen, fondern fie macht nur das Einziehen 
in ſolche Wohnungen oder das Vermieten derfelben von der Genehmigung 
der Polizeibehörde abhängig. Sobald alfo eine Wohnung als ungeeignet 
oder ala überfüllt bezeichnet ift, darf fie nad Beendigung des laufenden 
Mietvertrages nur mit Genehmigung der Volizeibehörde weiter vermietet oder 
vom Eigentümer oder Beliter des Haufes ſelbſt bezogen werden. 

Als Familie im Sinne der Verordnung ift jede jelbjtändige Haus: 
haltung mit allen ihr zugehörigen Perſonen anzufehen. Als Schlafräume 
find die Räume zu betrachten, melde ſich zu Sclafräumen eignen und ſo— 
weit fich dies überjehen läßt, in der Negel ald Schlafräume benutzt werden. 
Aborte, welche neben Schlafräumen liegen, müfjen dur eine Wand, welche 
das Eindringen von Ausdünftungen aus dem Abortraum in den Schlafraum 
verhindert, getrennt fein. 

Für jedes Haus muß mindeſtens ein Abort vorhanden fein. Bei 
größeren Mohnhäufern ift, ſoweit es die örtlichen Verhältniffe geitatten, der 
Regel nad für je 10 Perfonen ein Abort zu fordern. 


III. 


Zur Erreihung des Zweckes der Verordnung iſt es erforderlih, daß 
alle der Polizeiverordnung unterliegenden Wohnungen, ſoweit ed nicht von 
vornherein feititeht, daß fie den polizeilichen Anforderungen genügen, fort- 
laufend einer Prüfung unterzogen werden, um fejtzuftellen, ob die VBorjchriften 
der SS 2 und 3 der Verordnung erfüllt find. Bei diefen Prüfungen iſt 
jede unnötige Beläftigung der Bewohner zu vermeiden. Ergiebt fich bei der 
Prüfung, daß eine Wohnung den Vorſchriften des S 2 der Verordnung 
nicht entfpricht, jo it der Eigentümer des Haufes oder fein Vertreter zur 
Abjtellung der Mängel durch polizeiliche Verfügung aufzufordern. Kommt 
er diefer Aufforderung nicht nad, fo ijt die Wohnung als zum Bemwohnen 
ungeeignet zu bezeichnen. 

Ergiebt fich bei der Prüfung, daß eine Wohnung von mehr Perjonen 
bewohnt ift, als nah $ 3 Nr. 1 der Verordnung zuläflig ift, oder nicht 
die durh $ 3 Nr. 2 der Verordnung vorgeichriebenen Schlafräume enthält, 
fo ift die Wohnung als überfüllt zu bezeichnen. Hiervon darf nur ab- 
gejehen werden, wenn der Hausbefiger ſich verpflichtet, nad Beendigung 
des laufenden Mietvertrages für eine dem $ 3 der Verordnung entjprechende 
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Benugung der Wohnung zu jorgen, und die Polizeibehörbe fich überzeugt, 
daß er diefer Verpflichtung auch nachkommen wird. 

Iſt eine Wohnung als zum Bemwohnen ungeeignet oder als überfüllt 
bezeichnet, jo darf fie nur mit Genehmigung der Polizeibehörde weiter ver- 
mietet oder vom Hauseigentümer jelbit bezogen werden. Diefe Genehmigung 
wird für Wohnungen, die den Vorſchriften des $ 2 nicht entjprechen, nur 
in feltenen Ausnahmefällen, namentlih dann zu erteilen fein, wenn wegen 
Mangel an geeigneten Wohnungen zu befürchten ift, daß bei Verfagung der 
Genehmigung die Familie, melde die ungeeignete Wohnung beziehen will, 
ein bejleres Unterfommen nicht finden wird. 

Für Wohnungen, die wegen Abmweihung von den Vorfchriften des S 3 
als überfüllt bezeichnet find, darf die Genehmigung zu einer ferneren, den 
Vorſchriften des 8 3 nicht entjprechenden Benugung nur dann erteilt werben, 
wenn Wohnungsmangel herriht und deshalb zu befürdten ift, daß die 
Familie bei Verfagung der Genehmigung obdachlos werden würde. Die 
Genehmigung iſt ebenfo wie die Genehmigung zum Beziehen oder Ver— 
mieten einer ungeeigneten Wohnung jtet3 nur auf einen furzen, höchſtens 
5 Monate umfafjenden Zeitraum zu erteilen. 

Die Polizeibehörden müſſen ſtets im Auge behalten, daß die An- 
forderungen, welche die Polizeiverordnung jtellt, fo gering bemejjen find, 
dag Wohnungen, welche ihnen nicht entſprechen, als gefahrbringend für die 
Gejundheit und Sittlichfeit der Bewohner betrachtet werden müfjen. Ihre 
ſtrenge Durdführung bildet daher ein dringendes Bedürfnis und darf auch 
bei der Unterbringung Obdadlofer feitens der Gemeinden nicht außer acht 
gelajjen werden. 

Andererfeitd darf das Vorgehen der Bolizeibehörden niemald dazu 
führen, daß Perfonen infolge der vermweigerten Erlaubnis zum Vermieten 
oder Beziehen einer Wohnung obdachlos werden. Sobald Dbdadlofigkeit 
eintreten würde, wenn alle ungeeigneten und überfüllten Wohnungen der 
Benutzung entzogen würden, müſſen fich die Bolizeibehörden darauf befchränfen, 
die Erlaubnis zum Vermieten oder Beziehen nur bei den Wohnungen zu 
verweigern, welche die größten Mängel aufweifen. 


IV. 


Die Polizeibehörden haben alle Wohnungen, von denen es befannt oder 
zu vermuten ift, daß fie den Anforderungen der PVolizeiverordnung nicht ge: 
nügen, mindejtens einmal jährlich zu revidieren. Wünſchenswert ift es, 
daß mindeſtens alle zwei Jahre jämtlihe, von weniger bemittelten Familien 
bewohnten Wohnungen revidiert werden. Die Revifion ift möglichſt von 
den Bürgermeiftern perfönlich vorzunehmen, ſoweit dies nicht angängig it, 
nur völlig zuverläffigen und erprobten Polizeibeamten zu übertragen. Für 
größere Städte ift es ſehr zu empfehlen, einem befonderen Beamten die 
MWohnungsinfpeftion ausſchließlich oder doc als Hauptbefhäftigung zu über: 
tragen. 

Über die MWohnungsrevifion ift fortlaufend in der Weife Buch zu 
führen, daß jederzeit erfichtlich ift, wie viele Wohnungen an den einzelnen 
Tagen revidiert worden find. 
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Die Wohnungen, melde in ihrer Beichaffenheit oder Benutzung den 
Vorfchriften der PVolizeiverordnung nicht entſprechen, find in eine Yifte ein- 
zutragen, in welcher die Daten der Nevifionen, die vorhandenen Mängel, 
fowie Vermerfe darüber einzutragen find, ob und wann die Mängel be- 
feitigt worden find, ob und wann die Wohnung ald ungeeignet oder über- 
füllt bezeichnet worden ift, und ob die Erlaubnis zum Beziehen oder Ber: 
mieten der Wohnung verjagt ilt. 

Aljährlih zum 1. Februar ift von den Bürgermeiftern den Landräten 
diefe Lifte einzureichen und dabei anzugeben, wie viele Wohnungen im Laufe 
des Jahres revidiert, wie viele mangelhaft befunden, mie viele als un— 
geeignet oder überfüllt bezeichnet worden find, in wie vielen Fällen die 
Erlaubnis zum Beziehen oder Vermieten einer Wohnung verfagt worden tft, 
und in wie vielen Wohnungen die Mängel befeitigt worden find. Das 
Ergebnis der Liften ift für den Kreis nad Bürgermeijtereien geordnet zum 
1. März jeden Jahres mir mit einem Bericht darüber vorzulegen, ob ſich 
erhebliche Mifftände in den Wohnungsverhältniffen gezeigt haben, und welche 
Mapregeln zur Abftellung diefer Mißſtände ergriffen worden find. Gleiche 
Berichte nebjt den Angaben über das Ergebnis der Mohnungsrevifion find 
für die Stadtkreiſe zu erftatten. Den Berichten it eine nad Maßgabe 
umjtehenden Formulars aufgeftellte Nachweiſung beizufügen. 


Düffeldorf, den 15. Februar 1899, 
Der Regierungspräfident: 
Frhr. von Rheinbaben. 
(Val. die Nahmeifung auf nächſter Seite.) 


Anlage IV. 
Befondere Beilage zum Stüd VII des Amtsblatts der Königlichen Regierung 
zu Münfter. Ausgegeben Münſter, den 14. Februar 1901. 


Dolizeiverordnung 
über die Befchaffenheit und Benugung von Wohnungen und 
Wohnräumen. 


Auf Grund der SS 137 und 139 des Geſetzes über die Allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird unter Zuftimmung 
des Bezirtsausfchuffes für den Umfang des Regierungsbezirk nachfolgende 
Polizeiverordnung erlafjen. 

$ 1. Wohnungen, fomwie einzelne Wohnräume, welche den Vorſchriften 
der SS 2 bis 13 diefer Polizeiverordnung nicht entjprehen, dürfen nicht 
zu Wohnzweden benußt werden. 

1. Borfhriften für Wohnungen und Wohnräume in Neu- 
bauten und Umbauten. 

Ss 2. Wohnungen in Dad und Speicherräumen find nur zuläffig, 
wenn fie mitteljt Treppe zugänglich find, vollitändig verpußte oder mit 
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ineinander gefugtem Holz verfleivete Wände und Deden, fomwie eine lichte 
Höhe von mindeitens 2,50 m haben. 

8 3. Der Fußboden der Wohn: und Schlafräume muß mit guter 
und dauerhafter, in fich gefugter und behobelter Holzdielung oder mit anderem 
zwedmäßigen Belag (Eftrih, Mauerftein- , Plattenbelag u. ſ. w.) verfehen 
fein, und bei Holzdielung auf Lagerhölzern mindeſtens 0,20 m, bei maſſivem 
Belag (Plattenbelag, Linoleum, auch Eſtrich, Stabfußboden, in Asphalt 
über Beton u. ſ. w.) mindejtens 0,10 m über dem Erdboden liegen. 

Die Anlage von Wohn: und Sclafräumen unmittelbar über Mift- 
oder Jauchengruben ift verboten. 

8 4 Jeder Wohnraum muß mit mindeftend einem unmittelbar ing 
Freie führenden, auffchließbaren Fenſter von angemefjener Größe ver- 
ſehen fein. 

8 5. Mle Schlafräume müfjen mit einer von innen verfchließbaren 
Thüre und mit mindeftens einem unmittelbar ins Freie führenden, auf- 
fchließbaren Fenſter verjehen fein, deſſen Größe nicht geringer fein darf als 
der zwölfte Teil der Fußbodenfläche. 

Führen mehrere Thüren in den Schlafraum, jo müfjen fie fämtlich von 
innen verfchließbar fein. 

Bei Schlafräumen in Dach- und Speicherräumen mit abgefchrägten 
Deden darf das Mindeftmaß der Fenfterflähe, dem durch die Abfchrägung 
der Dede verringerten Luftraum entſprechend bis auf "/eo der Fußboden: 
fläche heruntergehen. 

Die Einrihtung von wandjchranfartigen Verfchlägen zu Sclafjweden 
(fogen. Bettliften, Busen, Durtihen, Dudichen) ijt verboten. 

Schlafräume dürfen nit mit Aborten ohne Wafferfpülung oder mit 
Schweine: und Ziegenftällen in unmittelbarer Verbindung ftehen. 


2. Vorfhriften für bereits zum dauernden Aufenthalt für 
Menſchen benugte Wohnungen und Wohnräume. 

56. Wohnungen in Dad und Speicdherräumen find nur zuläffig, 
wenn fie mittelft Treppe zugänglich find, und vollftändig verpußte oder mit 
Holz dicht verfleivete Wände und Deden haben. 

S 7. Der Fußboden der Wohn- und Schlafräume muß mit guter 
und dauerhafter dichter Holzdielung oder mit anderem zwedmäßigen Belag 
(Eftrih, Mauerftein-, Plattenbelag u. ſ. w.) verfehen fein. 

Wohn: und Echlafräume über Mift- oder Jauchengruben find nur zu- 
läffig, wenn die Fußbodendielung dur untergelegtes Pliefterwerf von der 
Grube getrennt ift. 

Die Schlafräume dürfen nicht mit Aborten oder Schweine und 
Ziegenftällen in unmittelbarer offener Verbindung ftehen. 


3. Gemeinfame Vorfdriften für 1 und 2. 

Ss 8.  Kellermohnungen find nur zuläffig, wenn fie troden und mit 
mindejtens 1 m über den Erdboden hinaufgehenden Fenſtern ausgeitattet 
find, deren Gefamtflähe mindeftens den !ıs Teil der Fußbodenfläde er- 
reiht, fowie einen feinenfalld weniger ald 0,30 m über dem befannten 
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höchſten Grundwaſſerſtande liegenden, undurdläffigen Fußboden und eine 
lichte Höhe von mindeltens 2,50 m haben. 

s 9. Mit dem unterliegenden Keller oder andermeitigen, zur Auf- 
bewahrung von Nahrungsmitteln, Futteritoffen und dergl. dienenden Räumen 
in Verbindung ftehende Luken im Fußboden der Wohn: und Schlafräume 
find verboten. 

Wohn: und Schlafräume über Balfenkellern (jogen. Ausfammern) find 
nur zuläffig, wenn die Kellerdeden luftdicht hergejtellt find. 

$ 10. Die Schlafräume müfjen derart befchaffen fein, daß die ledigen 
über 14 Jahre alten Perfonen nad dem Geſchlechte getrennt in befonderen 
Räumen oder genügend hohen Abjchlägen jchlafen können, und daß jedes 
Ehepaar für fih und feine noch nicht 14jährigen Kinder einen befonderen 
Schlafraum oder doch wenigſtens einen befonderen, genügend hohen Abſchlag 
im Schlafraum bejist. 

$ 11. Die Schlafräume einer jeden Wohnung müfjen für jede fie 
benugende, über 10 Jahre alte Perfon mindeftens 10 cbm Luftraum und 
3 qm Bodenflähe, für jedes Kind unter 10 Jahren mindeſtens 5 cbm 
Luftraum und 1’ qm Bodenflähe enthalten. Kinder bis zum vollendeten 
1. Xebensjahre bleiben bei der Berechnung außer Anſatz. 

s 12. Bei jedem Haufe muß mindejtens ein unmittelbar zugänglicdher 
mit Thüre verfchließbarer und mit Sitbrille verjehener, allen Bewohnern 
des Haufes zur Benußung freiftehender Abort vorhanden fein. 

Ebenſo muß in Städten und gefchlofjenen Ortfchaften auf Verlangen 
der Ortspolizeibehörde bei jedem Haufe eine verdedte Müllgrube vor- 
handen fein. 

8 13. Eine genügende Verforgung der Bewohner mit gefundem Trinf- 
und Gebrauchswaſſer muß vorgejehen jein. 


4. Allgemeine Vorfdriften. 

s 14. In beſonders gearteten Fällen Abweichungen von den Vor— 
fchriften der SS 2 bis 13 zuzulaſſen, jteht der Kreispolizeibehörde zu. 

$ 15. Jede Zumiderhandlung gegen die Vorfchriften der SS 1 bis 13 
wird mit Geldftrafe bis zu 60 ME. geahndet. Im Unvermögensfalle tritt 
an Stelle der Geldſtrafe entjprechende Haftitrafe. 

Im Falle eines Mietsverhältnifjes find bei Zumiderhandlungen gegen 
die Vorfchriften der SS 2 bis 9, 12 und 13 ftets Vermieter und Mieter 
ſtrafbar. 

J 16. Die Vorſchriften der Polizeiverordnungen betreffend das Koſt— 
und Quartiergängerweſen vom 12. Januar 1892 (Amtsblatt S. 21 Nr. 39) 
und betreffend die Aufenthalts: und Schlafräume der in den Betrieben der 
Induſtrie für Steine und Erden, fowie bei Bauten bejchäftigten Arbeiter 
vom 15. Mai 1899 (Amtsblatt S. 169 Nr. 393), fowie die Vorfchriften 
der Baupolizeiverordnungen werden durch vorjtehende Beſtimmungen nicht be- 
rührt. In Zmweifelsfällen greift die weitergehende (ftrengere) Vorſchrift Platz. 

$ 17. Dieſe Verordnung tritt Hinfichtlich ihrer VBorfchriften für Woh— 
nungen und Wohnräume in Neubauten und Umbauten (88 2 bis 5 und 
8 bis 16) am 1. April 1901, Hinfichtlich ihrer Vorfchriften für die bereits 
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vorhandenen Wohnungen und Wohnräume (SS 6 bis 16) mit dem 1. April 
1903 in Kraft. 

Eine Verlängerung diefer Friſt für bereits vorhandene Wohnungen und 
Wohnräume bis längftens zum 1. April 1904 kann von der Kreisbehörde 
in bejonders gearteten Fällen nachgelafjen werben. 


Münfter, den 12. Februar 1901. 


Der Regierungspräfident: 
gez. v. Geſcher. 


Anlage V. 


Die Wohnungsinſpektion iſt nicht als eine polizeiliche Maßnahme, ſon— 
dern als eine kommunale Wohlfahrtseinrichtung anzuſehen. Die Verhand- 
lungen find daher nicht im Bureau II (Polizeibureau), fondern alle auf die- 
jelben Bezug habenden Akten vielmehr im Bureau I (Bureau für Allgemeine 
Verwaltung) zu führen. 

Zum Wohnungsinfpeftor iſt der Bauführer Hansfe beitellt. Der 
MWohnungsinfpeftor trägt bei Ausübung feines Dienftes feine Uniform, ſon— 
dern Civilfleidung und erhält er zu feinem Ausmweife eine Zegitimationsfarte. 

Als Dienjtraum wird dem MWohnungsinjpeftor das Zimmer Nr. 2 in 
der zweiten tage des Haufe Burgftraße Nr. 21 angewiefen. Dem 
Wohnungsinſpektor liegen folgende Dienſtgeſchäfte ob: 

l. Der Wohnungsinfpektor hat die Ausführung der Polizeiverordnung 
des Königlichen Regierungspräfidenten zu Düſſeldorf über die Beichaffenheit 
und Benugung von Wohnungen vom 25. Mai 1898 bezw. die Ausführung 
der zu dieſer Verordnung ergangenen Anmeifung vom 15. Februar 1899 
zu überwachen. 

2. Der MWohnungsinfpeftor hat fein Augenmerf aber auch auf jonjtige 
in hygieniſcher, fittlicher und focialer Beziehung vorhandene Mißſtände im 
ſtädtiſchen Wohnungsweſen zu richten, insbejondere darauf zu ſehen, ob in- 
folge Überfüllung von Wohnungen gefundheitlihe Gefahren vorliegen. 

3. Der Wohnungsinfpeftor hat ferner mündliche Befchwerden der 
Hauseigentümer, der Mieter und Aftermieter über Mängel bezw. Mipitände 
in der Beichaffenheit der Wohnungen, über unordentliches, die Benugung 
der Wohnung jchädigendes Verhalten der Mieter und Untermieter entgegen 
zu nehmen, er hat durch örtlihe Beſichtigung etwaige Klagen auf ihre Be- 
gründetheit zu prüfen und Abänderungsvorfchläge zu madhen und anzuordnen. 

4. Der MWohnungsinfpeftor hat auf die möglichſt baldige und gründ— 
liche Befeitigung der bei feinen Revifionsgängen oder infolge von Bejchwerden 
feftgeftellten Mängel und Mißſtände an den Wohnungen oder deren Benutzungs— 
weiſe hinzumirfen, hierzu hat er Hauseigentümer und Mieter zunächſt mündlich 
anzuhalten und dabei jtets zu verfuhen, durch Zureden und Erteilung 
zwedmäßiger Vorſchläge die Beteiligten zur Ausführung des jemweilig zur Bes 
hebung der Mängel und Übeljtände Erforderlichen geneigt au machen. 

5. Bleiben die mündlihen Aufforderungen des Wohnungsinſpektors 
zur Bejeitigung der vorgefundenen Mängel und Mißſtände erfolglos, jo hat 
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derfelbe hierüber eine fchriftliche Anzeige zu erjtatten. Diefe Anzeigen gehen 
an das Bureau I und werden nad erfolgter Eintragung in das Geſchäfts— 
journal dem Decernenten für das Wohnungsweſen vorgelegt, welcher darüber 
befindet, ob gegen den Hauseigentümer polizeilich zwangsweiſe vorzugehen ift. 
Sn folden Fällen wird die Anzeige der Polizeiverwaltung mit bezüglihem 
Erſuchen zugefertigt. 

6. Der Wohnungsinfpeftor hat alles auf das Wohnungsweſen der Stadt 
Eſſen bezügliche Material zu ſammeln und nad) einem noch feitzufeßenden 
Formular jtatijtifch zufammenzuftellen, jo daß dasjelbe publiziert werden fann. 

7. Über feine TIhätigfeit hat der Wohnungsinſpektor ein Tagebuch zu 
führen, in welchem die von ihm an den einzelnen Tagen ausgeführten Dienjt- 
geihäfte zu verzeichnen find. Dieſes Tagebuch hat derfelbe allmöchentlih am 
legten Werktage dem Decernenten für das Wohnungsweſen mit einem furzen 
fchriftlichen Bericht über feine Wahrnehmungen und feine Borfchläge vorzulegen. 

Decernent für das Wohnungsweſen iſt der Oberbürgermeijter, ſoweit 
jedoch die Durhführung der Negierungs-PBolizei-Verordnung vom 25. Mai 
1898 im Zwangswege in Frage fommt, der Decernent für Polizeifachen, 
Beigeordneter Werth. 

Effen, den 6. Dftober 1899. 


Der Oberbürgermeijter: Zmweigert. 


Anlage VI. 


a. Gemeindebefhluß, betreffend die Bildung und Iufammenfekung 
einer Gefundheitskommilfion für den Stadtkreis Effen. 


Auf Grund des 8 10 des Gefetes, betreffend die Dienitftellung des 
Kreisarztes und die Bildung von Gefundheitsfommiffionen vom 16. September 
1899, fowie auf Grund und in Ausführung der dazu erlaffenen minifteriellen 
Gejhäftsanweifung vom 13. März 1901, wird folgendes angeordnet: 

$ 1. Die Gefundheitsfommifjion bejteht aus: 

1. dem Oberbürgermeifter oder dem von ihm ernannten Beigeordneten 
als Borfigenden, 
dem Streisarzt, 
den ſämtlichen Armenärzten, 
der doppelten Anzahl von Mitgliedern aus der Zahl der jtimm- 
fähigen Bürger. 

$ 2. Die zu 3 genannten Mitglieder gehören der Kommiſſion fo lange 
an, als fie Armenärzte find. Die zu 4 genannten Mitglieder werden auf 
die Dauer von 6 Fahren von der Stadtverordnetenverfammlung gewählt. 
Alle zwei Jahre fcheidet ein Drittel der gewählten Mitglieder aus, die das 
erite und zweite Mal Ausfcheidenden werden dur das Los beftimmt. Die 
Ausicheidenden find wieder wählbar. 

$ 3. Die Gemwählten verwalten ihr Amt als Ehrenamt. 

Die gefeglihen Beftimmungen über die Verpflichtung zur Annahme und 
die Befugnis zur Ablehnung von Gemeindeämtern finden auch hier Anwendung. 
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8 4. Auf Grund des $ 11 der Gejchäftsanweifung vom 13. März 
19061 wird für jeden Armenarztbezirf je eine Unterfommifftion gebildet. 
Diejelbe beiteht 

1. aus dem Armenarzt des Bezirks und 

2. je zwei Bürgerdeputierten. 

Den Vorfig in den Unterfommiffionen führt ebenfalls der Oberbürger- 
meifter oder der von ihm ernannte Beigeorbnete.e Der Oberbürgermeijter 
oder fein Stellvertreter ift indeflen auch befugt, den Vorſitz in den Unter: 
kommiſſionen einem Mitglieve derjelben zu übertragen. Zu den Sitzungen 
der Unterfommiffionen iſt der Kreisarzt ebenfalld einzuladen. Auf die 
Sitzungen, Befihtigungen und Befchlüffe der Unterfommiffionen finden die 
nachſtehenden Beitimmungen gleihfals Anmwendung. 

8 5. Der Vorfigende beruft die Mitglieder der Gefundsheitsfommifjton 
zu den Situngen und Befichtigungen und leitet die Verhandlungen. Die 
Kommiffion tritt mindeftend alle 3 Monate zu einer Sigung zufammen. 
Durh Beihluß der Gejundheitsfommiffton fünnen regelmäßige Situngstage 
feftgejegt werden. In Ermangelung eines ſolchen Beſchluſſes find die Mit: 
glieder, ſowie der Kreisarzt zu den Sigungen durch ſchriftliche Einladung, 
welche, abgejehen von bejonders dringlichen Fällen, acht Tage vor der 
Sitzung zuzuftellen ift, unter Mitteilung der Tagesordnung zu laden. Die 
Zuftellung einer Tagesordnung hat aud bei regelmäßig feltgeftellten 
Situngstagen zu erfolgen. 

Die Anberaumung einer Situng muß erfolgen, wenn dies von dem 
Kreisarzt oder einem Drittel der Mitglieder der Kommiffion verlangt wird. 

$ 6. Die Gejundheitsfommiffion ift beichlußfähig, wenn außer dem 
Vorfigenden mindeftens die Hälfte der gewählten Mitglieder anmejend tt. 
Die Beichlüffe werden nah Stimmenmehrheit gefaßt; bei Stimmengleichheit 
entfcheidet die Stimme des Vorfigenden. 

8 7. Die Gefundheitstommiffion, ſowie der Vorfigende find berechtigt, 
in geeigneten Fällen Sachverſtändige mit beratender Stimme zu den Ver- 
handlungen zuzuziehen. 

$ 8. Über alle Sitzungen und Befihtigungen der Gefundheitsfommijfion 
find Protofolle in ein Protofolbucd einzutragen, in welchen das Wejentliche 
des Herganges zu verzeichnen ift. Diefelben jind von dem Vorfigenden und 
dem Brotofollführer zu unterzeichnen. Als Protofollführer ift ein vom Vor- 
figenden zu bezeichnender vereideter Kommunalbeamter zuzuziehen. 

$ 9. Der vorftehende Gemeindebeſchluß tritt fofort nad) feiner Ver— 
fündigung im amtlichen Kreisblatt in Kraft. 


Eſſen, den 31. Mai 1901. 
Der Oberbürgermeijter: Zmweigert. 
Feitgejtellt in der Stadtverorbnetenverfammlung vom 5. Juli 1901. 


b. Gemeindebefhluß, betreffend die Wohnungsbeauffihtigung. 
Feitgeftellt in der Stadtverorbnetenfigung vom 5. Juli 1901. 


$ 1. Die dauernde Verwaltung und Beauffihtigung des Wohnungs- 
weſens in der Stadt Efjen, die Erledigung aller diefen Verwaltungszweig 
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betreffenden Fragen, insbefondere aud die Durchführung der von dem König: 
lihen Regierungspräfidenten zu Düffeldorf erlafjenen Polizeiverordnung über 
die Beichaffenheit und Benugung von Wohnungen, ſowie der zur Ausführung 
der Verordnung ergangenen Anmweifung vom 15. Februar 1899 und aller 
fpäter ergehenden polizeilihen oder Verwaltungsverordnungen wird auf 
Grund des S 54 der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856, 
fomweit es fih um die Durdführung diefer Anordnungen im Vermaltungs- 
wege handelt, einer Deputation übertragen, und zwar der durch Beſchluß Der 
Stadtverordneten vom 5. Juli 1901 niedergefegten Gefundheitsfommiffion. 

8 2. Zur Ausübung der Wohnungsinfpeftion ift durch Stadt— 
verordnetenbefjhluß vom 17. März 1899 ein Wohnungsinfpeftor im Haupt- 
amte angejtellt. 

Diefer Wohnungsinſpektor ift Gemeindebeamter und als folder dem 
Dberbürgermeifter unterjtellt. Derfelbe hat jedoch bei feiner Amtsführung 
die Befchlüffe der Gefundheitsfommiffion, ſoweit die letteren nicht auf Grund 
des S 40 Abſ. 2 der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 
1856 vom Oberbürgermeifter aufgehoben fein follten, unmeigerlich zu befolgen. 

Die von dem Oberbürgermeifter für den Wohnungsinfpeftor erlafjene 
Gefhäftsanmweifung vom 6. Oktober 1899 wird durch diefe Beitimmung 
nicht berührt. 

$ 3. Der Gejundheitsfommiffion liegt ob, den Wohnungsinſpektor zu 
fontrollieren, ohne feine Zuziehung oder unter jeiner Zuziehung einzelne 
Wohnungen jelbjt zu bejuchen oder dur die für den Bezirk bejtehende 
Unterfommiffion beſuchen zu laſſen, jomie den MWohnungsinfpektor in jeder 
geeignet erfcheinenden Weije in feiner Arbeit zu unterjtügen. 

$ 4. Die Gefundheitsfommiffion muß in jedem alle gehört werben bei 
Mafnahmen des MWohnungsinfpeftors "oder der Verwaltung, durch melde: 

1. vorhandene Mängel ohne Abänderung bejtehen bleiben jollen, 

2. zur Befeitigung vorhandener Mängel eine länger als 4 Wochen 

dauernde Friſt gewährt werden foll, 

3. zur Befeitigung vorhandener Mißſtände das polizeilihe Zwangs— 

verfahren eingeleitet werden fol. 

Diefelbe ift befugt, die Erledigung einzelner diejer Geichäftäzweige der 
Unterfommiffion des Bezirks zu übertragen. 

8 5. Über die Ausführung der Wohnungsbeauffichtigung und alle 
fonftigen im Intereſſe der Verbefjerung des Wohnungsweſens getroffenen 
Mafnahmen oder auf diefem Gebiete gemachten Beobadhtungen hat die 
Mohnungstommiffion alljährlich zum 1. Mai einen Bericht zu erftatten. 

Der Beriht ift von dem Vorfigenden und jämtlihen Mitgliedern, 
jowie dem Wohnungsinſpektor zu vollziehen und dem Oberbürgermeifter zu 
überreichen, welcher jeine Drudlegung und Verteilung an die Stadtverordneten- 
verfammlung, ſowie, wenn angängig, jeine Belanntmadhung durd die 
Tageszeitungen veranlajjen wird. 

86. Diejer Gemeindebefchluß tritt ſofort nad) feiner Verfündigung in Kraft. 

Eſſen, den 1. Juni 1901. 

Der Oberbürgermeijter: Zmweigert. 


Der Stadterweiterungsplan und feine 
Durchführung. 


Don 


Geh. Baurat I. Stübben, Köln. 
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I. Einleitung. 


Stadterweiterungsthätigfeit im XIX. Jahrhundert. 
Die zweite Hälfte des abgelaufenen Jahrhunderts war eine Zeit des Städte: 
baues, wie frühere Jahrhunderte fie faum jemals gefannt haben. Beſonders 
trifft Dies für Deutjchland zu ſeit Gründung des Reihe. Während die 
Länder, welche das Deutſche Reich bilden, im Jahre 1850 etwa 35, im 
Sahre 1871 etwa 41 Millionen Einwohner befahen, wurde deren Zahl im 
Jahre 1895 auf annähernd 52,2 Millionen ermittelt und betrug nach der 
Volkszählung im Jahre 1900 etwa 56,3 Millionen. Verſteht man unter 
Landbevölferung die Einwohnerfchaft der Orte von weniger als 2000 Seelen, 
jo iſt dieſe ziemlich unverändert ftehen geblieben; dagegen hat fich die 
Stadtbevölferung vermehrt von etwa 9 Millionen in 1850 auf 15 in 1871, 
auf 26 in 1895 und auf 30 Millionen im Jahre 1900. Bei genauer 
Betrachtung tft hierbei zu berüdjichtigen, daß viele Orte dur ihr Wachs— 
tum aus der Landklaſſe in die Stadtflafje übergetreten find ; läßt man dies bei 
unferen nur annähernd richtigen Zahlen außer Anfat, fo darf man fagen, 
daß feit Gründung des Reichs die Zahl der deutſchen Städtebemohner ſich 
fat genau verdoppelt hat, daß alſo in den legten dreißig Jahren Wohnungen 
und fonjtige Aufenthaltsräume für ebenjo viele Stadtbemohner gefchaffen 
werben mußten, als im Jahre 1871 überhaupt vorhanden waren. 

Die Stadterweiterungsthätigfeit in der zweiten Hälfte de XIX. Jahr- 
hunderts beträgt etwa das Doppelte des Beltandes am Schluß der eriten 
Hälfte. Rechnet man durdichnittlihd 250 Seelen auf ein Heltar, fo finden 
fih für den Zuwachs von 21 Millionen Stadtbewohner 84 000 Hektar be- 
bautes Stadterweiterungsgelände !, 


! Dal. Katalog der Deutfhen Ingenieur-Ausftellung auf der Weltausftellung 


in Chicago-Berlin bei Jul. Springer 1893 S. 1—6. 
8* 
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Bisherige Stadterweiterungsentwürfe. Diefe fehr umfang: 
reihe Stabtermweiterungsthätigfeit ift teils mit, teils ohne Plan vor fich 
gegangen. Befonders in fleinen und mittleren Städten vollzog ſich der 
Anbau zumeift vorwiegend an den vorhandenen Landſtraßen und Wegen, 
an weldhen von Fall zu Fall die Baufludtlinie feitens der zuftändigen Be— 
hörde angegeben wurde. Die mit der planlofen Ermeiterung gemadten 
üblen Erfahrungen führten almählih in allen Städten, die fi in einer 
regen Entmwidlung erfreuten, die Erkenntnis herbei, daß ein einheitlicher 
Bebauungsplan für die ganze Stadtumgebung unentbehrlih fe. Manchen 
Groß- und Reſidenzſtädten hat es an einem folchen Plane in Geftalt eines 
Ermeiterungsichemas von alter8 ber nicht gefehlt. Der Ausdrud „Schema“ 
ist hier abfichtlich gebraucht, um anzudeuten, dab es ſich bei dieſen älteren 
Bebauungsplänen in der Regel nicht um tehnifh, fünftlerifh und focial 
durchdachte Entwürfe handelte. Auch der Mehrzahl der in ven abgelaufenen 
Jahrzehnten aufgeftellten Stabterweiterungspläne wird man diefe Eigenfchaft 
nicht beimefjen fünnen. Das liegt an zwei Gründen. Erjtens mußte die 
Erfindung und Ausführung der Bebauungspläne, befonders in fleineren und 
mittleren Städten, vielfah von Kräften geleiftet werden, melde weder 
technifch noch Fünftlerifch, weder durdh Studium noch durch Erfahrung der 
Aufgabe gewachſen waren; und zweitens war diefe Aufgabe in ihren Grund- 
lagen und Zielen überhaupt nicht wiſſenſchaftlich oder praftifch erklärt. 
Noch heute beihäftigt die Feſtſtellung der Grundfäße, die beim Entwurf 
und bei der Ausführung von Städteerweiterungen zu befolgen find, zahl: 
reiche Geifter in Deutfhland wie im Auslande. 


Tehnifdh-fünftlerifhe Beftrebungen. Die MWerfe von Bau- 
meifter ? über Stadtermeiterungen in technifcher, baupolizeilicher und wirt: 
fchaftlicher Beziehung aus dem Jahre 1876 fowie von K. Eitte® über 
Städtebau nah künſtleriſchen Gefichtspunften von 1889 find bahnbredend 


IR. Baumeister: Stadtermeiterungen in technifcher, baupolizeilicher und wirt- 
fchaftliher Beziehung, Berlin 1876 bei Ernft u. Korn. 

Derj.: Deutiche Zeit- und Streitfragen, Heft 7, Moderne Stabterweiterungen, 
Hamburg 1887 bei J. F. Richter. 

Deri.: Handbuh der Baukunde. Städtiſches Straßenwefen und Städte- 
reinigung, Berlin 1899 bei E. Toedhe. 

K. Sitte: Der Städtebau nad feinen künftleriihen Grundfägen, Wien 1889 
bei Karl Gräjer. 
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gewejen. Auch der Verfafjer diefes Berichtes, Ferner Ejjenwein?, Orth?, 
v. Röfler*, Mayreder?, Buls®, Areyifig, Peters, Plüddemann ?, Otto Wagner ?, 
RK. Hofmann, E. Genzmer?, F. Genzner!®, Henrici!!, Ängeneyndt !?, 


1J. Stübben: Handbuch der Architeftur. Der Städtebau, Darmitadt 1890 
bei A. Bergfträßer. 

Derf.: International Engineering Congress Chicago 1893, papers read 
before division A Civil Engineering. Part. I. &. 718. Principles for laying 
out cities. 

Derf.: Alte Stadtanlagen. Deutfhe Bauztg. 1394 S. 608. 

Derf.: Der Bau der Städte in Geſchichte und Gegenwart, Feſtrede, Berlin 
1895 bei Wilh. Ernit u. Sohn. 

Derf.: Stadterweiterung von Emden. Deutihe Bauztg. 1896 ©. 573 ff. 

Deri.: Der Baulinienplan für die Altftabt Wien, Deutihe Bauztg. 1896 
S. 501 ff. 

Derf.: Oeuvre de l’art public. Premier congres international A Bruxelles 
1398. ©. 89. Quels sont, dans les conditions sociales modernes, les prineipes 
rationels & suivre pour la creation de quartiers nouveaux et pour l’&difieation 
de monuments d’architecture ou de sculpture et des construetions tant 
publiques que privées? Lüttich bei Aug. Boͤnard. 

2 9. Efjenwein: Die Kriegsbaukunſt (Teil des Handbuhs der Architektur), 
1889. Darmftadt bei N. Bergiträßer. 

® Aug. Orth: Entwurf zu einem Bebauungsplan für Straßburg, Leipzig 1878 
bei €. A. Seemann. 

G. v. Röfler: Zur Bauart deutſcher Städte, Deutiche Bauztg. 1874 ©. 153. 

5 8. Mayreder: Über Wiener Stadtregulierungsfragen, Wien 1895 bei Aler. 
Dorn. 

Derf.: Der Entwurf der Wienzeile von Schönbrunn bi8 zum Stadtpark in 
Mien, Deutfhe Bauztg. 1895 ©. 409 ff. 

Deri.: Das Projekt einer Billentolonie auf der Gutsbeſitzung Cobenzl. Wien 
1899, Selbitverlag. 

° Ch. Buls: Esthetique des villes, Brüffel 1894 bei Bruylant-Chriftophe 
et Cie. 

Derf.: La construction des villes, Brüffel 1395 bei E. Lyon-Claeſen. 

Plüddemann: Vorſchläge für die Verfhönerung moderner Stadtanlagen im 
Bebauungsplan, Deutihe Bauztg. 189 ©. 5. 

8 Dito Wagner: Artis sola domina necessitas. Erläuterungsbericht zu einem 
General-Regulierungsplan für Wien. Wien 1894 bei Friedrich Jasper. 

? E. Genzmer: Die ftädtiihen Straßen. Stuttgart 1897 bei A. Bergſträßer. 

Derf.: Über moderne Straßenanlagen, Deutſche Bauztg. 1899 S. 363. 

Derf.: Anlage einer inneren Ringitraße in Halle a. S., Deutſche Baustg. 
1896 S. 33 ff. 

49 F. Genzmer: Die Entwidlung des Städtebaues und feine Ziele in Fünftle- 
riſcher Beziehung. Auffag im Technifhen Gemeindeblatt 1900 S. 49. 


(Anmerkungen 11 und 12 nächſte Seite.) 
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Theodor Fiſcher!, Abendroth ?, Göde® u. a. find in Büchern, Entwürfen und 
Aufjägen beftrebt geweſen, tehnifche und künſtleriſche Grundfäge für 
moderne Stabterweiterungen aufzuftellen und vorbildliche Beifpiele zu geben. 

Gleichzeitig bildete die mit dem Stabterweiterungsmejen eng verfnüpfte 
Mohnungsfrage den wiederholten Gegenjtand der Beratung in technifchen, 
focialen und bygienifchen Vereinen, befonders im Verbande deutfcher 
Ardiktene und Ingenieur» Vereine, im Verein für Socialpolitif, im 
Rheinifchen Verein zur Förderung des Arbeitermohnungswefens und mehr 
nod im Deutjchen Verein für öffentliche Gefundheitspflege. 

Dem Verbande d. A. u. J. V. verbanfen wir die erften „Grundſätze für 
Stadterweiterungen nah techniſchen, wirtſchaftlichen Beziehungen" vom 
Jahre 1874*, eine Beratung über die Behandlung von Wafferläufen im 
Stabterweiterungsgelände vom Jahre 1880, eine Denffchrift über Grund: 
jtüdsumlegung und Sonenenteignung vom Jahre 1897 und zahlreiche 
Berichte und Anregungen in den bei Gelegenheit der Berbandsverfammlungen 
erfchienenen Werken: Berlin und jeine Bauten, Köln und feine Bauten, 
Hamburg und feine Bauten, Leipzig und jeine Bauten, Straßburg und 
feine Bauten, Bremen und feine Bauten, Freiburg und feine Bauten. 


11 K. Henrici: Konfurrenzentwurf zur norbweitlihen Stabterweiterung von 
Defiau. Aachen 1890 bei EC. Mayer. Derf.: Bon welden Gedanken follen wir uns 
beim Ausbau unjerer deutihen Städte leiten laffen? Trier bei fr. Link, 1894. 
Derf.: Einiges zur Beachtung bei Anlagen von Straßen und Plätzen auf unebenem 
Gelände. Deutihe Bauztg. 1894 S. 501. 


12 Hengeneyndt: Stadterweiterung von Einbed. Deutiche Bauztg. 1896 ©. 97. 

Deri.: Durdführung eines Teiles des Bebauungsplans im nördliden Stadt: 
teil Hannovers. Techniſches Gemeindeblatt 1899 S. 241. 

ı Ein Entwurf zur Bebauung der Kohleninjel in Münden von Theodor 
Fiſcher, Deutiche Bauztg. 1900 ©. 185. 193. 197, 


o 


= Abendroth: Zum Fluchtliniengeſetz, Sonderabdruck aus den Allgem. Ver- 
mefiungsnadrichten 1900. Derf.: Die fünftleriihe Seite der Bebauungspläne, 
Zeitichr. f. Vermeſſungsweſen 1901 S. 75 ff. Ferner: Der Landmeffer im Städte- 
bau, Berlin bei Paul Parey 1901. 

’ Th. Göde: Der Bebauungsplan von Eiſenach. Deutihe Bauztg. 1899 
S. 202 ff. 

Deri.: Über die Geftaltung von Bebauungsplänen in focialer und künftlerifcher 
Dinfiht. Techniſches Gemeindeblatt 1900 S. 363. Deutihe Bauztg. 1900 S. 89. 
Ferner: Städtebaufragen mit bejonderer Beziehung auf Berlin, Deutihe Bauztg. 
101 ©. 226 ft. 

* Siehe Deutihe Bauzta. 1574, S. 337—346. 

> Siehe Deutihe Bauztg. 1880, S. 434— 435. 
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Gefundheitlide Beitrebungen. Der Deutiche Verein für öffent- 
liche Gejundheitspflege hat auf feinen Berfammlungen zu Münden 1875, 
freiburg i. B. 1885, Straßburg 1889, Würzburg 1893, Magdeburg 1894, 
Stuttgart 1895 und Trier 1900 die Wohnungsfrage im Zufammen: 
hange mit Stadtbauplan und Bauordnung vorwiegend vom gejundheit- 
lihen Standpunfte behandelt und das Ergebnis feiner Beratungen 
in fog. Thefen gekleidet, die in den erften Heften der auf das Ver— 
jammlungsjahr folgenden Jahrgänge der Deutſchen Vierteljahrsſchrift für 
öffentlihe Gefundheitspflege veröffentlicht worden find. 

Daneben find eine Reihe von Einzelarbeiten aus dem Gebiete der 
Stabterweiterungshygiene zu nennen: befonders: Teile von Sanders’ 
Handbuch der öffentlichen Gefundheitspflege 1877 und 1885, C. Flügges 
Anlage von Ortfchaften im Handbuch der Hygiene und Gewerbefrantheiten 
von Pettenfofer und Ziemßen 1882, I. Stübbens Hygieniihe Grund- 
fäge für die Ermeiterung und den inneren Ausbau der Städte in den Ver- 
handlungen des internationalen Hygiene-Kongrefjes zu London 1890, ſowie 
desjelben Verfaſſers Hygiene des Städtebaus im Weylfchen Handbud der 
Hygiene 1896. Zu erwähnen iſt auh Arnould und Rochards 
Hygiene urbaine in der Arnouldfchen Eneyeloptdie d’hygiene et de 
mödieine publique, Paris 1891. 


Wirtfhaftlid-fociale Beftrebungen. Der wirtjdaft- 
lich-ſociale Teil des Stadterweiterungsmwejens umfaßt, in engem Zus 
fammenbange mit Technif und Hygiene, namentlich die Bodenfrage mit 
Einfhluß von Umlegung, Zufammenlegung, Enteignung und Erbpadt, den 
Einfluß des Stadtbaupland auf die Art der Bebauung und die mittelbare 
oder unmittelbare Beteiligung der Gemeinde an der Heritellung von 
Mohnungen. Da die Fragen der ſtädtiſchen Bodenrente, der Baus 
ordnung und der fommunalen Förderung des Mohnungsbaues zur ge- 
trennten Behandlung beftimmt find, jo find hier nur zu erörtern die Boden- 
frage im allgemeinen, die Bodenfpefulation, die Umlegung, Zulammenlegung 
und Enteignung ſowie der Zufammenhang zwijchen Stabtbauplan und Be- 
bauungsart. Dabei ift Bezug zu nehmen befonders auf die Schriften von 
N. Eberftadt, Städtifche Bodenfragen 1894, A. Schäffle und P. Lechler, 
Nationale Wohnungsreform 1893 und 1895, I. Stübben, Enteignungs- 
recht der Städte 1894, die Vorträge von Adides, Claſſen, Hinckel— 
deyn, Stübben und Küchler auf der Magdeburger und Stuttgarter 
Verfammlung des Vereins für öffentliche Gefundheitspflege 1894 und 1895, 
Dlshaufen und Reinde, Wohnungspflege in England und Schottland 
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18971, M. Brandts, Die Arbeiterfrage eine frage des Stadtbauplans 
und der Stadtbauordnung 1897 ?, die Denkſchrift des Verbandes deutjcher 
Architelten und Ingenieurvereine über Umlegung ftädtifcher Grundjtüde und 
Zonenenteignung 1897, endlid die Stuttgarter Schriften von Dr. Abele, 
Weiträumiger Städtebau und MWohnungsfrage, fowie von H. Rettich, Die 
Stadterweiterung unter voltswirtichaftlihem Gefihtspunfte 1900. 


SGefeggebung. Auch die neuere deutſche Gejeggebung hat fidh 
mit Stabterweiterungsfragen verfchiedentlich befhäftigt, jo die Fluchtlinien- 
und Baugejege in Preußen 1875, Helfen 1875 und 1881, Eljaß-Lothringen 
1875, Hamburg 1892, Baden 1896, Sadjen 1900. Dazu fommen die 
gejeßgeberifchen Anregungen der Freiburger und der Stuttgarter Berfammlung 
des Deutjchen Vereins für öffentliche Gejundheitspflege 1885 und 1895, 
von Eger, Reinark und Ottermann zur Abänderung des Preußiſchen Flucht» 
liniengejeges 1893 und 1897, von Baumeifter und Adides 1893, die durch 
den Adickesſchen Gefegentwurf veranlaften Schriften von Meyn 1893 und 
Merlo 1894 und viele andere DBerlautbarungen in der tedhnifchen und 
juriftifchen Zitteratur. 


1. Techniſch-künſtleriſche Entwicklung. 


Begriff des Stadtbauplans. Unter dem „Stadtbauplan“ einer 
Stadt verjieht man den durch Lage- und Nivellementszeihnungen dar- 
geftellten, unter Umftänden aus zahlreihen Einzelentwürfen beftehenden 
Geſamt-Entwurf der für die nähere Zukunft erforderlichen Neuanlagen 
und Verbefjerungen in Bezug auf Straßen und freie Pläbe, öffentliche 
Pflanzungen und Verfehrseinrichtungen, ſowie in Bezug auf den Bedarf an 
Bauplägen für öffentliche Gebäude, an gewerblichen Bauten, an Gejchäfts- 
häuſern und Wohnungen für die verjchiedenen Bevölferungsklafien ?. 


Ausdehnung des Planes. Was man unter „näherer Zufunft“ 
zu verjtehen habe, ijt eine von Fall zu Fall zu beantwortende Frage. Das 
Preußiſche Fluchtliniengefeg vom 2. Juli 1875 gebraudt diefe unbejtimmte 
Zeitangabe, indem es die Gemeinden ermädtigt, Bebauungspläne „nach 
dem vorausfichtlihen Bedürfnis der näheren Zukunft“ feftzuftelen. Das 
Heſſiſche Geſetz vom 30. April 1881 fprit von „umfafjenderen Ortöbauplänen 


Deutſche Vierteljahrsichrift für öffentl. Gelundheitöpflege 1897 ©. 195. 
2 Arbeiterwohl KVIL, Heft 13, 1897, 
* Dergl. Sähfifhes Allgemeines Baugeſetz vom 1. Juli 1900 88 16—18. 
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für ganze Orte oder Ortsteile”. In dem vom Verbande deutscher Architekten— 
und „Ingenieur: Bereine aufgeftellten Grundzügen wird verlangt, daß der 
Städteerweiterungsentwurf „ſyſtematiſch und deshalb in beträdhtlicher Aus: 
dehnung” zu behandeln ſei. Im neuen Sächſiſchen Geſetz! vom 1. Juli 
1900 heißt es nur: „Soll ein im mejentlihen noch unbebautes Gelände 
der Bebauung erjhlojjen werden, fo bevarf eö hierzu in der Pegel eines 
ortögejeglich feitgeitellten Bebauungsplanes, doch fann ein folder auch für 
bereitö bebaute Gelände aufgejtellt werden.“ Man mird im allgemeinen 
das Richtige treffen, wenn man den Plan für einen Zeitraum von 20 bis 
30 Fahren bejtimmt, oder wenn man die Verdoppelung der bebauten Stabt- 
fläche in Ausfiht nimmt. Gemifje Hauptlinien des Verkehrs werden den 
fo geipannten Rahmen noch überjchreiten. 


Grundlagen des Plans. Die widtigiten Grundlagen des Stäpdte- 
baus jind der ftädtifche Verkehr, die ſtädtiſchen Wohnungen und die öffent- 
lichen Bauanlagen. 


Verfehr. Für den Verfehr fommen nicht bloß die bejtehenden und 
neu anzulegenden Straßen in Frage, jondern auch Eifenbahnen und Waſſer— 
wege. Die widtigjten Linien des Straßenverfehrs pflegen in radialer 
Richtung zu verlaufen, minder wichtig find die peripheriichen oder Ring» 
linien; hinfichtlich der Verfehrsbedeutung in der Mitte liegen die Diagonal- 
oder Scrägitraßen, melde durch unmittelbare Berbindung bedeutender 
Verkehrspunkte die Entfernungen fürzen. 

Der Einfluß des Eifenbahnverfehrs auf den Stadtbauplan wächſt mit 
der Größe der Stadt; es handelt fi dabei um den Fern- und Nahverkehr 
der Hauptbahnen, den VBorortverfehr der Kleinbahnen, den Ortsverkehr der 
Stadtbahnen und Straßenbahnen. Die Straßenbahnen und oft aud die 
nad außen führenden Kleinbahnen finden ihren nicht abgetrennten Platz auf 
der Straßenfläde; die Stadtbahnen folgen entweder den Straßenzügen, fer es 
in der Tiefe unter, fei es in der Höhe über der Straßenflädhe (Tiefbahnen, 
Unterpflafterbahnen, Hochbahnen, Schwebebahnen), oder jie durchſchneiden die 
Baublöde und unter- oder überkreuzen die Straßen als jelbftändige Verkehrs— 
förper gleich den Hauptbahnen. Es liegt auf der Hand, wie jehr alle dieje 
Bahnanlagen den Stadtbauplan nad) Anordnung und Höhenlage beeinflufjen. 
Auch zwifhen den Waſſerwegen, jeien es jchiffbare Flüſſe und fonftige 
natürliche Gewäſſer, jeien es fünftliche Kanäle, und dem Straßenneg herrſchen 


ı K. Rumpelt: Das allgem. Baugejeg für dad Königreich Sachſen, $ 15. 
Leipzig 1900 bei Roßberg & Berger. 
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die engften Beziehungen, da die Landepläge, Ladeſtraßen, Häfen, Brüden 
u. f. mw. in den Gefamtplan fi organisch einfügen müſſen. 

Wohnungen. Die ſtädtiſchen Wohnungen unterfcheiden jih von— 
einander in drei Richtungen, nämlich nad der focialen Lage der Bewohner, 
der Zahl der Wohnungen im Haufe und der Stellung des Haufes auf Dem 
Grundftüd. In erfterer Hinfiht ſpricht man von herrichaftlidhen, bürger- 
lichen und Arbeitermohnungen. Nah der Zahl der Wohnungen fommen 
Einfamilienhäufer, kleine Miethäufer und Mafjenmiethäufer in Frage. Nach 
der Bebauung des Grundftüds finden wir die gefchloffene, die halboffene 
und die offene Baumeife (auch Neihenbau, Gruppenbau, Landhausbau 
genannt). Die Anfprühe an Straßenausbildung und Blodteilung find ver- 
fchieden, je nachdem die verfchiedenen Fälle diefer dreifahen Unterſcheidung 
zur Anwendung fommen; ein guter Stabtbauplan hat diefe Anfprühe zu 
berücdfichtigen. 

Offentliche Gebäude Nicht minder beeinfluffen den Bebauungs: 
plan die öffentlihen Bauanlagen, feien es folche mehr gemwerblicher Art mie 
Schlachthöfe, Markthallen, Maffer: und Lichtwerfe u. dal., feien es Monu— 
mentalbauten wie Kirhen, Theater, Mufeen, Gerthts- und Verwaltungs— 
gebäude, höhere Schulen u. f. w. Die Erkenntnis, wie mwidtig es aus 
fünftlerifchen und praftifchen Gefichtspunften ift, möglichft innige Beziehungen 
zwiichen dem Stadtbauplan und den öffentlichen Gebäuden, vorhandenen und 
zufünftigen, feftzufegen und namentlich geeignete Baupläge für Monumental- 
bauten im Bebauungsplane, fo weit als eben möglich, vorzufehen, hat in 
den legten Jahrzehnten große Fortichritte gemadt. Die Akademie des Bau- 
weſens in Berlin hat hierauf, wie auf andere Stadterweiterungsfragen, durch 
ihre allgemeinen Grundfäte für Städtebau vom 18. Februar 1898 einen 
fürdernden Einfluß ausgeübt !. 

Syjteme Man pflegte früher von „Syitemen“ des Straßennetzes 
zu jpreden: vom Rechteckſyſtem, vom Dreieckſyſtem, vom Radialſyſtem und 
fonftigen auf geometrifhe Mufter zurüdführenden fünftlihen Bildungen. 
In Amerifa herrſcht diefer Schematismus heute noch. In Europa und 
befonder® in Deutichland hat man immer mehr gelernt, die natürlichen 
Vorbedvingungen der Ortlichfeit auf den Stabtbauplan einwirken zu laffen, 
obfchon man bei der Unterteilung der Baublöde der leichten Bebauung wegen 
thunlichjt Rechtedfiquren zu erzielen fuht. So fann man von einem „natür- 
lihen Stadterweiterungsſyſtem“ fprechen, indem alle baulichen Anordnungen, 


Gutachten der königl. Alademie des Bauweſens über die bauliche Entwidlung 
der Stadt Berlin nah fünftleriichen und techniichen Gefichtspunften. Centralbl. d. 
Bauvermwaltung 1898 &. 231 und 252. Techn. Gemteindeblatt 1898 ©. 89. 
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wiewohl ihrer Natur nach fünftlih, fih den natürlichen Gegebenheiten innig 
anzufchließen ſuchen. Es entfteht mithin eine Zwiſchenſtufe zwiſchen der: 
jenigen Art des Anbaus, welche dem Belieben des Einzelnen und gelegent: 
lihen, nit auf einen allgemeinen Plan fih ftügenden Einwirkungen der 
Behörde entipringt, und jenen obengenannten fchematifchen Baufyitemen. 
Die malerifchen frummlinigen Städte des frühen Mittelalters find auf die 
eritere, die nach geometrifcher Regelmäßigfeit eingerichteten Städtegründungen 
des jpäteren Mittelalters find auf die legtere Art entftanden!. Unſere 
neueiten Stadterweiterungen juchen die Mitte einzuhalten: mit dem Anſchluß 
an die Natur foll ſich verbinden der allgemeine, wohldurchdachte Plan der 
Verfehrsanlagen,, insbefondere der radialen, diagonalen und Ningitraßen, 
die fünftlerifche Anordnung von Straßen, Plägen und öffentlichen Gebäuden 
und zugleih die Gruppierung der Stadtteile nad ihren verfchiedenen Bes 
ftimmungen. 


Verfhiedenartige Baubezirfe. Die verfhiedenartige 
Behandlung der Stadtteile ift in ihrer technifchen und focialen Be: 
deutung in jüngfter Zeit immer mehr als wichtig erfannt worden. 

In technischer Beziehung ift die verfchiedenartige Bebauung aud von 
maßgebendem Einfluß auf die Geftaltung der Straßen und des Straßen- 
neged. Die vier- oder fünfgefhoffige Überbauung des Geländes mit aroßen 
Miethäufern beansprucht der Belihtung und Lüftung wegen breite Straßen, 
und zwar foll die Breite nicht geringer fein als die Gebäudehöhe, ferner 
mittelgroße Blöde und viele Straßen, um möglichſt zahlreihen Wohnungen 
den Vorteil der Lage an der Straße zu fichern. Für das weniger hohe 
Einfamilienhaus oder das fleinere Mietshaus genügen Straßen von geringerer 
Breite; für das Einfamilienhaus befjerer Art bedarf es ferner, um Platz 
für Gärten zu gewinnen, größerer Baublöde, d. h. tieferer Grundftüde. Für 
das Arbeitermohnhaus, auch für das mehrfchoffige aus mehreren Wohnungen 
beftehende, find Blöde von geringer Tiefe vorzuziehen, um das Entſtehen 
von Hintergebäuden zu verhüten. Geſchäftsſtraßen können feine Vorgärten 
gebrauden; diefe find dagegen ſehr zwedmäßig und angenehm in reinen 
Wohnſtraßen. Die offene Bebauung bat gejundheitlihe und ſchönheitliche 
Vorzüge; zwifhen ihr und dem geichloffenen Reihenbau liegt die halb- 
offene Bauart, beftehend aus Gruppen von zwei, drei oder mehr zuſammen⸗ 
hängenden Häufern. Fabrikviertel verlangen breite Straßen mit Anjchluß- 


3. Etübben: Der Bau der Städte in Geſchichte und Gegenwart, Berlin 
1895, ©. 9. N. Eijenwein: Handbuch der Arditeftur, die Kriegsbaukunſt, 1359, 
S. 30. Dr. J. Frig: Deutihe Stadtanlagen, Straßburg 1894. 
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gleifen, die in den Straßen oder in den Blöden liegen fönnen, mit Haupt- 
bahnen und Waſſerwegen. 

Die foctale Bedeutung der verjchiedenartigen Behandlung der Stadt- 
teile ift in der Wohnungsfrage begründet. Es handelt fi um die Er- 
möglihung und Erleichterung der Errichtung fleiner Häufer an Stelle der 
Maffenmiethäufer durch thunlichite Sonderung breiter Verfehräftraßen und 
jchmaler Wohnftraßen, ſowie durch Schaffung kleiner Blöde mit kleinen 
Grundſtücken, Die auch von Angehörigen des Mittelftandes erworben, be— 
baut und befefjen werden können. Ferner um thunlichfte Abfonderung der 
großgemwerblihen Anftalten von den eigentlihen Wohnvierteln behufs Förde- 
rung der Annehmlichleit, Ruhe und Gefundheit des Wohnens !, 

So meifen techniſche und ſoeiale Erwägungen darauf hin, daß Die 
einzelnen Teile eines Stabtermweiterungsplanes verfchiedenartig zu entwerfen, 
daß verichiedenartige Baubezirfe (oder Bauzonen) feftzuftellen find, und daß 
der Entwerfer bei der Aufftelung und Durdbildung des Planes die Zweck— 
beftimmung der einzelnen Planausjchnitte nad) Möglichkeit zu ermitteln und 
zu berüdjichtigen hat?. 

Die Baublöde unterjheiden fi nad Größe und Form. Geringe 
DBlodtiefen find, mie bereit3 angedeutet wurde, erwünjcht für Arbeiter- 
wohnungen, für die Einzelhäufer der unteren Klaffen und für Miethäufer, 
damit Hintergebäude und insbejondere Hintermohngebäude und tiefe Flügel- 
bauten vermieden werden. Mittlere Tiefen find geeignet für die Ein— 
familienhäufer des Mitteljtandes, für Gefhäftshäufer und große Miethäufer. 
Große Tiefen werden beanſprucht von herrſchaftlichen Wohnungen, namentlich 
bei offener Bauart, und von Fabrikbauten. So wechſelt die Blodtiefe, d. 5. 
die doppelte Bauftellentiefe, etwa von 36 bis 150 m. Die Blodlänge 
pflegt etwas das 1'/2- bis 2⸗fache der Tiefe zu betragen. Für die Einteilung 
und Bebauung tft die rechtedige oder annähernd rechtedige Gejtalt der Blöcke 
am pafjenditen. Allein durch die Befolgung der natürlichen Ortsverhältnifje, 
die Beibehaltung vorhandener Wege, die Einlegung von Diagonalftragen und 
die Eriteigung von Anhöhen entjteht in vielen Fällen ein Zwang, von Der 
ungefähren Rechteckfigur abzumweichen, jtumpfe und ſpitze Blodwinfel an- 


€. Farkas: Das Problem der Fabrikſtadtteile. Deutſche Bierteljahrsichrift 
für öffentl, Gefundheitäpflege 1900, S. 459. 

: 3. Stübben: Die mweiträumige Baumeife im Stadterweiterungsgelände zu 
Stuttgart. Deutſche Vierteljahrsfchriit für öffentl. Gefundheitspflege 1900, S. 537. 
Ferner J. Stübben: Stadtbauordnung und Stadtbauplan mit Rüdjiht auf gute 
und billige Wohnungen. Techn. Gemeindeblatt 1898 Nr. 18. F. v. Gruber: Anhalts- 
punkte für die Berfafiung neuer Bauordnungen, Wien 18393 bei Alfred Hölder 
©. 10 u. 14. 
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zuwenden und ſogar reine Dreiedblöde anzuordnen. Man darf die Nachteile 
der Spitzwinkligkeit nicht übertreiben; denn durd die Ablantung der ſpitzen 
Winkel entjtehen Baupläge, welche ein geſchickter Architekt fehr wohl bebauen 
fann und die oft wegen des geſchäftlichen Vorzugs ihrer Lage ſehr gefucht find. 

Straßen. Bon den Straßen find für den Verfehr und den 
Geichäftsbetrieb am wichtigften die Radialftraßen. Die in der Ringrichtung 
verlaufenden Straßen find vorzugsweife für Wohnhäufer geeignet, und zwar 
um fo vornehmere Wohnungen, je fchöner und reicher die Ringſtraßen aus- 
gejtattet find. Das Neb der radial und ringförmig verlaufenden Straßen 
erhält feine Vervollitändigung für die PVerlehröbebürfniffe durch die Ein- 
legung von Diagonalftraßen, welche Hauptinotenpunfte miteinander ver- 
binden; um die Blöde nicht zu fehr zu zerfchneiden, find die Diagonalen 
auf die wirklich notwendige Zahl einzufchränten. Große Durchgangsitraßen 
in radialer, peripherifcher und diagonaler Richtung find, befonders für den 
Berfehr der Straßenbahnen, um fo nötiger, je ausgedehnter die Stadt ift. 
Die Unterteilung der verbleibenden Bebauungsfelder geihieht vorwiegend 
nad dem Redtediyitem, um die Bebauung zu erleichtern und ruhige Wohn: 
jtraßen zu erzielen. Die Straßenbreite hängt nicht nur vom Berfehr 
ab, fondern noch mehr von bygienifchen Anforderungen. Inſoweit ber 
Verkehr maßgebend ift für die Beitimmung der Straßenbreite, fommen 
Straßenbreiten von fehr großer Berfchiedenheit in Frage, ſchon von 7 m 
für die jtile Wohnſtraße bis zu 70 m für die verfehrreichfte, mit Bahn- 
gleifen, Reitwegen, Baumreihen u. ſ. m. ausgejtattete Hauptitraße!. 

Die ftädtifhe Straße beiteht mindeftens aus einem Fahrwege mit zwei 
jeitlihen Bürgerfteigen; als Eleinfte Maße find 5 m für den Fuhrmweg, auf 
welchem zwei Fuhrwerke ſich müſſen begegnen fönnen, und 1 m für jeden 
Bürgerftieg, alfo zufammen 7 m zu betrachten. Der Beitimmung der Fahr— 
dammbreite wird zunächſt die Breite eines Fahrſtreifens, d. h. eines Fuhrwerkes 
nebit Spielraum, von 2,5 m zu Grunde gelegt. Sollen die Bürgeriteige 
mit Baumreihen bepflanzt werden, jo müfjen fie wenigſtens 6—7 m breit 
jein, damit die Baumfronen Raum zur Entwidlung finden ; die Gefamtbreite 
wird hierdurch auf mindejtens 20 m, befjer 22 m gebracht. Bei einer Straßen: 
breite von 25 m beginnt die Möglichkeit, in der Mitte der Straße einen 
von Bäumen eingefaßten Fußweg (Mittelallee) oder Neitweg anzulegen. 
Bei 35 m Breite und mehr fann der Mittelweg zweiteilig, alſo mit 3 Baum— 
reihen aeihmüdt werden. Auch fann man mit einer Mittelallee feitliche 
Baumreihen auf den Bürgerfteigen verbinden. Von den auf folde Weife 


Vergl. Sächſiſches Allgemeines Baugeleg vom 1. Juli 1900 8 18c. 
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bei Straßen bis zu 100 m Breite und mehr entftehenden verſchiedenen 
Straßenjtreifen fönnen die einen ausfchließlich ald Fußwege, andere als Reitweg 
oder Radfahrweg, für Straßenbahngleife oder für allgemeine Fahrzwecke 
beftimmt werden. So fann in der Anordnung des Querprofils breiter 
Straßen eine große Mannigfaltigfeit Pla greifen, die noch gefteigert wird 
durch Rafenbänder oder Gartenfelder. Es ift zwedmäßig und ſchön, jeder 
Straße over Straßenede diejenige Anordnung zu geben, die nad) örtliden Ver— 
hältnifjen für fie am pafjenditen iſt. Vorgärten find Shmudhaft und gefund- 
heitlich vorteilhaft, für Gefchäftsitraßen aber ungeignet. 

In ebenem Gelände ift es naturgemäß, eine Straße geradlinig und 
mit gleichbleibender Breite anzuordnen !, fofern nicht örtliche Gegebenheiten 
die Änderung der Richtung und die Ungleichheit der Breite als zweck— 
mäßig ericheinen lafjen. Cine Breitenvermehrung ift 3. B. angezeigt vor 
öffentlichen Gebäuden oder an Denfmälern oder bei der Vereinigung mit 
anderen Straßen, eine mäßige Breitenbejchränfung fann als zuläffig gelten 
auf Brüden, in Unterführungen u. f. mw. mit Rüdjiht auf das an folchen 
Stellen fortfallende Bedürfnis, dag Fuhrmerfe zum Auf- und Abladen müfjen 
halten fönnen. In hügeligem Gelände ift die frummlinige Strede ge- 
geben, jobald es fi darum handelt, unter Berüdfihtigung der Höhenfurven 
mit mäßigen Steigungsverhältnifien auszulommen. Die frage, ob eine 
Straße gerade oder frumm, ob fie gleichbreit oder ungleichbreit fein joll, 
ift aber nicht bloß von folden praftijchen Erwägungen abhängig; es fommen 
auch ſchönheitliche, fünftlerifche Gefichtspunfte in Frage’. Eine jehr lange, 
gerade und gleihbreite Strafe wirkt einförmig und langweilig®; Die 
Längenbeſchränkung durch Biegung oder Anidung, die Verfegung der Nichtung 
und die abwechjelnde Geftaltung der Breite fann daher auh aus Schönheits- 
rüdfichten geboten jein. Ebenfo iſt die abfichtliche Krümmung der Straßen: 
achfe und unregelmäßige Gejtaltung der Straßenwandung oft geeignet, den 
Anblid der Straße zu verfchönern; allerdings entzieht fi die fonver 
gefrümmte Straßenwandung dem Anblid, deito vorteilhafter und mechjelvoller 
aber ftellt jich die Hohl gebogene Straßenfeite dar“. Die angemefjene 


ı Otto Wagner: Artis sola domina necessitas, Erläuterungsbericht zu einem 
Seneralrequlierungsplan für Wien. Wien 1594 S. 14—22. 

2 K. Sitte: Der Städtebau nad feinen künſtleriſchen Grundfägen, S. 91. 
3. Stübben: Der Städtebau, S. 72. 

3 Ch. Buls: Esthetique des villes, S. 16—1T. 

+ 5%. Stübben: Der Städtebau S. 72 und Zeitichrift des hannöverfhen Archi— 
teftene und ngenieurvereins, 1878 Bl. 743. Ch. Buls: La construction des 
villes, S. 23. 


Der Stabterweiterungsplan und feine Durhführung. 127 


Miihung des Geraden und Krummen und die individuelle Behandlung 
jeder einzelnen Straße iſt daher fünftlerifher Grundfag !, 

Die Schönheit des Anblids einer Straße iſt auch abhängig von dem 
Nivellement derjelben. Ein Höhenrüden in einer geraden Straße wirft 
häßlich, weil für das Auge des Beichauers die Gegenftände jenfeits des 
Rüdens mit ihren unteren Teilen verfchwinden und die Straße in der 
Zuft zu endigen ſcheint?. Cine gerade Gefällslinie ift ſchönheitlich neutral 
wie eine gerade Straßenridtung ; eine fanfte Thalfentung im Straßengefälle 
wirft dagegen ſchön, ähnlich wie die hohl gebogene Straßenwandung. Die 
fonveren Gefälle find deshalb nah Möglichkeit zu vermeiden, die konkaven 
zu bevorzugen; leßtere find auch geeignet, den Anblid langer, gerader 
Straßen angenehm und abmechjelnd zu geftalten ®. 


Straßenfreugungen und -TVerzweigungen. Wie für die 
Blodform, fo ift auch für den Verkehr die wünfchenswertefte Straßen- 
freuzung die rechtwinfelige, weil auf der ſpitzwinkeligen Kreuzungsfläche 
der Konflikt der fich kreuzenden Bemwegungslinien einen längeren Raum, alſo 
eine längere Zeit einnimmt. Die gewöhnliche Straßenfreuzung befteht aus 
vier Armen ; die bloße Straßenabzmweigung hat drei Arme und meiit 
eine geringere Zahl von Bewegungskonflikten, hauptfählih aus Richtungs- 
überfchneidungen bejtehend, auf. Man hat deshalb vorgeſchlagen, den Ver— 
fehr dadurch zu erleichtern, daß man zwei Arme einer Kreuzung geaen 
einander verjegt, alfo die Kreuzung in zwei bloße Abzweigungen aufteilt ®. 
Allein die Erwägung, daß dadurh in Wirklichkeit feine Richtungsüber- 
fchneidung erſpart und daß andererfeit3 die Konfliktitelle bedeutend ver- 
größert werden würde, hat die Unrichtigfeit des Vorſchlages nachgewieſen. 
Derartige Verfegungen fünnen aus äjthetifhen Gründen erwünfcht fein, dem 
Verkehr find fie in der Regel hinderlich. 

! Vergl. Zeitihr. des öfterr. ng. u. Arch.Vereins, 1893 ©. 441. Ferner: 
Bortrag von Plüddemann, Deutiche Bauztg. 1894 S. 5. J. Stübben: Oeuvre de 
l’art publie, premier congres international, Brüffel 1896 S. 89-93. F. Genjmer: 
Die Entwidlung des Städtebaue und feiner Ziele in künſtleriſcher Beziehung, 
Techniiches Gemeindeblatt 1900 ©. 49. Bergl. beſonders auch den Großherzogl. 
Heſſiſchen Minifterialerlaß über Bebauungspläne vom 28. Dezember 1899. 

2 Vergl. 3. Stübben: Der Städtebau, 18% S. 73—30. K. Henrici, Deutiche 
Bauztg. 1894 ©. 501. 

83 OQeuvre de l’art public (fiehe oben), 1896, ©. 91. 

+ 8. Sitte: Der Städtebau nad jeinen fünitleriichen Grundjägen, S. 100—101 
und 150151. f 

5 Deutſche Bauztg. Über einige Fragen der Städtebaufunft, 1891, ©. 122 
und 150. 
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Iſt der Verkehr um die Ede jtarf, fo empfiehlt es ſich, jpigwinfelige 
und rechtwinkelige Blod-Eden abzufanten, um den Arümmungshalbmeijer 
der Fahrrichtungen zu vergrößern und um das Aufeinanderprallen der um 
die Hausede fi begegnenden Fußgänger zu verhüten. Es ift indes zu 
berüdjichtigen, daß zwar die Abfantung der ſpitzwinkligen Eden architektoniſch 
geboten, aber die Abfantung von rechtwinfligen und ftumpfmwinfligen Eden 
künſtleriſch meiſt unerwünſcht iſt; die Abkantung ift deshalb nur an jolden 
Eden und infomweit vorzufchreiben, als der Verlehr es wirkli verlangt, 
was bei ftumpfwinfligen Blodeden felten der Fall fein wird, im übrigen 
aber dem Ermefjen des Bauherrn zu überlaffen. Der legtere wünſcht oft die 
Abfantung, um den für ein Gefchäftshaus vorteilhaften Eingang auf der 
Straßenede zu erlangen. An Stelle der geradlinigen Abfantung fann die 
Abrundung treten. 

Im Stabtbauplan treten mitunter, durd die Ortäverhältnifje bedingt, 
fünf- und fechsarmige Kreuzungen auf. Sie find an fi wegen der Ver- 
mehrungen der Überfchneidungen nicht erwünſcht und deshalb nah Möglich— 
feit zu vermeiden, verdienen aber mitunter aus örtlichen Gründen den Vorzug 
vor der Auflöfung in zwei oder drei Kreuzungs- bezw. Abzweigungsitellen. 
Sechsarmige Kreuzungen nehmen, wenn fie nötig find, zwedmäßig die Form 
eines Platzes, d. h. eines DVerfehrsplages an. Auch ijt es in der Regel 
ratfam, die verfchiedenen Straßenarme nicht auf denfelben Mittelpunft zu— 
zuführen und nicht in gerader Richtung über die Kreuzung fortzufegen, 
fondern die Richtungen mehr oder weniger zu verfchieben. 

Plätze. Die freien Plätze dienen verjchiedenartigen Zwecken 
fowohl in praftifcher als in fünftlerifcher Hinfiht!. Die einen dienen als 
öffentliche Verkehrsfläche (Verfehrspläge); die anderen ſollen im Gegenteil 
in der Hauptſache den Verfehröbewegungen entzogen werden, um für Ver— 
faufszwede, zur Bepflanzung oder zum Spiel benußt zu werden (Marftpläge, 
Gartenpläge, Spielpläge, oder allgemein: Nuspläge), Die dritte Art der 
freien Plätze ift endlich diejenige, welche dazu dient, einem wichtigen Gebäude 
die gewünfchte freie und fünftleriih bevorzugte Lage zu geben (Architektur: 
pläge); es ift nicht ausgefchloffen, daß dieſe Pläbe zugleich zu einer ber 
beiden erjtgenannten Arten gehören. 

Die Verkehrsplätze find nichts anderes als erweiterte und befonders 
ausgebildete Straßenfreugungen und Straßenverzweigungen?. Sie find bei 


ı % Stübben: Der Bau der Städte in Gefhichte und Gegenwart, S. 16—17. 
? ÖQeuvre de l'art public, premier congres international à Bruxelles, 
1898, S. 91. Der Städtebau, 1890, ©. 141—206. 
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ſtarkem Verkehr zu empfehlen, fobald mehr als vier Straßenzüge zufammen- 
treffen. it Dies aud, wie ſchon erwähnt, an ſich nicht erwünſcht, fo ver- 
langen doch mande Punkte eines Stadtbauplans die Verzweigung von mehr 
als vier Richtungen, 3. B. Bahnhofsvorpläge, Stadtthore, Brückenköpfe und 
ähnliche Knotenpunkte des Verkehrs. Die Erweiterung der freien Fläche, 
die Sicherung der Fußgänger durd erhöhte Bürgerfteiginfeln, die Teilung 
der Fläche mittels Pflanzungen, Springbrunnen u. dergl., endlich die Nicht: 
zufammenführung der verfchtedenen Richtungen auf einen Punkt, das find 
Mittel, welche dazu dienen, die Verfehrslinien troß des gemeinjfamen Urfprungs 
oder Zieles möglichjt voneinander zu trennen!. Die Haupteigenihaft eines 
Plages im fünftlerifchen Sinne, nämlich die gefchloffene Umrahmung, fehlt 
ſolchen Verfehrsplägen. Nichtsdeſtoweniger laſſen fie ſich durch gärtnerifchen 
und monumentalen Schmuck, durch architektoniſche Ausbildung und Ab— 
wägung der Gebäude, auch durch eine maleriſch-unregelmäßige Geſtaltung 
der Platzfläche zu ſchönen Beſtandteilen einer Stadt erheben?. 

Die Nutzplätze werden meiſt mit Baumreihen oder Gartenanlagen 
verſehen. Mit oder ohne Baumreihen können ſie für Marktzwecke, für Ver— 
ſammlungen (Feſtzüge), zum Spazierengehen (Muſik) oder zum Kinderſpiel 
dienen. Gärtneriſch verſchönert, dienen ſie in angenehmer Weiſe zur Er— 
holung im Freien, und zugleich bieten die fie umrahmenden Straßen eine 
freundliche, freie Yage für Wohnungen dar. 

Die Arhitefturpläge bilden die vornehmiten Örtlichfeiten der 
Stadt. Sie werden entweder an einer oder an mehreren Seiten von 
Monumentalbauten eingerahmt; oder ein Teil des Plates wird felbjt mit 
einem Monumentalbau befegt, jo daß an einer oder an mehreren Seiten 
des legteren eine freie Plagfläche übrig bleibt. So fünnen die verfchieden- 
artigjten Plagbildungen entjtehen vom einfahen, ſchmuckloſen Vorplatz (der 
aus einer bloßen Straßenermweiterung bejtehen fann) bis zur reichjten Platz— 
gruppe?. In allen Fällen ift die Beziehung der freien Fläche zu einem 
oder mehreren bedeutungsvollen Baumwerken das Weſentliche diefer Architeftur- 
pläge. Wichtig iſt einerſeits die Erzielung paflender Sehabjtände zur Be- 
trahtung des Bauwerks und andererjeit3 die möglichſt aefchloffene Um— 


ı Fri Wolff: Über alte und moderne Straßenvermittelungen und Verkehrs— 
pläge, Deutiche Bauztg. 1899 ©. 234 und 258. 
2 Ch. Buls: Esthetique des villes, ©. 24. 
2 K. Sitte: Der Städtebau nah feinen künftlerifhen Grundfägen, ©. 62 ff. 
K. Henrici: Bon welchen Gedanken follen wir uns beim Ausbau unferer deutſchen 
Städte leiten lafjen, S. 6—8. J. Stübben: Der Städtebau, S. 141—210. 
Schriften XCV. — Bobhnungäfrage. 1,2. 9 
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wandung der freien Fläche!. Führt von mehr als einer Seite eine breite 
Straße auf einen derartigen Pla, jo wird die Geſchloſſenheit und alfo der 
fünftlerifche Eindrud des Platzes gefährdet. Schmalere Straßen fönnen in 
den Playwandungen mit Arkaden oder Thorbauten überbrüdt werden, um 
die Wandung zu jchließen. 

Zwar meiß der Entwerfer eines Stadtplanes in der Regel nicht mit 
Sicherheit, melde Monumentalbauten demnädft im Bereihe des Planes 
werden errichtet werden, und ebenjomenig fann er die Plagmwahl für diefe 
Bauten vorfchreiben; dennoch aber gilt der Grundfaß, daß der Stadtplan 
zum jchönen Bauen einladen und Baugrundjtüde zur Auswahl bereit ftellen 
muß, die jich für vornehmere Bebauungszwede eignen?, damit der Bedarf 
an folhen Baupläten, der fi immer wieder einjtellt, ſachgemäß befriedigt 
werden fann. 

Wie bei Straßen, fo iſt auch bei Plätzen das fonvere Nivellement zu 
vermeiden, das fonfave zu bevorzugen ®. 

Denkmäler. Gleih den Gebäuden nehmen auch Bildwerfe, Brunnen 
und jonjtige Denfmäler entweder die Plakränder oder die eigentlihe Platz— 
fläche ein. Die Ränder eignen ſich bejonders für figürliche Werke, Stand- 
bilder und Reiterdenkmäler paſſen aud auf die Platzfläche ſelbſt, jollten 
aber ftetS jo angeordnet werden, daß der weſentlichſte bezw. größte Plagteil 
an der Vorderfeite der dargejtellten Figur liegt. Der Platzmittelpunkt ift 
in der Regel nur geeignet für Denkmäler architektoniſcher Art, die von allen 
Seiten gleihwertig find: Säulen, Obelisfen, au Brunnenaufbauten u. dal. 
In manden Fällen ift der Plagmittelpunft als Denkmalort gegeben, wie 
hervorragende Beifpiele zeigen; es geht deshalb zu weit, die Mitte des 
Plages grundſätzlich jtets frei halten zu wollen. Wie für die Bauwerke, 
jo ift aud) für die Bildwerfe die Erzielung angemefjener Betrahtungsabitände 
von größter Bedeutung *. 

Gewäſſer. Schmierigfeiten bereitet in manden Stadtbauplänen die 
Unterbringung und Behandlung der Gewäſſer. In die Blöde ein- 
geſchloſſen, find fie jchneller Verſchmutzung preisgegeben,; in den Straßen 





ı 8. Sitte: Der Städtebau nah feinen Fünftleriihen Grundfägen, S. 35 ff. 
I. Stübben: Der Städtebau, S. 193 ff. 

2K. Henrici: Konfurrenzentwurf zur nordöftlihen Stadterweiterung von 
Deflau, 1890, S. 10 und 14. 

3 J. Etübben: Der Städtebau, S. 208—210. 

+ 3. Stübben: Der Städtebau 18%, S. 405—430. Derf.: Dentmalaufftellungen 
in Turin, Deutiche Bauztg. 1891, S. 305. 9. Märtens: Optifhes Maß für den 
Städtebau, Bonn 15%. 
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liegend, verlangen fie beträdtlihe Straßenbreiten, beſonders fo lange fie 
als offene Wafjerläufe erhalten bleiben, wie es in äußeren Stadtteilen der 
Fall zu fein pflegt. Grundfäglich aber wird verlangt, daß die Wafferläufe 
in Straßen und öffentlihen Pflanzungen unterzubringen find, und daß die 
Ufer der Flüſſe und Seen von Straßen oder Gartenanlagen eingenommen 
werden jollen. Ausnahmen find nötig bei Gewerbsgräben, Schiffsbau- 
anftalten u. dgl., fünnen auch in Zandhausbezirten als ftatthaft gelten. Die 
Verbindung von fließendem Waſſer oder Zierteihen mit öffentlichen 
Pflanzungen ift ſtets zu empfehlen. 

Öffentliche Pflanzungen. Die öffentlihen Pflanzungen 
unterfcheiden fih in Straßen und Plagbepflanzungen und felbjtändige An- 
lagen!. Auf Straßen handelt e3 fi meist um Baumreihen, feltener um 
Gartenflähen. Die Baumftämme follen mindeitens 6, beſſer 7 m oder 
mehr von den Häufern und von einander entfernt fein. Die Pläte werden 
mit Baumreihen oder Gartenanlagen ausgeftattet und dienen, mie bereits 
erwähnt, im eriteren Falle als Markt, Spiel- und Verfammlungspläge, im 
legteren Falle als Erholungspläge (oder Squares). Die rings eingefriedigten 
Erholungspläße, deren Pforten und Wege jo gelegt find, daß -fie in der 
Regel nicht dem durchgehenden Verkehre dienen, find die angenehmiten. 
Gelbjtändige gärtneriihe Anlagen find die öffentlichen Parkanlagen, die 
entweder nah Art der Stadtgärten (Bolfsgärten, Volkspark, Stadtparf) 
geſchloſſene Anlagen find oder fih in Geſtalt landſchaftlicher Promenaden 
an Flußufern, an Berglehnen u. ſ. w., zumeift in oder bei äußeren Stadt- 
teilen, entlang ziehen. 

Eijenbahnen. Die Eifenbahnen, mit welden der Stadtbauplan 
zu thun hat, find Fernbahnen, Vorortbahnen, Stadtbahnen und Straßen- 
bahnen. 

Die Fernbahnen und Stadtbahnen follen ihren befonderen Bahnkörper 
außerhalb des Straßengeländes und, wenn eben möglich, in einer von der 
Strafenebene verfchiedenen Höhenlage befigen, weil ihre Fahrgeſchwindigkeit 
eine große ift. Es ift meiſtens unſchön, wenn diefelben die Baublöde 
durchſchneiden und dem Fahrgaſt das innere und Hintere der Höfe und 


! Verhandlungen der achten Hauptverfammlung des Vereins deutſcher Garten» 
fünftler in Liegnig, 1895, S. 17 ff. Vortrag von Heide: Über die Bedeutung der 
Parkanlagen für die Verfchönerung der Städte, ſowie über die biäherigen Erfahrungen 
in Bezug auf Anlage, Bepflanzung und Einrihtung derjelben. Ferner: E. Genz— 
mer: Über Anpflanzungen auf ftädtiihen Straßen und Plätzen, Halle 1894. Karl 
Hampel: Stadtbäume, Berlin 189. Endlich: J. Stübben: Der Städtebau, S. 439 


bis 513. 
g * 
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Gebäude darbieten. An den Bahnhöfen ift die Anlage von Borpläßen 
(Berfehrsplägen) angezeigt. 

Die Vorortbahnen haben entweder einen felbftändigen Bahnkörper und 
ſchneiden die Straßen in gleicher oder in verfchiebener Höhe, oder fie jind 
Straßenbahnen, gewöhnlich aber mit längeren Zügen; die Gefchwindigfeit 
ift eine mäßige. Dasfelbe gilt von den eigentlichen innerſtädtiſchen Straßen- 
bahnen, deren Gleife in der gewöhnlichen Fahrftraße liegen, die fomit einen 
Teil der ſtädtiſchen Straßen bilden und deshalb bei Aufftellung eines Stadt: 
bauplans befonders aufmerffam zu berüdfichtigen find. Auf fehr breiten Straßen 
kann man oft in zmedmäßiger Weiſe den Fahritreifen der Straßenbahn 
abtrennen vom übrigen Verkehr, wie fchon oben angeveutet wurde. Die 
Betriebsart (Dampf, Drudluft, Gas, Eleftricität, Pferde) ift nur injofern 
von Einfluß auf die Beziehungen zum Stabtbauplan, als der eleftrifhe und 
tierifche Betrieb mehr als die anderen Betriebsarten geeignet iſt, auf ſtädti— 
ſchen Straßen zugelaflen zu werben’. 


II. Gejundheitlihe Entwicklung. 


Die gefundheitlihe Fürforge beim Entwurf und bei der Ausführung 
von Stadterweiterungen? erjtredt fi auf die Reinhaltung des Untergrundes 
und der natürlichen Gewäſſer, auf die Verforgung mit Waſſer, Luft und 
Licht, auf die Begünftigung des Wohlbefindens durch öffentlihe Pflanzungen 
und auf die Fernhaltung von Störungen des Wohlbefindens durch gemerb- 
liche Betriebe. Daneben aber bedarf es in der Regel fjanitärer Maß— 
regeln zur Verbefjerung der Zujtände in alten Stadtteilen. 

Untergrund. Soll der Untergrund der menjhlihen Wohnungen 
rein gehalten werden, fo find erforderlih: Schu vor Überſchwemmung, 
Berüdfihtigung und nötigenfalls Senkung des Grundmwaflerfpiegels, geregelte 
Ableitung der Meteorwäfler, Kanalifation für die häuslichen und gewerb— 
lihen Abmwäfjer und die Fäfalftoffe, Vermeidung fäulnisfähiger Beitandteile 
in Anjhüttungsboden für Straßen und Baugrundftüde?. 





I Vergl. auch im allgemeinen: F. Giarruffo: Piano regolatore e di risana- 
mento, ®alermo 1885. Milano tecnica dal 1859 al 1884, Mailand bei Ulrico 
Höpli 1885. Bruno Adam: Die König Johannftraße in Dresden, „Eivilingenieur“ 
XXXV, 1899 Heft3. 9. Rofenbuid: Zufunftöftraßen der Großſtädte, München 
1890. 3. E. Kunge: Die deutihen Städtegründungen oder Römerftäbte und 
deutiche Städte im Mittelalter, Leipzig 1891. 

? Bergl. 3. Stübben: Hygiene des Städtebaued (Teil von Weyls Handbuch 
der Öygiene), Jena 1896. 

° Bergl. Fodor, in Weyls Handbud der Hygiene, Bd. 1 S. 153 ff. u. 218 ff. 
Ferner Sanders, Handbuch der öffentlichen Geiundheitöpflege 1885, ©. 344 ff. 


Der Stabterweiterungdplan und feine Durdhführung. 133 


Um neu zu gemwinnendes Baugelände dem Einfluffe des Flußhoch— 
waſſers und des aufgeitauten Grundwafjers zu entziehen, iſt nah Möglich: 
feit eine ſolche fünftlihe Aufhöhung der Straßen und Baugründe vorzu— 
fehen, daß nicht bloß die Erdgeſchoß-, jondern aud die Kellerräume über 
dem höchſten Stande des Fluß- und Grundwaſſers liegen. Iſt dies wegen 
allzu hoher Koften oder aus techniſchen Gründen nicht ausführbar, fo fol 
mindeitens die Straßenhöhe völlig hochwaflerfrei fein; zur Freihaltung der 
Keller bedarf es alsdann einer Kanalifation, die bei Hochwaſſer durd 
Pumpen in Betrieb erhalten wird. Ein minder wirlfames Mittel gegen 
Überſchwemmung ijt die Eindeihung; im Seegebiete ift fie oft allein 
möglich, an Flüffen wird man fie nur in folden Ausnahmefällen ala aus: 
reichend anerfennen, wo die hochwajjerfreie Hebung der Straßen unaus- 
führbar ijt. 

Auch ohne Einwirkung des Hochwaſſers eines Fluſſes hat man es unter 
Umftänden mit Grundmafler zu thun, welches bis dicht unter die Erdober— 
fläche anjteht; hier muß entweder das Grundwaſſer durch geeignete Maf- 
regeln gejenft oder die Höhenlage der Baugründe und Straßen fo vorge: 
fchrieben werden, daß die Kellerräume dem Einfluffe des Grundwaſſers ent- 
zogen werden !. 

Der Stadtbauplan hat eine folche Höhenlage in der Geftaltung des 
Straßenneges vorzufehen, daß überall das Meteorwaſſer abläuft. Iſt eine 
derartige Oberflächengeftaltung nicht erreichbar, fo bevarf es der unter- 
irdifchen Ableitung. Leßtere ift auch notwendig bei größerer Ausdehnung 
des Baugeländes, da die zur Abführung des Regenwaſſers dienenden 
Straßenrinnen einen immer wachſenden Querſchnitt verlangen und bejonders 
an Straßenfreugungen, für Verkehr nnd Reinlichkeit ſich nachteilig erweifen. 

Die ſchlimmſte Verunreinigung des Untergrundes fann herbeigeführt 
werden durch die flüffigen Abgänge des Haushalts, gewerbliche Abwäſſer und 
Abortitoffe. Die Sammlung folder Abgänge in wafjerdichten, zeitweife zu 
entleerenden Gruben ift nur ausnahmsweiſe unter befonderen Vorfihtsmaßregeln 
zuläffig und ausführbar; Schwindgruben (Senkgruben) find unjtatthaft. 
Deshalb ift für die Befeitigung der genannten Stoffe die Feititellung eines 
mit dem Stadterweiterungsentwurf verbundenen Kanalnetzes untentbehrlich. 
Dasfelbe fann entweder alle flüffigen Abgänge mit Einfluß des Meteor: 
wafjers ableiten (einheitliches Schwemmſyſtem); oder es werben für die 





I Vergl. €. Flügge: Anlage von DOrtichaften (in Pettenkofer u. Ziembens 
Handbuh der Hygiene und der Gewerbefrantheiten), S. 36 ff. Ferner Sanders, 
wie vor, ©. 537. 
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verschiedenen Abwäſſerarten ſelbſtändige Kanalnege vorgejehen, ſei es mit 
natürlihem Gefälle, ſei es mit fünftliher Bewegung durch Luftverdünnung 
oder Prefluft (getrennte Kanalfyfteme). War bisher die einheitlihe Schwemm- 
fanalifation faft in allgemeiner Anwendung, fo hat man im legten Jahrzehnt 
fomwohl in größeren Städten (Neapel, Elberfeld, Köln) als in fleineren Orten 
von der getrennten Ableitung des Regenwaſſers entweder im ganzen Stabt- 
umfange als befonders in einzelnen günftig gelegenen Ortsteilen Gebrauch 
gemadt, um an Anlage: und Betriebsfoften zu fparen. 


Der Straßenbau foll überall mit dem Bau der planmäßigen unter- 
irdifhen Entwäflerungsanlagen beginnen; nur ausnahmsweiſe fann die Her- 
jtellung der Straßen mit bloß oberirdifcher oder irgend einer provijorifchen 
Entmwäfjerung als zuläffig betrachtet werden. Daß die Neubauten gezwungen 
fein follten, vorläufig und bis auf unbeftimmte Zeit ftatt einer geordneten 
Entwäſſerung fih mit Abtritts- und Senfgruben und dergleichen zu behelfen, 
alfo den noch jungfräulihen Untergrund vielleicht fofort zu verderben, tft 
durchaus verwerflich, entipricht aber leider immer noch der Gepflogenheit 
mander Städte. Der zweite Schritt des Straßenbaues ift die Erdarbeit, 
die Einfchneidung oder Auftragung des Straßenförpers. Einfchnitte find 
feltener ald Dämme, denn erftere verlangen in der Regel die Abtragung 
des ganzen Baugeländes, während eine mäßige Tieferlage der letzteren feine 
Schwierigkeiten mit ſich bringt, ſogar die Abfuhr des Kelleraushubs erfpart. 
Nah Abhebung und Fortichaffung des Mutterbodens fol nur völlig reiner 
Boden, womöglich Kies und Sand, zur Auffhüttung des Straßendammes 
benußt werden, Man iſt indes oft genötigt, den in benachbarten Abträgen 
genommenen Feld» oder Felsboden zu benußen und fann mitunter fogar Die 
Anfuhr von Baufchutt und anderem Schutt nicht verhindern. Keinesfalls 
aber darf der Straßenanfhüttungsboden faulende oder fäulnisfähige Stoffe, 
wie Stroh, Rafen, Kehriht, Haushaltungärefte, gewerbliche Abfälle u. f. w. 
enthalten?. rreiht der Straßenbau ehemalige Ablagerungsitätten von 
Hausmüll und Straßenkehriht, jo ift zu unterfudhen, ob die Stoffe ihre 
Fäulnisfähigfeit verloren haben oder noch befigen; im leßteren Falle ift die 
aänzliche Befeitigung oder gründliche Desinfektion der Faulſtoffe ſowohl im 
Straßenförper als im Baugelände notwendig, wenn nidjt vorgezogen wird, 


! Siehe Sähfifches Allgemeines Baugelet vom 1. Juli 1900, $ 43. 

2 Freiburger Thejen des Deutfhen Vereins für öffentl. Gejundbeitspflege. 
D. Vierteljahrsſchr. f. d. G. 1886 Heft I. 

Ferner: Maßregeln zur Erreihung geiunden Wohnens. D. Vierteljahrsfchrift 
f. ö. ©. 18% ©. 58. 
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ſolche Felder zu öffentlichen Anpflanzungen zu verwenden, wozu fie in erjter 
Linie bejtimmt werden jollten. 

Gewäſſer. Die Reinhaltung der natürliden Gemwäfjer 
ift eine Forderung, welche nach anfänglicher Übertreibung, nunmehr in ge 
mäßigten Grenzen, zugleih aber um jo bejtimmter und mit um jo größerer 
Ausfiht auf Erfolg erhoben wird. 

Man wird die vom Stadterweiterungsplan berührten oder umjchlofjenen 
Wafferläufe, Waflerbeden, Bäche, Gemwerbsgräben, Zierteiche, Flüſſe, Seen 
und Meeresufer vor der Verunreinigung durd den ftädtifchen Anbau am 
wirfjamjten zu jchügen vermögen, wenn man bei Ableitung aller Schuß: 
wäjler in unterirdifhem Kanalneg die natürliden Gewäſſer nad) Möglichkeit 
fihtbar und zugänglich erhält, wenn man alfo die Bebauung über dem 
Gewäſſer oder unmittelbar an demfelben nur geitattet, wo die gemwerbliche 
Benugung es bedingt‘. Scon in der voraufgehenden technijch- fünjtlerifchen 
Entwidlung iſt deshalb verlangt worden, Seen und Flüſſe mit Uferjtraßen 
und öffentlichen Pflanzungen einzufaſſen, fleinere Wafjerläufe aber nicht in 
die Baublöde einzufchließen,, fondern in Straßen und öffentlichen Gärten 
unterzubringen. Im Straßenförper werden jie zumeiſt einzumölben fein 
und als willlommene Spülmittel für Schmußfanäle dienen. 

Meteor- und Grundmäfler dürfen innerhalb der Städte in Bäche und 
Flußläufe münden, vorausgejegt daß eine geregelte Straßenreinigung die 
allzujtarfe Verunreinigung der Niederſchlagswäſſer hintanhält. Die eigent- 
lihen Schmutzwäſſer dürfen erjt außerhalb der Stadt dem Fluſſe übergeben 
werden, im Bedürfnisfalle nach vorheriger Klärung oder Reinigung. Wann 
das Bedürfnis vorliegt, fann nur von Fall zu Fall entfchieden werden; das 
Verhältnis der Menge der einzuführenden Schmusteile zur Wafjermenge des 
Fluſſes bei niedrigem Waſſerſtande ift hierbei entjcheidend. Große Städte 
haben Kläranjtalten (Niederſchlagsbecken) oder fünitlihe Reinigungsanlagen 
berzujtellen, auch wenn fie an großen Flüſſen liegen; von fleinen Städten, 
die ihre Kanalwäfler in große Flüſſe entleeren, bejondere Klärung oder 
Keinigung zu fordern, würde übertrieben fein und unter Umjtänden die 
Kanalifation jelbft verhindern. Anerfannte Grenzen find auf diefem Gebiete 
bisher weder durch die Wiſſenſchaft noch durh die Erfahrung gezogen 
worden. Vortrefflic wird die Behandlung der einjchlägigen Fragen geregelt 
durh den Erlaß der preußischen Minifterien über die Fürforge für Rein- 
haltung der Gemwäfler vom 20. Februar 1901. 

ı% Stübben: Städtebau S. 210 ff. Ferner: Deutihe Bauzeitung 1880 
&. 434. 

? Vergl. Centralblatt für allgem. Gefundheitspflege, Bonn 191 S. 182 ff. 
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Wafferverforgung. Die fünjtlihe Wafferverforgung tft in 
neuen Stadtteilen unentbehrlih für Trinf-, Kod: und Nutzzwecke, da der 
ftädtifche Untergrund auch bei den beiten Beltrebungen zur Reinhaltung des 
Bodens ein gefundheitlic einwandfreies Trinkwaſſer nicht zu liefern vermag. 
Die einheitliche Verforgung mit tadellofem Waſſer aus einer oder mehreren, 
reihlide Mengen zu allen Jahreszeiten darbietenden Bezugsquellen ift der 
getrennten Verforgung mit gutem Trinf- und minder gutem Nutzwaſſer 
weitaus vorzuziehen, weil bie getrennte Verwendung nicht gewährleiſtet und 
auch das nicht zum Genuß beftimmte Waffer geſundheitsſchädlich werden fann. 
Bei der Feitftelung des Stadterweiterungsplanes fommen die Maßnahmen zur 
Mafferverforgung in Betradht, weil für die Unterbringung ber Leitungen 
und Behälter, der Lauf- und Springbrunnen, für die Spülung der Zier— 
teihe und Kanäle u. ſ. w. Sorge zu tragen tft. 

Licht. Auf die Lichtverſorgung tft der Stabtbauplan von Einfluß 
dur die Feitfegungen über Breite und Richtung der Straßen und über 
Größe und Geftalt der Baublöde. 

Wie ſchon im vorigen Abfchnitt erwähnt, ift für die Beitimmung der 
Straßenbreite zunächſt der zu erwartende Verfehr, dann aber die Rüdficht auf 
die Geſundheit maßgebend letztere allein ift entjcheidend in Straßen, welche nur 
dem Berfehr der Anwohner dienen (Mohnitraßen). Und zwar ift die Breite 
der Straße hygienifch nur von Bedeutung im Hinblid auf die Gebäubehöhe; 
denn in unbebauten Fluren wird man gejundheitlich vem jchmalen Pfade vor 
dem breiten Wege den Vorzug geben, weil letterer mehr Staub und Schmutz 
zu erzeugen imjtande ift. Die vom Verfehr verlangten oder aus Schönheits- 
rüdjichten angeordneten Straßenbreiten, die nah dem vorigen Abjchnitt in 
der Regel zwiſchen 7 und 70 m jchwanfen, bedürfen in ihren unteren 
Maßen der Ergänzung aus Gejundheitsrüdjichten, ſowohl was die unmittel- 
baren Sonnenftrahlen ala was das diffufe Licht der Atmofphäre betrifft. 

Die Bejonnung der Gebäude und der Eintritt der Sonnenftrahlen in 
diejelben ijt von hervorragender gefundheitlicher Bedeutung, weil die direkten 
Zichtitrahlen auf die Lebensvorgänge innig einwirfen!. Nachteile der Nicht- 
befonnung find niedrige Wandtemperaturen und deshalb die Behinderung der 
Wafferverdunftung und die Kondenfierung des Wafjerdampfes, erfchwerter 
Zuftwechfel durch foldhe feuchten Wände und Begünftigung der Bilzbildung ?. 
! Bat. Löffler in Weyls Handbuch der Öygiene, Bd. 1 Seite 690. 

2 Bol. C. Flügge: Anlage von Ortichaften (in Bettenfofer u. Ziemßens Hand— 
buch der Hygiene und der Gewerbefrankheiten), Leipzig 1882. Ferner: Hüppe, in 
Weyls Handbuch der Hygiene, Bd. 4. 
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Aber es ift nicht möglih, allen Straßen eine ſolche Richtung und Breite 
"zu geben, daß alle Außenwände genügend befonnt werden. Nordfüditraßen 
müßten, um an Wintertagen allen Gebäudewänden eine mindeftens zwei— 
ftündige Befonnung zu fihern, nad Clement! in unferer geographifchen 
Breite 47 m breit jein, was wirtſchaftlich unerreihbar uud aud gejund- 
heitlih aus anderen Gründen unerwünſcht ift. Norbfüdjtraßen haben aber 
ferner den Nachteil, daß die zu ihnen quer gerichteten Weftoftitraßen 
während des Winterhalbjahr® nur einer Häuferreihe Sonnenftrahlen zu- 
führen. Daraus folgt, daß überhaupt die zu den KHimmelsrichtungen 
Diagonal gerichteten Straßen die befjeren, beiden Straßenfeiten zeitweilig zu 
gute kommenden Befonnungsverhältniffe herbeiführen. In Wirklichkeit 
aber wirken Verkehrs: und Bebauungsinterefjen fo entſcheidend auf die 
Wahl der Straßenrihtungen ein, daß Gefundheitsrüdfichten zumeiſt nur 
bei der Aufteilung größerer, von Verkehrsſtraßen umzogener Blöde für die 
Orientierung der Straßen maßgebend fein fünnen. Jules Arnould? fommt 
zu dem Schluſſe, die Drientiernng fei fat gleichgültig, wenn nur 
Straßenbreite und Gebäudehöhe in gutem Verhältnis ftehen. Die Be- 
fchränfung der Gebäudehöhe und der Stodwerfe, die Innehaltung hinreichen- 
der Gebäudeabftände (namentlich bei offener Bauweiſe) und die Wahrung 
hinreichend großer Hofräume, endlich die geichidte Anordnung der Haus— 
grundftüde in Bezug auf Anbauten, Flügel- und Quergebäube, find deshalb 
zur Erzielung genügender Befonnung und zur Verhütung notwendiger Fenſter 
in reiner Nordlage wichtigere Maßnahmen als die Orientierung der Straßen *. 
Für gewiſſe gewerbliche und künſtleriſche Bejchäftigungen ift übrigens die reine 
Nordlage erwünſcht. 

Dagegen ift die reichlihe Verſorgung aller Räume mit dem diffufen 
Licht der Atmofjphäre von großer praftiicher Bedeutung. Und zwar wird 
verlangt, daß in alle Räume das atmofphärifche Licht unter einem Winkel 


Sechſter internationaler Kongreß für Hygiene und Demographie zu Wien 
1887 Heft 11. Mittel, die Gebäude mit Sonnenlidt und Sonnenwärme zu ver- 
forgen, Berichte von E. Clement und E. Trelat. 

2A. Vogt: Über die Richtung ftädtiicher Strafen nad) der Himmeldgegend, 
Zeitichrift für Biologie 1879 ©. 319. 

F. v. Gruber: Die Verſorgung der Gebäude mit Sonnenwärme und Sonnen- 
licht, Wochenjchrift des öfterr. Ing.» u. Arch.Vereins 1888, S. 261 ff. Ferner: 
Mündener Thefen bei Flünge, Oygiene der Ortſchaften S. 24. 

% Jules Arnould: Hygiene urbaine, Bd. 3 S. 54 der Encyclopedie d'hygiène 
par Dr. Jules Rochard, Paris 1891. 

+ Vergl. D. Gruner: Gefundheit und Behagen in unfern Wohnhäufern, 
©. 36. 
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von höchſtens 45 Grad eintreten fol, daß alfo die einem notwendigen 
Fenſter in einem gewifjen Abftand gegenüberjtehende Gebäudewand nicht höher 
fich erheben fol, als diefer Abjtand breit ift. Daraus folgt die Negel, daß Die 
Straßenbreite (oder Hofbreite) nicht Meiner fein foll als die Gebäudehöhe. 
Leider läßt fich diefe Forderung für Höfe aus anderen Gründen nicht ftreng 
durchführen; auch pflegt man in alten Stabtteilen die Haushöhe noch 2 oder 
3 m größer zuzulafien ald die Straßenbreite; in neuen Stadtteilen aber ijt 
der Sat anerkannt, daß die lichte Breite der Straßen nicht geringer fein 
darf als die Gebäudehöhe, beziehungsweiſe daß lettere die lichte Straßen- 
breite nicht überfteigen darf. Mag fomit beifpieläweife die Verkehrsbreite 
einer Straße von 7 m unter Umftänden ausreichen, fo find neben derjelben 
mindejtens Vorgärten von je 3 m Tiefe beiderjeit3 oder von 6 m einerfeits 
notwendig, um MWohnhäufer von 13 m Höhe errichten zu können. 

Da die lichtgebende Straßenbreite durch Gefimsvorfprünge, Balkone, 
Erker u. ſ. w. eingefchränft wird, fo iſt es gerechtfertigt, diefe in ihrer 
Ausladung angemefjen zu beſchränken. Auch ift ed durdaus ſachgemäß und 
auch aus Fünftlerifhen Gründen empfehlenswert, die Linien, melde die 
Straßenlichtbreite begrenzen, fo zu beftimmen, daß überhaupt fein Gebäubde- 
teil in dieſelbe vorfpringen darf, daneben aber für das eigentliche auf- 
gehende Mauerwerk eine zurüdliegende Linie derart feitzufegen, Daß der 
Raum zwifchen der Baulinie und der Lichtlinie zur Aufnahme aller Bau: 
vorfprünge dient!. 

Luft. Wenn die Straßenbreite zur Verteilung des diffufen Lichtes 
der Atmofphäre nach vorftehendem ausreichend bemeſſen iſt, jo genügt fie 
auch für die Luftverforgung. Aber der Luftwechſel auf den Straßen 
erfordert außerdem die Vermeidung einer allau winfeligen und frummen 
Straßenanlage, um die Bildung ftagnierender Luftmengen zu verhüten, und 
die Unterbrehung des Straßennetes durch freie Pläge und bepflanzte Flächen, 
um dur Vorräte reinerer Luft einen beftändigen Ausgleih der Atmungs- 
luft herbeizuführen?. Die Einzelanordnung von Verkehrs-, Arditeftur- und 
Marktplägen richtet fih nad anderen Rüdfichten als gefundheitlichen; aber 
ausſchließlich fanitären Zweck verfolgen die gärtnerifch bepflanzten öffentlichen 
Plätze (Gartenpläge), von melden jpäter die Rede fein wird. 


! Bergl. R. Baumeifter: Stadterweiterungen 1876 Seite 280. Allg. Baugeſetz 
für das Königreich Sachſen vom 1. Juli 1900, $ 97. Ferner: Öfterr. Ing. u. 
Arch.Verein, Grundlagen für die Verfaffung einer Bauordnung für die Stadt Wien, 
88 19, 20 u. 21 und Seite VII. Endlich Th. Söde in der D. Bauzt. 1901 S. 235. 

? Dito Yafne: Freie Pläge im Stadterweiterungsgebiet. Selbitverlag München 
1899. 
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Wie das Winfelige und Krumme, fo fann aud die gerade Straßen 
richtung übertrieben werden. Nicht bloß in Fünftlerifcher Beziehung, mie 
bereitö erörtert, jondern auch gefundheitlih erregen allzu lange gerade 
Straßen Bedenten, namentlid wenn fie den Djt- oder Nordwinden Einlaß 
gewähren und den Staub breiter leerer Flächen dem Spiel der Winde 
preisgeben. Die Scattenlofigfeit und das den Geift und Körper ermüdende 
Einerlei in derartigen Straßen find ferner Umftände, welche lehren, daß Die 
Vermeidung der langen, geraden Linien ſowie die Abwechslung des Breiten 
und Schmalen, des Graden und Krummen auf hygieniſchem Gebiete diefelbe 
Rolle jpielt wie auf künſtleriſchem 

Genügende Luftmenge und hinreichender Luftwechſel innerhalb der 
Blöde ift zum einen Teil dur die Bauordnung, aber zum anderen Teil 
durh den Stadtbauplan zu fidhern, indem die Blöde in zweckdienlichen 
Abmefjungen feftgejegt werden und gegebenenfalld die Verbauung derjelben 
durh rüdmwärtige Baulinien und durd die Worfchrift der offenen Baumeife 
gefhügt wird. Über die Abmeſſungen wurde ſchon im vorigen Abfchnitt 
gejproden: für Arbeitermohnungen find 36—40 m, für Miet- und Gejchäfts- 
häufer 50—70 m, für Privathäufer (mit Gärten) 70—90 m, für vor- 
nehmere Villen und gemwerblihe Anlagen 90—150 m tiefe Blöde angezeigt. 
Um in einem tiefen, geräumigen Block das Freihalten der Innenfläche zu 
fihern, giebt es drei Mittel: Privatvertrag, Feſtſtellung einer rüdwärtigen 
Baulinie und Vorfchrift offener Baumeife. Die rüdmwärtige Bau- 
linie ift in den meiften deutfchen Staaten ala ſolche unbefannt; mittelbar 
wird indes in mehreren Städten das Freihalten des Blodinnern dadurd 
gefichert, daß die Bautiefe, d. h. der Abitand der hinterften Gebäubdeteile 
von der Straße in der Bauordnung durh ein beftimmtes Grenzmaß ein- 
geſchränkt if. Im Königreih Sachſen ift dagegen die rüdwärtige Bau- 
flugtlinie förmlich eingeführt durd) das Allgemeine Baugeſetz! vom 1. Juli 
1900, defjen Artikel 18* lautet: „Die erforderlihen Höfe und Gärten im 
Innern eines Baublods find durch Vorfchriften über deren Ausdehnung und 
Lage, nötigenfall® durch Feſtſetzung rüdmwärtiger Baufluchtlinien ficherzu- 
jtellen.“ 

Die Vorschrift der offenen Baumeife gejhieht in Preußen durch 
einfahe Orts- oder Bezirfs-Polizeiverordnung; in anderen Staaten ijt 
landes- oder ortögefetlihe Feitiegung nötig. Sie hat zum Gegenftande 


9. Rumpelt: Das allgemeine Baugeje für das Königreih Sachſen vom 
1. Juti 1900, Leipzig bei Noßberg & Berger 1900. Ferner: Techniſches Gemeinde- 
blatt 1900 &. 267. 
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weſentlich die Feitlegung des Bauwichs, d. h. eines dem Nachbargrundſtück 
entlang laufenden Seitenjtreifend von beitimmter Breite, welcher nicht bebaut 
werden darf; gleichzeitig wird gewöhnlich die Baudichtigfeit und die Bauhöhe 
beſchränkt!. Weitere Erörterungen hierüber finden fich in der Abhandlung 
über die „Bauordnung“. 

Pflanzungen. Die vorteilhafte gefundheitliche Wirkung von Baum- 
und Gartenpflanzungen im Bereich der ftäbtifchen Bebauung beruht 
darauf, daß die Pflanzen die Atmungsluft verbejjern, die Niederfchlags- 
feuchtigfeit behufs ſpäterer Wiederverdunftung zurüdhalten, die Staubent- 
widlung vermindern, grelles Licht mildern, Schatten ſpenden, den Unter— 
grund reinigen?, namentlich aber auf Auge und Gemüt einen wohlthuenden, 
beruhigenden Eindrud ausüben. Wie fhon im vorigen Abfchnitte erwähnt, 
hat man zu unterfcheiden Straßenbepflanzung, Plaßbepflanzung und felbftändige 
Gartenanlagen?. Zur Straßenbepflanzung fönnen in gewiſſem Sinne aud) die 
Vorgärten gerechnet werden, die bei einer normalen Tiefe von 3--10 m für 
Mohnhäufer (nicht Gefchäftshäufer) und Straßen gleich angenehm find. Gejund- 
heitlih von größtem Werte find mit Baumreihen bepflanzte Kinderjpiel- 
pläße und ferner diejenigen Gartenplätze, welche als geichlofjene Anlagen 
umfriedigt, von Spazierwegen durchzogen und mit Ruheſitzen ausgeitattet 
find. Solde „Erholungspläge”, etwa 1500 — 5000 qm groß, nad) dem 
Worbilde der englifhen „Squares“ in mehrfacher Anzahl durd ein Stadt- 
viertel verteilt, verleihen demjelben fowohl für den dort Wohnenden als für 
die dort Erholung Sudenden eine hohe gefundheitlihde Annehmlichkeit *. 
Größeren Bevölferungämengen fommen die jelbjtändigen Barfanlagen 
zu gute, fei es daß fie als Stadtgärten im Innern des Bebauungsfeldes 
oder als Stadtwälder außerhalb desjelben, jei es daß fie als landſchaftlich 
verfchönerte Spaziermege Gelegenheit zur Bewegung im Freien, zum Natur: 
genuß und zum gefelligen Vergnügen gewähren. Als Durchſchnitt zahlreicher 


Vergl. W. Franz: Die Stadterweiterung von Stuttgart, Techn. Gemeinde- 
blatt 1900 ©. 81. J. Stübben: Die weiträumige Bauweife im Stadterweiterungs- 
gelände zu Stuttgart, D. Vierteljahrsfchrift f. ö. Gef., 1900 S. 537. K. Hardenberg: 
Billenfolonien und Terraingefellfhaften in Münden, Süddeutſche Bauzeitung 1900 
©. 355 ff. Ferner: Yandhausgruppen Amalienparf und Eliſabethweg, Deutiche 
Bauzeitung 1897 ©. 65 ff. Vergl. auch Sächſ. Allgem. Baugefeg vom 1. Juli 1900 
8 18g und i und $ 9. 

® Vergl. Centralblatt der Bauverwaltung 1895 ©. 9. 

3 Veral. 3. Stübben: Städtebau S. 439513. 

Derſ.: Städtifhe Pflanzungen auf Straßen, freien Plägen und in öffentlichen 
Parkanlagen, Centralbl. f. allg. Geſundheitspflege, 1891 S. 380. 

4 Bergl. A. Alphand: Les Promenades de Paris, Pari& 1867 — 1873. 
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Städte, melde auf ihren Beſitz an öffentlihen Pflanzungen unterſucht 
wurden, ergab ſich auf den Einwohner 2 qm Straßen: und Plagbepflanzung, 
ſowie ebenfalld 2 qm öffentliche Parkanlage, zufammen alfo 4 qm; als 
Mindeitmaß find 3 qm zu betradten. Bei einer Durdfchnittsbevölferung 
von 333 Perfonen auf dem Hektar oder 30 qm Stabtflähe für den Ein- 
mwohner findet ſich fomit ein Mindeftverhältnis der bepflanzten Flächen zum 
Gefamtgelände wie 1 : 10, was für die Stadterweiterungspläne zu be- 
achten ift. Man kann es als einen ungefähren Anhalt betrachten, daß 
von 100 ha Stabtgelände etwa 35 ha auf unbepflanzte Straße und Pläge, 
10 ha auf Planungen, 45 ha auf Baublöde entfallen. Die bayrifche 
Regierung verlangt mit Recht ald äußerites Minimum, daß auf ſelbſtändige 
Gartenpläge und öffentliche Parkanlagen fünf Prozent des Geländes ver- 
wendet werden. 

Fabrifbezirfe. Wie die öffentlichen Pflanzungen die Annehmlichkeit 
des Wohnens und das Mohlbefinden der Bevölferung fteigern, fo giebt es 
viele öffentlihe und private Betriebe, die ihre Nachbarſchaft hinſichtlich der 
Gefundheit und Behaglichleit des Wohnens benachteiligen; Lärm, Aus— 
dünftungen, Fabrifationgabgänge, der Verkehr zu und von der Betriebsftätte — 
alles dies fann empfindlihen Naturen gejundheitsfchädigend fein, wird aber 
von allen als läftig empfunden. Dazu gehören Schlahthöfe, Seuchen- 
anftalten, Irrenhäuſer, Friedhöfe, Kanalmafjer-Reinigungsanlagen, fodann 
aber manche gewerbliche Brivat-Niederlafjungen. Die Forderung der Hygiene 
geht deshalb dahin, daß in beftimmten, genau umgrenzten Wohnbezirken 
derartige Anlagen läftiger Art überhaupt nicht zugelaffen mwerden!. Um 
dies durchführen zu können, muß aber andererfeit3 für die Schaffung folder 
Stadtviertel geforgt werden, mo Gewerbebetriebe aller Art ohne Beſchränkung 
oder mit den umentbehrlihen geſundheitlichen Sicherheitsmaßregeln ihren 
Platz finden; durch entſprechende Straßen- und Blodteilung, Bahnanfchlüffe, 
Mafjerverfehr u. dergl. find folhe Fabritbezirfe zu begünftigen, um 
die reinen Mohnviertel vor Beläftigung zu bewahren. 

Alte Stadtteile. In den meilten alten Stadtteilen haben 
bei der Anlage und dem Ausbau derfelben die hier erörterten hygienischen 
Forderungen feine volle Berüdjichtigung gefunden; ja, oft find die gejund- 
heitlihen Zuftände jo wenig befriedigend, daß behördliche Eingriffe unum— 
gänglih find. Der wachſende Verkehr einerfeits, die jteigende Wohndichtig- 





I Lent: D. Vierteljahröfchrift f. öff. Gefundheitspflege, Bd. 21 ©. 42 ff. 
Farkas: Das Problem der Fabrikjtadtteile d. B. f. d. G., 10 S. 459. Ferner 
vergl. Sächſ. Allg. Baugefeg vom 1. Juli 1900 $ 86. 


142 3. Stübben. 


feit andrerſeits verlangen einfchreitende Mafregeln; jo fieht man faft überall 
dort, wo die Stadt fih nah außen jtarf erweitert, das Innere in der Um- 
geitaltung begriffen. Dur Fluctlinienfejtfegung wird dafür geforgt, daß 
die in einer Straße entjtehenden Neubauten zurüdtreten müffen, um Raum 
für Verkehr, Luft und Licht zu Schaffen; aber die Wirkung folder Flucht: 
linien an alten Strafen läßt gewöhnlih lange auf fih warten. Durch 
Aufhöhung der Strafen und Ufer wird die Überſchwemmungsgefahr abge: 
halten oder gemildert, durch Kanalifation das Grundmwafjer gefentt und Die 
Schmutzwäſſer abgeleitet, verunreinigte Waflerläufe werden dur Abfangung 
der Schmutzzuflüſſe und durch Verlegung in den öffentlihen Grund in 
fauberen Zujtand gebracht, gutes Waſſer und abendliche Beleuchtung werden 
überallfin verteilt. Wo die allmählihe Umgeftaltung und Erweiterung 
einer alten Straße zu lange Zeit erfordert, greift die Gemeinde mit Hilfe 
freihändiger Anfäufe oder auf dem Wege der Enteignung ein, um die Ver- 
befjerung zu bejchleunigen. Hinderliche Gebäude werben niebergelegt, neue 
Straßen durchgebrochen; jo wird aud das Innere verbauter Blöde aufge- 
ſchloſſen und einer fahgemäßen Neubebauung entgegengeführt. Freie Pläße 
werden bepflanzt ; gefundheitsfchädlichen oder läftigen Gemwerbebetrieben werden 
die entjprechenden Beſchränkungen und Abhilfemaßregeln auferlegt. Nicht bloß 
das gejundheitswidrige Bauen, auch das gejundheitswidrige Wohnen wird 
befämpft. Ganze ungefunde Stabtteile find, felten in Deutichland !, oft in 
England ?, Belgien? und talien*, in der Schweiz’, in Ungarn® unter 
! Die Umlegung ſtädtiſcher Grundftüde und die Zonenenteignung, von Bau- 
meijter, Clafjen und Stübben, Berlin bei E. Toeche. 1897 ©. 55 ff. Zur Sanierung 
Hamburgs, Techn. Gemeindeblatt 1900 S. 33 und 53 ff. Siehe aud Mitteilungen 
von Dlöhaufen und Meyer über deni. Gegenitand auf der Trierer Verſammlung 
des D. Vereins f. öff. Gefundheitspflege, D. Vierteljahrsichrift f. ö. ©. 1901 Heft I 
S. 193—200. Höpfner: Berbefferung der Verkehrs- und Gefundheitsverhältnifie 
durch Niederlegung alter Stadtteile, Techn. Gemeindeblatt 1900 S. 163 u. 181 ff. 

? Dishaufen und Reinde: Uber Wohnungspflege in England und Schottland, 
D. Vierteliahröfchr. f. ö. Gef. 1897 S. 195 ff. Thomas Blafhill: Über die Nieder- 
legung eined größeren, ungejunden Stadtteilö in Yondon und die Errichtung neuer 
Arbeiterwohnungen auf dem Gelände. Vortrag auf dem internationalen bygienifchen 
Kongreß zu Budapeft 1894. Endlih: Dishaufen, Zur Sanierung der Städte, Techn. 
Semeindebl. 100 Nr. 19 u. 20. 

°* Ch. Buls: Esthetique des villes, Brüffel 1894 ©. 38. 9. Stübben: 
Hygiene des Städtebaus (Teil von Weyls Handbuch der Hygiene), S. 441 fi. Die 
Umlegung ſtädtiſcher Grundftüde und die Zonenenteignung, von Baumeifter, Claſſen 
und Stübben, S. 97 ff. 

* Die Umlegung wie vor., ©. 91 ff. 

° Die Umlegung wie vor., S. 86 ff. 

6 Die Umlegung wie vor., S. 83 ff. 
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behörblihem Zwang niedergelegt und durch gejundere und zweckmäßigere 
Bauanlagen erjegt worden. 

Dies ift die ungefähre Überficht über die zur Verbefjerung alter Stadt- 
teile angewandten und anzumendenden Maßregeln, deren Zwed im all- 
gemeinen der iſt, die bauhygieniſchen Verhältnifje der alten Stadt nach— 
träglich demjenigen Zujtande ähnlich zu maden, den wir für unfere neuen 
Stadtteile nach der heutigen Anjhauung der öffentlihen Gejundheitspflege 
anftreben!. Die Gefetgebung in den metjten deutfchen Staaten erleichtert 
diefe Aufgabe nicht; im fünften Abfchnitt werden wir hierauf zurüd- 
fommen. 


IV. Wirtſchaftlich-ſociale Entwicklung. 


Bodenfrage. Die wirtſchaftliche und die ſociale Entwicklung des 
Stadterweiterungsweſens, wie des Städtebaus überhaupt, beruhen im weſent— 
lihen auf der Bodenfrage, und die focialen Erfheinungen find mit den 
wirtichaftlihen Vorgängen jo eng verfnüpft, daß fie nur gemeinjan be- 
trachtet werden fünnen. Die bauliche Geftaltung ift abhängig von der Be— 
handlung, dem Werte und der Ausnugung des Bodens: aus den Boden» 


Th. Weyl: Die Affanierung Neapels, D. Vierteljahrsichr. f. Öff. Gefundheits- 
pflege, 1894 Heft 2. 

3. Stübben: Der Umbau der Stadtmitte in Florenz, D. Bauztg. 1893 ©. 34. 

Deri.: Geiundheitlihe Verbefferungen bauliher Art in italienifchen Städten, 
Bonn bei E. Strauß, 1895. Abdrud aus dem Gentralbl. für allgem. Gefundheits- 
pflege 1895. 

! Vergl. auch im allgemeinen: Die Verhandlungen des Deutichen Vereins f. 
öffentl. Gefundheitöpflege in Münden (Deutiche Vierteljahrsichr. f. öff. Gefundheits- 
pflege, 1876 Heft I), in Freiburg i. B. (ebendajelbft 1386 Heft I), in Straßburg 
(1890 Heit D, in Würzburg (1894 Heft D), in Magdeburg (1895 Heft D), in Stuttgart 
(1896 Heft I) und in Trier (1901 Heft D. 

Ferner: Eneyelopedie d’hygiene et de m&decine publique par J. Rochard, 
3. Band. 

R. Baumeifter: Deutſche Zeit- und Streitfragen, Heit 7. Moderne Stadt» 
ermeiterungen, Hamburg bei %. F. Richter, 1887. 

3. Stübben: Hygieniſche Grundjäße für die Ermweiterung und den innern 
Ausbau der Städte. Vortrag auf dem internationalen hygieniſchen Kongreß zu 
London 189. 

Peters: Die Hygiene im Städtebau unter bejonderer Berüdfihtigung der 
Bebauungspläne und der Zonenbauordnungen, Techn. Gemeindebl. 1898 ©. 81 ff. 

Nußbaum: Die Durchführbarkeit der offenen Bebauung, Techn. Gemeindeblatt 
1898 ©. 133. 
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fragen entfpringen die Baufragen. Und’umgefehrt beeinflußt die herrſchende 
Bauart in entfcheidender Weiſe den Wert des Bodens, jeine rechtliche Be- 
handlung und praftifche Verwendung. 

Mertfteigerung. Das Land in der Stabtumgebung, auf welches der 
jtädtifche Anbau fi von Jahr zu Jahr weiter ausdehnt, ift in einer beftändigen 
Wertfteigerung begriffen!. Bei einem bebauten Grundftüd bildet 
die Wohnrente, d. h. der Überfhuß der Miet-Einnahme über die Verzinſung 
und Tilgung des Baumertes zuzüglich der Unterhaltungstoften und öffentlichen 
Abgaben, den Maßftab für die Beitimmung des Bodenwertes. Ye nad) der 
Annehmlichkeit der Lage und der Stärke des Verkehrs ift dieſer Überfhuß 
groß, alfo der Bodenwert hoch. Für ein Grundftüd, welches feine Ausficht 
hat, baulich ausgenugt zu werden, bildet den MWertmefjer die landmwirtichaft- 
liche Rente. So finden ſich die Grenzen, innerhalb derer die bejtändige 
Wertjteigerung fih vollzieht. Die Wahrfcheinlichkeitsrehnung, wie lang es 
dauern wird, bis ein Grundftüd durh Bebauung eine Wohnrente er- 
bringt und wie hoch diefe Mohnrente fein wird, ergiebt den Wert der 
Grundftüde in der Stadtumgebung. Die Bodenfpeflulation ift es, 
melde die Wahrfcheinlichfeitsrehnung anftelt und aus ber größeren ober 
geringeren Stihhaltigfeit der Rechnung, alſo aus der perfönlichen Fähigkeit 
oder dem perfönlidem Glüd, den Gang der Entwidlung vorher richtig ein- 
zufhägen, Nuten zieht. Es wäre faljch, diefe Spekulation an fi zu ver: 
urteilen ; ihr fällt im Stadterweiterungsmwefen, wie im MWirtfchaftäleben über- 
haupt, die Aufgabe zu, die Beitände auszugleihen, die fehlenden Angebote 
heranzuziehen, den Überfluß aufzunehmen und den Mangel zu ergänzen?, 
Nicht die Spekulation an ſich gilt es zu befämpfen, fondern ihre Auswüchſe. 
Diefe bejtehen in der Beichränfung des Marktes ftatt der Bedienung des— 
jelben, in der Hinderung der Bauthätigfeit ftatt ihrer Förderung, in der 
Zahmlegung des Wettbewerbs, in der Monopolbildung, im Bodenwucher. 

An fih iſt e8 gleichgültig, wer die Eigentumsträger des Baulandes in 
der Stadtumgebung find, ob es ererbter Beſitz, ob es eine Ware im gefchäftlichen 
Verkehr, ob es Eigentum der Gemeinde oder des Staates iſt. Bei feiner 
der verjhiedenen Arten von Cigentumsträgern ift der Mißbrauch ausge- 
ſchloſſen, jie alle find der freude an der Preiöfteigerung zugänglid. Weder 
das mühelofe Erfigen großen Gewinnes dur Feſthalten am alten Befige 
bis zur Erreihung der vollen Wohnrente, noch das Ausſchlachten von Bau- 


’ Vergl. Rudolf Eberftadt: Städtiihe Bodenfragen, Berlin bei Karl Hey- 
mann 1894. 
2 Bergl. Rudolf Eberftadt a. a. D. ©. 13. 
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land durch eine furzfichtige Gemeindeverwaltung oder einen geldhungerigen 
Fislus verdienen grundfäglid den Vorzug vor der auf Gewinn bedadten, 
privatgefchäftlihen Bodenfpefulation. Im Gegenteil muß unter Umftänden 
die folide, faufmännifche Gejchäftsgebarung als die vorteilhaftefte Art be— 
tradhtet werden, wie das Bedürfnis an Baugrund befriedigt und mie die 
allmählihe Wertfteigerung des Bodens vielen nuhbringend werden Tann. 
Leider aber find die oben erwähnten Auswüchſe bei der raſchen Ausdehnung 
unferer Städte vielerorts fowohl im privaten als leider auch im öffentlichen 
Beſitz To zablreih und verderblich geworden, daß der Ruf nah Gegen- 
maßregeln jeit Nahrzehnten erhoben und immer lauter wird. Diejelben 
beziehen fi eines Teild auf die Behandlung des unbebauten Landes, 
andernteild find es Mafregeln in Bezug auf die Bebauung. 
Bodenermwerb jeitens der Gemeinden. Als ein wirkſames 
Mittel, die Mißbräuche der Bodenfpefulation zu befämpfen, wird den 
Gemeinden empfohlen, in möglichit ausgedehntem Maße Land in 
ihrem Ermweiterungsgebiete jelbft zu erwerben, zu 
parzellieren und zur Bebauung zu bringen!. Allein es darf nicht ver- 
fchwiegen werden, daß dies die eftlegung eines großen Kapitals be— 
dingt, und daß recht viel faufmännisches Talent dazu gehört, vorteilhaft 
anzufaufen, damit nicht die aus Steuern zu dedenden Zinfen eine drückende 
Zajt werden und bie Gemeinde nötigen, ihrerfeits ebenſo Bodenwucher zu 
treiben wie andere. Bei flugem und vorfichtigem Vorgehen aber ift in 
der That der Landbefig in der Hand der Gemeinde das beite Mittel, 
um a) dur ſachgemäße Verkäufe preismäßigend zu mirfend und b) durch 
fahgemäße Bebauungsvorfcriften ein gutes Beifpiel zu geben. Liegt in einem 
Stadterweiterungsgebiete beträchtlicher fisfalifcher Landbeſitz, ſo mürde die 
angegebene Gemeindethätigfeit nur dann von Erfolg fein, wenn auch der 
Fisfus auf den Bodenwucher verzichtet und, befreit von der Enge des 
Reſſortvorteils, in ſocial nüßlihem Sinne fein Bauland verwertet. Dabei 
hat der eigene Grundbefit der Gemeinde wie des Staates den meiteren 


I Val. Roſcher: Finanzwiffenfhaft $ 153 U. 3. Baumeister: Die unter- 
fchiedlihe Behandlung der Bauordnungen, D. Bierteljahrsichr. f. öff. ©., 1894 
S. 37 ff. Ostar Mufer: Die fociale Frage, 1891 S. 126, 129, 150. Adides: 
Vortrag über die Wohnungsfrage und die ftädtiihen Verwaltungen S. 31 in dem 
Beriht über die erfte Berfammlung des Bereind für Förderung des Arbeiter- 
mwohnungswejens in Frankfurt a. M. am 23. April 1900. W. Franz: Die Auf- 
gaben der Gemeinden in der Mohnungsfrage, Centralblatt für allgem. Gefundheits- 
pflege, Bonn 1901 S. 10-14 und Techn. Gemeindeblatt 1900 ©. 260. Kommunale 
Bodenpolitif, Techn. Gemeindeblatt 1879 S. 375. 

Schriften XCV. — Bohnungsfrage. 1.2. 10 
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Vorteil, daß für behördliche öffentlihe Bauten nit Privatgrundftüde mit 
Mühe und für hohe Preife zu erwerben jind, was zum Cmporjchnellen der 
Bodenpreife einen regelmäßigen Anreiz zu bilden pflegt. 

Erbpacht. Wenn aber aud; Gemeinde und Staat ihr Eigenland zu an- 
gemefjenen Bedingungen der Bebauung entgegenführen, jo beſteht feineswegs 
eine Sicherheit, daß von nun an in ber Hand der Privaten der Beſitz vor 
aller Preistreiberei dauernd geſchützt ſei. Um das verkaufte Land denjenigen 
Wohnzwecken zu erhalten, für welche die Verfäufer es bejtimmten, empfiehlt 
deshalb Adides die Einführung der Er bpacht in Anlehnung an das englifche 
Leaſehold-Syſtem. Er fagt: Ein Verkauf ohne bejchränfende Klaufeln dient 
lediglich der Spekulation, und jehr einengende Klaufeln würden die Unver— 
fäuflichfeit herbeiführen. Daher der Gedanfe an eine Vererbpacdhtung 
ftäbtifchen Geländes, die dur dad Erbbaurecht im bürgerlichen Geſetz— 
buch eine fejte Grundlage gewonnen hat. Wenn dies in größerem Maß— 
jtab gelänge, fo würden manche Übeljtände befeitigt und zugleich die Bauenden 
von der Notwendigkeit der Kapitalbejchaffung für den Grundermwerb ent- 
bunden werden !!. 

Um das in der Privatipefulation befindliche Baugelände preiswert und 
den Grundftüdsmarkt reich zu halten, ſtehen der Gemeindeverwaltung nod 
mehrere andere Wege offen, welche gleichzeitig befchritten werden müſſen, 
da fie einzeln nicht zum Ziele führen. Zum Teil liegen fie auf baulichem 
Gebiete und werden nachher befprochen werden, zum andern Teil betreffen 
fie die reine Bodenpolitif; dahın gehören Eingemeindung von Vororten, 
Steuermaßregeln, Umlegung, Zufammenlegung, Enteignung. 

Eingemeindung. Das frühzeitige Eingemeinden von Vororten 
erleichtert die Ausdehnung der Stadt, erweitert den Geländemarkt und ver- 
hindert das Entjtehen jener mißlichen Grenzichwierigfeiten und Eiferfüchteleien, 
melde auf die Dauer die Anftevelung erfchweren und das Wohnen verteuern. 

Steuerpolitif. Die Grund- und Gebäudefteuer nah dem Maß— 
ftabe des Ertrages, wie fie in Preußen und andern Staaten bejteht, iſt für 
jtädtifche Verhältnifje ungeeignet ; fie trifft die bebauten Grundjtüde und gerade 


! Vergl. Adides a. a. D. ©. 31. Ferner Adided: Vortrag auf der Trierer 
Berfammlung des Deutfhen Vereins für öff. Gefundheitspflege, D. Bierteljahrsjchr. 
f. ö. ©. 1901 Heft I S. 185/192. 

Ferner: Damafchle, Bom GemeindejocialiSmus, Berlin 1900 ©. 83 ff. Eſchen— 
bach: Die finanzielle Frage des Erbbaurehts, Deutſche Bolksftimme 1901 Nr. 4 
und 5. Die erften Verſuche mit dem Erbbaureht auf ftädtifhem Grund und Boden 
follen jegt in Frankfurt a. M. und Leipzig gemacht werden. Bergl. Auffag von 
Dr. v. Mangoldt in der Socialen Praris 1901 Nr. 38 ©. 953 ff. 
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die kleinſten Wohnungen am jchärfften, während fie die Spefulationg-Bau- 
grundftüde frei oder faft frei läßt. Zu empfehlen ijt dem gegenüber, abgejehen 
von der jteuerlihen Entlaftung der Gebäude und des Grundeigentums über- 
haupt, die abgejtufte Beiteuerung der Grundftüde und Gebäude nad dem 
gemeinen Wert!. Die unbebauten Spefulationsländereien werden dann 
ihrem Werte entjprechend herangezogen und unter Umftänden auf den Markt 
gebracht, namentlih wenn unbebaute Grundjtüde prozentual ftärker befteuert 
und die fleineren bebauten Grundjtüde entſprechend entlaftet werden?, Nach 
den Eigentümlichfeiten jeder Gemeinde fann für dieſe Bejteuerung nach dem 
gemeinen Wert die einer verjtändigen Boden- und Baupolitif entjprechende 
Sfala gefunden werden. Das Preußiſche KRommunalabgabengefeß vom 14. Juli 
1893 und das Königlih Sächſiſche Allgemeine Baugefeg vom 1. Juli 1900 
(8 78) geben den Gemeinden die nötige Freiheit für diefes Borgehen. 
Auh eine Wertzuwachsſteuer hat man in Vorſchlag gebradt®. 
Sie würde die unverdienten Gewinne treffen, die oft infolge von bejonderen 
Aufwendungen der Gemeinde oder des Staates den Befigern zufallen, und 
fie würde den Anreiz zum Feithalten der Baugrundtüde bis zur Erlangung 
eines übertrieben hohen Preifes beträchtlich herabmindern fünnen. Die im 
Preußiſchen Kommunalabgabengejeg vorgefehene Bauplagjteuer hat fich wegen 
ungenügender Kennzeichnung des Steuerobjefts nicht bewährt‘. 


Vergl. Brandts Beriht im Niederrhein. Verein für öff. Gejundheitäpflege, 
Centralblatt für allgem. Gejfundheitspflege, Bonn 1901 ©. 20. Auch Apdides; 
D. 3. f. ö. G., 1901 ©. 183. 

2 Vergl. W. zur Nieden: Die zwedmäßige Ausgeftaltung der Grund: und 
Gebäudejteuer ald Gemeindejteuer, Techn. Gemeindebt. 1900 ©. 177 ff. 

° Bergl. hierzu Damaſchke: Vom Gemeindefocialismus, Berlin 1900 ©. 60 ff. 
und ©. 152/153. Ferner: M. Brandts, Centralbl. f. allg. Gefundheitspflege, 1901 
©. 25. Vergl. auch: Die fommunale Beiteuerung des unverdienten Wertzuwachſes 
in England, von Ch. Hallgarten, Stuttgart bei Cotta, 1899. 

+ Die vom Bund der deutihen Bodenreformer auf feiner legten Haupt- 
verfammlung nad Vorträgen von Wagner und Ortmann aufgeitellten Forderungen 
find folgende: 

a) von den Einzelftaaten, als den dafür nad) Artikel 109 des Einführungs- 
gejeges zum B.G.B. zuftändigen Inſtanzen: 

eine Erweiterung der Enteignungsrechte über den Rahmen der jegigen 
Beitimmungen (Breußifches Geieg vom 11. Juni 1874) hinaus in der Weife, 
dab den Gemeinden jowie den Baugenofienjhaften, deren dauernd 
gemeinnüßiger Charakter gemwährleijtet ift, die Enteignung des für die von 
ihnen zu errichtenden Gebäude notwendigen Bodens geitattet wird. 

b) von den Gemeinden: 

1. Thunlichſte Ausnusgung des ihnen nah a) zu gewährenden Ent: 
eignungsredtes. 
10 * 
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Endlih ift die Umfapfteuer zu erwähnen. Bon den Haus- und 
Grundbefigervereinen wird diefe Steuer, obfhon fie gegenwärtig in Deutjch- 
land für den Staat und die Gemeinde in der Regel nur 1°, zufammen 
20/0 des Kaufpreifes, felten mehr, beträgt, als eine ungerechtfertigte Be- 
laftung bezeichnet, welche das Smmobiliengefchäft erfchwere und zur Erhöhung 
des Bodenpreifes, mittelbar alfo zur Steigerung der Miete, beitrage. 
Zweifellos ift fie vom Geſetzgeber bisher als eine reine Finanzmaßregel 
gedacht. Von anderer Seite aber wird darauf aufmerffam gemacht, daß fie, 
in entjprechender Höhe auferlegt, den Zweck erfüllen fönne, den Umfag in 
Bauland weſentlich zu befchränfen und dadurch den preißtreibenden Handel 
in Grundftüden thunlichft zu unterdrücken; der Erfolg diefer Mafregel aber 
werde nicht die Erhöhung, fondern die Niedrighaltung der Bodenpreife 
fein!. Zum Bemeife wird auf Belgien hingemwiejen, wo 8—10 %o Umfaß- 
fteuer erhoben würden, die Bodenjpefulation gar nit auffomme und der 
Bodenpreis mäßig ſei. Es mag zweifelhaft fein, wie eine foldhe Prohibitiv- 
fteuer auf unfere deutfchen Verhältnifje, welche leider von den belgischen 
abweichen, wirken würde. 


Stadtbauplan. Die wichtigfte Mafregel für alles, was mit der Boden- 
fpefulation, mit der Bewertung und Ausnutung des Bodens zufammenhängt, 


2, Unterftüßung der zu a) genannten gemeinnüßigen Baugenoffen- 
haften durh Gewährung von Baudarlehen und durch 

3. Erhaltung und thunlichfte Erweiterung des den Gemeinden ge— 
hbörenden Grundeigentums. 

4. Überlaffung von Grund und Boden an Private arundfäglih nur in 
jolhen Formen, weldhe dad Eigentum von Boden und damit die in der 
Zufunft zu erwartende Steigerung des Bodenwertes der Gejamtbeit 
erhalten. 

ALS beftes Mittel zu dieſem Zwed empfiehlt fih das Erbbaure dt 
im Sinne der 88 1012/17 des B. G. B. 

5. Abftufung der Grund: und Gebäudefteuer nah dem fog. gemeinen 
Mert an Stelle des Nutungäwertes. 

6. Einführung einer bejonderen Bauplagjteuer auf unbebauten und auch 
nicht erweislich zu jonitigen Kulturzweden (Garten«, Aderbau) verwendeten 
Boden. 

7. Einführung einer befonderen Umjaß- („Zumacd 3“) Steuer in progreifiver 
Abftufung nach der Höhe deö Mehrerlöfes über den Einkaufspreis ein- 
Schließlich des Preifes für mütliche Verwendungen, Neu- und Umbauten ꝛc. 

! DVergl. Brandts Vortrag auf der Trierer Verfammlung des D. V. f. ö. G., 
Vierteljahrsſchr. f. öff. Gefundheitäpflege, 1901 Heft I ©. 203. Ferner: Eentralbi. 
f. alla. Gefundheitspflege, 1901 ©. 22—24. Aud Brandts Aufſatz: Die Nrbeiter- 
wohnungsfrage eine Frage des Stadbtbauplans und der Stabtbauordnung, Arbeiter- 
wohl 1897 Heft 1—3. 
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iſt die Feititellung des Bebauungsplanes. Er bildet nicht bloß, wie bereits 
betrachtet, eine technifch-fünftlerifche und eine gefundheitliche Aufgabe, jondern 
ebenfo jehr eine Aufgabe wirtfchaftliher und focialer Art!. Das Mefen 
ver lesteren bejteht darin, daß der Plan ausreichende Gelegenheit darbieten 
und vorbereiten muß, um mannigfaltige Baubedürfniffe, insbeſondere die 
verjchiedenartigen Wohnbedürfnifje der einzelnen Bevölferungsflafien in ſach— 
gemäßer Weiſe zu befriedigen?. Ein fchematifher Plan in großen Zügen 
mit lauter breiten Straßen, weiten Plägen und umfangreihen Blöden 
erfüllt feinesmegs diefen focialen und wirtfchaftlihen Zweck. Zwar find große 
Verfehrszüge und breite Straßen unerläßlich; aber neben dem Verkehr ift auch 
das Mohnen, neben ven Verfehrsitraßen find aud die Wohnſtraßen 
von Wichtigkeit. Und wie die freien Plätze mannigfaltigen Erfordernifjen 
fünftlerifcher und gejundheitlicher Art anzupafjen find, fo müfjen die Blöde 
durd ihre verfchtedene Lage, Geftalt und Größe allen jenen Bau- und 
Mohnbedürfnifien entiprechen,, die in einer modernen Stadt auftreten, von 
der Arbeiterwohnung und dem Ladengeſchäft einerfeits bis zur herrſchaftlichen 
Villa und zum Großgemwerbebetrieb andererfeitt. Schon auf S. 123 u. 124 
wurden die Grundfäge dargelegt, die in dieſer Hinficht zu beachten find. 
Die verfchiedenartige Behandlung der Stadtteile, die Abjtufung der Blod- 
abmeffungen, die Fürforge für reine Wohnftraßen von mäßiger Breite, das 
find wichtige Maßnahmen, deren Ziel vor allem fein muß, dem Fleinen 
Wohnhaufe und befonders dem Eigenhaufe wieder Eingang in unfere Stadt- 
erweiterungen zu verichaffen, aus welchen es vielerorts vertrieben worden iſt, 
einesteild durch Boden- und Baufpefulation, die ihre Blüte in der Miet: 
faferne findet, und anderenteild durch das beliebt geweſene breitmaſchige 
ſchematiſche Plannetz, welches unbeabfichtigterweife in übertrieben großen 
Blöden und an übertrieben breiten Straßen dem Maſſenmiethauſe Vorſchub 
feiftet?. Mo aber das focial und wirtjchaftlid verkehrte Maffenmiethaus 


ı Vergl. I. Stübben: Stadtbauordnung und Stabtbauplan in bejonderer 
Rückſicht auf die Ermöglihung guter und billiger Wohnungen, Techn. Gemeindeblatt 
1898 Nr. 18 u. 19; Zeitſchrift d. 3.-St. f. A.W.E. 1399 Nr. 1 u. 3, 

Ferner: W. Franz: Die Aufgaben der Gemeinden in der Wohnungsfrage, 
Techn. Gemeindebl. 1900 Rr. 17 und Gentralblatt für allgemeine Gelundheitäpflege, 
Bonn 1901 S. 1-15. Endlih: Th. Göde: lÜÜber die Geftaltung von Bebauungs- 
plänen in focialer und fünftleriiher Dinfiht, Techn. Gemeindeblatt 1900 S. 363. 
Siehe au: Trimborn und Thifien: Die Thätigkeit der Gemeinden auf focialem 
Gebiete, Köln bei J. P. Bachem, 1900 ©. 51 ff. 

2 Deutiche Vierteljahrsichrift f. öff. Geſ. 1396 ©. 59. 

* Audolf Eberitadt: Städtifhe Bodenfragen, Berlin 1394, S. 15 ff. 


150 I. Stübben. 


den Bodenmwert beitimmt, d. h. den Bodenpreis bis an die Grenze gefteigert 
hat, die aus der Wohnrente bei intenfivfter Überbauung ermittelt wird; wo 
das Mafjenmiethaus mit feinen öden Mauerförpern das Feld bejett hat, da 
ift dem fleinen Haufe die Möglichkeit des Dafeins geraubt. 

Ausführung des Stadtbauplans. Entſpricht nun der Ent- 
mwurf des Bebauungsplans allen gerechten jocialen und mirtjchaftlichen 
Anforderungen, jo handelt es fih fernerhin um feine Ausführung. 
Diefe gefchieht teild dur Privatperjonen, nämlich Grundbefiger und Unter- 
nehmer, teils durd die Gemeinde. Auch der Staat fommt als Beauffichtiger 
der Gemeindethätigfeit, als Geſetzgeber, als Berfehräunternehmer und als 
Grundbefiger in Betracht. Aber der Schwerpunkt der Stabtermeiterungs- 
thätigfeit liegt doch bei den Privaten und Gemeinden. Erſtere erwerben 
das rohe Land, jtellen die Straßen mit allem Zubehör her und bringen die 
fertigen Bauftellen auf den Markt; oft auch vereinigen fi die Grundbefiter 
felbft zu einer Unternehmungsgefellfhaft, melde ohne Dazwifchentreten von 
Mittelsperfonen die Grundftüde für die Bebauung fertig ftellen. Sehr 
zwedmäßig iſt es, wenn ſolche Beſitzer fi der Gemeindebehörbe als ihres 
Bauleiter oder als eines bauausführenden Unternehmers bedienen, der gegen 
vereinbartes Entgelt die Straßen nebſt Zubehör erftellt. 

Aber diefe Thätigkeit Privater genügt in der Regel nicht, um die für 
den Verkehr erforderlichen neuen Straßenverbindungen zeitig ins Leben zu 
rufen und um einen ausreihenden Markt fertiger Baugründe bereit zu 
halten. Beides aber ift wirtfchaftlid von höchſter Wichtigfeit. Der Gemeinde 
liegt e3 deshalb ob, dem Bedürfnis in etwas vorauseilend, für die großen 
Berkehrsverbindungen, ſowohl Vorortbahnen als Straßenbahnen, als gemöhn- 
lihe Verkehrsſtraßen, dur eigene Thätigfeit zu forgen und dem Baus 
ftellenmarfte ſtets neue Beſtände zuzuführen!. Sit es einerfeits aus 
gefundheitlichen Gründen unentbehrlich, für unfertige Straßen ein Bauverbot 
zu erlaffen, jo ift es andererſeits aus wirtſchaftlichen Geſichtspunkten noch 


M. Brandts: Die Arbeiterwohnungsfrage, eine Frage des Stadtbauplans und 
der Stadtbauordnung. Sonderabdrud aus der Zeitfchrift „Arbeiterwohl* XVII, 
Heft 1—3, 1897. 

Graf Rödern: Überficht über die neueren Beftrebungen und Reformvorichläge 
in der Wohnungsfrage, Schmollers Jahrbücher für Gefeggebung u. ſ. w. 1899, Heft 3. 

Ferner: Die Wohnfrage eine Frage des Städtebaues, D. Bauztg. 1900 ©. 112, 

ı 8. Singer: Die Wohnungen der Minderbemittelten in Münden, Münden 
1899, ©. 58 u. 79. 

Ferner: J. Stübben: Vortrag auf der Trierer Verſammlung des Deutichen 
Vereins für öffentlihe Geſun dheitspflege, Vierteljahrsſchr. f. 5. &., 1891, ©. 135 
und ©. 167 ff. 
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notwendiger, den Anbau dur pofitive Gemeindethätigfeit zu erleichtern. 
Dazu gehört neben der Schaffung neuer Verfehrseinrihtungen und Straßen 
die Fürforge für die Befeitigung oder Überwindung der natürlichen oder 
fünftlihen SHindernifje, welche der Entwidlung der Stadterweiterung im 
Mege ftehen: Flüffe und Bahndämme, Sümpfe und Überfhwemmungs- 
gelände, Feſtungswerke und Rayonbeichränfungen, Friedhöfe, Gemeindegrenzen 
u. j. wm. Wenn aud die Gemeinde alle durh den Straßenbau und die 
damit zufammenhängenden Ausführungen bedingten Ausgaben zunächſt aus 
eigenen Mitteln zu beftreiten hat, jo ift fie doch durch die Geſetzgebung 
der meijten Staaten in den Stand gefegt, von denjenigen, welche jpäter die 
neue Straße durch Anbau benußen, die Koften ganz oder zum Teil in Form 
von Beiträgen zurüdzufordern. Es tft focial unrichtig, daß diefe Straßen- 
foftenbeiträge nah S 15 des Preußifchen Fluchtliniengefeges nur nad 
der Frontlänge ohne Rüdjiht auf die Tiefe und Höhe der Baulichkeiten 
berechnet werben follen ; dadurd wird das Mafjenmiethaus bevorzugt vor dem 
kleinen Eigenhaujfe. Allein diefe Berüdjichtigung der baulichen Verſchieden— 
heit iſt ſchwierig und bisher unferes Wiffens noch nicht zur Anmwendung 
gefommen, obſchon S 10 des Preußifchen Kommunalabgabengejeges und 
$ 78 des Königlih Sächſiſchen Geſetzes vom 1. Juli 1900 eine ſolche jach- 
gemäßere Verteilung der Straßenanlagefoften anregen!. Die Beitrags- 
leiftung iſt übrigens in Preußen auf die Breite einer Straßenhälfte bis zu 
13 m, in Sadjen bis zu 12 m, in Eljaß-LZothringen bis zu 10, in Heſſen 
bis zu 8 m beichräntt; bei einfeitiger Bebauung erjtredt fih in Sachſen 
der Beitrag bis auf 15 m Breite. Ä 

Enteignung. Zur Anlage neuer Straßen bedarf die Gemeinde entweder 
der Zuftimmung der Grundbefiger oder der Anwendung des Enteignungs— 
rechtes; und zwar follte fich letzteres nicht auf die eigentliche Straßenfläche 
beichränfen , fondern fi auch auf die neben der Straße übrig bleibenden, 
bebauungsunfähigen Grundftüdsrefte und unter Umjtänden auf die an- 
ftoßenden Grundftüde erftreden. Im folgenden Abjchnitt wird dies näher 
erörtert werben. 

Umlegung. Der bloße Straßenbau genügt aber nit, um aus dem 
landwirtſchaftlich benutzten Felde brauchbare Baugrundftüde zu machen. Dazu 
ift weiterhin eine derartige Umgeftaltung und Einteilung der Zandparzellen 
erforderlich, daß Baupläte von angemefjener Lage, Gejtalt und Größe ent- 





I Beral. Brandt Bericht auf der Kölner Verfammlung des Nieberrheiniichen 
Vereins für öff. Geiundheitäpflege, Gentralblatt für allgemeine Geiundheitspflege, 
Bonn 1W1 S. 26. 
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ftehen!. Diefe Umgeftaltung oder „Umlegung“ it um fo nötiger, je weniger 
die neuen Straßen zu der beitehenden Feldeinteilung paſſen; die Bedingungen 
für die zweckmäßige Bildung des Straßenneges find aber, mie erörtert 
wurde, jo vielgeftaltig und wichtig, daß nicht nod außerdem die allgemeine 
Anpafjung der neuen Straßen an die zufälligen Grundjtüdsgrenzen gefordert 
werden fann, wennſchon diefelbe thunlichjt zu erjtreben it. Die Feld— 
parzellen müflen daher jo umgelegt werden, daß jie jenfrecht oder annähernd 
jenfreht zu den Straßenlinien zu liegen fommen und in Bauftellen geteilt 
werden fünnen, welche die zweddienlihen und üblichen Breiten und Tiefen 
befigen. Dft liegen die einen Baublod bildenden Feldgrundftüde in einem 
jo unregelmäßigen, zum Straßennet nicht pafjenden Gemenge, daß die Um- 
legung fih auf alle Grundftüde ohne Ausnahme beziehen muß, um nur 
einem Beſitzer das Bauen zu ermöglichen; daß aber auch umgelehrt jeder 
einzelne Befiser in der Yage tft, durch Nichtgenehmigung der Umlegung alle 
anderen am Bauen zu hindern. 

Vielfad tritt eine freiwillige Umlegung ein, nachdem alle Beteiligten 
jich über die ihnen anzumeifenden neuen Yandteile verjtändigt haben?. Nicht 
jelten aber geht diefer Verftändigung ein Kampf der Beteiligten unter- 
einander, namentlid ein Kampf der Großen gegen die Kleinen voraus, der 
alle Merkmale und Maßnahmen eines Krieges aufmeift, wobei der Stärfere 
dem Schwaden feinen Willen aufzwingt. Und ebenfo tjt der Fall nicht 
jelten, wo ein Gtarfer, deſſen Intereffen an anderer Stelle des Stadt- 
erweiterungsgebietes liegen, oder wo ein Eigenfinniger oder Einſichtsloſer 
die ganze Umlegung Jahre lang verhindert und jo allen Beteiligten die 
bauliche Verwertung ihres Grundeigentums unmöglihd madt. Der Markt 
der Baugrundftüde wird dadurch eingeſchränkt, der Bodenpreis in die Höhe 
getrieben, das Bauen erſchwert und die Entwidlung der Stadterweiterung 
unterbunden. 

Aus diefen Gründen ift feit längerer Zeit ein gejegliches Verfahren 
gefordert worden, nad) weldem die Umlegung in Teilen der Stadtermeiterung 
durchgeführt werden fann, auch ohne daß unter den beteiligten Beſitzern volle 
Einjtimmigfeit erzielt wird. In einzelnen deutfchen Staaten (Heffen, 


Deutſche Vierteljahrsſchr. f. öff. Gef. 18396, ©. T ff. u. S. 59. 

Bergl. auch Baumeifter, Claffen u. Stübben: Die Umlegung ftädtifher Grund: 
ftüde und die Zonenenteignung, Berlin 1897, ©. 1—52. €. Meyn: Stadtermweite- 
rungen in rechtlicher Beziehung, Berlin 1893. Handbuch der Hygiene von Weyl: 
Hygiene des Städtebaues, S. 438 -440. 

? Vergl. Aengeneyndt: Durdhführung eines Teiled des Bebauungsplanes im 
nördlichen Stadtteile Hannovers, Techn. Gemeindeblatt 1899 S. 241 ff. 
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Hamburg, Baden) hat eine gejeglihe Regelung der Umlegung jtattgefunden, 
in Preußen jind die geſetzgeberiſchen Beitrebungen bis jet zwar ergebnislos 
geblieben, gegenwärtig aber von neuem aufgenommen worden. Im folgenden 
Abjchnitte ſoll hierauf näher eingegangen werden. 

Zufammenlegung. Anitatt der Umlegung, die mit der Zuteilung 
bebauungsfähiger Erjagitüde abſchließt, empfiehlt fih nah Küchler an manchen 
Drten die Zufammenlegung der unbebauten Grundjtüde in ganzen 
Stadterweiterungsgebieten unter Erhaltung des ungeteilten Befites bis 
zur Verwertung als Baugelände!,. Als Zwed einer folden Genoſſenſchafts— 
bildung wird angeführt, a) daß unabhängig von der Bösmilligfeit oder 
dem Unverftande Einzelner das zur Bebauung bereite Gelände vermehrt und 
der fünftlichen Preistreibung begegnet werde; b) daß der Schwadhe vor dem 
Auslauf durd den Starken gejhügt werde, um an der allmählihen und 
naturgemäßen Wertjteigerung des Bodens vollen Anteil zu nehmen; c) daß 
der einzelne Eigentümer vor der Zerfplitterung feines Befites in verfchiedenen 
Blöden und vor der Enteignung bebauungsunfähiger Teile bewahrt werde; 
d) daß endlich der Ausbau des Straßenneges nebit Zubehör weſentlich 
erleichtert, die Enteignungsfchwierigfeiten vermieden werden. Wir haben es 
hier mit dem Vorſchlage einer neuen Rechtsform zu thun, auf welde wir 
im folgenden Abjchnitt ebenfalls zurüdtommen werden ?, 

Bauordnung. Mit dem auf ſolche Weife vorbereiteten Bebauungsplan ift 
in engiten Zufammenhang zu bringen die jtädtifhe Bauordnung. Sa, die 
Vorfchriften des Bebauungsplanes und der Bauordnung gehen ineinander 
über: hier werden Vorgärten, Edabfchrägungen, offene Baumeife u. dgl. vom 
Bebauungsplan angeordnet, dort find ſolche Feltiegungen Gegenjtand von 
Baupolizeivorfchriften oder von Ortsftatuten. Die innigen Wecjelbeziehungen 
zwifchen dem Stadtbauplane und der Stabtbauordnung treten befonders in 
den Fabrikbezirken, in den Landhausvierteln und bei denjenigen Beitrebungen 
zu Tage, welche darauf zielen, das kleine Wohnhaus an befcheidenen Wohn- 
ftraßen in Wiederaufnahme zu bringen gegenüber dem Mafjenmiethaufe. 
Mie der Bebauungsplan, jo iſt alfo audh die Bauordnung abzuftufen 
nad) dem befannten oder vorausfichtlihen wirtichaftlichen Bedürfnis und der 


ı Vergl. Vortrag von Küchler, Deutihe Vierteljahrsſchr. f. öff. Gef. 1896, 
S. 19 jf. und ©. 61. 

2 Bergl. auch: Verordnung betr. die Förderung des Wiederaufbaus des Fleckens 
Brotterode in der mehrgenannten Schrift: Die Umlegung ftädtifcher Grundftüde 
und die Zonenenteignung, ©. 135. Ferner: Deutſche Bauztg. 1897 S. 71. Endlid: 
Otto Lafne: Freie Bläge im Stadterweiterungsgebiete, München 1899, ©. 8. 
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ſocialen Beſtimmung der einzelnen Teile des Stadterweiterungsgebietes!. 
Wien, Altona, Frankfurt a.M. und Köln find mit dem Erlaß abgeitufter 
Bauordnungen voraufgegangen, deutjche und öſterreichiſch-ungariſche Städte 
find in großer Zahl auf diefem Wege gefolgt. In unferer Abhandlung 
über die „Bauordnung“ wird hierauf näher eingegangen. Bon größter 
Wichtigkeit ift es, daß die Vorfchriften der Bauordnung fi den Eigen- 
tümlichfeiten der Örtlichfeit genau anſchmiegen: man fann 3. B. nicht die 
nieberrheinifchen Städte mit ihrer fchmalen Bauftellenteilung unter diejelben 
Vorfhriften bringen wie die oftdeutichen Städte mit ihren durchſchnittlich 
jehr viel breiteren Grundftüden,; und man muß in demfelben Gemeindebezirk 
das Herz der Altitadt mit feinen hohen Bodenpreifen und feiner intenfiven 
gefchäftlihen Ausnugung, das für Fabriken bejtimmte ebene Außengelände 
an Strom und Eifenbahn, die Mohnbezirfe des Mittelftandes oder Die 
Wohnſtraßen mit fleinen Häufern, die Arbeiteranfiedelungen und die Land— 
hausviertel am Berghange grundfäglich in baupolizeiliher Hinfiht verſchieden 
behandeln. Die Baubefchränfungen aber, das ift eine wirtfchaftliche Forde— 
rung von allgemeiner Bedeutung, müſſen ſich anpafjen an die vorhandenen 
Bodenwerte. Die dem wirklich bereit3 zur Thatfache gewordenen Boden- 
werte entjprechende Wohnrente darf nicht durch baupolizeiliche Verbote ver- 
fümmert werben; fonjt würde man wirtſchaftliche Schädigungen herbeiführen, 
welche unter Umſtänden die erftrebten ſocialen Vorteile überwiegen. Aber 
andererſeits iſt es keineswegs notwendig oder empfehlenswert, die hohe und 
dichte Baumweife der Altjtadt, wie fie den dortigen großen Bodenmwerten ent- 
ſpricht, auf alles Außengelände auszudehnen und dadurch diejenige Steigerung 
der Bodenpreife hervorzurufen, die der Ausnugung des Baugrundes durch 
die Mietlaferne entipridt. Sondern die Meiträumigfeit des Bauens und 
Wohnens im Außengelände tft ein richtiges Ziel ?. 

Dieſe mirtfchaftlich - focialen Grundſätze fchienen fih, abaefehen von 
einigen Grundbefigerfreifen, der allgemeinen Anerfennung zu erfreuen, ala 
in jüngfter Zeit ein gemeindepolitifcher Umfchlag in Stuttgart entgegen- 

’ Die unterfchiedlihe Behandlung der Bauordnungen für das Innere, die 
Außenbezirfe und die Umgebung von Städten, Deutiche Vierteljahrsſchrift für öff. 
Gefundheitäpflege, 1894, Heft I. Ferner: Deutſche Vierteljahräfchr. f. ö. ©. 1896, 
©. 29 ff. und S. 60. 3. Stübben: Hygiene des Städtebaus, 1896 ©. 448 ff. 
Theodor Göde: Der Entwurf zu einer Staffelbauordnung für Münden, D. Bauztg. 
1900 ©. 575. Endlich: Vorfchläge ded hannöv. Ard).- u. Ing.Vereins im Techn. 
Gemeindeblatt, 1900 ©. 266 ff. 

2Adickes, Claffen und Hindeldeyn: Die Notwendigkeit der mweiträumigen Be: 
bauung bei Stadterweiterungen und bie rechtlihen und tehniichen Mittel zu ihrer 
Ausführung, Deutſche Vierteljahrsſchr. ſ. Öff. Gef., 1895 S. 101 ff. 
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gefegte Beſtrebungen hervorrief, die namentlih in zwei Schriften von 
H. Nettih: „Die Stadterweiterung unter volfswirtfchaftlihem Geſichtspunkte“ 
und von Abele: „Weiträumiger Städtebau und MWohnungsfrage” zum Aus- 
drud gefommen find. Hier wird die ftärkjte Ausnugung des Baulandes 
mit fräftiger Steigerung der Bodenpreife als die Duelle des fommunalen 
Wohljtandes dargeftellt, die man nicht beeinträchtigen dürfe. Während 
andere in den hohen Bodenpreifen und den daraus entfpringenden hohen 
Mietpreifen die Haupturfahe der heutigen Wohnungsmißftände erbliden, 
während man fogar jo weit gegangen iſt, die Preisfteigerung des Bodens 
ald eine Zwingherrſchaft zu bezeichnen, dem die Mieter der Zulunft auf 
unabjehbare Zeit zinspflichtig find, betrachtet Nettich umgekehrt die gefteigerte 
Ausnußung des Bodens, die gefteigerte Bodenrente und erhöhte Miete als 
Quelle des Reichtums der Stadt. Und während Eberjtadt im Maflenmiet- 
haufe die Grundlage der Boden- und Mietteuerung erblidt und den der 
Mohnrente entfprechenden Bodenpreis als die Bezahlung des „Rechtes auf 
Einpferhung der Menjchen” betrachtet, glaubt Abele die Ermäßigung der 
Miete und den Kleinmohnungsbau zu begünftigen, wenn man die „ergiebigite 
Ausnugung des Baulandes“ geftattet. Gegen Nettih und Abele hat ſich 
indes eine Reihe von Erwiderungen gewendet !, welche in der Abitufung der 
Bauordnung und in der weiträumigen Bebauung des ftädtifchen Außen- 
geländes wiederholt ein Mittel empfehlen, die unter der SHerrfchaft des 
großen Miethaufes entjtandenen Mohnungsübel zu vermeiden ?. 


V. Gejegebung. 


Die hier in Betracht fommenden geſetzlichen Beitimmungen und gejeß- 
aeberifchen Bejtrebungen beziehen ſich einesteils auf die eititellung des. 
Bebauungsplanes und die an die FFeititellung ſich fnüpfenden rechtlichen 


ı MW, Franz: Die Stadterweiterung von Stuttgart, Techn. Gemeindebl. 1900 
©. 31. 3. Stübben: Die weiträumige Baumeife im Stadterweiterungsgelände von 
Stuttgart, D. Vierteljahrsichr. f. ö. &., 1900 ©. 537. Ferner: Deutſche Bauztg. 
1900 &. 10, 163, 198, 278, 366. Endlich: Beters: Techn. Gemeindebl. S. 103, 104. 

2 Bergl. auch im allgemeinen: Nationale Wohnungsreform von P. Yechler und 
A. Schäffle, Berlin 1895. Aufgaben von Staat und Gemeinde in der Wohnungs- 
frage, herausgegeben von einer Kommiffion des Verbandes „Arbeiterwohl*, Köln 
bei 3. P. Bachem, 1897. Ferner: Vortrag von Adides über die Wohnungäfrage 
und bie ftädtiichen Verwaltungen in dem Bericht über die erjte Verfammlung des 
Vereins für Förderung des Arbeiterwohnungsweſens, Frankfurt a. M. 1900. 
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Wirfungen, andernteild auf die Maßnahmen, welche erforderlih find, um 
den Boden einer geeigneten Bebauung entgegenzuführen. 

Über die Feftitellung des Bebauungsplanes handeln im 
Deutichen Reiche befonders das Preußische Fluchtliniengefeg vom 2. Juli 
1875, die Heffifhen Geſetze die Stadtermeiterung Mainz betreffend vom 
13. Juli 1875 und die allgemeine Bauordnung betreffend vom 30. April 1881, 
die Hamburgifhen Baupolizeigefege vom 23. Juni 1882 und 30. Dezember 
1892, das Badiſche Ortöftraßengefeß vom 6. Juli 1896 und das Sädjfifche 
Allgemeine Baugefeg vom 1. Juli 1900. An der Hand des Preußischen 
Geſetzes betrachtet, beziehen ſich die einzelnen Abjchnitte zunädft auf 
den Gegenjtand der Feſtſetzung und auf das Feitfegungs-Verfahren, auf Die 
unmittelbaren Rechtswirkungen diefer Feſtſetzung, auf die weiteren Rechte und 
Prlichten der Gemeinde, endlich auf die Rechte und Pflichten der Eigentümer. 

In Preußen ’ find Gegenftand der Feitfegung die Straßen- 
und Baufludtlinien für die Anlegung oder Veränderung von Straßen, 
Straßenteilen und Plägen mit Einfluß der Höhenlage und Entwäſſerung, 
nad dem vorausjihtlihen Bedürfnis der näheren Zukunft, unter Förderung 
des Verkehrs, der Feuerfiherheit und öffentlichen Gefundheit und unter 
Verhütung einer Straßen: oder Blat-Verunftaltung. Aus befonderen Gründen 
fann eine von der Straßenfluchtlinie verfchiedene, jedoch in der Regel höchſtens 
3 m von dieſer zurüdmweichende Baufluchtlinie feitgefeßt werden. Minijterielle 
Ausführungsbeftimmungen wurden erlafjen am 28. Mai 1876. 

Das Heſſiſche Geſetz? weicht nur wenig vnn diefen Beitimmungen ab, 
im wejentlichen nur infofern als die Bejchränfung der Vorgartentiefe auf 
3 m fortfällt, und die Mindeftbreite für Stadtftraßen auf 12,5 m, für 
ländliche Straßen auf 10 m vorgefchrieben wird, ſoweit nicht Ausnahmen 
unvermeidlih find. Ein Minifterialerlaß vom 28. Dezember 1879 giebt 
über die Anwendung des Gefetes bei Aufftelung von Bebauungsplänen 
vortrefflihe Anweiſungen. 

Das neue Sächſiſche Gefeh?, deſſen Entwurf hauptfählih das Ver- 


ı Eiche R. Friedrichs: Das Geſetz betr. die Anlegung und Veränderung von 
Strafen und Plägen in Städten und ländlihen Ortichaften vom 2. Juli 1875. 
Berlin und Leipzig bei Guttentag, 1882. 

2? Siehe Y. Stübben: Städtebau, ©. 531. 

3 Aumpelt: Das Allgemeine Baugeleg für das Königreih Sachſen vom 1. Juli 
1900 nebit Ausführungsverordnung. Leipzig bei Roßberg & Berger, 1900. 

Derj.: Grundzüge eined Allgemeinen Baugeſetzes für das Königreih Sachſen 

Deri.: Dentihrift zu Grundzügen u. j. w. wie vor. Bergl. auch: Deutiche 
Bauzeitung 1897, S. 137. Sociale Praris 1897, S. 371. Gentralblatt für allgem. 
Gefundheitspflege 1897, ©. 367. W. Franz: Technifches Gemeindeblatt 1900, ©. 5. 
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dienſt des Geheimen Regierungsrat Dr. Rumpelt ift, verlangt außer den 
preußifchen Anforderungen die Rüdfihtnahme auf Lage und Entwidlung des 
Ortes oder Drtöteild und auf das den örtlichen Verhältnifjen entiprechende 
Wohnungsbedürfnis, Anpafung an das Gelände, ausreichende Be- 
fonnung der Wohnräume, zwedmäßige Blodabmefjungen, mäßige Steigungen, 
Vermeidung übermäßig langer gerader Straßenfluhten, freie Pläge und 
öffentliche Pflanzungen, Kirchen-, Schul», Spiel- und Erholungspläge, Unter: 
bredung der gefchlofienen Bebauung durch Straßen mit offener Baumeife 
und Beichräntung der Bau: und MWohndichtigfeit in den Außenbezirken, 
endlich Lichteinfall von 45° bei Errichtung von Hintergebäuden. Die Vor— 
gartentiefe foll mindeftens 4,5 m betragen, die Feſtſetzung rüdwärtiger 
Baufludtlinien (vergl. S. 27) ift zuläffig; mit Einfluß des Erdgeſchoſſes 
und eines bemohnbaren Dachgefchoffes wird die Stodwerkzahl für ländliche 
Orte und Landhausviertel auf 3, im übrigen auf 4, im Innern großer 
Städte auf 5 beſchränkt. Überhaupt hat der Plan und die ihm beizugeben- 
den Bauvorfchriften auch über die Baumeife, den Gebäudeabſtand, die 
Zuläffigfeit gewerblicher Anlagen, die Freilafjung eines Hochflutgebietes und 
den Umfang der zuläffigen Bebauung des SHinterlandes Beitimmung zu 
treffen. Auch fann der für ein größeres Gebiet bejtimmte Plan fih auf 
Feſtſetzung der Hauptverfehräftraßen ſowie die Hauptzüge der Entwäſſerung 
und Wafferverforgung beſchränken, während die Einzelbebauungspläne vor- 
behalten bleiben. Für Straßen mit ftarfem Verkehr ift eine Mindeſtbreite 
von 17 m, für Straßen mit geringem Berfehr eine folde von 12 m feit- 
geſetzt; bei MWohnftraßen mit offener Baumeife darf jedoch die Breite bis 
auf 8 m ermäßigt werden. 

Das Sächſiſche Geſetz dürfte allen begründeten Bedenken !, welche im Laufe 
der Jahre in betreff des Genenftandes der Feitftellung gegenüber dem Preußi- 
ſchen und Heffifchen Gefeß geäußert worden find, Rechnung getragen haben; 
insbefondere ift die unfachgemäße Beltimmung des Preußifchen Gejeges über 
die Vorgartentiefe — melde troß des Geſetzes in preußifchen Stadt- 
erweiterungen „in der Regel“ mehr ald 3 m beträgt — durch eine bejjere 
erſetzt; auf die Berüdfichtigung der verjchiedenen Arten des Wohnbedürfnifjes 
ſowie auf Wohnftraßen von mäßiger Breite iſt hingewieſen, rüdmwärtige 
Fluglinien find ermöglicht, die Befchränfung der förmlichen Feſtſtellung auf 
die Hauptverfehrsftraßen ift angebahnt (S 38). Wenn Abendroth? ver- 
I Vergl. au Brandtö: Die Arbeitermohnungsfrage eine Frage des Stabt- 
baupland und der Stadtbauordnung, Köln 1897, ©. 20. 

? Abendroth: Zum Flucdtliniengeieg (Sonderabdrud aus den Allg. Vermeflungs- 
nachrichten 1900), &. 11, 16 u. 19. 
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langt, der Plan folle vorab überhaupt nur in den Hauptzügen feſtgeſtellt 
werben, fo geht er etwas zu weit. Zwar empfiehlt es ſich jehr oft, Die 
Unterteilung der Blöde („die Dekorations- und Spefulationsftraßen”) vor- 
läufig fortzulaffen und Anträge abzuwarten, aber auch der Fall iſt häufig, 
daß die Planfeitfegung bis in alle Einzelheiten jofort vorgenommen werben 
muß. Schönheitliche oder fünftlerifche Gefichtspunfte empfehlen fih wegen 
der individuellen und ſchwankenden Auffafiung nicht zur Eingliederung in 
ein Geſetz; es muß in diefer Beziehung die Beftimmung genügen, daß die 
übermäßige Länge gerader Straßen und die Berunftaltung von Straßen 
und Pläten zu vermeiden find. 

Mas das Feitftellungsverfahren betrifft, fo iſt es in Preußen 
der Gemeindevorftand, der im Einverjtändnig mit der Gemeindevertretung Den 
Plan feitiegt. Es bedarf hierzu der Zuftimmung der Ortspolizeibehörde, 
die aber nur aus polizeilichen Gründen verfagt werden Tann, und in Der 
Regel einer vierwöchentlichen Dffenlegung!. Jedermann fann innerhalb 
diefer Frift Einmendung erheben; Eifenbahn:, Straßen: und Flußbehörden 
iſt feitens der Polizei rechtzeitig zur Wahrung ihrer Intereſſen Gelegenheit 
zu geben. Über die erhobenen Einwendungen entfcheidet der Bezirfd- (bezw. 
Kreis-⸗)Ausſchuß, gegebenenfalls im Beſchwerdewege der Provinzialrat. Sit 
über die Einwendungen entfchieden oder find Einwendungen nicht erhoben, 
jo jtellt der Gemeindevorstand den Plan feit. 

Das Heffifhe Gejeg weicht injofern vom Preußifhen ab, als die 
befondere Bezugnahme auf die Ortspolizeibehörde fortfällt, weil der Bürger- 
meifter (Gemeindevorftand) zugleich die Drtspolizei handhabt, was in Preußen 
nur teilweife der Fall ift. Dazu aber fommt das Bedürfnis der Ge- 
nehinigung des Planes, mit oder ohne eingelaufene Einwendungen, von 
feiten des Kreisamtes oder des Miniftertums, 

Nah dem Sächſiſchen Geſetz iſt der Bebauungsplan „ortsgeſetzlich“ 
feitzufegen, d. 5. in größeren Städten von dem Stadtrat und den Stabt- 
verorbneten , in kleineren Städten von dem Stabtgemeinderat; Meinungs: 
verfchiedenheiten zwifchen Gemeindevorjtand und Gemeindevertretung ent- 
jcheivet das Minifterium (mas in Preußen und Heffen nicht vorgefehen ift). 
Es bedarf der Zuftimmung ver „Baupolizeibehörde”, welche in größeren 
' Bergl. R. Friedrichs, f. oben. Ferner Karl Dttermann: Das Fludt- 
liniengeieg vom 2. Juli 1875. Endlid 9. Reinarg: Drei Abhandlungen über 
dad Straßenanlegungsgefeg vom 2. Juli 1875, nämlih: 1. Die Rechte der Ge- 
meinden, 2. Die Befugniffe der Polizeibehörden, 3. Zur Auslegung des Straßen- 


anlegungsgefeges vom 2. Juli 1875. Sonderabdrud aus dem Preußifchen Ber- 
waltungsblatt 1397 ©. 393 ff., 1398 ©. 233 ff. und 1399 ©. 91 ff. 
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Städten mit dem Stadtrat (Magiftrat) identiſch tft; diefer legt den Plan 
offen und entjcheidet über die erhobenen Widerfprühe. Alsdann ift die 
Genehmigung des Minifterrums des Innern einzuholen und darauf der 
Plan ſeitens der Gemeindebehörde anderweit befannt zu machen und öffentlich 
auszulegen. 

Was für Sahjen und Heffen zwedmäßig fein mag und durdführbar 
ift, würde es nit auch im Großftaate Preußen fein: Die Genehmigung 
aller Fluchtlinienpläne durch das Minijterium würde eine faum ausführbare 
und megen der bedeutenden Ortsverſchiedenheiten auch eine kaum zmwed- 
dienlihe Maßregel fein. Will man die Staatsverwaltung mehr als bisher 
mit diejen Fragen befafjen, fo würden wohl bejondere provinzielle Behörden 
einzurichten fen. Abendroth! jchlägt ſtaatliche „Bebauungsplan- 
fommifjionen“ mit einer „geeigneten Gentralitelle* vor. Auch Brandts? 
empfiehlt das jtaatliche Genehmigungs-Erfordernis und weiſt auf die Schaffung 
einer ftaatlichen Behörde hin „mit der Aufgabe, den jtäbtifchen Grundbeſitz 
und die jtäbtifche Anfievelung zu regulieren“. Es mag indes dahinge— 
ftellt bleiben, ob wirklich ftaatliche Behörden in fachlicher und focialer Be- 
ziehung mehr geeignet jind, die Stadterweiterungsfragen zu beurteilen und 
zu erledigen, ald die Gemeindebehörden; beweglicher und ortsfundiger, oft 
auch ſachverſtändiger und aftionsfähiger find letztere. Dabei verjteht es ſich 
von felbjt, daß jäumigen Gemeinden gegenüber eine wirkſame Staatsaufficht 
am Plage if. Göde empfiehlt, das Fluchtliniengeſetz dahin zu ergänzen, 
daß die Gemeinden unter allen Umjtänden zur Aufftellung von Bebauungs- 
plänen verpflichtet find, wenn die Bevölferungszunahme „um einen gemifjen 
Sag“ jtärfer iſt als der Geburtenüberjhuß?. 

Bon befonderer Bedeutung beim Blanfeftjtellungsverfahren find Feitungs-, 
Fluß-, Chaufjee-, Eijenbahn-, Berg-, Forſt- und jonftige ftaatliche oder 
fisfalifche Behörden. Übereinftimmend iſt in den Geſetzen die Mitwirkung 
folder Behörden darauf beſchränkt, daß ihnen Gelegenheit zur Prüfung des 
Planes und Wahrung ihrer Intereſſen gegeben werden joll; eine ent: 
fcheidende Stellung ift ihnen nit eingeräumt. Es wird darüber geklagt, 
dag in Preußen die Einwirkung einzelner Behörden, jo bejonders der 
Staats: Eifenbahnverwaltung, fich nicht in dem vorgefchriebenen Rahmen halte. 
Dttermann erhebt Zweifel darüber*, ob nicht ein Erlaß des Herm 


! Abendroth a. a. D. ©. 10 und 17 ff. 

2 Brandts: Die Arbeitermohnungsfrage eine Frage des Stadtbaupland und 
der Stadtbauordnung (Sonderabdrud aus „Arbeiterwohl* 1897), S. 26. 

3 Deutihe Bauztg. 1901 S. 234. 

K. Dttermann a. a. D. ©. 10 ff. 
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Eifenbahnminifters in Nr. 19 des Preußifchen Verwaltungsblattes, Jahr 
gang 1897, das im Geſetz gemährleiitete Verfahren durchkreuze. Dieſer 
Erlaß weiſt die Ortspolizeibehörden vom Standpunft der Staatöhoheits- 
rechte an, auf einen von der Gemeinde bejchlofjenen Fluchtlinienplan ſich 
überhaupt erſt dann zu äußern, wenn feitjteht, daß die Eifenbahnverwaltung 
den Plan nicht beanjtandet. Ob dieſes Verfahren wirklich ausgeübt wird 
und ob es zu erheblichen Konflikten geführt hat, iſt dem Verfafjer nicht 
befannt gemorden. 

Die unmittelbaren Rehtswirfungen der PBlanfeitiegung find nach 
dem Preußiſchem Geſetz von breierlei Art: das Verbot von Neu-, Um: und 
Ausbauten über die Fluchtlinie hinaus; das Recht der Gemeinde, durch 
Ortöftatut den Anbau an unfertigen Straßen innerhalb des Plangebietes 
überhaupt zu unterfagen, und das Recht der Gemeinde, die im Plane feft- 
gefegten Straßene und Wlagflähen zu enteignen. Darüber hinaus er- 
mächtigt das Heſſiſche Gejet die Gemeinden, dad Bauen außerhalb des 
Bereichs des Ortsbauplans dur Ortsjtatut zu verbieten, fowie jolde Grund: 
ftüde zu enteignen, welde nur an einem dur den Ortsbauplan zum Fort- 
fall beftimmten Wege liegen; auch fann diefe Enteignung vom Grundbeſitzer 
zur geeigneten Zeit verlangt werden. Das Sächſiſche Geſetz fennt nicht das 
Bauverbot außerhalb des Bebauungsplanes, wohl aber die „Baufperre” im 
Mangebiet auf die Dauer von zwei Jahren während des Feititellung®- 
verfahrens; von dem nad; der Planfeititellung eintretenden Bauverbot find 
infofern Ausnahmen zugelafjen, als auf dem fünftigen Straßenland „einft- 
weilige Bauten” errichtet werden dürfen, melde bei Anlage der Straße 
ohne Entihädigqungsaniprud zu befeitigen find. Letztere Beitimmung enthält 
auch das Heſſiſche Geſetz; dieſes fowie das Sächſiſche geitattet den Grund- 
befitern auch ausdrüdlih dem Bedürfnis entiprechende Einfriedigungen ohne 
Beachtung des Fluchtlinienplanes. 

In Preußen hat, da das Geſetz von Einfriedigungen nicht fpricht, die 
Nectiprehung über diefen Punkt aewechfelt!; nad den neueren Ent- 
ſcheidungen fallen jedoch Cinfriedigungen nicht unter das Bauverbot. Auch 
die Frage, welche Straßen ald „für den Verfehr und den Anbau nod nicht 
fertig“ zu betrachten find, hat zu vielerlei Meinungsverfchiedenheiten ge- 
führt. Entſchieden ift, daß das gefegliche Bauverbot ſich nicht auf fogenannte 
biftorifche Straßen und nicht auf eigentlihe Privatitraßen?, aud 
nicht auf Wege außerhalb des Bebauungsplanes erftredt, fondern auf pro: 


ı 8. Dttermann a. a. O. S. 15. 
° 8. Dttermann a. a. ©. ©. 19. 
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jeftierte neue und auf zur Veränderung bejtimmte alte Straßen (mit Aus— 
nahme der „hiſtoriſchen“). Als hiſtoriſche Straßen! werden folde be- 
zeichnet, welche. bereit3 vor dem Erlaß des Drtsftatuts innerhalb der Ort- 
Schaft beitanden und den übrigen Straßen als ebenbürtiges Glied des 
Straßenneges gleichgeftellt waren; nicht zu den „hiltorifchen“ gehören die— 
jenigen Straßen und Wege, melde den Berfehr von Drt zu Ort vermitteln. 
Eigentlihe Privatitraßen find foldhe, die der Verfügungsgewalt des Eigen— 
tümers derart unterliegen, daß er fie ſtets dem öffentlichen Verkehr gänzlich 
entziehen fann. Zur Gültigkeit des Bauverbot3 bedarf es ferner des Nach— 
weiſes, daß ortöpolizeilihe Beltimmungen beitehen, aus melden die Un- 
fertigfeit der Straße hervorgeht; die Entſcheidung hierüber iſt Sade der 
Baupolizei. Die Gemeinde ihrerjeits fann von dem Bauverbote, das ſich 
übrigens nur auf „Wohngebäude“ bezieht, unter bejtimmten, von ihr feit- 
zufegenden Bedingungen entbinden. Wie man fieht, handelt es ſich hier 
um ein Gebiet, auf welchem Meinungsverfchievenheiten einesteild zwiſchen 
Gemeinde und Polizei, andernteils zwiſchen den Behörden und den Privaten 
an der Tagesordnung Jind. 

Die weiteren bier zu befprechenden Rechte und Pflichten der 
Gemeinde und der Örundbefiger? beziehen fi auf die Entjchädigung 
der in die Straßen gezogenen Grundflähen und auf die Heranziehung der 
Anlieger zu den Straßenfojten. Cine Grundentihädigung findet in Preußen 
ftatt hauptfählih in zwei Fällen, nämlih wenn die Gemeinde die Ab- 
tretung verlangt und, auch ohne diejes Derlangen, wenn der Eigentümer 
eine vor der Fluchtlinie gelegene bebaute Fläche freilegt. Das Heſſiſche 
Geſetz ordnet auch die Entſchädigungspflicht der Gemeinde in den Fällen an, 
wo dem Eigentümer die nachgejuchte Genehmigung zum Um- oder Ausbau 
eines vor die Fluchtlinie vortretenden Gebäudes verfagt, oder wenn ein bisher 
zur Bebauung geeignetes Grundjtüd diefe Cigenfhaft durch die Plan— 
feftjtellung verliert. In Sachſen findet eine Entſchädigung für die Bau- 
beſchränkung ftatt, wenn auf einem bebaut gewejenen Grundftüd der Neubau 
in die hinter der Straßenfluchtlinie liegende Baufluchtlinie einrüdt. 

Die Verteilung der Straßentojten, d. 5. der Koſten des Grundwerts 
und der baulihen Anlagen, auf die Anlieger erfolgt nad den bejtehenden 
Geſetzen entiprechend der Frontlänge der Grundjtüde. Auch die Unter 
haltungsfoften der erjten Zeit fallen den Anliegern zur Zajt. Die Zahlungen 


ı X. Ottermann a. a. D. S. 19 ff. R. Friedrihs: Kommentar zum Fludht- 
liniengefeg, S. 70 ff. 
2 Vergl. Reinarg: Drei Abhandlungen, ſ. oben. 
Säriften XCV. — BWohnungsfrage. 1.2, 11 
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find erſt fällig bei Errichtung von Neubauten. Nah $ 75 des Sächſiſchen 
Gejeges kann neben der Anliegerlänge aud die bebaute Fläche jowie Die 
Zahl der Stodwerfe und Wohnungen bei der Kojtenverteilung berüdfihtigt 
werden (vergl. Abſchn. IV. ©. 151). Hinfichtlih der Straßenbreite ijt Die 
Heranziehung der Anlieger bejchränft, und zwar in Preußen auf *%/a = 13 m, 
in Hefien auf '%s — 8 m, in Elfaß-Lothringen auf *%s = 10 m, in 
Sachſen an beiderfeitig bebauten Straßen auf **s = 12, bei einfeitiger 
Bebauung auf 15 m, an freien Plägen auf 24 m. Die Beſchaffung Der 
innern Plasflähen iſt Sache der Gemeinde. 

Bon den weiteren geſetzgeberiſchen Maßnahmen, melde 
erforderlich find, um die Grundftüde einer geeigneten Bebauung entgegen- 
zuführen, find bier zu betrachten die Enteignung, die Umlegung, die Zus 
fammenlegung und die Bauordnung. 


Enteignung. Das gejegliche Recht, die zur Anlage von Straßen und 
Plägen oder zur Erbreiterung derfelben auf Grund eines fejtgeitellten Flucht: 
linienplans erforderlihen Grundflächen zu enteignen, ift den Gemeinden in 
faft allen deutfchen Staaten verliehen, teild ohne weiteres wie in Preußen, 
teils nach Genehmigung dur das Minijterium wie in Sadhfen. In Bayern 
und Medlenburg fehlt den Gemeinden das Enteignungsreht. In Preußen 
ift es auf die zufünftigen Straßen und Platzflächen beſchränkt. In Heilen 
tritt hinzu die Enteignung von Grundjtüden, welche durch Einziehung von 
Megeteilen ihre Zufahrt verlieren, ſowie von Grundftüdsreften, welche zu 
Bauplägen nicht mehr geeignet find (SS 17 und 13), ferner die Möglich: 
feit der Enteignung eines ganzen unbebauten Blocks oder eines Blodteils, 
wenn die im Gemenge liegenden Grundjtüde jih nicht bebauen laſſen 
und eine Verjtändigung zweds Umlegung nicht zu ftande fommt ($ 69), 
In Sadhfen fönnen außer den Straßen und Plabflähen Zwerggrundſtücke 
($ 59) und unter Umftänden ganze Grundſtücks- und Gebäudegruppen 
(S 68— 71), leßteres aus gefundheitlichen Gründen oder nad) elementaren 
Zerjtörungen, enteignet werden (BZonenenteignung in alten Stadtteilen ?). 
In focialer Hinfiht ift es wichtig, daß die Gemeinde nah S 75 verpflichtet 
it, dem enteigneten Befiger eines Wohnhaufes nah Möglichkeit eine andere 
Bauftelle in der Nähe anzumeifen und den vertriebenen Bewohnern nad) 
Möglichleit eine andere Wohnung zu verſchaffen. Dieje Beftimmungen ent- 


! Bergl. Deutiche Vierteljahrsſchrift j. ö. Geſ., 1896 ©. 23. 
2 Vergl. Baumeiiter, Claffen und Stübben: Die Umlegung ftädtiiher Gruud« 
ftüde und die Zonenenteignung, Berlin bei E. Töche, 1897 ©. 53 ff. 
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ſprechen den Theſen des Deutichen Vereins für öffentliche Gefundheitspflege!. 
Bon anderer Seite find noch weiter gehende Forderungen erhoben worden, 
fo das Enteignungsreht für Flächen zur Anlage öffentliher Pflanzungen 
und zur Errichtung öffentlicher Gebäude und endlich die Zonenenteignung 
in Bezug auf unbebautes Gelände im Bereich der Stadterweiterung?. Die 
eritgenannten beiden Zmede find in der That von folder Wichtigkeit, daf 
es höchſt erwünſcht wäre, durch die allgemeinere Verleihung des Enteignungs- 
rechts die Befriedigung derjelben zu erleichtern?. Und aud die Bonen- 
enteignung im unbebauten Gelände *, behufs Bereititellung von Baugründen 
ift bei herrfchender ſtarker Wohnungsnot nicht eine Maßnahme, melde un- 
bedingt zu verwerfen wäre, obwohl jie an focialer und gejundheitlicher 
Wichtigkeit der Zonenenteignung in bebauten Stadtteilen nachſteht. Die 
belgifhe und die Iuremburgifhe Zonenenteignung fönnten als Vorbild 
dienen. Bücher und andere Bodenreformer möchten das Enteignungsredht 
fogar auf den gefamten für Bauzwede geeigneten Boden ausdehnen ®. 

Über die Härten und die Zeitverlufte des preußifchen Enteignungs- 
verfahrens ift vielfach geklagt worden, die Abänderungsvorichläge von 
Eger und anderen find beherzigenswert®. 

Umlegung. Bon größter Bedeutung für den Ausbau der Stadterweiterung 
it ein Umlegungs=Gefeg (vergl. Abfchnitt IV ©. 151). In Deutfchland 
find Heſſen, Hamburg und Baden mit gefeglichen Vorſchriften dieſer Art vor- 
gegangen. Aber die Heffiihen Gefege (Geſetz vom 13. Juli 1875 betr. die 
Erweiterung der Stadt Mainz und vom 30. Mat 1881 betr. die allgemeine 
Bauordnung) fennen feine eigentliche Zwangsumlegung ; fie befchränten fich auf 
den mittelbaren Zwang dur Verfagung der Bauerlaubnis und durch Be- 


ı Verhandlungen in Straßburg, D. Bierteljahrsichr. f. ö. G., 189% Heft I. 
Desgl. in Freiburg, D. Vierteljahrsichr. f. ö. &., 1886 Heft I. Desgl. in Stuttgart, 
D. Vierteljahrsſchr. f. d. ©., 1896, Heft. Vergl. auch Höpfner: Verbeflerung der 
Berfehrs- und Gefundheitäverhältniffe durch Niederlegung alter Stadtteile, Techn. 
Gemeindebl. 1900 S. 163 ff. 

? Vergl. E. Meyn: Stadterweiterungen in rechtliher Beziehung, Berlin bei 
&. Heymann, 1893. 

3 Vergl. Stübben: Tas Enteignungäverfahren der Städte bei Stadterweite- 
rungen und Stadtverbeflerungen, Xeipzig bei E. Heitmann, 1594. 

Vergl. Gejegentwurf Adides, in Baumeifter, Claffen und Stübben: Die 
Umlegung ftädtiicher Grundftüde und die Zonenenteignung, Berlin bei E. Tüche, 
1897 ©. 120 und 127. 

5 Siehe Damaſchke: Vom Gemeindefocialismus, Berlin bei J. Harrwitz 
Nachf. S. 131 u. 153. Bücher: Wirtichaftliche Aufgaben der Stadtgemeinde. 

6 Georg Eger: Die Notwendigkeit einer Nevifion des preußiſchen Enteignungs— 
geießes. Berlin bei J. U. Kern, 189. 
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drohung derer, die der Umlegung wiberjtreben, mit Enteignung, ja durch 
die Enteignungs-Androhung für den ganzen Blod (vergl. S. 162). Diefe 
Beitimmungen haben fid) als ungeignet erwiefen und find mwenig zur An— 
wendung gelommen. 

S 9 des Hamburgifchen Gejeges! vom 30. Dezember 1892 betr. den 
Bebauungsplan, jieht unter der nicht ganz zutreffenden Bezeihnung: „Zus 
fammenlegungsverfahren” die förmlihe Zwangsumlegung vor, melde ftatt- 
finden fol auf Beſchluß der Baudeputation, oder wenn die Eigentümer der 
größeren Hälfte der „in Betracht fommenden“ Gejamtfläche es verlangen. 
Das Geſetz ift noch faum angewendet worden, weil der Bebauungsplan Die 
gejegliche Betätigung noch nicht gefunden hat. So viel befannt, ift eine 
Ergänzung in dem Sinne beabjichtigt, daß das Verfahren fich über größere 
Flächen eritreden kann, und daß die Ausmeifung der fünftigen Straßen- 
flächen gleichzeitig mit der Umlegung der Grundftüde erfolgt. 

Die Artikel 11 bis 17 de8 Badifhen Drtöftraßengefetes? vom 
6. Juli 1896 regeln die Umlegung in ziemlich befriedigender Weife. Auch 
gegen den Willen der Eigentümer kann nad) Antrag des Gemeinderats auf 
Grund eines offen zu legenden Neuverteilungsplanes vom Staatsminijterium 
die Umlegung verfügt werden. Das nad dem Bebauungsplan für fünftige 
Strafen und Plätze beftimmte Gelände wird — entgeltlih oder unent- 
geltlihd — ausgeſchieden, etwa fortfallende öffentliche Wege werden in die 
Maſſe eingelegt. Zwerggrundjtüde werden enteignet und gleichfalls in Die 
Mafje geworfen. Jeder Eigentümer erhält ein bebauungsfähiges Erjat- 
grundſtück möglichft in gleicher Lage wie der urfprünglihe Beſitz; nicht zu 
vermeidende Wertunterfchieve werden in Geld ausgeglihen. Während des 
Verfahrens fann auf dem umjulegenden Gelände die Erridtung von 
Bauten unterfagt werden. Über 14 Fälle der Anwendung des Geſetzes 
berichtet das Gentralblatt der Bauverwaltung?; es war zwangsweiſe nur 
gegen einen Bejiger durchzuführen, die anderen fügten fi in Anjehung des 
Geſetzes; etwa in der Hälfte der Fälle wurde zugleich das fünftige Straßen: 
land ausgefchieden und der Gemeinde übereignet. 

Sn Preußen hat Oberbürgermeijter Dr. Adides (Frankfurt a. Main) 
im Jahre 1893 beim Herrenhaufe einen Gejegentwurf betr. die Erleichterung 
von Stadterweiterungen eingebradht, welcher jowohl die Zmangsumlegung 


' Siehe Baumeifter, Claffen und Stübben: Die Umlegung ftädtifher Grund» 
ftüde und die Zonenenteignung, Berlin bei E. Töche, 1897 ©. 112. 

® Ebendajelbit S.15 u. 113. Blätter für fociale Praris, 1893 Nr. 10 u. 50. 
Eentralblatt der Bauverwaltung, 1893 S. 506. Deutſche Bauzeitung 1896 S. 164. 

3 Gentralbl. d. Bauv. 1898 ©. 623. 
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als die Zonenenteignung in unbebautem Gelände regeln follte!. Der 
Entwurf wurde in veränderter Faſſung im Jahre 1894 vom Herrenhaufe 
angenommen ?, vom Abgeordnetenhaufe aber einer Kommiſſion überwiefen 
und, nachdem er dort abgelehnt worden war, nicht mehr in Beratung 
genommen. Aus den Beratungen in der gedachten Kommifjion geht hervor, 
daß das Weſen des Entwurfs von den maßgebenden Perfjönlichfeiten miß- 
verftanden mwurde?. Nunmehr (Januar 1901) ift von der Preußifchen 
Regierung, wiederum auf Betreiben von Adides, dem Abgeorbnetenhauje ein 
neuer Entwurf vorgelegt worden, welcher zunächſt die Umlegung im Gebiet 
der Stadt Franffurt am Main ordnen, aber auf Antrag auch auf andere 
Städte übertragbar fein fol. Wegen frübzeitigen Zandtagsfchluffes ift auch 
dieſer Gejegentwurf nicht verabſchiedet worden. 

Für den durch Brand zerjtörten Flecken Brotterode im Kreiſe 
Schmalkalden hat die Preußische Regierung auf Grund Königlicher Verordnung, 
betätigt durch Geſetz von 26. April 1896, eine fehr erhebliche Umlegung 
durchgeführt *. 

Das neue Sächſiſche Baugefek ordnet im V. Abjchnitt auch die Um: 
legung in fachgemäßer Weife. Der Antrag hat auszugehen von der 
Gemeindevertretung oder von der Mehrheit der Eigentümer, die zugleich 
die Mehrheit der Fläche beiten muß. Ausführende Behörde ift bie 
Baupolizei (in großen Städten der Stadtrat oder Magiſtrat). Zufünftiges 
Straßenland wird ausgefchteden, fortfallende Wegeflächen werden einge- 
worfen, nicht zu vermeidende MWertunterfchiede zmwifchen dem früheren und 
dem ausgetaufchten Gelände fünnen durch Geld ausgeglichen merben. 
Kommt es zu feiner Einigung fämtlicher Befiger, jo it der Umlegungs- 
plan zunächſt dem Minifterium zur vorläufigen Prüfung vorzulegen und erjt 
nad Erledigung der hierbei gezogenen Erinnerungen öffentlich auszulegen. 
Über die eingehenden Widerfprüche entfcheidet die Baupolizeibehörde und 
ihlieglih das Minifterum, defjen Genehmigung zur Rechtskraft erforderlich 
it. Während des Verfahrens kann für eine Zeit bis zu zwei Jahren ein 





! Vergl. E. Meyn: Stabterweiterungen in rechtliher Beziehung, Berlin bei 
C. Heymann, 1893. Baumeifter, Claffen und Stübben a. a. O. ©. 117. 

? Ebendaf. S. 123. 

8 Ebendaf. S. 11 ff. Merlo: Der Gefegentwurf betr. Stadtermeiterungen und 
Bonenenteignungen (lex Adides), Köln 1394. Stübben: Deutiche Vierteljahrsichr. 
f. ö. Gef., 1896 ©. 13 ff. 

+ Baumeifter, Clafien u. Stübben a. a. O. S. 17 und 135. Deutiche Bau— 
zeitung 1896 ©. 169. Ewald Genzmer: Die ftädtifhen Straßen, erſtes Heft, 1897 
S. 33 fl. 
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Bauverbot verfügt werden. Auch außerhalb des Lmlegeverfahrens kann Die 
Baupolizei die Baugenehmigung abhängig machen von einer vorherigen an- 
gemefjenen Grenzberichtigung. 

Ob es empfehlenswert oder nötig iſt, zur Durdführung folder Um: 
legungen befondere ftaatlihe Behörden nah Art der für ländliche Um— 
legungen bejtehenden Generalfommijfionen einzuridten, wie mehrfach 
vorgejchlagen wurde, mag dahingejtellt bleiben!. In der Regel dürften die 
fommunalen und polizeilichen Behörden, unterjtüßt durch jachverftändiges 
PVerfonal, zur Erledigung der mit den Gemeindeabgaben doch fehr eng zu— 
fammenhängenden Maßnahmen völlig ausreichen. 

Die Zufammenlegung im Sinne Kücler’3? (jiehe Abfchnitt IV, 
©. 153) hat eine gejegliche Regelung noch nirgendwo erfahren. Obſchon 
der fociale Vorteil derfelben nicht verfannt werben foll, dürfte es fich 
doch empfehlen, zunädft die mit den Umlegungsgefegen zu machenden 
Erfahrungen abzuwarten. Der Umftand, daß nad gefchehener Umlegung 
jeder Beteiligte wiederum unbefchränft über feinen Befit, und zwar über 
feinen verbefjerten Beſitz, verfügt, ift geeignet, die Durchführung zu erleichtern 
und dem Umlegungszwang das Unangenehme zu nehmen. Das dauernde 
Verbleiben in einer Zmwangsgenoffenfhaft bis zur gänzlihen Verwertung 
und Abrechnung, wie die Zufammenlegung es mit ji bringt, wird dagegen 
als ſtarke Freiheitsentziehung empfunden werben. 

Die fonftige beftehende und anzuftrebende Geſetzgebung bezieht fih auf 
die Förderung der gemeinnügigen Bauthätigfeit, auf die Wohnungsfürforge 
durd Staat, Gemeinde und Private, auf die baulihen Maßnahmen zur 
Erreihung aefunden Mohnens?, auf die Schaffung von Landhausbezirken, 
auf den Erlaß abgeitufter Bauordnungen (Staffelbauordnungen) und die 
Abſonderung von Fabrikvierteln. Sie werden zum Tetl in demjenigen Ab- 
fchnitte erörtert, der von der „Bauordnung“ handelt, zum Teil in anderen 
Abſchnitten diefer Denkſchrift. 


Vergl. Otto Laſne: Freie Plätze im Stadterweiterungsgebiet, Münden 1899 
S. 6 ff. Windſtoßer: Blätter für adminiſtrative Praxis, 1896 Nr. 5. Abendroth: 
Zum Fluchtliniengeſetz, Allg. Vermeſſungsnachrichten 1900 Nr. 18—20. Sonder: 
abdrud ©. 10. 

? Maßnahmen zur Herbeiführung eines gejundheitlih zwedmäßigen Ausbaues 
der Städte. Deutiche Bierteljahrsichr. f. ö. G., 1896 ©. 15 u. 61. 

° Vergl. Entwurf veichögeiegliher Vorſchriften zum Schutze des gefunden 
Mohnens. Deutiche Vierteljahrsſchrift f. ö. G., 1890 Heft I. 
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VI. Hentiger Zujtand. 


Um von den heute bejtehenden Verhältnifjen in betreff des Stadt- 
erweiterungsplanes und feiner Ausführung ein Bild zu gewinnen, wurde 
an 103 Städte des Deutfchen Neihs von mehr ald 30 000 Einwohnern 
ein Fragebogen verfandt, 17 ragen enthaltend. Auch die Städte Saar- 
brüden und St. Johann wurden hierbei berüdfichtigt, weil fie, obſchon jede 
weniger ald 30 000 Einwohner zählend, zufammen mit dem volfreicheren 
Malitattburbah ein ſtädtiſches Ganze von 75500 Einwohnern bilden. 
Nur drei Städte liefen die geſtellten Fragen unbeantwortet. Die Frage 1 
lautete: „Beſteht ein Stadtbauplan, d. h. feſtgeſetzter Be- 
bauungs=- oder Jludtlinienplan für die ganze Stadtum— 
gebung oder dod für die meijten Teile derjelben?“ 

Bon 100 Städten erflärten 50 im Befite eines das ganze Ermweiterungs- 
gelände oder den größten Teil desjelben umfafjenden Stadtbauplanes zu 
fein. Der Berliner Bebauungsplan erjtredt fi auf das außerhalb der ehe- 
maligen Stadtmauer liegende ſtädtiſche MWeichbild und ſtammt aus dem 
Jahre 1862. Mehrere Städte, jo Bremen, Mülheim am Rhein, Müniter, 
Schöneberg, Worms und andere teilen mit, daß der Plan der Überprüfung 
und Abänderung unterliege; dasfelbe gilt für den Fluchtlinienplan der 
Altſtadt Met, der aus dem Jahre 1823 ftammt. In Altendorf, Cafjel 
und Chemniß ift der Bebauungsplan nicht einheitlih, ſondern in einzelnen 
Teilen nah und nad aufgeftellt. Aus St. Johann wird berichtet, daß die 
vor etwa 15 Jahren erfolgte Bearbeitung fich über ein Gebiet von der 
dreifachen Ausdehnung der Stadt erjtredt und ſich wegen diejer großen 
Ausdehnung als nachteilig ermwiejen habe. 

10 Städte, nämlid Altona, Darmftadt, Freiburg i. B., Hildesheim, 
Karlsruhe, Kiel, Münden, Regensburg, Stuttgart und Trier, jind im 
Befite eines Gefamtplanes, bewirken aber entjprechend dem Bedürfniſſe die 
förmliche Feſtſtellung der einzelnen Teile nacheinander. 

Eine Stadt (Schwerin) hat feinen Stadtermeiterungsplan ; 39 Städte 
befigen Fluchtlinienpläne, welche ſich über einzelne Straßen erjtreden. In 
Borbereitung find umfafjende Bebauungspläne in Bamberg, Charlottenburg, 
Elberfeld, Flensburg, Gelfenfirhen, Halberitadt, Hamburg, Linden, Me, 
Mühlhaufen in Thür., Oberhaufen, Offenbah, Remſcheid, Rheydt, Ulm 
und Wiesbaden. 

Die Antworten auf die Frage 2: „Erjtredt ſich die Blanfeit- 
fegung im mwejentliden auf die vorhandenen Wege, oder tit 
aucd eine mehr oder weniger vollftändige Blodteilung vor- 
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gefehen?“ ergeben, daß im allgemeinen eine mehr oder weniger volljtändige 
Blodteilung vorgefehen it. Aus Altona, Halle, Karleruhe, Köln, Lübeck, 
Magdeburg und Straßburg wird berichtet, daß eine fpätere Unterteilung 
der Blöde, je nah Bedürfnis, ausdrüdlidh vorbehalten ift. Teils durch— 
geführte Blodteilung, teils Befhränfung der Flucdtlinien auf vorhandene 
Mege, zeigen die Stadterweiterungspläne von Danzig, Düffeldorf, Harburg, 
Köln, Linden, Maljtatt-Burbad, Mülhaufen im Elſaß, Mülheim a. d. Ruhr, 
DOberhaufen, Remscheid, Thorn und Wiesbaden. In den Städten Bremen, 
Frankfurt a. d. Oder, Nheydt und Stralfund erjtredt ſich die Fluchtlinien— 
feftfeßung im mefentlihen nur auf die Hauptitraßen bezw. auf vorhandene 
Wege. 

Die 3. Frage: „Iſt bei der Entfcheidung über die Anordnung und 
Größe der Blöde au die wahrſcheinliche Bejtimmung derjelben 
für Wohn- oder gewerblihe Zwede, für große oder kleine 
Mohngebäude, für hberrfhaftlide Wohnungen und für 
Kleinwohnungen, für gefhlofjene oder offene Bauweiſe zu 
Grunde gelegt worden?” beantwortet etwa ein Drittel der Städte mit ja, 
ein Drittel unbejtimmt oder ausmweichend. 

Die Frage 4: „Beſtehen ortsjtatutarifche, (polizeiliche, 
gemeinderätlidhe) Feſtſetzungen über Straßenbreite und 
Blodgröße” wird bezüglih der Straßen mehr oder weniger beftimmt 
mit ja beantwortet von den Städten Altendorf, Bamberg, Bernburg, 
Bohum, Brandenburg, Braunschweig, Bremen, Colmar, Darmftadt, Defjau, 
Freiberg in Sachſen, Hamburg, Harburg, Hildesheim, Königsberg, Landsberg, 
Lübed, Mainz, Malftatt-Burbah, Mühlhaufen in Thür., Mülhaufen im 
Elſaß, Mülheim am Rhein, Münden, Oberhaufen, Offenbach, Potsdam, 
Remſcheid und Rheydt. Es find indes vorwiegend nicht Ortsitatute, welche die 
Breitenmaße für Straßen feitfegen, jondern bloße Bolizeiverfügungen oder 
Stadtverordnetenbeſchlüſſe. 

Die geringſte zuläffige Straßenbreite beträgt 7 m in Lübeck; dort 
werden unterſchieden verfehrloje Wohnſtraßen mindeſtens 7 m in den Vor— 
jtädten und 9 m in der Stadt, Nebenjtraßen mindeftend 10 m in den 
Vorfjtädten und 12 m in der Stadt, Hauptitraßen erjter Ordnung mindeftens 
25 m. In Hamburg gilt als geringite Breite für Nebenftrafen 8 m 
(befonders zwifchen Borgärten), ala Normalmak für Verfehrsitraßen 17 m 
und für Hauptjtraßen der Stadterweiterung 20—30 m. Die regelmäßige 
Mindejtbreite beträgt für Wohnftraßen 9 m in Regensburg und Saarbrüden, 
10 m in Bremen, Maljtatt-Burbah und Köln, 11,3 m in Oberhausen, 
11,5 m in Remſcheid (bei einfeitiger Bebauung nur 10 m), 12 m in 
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Bamberg (die neueren Straßen werden 18—25 m angelegt), in Anhalt 
(Bernburg teilt mit, daß in den Städten die neuen Straßen nur 15 m, 
18,5 m und 20 m breit bergejtellt werden), Brandenburg (Nebenftraßen 
nicht unter 12 m, Hauptitraßen nicht unter 15 m), Colmar, Freiberg in 
Sadien, Mühlhaufen in Thür., Mülhaufen im Elſaß und Königäberg. 
Niht unter 12,5 m follen ftäbtifhe Straßen angelegt werben im 
Großherzogtum Heflen, nit unter 13 m gemäß Magiftratsbefhluß in 
Münden (Mohnftraßen 13—16 m, mittlere Straßen 18—25, Hauptitraßen 
30—40 m), in der Negel nicht unter 14 m in Braunfchweig, in der Negel 
nicht unter 15 m in Altendorf, Bohum, Harburg (Nebenverkehrsſtraßen 19 
bis 20 m, Hauptverfehrsftraßen 25— 30 m), Mülheim am Rhein, Potsdam 
(bei Anwendung von VBorgärten 11,5 m) und Nheydt, in der Negel 19 m 
in Landsberg a. W. 

Über die Abmefjungen der Baublöde beitehen jehr wenige Beftimmungen. 
In Anhalt verlangt die Regierung eine Bauftellentiefe von mindeftens 35 m; 
Oberhauſen fchreibt eine geringjte Blodtiefe von 75 m, Lübeck eine foldhe 
von 35 m, Bremen eine größte Blodlänge von 200 m vor. 

Die Frage 5 lautet: „Iſt im Bebauungsplan ein ausdrüd- 
liher Unterfhied gemacht zwiſchen PVerfehrsftraßen und 
MWohnftraßen, wenn man unter den legteren folde Straßen 
verfteht, die nicht für den durchgehenden Verkehr beftimmt 
find?” Die 21 Städte Altona, Augsburg, Beuthen, Brandenburg, Danzig, 
Elberfeld, Frankfurt a. M., Geljenfirhen, Görlig, Hamburg, Hannover, 
Kiel, Köln, Leipzig, Ludwigshafen, Münden, Osnabrück, Regensburg, 
Saarbrüden, Trier und Worms beantmworteten diefe Frage mit ja, an- 
fcheinend in einzelnen Fällen ohne hinreihende Würdigung der Bedeutung 
derjelben. Charlottenburg führt den in Rede ftehenden Unterſchied durch 
bei den in Ausarbeitung begriffenen neuen Teilen de3 Bebauungsplanes. 
Münden teilt mit, der dortige Baulinienplan beruhe auf der Unter- 
ſcheidung zwifchen Wohn: und Verkehrsſtraßen und zwar derart, daß Haupt- 
jtraßen 30-40 m, mittlere 18—25 m, Wohnitraßen 13—16 m Breite 
erhalten, meiſt zwiſchen Vorgärten. Regensburg geht bei Wohnitraßen 
hinab bis auf 9 m Breite, ebenfo Saarbrüden (mit 4—5 m tiefen Vor» 
gärten). Ühnlihe Mindeftmaße fommen vor in Elberfeld, Hannover, Kiel, 
Köln, Trier und Worms. In Mannheim wird die grundfäßliche Unter: 
ſcheidung von Wohn: und Verfehrsjtraßen für die Zukunft beabfichtigt. 
Die meiften Städte beantworten die Frage mit „nein“ oder unbeftimmt. 

Auf die jechite Frage: „Iſt indem Stadtbauplan vorgesehen, 
daß die vorhandenen Wafferläufe nit innerhalb der Bau: 
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blöde, fondern in der zufünftigen Straße liegen follen?“ 
antworten die meiften Städte mit „ja”, mehrere Städte antworten aus— 
weichend oder unentfchieden oder geben an, Waſſerläufe nicht zu befigen. 
Augsburg, Eaffel, Chemnig, Danzig, Duisburg, Guben, Hagen, Hamburg, 
Königsberg, Landsberg, Leipzig, Mühlhaufen in Thür., Münden, Ober- 
haufen, Offenbach, Roftod, St. Johann und Straßburg verneinen entweder 
die Frage oder erklären, daß die MWaflerläufe teils in den Straßen, teils 
in den Blöden ihren Plat finden. Berlin teilt mit, daß in dem Be- 
bauungsplan von 1862 im allgemeinen die Wafferläufe auf beiden Seiten 
mit öffentlihen Straßen eingefaßt feien, daß jedoch in den mittleren Stadt» 
teilen das Angrenzen der Blöde an die Flußläufe nicht felten fei; doch fei 
bier nachträglich durch Feitfegung von Fluchtlinien für Uferftraßen darauf 
Bedacht genommen, die Übelftände zu befeitigen, welche das unmittelbare 
Anftoßen der Baugrundftüde an die, öffentlichen Wafjerläufe hervorrufen. 
Stettin fagt, daß jegt überall die Wafjerläufe in die Straßen gelegt 
werden, und daß dies nachgeholt werde, wo es früher verfäumt wurde. In 
Zwidau hat man den requlierten Wafjerlauf nur bei offener Bauweiſe 
in die Baublöde gelegt. 

Die Frage 7 bezieht fih auf öffentlihe Plätze und lautet: „Für 
weldhe Zwede find freie Plätze vorgefehen? Sind ins- 
befondere aud freie Plätze angeordnet, deren fpätere Be- 
bauung mit öffentliden Gebäuden ftattfinden ſoll?“ Darauf 
antworten 35 Stabte, daß ihre im Bebauungsplan vorgejehenen öffentlichen 
Plätze ausschließlich zur Freilaffung, nicht aber zu irgend welcher Bebauung 
bejtimmt feien. 19 Städte ertlären, die Plätze follen auch für Kirchenbauten 
dienen; 27 wollen die Pläge nicht nur für Kirchen, fondern gegebenenfalls 
auch für Mufeen, Theater, Markthallen und fonjtige öffentlihe Gebäude in 
Anſpruch nehmen; 21 Städte ſprechen jih ausmweichend oder unbejtimmt aus. 
Von Berlin heißt es, daß die freien Pläge für Beichaffung von Luft und 
Licht, für Gartenanlagen und urfprünglih auch für offene Märkte beitimmt 
. find, ausgefprochenermaßen aber bei Aufftellung des polizeilichen Bebauungs- 
planes von 1862 auf eine fpätere Bebauung freier Pläge durd öffentliche 
Gebäude nit Bedacht genommen wurde; bei fpäteren Ergänzungen des 
Planes ift dies jedoch in einzelnen Fällen gefchehen. Heilbronn teilt 
mit, daß nad) der Bauordnung die im Stabtbauplan vorgefehenen freien 
Plätze nicht überbaut werden dürfen, daß es aber im Wege der Dispenfation 
fhon gejtattet worden fei, eine Kirche auf einem folchen Plage zu errichten. 
Aus Köln wird berichtet, daß gegenüber dem Widerſpruch eines Grund- 
befigers minifteriell entſchieden worden fei, die teilmeife Erbauung eines 
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auf Grund eines Bebauungsplanes durh Enteignung erworbenen Plates 
mit einer Kirche fei ftatthaft. Wiesbaden dagegen ſpricht ſich dahin aus, 
daß durh die Widmung freier Pläbe für die Grrichtung öffentlicher 
Gebäude Eigentumsbeihränfungen auferlegt werden, melde auf dem Wege 
der ;Feitftellung eines Fluchtlinienplanes nicht zuläflig find; derartige Bau— 
pläße gelten nicht ala Pläge im Sinne des S 1 des Preußifchen Flucht: 
lintengefeges von 1875 (Erkenntnis des Dberverwaltungsgerihts vom 
25. September 1891, Nr. 52, Band XXI, S. 378—382), Münden 
unterjcheidet Verfehröpläge, deren Fläche mit den Straßenflähen zuſammen 
25— 306 der Gejamtflähe ausmachen, und ftaubfreie vom Verkehr abge- 
legene Anlagenpläte, welche nad) ftrenge durchgeführter Minijterialentichließung 
rund 5 %o der Gefamtfläche erreichen müjjen; für öffentliche Gebäude werden 
thunlichſt Baugründe an freien Pläten vorgejehen, die teils ſchon im 
gemeindlichen Befit find oder durh Kauf oder Taufc erworben werden 
können. — 

Frage 8 lautet: „Sind außer den Pflanzungen auf Straßen 
und Plätzen auch felbftändige öffentlihde Pflanzungen 
(Stadtparf, Volksgarten u. f. w.) in dem Stadtbauplane 
vorgefehen?” 47 Städte antworteten ja, 39 nein, 14 unbejtimmt. 
Landsberg teilt mit, daß für jeden größeren Stadtteil ein geräumiger 
Plag von mindejtens 2 Hektar Flächeninhalt zur parkartigen Anlage vor: 
gejehen fei. Saarbrüden hat die Anlage einer Promenadenpflanzung 
auf dem nicht bebaubaren Flutgelände der Saar in etwa 5 km Länge und 
durhfchnittlihd 50 m Breite in Ausfiht genommen. Met die Anlage 
einer Promenade am öſtlichen Rande des Mofelthals, d. h. an der natür= 
lichen Grenze der Bebauung der Neuſtadt. Münden erwähnt, dak die 
oben genannten 5°o Gartenpläge thunlichit zufammenhängend aus dem Be- 
bauungsgebiet herausgefchnitten werden, was aber mangels eines gejeglichen 
Zufammenlegungsverfahrens nur im Großgrundbejig möglich fei; darin 
zeige fich eine vorteilhafte Seite der Terraingefellihaften. In Bamberg 
„it lediglih eine! Schonung der berühmten Hainanlagen angejtrebt und 
durch ortspolizeiliche Vorfchriften feitgefegt, daß in deren Umgebung nur im 
Billenftil mit großen Gärten und Parkanlagen gebaut werden darf“. 

frage 9 bezieht ſich auf die vorgefchriebene Tiefe der Borgärten. 
Keine Vorgärten murden bisher vorgefchrieben in Gelſenkirchen. Spandau 
erflärt feine Vorgärten mehr vorzufchreiben. Worgärten von 2—3 m 
Tiefe find feitgeftellt in Braunfchmweig, Fürth und Nemjdeid, von 2—4 m 
in Dortmund, von 2—5 m in Danzig und Mülhaufen im Elfaß, von 
2—6 m und mehr in Bremen, von 2—10 m in Mainz. 3 m ift Das 


172 J. Stübben. 


üblihe Maß in Altendorf, Bernburg, Beuthen, Bodum, Frankfurt a. d. 
Dver, Oberhaufen und Stralfund; 3—4 m in vier Städten, 3—5 m in 
zehn Städten, 3—6 in 10 Städten, 3—6,5 in Colmar, 3—7 in St. Johann, 
3—8 m in Liegnitz und Potsdam, 3—9 m in Erfurt, Harburg, Worms 
und Würzburg, 3—10 m in Aachen, Hannover, Köln und Lübeck, 3 bis 
15 m in Hamburg. Gießen giebt die Vorgartentiefe auf 3,5 bis 5 m, 
Charlottenburg auf 3,5—7,5 m, Schöneberg auf 3,35—6 m, Berlin auf 
8,8—10 m.an. In neungehn Städten beträgt die geringite Tiefe 4 m; Dabei 
jteigt diefelbe bis auf 5 m in Mülheim a. Rh., Saarbrüden und Thorn, bis 
auf 6 m in Gera, Ludwigshafen und Straßburg, bi auf 7 m in Brom- 
berg, bis auf 8 m in Defjau, bis auf 10 m in Heidelberg und Kaifers- 
lautern, bi auf 12 m in Augsburg und Bamberg, bis auf 15 m in Mühl— 
haufen in Thür. und in Altona; an letgenannten Orten finft die Vor- 
gartentiefe nur ausnahmsweife unter 10 m. Bon 4,5 m bis 10 m wechſeln 
die Vorgartentiefen in Dresden; 5 m iſt das Mindeftmaß in 18 Städten, 
dabei wählt die Tiefe big auf 7 m in Mannheim, bis 8 m in Heilbronn, 
bis 8,5 m in Chemnitz, bis 10 m in Düffeldorf, Frankfurt am Main, 
Krefeld, Münden und Regensburg, bis 15 m in Görlig, bis 20 m in 
Wiesbaden, bi8 10 m und ausnahmameife bis 30 m in Kiel. 5,5 m ift 
regelmäßige Vorgartentiefe in Halle und M. Gladbach, 6 m ift Mindeftmak 
in Freiburg i. B. (6—20 m), Karlsruhe (6—12 m), Leipzig; Stettin end- 
lich giebt die Vorgartentiefe auf S—10 m an. 

In der Frage 10 iſt die Heritellungsmweife der neuen Straßen be- 
handelt; es ift gefragt, „ob die Herftellung der neuen Straßen 
in der Regel geſchieht: 

a) feitens der Stadt für ftäbtifhe Rechnung (vorbehaltlich 
etwaiger fpäterer Nüdfordernng von den Anbauern) ? 

b) feitens der Stadt für Rechnung der Örundeigentümer 
auf Grund befonderer Verträge ? 

c) ſeitens der Grundeigentümer unter Aufſicht der Stadt?“ 

Auf a antworten 22, auf b 16, auf e 5 Städte bejahend. Bei mehr 
als der Hälfte der Städte fommt teil3 a, teild b in Anwendung, bei einem 
Drittel der Städte in geeigneten Fällen auch e. Chemnit, Gelfenfirchen, Leipzig, 
Plauen und Remfcheid teilen mit, daß bei ihnen der Straßenbau in der Negel 
feitend der Grundeigentümer unter ftäbtifcher Auffiht ausgeführt werde, 

Cine förmliche Unterfheidung zwifchen vorläufiger und end- 
gültiger Straßenherjtellung greift in 21 Städten Pla; der Anbau fann 
fhon nad vorläufiger Heritellung erfolgen. In Altenburg geſchieht die 
erſte Herftellung in Steinfchlag ; die fpätere Pflaſterung erfolgt, ſoweit not- 
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wendig, für jtädtifche Rechnung. In Cafjel, Hagen, Hamburg, M. Gladbach, 
Schöneberg und anderen Orten wird zwar vorläufiger Ausbau geitattet, die 
Erjagleiftung der Grundbefiter aber nach den Gefamtfoften des vorläufigen 
und endgültigen Ausbaues bemeſſen. In Flensburg wird die endgültige 
Pflafterung verlangt, fobald die Straße zur Hälfte bebaut ift, in Halle meift 
erjt nach Bebauung von zwei Dritteln, in Frankfurt a. M. nad Bebauung 
von drei Vierteln der Fronten. In Ludwigshafen trifft die Angrenzer nur 
die Ausgabe für die erite (vorläufige) Herftellung. 

Die Frage 11 lautet: „Werden der Regel nad die Ent- 
wäſſerungs-, Beleudtungs- und Wafferverforgungs:Ein- 
rihtungen fofort beim Straßenbau (alfo vor Aufbringung 
der Straßendede) mit ausgeführt?" Faſt alle Städte haben auf 
diefe Frage mit „ja“ geantwortet, wobei mohl jtellenmweife die Abjicht für 
die Zufunft als wirkliche Gegenwart betrachtet worden ijt. Ludwigshafen 
und Regensburg fagen deshalb: „ſoweit möglih“. Magdeburg fchränft 
die Bejahung ein mit den Worten: „von vornherein, wenn es fih um 
Straßen zur Bebauung durch Privatunternehmer handelt.“ In Chemnitz 
und Mannheim werben in der Regel beim erjten Straßenbau nur die Ent- 
wäſſerungskanäle mit hergeitellt. In Darmftadt erfolgt die Herftellung der 
Kanäle, Beleuchtungs- und Wafjerverforgungseinrichtungen erjt, wenn Die 
Straße zum überwiegenden Teil bebaut ift, jedoch bevor diefelbe endgültig 
befejtigt wird. In Münden werden die Beleuchtung und die Waſſer— 
verforgung in der Regel Hand in Hand mit der Straßenherftellung ein» 
gerichtet, die SKanalifation dagegen meiſtens jpäter: in der Zwiſchenzeit 
behilft man ſich mit Verfißgruben. In Hagen und Königshütte werden 
zwar Beleudhtung und Wafjerverforgung fofort, die Entwäfjerungsfanäle aber 
nur teilmeife bei der Straßenherjtellung mit ausgeführt; ähnlih in Ober- 
haufen. In Krefeld geihah die Einrichtung der Leitungen bisher nicht 
unmittelbar beim Straßenbau, wird aber für die Zukunft beabfichtigt. 
Harburg und Mülhaufen im Elſaß haben die Frage bezüglih der Ent: 
mwäfjerungsfanäle, Geljentirhen, Katjerslautern und Straljund haben fie 
überhaupt verneint. 

Frage 12: „Sind zu Gunſten von Kleinwohnungen Verein- 
fahungen in der Herftellung der Straßen und deren Zu— 
behör eingeführt, oder Ermäßigungen von Anliegerbeiträgen 
zugeftanden worden?” wurde von 55 Städten verneint. Augsburg, 
Bremen, Danzig, Dresden, Frankfurt a M., Gießen, Halberjtadt, Halle, 
Harburg, Hildesheim, Kiel, Koblenz, Leipzig, Mannheim, Mülheim a. d. 
Ruhr, M. Gladbach, Danabrüd, Poſen, Rheydt, Stettin, Trier und Worms 
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bejahen den erften Teil der Frage. Beitragermäßigungen wurden, meiſtens 
von Fall von Fall, zum Teil nur ausnahmsweiſe, zugeitanden in Aaden, 
Altona, Bonn, (Braunfchweig), Duisburg, Düffeldorf, Erfurt, Flensburg, 
Freiburg i. B., Fürth), Guben, Hamburg, Hannover, Heidelberg, Heil- 
bronn, Kiel, Köln, Ludwigshafen, Magdeburg, Mannheim, Mülheim 
a. d. Ruhr, Münden, M. Gladbach, Saarbrüden, St. Johann und Würz- 
burg. Braunfchweig beantwortet die Frage mit den Worten: „In den legten 
Jahren nit mehr.“ Die Städte Ulm und Freiburg i. B. Haben Wohnhäufer 
zur allgemeinen Vermietung an Arbeiter für ftädtifche Rechnung erbaut (ebenfo 
mande fleineren Städte, wie Berg.-Gladbadh, Geldern, Rees u. ſ. w.). 

Die Frage 13 richtet fih dahin, „ob zum Zweck von Straßenbauten 
das Enteignungsverfahren oft hat angeordnet werden 
müſſen und ob Unzuträglidfeiten ſich dabei herausgeitellt 
haben?“ 41 Städte haben den erſten Teil diefer Frage bejaht; unter den 
verneinenden befinden ſich die bayrijchen Städte, denen die Enteignung 
zufünftigen Straßenlandes rechtlich nicht zufteht. Über Unzuträglichkeiten 
berichten 21 Städte, davon 9 (Berlin, Charlottenburg, Erfurt, Frankfurt 
a. M., Kiel, Köln, Magdeburg, Poſen, Stuttgart) über den Zeitverluft 
durch die Zangmwierigfeit des Verfahrens, 10 (nämlich Braunfchweig, Dort- 
mund, Düfjeldorf, Flensburg, Frankfurt a. M., Magdeburg, Mülheim 
a. d. Nuhr, Münfter, St. Johann und Zwidau) über die Zubilligung 
hoher Entichädigungsbeträge. Frankfurt a. M. tadelt zudem die Häufung 
der Inſtanzen; Hannover beflagt, daß nur dad Straßenland, nicht 
auch feitlih neben der Straße liegende Flächen enteignet werden fünnen ; 
St. Johann beridtet, daß die Enteignungen häufiger geworden und beim 
Grundbeſitz nicht unbeliebt feien, weil auf reichlihe Entſchädigung mit 
Erfolg gerechnet werde; Karlsruhe teilt mit, daß die Enteignungen feit dem 
Erlaß des Badifchen Umlege-Gejeges an Zahl abgenommen haben. . 

Frage 14 lautet: „Sind vor Herftellung neuer Straßen 
ungeregelte Örundjtüdslagen nah Maßgabe der feitgejegten 
Baulinien durd Umlegung geordnet worden, und zwar: 

a) freiwillig auf Grund von Umlegungsplänen durd 
VBermittelung der Stadt? 

b) unter Ausübung gejetliden Zwanges?“ 

Freimillige Umlegungen bei Einjtimmigfeit der Beteiligten unter Mit- 
wirfung der Stadt werden berichtet von 36 Städten. In Darmitadt und 
Mainz geihah die Umlegung in ausgedehntem Make, weil diefelbe gejeglich 
zur Vorbedingung für die Erteilung der Bauerlaubnis gemadt werden fann. 
In Franffurt a. M., Köln, Düfjeldorf, Mülheim am Rhein, Liegnitz, Potsdam 
St. Johann, Wiesbaden und anderen Städten haben mande Umlegungen nicht 
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durchgeführt werden Fünnen, weil es an der gefeglihen Handhabe bislang 
fehlt. In Hannover wurde in den Jahren 1890—95 ein Gelände von 
90 Hektar Ausdehnung auf einftimmigen Antrag der Eigentümer unter 
Anwendung des landwirtjchaftlichen Verkoppelungsgeſetzes durch die Königliche 
Generalfommiffion nah Maßgabe des feftgefegten Stadterweiterungsplanes 
umgelegt. Wie aus Heidelberg und Karlsruhe berichtet wird, wird die frei- 
millige, alfo einftimmige Umlegung dadurch erreicht bezw. erleichtert, daß 
im alle der Nichteinigung das Gefet (vom 6. Juli 1896) mit feinem 
Zwange dahinter fteht. 

Über Zmwangsumlegungen wird berichtet aus Berlin, wo für einzelne 
Stadtteile vor dem Jahre 1875 auf dem Wege der ländlichen Verkoppelung 
(Separation) die Umlegung der Grundftüde ftattfand. Ebenfo find in 
Mühlhaufen in Thür. in neuerer Zeit drei Bebauungsgebiete unter Ver— 
mittelung der Königlichen Generalfommiffion zu Merfeburg im gejeglichen 
ländlihen Verfahren für Bebauungszwede umgelegt worden; dasfelbe 
Scheint in Görlig gefchehen zu fein. In Hamburg tritt der Zwang des 
Umlegungsverfahrens erſt ein, fobald der Bebauungsplan für eine beftimmte 
Gegend geſetzlich feitgeftellt fein wird, was nur in geringem Mafe der Fall 
ift; in einigen Fällen ift daS Verfahren eingeleitet, aber noch nicht zum 
Abſchluß gefommen. In badifhen Städten wurde der Umlegungszwang 
nah Maßgabe des Gefetes von 6. Juli 1896 mehrfah durchgeführt. 
Zahlreiche preußifche Städte bezeichnen den geſetzlichen Umlegungszwang als 
dringend erforderlich. 

Die ragen 15, 16 und 17 beziehen fih auf die Konflilte, melde 
entjtehen fönnen zwiſchen der eititellung und Durdhführung des Stadt- 
erweiterungsplanes einerfeitS und den Cifenbahnanlagen ſowie ähnlichen 
Unternehmungen mit Enteignungsbefugnis andererfeits. Und zwar lautet 
Frage 15: „Habenvorhandeneoderbeabjichtigte Staatsbahn- 
anlagen oder Kleinbahnen ſich als hinderlich für die Feit- 
ftellung eines zwedmäßigen Bebauungsplanes ermwiefen, 
und welder Art waren dieje Behinderungen?“ Nicht weniger 
als 63 Städte haben auf diefe Frage bejahend geantwortet. Darunter 
beflagen jich zwei Städte, nämlich Augsburg und Stettin über Kleinbahnen, 
melde das Baugelände durchziehen und die Strafen nit in dem Mae 
fchienenfrei und verfehräbreit freugen, wie es für die Ausdehnung der Stadt 
und die zweckmäßige Blodteilung erforderlich it. Alle anderen Außerungen 
beziehen fih auf VBollbahnen (Staatsbahnen) und heben metjtens die 
Schädiqungen hervor, welche für den Stadtverkehr und die Stadterweiterung 
aus den Nivenuübergängen und aus der zu befchränkten Zahl und Breite 
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der Über: oder Unterführungen erwachſen, fowie aus den Unzuträglichfeiten 
derjenigen Über- und Unterführungen, melde mit ihren Zufahrtrampen 
aufgejchüttet oder eingejchnitten werden müſſen, wenn die Bahn in ber 
Geländehöhe liegt und liegen bleibt. Berlin berichtet, daß die Bollbahn- 
anlagen ſowohl bei Aufitellung der Fluchtlinienpläne ald auch ganz befonders 
durch nachträgliche Zerjtörung des vorhandenen Bebauungsplanes als jehr nach— 
teilig für das Straßennetz fich erwiejen haben ; nicht nur mußte in vielen Fällen 
auf die Anlage wichtiger durchgehender Verfehrszüge verzichtet werden, bezw. 
wurden jolde infolge der Bahnanlage aufgehoben, fondern es wurden aud) 
die Steigungsverhältnifje der erhaltenen oder der zu erhaltenden Straßenzüge 
in ungünjtiger Weife beeinflußt und durch die damit verbundene Anhöhung 
oder Senfung der Straßen über oder unter das anliegende Gelände die 
Bebauung des letzteren erfchwert und verteuert. Mehrere Städte, mie 
Altenburg, Caſſel, Kiel, Krefeld, Landsberg, Magdeburg, Mülhaujen i. E., 
Offenbach, Ulm, flagen über die die Stadtteile von einander trennenden 
Bahnhofsanlagen ; andere, wie Nahen, Beuthen, Colmar, Charlottenburg, 
Deflau, Flensburg, Hagen, Halberftadt, Koblenz, München (Simbader Bahn), 
bedauern, daß Bahnlinien auf lange Streden das Bebauungsgelände ohne 
Rückſicht auf gute Verbindungen zerfchneiden. Defjau, Dresden, Düfjeldorf, 
Gera, Köln, Mes, Mülheim a. Rh., Görlig, Zwidau und andere Orte 
erwähnen, daß jie durch Eijenbahnanlagen und Eifenbahnentwürfe längere 
Zeit an der Feititellung von Bebauungsplänen bezw. an der Ausdehnung 
der Stadt behindert worden jeien bezw. noch jeien. 

Die Frage 16: „Sind Eifenbahnentwürfe und Bebauungs: - 
pläne auf Grund gemeinfamer Bearbeitung zur Feititellung 
gelangt?” wird erfreulichermeife bejaht von 13 Städten, nämlid von 
Bamberg, Geljenfirhen, Hamburg, Harburg, Kiel, Koblenz, Mainz, Pforz— 
heim, Remſcheid, Roſtock, Stuttgart (in mäßigem Umfange), Worms und 
Würzburg, jevoh ohne nähere Angaben, ferner von Charlottenburg, wo bei 
der Anlage der Stadt: und Rinabahn eine gemeinfame Entwurfberatung 
jtattgefunden hat. Ulm berichtet über Mißerfolg, Bremen und Lübed 
erwähnen die für Eifenbahnanlagen erforderliche geſetzliche Genehmigung ; in 
Lübeck wurden Eifenbahnentwürfe und Bebauungsplan-Änderungen gemeinfam 
beraten, aber noch nicht fejtgeitellt. München und Potsdam teilen mit, daß 
fie ji mit der Eifenbahnvermaltung in ftändiger Fühlung halten; Magde— 
burg erflärt dies für erwünſcht. Met berichtet über Eifenbahnentwürfe, 
welde die geplante Stadterweiterung empfindlich beeinträchtigen, aber infolge 
von Gegenvorſchlägen und Verhandlungen abgeändert wurden; Negens- 
burg berichtet über Verhandlungen zu Veränderungen des Bebauungsplanes 
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aus Anlaß der Bahnhofserweiterung; Stettin beſchwert fih, erft auf 
eigened Drängen zur Mitarbeit an einem Eifenbahnentwurf zugelaffen 
worden zu fein, aber nur mit teilweifem Erfolg; Mülheim am Rhein 
Elagt, daß die Verlegung der Staatsbahnanlagen einfeitig von der Eifen- 
bahnbehörde bearbeitet worden jei und die Stadt ſich erft nachträglich, fo 
gut ed ging, darnach einrihten mußte. Colmar bedauert ebenfalls die 
getrennte Bearbeitung der Eifenbahn- und Stabterweiterungsfragen; bie 
Eifenbahnbehörde hielt zur Vermeidung von Bodenfpefulationen ihre Pläne 
geheim. Bonn, Brandenburg, Chemnig, Heidelberg und Köln berichten 
über gemeinjame Bearbeitung von Entwürfen zu Klein und Induftriebahnen. 
73 Städte haben leider die gejtellte Frage mit einem einfadhen „Nein“ 
beantwortet. 

Auf die legte Frage, Nr. 17: „Welde Einwirkungen auf die 
Durhführung des Bebauungsplanes hat das nadhträglide 
Eintreten eines mit Enteignungsbefugniffen ausgejftatteten 
Unternehmens (3. B. einer Eifenbahn) in das Plangebiet 
gehabt?“ antworten 79 Städte entweder nicht oder jagen, der Fall fei 
noch nicht vorgekommen; Magdeburg fügt die Bemerkung hinzu: jedenfalls 
gelte alsdann der feitgefegte Bebauungsplan und gehe anderen Intereſſen vor. 

15 andere Städte, nämlidh Aachen, Berlin, Braunfchweig, Bremen, 
Colmar, Dresden, Duisburg, Düfjeldorf, Frankfurt a. M., Freiburg i. B., 
Görlig, Heidelberg, Heilbronn, Kaiferslautern und Mülheim am Rhein, 
berichten, daß fie in ſolchen Fällen genötigt gewefen find, den Bebauungs- 
plan in umfangreicher oder geringerer Ausdehnung aufzuheben und durch 
Neubearbeitung den projeftierten Eifenbahnanlagen anzupafjen. Freiburg i. B. 
drüdt jih dahin aus, daß ganze Bebauungspläne neu aufgeitellt werden 
mußten und daß es fich gerade mit Rüdfiht auf foldde und ähnliche Vor- 
fommnifje nicht empfehle, Bebauungspläne für eine weite Zukunft gefeblich 
feitzulegen. Aud in Krefeld wird anläßlich des bevorftehenden Bahnhofs- 
umbaues ein fleiner Teil des Bebauungsplanes abgeändert. In Malitatt- 
burbad muß eine 17,5 m breite, auf einer Seite bebaute Hauptſtraße zu 
Gunjten der auf der anderen Seite heranrüdenden Eifenbahn verfchmälert 
werden. Berlin und Colmar betonen bejonderd die Verfchlechterung des 
feitgejegten Bebauungsplanes durch nachträglid) eingetretene Eifenbahnanlagen. 
Münſter teilt mit, daß die Eifenbahnbehörde in einem noch ſchwebenden 
Falle ihren Entwurf zurüdgezogen habe, nachdem die Stadt auf Grund des 
fejtgefegten Bebauungsplanes Einfpruc erhoben hat. In Kiel wurden ſtädtiſche 
Straßenanlagen (Stranditraße) und Hafenerweiterungen vereitelt oder erſchwert 
durd den nachträglichen Eintritt von Marinebauten; auch wird dadurch der 
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Charakter eines für die landhausmäßige Bebauung beitimmten Stadtteils 
derart verändert, daß eine andere Bauart Platz greifen muß. Beuthen und 
Königshütte berichten, daß die Durhführung von Bebauungsplänen erfchwert 
bezw, vereitelt werde durch das Eintreten der Bergbehörden im Intereſſe des 
Grubenbaues; Königshütte fügt aber hinzu, daß die Grundeigentümer von 
den Grubenbejigern entſchädigt werden. 


VI. Ausblick in die Zukunft. 


Einleitung. Zweifellos hat das Stadterweiterungsweſen im legten 
Jahrzehnt ſehr erhebliche Fortfchritte nad allen Richtungen gemadt. Männer 
der Technik, der Kunft, der Hygiene und der Verwaltung, fomwie Vertreter 
der Socialpolitif haben fih in fteigendem Maße den Stabterweiterungs: 
angelegenheiten, die einen jo mwejentlihen Teil der ganzen Wohnungzfrage 
bilden, zugemwendet, und ftellenweife hat aud die Gefeßgebung fi des ver- 
arbeiteten Stoffes bemädtigt. Die fommende Generation findet wohl vor- 
bereitete Lehren und geordnete Erfahrungen vor, deren Sichtung und ſach— 
gemäße Anmendung ihr obliegt. Wir dürfen darauf vertrauen, daß die 
Stabterweiterungen des neuen Jahrhundert? in allen wichtigen Beziehungen 
der bisherigen Städtebauthätigfeit, die gewiſſermaßen unvorbereitet in fo 
gewaltigem Maßſtabe ſich entwidelt hat, überlegen fein werben. 

Tehnifh-fünjtlerifher Fortſchritt. Die technifchen und 
fünftlerifchen Grundfäge des Städtebaus dürfen als ziemlich abgeklärt be- 
trachtet werden. Bon fchematifchen „Syftemen“, geometrifchen Muftern und 
gefünftelten Regelmäßigfeiten oder Unregelmäßigfeiten ſich frei haltend, wird 
der mit dem Stoff vertraute Entwerfer eines Stabterweiterungsplanes jeine 
Aufgabe in Bezug auf ihre richtige Grundlage, Beitimmung und Ausdehnung, 
in betreff der Anforderungen des Verkehrs, der Wohnungen und der öffent: 
lihen Gebäude nad) praftifhen und fünjtlerifhen Erwägungen zu erfajlen 
wiſſen. In engem Anſchluß an die gegebene Örtlichfeit wird er die bau- 
lihen Bedürfniſſe der zufünftigen Stadt zu befriedigen oder deren Befriedignng 
vorzubereiten juchen. Die Haupt- und Nebenftraßen, die Straßenfreuzungen 
und -Verzweigungen, die freien Plätze und öffentlihen Gewäſſer, künſtle— 
riſcher Schmud und Gartenanlagen, und ebenjo die Beziehungen zu Eifen- 
bahnen und fonftigen Verfehrseinrichtungen wird er als Elemente des Ge- 
famtplanes, möglihjt unbeengt von Schulmeinungen und einfeitigen Auf: 
fafjungen, fachgemäß behandeln, gegen einander abwägen und miteinander 
vereinigen. Dabei ift volllommen Gelegenheit zu individueller Geftaltung 
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gegeben; nach der Verfchiedenheit der Grundlagen und Ziele fowie nad} der 
Verjchiedenheit der entwerfenden Perfonen wird aud die gute Zöfung der 
mannigfaltigen Aufgaben der Eigenart nicht entbehren. Nah der menſch— 
lichen Tüdtigfeit und Unvollfommenheit richtet fi nad wie vor der Nang 
des einzelnen Werkes, und dem technifchen und künſtleriſchen Fortichritt ift 
feine Grenze geitedt. 

Gejundheitlide Fortſchritte. Die Lehren der Hygiene dringen 
immer tiefer ins Wolf und befonders in den Gedankenkreis der Gebildeten. 
Sowohl die Techniker als die öffentlichen Verwaltungen und Vertretungen 
werden immer mehr unter dem Einfluß der Anforderungen der öffentlidhen Ge- 
fundheitspflege handeln. Die Reinhaltung des Untergrundes und der Gewäſſer, 
die reichlichere Berſorgung mit gutem Waffer, mit Yicht und frifcher Luft 
ift ein jelbftverftändliches Ziel des Stabterweiterungsplanes geworden. So— 
wohl bei der Bemeffung der Straßen und Baublöde ald bei den Vorfchriften 
über die Art der Blodbebauung ftehen folde Erwägungen im Vordergrunde. 
Den mwohlthuenden Einfluß der öffentlihen Pflanzungen, der Bevorzugung 
von reinen Wohn- und der Ausjchaltung von Fabrikbezirken werden bie 
Stadtbaupläre immer mehr der Bevölferung zugänglid; maden. Se voll: 
fommener die Hygiene in neuen Stadtteilen zur Anwendung fommt, defto 
empfindlicher werden die Ülbeljtände alter Stadtviertel ſich geltend maden. 
Bleiben die wirtihaftlihen Dajeinsbedingungen und die Erwerbsverhältnifje 
des deutfchen Volkes günftige, jo wird die Verbefjerung alter Stadtteile 
in Bezug auf Verkehr und Gefundheit immer dringender als ein Bedürfnis 
erlannt und empfunden werden, defjen Befriedigung Gemeinde und Staat 
nicht von der Hand mweifen fünnen. 

Wirtfhaftlihe Beftrebungen. Die mwirtfhaftlihe und fociale 
Entwidelung des Stadterweiterungsmwejens ſteht erjt in den Anfangsgründen. 
Erſt feit kurzem hat fi die Socialpolitif diefem wichtigen Gebiete in ein- 
gehender Weife zugemwendet. Bezeichnet man die Wohnungsfrage vielfach als 
der focialen Frage wichtigften Teil, fo leuchtet die Bedeutung der wirt— 
Schaftlih und jocial richtigen Löfung der Stabterweiterungsangelegenheiten 
ein; denn fie bilden ihrerfeits die Grundlage und die Vorbedingungen, auf 
melde die Behandlung der Wohnungsfrage fih aufbaut. Immer weitere 
Kreife werden aufmerffam auf die Entwidelung und auf die verſchiedenen 
Seiten der ſtädtiſchen Bodenfrage, auf die nützliche und auf die jchädliche 
Bodenfpekulation und auf die Auswüchſe der legteren. Noch tft die Er- 
fenntnis der beftehenden Übelftände nicht allgemein; ausgedehnte achtbare 
Kreife wehren ſich gegen diefe Erkenntnis und befürdten die Ausjchreitungen 
eines zu weit gehenden Socialismus. Deshalb bedarf es des beitändigen 


12* 


180 J. Stübben. 


mafvollen Hinmweifes auf jene Übelftände und ihre Folgen und des dauernden 
Studiums geeigneter Gegenmaßregeln. Wir ftehen erit im Beginn dieſes 
Studiums. Der Landerwerb feitend der Gemeinden, die Erbverpacdhtung, 
die Eingemeindung von Vororten, die foctal richtige Ausgejtaltung der Real- 
fteuern, alles das find feine Univerfalmittel; es find aber Beitrebungen nad 
dem gleichen Ziele, deren Bereinigung gute Folgen zeitigen muß. 

Sociale Beftrebungen. Der Bebauungsplan jelbft ſoll nicht 
bloß ein technifches, jondern, wie Brandts mit Necht jagt, ein fociales 
Kunftwerk fein. Sind mir auch noch weit hiervon entfernt, fo beftreben 
wir uns doch hoffentlich nicht ohne Erfolg, neben Verkehr, Schönheit und 
Gefundheit, neben den Erwerbs- und Eigentums-ntereffen auch die ver- 
fchievenartigen Wohnbedürfnifje der verſchiedenen Bevölferungsflafien durd 
Stadterweiterungsplan und Bauordnung zu berüdfichtigen und ihre Befrie- 
digung anzubahnen. Das menſchenwürdige Wohnen, das Eigenhaus, das 
fleine Haus wollen wir begünftigen, die Herrfchaft des Maffenmiethaufes 
breden. Und da lehteres aus den hohen Bodenwerten notwendigermeife 
erwächſt, fo wollen wir es zwar zulajien, wo die gewordenen Bodenmerte 
es verlangen; aber wir wollen ung auch vor Augen halten, daß das Maſſen— 
miethaus feinerfeits, wo es fich verbreiten darf, die Bodenmwerte fteigert und 
deshalb dieſem verderblichen gegenfeitigen Auftrieb entgegenwirken durd 
ſtaffelweiſe geordnete, weiträumigere Bebauung, durch Bereicherung des Grund: 
ftüdsmarftes, aud wo nötig durch Umlegung und Enteignung. 

Geſetzgebung. Wefentlih für die angeveutete fociale Verbeſſerung 
de3 Stadterweiterungsweſens bedarf es des Einjchreitens der Gefetgebung. 
Der Gegenjtand der Planfejtfegung und das TFeitfegungsverfahren find 
feineswegs überall in Deutfchland genügend geordnet, und auch bei neueren 
Gefegen hat die Erfahrung mande Vervollfommnung als angezeigt erwiejen. 
Über die Rechtswirlungen der Mlanfeftfegung, über Bauverbot und Baufperre 
und über die Bedingungen der Baufreiheit und Bauerlaubnis hat fich die 
Gefeggebung noch keineswegs überall in befriedigender Weiſe verbreitet. 
Auch die gegenjeitigen Rechte und Pflichten der Gemeinde und der Grund: 
befiger liefern den geſetzgebenden Körperfhaften noch mande Gelegenheit zu 
fruchtbringender Bethätigung. Die Fragen der Enteignung im Stabt- 
erweiterungsgelände und der Umlegung (gegebenenfalld auch der Zufammen- 
legung) von Grundjtüden bebürfen, fo fehr die Fortichritte in einzelnen 
Staaten auf diefem Gebiete anzuerfennen find, in den meiften Einzelftaaten 
Deutichlands noch der zielbemwußten geſetzlichen Regelung. Endlich wird die 
MWohnungsfürforge und der Schub des gefunden Wohnens durch Reichs— 
und Staatögejege, durd die Mitwirkung der Staatd- und Gemeindebehörben, 
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durch die Thätigfeit der Arbeitgeber und gemeinnüßigen Baugejellichaften, 
und vor allem durch Selbithilfe nicht jobald von der Tagesordnung ver- 
fchwinden. 

Die Rundfrage bei hundert deutfchen Städten hat uns zwar feinen 
erihöpfenden, aber doch einen wertvollen Stoff zur Beurteilung ber be- 
ftehenden Verhältniſſe geliefert. 

Aufftellung von Stadtermweiterungsplänen. Cs herrſcht 
in der Aufftelung und Feſtſetzung von Stadterweiterungsplänen eine leb- 
hafte Thätigfeit. Rühmenswert ift, daß zahlreiche Städte mit zielbewußter 
Überprüfung älterer Bebauungspläne befhäftigt find. Ganz abgefchloffen 
wird ein Stadterweiterungsplan überhaupt nit; aud der bejte Plan bedarf 
bejtändig der Ergänzung und Verbeſſerung nad den gemachten Erfahrungen 
und den neu erfannten Bedürfniffen und Zielen. Das Syſtem mander 
Städte, einen umfafjenden Plan von großer Ausdehnung im Entwurf zu 
bearbeiten, zu beraten und fertig zu ftellen, die förmliche Feſtſetzung aber 
ſtückweiſe nach dem jeweils deutlich erfannten Bedürfnis vorzunehmen, fcheint 
fih zu bewähren. Es iſt zu erwarten, daß die in der Bearbeitung der 
Ermweiterungspläne noch zurüdjtehenden Städte das Verſäumte bald nad 
holen werben. 

Was den Inhalt der Pläne betrifft, jo werden große Städte jehr 
wohl daran gethan haben, die vollftändige Unterteilung der Blöde zwar zu 
projeftieren oder im Auge zu behalten , aber die Feſtſetzung diefer Unter- 
teilung der Zufunft zu überlaſſen. Die Bejchräntung der Fluchtlinien— 
feitfegung auf vorhandene Wege kann nur bei ſchwacher baulicher Ent- 
widlung ausreichend erfcheinen. Kleinere Städte werden in der Regel einer 
mehr oder weniger volljtändigen Blodteilung bebürfen, bei größeren Städten 
kann diefe fih auf die der Bebauung zunächſt zugänglichen Teile befchränfen. 

Berüdfihtigug der verfhiedenartigen Bedürfnifje. Die 
mwahrfcheinlihe Beitimmung der Blöde für MWohn- oder Induſtriezwecke, für 
große oder Eleine Wohngebäude, für herrfcaftlihe oder Kleinwohnungen, 
für offene oder gefchlofjene Baumeife, fol grundlegend fein für die Geftaltung 
des Bebauungsplanes. Es ift zu befürchten, daß diejenigen der befragten 
Städte, melde die betreffende Frage bejahten, nicht alle die Bedeutung der 
Frage gewürdigt haben. Die aufmerfjame Erfüllung jener Forderung ver: 
langt eine weit ftärfere Individualiſierung der Stadtviertel, Blodteilungen und 
Straßenanlagen, als unfere Bebauungspläne in der Regel aufweiſen. Dlin- 
deſtens werden aber die zwei Drittel der befragten Städte, welche die Frage 
verneint oder unbeftimmt beantwortet haben, gut thun, ihre Stadterweiterungs- 
entwürfe nach dem in Rede ftehenden Gefichtspunfte zu überprüfen. 
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Straßenbreiten. Orteftatutarifche, polizeiliche oder gar geſetzliche 
Feftftellungen über Straßenbreiten beftehen nur bei einer Minderzahl ver 
Städte. Derartige jtarre Vorſchriften behindern die freie Individualifierung 
nad den verfchievenartigen Vorbebingungen und Bebürfnifjen in dem 
vorhin entwidelten Sinne; ſelbſt allgemeine Regeln der Bauverwaltung 
ober der Gemeindevertretung find nur dann unbedenklich, wenn fie hin— 
reichende Dehnbarkeit befigen, um dem einzelnen Falle angepaßt werben zu 
fönnen. Förmliche Normalvorfchriften über Blodgrößen würden noch weniger 
angezeigt fein, jchei nen aber auch irgendwo zu bejtehen. 

Wenn Mittelftädte als geringite Straßenbreite das Maß von 19 m 
(Landsberg), 15 m (Altendorf, Bodum, Harburg, Mülheim a. Rh., Rheydt), 
oder 14 m (Braunfchweig) ortsgeſetzlich fejtlegen wollten, jo würden fie fi 
der Übertreibung jchuldig machen. Selbſt das Mindeftmaß von 13 m, 
welches der Magiftrat der Stadt München gegen das Fachgutachten feit- 
gejegt hat, von 12,5 mim Großherzogtum Heffen, von 12 m im Herzogtum 
Anhalt, in Bamberg, Brandenburg, Colmar, Freiberg i. S., Mülhaufen i. Elſ., 
Mühlhauſen i. Thür. und anderen Orten trägt dem Bedürfnis nad) fchmalen 
Wohnftraßen zwifhen Vorgärten für Kleinwohnungen nicht genügend 
Rehnung. Für lebteren Zwed reichen die in Köln, Bremen, Saarbrüden, 
Regensburg, Yübel und Hamburg angewandten Mindeftmaße von 10,9 und 
8 m zweifellos aus; ja felbjt die für die Lübeder Vorftädte zugelaffene 
geringfte Straßenbreite von 7 m (zwiſchen Vorgärten) kann unter geeigneten 
Vorbedingungen Nahahmung verdienen. Im allgemeinen aber ijt es 
empfehlenswert, die Beitimmung der Straßenbreite nah dem Einzelfalle 
unter Beobachtung aller in Betracht fommenden Umftände vorzunehmen, nicht 
aber dur eine grundſätzliche Verordnung feitzulegen. 

Dasfelbe gilt im erhöhten Grade für die Tiefe und Länge der Bau- 
blöde. Das Bremer Längenmaß von 200 m und das Lübeder Tiefenmaf 
von 35 m mögen zwedmäßige Grenzzahlen fein, das Oberhaufer Tiefenmaß 
von’ 75 m ift ald Minimum für Kleinwohnungen ungeeignet. Aber am 
ſicherſten iſt die Feſtſetzung nach Lage des Falles. Für Verkehrsſtraßen 
dürften die Hamburger, Zübeder und Münchener Maße das Richtige treffen. 

Die ausdrüdlide Unterfheidung von Berfehrs- uud Wohn- 
ftraßen leudtet aus den wenigſten Bebauungsplänen hervor. Es iſt zu 
befürdten, daß felbit in den 20 Städten, welche die betreffende frage be— 
jahen, keineswegs im ganzen Stabterweiterungsplan dieſe Unterfcheidung 
zielbewußt durchgeführt ift; denn das Streben, planmäßig einen Teil der 
Straßen jo anzuordnen, dab fie dem durchgehenden Verkehr dauernd ent- 
zogen bleiben, iſt exit feit wenigen Jahren lebendig geworden. Auch das 
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ift ein Punkt, zu deſſen vermehrter Berüdfihtigung eine Überprüfung vieler 
Stadterweiterungspläne zu empfehlen ijt. 

Wafferläufe Die Herausnahme der öffentlihen Wafferläufe aus 
den Baublöden und die Einbeziehung derfelben in die Straßen, bezw. bie 
diefem Ziel entfprechende Projektierung der Blöde und Straßen in neuen 
Bebauungsplänen hat erfreuliche Fortfchritte gemacht. Selbſtredend ift die 
Forderung feine unbedingte. Wenn beijpielöweife Augsburg und München die 
Stadtbäche wegen ihrer gewerblichen Benutzung im Stadtinnern zumeift überbaut 
haben, fie im Außengelände aber nad) Möglichkeit in die Straßen legten, wenn 
ferner Hamburg, Zmwidau und andere Städte offene Wafferläufe zwifchen 
Villengrundftüden dulden, jo widerſpricht das nicht dem allgemeinen 
Ziel, die häßlihe und gejundheitswidrige Beſchmutzung, der die meijten 
Wafferläufe in den Baugrundjtüden ausgefegt find, dadurch zu verhüten, 
daß man fie in die Straßen legt. 

Die Zwedbeitimmung freier Pläße ift eine wichtige und noch 
nicht ausreichend gellärte frage. Daß fie im Bebauungsplan aud gegen 
den Willen der Beſitzer feitgejtellt werden fönnen, wenn fie dem Verkehr 
oder der Gefundheit, in leßterem Falle meift zur Bepflanzung, dienen, ift 
zwar allgemein anerfannt. Zweifelhaft ift aber die frage, ob ein freier 
Plag im Straßenermeiterungsplan vorgefchrieben werden fann, um fpäter 
mit einer Kirhe oder mit einem anderen ganz oder teilmeife der freien 
Stellung bedürftigen öffentlichen Gebäude (Theater, Mufeum, Martthalle 
oder einem Denkmal) befegt zu werden. Die Bemerfung von Münden, daß 
für öffentliche Gebäude thunlichſt Baugründe an freien Plätzen vorgejehen 
werben, erihöpft die Frage nicht. it auch in der Regel die Stellung des 
Gebäudes am Plate aus praftiihen und fünftlerifchen Gründen vorzuziehen, 
fo fommen dod auch mande Fälle vor, wo öffentlihe Gebäude auf freien 
Plägen ein Bedürfnis find; umd namentlich ift die fpätere teilmeife Über- 
bauung eines geräumigen freien Plages für einen öffentlichen Zweck eine 
oft wiederkehrende Frage. Eine Klärung in dem Sinne, daß und inwieweit 
dies erlaubt jei, it um jo erwünfchter, als das entgegenjtehende Erfenntnis 
des Dberverwaltungsgerichtes in Preußen eine bedenkliche Unficherheit hervor- 
gerufen hat. 

Für öffentlihe Pflanzungen, abgefehen von der Bepflanzung 
von Pläten und Straßen, ijt anfcheinend in der Hälfte der deutfchen 
Stadterweiterungspläne ausreichend geforgt; die andere Hälfte wird hoffent- 
lich nadfolgen. Es iſt ein Mangel der Fluchtliniengefege, daß fie auf 
öffentliche Pflanzungen nicht hinweifen und daß infolge deſſen für derartige 
jelbftändige Gartenanlagen den Gemeinden das Enteignungsreht fehlt, ja 


184 3. Stübben. 


daß die Rechtsgültigkeit der Eigentumsbeſchränkung durch Feſtſetzung einer 
öffentlihen Pflanzungsflähe im Stabterweiterungsplan mit Erfolg bejtritten 
wird. Gelbft die von Landsberg berichtete Freilafjung je einer „Blat-“ 
flähe von mindeſtens 2 ha Größe für Parkanlagen in jedem Stadtteile 
fönnte von den Betroffenen rechtlich beanftandet werden. Es bleibt hiernach 
erwünfht, daß förmlich gejtattet werde, auch Flächen für öffentliche 
Pflanzungen als Teile des Stadterweiterungsplaned zur Feititellung und 
dengemäß zur Enteignung zu bringen. In Bayern jcheint das Recht der 
Feititellung und Eigentumsbeichränfung (nicht der Enteignung) durch 
Mintjtertalentfchließung gefihert zu fein. 

Eine bunte Mannigfaltigfeit zeigen die in den verfchiedenen Städten 
üblichen Vorgartentiefen. Das ſächſiſche Gefeg hat mit der Vorfchrift 
einer geringften Tiefe von 4,5 m das Richtige getroffen; das preußifche 
Geſetz, nad welchem „in der Negel” die Tiefe nicht mehr als 3 m betragen 
fol, hat nicht verhindert, daß weitaus die meiften Städte von der Negel 
abgewichen find. Die verbreitetiten Maße für die Worgärten liegen zwifchen 
4 und 8 m. 

Die Herftellung der neuen Straßen gejdieht bald durch die 
ftädtifchen Behörden, bald durch die Grundbefiger unter ſtädtiſcher Aufficht. 
Im erfteren Falle ift zu unterjcheiden die ftäbtifche Unternehmung, bei 
welder die Stadt fich, foweit es gefeglih zuläffig ift, die Erhebung von 
Straßenfoftenbeiträgen feitens der Anlieger vorbehält, und die Privatunter- 
nehmung, welche der ſtädtiſchen Behörde die Ausführung der Straßen durch 
Vertrag überträgt. Beide Arten find verbreitet. 

Es ift augenfheinlihd in vielen Fällen zwedmäßig, eine vorläufige 
Straßenherftellung, nad deren Ausführung die Gebäude an der neuen 
Straße errichtet werden, und die endgültige GStraßenherftellung , welche 
nad Bebauung der Straße gefchieht, zu unterfcheiden. Das preußifche 
Fluchtliniengeſetz erſchwert dies, weil es ausbrüdlic den Anliegern nur die 
Koften der „erften“ Einrichtung zur Laft legt. Durd Vertrag mit den 
Beteiligten fann aber diefe Erſchwernis befeitigt werden. 


Leitungen im Straßenförper. Der Regel nad follten mit 
dem Straßenbau zugleih, und zwar vor Aufbringung der Straßendede, 
die im Straßenförver unterzubringenden Leitungen, alfo die Entwäfjerungs-, 
Wafferverforgungs: und Beleuchtungseinrichtungen hergejtellt werden. In 
den meiften Städten geſchieht dies; Vorausfegung dafür ift, daß die frag- 
lichen Berforgungsnege im übrigen bis zu den neuen Straßen vollendet 
find. Wo letzteres nicht der Fall ift, find, wie in Münden, Darmftadt, 
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Gelfenfirchen, Harburg, Mülhaufen i. E. und anderen Städten, unangenehme 
Proviforien unvermeidlich. 

Begünftigung von Kleinwohnungen. m weniger als der 
Hälfte der befragten Städte wird bisher die Errichtung von Kleinwohnungen 
dur vereinfachte Straßenherjtellung oder ermäßigte Anliegerbeiträge be— 
günftigt. ES wäre erfreulich, wenn man daraus den Schluß ziehen dürfte, 
daß die Wohnungsnot keineswegs eine allgemeine Erfcheinung ift. Wahr: 
fcheinlicher aber ift, daß grundfägliche Bedenken gegen dieſe Art der „Sub- 
vention“ obmwalten oder daß man in bezüglihe Erwägungen noch nicht 
eingetreten ift. Allgemeiner, unterfchtedslofer Nachlaß von Straßentoften, 
„um das Bauen zu fördern“, wäre, wie aus Gt. Johann berichtet 
wird, jedenfalls fehlerhaft. Die Förderung des Bauens von Klein— 
wohnungen wird aber hoffentlich immer mehr als Gemeindeaufgabe anerkannt 
werden. 

Enteignung. Die Enteignungsgefege im allgemeinen bebürfen der 
Verbefferung, um das Verfahren zu bejchleunigen und die Entfchädigungen 
gerechter abzumägen; fie bedürfen ferner der Erweiterung ihrer Anwendung 
namentlih auf Zmwerggrundjtüde neben der Straße, auf Gelände zur Anlage 
öffentlicher Pflanzungen und auf Grundftüde in alten Stadtteilen, die aus 
gefundheitlihen oder Verkehrsgründen der Umgeftaltung bebürfen (Zonen- 
enteignung). 

Umlegung. Widtiger noch und von den Städten noch mehr als 
notwendig empfunden ift die gefeglihe Regelung der Zmangsumlegung 
jtädtifcher Grundftüde, welde im Gemenge liegen und zum Stabtbebauungs- 
plan nidt pafien. Dem Vorgange von Baden und Sachſen werden 
boffentlih die anderen deutfhen Staaten folgen, ſei es durch ein all 
gemeines Geſetz, fei es dur ein im Mege des Ortsſtatuts übertragbares 
Sondergeſetz, wie es in Preußen beabfidtigt iſt. Stäbtifhe Umlegungen 
auf Grund des ländlichen Verfoppelungsgefeges auszuführen, wie eö mehr: 
fach gejchehen ift, dürfte in der Regel auf unüberwindliche rechtliche Schwierig- 
feiten ftoßen. 

Berhältnis zwifhen Stadterweiterungen einerfeits, 
Eifenbahnen und fonftigen öffentlid-redtliden Unter- 
nehbmungen andererfeits. Ein wenig erfreuliches Bild zeigen die 
zwifchen Gifenbahnanlagen und Eijenbahnentwürfen einerfeits (jonftige 
öffentlich-rechtliche Unternehmungen treten feltener in die Erfheinung) und 
Stabterweiterungsplänen andererfeit3 obwaltenden und ſich wiederholenden 
Schwierigkeiten. Das Beftehen und die Anlage von Niveauübergängen, über 
welche hinaus die Stadt ſich ausdehnt; die Schwierigfeit, in der Ebene 
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liegende Bahnftreden durch Über- oder Unterführungen zu kreuzen und 
ausgedehnte Bahnhöfe zu queren; die Hinhaltung notwendiger Bebauungs- 
pläne dur ſchwebende Eifenbahnentwürfe; die Störung oder Zerjtörung 
fejtgefegter Bebauungspläne durch nachträglich eintretende Bahnanlagen ; 
das find die hauptſächlichen Konfliftquellen. Erleichtert im Sinne des Fiskus, 
erf wert im Sinne der Städte, wird die Löfung der Schwierigkeiten, wenn die 
Entjcheidung in der Hand des mit feiner Betriebsvermaltung beteiligten Minifters 
liegt. Ein Fortſchritt ift die oft angeftrebte und mannigfach ausgeübte gemein- 
fame Bearbeitung von Eifenbahn- und Stadterweiterungsentwürfen ; dies kann 
nicht dringend genug empfohlen werben, obſchon die finanzielle Seite der 
Frage dadurch nicht gelöft wird. Empfehlenswert iſt auch die ftändige 
gute Fühlung zwischen Stadt und Eifenbahn, wie fie von einigen Städten 
berichtet wird. Aber hart im Raume jtoßen jih die Dinge. Die von 
Magdeburg zur Frage 17 ausgejprochene Meinung, bei Eintritt eines neuen 
öffentlich-rechtlihen Unternehmens gehe der einmal feitgeftellte Stabt- 
erweiterungsplan anderen Intereſſen vor, hat fih, wie die Mitteilungen 
aus zahlreichen anderen Städten zeigen, in Wirklichkeit nicht als zuverläffig 
erwiefen. Guter Wille auf beiden Seiten, Rückſichtnahme auf die ent- 
gegenftehenden Bedürfniſſe und Anerkennung der beiderfeitigen Bejtrebungen 
als Vertretung gleichberehtigter öffentlicher Intereſſen, das find für die 
befriedigende Löfung von verwidelten Aufgaben der in Rede jtehenden Art 
Erfordernifje von entfcheidender Wichtigkeit; mögen diejelben in Zufunft 
immer mehr zur Geltung kommen! 


Die Bauordnung. 


Don 


Stadtbauin[pektor B. Schilling und Geh. Bauraf I, Stübben, 
Röln. 


J. &inleitung. 


Allgemeine Aufgaben der Bauordnung. Sind durch den 
„Stadtbauplan“ die Vorbedingungen für den ſtädtiſchen Anbau nad den 
im vorigen Abfchnitte entwidelten Geſichtspunkten gefchaffen, fo tritt an 
die „Bauordnung“ die Aufgabe heran, diefen Anbau in die vom Stadt» 
bauplan vorgezeichneten Bahnen zu leiten und im Einzelnen, innerhalb des 
feftgeftellten Gefamtrahmens, die Anforderungen zu regeln, die im Intereſſe 
der Standfähigfeit, des Schußes gegen Feuersgefahr, des Verkehrs, der nadhbar- 
lichen Beziehungen, der Gefundheit und der focialen Wohlfahrt zu ftellen find, 

Iſt dur den „Stabtbauplan” eine organifche Gliederung des gefamten 
Stadtgebildes Hergeftellt, find durch denfelben befondere Ortsteile zur aus 
ſchließlichen Bemwohnung, für offene Baumweife, für Fabriken und andere 
Zwede beftimmt, fo bedarf e3 der ergänzenden Beitimmungen der „Baus= 
ordnung”, den Anbau in der vom Stadtbauplan gewollten Art zu erzwingen 
oder zu begünftigen, entgegengefegte Anlagen zu verhindern ober zu 
erfchweren. Stabtbauplan und Bauordnung gehören zufammen, fie find 
aufeinander angemwiefen und müfjen von einheitlihem Geifte getragen fein. 

Gleih wie der Stabtbauplan eine jchematifche Behandlung der ver- 
fchieven gearteten Bau-, Wohn: und Gemwerbebedürfnifje vermeiden, dieſe 
Bedürfnifje vielmehr ihrer Eigenart entjprechend befriedigen foll, fo muß 
au eine gute Bauordnung diefen Bejonderheiten Rechnung tragen; andern- 
falld kann der durch fie mittelbar angerichtete Schaden größer fein als der 
durch Regelung gemwiffer Einzelheiten erzielte Nuten. 

Im Nacftehenden haben wir e3 vorwiegend mit den gefundheitlichen 
und focialen Aufgaben der Bauordnung zu thun, die früher ſtark vernad- 
läffigt, teilweife faum gefannt, heute faft allgemein als der wichtigſte Teil 
der Bauordnung anerkannt werden. Diefe Anforderungen find nicht unab- 
hängig von der Ortlichkeit; auf dem platten Sande, in leineren und in 
größeren Städten find fie verfchieven, nicht ſowohl weil die Menfchen als 
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weil die fie umgebenden Verhältnifje und Lebensbedingungen von anderer Art 
find. Dieſen verſchieden gearteten Verhältnifien fol die Bauordnung Rechnung 
tragen; die auf Sitte und Herfommen fußende Wohnweiſe ſoll fie ſchützen und 
fördern. Gleichwohl giebt es gewiſſe Hauptgefihtspunfte und hygienische Miindeit- 
forderungen, die für jede Bauordnung gelten und durch eine „Reihsbauordnung”, 
wie fie von verfchiedenen Seiten angejtrebt wird, wohl geregelt werden fönnten. 

BVielgeftaltigfeit derdeutfhen Baugefehgebung. 
Zur Zeit ift die Baugefeßgebung. in Deutſchland nod ungemein bunt— 
fhedig und lüdenhaft. Dies gilt von der formalen Art der Regelung 
dieſes Gebietes ebenfo wie von der materiellen. Hier Geſetz, dort Polizei- 
verordnung; hier Regelung für den Umfang ganzer Bundesjtaaten, dort für 
Provinzen, Bezirke, Kreife, Gemeinden oder gar Gemeindeteile. Hier hoch— 
entwidelte, den gejundheitlihen und focialen Anforderungen nahezu voll- 
fommen Rechnung tragende Regelung, dort noch nahezu völlige Unfenntnis 
jener wichtigſten Anforderungen. Zur Erläuterung dieſes fei nur ein 
Beifpiel durch Gegenüberftellung zweier größerer deutfchen Gebiete angeführt. 
Für das Königreih Sachſen, in dem bisher ſchon auf dem Verorbnungs- 
wege bedeutfame und bahnbredhende Errungenfchaften beftanden, ift mit dem 
1. Juli 1900 ein „Allgemeines Baugefeg“ in Kraft getreten, das in feinen 
Allgemeinen Beftimmungen, in den Verordnungen über Feſtſtellung und 
Wirkung von Bebauungs-, Fluchtlinien- und Ortserweiterungsplänen, über 
Umlegung und Enteignung von Grundftüden und bie babei in Frage 
fommenden Entfhädigungen und Erftattungsanjprüdhe, über die Bebauung 
der Grundftüde, ſowohl hinſichtlich der allgemeinen Erforberniffe wie hinficht- 
lich der Herftellung der Gebäude u. ſ. w. in bisher kaum erreichter Weiſe 
faft allen jenen Gefichtspunften Rechnung trägt, die aus der wifjenfchaftlichen 
Erörterung diefer Materie in den lebten Jahrzehnten gewonnen mwurden. 
Dem gegenüber fteht die Pfalz, die erjt feit dem 1. Oftober 1890 überhaupt 
eine Bauordnung befist, die fi aber nahezu auf feuerpolizeilihe Bejtim- 
mungen beſchränkt; es fehlen ihr alle beveutfamen Handhaben zur Herbei- 
führung bezw. Erhaltung eines gefunden Wohnweſens und eines mohl 
ausgebildeten, zwedentiprechenden Straßenneges. Gegenwärtig fteht dort 
jedermann das Recht zu, Privatitragen zu errichten, ohne daß einfchränfende 
organische Beftimmungen diefer Befugnis es ermöglichen, eine zwedentiprechende 
Richtung, Breite, Befeftigungsart diefer Strafen wie eine gute Ausbildung 
ihrer Entwäfferungsanlagen zu erzwingen. Der Entwurf einer Neuordnung 
ift freilich von den pfälzifden Städten bereits feit längerem erörtert, ohne 
u. W. bis jegt zu den gewünfchten Ergebniſſen geführt zu haben !. 
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Das am 1. Januar 1900 in Kraft getretene Bürgerlide Geſetzbuch 
für das Deutfhe Reich regelt von den, die thatfählihe Verfügung über 
das Grundftüd betreffenden Beichränfungen nur diejenigen, welche die aus 
dem Eigentum fi ergebenden Befugniffe im Intereſſe des privaten 
NRechtslebens begrenzen. Dagegen wird die Frage, wie weit im öffent- 
lien Äntereffe dem Grundeigentum Beſchränkungen aufzuerlegen feien, im 
3.6.8. überhaupt nicht berührt, fondern bleibt der Zandesgejeßgebung über- 
lafjen !. 

Allgemeine Landesbauordnungen. Für das ganze Staats- 
gebiet einheitlich (unter Zulaffung örtliher Abmwerhungen und Ergänzungen) 
erlafjen find allgemeine Baugefege oder Bauordnungen u. a. in Sadjen- 
Altenburg 1859, Baden 1869, Württemberg 1872 (Nachträge 1882), 
Braunschweig, Anhalt 1881 (Nachträge 1882), Heflen 1881, Lübeck 1881, 
Hamburg 1882 (Nachträge 1884, 86, 91, 93 und 96), Bremen 1883, 
Bayern (für die Yandesteile rechts des Rheins mit Ausnahme von München) 
1890; Königreih Sadfen 1900. 

Baupolizei in Preußen. In Preußen tft, wie aus den Mit- 
teilungen des Miniſters von Miquel in der Sitzung des Abgeordnetenhaufes 
vom 21. Juni 1899 hervorgeht, nachdem das Abgeordnetenhaus 1898 das 
Erfuhen um Vorlage eines Geſetzes über die Befugniffe der Baupolizei 
beichlofjen hatte, der Erlaß einer einheitlichen Bauordnung zwar zeitmeife 
ins Auge gefaßt worden, doch habe man „wegen der Schwierigfeiten, die auf 
den verſchiedenen Baugemohnheiten in den einzelnen Gegenden beruhen”, bier- 
von Abjtand genommen und den Weg der Bolizeiverordnungen beſchritten. 

Nicht unerwähnt wollen wir indes lafjen, daß neuerdings doch wieder 
Andeutungen der Vorbereitung einer folden allgemeinen Regelung vorliegen. 
Eine ſolche ift ſowohl durch die preußische Thronrede wie dur die Erklärung 
des Staatsfelretärd Grafen Poſadowsky in der ia a vom 
23. Januar 1901 in Ausficht geftellt. 

Die Befugniffe der Polizei und damit auch der Baupolizei werden in 
Preußen vornehmlihd auf den 8 10 11. 17 des Allg. Landrechts geſtützt, 
welcher lautet: „Die nötigen Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung und zur Abmwendung der dem Publiko oder einzelnen 
Mitgliedern desjelben bevorjtehenden Gefahr zu treffen, ift das Amt der 
Polizei.” Für den Erlaß der Polizeiverordnungen fommen hauptſächlich in 
Betracht die SS 5, 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 und die SS 137, 142 und 143 des Gefeges über Die 
Allgemeine Zandesverwaltung vom 30. Juli 1883. Im 8 6 des PVolizei- 
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verwaltungsgeſetzes werben al3 zu den Gegenjtänden der ortspolizeilichen 
Vorſchriften gehörig bezeichnet: 

a) Schu der Perfonen und des Eigentums; 

b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs; 

f) Sorge für Leben und Gefundheit; 

g) Fürſorge gegen Feuersgefahr bei Bauausführungen . . . 

i) Alles andere, was im beſonderen Interefje der Gemeinde und ihrer 

Angehörigen polizeilich geordnet werden muß. 

Die 838 137 und 142 des Landesverwaltungsgefeßes räumen dem 
Oberpräfidenten die Befugnis ein zum Erlaß von Polizeivorfchriften für 
mehrere Kreife, fofern diefelben verfchiedenen Regierungsbezirfen angehören, 
für mehr ald einen Negierungsbezirt oder für den Umfang der ganzen 
Provinz. Die gleihe Befugnis jteht dem Negierungpräfidenten zu für 
mehrere Kreife oder für den Umfang des Regierungsbezirfes, dem Landrat 
für mehrere Ort3polizeibezirfe oder für den Umfang des Kreifes, und der mit der 
örtlihen Polizeiverwaltung beauftragten Behörde (Bolizeipräfident, Bürger: 
meifter, Magiftrat, Amtmann ꝛc.) für den Umfang des Ortspolizeibezirls. Es 
bedarf jedoh zum Erlaß folder Polizeiverordnungen der Oberpräfident der 
Zuftimmung des ‘Provinzialrates, der Regierungspräfident der des Bezirks- 
ausfhufles, der Landrat derjenigen des Kreisausſchuſſes und die Drts- 
polizeibehörbe, ſoweit es fih nicht um ficherheitspolizeilihe Vorfchriften 
handelt, der Zuftimmung des Gemeindevorjtandes. Letztere fann im Falle 
der DVerfagung auf Antrag der Behörde durch Beihluß des Bezirksaus- 
ſchuſſes ergänzt werben, 

Der Erlaß von Baupolizeiverordnungen für einen größeren Umfang 
durch eine der höheren Inſtanzen ſchließt natürlich den Erlaß weiterer ort3- 
polizeilicher Borfchriften niht aus; nur dürfen diefe feine Bejtimmungen 
enthalten, welche mit den Verordnungen einer höheren Inſtanz im Mider- 
fpruche ftehen ($ 15 des Gef. über d. Pol. Verw.). Nach einem Er- 
fenntnis des Dberverwaltungsgerichtes a. d. J. 1893 ift aber ein- folcher 
Widerſpruch nicht nur da anzuerkennen, wo die Verordnungen der höheren 
Inſtanz abgeſchwächt, fondern aud wo fie verfhärft werden. In praxi 
werden ſich daher ortspolizeilihe Verordnungen beim Beftehen von Ver— 
ordnungen einer höheren Inſtanz nur auf ſolche Gegenjtände erjtreden 
fönnen, die in der oberinjtanzlichen Verordnung nicht geregelt find, oder die 
von dieſer in ber einen oder amderen Richtung zur näheren Feitfegung 
freigegeben find. 

Auf Grund der vorjtehend angeführten gejeglichen Beftimmungen find 
in Preußen Bauordnungen für den Umfang ganzer Provinzen erlafien für 
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die Städte der Provinzen Pommern und Schleswig Holſtein. Bezirk- 
bauordnungen (teilweife mit Ausschluß einiger Städte) find erlafien für die 
Regierungsbezirfe Bromberg 6. Februar 1882), Liegnig (25. März 1882), 
Breslau (1. März 1883), Merjeburg (31. März 1884), Oppeln (23. Juni 
1885), Kafjel (1. Juli 1885), Köln (20. März 1894), Hannover (28. März 
1894), Düfjeldorf (1. Auguft 1894, 20. März 1897) Potsdam (1. Dezember 
1894), Frankfurt a. D. (28. November 1895) u. a. — 

Als Beifpiel einer vom Kreislandrate für den Umfang mehrerer 
Gemeindebezirfe erlafjenen Bauordnung ſei diejenige für die Stadtgemeinden 
Saarbrüden, St. Johann und Malſtatt-Burbach vom 5. Auguft 1898 
erwähnt. — 

Selbjtändige Ort3-Baupolizeiordnungen haben u. a. folgende preußifche 
Städte: Dsnabrüd (9. Juni 1868), Mülhaufen in Thür. (11. Dezember 
1869), Erfurt (29. Mai 1876, 6. April 1900), Poſen (9. März 
1877), Thorn (1881), Trier (21. September 1883), Königsberg i. Pr. 
(10. März 1887, 14. April 1898), Halle (10. April 1889), M. Gladbach 
(6. Juli 1889), Altona (4. Augujt 1891), Frankfurt a. M. (Außenitadt 
13. Oftober 1391, 2. Juli 1897, Innenſtadt 27. März 1896, 10. Juni 1898), 
Münfter i. W. (25. April 1892), Breslau (5. Dezember 1892), Flensburg 
(1. März 1893), Bodum (28. Juni 1893), Magdeburg (1893, 96 u. 98), 
Elberfeld (16. Januar 18094, 10. März 1897), Roftod (4. Mai 1894), 
Kiel (11. September 1894), Hagen 1. Dftober 1894), Hannover (25. 
Oftober 1894), Krefeld (15. Januar 1895), Efjen (25. Februar 1895), 
Harburg (1. Mai 1895), Hildesheim (1895), Wiesbaden (18. November 
1895), Düfjeldorf (25. April 1896, 1. März 1898), Halberſtadt (27. 
Mai 1896), Gelſenkirchen (8. September 1896), Stettin (1897), Dortmund 
(11. Mat 1897), Danzig (28. Mai 1897), Remſcheid (1. Juli 1897), 
Berlin (15. Auguft 1897), Mülheim a. d. Ruhr (20. März. 1898), 
Charlottenburg (22. Augujt 1898), Iſerlohn (1. Dftober 1898), Koblenz 
(1. Juni 1899), Aachen (1. Mai 1900) u. ſ. w. 

Nur in einer Minderheit von Orten (großen und fleinen) wird die 
Baupolizei vom Staate ausgeübt. Die meiiten Städte haben kommunale 
Baupolizei. Bei Einbringung des neuen Bolizeifoften-Gefegentwurfs hat 
der Miniiter des Innern allgemein jeine Bereitwilligfeit erflärt, auch den 
übrigen (fogen. privilegierten) Städten mit Königl. Ortspolizei die Ver— 
waltung der Baupolizer zu übertragen, falls fie es beantragen und die 
Koften übernehmen (Val. Deutihe Bauz. 1892 ©. 117). 

Die allmählihe Entwidlung der Anfhauungen über Bauordnungen 
und die an fie zu ftellenden Anforderungen, worüber die folgenden Abjchnitte 
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handeln werben, kommt auch in der, aus vorjtehender Überficht erfennbaren, 
fih fortwährend fteigernden Zahl neuer und den Abänderungen bejtehender 
Bauordnungen zum Ausdrud. Zur Zeit der Abfafjung diefes Neferates 
wurde, ſoweit unfere Ermittelungen reichten, der Neuerlaß von Bauordnungen 
vorbereitet in Braunjchweig, Chemnig, Colmar, Deſſau, Dresden, Gera, 
Hamburg, Hannover, Köln, Ludwigshafen, Mannheim, Meg, Mülhaufen 
i. Thür., Mülheim am Rhein, Münden, Offenbach, Regierungsbezirt Oppeln, 
Denabrüd, Pofen, Solingen, Stettin und Wiesbaden. 


II. Forderungen und Beitrebungen. 


Nereinsthätigfeit. Die wifjenfchaftlichen Beitrebungen, welche darauf 
hinzielen, die Erfenntis von der großen Bedeutung der Bauordnungen für die 
MWohnungsverhältniffe zu verallgemeinern und die Anfhauungen über die an 
die Bauordnungen zu ftelenden Forderungen zu Flären und zu formulieren, 
find in Deutfchland von verfchiedenen Vereinen während der legten Jahrzehnte 
planmäßig gepflegt worden. Der Berband Deutfcher Architekten: und Ingenieur: 
Vereine behandelte fie zum erjtenmale auf feiner erften Wanderverfammlung 
in Berlin am 24. September 1874, wo er über „Orundzüge für Stadt- 
erweiterungen nad technifchen, wirtfchaftlihen und polizeilidhen Be: 
ziehungen” verhandelte, und demnächſt auf der 5. Abgeorbnetenverfammlung 
1876 zu Münden, mwofelbft die Mitwirkung des Verbandes an der Neichs- 
gefegung zur Beratung ftand und befchloffen wurde, zunächſt Bie Materialien aus 
dem Gebiete der Baupolizei durch die Vereine zu fammeln und fritifch beleuchten 
zu laſſen. Das Ergebnis diefer Arbeiten war die 1880 erfchienene ver- 
dienftvolle Arbeit R. Baumeiſters: „Normale Bauordnung.” — Am nad): 
haltigften, eingehendften und erfolgreihften war die Thätigfeit des Deutfchen 
Vereins für öffentlihe Gefundheitspflege, der neben anderen auf Die 
Wohnungsfrage bezügliden Gegenftänden die verfchiedeniten Fragen der 
Bauordnung behandelte auf feinen Verfammlungen in Münden 1875, 
Freiburg i. B. 1885, Franffurt a. M. 1888, Straßburg in Elfaß 1889, 
Leipzig 1891, Würzburg 1893, Magdeburg 1894, Stuttgart 1895. — 
Zu nennen ift ferner der Verband „Arbeitermohl” , der auf feiner XVI. 
GeneralverfammInng in Schwäb. Gemünd 1896 über „Aufgaben und 
Organifation der MWohnungsfürforge in den Städten“ verhandelte und im 
weiteren 1897 in feinem Organ eine vortrefflihe Abhandlung von Landesrat 
Brandt „Die Arbeitermohnungsfraae, eine Frage des Stadtbauplans und 
der Stadtbauordnung“ brachte. — Der Rheiniſche Verein zur Förderung 
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des Arbeitermohnungsweiens ſchenkte diefen Fragen feit feiner Gründung 
feine Beadhtung und veranlaßte auf feiner zweiten Generalverfammlung 
1898 zu Düfjeldorf einen Vortrag von J. Stübben über „Stadtbauordnung und 
Stadtbauplan in befonderer Rüdfiht auf die Ermöglihung guter und billiger 
Mohnungen.“ Auf der vom gleichen Vereine am 17. und 18. Dftober 1900 in 
Köln veranftalteten Verfammlung rheinifcher Bauvereine wurde die Einfegung 
einer jtändigen Kommiffion zur dauernden Behandlung baupolizeilicher Fragen 
ins Auge gefaht. — Auch der Niederrheinifche Verein für öffentliche Gefund- 
heitöpflege behandelte die Bauorbnungsfragen wiederholt. — Der in Frank— 
furt a. M. am 25. Mai 1898 gegründete „Verein Reichswohnungsgeſetz“ 
macht „die allgemeine Revifion der Bauordnungen und Bebauungspläne 
im Sinne der modernen NReformbeitrebungen auf diefem Gebiete” zu einer 
Hauptaufgabe feiner Thätigfeit. 

Litterarifhe Arbeiten. Hingewieſen ſei ferner auf die zahlreichen 
Abhandlungen in der Deutichen Bauzeitung, der Deutſchen Vierteljahrsfchrift für 
öffentliche Gefundheitspflege, im Gentralblatt für allgemeine Gefundheitäpflege, 
in der Socialen Praris, im Gentralblatt für Socialpolitif, in der Zeitfchrift 
der Gentralftelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen, im Technifchen Gemeinde 
blatt u. a. 

Außer den oben bereits genannten Arbeiten von Baumeifter, Brandts, 
Stübben, feien von litterarifhen Abhandlungen nod erwähnt (ohne damit 
eine Litteraturüberfiht von nur annähernder Volljtändigfeit zu geben): 
Albreht „Allgemeine Bauordnung für Städte und Yandgemeinden” Hannover 
1877; Runge „Motivierter Entwurf eines Deutjchen Gefundheitsbaugefeges“ 
1882; Stübben: „Hygiene des Städtebaus“ im Handbuch der Hygiene, 
4. Bd., II. Abth. Abſchn. III: „Die Bauordnung” 1896; Baltz, Preußiſches 
Baupolizeireht 1897; H. Bucdners’s im Auftrage des „Verein Reichs- 
wohnungsgeſetz“ erjtattetes Gutachten in Nr. 3 der Münchener Medizinifchen 
Wochenſchrift 1899. Vorſchläge des Architekten und Ingenieurvereins zu 
Hannover betr. „allgemeine bei einer Neubearbeitung der hannoverjchen 
Bauordnung zu beachtende Gefihtspunfte”. Schließlich, wenn auch nicht für 
reichsdeutfche Verhältnifje verfaßt, doch von Einfluß auf folche geworden: 
v. Gruber „Anhaltspunkte für die Berfafjung neuer Bauordnungen“ Wien 1893; 
und: „Grundlagen für die Verfafjung einer Bauordnung der Stadt Wien“, 
bearbeitet vom Ofterreichifchen Ingenieur: und Arditeftenverein, Wien 1894. — 

NReihsbauordnung. Die oben bereits erwähnte große Verfchiedenartig- 
feit der Baugefeggebung in Deutfchland legt die Frage nahe, ob es wünfchens- 
wert jei, diejes Gebiet von Reichswegen zu regeln, zumal das eng verwandte 
Gebiet der Gefundheitsfürforge durch die Reichsverfaffung ausdrüdlich der Zu- 
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ftändigfeit des Reiches überwiejen it. Die 1876er Münchener Abgeordneten 
Verfammlung des Verbandes Deutfcher Arditeften und ngenieurvereine 
nahm desbezüglich den Leitfag an: „Der Verband wünſcht unter feiner Mit- 
wirfung eine Deutfche Reichsbauordnung, welche die Grundfäße für die Special- 
Bauordnungen enthalten foll, eventuell unter Erweiterung der Kompetenz 
des Neiches.” R. Baumeifter fagt in der Einleitung feiner Normalen Baus 
ordnung, daß es ihm mehr und mehr zuläffig erfchienen ſei, alle wejent- 
lihen Vorfchriften der Baupolizei für ganz Deutichland einheitlich zu 
geftalten. „Er hält in der That die bei jo manchen Hauptgefihtspunften 
und Dimenftonsbeftimmungen annoch vorfommenden Abweichungen in’mwifjen- 
Ichaftlicher Beziehung für unberechtigte Eigentümlichfeiten. Sicherlich 
dürften bei jtetS zunehmender Berfchmelzung der Lebens- und Baugemohnheiten 
die wichtigjten Forderungen der öffentlichen und nachbarlichen Intereſſen an 
Gebäuden gleicher Gattung wohl in ganz Deutihland übereinjtimmen und 
damit höchfterfreuliche Vorteile und Bequemlichkeiten für da3 Bauweſen ent» 
jtehen . . . Hierdurch kann wenigitens der Aufwand von geiftiger Arbeit 3. T. 
erfpart werden, welcher fonft immer wiederholt werden müßte, um. in jeder 
Stadt, in jevem Lande von neuem Fortſchritte zu erjtreben, deren verjchieden- 
artige Behandlung doc feineswegd immer gerechtfertigt erſcheint.“ 1888 
beichloß der D. V. f. öffentliche Gefundheitsflege zu Frankfurt a. M.: ... 
„Der Berein hält... . eine einheitliche Gefehgebung für ganz Deutſchland 
oder mindeitens für die Einzeljtaten für möglih oder dringend erwünjcht.“ 
— 1889 nahm derjelbe Verein zu Straßburg im Elfaß den Entwurf zu 
„Reichsgeſetzlichen Vorſchriften zum Schute des gefunden Wohnens“ an und 
beſchloß, dieſen Entwurf der Reichsregierung ald Grundlage für ein Reichs: 
gejeg zu überreihen. Oberbürgermeifter Miquel meinte al3 Referent, daß 
das Neich hierzu unzweifelhaft fompetent fei, joweit die Gefundheitspolizei 
in den Bauvorſchriften behandelt wird, während dem Neiche zum Erlaſſe 
einer allgemeinen erfhöpfenden Bauordnung in dem Sinne, daß diefe als 
Reichsgeſetz unanfehtbar und unabänderbar ift durch die Landesgefeßgebung 
und durch die örtlichen Polizeiverordnungen, nad der heutigen Reichsver— 
faffung die Zuftändigfeit fehle. 

Der 1898 zu Frankfurt a. M. gegründete „Verein Reichswohnungsgeſetz“ 
hat nah $ 1 der Saßungen „den Zwed, zum Behufe der Verbefjerung 
der MWohnungsverhältniffe eine durchgreifende Geſetzgebung, in erfter Linie 
von jeiten des Reiches, anzuregen und vorzubereiten“. 

Am 14. November 1399 ftand eine Neihe von Petitionen, die neben dem 
Erlaß eines Reichswohnungsgeſetzes die Gründung einer Reichscentralftelle für 
Wohnungsfürforge befürworteten, zur Verhandlung im Reihstage. Entgegen 
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dem Antrage der Petitionsfommiffion, die wegen mangelnder Zuftändigfeit des 
Reiches bezüglich der baupolizeilichen Seite auf Übergang zur Tagesordnung 
angetragen hatte (der Pertreter der verbündeten Regierungen nahm ben 
gleihen Standpunft ein), wurde die Bittjchrift dem Reichskanzler überwiefen, 
„mit dem Erfuchen, eine Kommiffion zu berufen, an welder aud; Mitglieder 
des Neichötages beteiligt find, mit der Aufgabe, durch die Unterſuchung der 
bejtehenden Wohnungsverhältnifje und der auf diefelben bezüglichen Geſetzes— 
und Berwaltungsbeftimmungen feftzuftelen, ob und in melder Weife ein 
Eingreifen des Reiches zur Befeitigung der Wohnungsnot angezeigt iſt.“ 
Ein erneuter Beihluß ähnlihen Inhalts wurde am 23. Januar 1901 ge— 
faßt; das Ergebnis diejer Beſchlüſſe bleibt abzuwarten. 

Die Verfaſſer drüden ihre eigene Anfiht zur Sache dahin aus, daß 
bei der unbeftrittenen Zuftändigfeit des Neiches zum Erlaß geſundheits— 
polizeiliher Bauvorfchriften eine auf diefe wichtige Seite der Bauordnung 
beichräntte „Neihsbauordnung“, melde den Rahmen und die Zielpunfte der 
örtlihen Bauordnungen zu beftimmen hätte, nicht nur möglich fondern in 
hohem Grade jegensreich und erjtrebenswert fein würde, daß aber nicht etwa 
in Erwartung einer foldhen Neichögefeggebung die verbefjerte Ausgeftaltung 
der einzeljtaatlihen und örtlihen Bauvorſchriften aufzuſchieben ſei. In— 
des, es herrſcht bei vielen der zum Erlaß örtliher Bauordnungen be- 
rufenen Behörden auf diefem Gebiete noch eine große Gleichgültigfeit und 
Einfitslofigkeit, aus der eine durch Reichsgeſetz veranlaßte äußere An- 
regung wirkſam aufrütteln würde, deren Weiterbeitehen aber umfo nad) 
teiliger ift, als infolge der allgemeinen wirtſchaftlichen Entwidlung zahlreiche 
Gemeinwefen in der Umbildung aus einfachen ländlichen Verhältnifien zu 
großftädtifhen Maffenanjiedlungen begriffen find. Die Verfehlung des 
richtigen Zeitpunktes zum Eingreifen in diefe Entwidlung hat aber weit: 
tragende, fpäter nicht wieder gut zu machende Folgen. 

Ein ſolches Geſetz halten wir nicht nur für hypothetiſch möglich, fondern 
glauben auch durch das Sächſiſche Geſetz den praftifchen Beweis erbradt, 
daß allgemeine Hauptgefichtspunfte für ein großes Gebiet fich recht wohl in 
die geeignete Gefehesform bringen laſſen, wobei jelbjtverftändlih und not— 
wendigerweife der Ortsgeſetzgebung noch reiche Gelegenheit zum lofalen Aus: 
bau der in ihrer Richtung feftgelegten Beftimmungen verbleiben würde. — 


II. Abgeſtufte Bauordnungen. 


Aus dem über den Stadtbauplan handelnden Abſchnitte ſowie aus der 
Einleitung der vorliegenden Abhandlung erhellt, daß eine gute Bauordnung 
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nicht fchablonifierend das ganze Stadtgebiet umfafjen darf, daß vielmehr 
eine dem Charakter der verjchievenen Stadtgegenden angepaßte, auf den 
wirtfchaftlichen Effekt der Bauvorjchriften Rüdfiht nehmende Abjtufung der 
baupolizeilihien Anforderungen als ſelbſtverſtändlich gelten ſollte. Dieſer, 
bis vor einem Jahrzehnt in den Deutjchen Bauordnungen faum gefannten 
Abjtufung wurde bereits 1875 auf der Münchener Verfammlung des D. 
D. f. ö. G.Pflege dur Varrentrapp das Wort geredet, und find die von 
der Verfammlung beſchloſſenen Thejen über die hygieniſchen Anforderungen 
an Neubauten zunächſt nur für die neuen Viertel größerer Städte auf- 
geftellt. Auch Baumeifter's Normale Bauordnung ſieht Abjtufung der bau- 
polizeilihen Anforderungen vor. 1898 madte der V. für ö. Geſund— 
- heitöpflege auf der XVII. Berfammlung zu Würzburg fie zum Gegenftande 
befonderer Beratung unter Annahme der Leitfäse von Adides und Baumeifter 
über „Die unterfchiedlihe Behandlung der Bauordnungen für das nnere, 
die Außenbezirfe und die Umgebung von Städten“. Aus dem vortrefflichen 
Referate von Adides jeien folgende Ausführungen bier wiedergegeben !: 
„Kommt man mit der Bahn dem Bannfreis der großen, ja zum Teil auch 
mittlerer Städte näher, fo erheben ji zum Teil mitten auf freiem Felde 
fchredlihe, gefängnisartige Wohnfajernen mit hohen, fahlen Brandmauern 
und kleinſtem Hofraum, fchlimmer oft als in der alten Stadt, in der viele 
Grundftüde, deren Bebauung noch aus alter Zeit ftammt, mweitaus nicht jo 
ftarf ausgenußt find, als dies in der Neuftadt unter dem verberblichen Ein— 
fluß der modernen einförmigen Bauordnung der Fal it. Schmerzerfüllt 
fieht Jeder, der das Elend in den Mietsfafernen der alten Stadt fennt, 
bier auf jungfräulihem Boden immer wieder gleihe Grundlage zu gleichem 
Elend erwahfen . .. Der wahre Feind einer idealen Bebauung ift aber in 
Wirklihfeit nur der hohe Preis des Grund und Bodens, und Diejer 
gar nicht zu bejtreitende und auch nicht zu verjchleiernde Widerftreit zwiſchen 
den Intereſſen der Eigentümer der im Gebiete der Stadterweiterungen be— 
legenen Ländereien und dem Intereſſe der gejamten gegenwärtigen und 
fünftigen Bevölferung der neuen Stadtteile ijt ein jo eminent mweittragender, 
daß er jehr forgfältiger und eingehender Prüfung bedarf, und zwar umjo- 
mehr, als er bislang in weitem Umfange fajt ausnahmslos zu Gunften 
der Eigentümer und ſchwerem Schaden der Mohnenden gelöft ift. 

„Indem wir auf die Frage ftoßen, wie und wodurd denn diefer hohe 
Preis des Grund und Bodens fich bildet, werden wir unmittelbar auf den 
höchſt bedeutjamen, übrigens längit erfannten Umjtand hingeführt, daß neben 
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den anderen den Preis mitbeftimmenden Faktoren, die Maßnahmen des 
öffentlihen Rechtes, insbejondere aud die Öeftaltung der Bau: 
ordnung, auf die Preisbildung in entjhiedenfter Weife 
einmwirfen. Der Bauunternehmer fann einen Bauplatz jehr teuer be- 
zahlen, wenn er ihn nach den Vorfchriften der für die alten und neuen 
Stadtteile gleihmäßig geitalteten Bauordnung aufs äußerjte ausnützen und 
jene großen Mietsfajernen aufführen fann, während er feine Rechnung bei 
foldem hohen Preife nicht mehr findet, wenn er nur fleine Familienhäufer 
bauen fann. Es iſt alfo gar nicht zu leugnen, daß die Bauvolizeibehörden, 
indem fie hochwertiges Terrain im Innern der alten Städte mit dem Ader: 
lande der Umgegend glei behandelten, und jo Jahrzehnte lang durch 
Zulaſſung ungefundeiter Ausnugung die Verwandlung diefes geringmwertigen 
Aderlandes in ein hochzubemwertendes Bauland geitatteten, felbit dazu mitges 
wirft haben, daß der Feind der gefunden, weiträumigen Bebauung, der 
hohe Bodenpreis, auch im entferntejten Stabterweiterungsgebiet jo erjtarft 
ift und ſolche Opfer ſchon gefordert hat und immer noch fordert.“ 

N. Baumeifter führte als Korreferent u. a. folgendes aus: „In 
gefundheitlicher Beziehung iſt e8 fehlerhaft, alle Teile einer Stadt gleich zu 
behandeln. Denn will man mit Bezug auf Lit und Luft einheitliche 
Vorſchriften und richtet diefelben nad) der bisherigen dichten Bebauung und 
dem hohen Bodenwert im Kerne einer Stadt ein, fo pflanzen fich diefe 
ungünftigen Berhältniffe immer weiter nad außen fort, movon leider bei 
faft allen Großjtädten abjchredende Beifpiele zu jehen find. Würde man 
dagegen alles jo ideal behandeln, wie in einer ganz neuen Stadt, jo werben 
die Beſitzer älterer Grundjtüde, melde bereit3 dichter bebaut geweſen jind, 
oder ſich zwischen dicht bebauten Pläten befinden und daraufhin ihren Wert 
erhalten haben, im Falle von Neubauten ungebührlich geſchädigt. Deshalb 
getrennte Borfchriften für beftehende, verbefjerungsbedürftige, und für 
werdende Zuftände. Und diefe Trennung tft nicht bloß mit Bezug auf die 
MWohndichtigfeit zu empfehlen, fondern aud bei manden Vorfchriften der 
Konjtruftion und des Verkehrs. Wenn das allgemeine Wohl bei neuen 
Häufern in äußeren Stabtbezirfen die gefundheitlichen Vorfchriften verschärft, 
fo fann es ihnen andererjeits Grleichterungen gewähren in Bezug auf 
Anbauten, Vorräume, Holzkonftruftionen, Straßenbefeftigung u. a. m.” 

Die Mürzburger Verhandlungen fanden ihren Abſchluß in der Refolution : 
„Der Deutfhe Verein für öffentlide Gejundheitspflege erfennt die von den 
Herren Referenten geforderte unterfchiedliche Behandlung der Bauordnungen 
für das innere, die Außenbezirfe und die Umgebung von Städten als ein 
dringendes Bedürfnis an und empfiehlt den Staatsregierungen und den 
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beteiligten Gemeindebehörden eine baldige Nevifion der beftehenden Bau- 
orbnungen und ſoweit erforderlich der beftehenden Geſetzgebung.“ 

‚1895 verhandelte der Verein zu Stuttgart abermals über „Herbeiführung 
eines gefundheitlich zweckmäßigen Ausbaues der Städte” und ſprach fih in 
feinen Theſen abermals zu Gunften abgeftufter Bauordnungen aus. 

Indem die älteren, nicht abgeftuften Bauordnungen auf dem Baumejen 
fußten, wie es in den alten Stadtteilen herfömmlich war, halfen fie, ohne 
Abficht, die Bebauungsart der Altjtadt mit ihren Mängeln auf das jung: 
fräuliche Gelände der Außenftadt übertragen. Man mußte bei Neubebauung 
altftädtifeher Grundftüde aus wirtihaftlichen Gründen hohe und dichte Be- 
bauung zugeben und beging den Fehler, diefelbe Bebauung allgemein auch 
da zuzulafien, wo ein wirtfchaftliher Grund nicht vorlag. Die Verfchieden- 
artigfeit liefert aber erft die volle Möglichkeit, das in gefundheitlicher mie 
focialer Hinficht zu fördernde Einzelhaus, das Heine Wohnhaus in der Bau— 
ordnung zu berüdfichtigen durch erleichternde Bauvorfchriften, durch Unterſagung 
der Mietkaferne in gewiſſen Stadtteilen, durch Abfcheidung der Fabrifviertel. 

Das große Miethaus allgemein grundfäglih durh die Bauordnung 
verbieten zu wollen, würde offenbar zu weit gehen. Denn auch die wirt: 
ſchaftlichen Intereſſen der Grundeigentümer verdienen volle Berüdfichtigung. 
Man fann niedrige Einzelhäufer nicht erzwingen wollen auf Grundjtüden, 
deren Preis thatſächlich auf eine Höhe geftiegen oder gefteigert iſt, die eine 
dichte bauliche Ausnugung verlangt. Aber man braucht andererfeitd Gelände, 
welches nody auf mäßiger, auf geringer Werthöhe fteht, nicht auch jener 
dichten Ausnüßung preiszugeben. Welcher Private wird fih dann noch zum 
Bau eines, vielleicht freiftehenden, niedrigeren Cinzelmohnhaufes, wenn er 
auch gerne wollte, entichließen fönnen, wenn er risfieren muß, in einigen 
Jahren vielleiht von hohen Mietsfafernen fih eingeſchloſſen zu ſehen, die 
ihm den weiteren Aufenthalt im Eigenhauſe verleiven ja zur Unmöglichkeit 
machen, indem bei den enorm gejteigerten Bodenpreifen feine wirtfchaftlichen 
Berhältniffe ihm nicht mehr den Lurus einer fo „unrationellen” Wohnmeife 
gejtatten. So treibt die durch die Bauordnung begünftigte Entwidlung mit 
unmiderftehlicher Notwendigkeit immer weitere Kreife des Stadtgebietes der 
Mietfaferne zu. 

Abftufung der Bauordnung nah Gebäudegattungen. 
Die Abftufung der Bauordnung fol ſich aber nit in der „territorialen 
Abſtufung“ erfchöpfen; fie muß meiter gehen, in das innere Mejen des 
Bauwerks eindringen und fich dieſem anpafjen, hier fördernd und begünftigend, 
dort hemmend und verbietend. Wie in Preußen feit dem Jahre 1889 eine 
befondere LZandesbauordnung für Theater, Zirkusgebäude und öffentliche 


Die Bauordnung. 201 


Verfammlungsräume befteht, die ihrerfeits wieder ſehr verftändiger Weiſe 
unterfcheidet zwiſchen „großen“ und „kleinen“ Theatern u. ſ. w., wie für 
einzelne Gewerbebetriebe, jo Holzbearbeitungsitätten, befondere baupolizetliche 
Beitimmungen gelten, fo könnte auch jeve Stadtbauordnung gefonderte Be- 
ftimmungen enthalten für Kirchen und öffentlihe Gebäude, für Fabriken 
und Arbeitsftätten, für Kaufhäufer und Scanflofale, für Mafjenmiethäufer 
und Einzelmohnungen. 

Nur mit den lettgenannten Gebäudegattungen haben wir es hier zu 
thun. Wenn alle Häufer als Eigenhäufer für eine Familie gebaut würden, 
bedürfte e8 faum einer Bauordnung; jedenfalld würden in diefem Falle die 
umfangreichen Bücher, als welche die meiften Stadtbauordnungen heutzutage 
fi vorführen, auf wenige Paragraphen befchränft werden können. Dem- 
jenigen, der ein Haus für fich felbjt baut, fann man faft volle Freiheit 
gewähren; die eigene Fürſorge wird in der Regel erfprießlicher fein, als alle 
polizeilihen Bevormundungen. Dagegen tritt bie ausführliche polizeiliche 
Regelung in ihr volles Recht beim Mafjenmiethaufe, mo es ſich nicht bloß 
darum Handelt, den Nachbar gegen den Nachbarn und das öffentliche 
Intereſſe gegen privaten Mißbrauch in Schuß zu nehmen, fondern wo die 
fchmwierigere Aufgabe zu löſen ift, die zufünftigen Bewohner zu ſchützen gegen 
einen Bauherrn, der nur ein fpefulatives Werk zu feinem eigenen Vorteil 
und zum Vorteil des Grundbefiters oder des Geldgebers ſchafft, ohne zu 
feinem Bau und deijen unbefannten fpäteren Inſaſſen in eine innere Be- 
ziehung zu treten, der fein Unternehmen jchon zu veräußern, „abzuftoßen“, 
zu „realifieren“ trachten muß, bevor der Bau noch beendet ift. Nicht als 
ob die fpefulative Bauthätigfeit an ſich verwerflich wäre; vielmehr muß für 
die Unterbringung der großen Menge von Stadtbewohnern, die ein Eigenhaus 
nicht zu erfchwingen vermögen oder die aus anderen Gründen genötigt find 
im dichten Stadtkern zu wohnen, die folide MWohnhausunternehmung,, die 
ehrliche Boden- und Baufpefulation als notwendig und gut anerfannt werden. 
Aber der Mißbrauch liegt fo nahe und die Auswüchſe find fo häufig, daß 
die ftrenge polizeiliche Regelung unentbehrlich ift. 

Die Übertragung des ganzen Heeres der für das Mafjenmiethaus not- 
wendigen Baupolizeivorfchriften auf das Eleine Wohnhaus und befonders auf 
das Einfamilienhaus tft zwedlos und ungerechtfertigt. Hier wirkt polizeiliche 
Maßregelung oft nachteilig und hinderlih und treibt unbeabfichtigter Weife 
das Bauvorhaben dem Mafjenmiethaufe entgegen. Auch die Handhabung 
der Baupolizei kann gegenüber dem Kleinen Haufe und Cigenhaufe ſich 
wohlwollender, freier geitalten, ohne öffentliche Intereſſen zu fchädigen. 
Konftruftionsvorfhriften in Bezug auf Mauerſtärken, Schornfteine, Maffiv- 
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oder Fachwerksbau, Stodwerkhöhen, Durchfahrten und Gänge, wiederholte 
Abnahmen, Treppenbreiten, Treppenjteigungen, Hofabmeilungen und bergl. 
verlieren hier den größten Teil ihrer für das Mafjenmiethaus jo wichtigen 
Bedeutung. Wie das Mafjenhaus zur Schablone drängt, jo follte dem 
fleinen Haufe Die individuelle Gejtaltung nah Möglichkeit erleichtert 
werben !. 

Die Frage der Abjtufung der Bauordnung leitet ohne weiteres über 
zu Betrachtungen über offene Bauweife, weiträumige Bebauung 
und Zandhausviertel. Hier bedarf es feines weiteren Beweifes, daß 
Stadtbauplan und Bauordnung fi) notwendig ergänzen, daß der eine ohne die 
andere nur auf dem Papier ftehen würde. Stabtbauplan und Stadtbauordnung 
haben hier das gleiche Ziel, fie müſſen vom gleichen Geijte bejeelt jein. 

Die offene Baumeife beruht weſentlich auf der Feſtlegung eines fog. Bau: 
wis, d. h. eines dem Nahbargrundftüd entlang laufenden Streifens, Wich 
genannt, von bejtimmter Breite, welcher nicht bebaut werden darf. Je nachdem 
der Bauwich an beiden Zangfeiten des Baugrundftüds freizuhalten ift, oder nur 
an einer, pflegt man „ganz offene” und „halb offene” Baumeife zu 
unterfcheiden ; bei legterer wird das Haus auf einer Seite unmittelbar an 
das Nahbarhaus angebaut, e8 entjtehen alſo Gruppen von je zwei Gebäuden 
oder Doppelhäuferr. Die Breite des Wis ift in den einzelnen Bau- 
ordnungen und Bauvorſchriften jehr verſchieden. Am geringiten iſt fie in 
den inneren Stadtteilen von Stuttgart, nämlih 2,865 m von Haus zu 
Haus; es liegt auf der Hand, daß ein fo jchmaler Abjtand zwifchen mehr- 
ftödigen Gebäuden gefundheitliden Anforderungen nicht entſpricht und daß 
insbejondere die Entnahme von Luft und Licht für Wohnräume aus folchen 
Gaſſen unzuläffig it. Bei Gebäuden, welde zwiſchen dem Erdgeſchoß und 
dem Dachgeſchoß nicht mehr als ein Obergeihoß bejigen, mag unter Um— 
ftänden ein Bauwich von 2,5 m, alfo ein Gebäudeabitand von 5 m dürftig 
genügen; beffer aber ijt es, ald Mindeftmaß des Bauwichs 3 m oder 4 m 
feitzufegen. Nötig wird das Mindeſtmaß von 4 m, oder beſſer von 5 m, 
ſobald zwifchen dem Erdgeſchoß und Dachgeſchoß die Einjhaltung zweier 
Obergeſchoſſe zugelafien ift; der Abitand von Haus zu Haus wird aladann 
8 m oder bejjer 10 m betragen. Das ſächſiſche allgemeine Baugeſetz fchreibt 
in 8 95 bei offener Baumweife einen Grenzabjtand von mindeftens der 
Hälfte der eigenen Gefimshöhe und in der Regel von nicht weniger als 4 m 
vor. Niedrige Vorfprünge, 3. B. Freitreppen, Altane u. dgl. werben in 
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gewiſſem Umfange auch innerhalb des Bauwichs geftattet, aufgehende Vor- 
bauten (Rijalite) jedoch nur in fehr beſchränktem Maße, um den Zweck des 
Wichs nicht zu vereiteln. Diefer Zwed beiteht darin, a) dem Gebäude aud) 
von der Seite Licht und Luft zuzuführen, und b) das Blodinnere, d. h. die 
Höfe und Gärten mit dem Äußeren behufs Erzielung reichlichen Luftwechſels 
in Verbindung zu halten. 

Die halb offene Baumweife erreiht beide Zmede minder volllommen, 
hat aber den Vorteil, daß die Ausbildung einer Gebäudefront erfpart und 
eine ftärfere Bodenausnugung ermöglidt wird. Die Lüftung des Blod- 
innern wird oft zur Genüge auch dadurch erreicht, daß ein freier Wich nur 
nad jedem dritten, vierten, fünften u, ſ. w. Haufe eingefchaltet wird; fo 
entjteht ein Mittelding zwifchen offener und gefchlofjener Baumweife: Dem 
Verlangen nah weiträumiger Bebauung fann aud diefes Mittelding 
entiprechen, wenn nur gleichzeitig fonftige Vorfchriften vorgefehen find, welche 
die Baudichtigfeit und die Bauhöhe bejchränfen. Die offene Baumeife ift 
aljo an ſich nicht nötig mit der mweiträumigen Bebauung verbunden; fie ift 
nur die eine, fehr beliebte Erſcheinungsform derfelben und führt eine ver- 
minderte Baudichtigfeit von felbjt herbei. Die letztere läßt fich aber auch 
erreichen durch die Feſtſtellung mweiträumiger Höfe und durch die Anordnung, 
daß nur ein ſtark beſchränkter Teil der Bodenfläche, etwa 50 oder 40 oder 
30 %0 überbaut werden darf. Bei offener und geſchloſſener Baumeife fann 
ferner die MWohndichtigfeit eingefchränft werden durch Verminderung der 
höchitzuläffigen Gebäudehöhe oder Gefchoßzahl. Auf ſolche Weife fann nicht 
bloß den „Zandhausvierteln“ für den mwohlhabenderen Teil der Bevölkerung, 
fondern auch den für die wenig bemittelten Volfsfchichten beflimmten Stabt- 
vierteln Luft und Licht und angenehmes Wohnen gefichert werden. Alle 
diefe Maßregeln faßt man zufammen unter dem Begriff der „weiträumigen 
Bebauung”. 

Betrachten wir die Entwidlung der deutfhen Bauordnungen 
nach den vorjtehend behandelten Gefichtspunften bezüglich der Abftufung 
der Bau= und Mohndichtigfeit und der Forderung offener Baumweife in gewiſſen 
Stadtteilen, fo iſt es noch nicht lange her, daß man die gefegliche Zuläffigfeit 
folder Forderungen ernjthaft in Zweifel zog, ja beftritt. Wie wenig man 
vielfach noch bis ins legte Jahrzehnt den Kern diefer Forderungen erfaßte, 
geht u. a. daraus hervor, daf in den Erörterungen über die vom Landrat 
des Kreifes Teltow unterm 15. Dezember 1891 erlafjene Baupolizei- 
verordnung für die Berliner Vororte! von juriftifher Seite in der Deutfchen 





I Gegen dieſe von den beiten Abfichten befeelte, teilweije jedoch zu weitgehende 
Verordnung, die auf einer Reihe von Gebieten bahnbrechend vorging, wurde alsbald 
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Bauzeitung ausgeführt wurde, daß die SS 3 und 4 der Verordnung, welche 
der Ortspolizeibehörde das Recht zumiefen, beftimmte Teile der Ortichaften 
zu Zandhausvierteln zu erklären, ſchon aus dem Grunde zu Bedenfen Anlaß 
gäben, weil mit denfelben zweifellos (!) im mefentlichen äfthetiihe Zmede 
verfolgt würden (!), diefe aber außerhalb des Bereiches der polizeilichen 
Fürforge lägen; da aber aufer einigen anderen hier nicht in Frage ftehenden 
Gründen Polizeiverordnungen nur im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
und Gefundheit erlaffen werden bürften, fo fei die Polizeibehörde nicht 
berechtigt, ven Bau von fog. Zandhausvierteln zu veranlafjen. Mittlerweile 
bat indes für Preußen das Dberverwaltungsgericht diefe Berechtigung Der 
Molizeibehörden durch wiederholte Entfcheidungen anerkannt. In einer ſolchen 
aus dem Jahre 1894 heißt es in den Entjcheidungsgründen u. a. aus— 
drüdlih, „daß bei einer zu folhem Zwecke für einen umfangreihen Bezirk 
vorzunehmenden Organifation des Bauweſens die fich als notwendig ergebenden 
Einſchränkungen der Baufreiheit nicht überall gleichmäßig zu verteilen find, 
daß vielmehr gewiſſe Ungleichheiten vorfommen werden, liegt in der Natur 
der Dinge. Hat dabei auch der Gefichtspunft der Verhütung gefundheitlicher 
Gefahren im Vordergrund zu ftehen und die gejamten organtjatorifchen 
Maßnahmen zu beherrfhen, jo iſt doch die Molizeibehörde, wenn fie 
nicht einfeitig und jchädlih regeln will, aud mit einer Reihe anderer 
Gejihtspunfte zu rechnen genötigt. Daß die hiermit begründete Un— 
gleihheit ihren guten Grund hat, wird Faum in Zweifel gezogen werden. 
Wenn fo die Polizeibehörden ſich genötigt fehen, mit mannigfachen volfs- 
wirtfchaftlihen Gefichtspunften zu rechnen und davon Abjtand nehmen 
müfjen, die zur Abwendung von Gefahren für das Leben und die Gefund- 
heit des Publifums oder von fonftigen Gefahren dienenden Maßnahmen 
allgemein in gleicher Weife durchzuführen, und wenn fo für die Grundbefiger 
ein und besfelben Geltungsbereiches einer MPolizeiverordnung in der Be: 
ſchränkung ihrer grundfäglihen Baufreiheit Verſchiedenheiten entjtehen, fo 
ergiebt jih daraus doch nicht die Nechtsmwidrigfeit entjprechender Verord— 
nungen. Es giebt feine pofitive Rechtsnorm, die dazu nötigt, alle bau: 
polizeilihen Gebote oder Verbote nur derart zu erlafien, daß durd fie alle 


ein Entrüftungsfturm der vermeintlih oder wirklich geihädigten Grundbefiger in 
Scene gefegt. Thatfählih wurde fie wenige Tage nad ihrem Inkrafttreten, am 
4. Januar 1892, auf Verfügung des Regierungspräfidenten in Botsdam wieder auf- 
gehoben. Der eigenartige Verlauf diefes erſten Anſatzes zu einer abgeftuften Bau- 
ordnung für die Bororte Berlind hat der Verordnung des Teltower Landrates 
nachgerade zu einer Art von baupolizeigefhichtliher Berühmtheit verholfen. 
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Bewohner oder Grundftüde ein und desſelben —— in ganz 
gleicher Weiſe betroffen würden.“ 

Mit Rückſicht hierauf wurden die angefochtenen Beſtimmungen des 85 
der Baupolizeiordnung für die Vororte von Berlin vom 5. Dezember 1892, 
der über die landhausmäßige Bebauung der für diefe vorbehaltenen Bezirke 
Beitimmung trifft, für rechtöbejtändig erflärt. Im Jahre 1896 fällte das 
Oberverwaltungsgeriht eine ähnliche Entfcheidung über die Gültigkeit einer 
für nur wenige Grundftüde der Hohenzollernftraße in Berlin erlafjenen 
Baupolizeiverordnung. 

In Sadjen, Bayern, Württemberg, Heffen und Baden ift die Be- 
fugnis der Gemeinden zum Erlaſſe abgejtufter Borfchriften, insbefondere für 
gewiſſe Straßen oder Bezirke offene Bauweiſe vorzufchreiben, in den bezügl. 
Sandesgejegen ausgejprochen. 

Verfhiedene Arten der Abftufung. Die Berliner Baus 
polizeiordnung vom 15. Januar 1887 mar infomweit abgejtuft, als fie 
eine verjchieden hohe Bebaubarfeit für „bisher bebaute“ und „bisher 
nicht bebaute“ Grundftüde feitfegte. Diefer Weg hat fi in der Folge 
ald ungangbar ermwiefen!. Einmal wurde, je weiter fi die Zeit von 
dem Tage der Beröffentlihung der B.P.D. (diefer war für die bezügl. 
Beurteilung des Grundftüds maßgebend) entfernte, deſto fehwieriger die 
Ermittlung und Feltitellung des an jenem Tage auf. den einzelnen Grund: 
ftüden vorhanden geweſenen thatſächlichen Zuſtandes. Bor allem aber 
erfuhr die fragliche Beitimmung durch die Rechtiprechung des Oberverwaltungs: 
gericht3 eine Auslegung, die den ihr zu Grunde liegenden gefeßgeberijchen 
Gedanken vereitelte (D.B.G.E. vom 28. Ditober 1887, II. 969 Pr. V. Bl., 
IX, S. 90). Die GEigenfhaft eines Orundftüdes als eines „bereits 
bebauten“ jtand nad den Ausführungen des D.VB.G. räumlich dem ganzen 
Grundftüde in allen feinen Teilen. und außerdem als eine dur Ablauf der 
Zeit oder fpätere Veränderung in der Benugungsart nicht zerftörbare zu. 
Dies eine ganze Grundſtück umfaßte nun aber in den äußeren Teilen der 
Stadt, für welche der Gefeßgeber gerade eine weitere Bebauung zu erzielen 
beabfichtigte, nit felten 20 und mehr Morgen Landes, die nad dem Be- 
bauungsplan vielleiht jogar durch verſchiedene Straßenzüge in zahlreiche 
Blöde eingeteilt waren. War nun aber auf jenem einen riefengroßen 
Grundftüde an dem fritifchen Tage auch nur ein Feines Wohngebäude mit 
einem Stodwerfe über dem Erdgeſchoſſe vorhanden geweſen, fo haftete allen 
den zahlveihen, nah und nad von dem Stammgrundftüde abgetrennten 
Parzellen das Recht der intenfiveren Bebaubarfeit an. Man mag diefe 


ı Bergl. Baltz, Baupolizeireht, 1897 S. 114 ff. 
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Rechtſprechung als eine formaliftifche, den Geift der Verordnung verfennende, 
anfehen ; jedenfalls erweifen fih auf Grund derſelben Beitimmungen wie Die 
oben genannten der 1887er Berliner Bauordnung als unzwedmäßig, ja im 
höchſten Grade ſchädigend. Anders würde die Sache fchon liegen, wenn man 
als den für die „bisherige Bebauung” maßgebenden Zeitpunkt nicht den 
Tag des Erlafjes der Verordnung, fondern den des Baugeſuches feſtſetzen 
könnte. Allein auch diefe Zuläffigfeit wird beftritten. Man wird alfo 
andere Wege fuchen müfjen. 

Viel richtiger erfcheint es, von vorneherein gewiſſe Stadtbezirfe räumlich 
zu umfchreiben, zwiſchen denen die baupolizeilihen Anforderungen abzu— 
ftufen find mit der Abfiht, nad) der Stabtperipherie hin eine zunehmend 
mweiträumigere Bebauung zu erzielen. Innerhalb diefer Zonen oder Staffeln 
werden dann wieder einzelne pafjend verteilte Gebiete herauszugreifen fein, 
in denen offene landhausmäßige Bebauung unter weiterer Einſchränkung 
der Gebäubehöhen und der Bebauungsdidtigfeit zu fordern find. Solche 
Bezirke unter möglichjter Anlehnung an die bisherige Stadtentwidlung 
richtig zu mählen, ift zunädit Sache des Stabtbauplans, deſſen Durch— 
führung die Bauordnung zu fichern hat. Nicht vergefjen möge man dabei, 
auch pafiende Geländeteile zur Errichtung von Arbeiter-Eigenhäufern vorzu- 
fehen, bei denen unter mefentliher Einfchränftung mander Eonftruftiver 
Forderungen auch eine größere Bodenausnußung (unter entjprechender Herab— 
fegung der zuläffigen Gebäudehöhe) Plat greifen fann. In dem Entwurfe 
einer neuen Kölner Bauordnung ift hierfür der „Dfjendorfer Bezirk“, ein in der 
Nähe des größten Fabrikvorortes belegenes Außengebiet, in Ausficht genommen. 

Die Grenzen für die einzelnen Bezirke brauchen nicht ſämtlich ein für 
allemal unverrüdbar feftgelegt zu werben. Im vielen Fällen wird es zweck— 
mäßig fein, zur Förderung des Anbaus bei gefteigerten gefundheitlichen 
Anforderungen, namentlich in betreff der Gebäudehöhe und Stodwerkzapl, 
vorerft an die Straßenanlage, Be- und Entmwäfjerung fowie Beleudhtung 
geringere Anfprüche zu ftelen. Nachher mag dann die Straße, wenn fie 
mehr in den Verkehr und die Bemohnungsdichtigfeit hineingewachſen ift, 
unter Nahholung jener Ansprüche (auf Koften der Anlieger) in eine höhere 
Bebauungsklafje aufrüden. Nur folte man fih mit folden fließenden Ab- 
ftufungsgrenzen nicht begnügen und daneben die fefte Staffelabgrenzung nicht 
vernadläffigen. 

Beitehende Abjtufungen in den deutſchen Bauordnungen. 

Fragen wir, in welchem Umfange die vorbehandelten Gefihtspunfte in 
den geltenden Bauorbnungen berüdfichtigt find, fo fonnte 1895 auf der Würz— 
burger Verfammlung d. D. V. f. ö. G.Pfl. von 7 deutſchen Städten be- 
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richtet werden, daß fie eine nad) Bezirken flar unterfchievene, zumeift auch 
den Schuß der Wohnungen gegen Beläftigungen dur gewerbliche Betriebe 
berüdfichtinende Bauordnung beſaßen, nämlih Altona, Berlin, Hannover, 
Hildesheim, Bohum, Barmen und Frankfurt a. M. Für die inzwifchen 
verflofienen 5 Jahre fann ein beträchtlicher Fortſchritt feitgeftellt werben. 
Someit die Verfaffer haben ermitteln fönnen!, find mittlerweile hinzu: 
gefommen (teilweife durch Erlaß von Nadtragsverordnungen zu den bejtehen: 
den Bauordnungen): Wiesbaden (18. November 1895), Magdeburg (20. 
Sanuar 1896, 1. April 1898), Köln (20. Februar 1896), Düfjeldorf 
(25. April 1896, 1. März 1898), Elberfeld (18. März 1897), Dortmund 
(11. Mai 1897), Stuttgart (1. Oftober 1897), Karlsruhe (16.25. Februar 
1898), Halle (20. Juli 1898), Saarbrüden, St. Johann und Malitatt-Burbad) 
(5. Auguft 1898), Iſerlohn (1. Oktober 1898), Bonn (21. April 1899), 
Erfurt (6. April 1900), Aachen (1. Mai 1900) Hamburg (verjchiedene 
Novellen zum Baugefeß) und Würzburg. Der Entwurf einer neuen Bau- 
ordnung für Mannheim fieht 3 Staffeln vor, auch derjenige für Met fieht Ab- 
ftufungen vor. 

Befonders forgfältig durchgeführt ift die Staffelung der Bauordnung 
in Frankfurt am Main. Für die Innenſtadt und die Außenjtadt gelten 
befondere Verordnungen. Die Außenftadt ift wieder eingeteilt in eine 
innere und eine äußere Zone und innerhalb diefer Zonen in befondere 
Mohnviertel, Fabrikviertel und gemifchte Viertel. 

Es ift hier ferner noch zu nennen eine Reihe von Städten, die zwar 
feine fyftematifh in den Gefamtanforderungen bezirfäweife abgeftufte Bau- 
ordnung haben, aber teil für bejtimmte Bezirke offene, landhausmäßige 
Bebauung fordern, teils für gewiſſe Stadtgebiete die eine oder andere An- 
forderung (Hofgröße, Gebäudehöhe 2c.) verfchärfen. So fchreibt Münfter 
1. W. in der Altftabt "4 (bei Grundftüden unter 144 qm "s), in der 
Neuftadt "a des Grundftüds als freien Hofraum vor. Bochum in einem 
Teil der Altftadt "Ts, im übrigen Tu. In Gießen wird bezüglich des 
Verhältnifjes der Gebäudehöhe zur Straßenbreite zwiſchen der inneren und 
äußeren Stadt unterfchieden. 

Befondere Wohnhausviertel oder Straßen mit offener Bauweise (Landhaus: 
viertel, Villenviertel) find heute in der Mehrzahl der deutſchen Städte durch die 
Bauordnung oder dur Ortsftatut gefichert. Dabei ſchließen folgende Städte 
in gewifjen Stadtteilen ausdrücklich die Zuläffigfeit „beläjtigender Gewerbe“ 


I Die nadftehenden wie in den folgenden Abſchnitten gemadten Angaben 
ftügen fih auf die privaten Ermittelungen der Berfafler in 100 deutichen Städten 
von mehr als 30 000 Einwohnern. 
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aus: Aachen, Altona, Bamberg, Bodum, Bonn, Breslau, Charlottenburg, 
Danzig, Darmftadt, Dortmund, Düfjeldorf, Duisburg, Elberfeld, Eſſen, 
Franffurt a M., Freiburg i. B., Gera, Halberſtadt, Halle, Hannover, 
Heidelberg, Hildesheim, Köln, Landau, Lübel, Magdeburg, Mannheim 
(Entwurf), Mülhaufen im Elſaß, Poſen, Saarbrüden, Stuttgart, Wies- 
baden. — In Bamberg, Bonn, Darmitadt, Dortmund, Frankfurt a. M., 
Halle, Hamburg, Heilbronn, Liegnig, Magdeburg und Würzburg jind 
bejondere Viertel ausfchließlih oder doch vorwiegend (in Form von Ver— 
günftigungen) zum Bau von Fabriken vorgefehen, in Halberftadt und Mann 
heim ift dies beabjichtigt. 


IV. Licht und Luft. 


Eine der widtigften Aufgaben der Bauordnung im Intereſſe der 
Gefundheit ift die Sicherung eines genügenden Bezuges von Licht und Luft 
für die Mohnenden. Parallel hiermit gehen die Intereſſen der jocialen 
Mohlfahrt in betreff der Bebauungs: und Bewohnungsdidtigfeit. Someit 
hier das Innere der Wohnungen in Frage fteht, fommen in Betracht die 
Größe der Fenfter, die Höhe der Zimmer, die Flächengröße der Mohn: 
räume und Wohnungen. Für den Licht» und Luftbezug von außen wie 
für die Bewohnungsdichtigkeit entiheidend find die Beitimmungen über 
Gebäudeabitand, Gebäudehöhe, Stodwerkzahl und Hofgröße. 

Für jeden zum dauernden Aufenthalt von Menfchen (Wohn-, Schlaf: 
und Arbeitsgelaffe) bejtimmten Raum iſt ein gewiſſes Mindeftmaß licht- 
gebender Fenſterfläche erforderlih. Diefes Mindeſtmaß im Hinblid auf 
die menſchliche Geſundheit wiſſenſchaftlich feitzuftellen, ift bisher nicht ver- 
fuht worden. R. Baumeifter (Normale Bauordnung 1880) und F. von 
Gruber (Anhaltspunkte für die Verfaffung neuer Bauordnungen 1898) 
verlangen übereinftimmend wenigſtens 1 qm Fenſterfläche auf 30 cbm 
Rauminhalt. Ein Gutachten des Berliner Bezirksvereines deuticher Ingenieure 
aus dem Jahre 1879 über die dortigen Bauordnungs: Entwürfe fordert 
I qm Fenſter auf 40 cbm Nauminhalt. Diefes, teils von älteren Kafernen, 
teils von jogenannten „Berliner Zimmern“ abgeleitete Maß erjcheint indes 
Baumeifter, und aud den Verfafjern dieſes Berichtes, zu gering. Nach 
dem vom Deutjchen Verein für öffentliche Gefundseitspflege 1889 in Straß- 
burg im Elſaß aufgejtellten Entwurfe „Reichsgefegliher Vorfchriften zum 
Schuße des gefunden Wohnens“ foll die lichtgebende Fenſterfläche mindejteng 
ein Zmölftel der Zimmer-Grundflähe betragen. Dagegen fordern die vom 
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öfterreihifchen Ingenieur: und Arditeften-Verein 1894 verfaßten Grund— 
lagen für die Verfafjung einer Bauordnung der Stadt Wien gar ein Achtel 
der Zimmerrläde. 

Die meiſten Deutſchen Bauordnungen begnügen ſich mit der Forderung, 
dat die fragliden Räume „Fenſter von ausreichender Größe“ haben müfjen, 
ohne anzugeben, was fie dabei als „ausreihend“ anfehn. Dies iſt jeden- 
falld ein Mangel. Auch das Sächſiſche Baugejeg vom 1. Juli 1900 ver: 
langt lediglih, daß die zum dauernden Aufenthalte für Menfchen bejtimmten 
Räume „mit genügend großen“ Fenſtern verfehen find, und ftellt es frei, 
durch Ortsgeſetz Vorfchriften über die Größe der Fenſter zu treffen, ohne 
hierfür eine Richtfhnur anzugeben. Die Baupolizeiordnung für die Stadt: 
gemeinden des Regierungsbezirfs Köln vom 20. März 1894 ftellt die oben er- 
örterte Forderung von 1 qm ;senfterflähe auf 30 ebm NRauminhalt, wobei 
die Mindeftabmefjungen auf 0,50 m Breite und 1 m Höhe feftgejegt find. 
Die Stadt Karleruhe fordert ebenfalld auf 30 cbm, in bewohnbaren Dach— 
räumen auf 40 cbm Rauminhalt mindeftens 1 qm lichtgebende Fenſterfläche, 
Dortmund 1 qm auf 30 cbm, Aachen !'r der Grundfläde. 

Unter Innehaltung der Mindeitmaße für Zimmerhöhe u. j. w. fommt 
es praltiſch auf dasjelbe hinaus, ob man die Fenſterfläche von der Grund: 
flähe oder dem Rauminhalte abhängig madt. immerhin dürfte legtere 
Berehnungsart ſachgemäßer fein, denn bei gleichem Flächeninhalt würde ein 
hoher Raum ungenügend belichtet fein fönnen bei einer Fenftergröße, die 
für einen niedrigeren Raum von gleicher Grundfläche genügen würde. Auch 
hängt von dem gegebenen Borrat an Luft deren Ermeuerungsbebürfnis 
ab. — Zwedmäßig erfcheint jedenfalls, daß überhaupt beftimmte zahlen: 
mäßige Anforderungen an die Fenſtergröße gejtellt werden, wobei 1 qm 
Fenfterflähe auf 30 cbm Nauminhalt als pafjendes Mindeftmaß gelten 
möge. 

Im vorftehenden handelte es fih um „notwendige“ Fenfter, „Haupt- 
fenſter“. Die über diefes Bedürfnis hinausgehenden Fenſter und die zur 
Erhellung von unbemohnten und nur vorübergehend benußten Räumen 
(Treppen, Fluren, Aborten, Waſchküchen, Borratsräumen) dienenden Öffnungen 
heißen „Nebenfeniter” oder „untergeordnete Fenſter“, für welche geringere 
Anforderungen gelten. 

Um den Hausbemwohnern innerhalb der zum dauernden Aufenthalte 
beftimmten Räume einen genügenden Xuftvorrat zu fihern, ift die Feſt— 
fegung einer geringiten zuläfligen Geſchoßhöhe erforverlid. R. Baumeiiter, 
F. v. Gruber und der Reichsgeſetzentwurf des Deutfchen Vereins für öffent« 
lihe Gefunvheitspflege fordern übereinftimmend bei mwagerechter Dede als 
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mindefte Lichthöhe das Maß von 2,5 m. Die Berliner Baupolizeiordnung 
vom 15. Auguft 1897 erhöhte das bis dahin gültige Mindeitmaß von 
2,50 auf 2,80 m. Viele Bauordnungen gehen meiter, indem fie 3 m 
oder gar 3,2 m ald Mindeſthöhe vorfchreiben. Baumeifter hält die hin- 
fihtlih der Mindefthöhe bemohnter Geſchoſſe häufig zwifchen Stadt und 
Land, zwifhen Haupt und Zwiſchengeſchoſſen u. ſ. w. aufgeitellten Ver— 
fchiedenheiten für unbegründet und meint, für den durdfchnittlichen Gefund- 
heitszuftand fönne nur eine Zahl das Minimum angeben, unterhalb deſſen 
Gefahren zu beforgen ſeien. Das mag gelten, wenn man eben ein abfolutes 
Minimum, etwa 2,50 m, im Auge hat. Andererjeits will den Verfafjern doch 
feinen, daß auch auf dieſem Gebiete Abjtufungen ſehr wohl zuläffig, ja je nach 
Umſtänden empfehlenswert fein fünnen. Man fann es nur billigen, wenn 
für Mafjenmiethäufer in dichtbebauter Stadtgegend lichte Gefchoßhöhen von 
menigftend 3 m gefordert werden. Demgegenüber wird aber ein im weit- 
räumig bebauten Vorftadtgebiet Tiegendes Haus mit beſchränkter Zahl der 
Stodwerfe und Wohnungen immer noch bygienish im Vorteil fein, auch 
wenn feine Gefhoßhöhen auf 2,80, 2,70 oder gar 2,50 m beruntergehen. 
Bei den Iinnenftadthäufern bildet alsdann der größere Zuftvorrat ein 
gewifjes Gegengewicht gegen die dem häufigeren Luftwechſel weniger günftigen 
Verhältniffe der Umgebung, Um dem Streben nah Verbilligung des 
Kleinhaufes dort entgegenzulommen, wo die Berhältniffe der Umgebung dies 
uubedenklid erfcheinen laffen, um des Hygienifh wie focial höher anzu- 
ſchlagenden Vorteil willen, den Eleinen Eigen-Wohnhausbau zu erleichtern 
und zu begünftigen, fieht der Entwurf der Kölner Bauordnung für den 
bereits oben erwähnten „Dfjendorfer Bezirf“ nur 2,50 m Mindeithöhe vor, 
gegenüber 3 m im übrigen Stabtgebiet. 

Da die an den Flächen: bezw. Rauminhalt einer Wohnung zu 
ftellenden Forderungen abhängig find von der Zahl der yamilienmitglieder, fo 
fommen fie weniger in frage bei der Herftellung des Baues als für defjen 
fpätere Benugung. Die Kontrolle hierüber vollends ift nicht eigentlich Sache 
der Baupolizei, fondern der an anderer Stelle zu behandelnden „Wohnungs- 
Beauffihtigung“. Es fei daher hier nur, um die in Betracht kommenden 
Zahlen kennen zu lemen, erwähnt, daß der mehrfah angezogene Reichs— 
gefeß-Entwurf des Ver. für öffentl. Gej.-Pfl. einen Mindeftluftraum von 
5 ebm für jedes Kind unter 10 Jahren, und von 10 cbm für jede ältere 
Perſon fordert, diefe Forderung aber zunächſt nur für vermietete, ala Schlaf: 
räume benußte Gelafje ftellt. Auch F. von Gruber fieht 10 cbm als den 
bei Beichränfung auf das äußerſte Mindeſtmaß für jede Perfon (aus- 
jchließlih der unter 1 Jahr alten Kinder) einzuhaltenden Luftraum an; 
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von Gruber fordert im weiteren, daß jeder Wohnung eine Küche, ein Abort, 
und wenn irgend thunlich, aud eine Speifefammer beizugeben jeien, welche 
fämtlih innerhalb des Mohnungsverfchluffes zu liegen haben. Die vom 
öfterreichifchen Ingenieur- und Arditeftenverein 1894 ausgearbeiteten „Grund- 
lagen” verlangen: „Jede jelbitändige Wohnung muß in der Regel wenigſtens 
aus zwei getrennten Räumen beftehen, nämlich aus einer Kühe und einem 
Wohnraum, und ift die Benugung derart zu regeln, daß auf jede erwachſene 
Perſon oder auf je 2 Kinder über zwei und unter vierzehn Jahren wenigftens 
4 qm Fußbodenflähe und 10 ehm Wohnraum entfallen. eve felbjtändige 
Mohnung muß von Nahbarwohnungen durch volle beiderſeits verpußte 
Mände abgetrennt und nad außen abſchließbar fein.“ 

Die vorftehend erörterten Forderungen find in den geltenden Bauorb- 
nungen nur vereinzelt behandelt. In Plauen i. V. ift für jede Wohnung eine 
Mindeftgrundflähe vorgefchrieben ; fie muß aus wenigftens zwei in ihrer vollen 
Höhe und Länge von einander getrennten Räumen bejtehen, welche zufammen 
mindeitens 30 qm Grundfläche enthalten müſſen. Beſteht die Wohnung da- 
gegen aus mehr al3 zwei Räumen, fo muß für diefelbe eine Gefamtgröße von 
wenigftens 35 qm Flächenraum beſchafft werden und darf feiner der Näume 
weniger als 8 qm Grundflähe enthalten. In Mülhaufen i. Elf. dürfen 
Wohnräume nicht weniger als 2,50 m Höhe, 2,20 m Breite und 8 qm 
Flächeninhalt (alfo 49,28 cbm Rauminhalt) haben. In Dresden beträgt 
die Mindeftgrundflähe einer Wohnung 30 qm bei 2,85 m Mindefthöhe. 
Schöneberg bei Berlin verlangt, daß Wohnräume („Mädchenräume”) 
mindeitens 3,50 qm (!) Grundflähe und 2,3 m Lichthöhe haben. Die 
Anlegung der einft in Berlin fo „beliebten“ Hängeböden ala Schlafitellen 
für die Dienftboten ift bereit? durch die Bauerdnung von 1887 dadurch 
bedeutend erfchwert worden, daß aucd für derartige Näume eine lichte Höhe 
von 2,80 m gefordert wurde. Der Entwurf einer neuen Bauordnung für 
Mannheim fchreibt für Zimmer ein Mindeſtmaß von 15 qm und für 
Küchen von 12 qm vor, bei 2,70 m Höhe. — Aud in Frankfurt a. M. 
ift die Einführung von Beitimmungen über „Mindeitluftraum” u. ſ. w. 
beabjichtigt. | 

In verjchiedenen Städten und Bezirken bejiehen neben der Bauordnung 
bejondere Polizeiverordnungen über die Beichaffenheit und Benugung von 
Wohnungen. Cine foldhe des Regierungspräfidenten von Düffeldorf vom 
21. November 1895 beftimmt, daß die Schlafräume einer jeden Wohnung 
für jede zur Haushaltung gehörige über 10 Jahre alte Perfon mindeftens 
10 ebm Luftraum, für jedes Kind unter 10 Jahren mindeftens 5 cbm 
Luftraum enthalten müfjen. Ähnliche Verordnungen beftehen für Köln, 
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Aachen, Mülheim a. Rh., Altendorf im Rheinland. — In Halberftadt dürfen 
Räume unter 10 cbm Luftraum nit als Schlafzimmer dienen. 

Nah dem großherzoglich heſſiſchen Gefeg vom 1. Juli 1893 hat Die 
Polizeibehörde für die zur Vermietung von Schlafjtellen beitimmten Räume 
feftzufegen,, wie viel Luftraum für jede aufzunehmende Perfon vorhanden 
fein muß, wobei davon auszugehen ift, daß mindeſtens 10 cbm für jede 
zuzulaffende Perſon erforderli find. Das hamburgifche Gefeg vom 8. Juni 
1898 fordert, daß Schlafräume für jedes Kind unter 15 Jahren mindejtens 
5 cbm und für jede ältere Perfon mindeftens 10 cbm Luftraum haben. — 

Die Forderung, daß jede jelbitändige Wohnung nad außen abſchließbar 
fein fol, wird u. W. bis jet von feiner deutfchen Bau: oder Wohnungs- 
ordnung erhoben. 

Für den Licht: und Luftbezug von außen fommt an eriter Stelle in 
Betraht der Gebäudeabjtand, der feinerfeits in enger Wechſelbeziehung 
fteht zur Gebäudehöhe. — Zunädjft fei diefes Verhältnis für die Front— 
höhe der Häufer an der Straße behandelt. 

R. Baumeifters wiederholt angezogene „Normale Bauordnung“ verlangt, 
daß ein Gebäude nicht höher ausgeführt werben darf, als der Abſtand des— 
jelben von der gegenüberliegenden obligatorifhen Baulinie beträgt. Der 
vom D. V. f. ö. Gefundheitspflege aufgeftelte Entwurf „Reichsgefegliche 
Vorfhriften zum Schuge des gefunden Wohnens” verlangt im $ 2 eben 
falls: „Die Höhe eines Gebäudes darf an der Straße nicht größer fein, als 
der Abftand desfelben von der gegenüberliegenden Baufluchtlinie.“ 

Das Verhältnis zwifchen Gebäudehöhe und Gebäudeabftand ift in erfter 
Linie einer derjenigen Punkte, bei denen eine ftaffelmeife Abftufung der An- 
forderungen in den verfchiedenen Gtadtgebieten am Plate if. Eine ſolche 
befteht in Aahen, wo in der inneren Stadt (bei Straßen von mehr als 
9,50 m Breite) die Gebäude 3 m höher fein dürfen, als die Straße breit 
ift, während fie in ber äußeren Stadt nur glei der Straßenbreite hoch 
jein dürfen. In Flensburg, wo im übrigen gleichfalls das Verhältnis 
H—=B! gilt, darf in gemifen alten Strafen H—=°« B fein. In Hildes- 
heim darf im inneren Stadtgebiet H — 1!/a B, im äußeren Stadtgebiet 
nur =B jein. In Karlöruhe darf in der erften Zone H = *s B, in 
Sone I: H = B+ 1mund in Bone III und IV hödftens — B fein. 
In Stuttgart darf in Zone I (Altſtadt) H=B-+ 45 m, in Bone I = 
B + 2,0 m fein, mährend für one III die zuläffige Gebäubehöhe bei 


ı Im folgenden ift immer unter H die zuläffige Gebäudehöhe, unter B die 
Straßenbreite verftanden. 
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Feititellung des Stabtbauplanes jeweils bejonders beftimmt wird. In Frank— 
furt a. M. darf in der Innenſtadt H = B-+ 2 m, in der Aufßenftabt 
höchſtens — B fein. Aud in Gießen ift für die Berechnung der zuläjligen 
Bebauungshöhe zwifchen Innen- und Außenjtadt unterfchieden. 

Im übrigen find gerade auf diefem Gebiete die deutfchen Bauordnungen 
fehr verfchieden. Während in vielen Städten, fo in Altenburg i. S., Berlin, 
Bernburg, Charlottenburg, Deffau, Düffeldorf, Frankfurt a. D., Guben, Königs- 
hütte, Plauen i. V., Poſen, Regensburg, Schöneberg bei Berlin, Solingen, 
Spandau, Stralfund, und nad dem Sächſiſchen Baugeſetz, ferner in Potsdam 
bei Straßen über 10 m Breite, in St. Johann, Malftatt-Burbah, Münden, 
Noftod und Saarbrüden bei Straßen über 12 m Breite, in Bromberg, 
Eſſen, Geljenfirhen, Hamm, Liegnig und Oberhaufen bei Straßen über 
13 m, in Bodum und Kafjel bei Straßen über 13,5 m, Kiel und Lübeck 
bei Straßen über 15 m Breite das einfahe Verhältnis H —= B gilt, be— 
ftimmt eine Reihe anderer Städte ein gemifjes feites Maß, um das die 
Gebäudehöhe die Straßenbreite überfteigen darf. Diefes Maß beträgt 2 m 
in Mülhaufen i. Elfaß, Halle und Mainz (in letteren beiden Städten bei 
©traßen über 10,5 bezw. 12,50 m Breite); 3 m in Koblenz (bei Straßen 
über 12 m), Krefeld (bei Straßen über 10 m) und Münfter i. W. (bei 
Straßen über 9 m); 3,50 m in Bonn, Köln und Mülheim a. Rh. bei 
Straßen über 9 m, ſowie in Kolmar bei Strafen über 10 m Breite; 4,5 m 
in Braunfhweig, Heilbronn und Ulm; 5 m in Trier (bei Straßen über 
9 m); endlih 6 m in Bremen und Elberfeld. 

In M.-Gladbah darf H=t m + #4 B betragen, bei welder Be- 
rechnungsart das abfolute Mehrmaß der Gebäudehöhe gegen die Straßen- 
breite bei Zunahme der letteren langjam finft. — Endlich ſei hier noch 
erwähnt, daß in Mülhaufen i. Thür. U— 2 B fein darf und in Schwerin 
Beitimmungen über die Gebäudehöhe überhaupt nicht beftehen. 

Einfah in der Handhabung, aber weniger angebracht, erfcheinen foldhe 
Beitimmungen, nad denen innerhalb gewiſſer Straßenbreiten bejtimmte 
Haushöhen zugelafjen find; jo darf in Erfurt bi B=8—10 m:  H = 12m, 
bei B= 10—12 m: H= 14m, bi B= 12—15 m: H=16m und 
bi B>15 m: H = 18 m fein. In Straßburg i. E. gelten die Maße: 
B<8m: H=10m; B=8-9 m: H=13m; B= 9—10 m: H= 
14m; B= 10—13 m: H=16 m; B=13—16 m: H=13 m; B> 
16 m: H = 20 m. 

Nach den im vorjtehenden behandelten Verhältniszahlen zwifchen Straßen 
breite und zuläffiger Gebäudehöhe würden in den oft jehr engen Straßen 
älterer Stadtteile vielfah fo geringe Gebäudehöhen fich ergeben, daß eine 
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zwedmäßige wirtjchaftlihe Ausnugung der Häufer nit mehr möglich 
wäre und durh den Unterfchied gegenüber den vorhandenen älteren 
Häufern in Anfehung der minderen Ausnußungsfähigfeit die oft erwünfchte 
Neubauthätigfeit zurüdgehalten würde. Die meijten Bauordnungen gejtatten 
daher eine gewiſſe Höhe, bis zu der unter allen Umjtänden gebaut werben 
darf ohne Nüdjiht auf das Verhältnis zur Straßenbreite. Dieſes Map 
ſchwankt in den deutfchen Bauordnungen zwiſchen 8 m und 12,50 m. Es 
beträgt 8 m in Erfurt, Gießen und Oberhaufen i. Rhld., 8,50 m in Mainz, 
9 m in Mülhaufen i. E., Münjter i. W., Denabrüd und Noftod; 9,50 m 
in Harburg; 10 m in PBeuthen, Bodum, Bromberg, Frankfurt a. D., 
Geljentichen, Görlig, Guben, Hamm, St. Johann, Königshütte, Lands— 
berg a. W., Liegnig, Malftatt-Burbah, Potsdam, Rheydt, Saarbrüden, 
Epandau, Straßburg i. E. und Worms; 11m in Kolmar und Pofen (bei 
Straßen von 5,5—11 m); 11,50 m in Bonn, Köln und Mülheim a. Rh.; 
12 m in Berlin, Bremen, Kafjel, Charlottenburg (bei landhausmäßiger 
Bebauung nur 11 m), Koblenz, Münden, Stralfund und Trier; endlich 
12,50 m in Yaden, Karlsruhe und Krefeld. 

Diefe Beitimmungen führen des weiteren zu dem Bedürfnis, für Straßen: 
breiten, welche zwiſchen den engjten Gafjen und der „normalen“ Breite 
liegen (etwa 6—12 m), noch Zwifchenitufen für die zuläffige Gebäudehöhe 
einzufhalten. So darf bei B == 6—9 m in Bonn, Köln und Mülheim a. NH. 
H = 12,50 m, in Mainz und in Münfter i. W. — 12 m und in Trier — 
14 m fein; in Eſſen bei B= 6—8 m: H = 10 m und bei B— 8—13 m 
H—=13 m; in Rorms bei B= 8—12,50: H = 12,50; in Halle bei B — 
8—10,5: H = 12,50 m; in Gelfenfirden, Hamm, Königshütte und Liegnig 
bei B=8—13 m: H= 13 m; bei B— 9—12 m in Koblenz; 15 m und 
in Harburg 12 m; in Mainz bi B= 9—12,50 m: H = 14,50 m; 
in Kiel bi B< 12m:  H=B+3m md bi B=12—15m:  H —= 
15 m; in Zübed bei B< 10 m und in Dänabrüd bi B<8m: H —= 
1!’e B; ferner in Lübeck bi B= 10—15 m: H= 15 mu. f. w. 

Aus gefundheitlihen und focialen Gründen (für melde übrigens die 
jpäter zu behandelnde Beichränfung der Stodwerfjahl uns wichtiger dünft), 
wie aus feuerpolizetlichen Erwägungen erjcheint es angebradt, ein beftimmtes 
Höchſtmaß feitzufesen, über welches die Fronten der Wohnhausbauten, ſelbſt 
an den breitejten Straßen, nicht hinausgehen dürfen. Diejes Maß beträgt 
16 m im Elberfelder Außenbezirl und in Remſcheid; 18 m in Branden- 
burg, Coblenz, Erfurt, Eſſen, Frankfurt a. D., Guben, Halle, Hildesheim, 
Landsberg a. W., Liegnis, Mülhaufen i. E., Mülheim a. d. Ruhr, Dsnabrüd, 
Potsdam, Spandau, Thorn, fowie Hannover und Linden. In legtgenannten 
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beiden Städten ift jedoch an Pläten von wenigitens 40 m Breite: 20 m 
Gebäudehöhe zuläffig, ebenfo mie in Saarbrüden, St. Johann, Mtaljtatt- 
Burbad bei ſonſt 18 m Höchſthöhe an öffentlichen Plätzen: 22 m geitattet 
find. 19 m beträgt die höchſte zuläffige Fronthöhe in Wiesbaden; 20 m 
in Aachen, Bernburg, Bonn, Braunfchweig, Kaſſel, Danzig, Deſſau, M.: 
Gladbach, Gelfenfichen, Hagen, Halberitabt, Heilbronn, Karlsruhe, Köln, 
Magdeburg, Mülheim a. Rh., Münfter i. W., Pofen, Straßburg i. E., 
Stuttgart und Ulm; 21 m in Dortmund und Stralfund; 22 m in Altona, 
Berlin, Charlottenburg, Flensburg, Freiburg i. B., Kiel, Mainz, Mannheim 
(nad) dem neuen Entwurf nur 20 m), Münden, Roftod, Stettin und nad) 
dem föniglih ſächſiſchen Baugefet ; jchließlih 24 m in Hamburg. — 

In Städten mit abgeftufter Bauordnung ift zur Sicherung des Geſamt— 
charafters gewiſſer Stadtgegenden als Landhausviertel und behufs Abnahme 
der Bebauungsdidtigfeit nah den Außenbezirfen bin, mehrfach aud die 
höchſtzuläſſige Gebäudehöhe bezirfäweife abgeituft. So ift fie in Aachen, 
bet im übrigen 20 m, in einigen befonders bejtimmten Straßen auf 18 
bezw. 16 m herabgefegt; in Bonn beträgt fie in Klaſſe I und II: 20 m, 
in Klaffe III: 17 m und in Klaſſe IV: 15 m; in Düffeldorf im Innen— 
bezirt 20 m; im Außenbezirt 16 m und im Billenbezirf 13 m; in Heibel- 
berg 18 m und in Gebieten der offenen Baumeife 15 m; in Köln in 
Klafje I: 20 m, Klafje I: 17 m und Klaffe III und IV: 15 m; in Mürz- 
burg ift fie jtaffelmeife auf 22, 17, 15 und 14 m bemejjen. — 

Gebäudeabftand und Gebäudehböhe an Höfen Die 
niht an der Straße, fondern rüdwärts an Höfen und Gärten liegenden 
Zimmer erhalten ihr Licht und ihre Luft von diefen. Ginngemäß 
muß man daher für die Belichtung und Lüftung diefer hinteren Zimmer 
befondere Vorfchriften aufftellen, die aus dem auf dem Hinterlande verfüg- 
baren Licht- und Luftvorrat abgeleitet find; die vor der Vorderfront des 
Haufes liegende Straßenbreite ift hierfür ziemlich gleichgültig. R. Baumeifter 
verlangt, daß im einer nicht gegen die Straße gerichteten Umfafjungswand 
jedes („notwendige“) Fenſter, rechtwinklig gegen diefe Wand gemefjen, von 
einem gegenüberliegenden überragenden Gebäude mindeitens ebenfomweit ent: 
fernt fein fol, als der Höhenunterfchied der Fenſterbank und der (nad den 
Beitimmungen über die größte Gebäubehöhe zuläffigen) Oberfante diefes 
Gebäudes beträgt. — Der Reichsgefegentwurf des Deutfchen Vereins für 
öffentliche Gefundheitspflege jagt: „Die zuläffige größte Höhe der an Höfen 
gelegenen Gebäudewände, welche mit den in S 7 vorgefchriebenen (d. h. 
notwendigen) Fenjtern verjehen find, beträgt das anderthalbfache des mitt- 
leren Abitandes von der gegenüberliegenden Begrenzung des umbauten Raumes. “ 


216 3. Schilling und J. Stübben. 


So jelbftverftändlich e8 Scheint, für die Licht: und Luftverforgung der 
hinteren Zimmer die Beftimmungen aus ben für fie obmwaltenden Verhält- 
niffen abzuleiten, und den für die Vorderfronten faft durchweg (dur das 
Verhältnis von Straßenbreite und Gebäudehöhe) angenommenen Grundfag 
eines gewiſſen Lichteinfallwinfels auch auf die hinteren Fenſter zu über- 
tragen, fo wenig entwidelt find noch nad) diefer Richtung die beitehenden 
Bauordnungen. Vielfach noch mwird die dur die Straßenbreite bejtimmte 
Gebäudehöhe einfach auf das Hinterland übertragen, wodurd dort oft genug 
die betrübendften Zuftände entjtehen. Den Verfaflern find Beifpiele zur 
Genüge befannt, wo an ein fleines fchmales Vorderhaus ausgedehnte Seiten- 
und Hinterbauten fih anſchließen, melde die Berechtigung zu ihrer Höhe 
lediglich von der vor der Heinen Vorderfront belegenen Straßenbreite herleiten, 
obwohl die vor ihnen felbft belegenen Hofräume für eine folhe Bebauungs- 
höhe durchaus ungenügend find, jo daß die an diejen Höfen gelegenen 
Zimmer mehr den Eindrud von Kerfergelafien als von ERGABEN GER 
Wohnungen erweden. 

Wird man nun aud aus praftifhen Gründen den Hinterfronten der 
Vorderhäufer die gleiche Höhe einräumen müffen, wie den Vorderfronten, jo 
ift dies auch gejundheitlih weniger bedenklich, weil dieſe Hinterzimmer 
immer noch eine gewiffe mittelbare Unterftügung ihrer Licht und Luftver— 
forgung durch die Vorderzimmer erfahren fönnen. Es fragt fi aber, bis 
zu welcher Tiefe hinter der Nüdfront des Vorderhaufes man deſſen Höhe 
auch für die Seiten- und Hinterbauten zulafien fol. In Berlin dürfen 
Geitenflügel in einer Länge von höchſten 5,50 m — von der Hinterfront 
des Vorbergebäudes ab gemefjen — die Höhe des letzteren erhalten. Einer 
ähnlichen Beitimmung entbehren leider die meiften Bauordnungen. 

Einen beftimmten Lichteinfall für die an Höfen belegenen Fenſter fordern 
Hannover und das benachbarte Linden. In Hannover muß in Wohn-, 
Schlaf: und Arbeitsräume das Himmelsliht nod unter 60° Neigung 
unter der Oberkante der Fenjteröffnung einfallen Fönnen; ferner muß jeder 
Hof die Eintragung eines Kreifes gejtatten, defjen Durchmeſſer mindeſtens 
2m + !s der höchſten zuläffigen Gebäudehöhe beträgt. Für die Erridtung 
von Hintergebäuden gelten ftrengere Vorfchriften, indem fich zwifchen Hinter: 
gebäude und Vordergebäude ein Kreis eintragen laffen muß, deſſen Durd- 
mejjer gleich ?/s der größten Gebäubehöhe, mindeftens aber 10 m, fein muß. 
In Berlin dürfen hintere Gebäude in der Höhe die Ausdehnung des Hof- 
raumes vor ihnen um nicht mehr ald 6 m überfchreiten. Auch in Alten- 
burg i. ©., Freiburg i. B., Leipzig, Münden und Pforzheim richtet ſich 
die Hofgröße nad der Höhe der diefelbe umgebenden Gebäude, was alfo 
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gleichfalls auf die Sicherung eines gewiſſen Lichteinfallwinkels hinaus- 
fommt. 

Hofgröße. Die Betradhtungen über Gebäubeabjtand und Gebäudehöhe an 
Höfen führten una von ſelbſt zu Erörterungen über die Hofgröße, weshalb 
es zwedmäßig Scheint, zumächit die verſchiedenen Berechnungsarten der un- 
bebaut zu lafjenden Hofflächen zu erörtern. Die weitaus meiften Bauordnungen 
verlangen, daß ein bejtimmter Prozentfag der gejamten Grundftüdfläche als 
Hofraum unbebaut bleiben muß. Sie gehen dabei von der Vorausfegung 
aus, daß auf diefe Meife am fiherften die Gefamtbebauungsdichtigfeit des 
ganzen Gtadtgebietes innerhalb einer gewiljen Verhältnisgrenze gehalten 
werde. Man follte dabei aber nicht überfehen, daß für die Bebauungs- 
dichtigfeit Feineswegs die Flächen bebauung allein entjcheidend ift, daß 
vielmehr auch andere Faktoren, bejonders die Höhe, eine fehr bedeutende 
Rolle fpielen. Ein in der Fläche ziemlich weitgehend aber nur niedrig 
bebautes Grundjtüd fann und wird in den meilten Fällen, und zwar nicht 
nur gefundheitlid, vorzuziehen fein einem in der ‚Fläche zwar weniger, aber 
ftarf in der Höhe ausgenugten Grundjtüde. In gefundheitlicher wie focialer 
Hinfiht erfcheinen daher Beitimmungen, welde ſich lediglih in der 
Regelung der Flächenbebauung erfhöpfen, ohne gleichzeitig die Höhen» 
entwidlung zu berüdjichtigen, al® unvollflommen. Weiter ift der Licht: und 
Luftbedarf der an Höfen belegenen Räume feineswegs abhängig von der 
Größe des Grundftüds, als deren Funktion er nad der hier behandelten 
Berechnungsart erſcheint. Schließlich führen ſolche Bejtimmungen nicht 
ſelten zu Härten, die durch keinerlei öffentliches Intereſſe bedingt ſind. Alle 
irgendwie vermeidbaren Eigentumsbeſchränkungen, für die keine erſichtliche 
Notwendigkeit vorliegt, ſollte man aber in einer Bauordnung ſorgſam ver— 
meiden; umfo berechtigter wird man dann dort eingreifen dürfen, mo 
gewichtige Intereſſen in Frage ftehen. Es giebt in der That genug Fälle, 
fo bei Grundjtüden, welche zwijchen zwei nahe beieinanderliegenden parallelen 
oder ſpitzwinklig ſich ſchneidenden Straßen liegen, wo die Forderung bes 
prozentualen Hofraumes zu ganz unzwedmäßigen, meift auch unfchönen 
Anordnungen führt. Diefen Gefichtspunften ift meift in gewiſſem, aber 
ungenügendem Maße dadurd Rechnung getragen, daß für Edgrundjtüde ein 
niedrigerer Prozentfag als Hofraum feitgefegt zu werden pflegt. 

Mit Recht halten Baumeifter und v. Gruber befondere Vorfchriften über 
Hofgrößen überhaupt für entbehrlih, wenn nur über die Gebäubeabjtände 
angemefjene VBorjchriften erlafjen werden; diefe vermögen die Beltimmungen 
über Höfe zu erſetzen, nicht umgefehrt. — Wenn dennod die meiften Bau- 
ordnungen am prozentualen Hofraum feithalten, jo mag dabei die Einfachheit 
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der Handhabung diefer Beitimmung und die Scheu mitſprechen, dem bauenden 
Publitum mit anderen, ihm bisher fremden Beltimmungen zu fommen, die 
auf den erjten Blid verwidelter erfcheinen und deren Wirfung man nicht 
jo ohne weiteres glaubt überjehen zu fünnen. 


Wir behandelten bereit3 oben einige Fälle, wo neben der Flächen— 
bebauung aud die Gebäubehöhe als Maßſtab für die Hofabmefjungen mit 
herangezogen war. Weiter jind hierzu geeignet und werden thatjählih in 
einigen Bauordnungen mit verwendet: Die Anzahl der Stodwerfe und die 
Anzahl der im Gebäude vorhandenen felbftändigen Wohnungen, fei es, daß mit 
deren Zahl der geforderte Prozentjag fteigt, oder daß für jede Wohnung 
eine bejtimmte Hoffläche gefordert wird. Unter den von Adides und Baus 
meifter auf der Würzburger VBerfammlung d. D. V. f. ö. ©. 1893 auf: 
geitellten Leitſätzen wird diejer Gejihtspunft ebenfall® betont in Theſe 5, 
lautend: „... und zwar follte der Flächenraum der unbebaut zu lafjenden 
Grundftüdsteile auh von der Zahl und Befhaffenheit der auf dem 
Grundftüde anzulegenden Wohnungen abhängig gemadıt werden... .* 


Schlieglih fordern viele Bauordnungen neben der prozentualen Be- 
rechnung bejtimmte Mindeitgrößen der Höfe, jomohl hinſichtlich ihres Flächen 
inhalts als ihres geringjten Ausmaßes in einer Richtung. Vielfach wird 
auch nur die leßtere Forderung einer bejtimmten Mindeitbreite, ohne An- 
fehung der Flächengröße, erhoben, was dann auf eine Verbindung von 
prozentualer Hofgröße und Gebäubeabjtandbejtimmungen hinausfommt. 

Nicht unerwähnt bleiben darf endlich ein Vorfchlag, den die Vereinigung 
Berliner Arditeften in einer Eingabe vom 26. April 1891 an den Minifter 
der öffentlihen Arbeiten betreffs Neuabfaffung der Berliner Baupolizei- 
ordnung machte, dahin gehend, „daß an die Stelle der jegigen, nicht alljeitig 
gerechten Beſtimmungen Hinfichtlih der Grenze der Grunditüdsausnugung, 
welde von einer Beichränfung der Fläche ausgehen, eine entiprechende 
Marimalgrenze für die ubifche Bebauung der Grundjtüde eingeführt werde“. 
In gleicher Richtung bewegten fih die Vorfchläge, die W. Rettig im Jahre 
1894 zur Abänderung der Münchener Bauordnung machte, wonach ebenfalls 
der Rauminhalt der zuläffigen Bebauung feftgeftellt werden jollte, und zwar 
derart, daß, wenn f den Flächeninhalt das Grundjtüdes, F denjenigen des 
Grundftüdes unter Hinzufügung der vorliegenden Straßfläde, h die zuläffige 
durchfchnittliche Bebauungshöhe und e eine nad) den Bauzonen mwechjelnde 
Konſtante bezeichnet: 

EEE 7%. 
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Sit beifpielsweife f = 450 qm, F= 750 qm, e in der erften Zone — 9, 
in der zweiten — 6, in der dritten — 4,5, fo beträgt die durchfchnittliche 





J 750 - 
Bebauungshöhe dieſes Grundftüdes in der eriten Zone nt —= 15 m, 
750-6 f un 7504,58 | 
in der zweiten one 150 — 10 m, in der dritten — — 7,5 m. 


Solange diefe Durdfchnittshöhe bezw. der jo ermittelte umbauungsfähige 
Kubifinhalt nicht überfchritten wird, follte dem Bauenden Freiheit in der 
Höhenanordnung gewährt werden, jedoh mit der Beſchränkung, daß die 
durchichnittlihe Höhe einer Hofumbauung das Ma 
h= ni! 
U 

nicht überjteigen darf, wobei Q die Fläche, U den Umfang des Hofes be- 
zeichnet. Außerdem follten aber noch in jedem Falle die „gefundheits- 
polizeilihen Anforderungen“ und „der Zutritt von Luft und Licht zu den 
hierauf angewiejfenen Räumen in einer die anerfannten Forderungen der 
Gejundheitspflege befriedigenden Weiſe“ nad) „dem Ermefjen der Lokalbau— 
fommifjion“ gewahrt fein. Endlich follte die in beftimmter Weife zu er- 
mittelnde Gebäubehöhe an der Straße die Breite der leßteren um nicht mehr 
als 2 m übertreffen dürfen. Diefe vermwidelten und in midtigen Be- 
ziehungen dem polizeilihen Ermefjen freigegebenen Grundfäte einer „Eubifchen 
Bauordnung“ follten nad der Anſicht des Verfaſſers den Zwed haben, die 
Ausnugungsfähigfeit der Grundftüde Har und einfach zu umgrenzen und 
den Bauenden möglichft viel Freiheit zu laſſen. Nah unferer Anficht er- 
füllen fie diefen Zweck in der vorliegenden Form nicht, womit nicht gejagt 
jein fol, daß der Gedanke einer fubifchen Umgrenzung der baulichen Aus- 
nugung nicht gejtaltungsfähig fei. Bis eine folde Ausgeftaltung gefunden 
ift, führen beftimmte VBorfehriften über die Breite des unverbauten Raumes 
vor Hauptfenftern ficherer zu einer den gefundheitlihen Anforderungen an- 
gemeſſenen Beſchränlung der Gebäudehöhe an den Straßen und im Innern 
der Blöde. 

Daß gerade die Beitimmungen über die Hofgröße fich zur Abftufung 
nad Stadtteilen eignen, einmal um im Innern der Stadt eine erhöhte 
wirtfhaftlihe Ausnugung zu ermöglichen, fodann um in den MWohnbezirfen 
und Außengebieten eine weiträumigere Bebauung zu erzielen, leuchtet ein. 
Thatfählih ift denn auch auf diefem Gebiete, neben dem der Höhen- 
bemefjung, die Abftufung der Bauordnungsvorfchriften am meiften entwidelt. 

Die Hofgröße in den beſtehenden Bauordnungen. 
Betrachten wir nad diefen allgemeinen Crörterungen die beftehenden Bau- 
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ordnungen, fo feien vorweg diejenigen behandelt, melde lediglich einen 
beitimmten Procentfat der Grundftüdsflähe ald unverbauten Hofraum fordern 
(eventl. unter Feitfegung gewiſſer Mindejtabmefjungen). 

Der freizulafiende Hofraum muß 4 der Grundftüdsfläche betragen in 
Bamberg, Bernburg, Beuthen, Bodum (Teile der Altitadt ";s), Branden- 
burg, Braunfhmweig, Bromberg, Caſſel, Dunzig, Defjau, Frankfurt a. D., 
Geljenfirhen, Königshütte, Krefeld, Liegnig, Mülheim a. Rhein, Oberhaufen, 
Remſcheid, Rheydt, Solingen, Stralfund, Trier und Worms; von dieſen 
Städten ermäßigen Brandenburg und Frankfurt a. O. bei Edgrundftüden 
den Hofraum auf "s, Danzig, Gelfenfirchen, Mülheim a. Rhein und Rem— 
fcheid auf Te. 

Plauen i. V. läßt nur die halbe Grundftüdsgröße zur Bebauung zu. 
Abhängig allein von der Grundftüdsfläde ift ferner die Größe des freizu- 
lafjenden Hofraumes in Altendorf, Coblenz, Darmitadt, Erfurt, Efien, 
Flensburg, M.-Gladbah, Gießen, Görlit, Hagen, Halberftadt, Kiel, Lands— 
berg a. W., Mainz, Pofen, Spandau, Stettin; Heidelberg fchreibt nur bei 
fleineren Grundftüden und bei „nicht jehr großen Eckgrundſtücken“, Mannheim 
nur bei Edgebäuden einen von der Grundjtüdsgröße abhängigen Hof: 
raum vor. 

Als Beispiele einer zonenmweifen Abftufung der Anforderungen an die 
Hofgröße feien genannt: 

Aachen, woſelbſt in der 

inneren Stadt Ts, bei Edgrundftüden !e, 
äußeren „ Ts, „ 5 ur 
Hofraum verbleiben muß. 

In Bonn beträgt die verlangte Hofgröße in: 

Klaffe I 0,25, bei Edgrundftüden 0,20 der Grundftüdsflädhe 


„Ho, „ z 0,20 „ ® bei Erb: und 
1 Obergeſchoß. 

20,88, ; J 0,25 der Grundſtücksfläche bei ganz oder 
teilweiſe mehrſtöckiger Bebauung. 

„III 0,25, , 0,20 der Grundſtücksfläche bei einſtöckiger 
Bebauung. 

„ III 0,50, „ 5 0,25 der Grundſtücksfläche b. mehrftödiger 
Bebauung. 


„IV 060, „ 2 0,40 der Grundſtücksflache. 
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In Düffeldorf im: 
Innenbezirk "a, bei Edarundft. "4 und beim Vorhandenfein von 
Hintermohnungen ' 3, 
Außenbezirf "a, „ : Is und beim Worhandenfein von 
Hinterwohnungen *8. 
In Halle in: 
Zone I !%, bei Edgrundit. "5. Das Erdgeſchoß fann für Geſchäftszwecke 
ganz überbaut werben. 
„II ?s, aber nur Ts wenn Einfamilienhäufer gebaut werben, 
„ IV herricht offene Bauweiſe, doch find Gruppen bis zu 4 Häufern zu— 
läffig, wenn die beiden mittelften Einfamilienhäufer find. 
In St. Johann, Malftatt:Burbah und Saarbrüden wird in: 
Zone I "a, bei Edgrunditüden Ye 
DE... u ls 
IE’, ; : *10 Hofraum verlangt. 
In Karlörube in: | 


Bone I !a, bei Edgrundjtüden 14 


„Ile „ 2 lg 
„II "Ms, „ = Yg 
„IV LA , ig 
In Köln in: 
Klaſſe I 0,25, bei Eckgrundſt. 0,15. 
I 0,25, „ . 0,15 bei nur einftödiger Bebauung. 
„ 108, „ m 0,25 bei ganz oder teilmeife mehrftödiger 
Bebauung. 
sa DE. 4 0,25 einftödig. 
„ IU 0,50, „ e 0,40 mehrftödig. 
„ 1V 0,60, 0,50, 


In Mülhaufen i. E. wird Us, im Villenviertel 4 Hofraum verlangt, 
in Regensburg ebenfalls s, bei offener Baumeife "a (Edhäufer Ya), in 
Wiesbaden bei gejchlofjener Baumeife Ts, in Landhausbezirfen bei „eng- 
räumiger Bauweiſe“ ?’s, bei „mweiträumiger” ®s, doc ijt eine Neuregelung 
beabfichtigt. 

Abgeftuft find die Procentfähe für die Hoffläche ebenfalld in Altona, 
Elberfeld, Magdeburg, Münden u. a. 

Bereit3 im vorftehenden find wir auf einige Beifpiele geftoßen, mo, 
wie in Bonn und Köln, die Stodwerkjahl, oder wie in Düffeldorf, das 
Vorhandenfein von Hintermohnungen die geforderte Hofgröße beeinflußte. 
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Das tft ebenfalls in Magdeburg der Fall. In Altona, wo ftaffelmeife "/s 
bezw. Y/a bezw. *s Hofgröße verlangt wird, befteht die fernere Vorſchrift, 
daß auf jede Wohnung mindeftens 15 bezw. 40 bezw. 100 qm SHofflädhe 
entfallen. In Bernburg wird 4 Hofraum bei 25 qm Mindeftflähe und 4 m 
Heinfter Abmefjung verlangt, bei mehr als zmweigefchoffigen Bauten (zwei- 
geſchoſſig — Erd- und 1 Obergefhoß), jedoch 36 qm bezw. 6 m, und bei mehr 
als dreigefchoffigen Häufern 60 qm bezw. 7,5 m ala Mindejtabmeffungen. In 
Mülheim a. d. Ruhr müfjen die Höfe bei einem Obergefhoß über dem Erd— 
geſchoß mindeftend 4 m, bei zwei Obergefchoffen mindeftend 6 m Breite‘ 
haben, wobei Keller und Dachgeſchoß als Vollgeſchoß gerechnet werden, wenn 
fie mehr als 1,20 m Sodel- bezw. Drempelhöhe haben. In Hamm wird 
Ya Hofraum verlangt, wozu die ferneren Beltimmungen hinzutreten, daß bei 
Bauten, welde nur ein Erdgefhoß haben, diefer Hofraum mwenigftens 30 qm 
Fläche bei 4 m Mindeftabmefjung, und bei Häufern mit einem Ober— 
geſchoß 50 qm bezw. 5 m haben muß; für jedes weitere Obergeſchoß wächſt 
der Mindefthofraum um 25 %o der vorftehend geforderten Flächen und 
Breitenmaße. 

In Harburg wird bei dreigefhoffigen Häufern "/s, bei viergefchofjigen 
2/3 Hofraum gefordert, in Offenbach a. M. bis zu drei Stodwerfen !/s, bei 
mehrgeſchoſſigen Bauten ®/s. 

In Königsberg ift die Hofgröße abhängig fomohl von der Grundftüds- 
größe als von der Art der Bebauung, der Tiefe derfelben und der Um— 
bauung der Höfe auf drei oder vier Seiten. In Freiburg i. B. und 
Mülheim a. d. Ruhr ift die Hofgröße von der Grundftüdsgröße und der 
Gebäudehöhe, in Altenburg i. S. und Pforzheim i. B. nur von der Ge- 
bäudehöhe abhängig. In Roftod wird die Hofgröße neben der Grundftüds- 
größe noch von einigen anderen Umftänden abhängig gemadt. In Stuttgart 
it auf der Rüdjeite der Vordergebäude ein Teil unüberbaut zu lafjen, 
deſſen Tiefe für das Gebiet der 

I. Bauzone ?/ıo 

1: 2 10 

III. — 5/10 

der Höhe der Gebäuderüdfeite zu betragen hat. 

In Hamburg müfjen „Hofplätze“, an welden Hintergebäube oder Flügel- 
anbauten eines Vordergebäudes mit mehr ald 2 Wohnungen gelegen find, 
in der inneren Stadt eine Breite von mindeftens gleich ?’/s der Gebäudehöhe 
erhalten, in dem übrigen Stadtgebiet mindeftens gleich der ganzen Gebäude: 
höhe. Die Hofpläe vor Gebäudeaußenmwänden, welche Fenſter enthalten, 
die zu Wohn-, Schlaf: oder Arbeitsräumen gehören, müfjen in der inneren 


Die Bauordnung- 293 


Stadt mindeſtens gleich Ta dieſer Wandhöhe, in dem übrigen Stadtgebiet 
eine Breite von Bs diefer MWandhöhe befigen. 

Im Sächſiſchen Baugeſetz ift bejtimmt, daß vor oder hinter jedem 
Wohngebäude ein freier Hofraum oder Garten zu belaſſen ift, deſſen Tiefe 
der Höhe des Gebäudes mindeftens gleichlommt. In Dresden befteht für 
das Gebiet der offenen Bebauung außerdem die Zufagbeftimmung, daß diefer 
Hofraum mindeitens ?;r der Grundftüdsflähe betragen muß, in Leipzig, daß 
auf jede Wohnung mindeftens 15 qm Hofraum entfallen müfjen. 

Ausgehend von der Erwägung, daß mit zunehmender Tiefe der Baugrund: 
ftüde die Bebauungsdichtigkeit beſchränkt werden muß, giebt die Berliner Bau- 
ordnung von 1897 folgende Berechnungsart: „Für die Berechnung des bebau- 
baren Teiles feiner Geſammtfläche wird das Grundſtück durch Linien, welche 
zur Baufluctlinie parallel laufen, in Streifen zerlegt. Der erfte Streifen 
erjtredt ſich — von der Baufluctlinie ab gemefjen — bis zur Tiefe von 
6 m, der zweite bis zur Tiefe von 32 m. Der erfte Streifen darf als 
voll (’%10), der zweite als zu ”;ıo bebaubar in Rechnung geftellt werden. 
Iſt das Grundftüd tiefer ald 32 m, fo wird der hinter dem zweiten Streifen 
liegende Reit, wenn das Grundftüd innerhalb der früheren Stadtmauer liegt, 
mit ®10, wenn es außerhalb derfelben liegt, mit °/ıo feiner Fläche als be- 
baubar in Rechnung geftellt. Die fo ala bebaubar ermittelten Flächeninhalte 
der einzelnen Streifen werden zufammengeredhnet und ergeben die bebaubare 
Fläche des Grundftüdes, melde unabhängig von der Streifeneinteilung 
verteilt werden kann. Die Fläche hinter der zweiten Teillinie darf bis zu 
7/10 als bebaubar in Rechnung geftellt werden, wenn die von der Hoffläche 
bis zur Traufe gemejjene Durchſchnittshöhe aller hinter diefer Teillinie zu 
errihtenden Gebäude das Maf von 10 m nicht überfchreitet und der zweite 
Streifen nur zu "10 bebaut wird.” Abgeſehen davon, daß die Wahl ber 
früheren Stadtmauer als Zonenbegrenzung vielfach angefochten worden iſt, 
befundet die für den dritten Streifen gemachte Unterſcheidung das Streben, 
aud für das Berliner Weichbild nah außen eine größere Weiträumigfeit 
der Bebauung zu erreichen, wenn auch das Maß des gemachten Unterjchiedes 
uns fehr befcheiden ericheinen will. So darf 4. B. ein 50 m tiefes Grund- 
ftüd innerhalb der alten Stadtmauer mit 70 Yo, außerhalb derfelben mit 
66,4 9/0 feiner Gefamtfläche bebaut werden, ein 75 m tiefes mit 66,6 %/o 
bezw. 60,9% 0 und ein 100 m tiefes Grundftüd mit 65 bezw. 58,2 0. 

Die Berliner Berehnungsart ift (mit etwas anderen Zahlenwerten) 
aud von Efjen a. d. Ruhr angenommen. Dort darf das Grundftüd bis 
auf 6 m Tiefe, von der Baufluchtlinie ab gemefjen, voll bebaut werden; 
die weitere Flähe bis auf 32 m darf bis zu °/s und die etwa noch da— 
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hinterliegende Fläche bis zur Hälfte bebaubar in Rechnung geitellt werden. 
Der diefer Berechnungsart zu Grunde liegende Gedanke iſt zweifellos jehr 
beachtenswert und gut, menngleih die Übernahme der auf die großen 
Berliner Baublodtiefen zugefchnittenen Verhältniszahlen in Die Bauordnungen 
der Provinzitädte bedenklich erſcheint. Es dürfte vielmehr hierbei die Herab— 
ſetzung der Tiefe des zweiten Flächenſtreifens und der Bebaubarfeit des 
dritten Streifens am Platze jein. 

Der den oben näher erörterten Rettigſchen Vorſchlägen zu Grunde 
liegende Gedanfe einer „fubifhen Bauordnung” hat Aufnahme in die neue 
Rolizeiverordnung vom 2. Juli 1897, betr. das Bauen in der Außenjtabt 
von Frankfurt a. M., gefunden. Nah 8 7 Abſ. 5 diefer Verorbnung fann 
eine ftärfere Bebauung der Grundfläche dispenfationsmweife geftattet werben, 
wenn burd Verringerung der zuläffigen Gebäubehöhe des Kubikmaß um- 
bauten Raumes, welches ſich aus ber zuläffigen Gebäudehöhe und der nach 
den Vorſchriften diefes Paragraphen bebaubaren Grundfläche ergiebt, nicht 
überfchritten wird, und Licht: und Luftverhältnifje günftig find. 

Die meiften der vorjtehend behandelten Beftimmungen über die Hofgröße 
finden ihre Ergänzung in der Feitfegung eines Mindeftfläden- 
maßes oder einer Mindejtbreite des Hofraumes, oder au von 
beiden. Dabei weichen die hier in Frage fommenden abjoluten Zahlen außer: 
ordentlich weit voneinander ab. Eſſen a. d. Ruhr begnügt fi) mit einer 
Mindefthoffläche von 12 qm bei 3 m geringjter Abmeſſung, Bodum verlangt 
25 qm, Guben 5 X 5 m, Mainz und Pforzheim 30 qm bei 5 m Mindeitbreite 
in Mainz; Altendorf i. Rhld., Oberhaufen und Rheydt 36 qm bei 4 m 
geringiter Breite; Beuthen und Bromberg 6 X 6 m; Dortmund, Miül- 
haujen i. €. und Stralfund 40 qm; Mülhaufen bei 3, Stralfund bei 5 m 
Mindejtbreite; Aachen in der inneren 40 und in der äußeren Stadt 50 qm 
bei 2,50 bezw. 3 m geringfter Abmefjung ; Brandenburg, Frankfurt a. D., Krefeld, 
Potsdam und Remſcheid fordern 50 qm, Brandenburg und Potsdam unter 
Feitfegung der Mindejtabmefjung auf 5 m; Berlin verlangt 80 qm bezm. 
6 m, tft die nicht bebaubare Fläche geringer als 80 qm, fo darf der Haupt- 
hof bis auf 60 qm bei 6 m Ffleinfter Abmefjung eingefchränft werden, 
wenn der Net der nicht bebaubaren Fläche zur Anlegung eines Nebenhofes 
oder Lichthofes mit einer Grundflähe von mindeſtens 10 qm bei einer ge- 
ringiten Abmefjung von 2 m verwendet wird. Beträgt die nicht bebaubare 
Fläche weniger ald 60 qm, fo darf der Haupthof auf das Maß dieſer 
Fläche, jedod nicht unter 40 qm bei 6 m fleinfter Abmefjung bejchränft 
werben. 

Ahnliche Beitimmungen hat Charlottenburg, wo indes der Hof auf 
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25 qm bei 4 m fleinjter Abmefjung heruntergehen darf, wenn fämtliche 
Wohnräume Licht und Luft unmittelbar von der Straße erhalten, und wo 
es bei nur 6 m oder weniger tiefen Grundjtüden (folde dürften allerdings 
im allgemeinen überhaupt nicht als bebauungsfähig anzufehen fein) über- 
haupt feines Hofes bedarf. 

In Straßburg i. E. beträgt die Mindefthofgröße 40 qm, doch kann 
bei bisher bebauten Grundſtücken von einem Hofraum ganz abgefehen werden 
bei einer Grundftüdsgröße unter 100 qm; bei Grundjtüden bis zu 400 qm 
Größe, welde zwei oder mehr Straßenfluhten haben, fann die Mindefthof- 
fläde auf 25 qm ermäßigt werden. In Worms fann ein an zwei Straßen 
liegendes Grundftüd ganz bebaut werden. 

Nur eine Mindeitbreite (feine Mindeſtfläche) fchreiben die Bauordnungen 
für Köln und Mülheim a. Rh. mit 2,50 m und Bonn mit 3 m vor. 

Lediglich Mindeftabmeffungen (ohne Beitimmungen über „procentuale” 
Hoffläche, Gebäudehöhen an den Höfen u. f. mw.) fchreiben Gera (6 X 6m), 
Mühlhaufen i. TH. (10 X 4), Lübeck und Thorn vor. 

Sehr dürftig find die mwürttembergifchen Städte bezüglich des Hof: 
raumes bedacht. Als einzige Beftimmung gilt die, daß Hinter Vorder— 
gebäuden ein 2,10 m und zwifchen Vorder: und etwaigen Hintergebäuden 
je nad) Höhe der leßteren ein 3—6 m breiter Hofraum liegen muß. 

Gar feine Bejtimmungen über Hofgröße u. f. w. haben Bremen, Frei— 
berg i. S., Ludwigshafen, Münfter i. W., Osnabrüd und Schwerin. In 
Bremen, wo die teilweiſe ſehr ſtark ausgebaute Altſtadt meiſt nur Geſchäfts— 
zwecken dienende Häuſer enthält, hat ſich bis jetzt die herrſchende Sitte 
genügend ſtark erwieſen, in den Wohnvierteln durchweg kleinere Häuſer mit 
ausreichendem Hofraum entſtehen zu laſſen. 

Bisher wurde der Hofraum, der unverbaut zu laſſende Grundſtücksteil, 
lediglich in Hinſicht auf das eigene Grundſtück behandelt. Nun leuchtet ein, 
daß die Licht- und Luftverhältniſſe bedeutend gewinnen, wenn die Fenſter 
nicht bloß aus dem eigenen Hofraum Licht und Luft erhalten, ſondern wenn 
der Nachbar ſeine Flügel- und Hinterbauten ſo legt, daß beide Nachbarhöfe 
eine einheitlich zuſammenhängende Fläche bilden. Solange dieſer Zuftand 
genügend ſichergeſtellt iſt, liegt kein geſundheitlicher Grund vor, dieſen ver— 
mehrten Licht- und Luftbezug bei Regelung der zu ſtellenden Anforderungen 
außer Betracht zu laſſen. Es kann vielmehr hier dem wirtſchaftlichen Inter— 
eſſe größerer Ausnutzung unbedenklich entgegengekommen werden, ja es kann 
noch weiter vermittels der „FFofgemeinſchaft“ erreicht werden, unter Be: 
ſeitigung oder Milderung der ſonſt entſtehenden wirtſchaftlichen Schwierig— 
keiten, die geſundheitlichen —— an die Hofgröße — zu ſtellen. 
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Die vom Deutfchen Verein f. öffentl. Gefundheitspflege 1889 in Straß- 
burg beſchloſſenen „reichsgefeglihen Vorſchriften zum Schuge des gefunden 
Wohnens” erklären in $ 2 Abi. 4 ein Zufammenlegen der Hofräume be- 
nachbarter Grundftüde behufs Erzielung des vorfchriftsmäßigen Abjtandes 
oder der vorjchriftsmäßigen Mindeftbreite für ftatthaft, infofern die Erhal« 
tung der Hofräume in unbebautem Zujtande gewährleiſtet wird. 

Wie die Geftattung der „Hofgemeinfhaft” auch nod in anderer Hin- 
fiht wirken fann, erfahren wir, wenn wir nachjitehendem Gedanfengange 
der Vorbemerkung zum bezüglihen $ 4 der Berliner B.P.D. folgen: „Wird 
ein größeres Grundftüd einheitlich bebaut und werden in diefem Falle zwei 
mit den Frontwänden einander zugefehrte Seitenflügel errichtet, jo fommt 
die ganze Ausdehnung des vorliegenden Hofraumes zwiſchen beiden Seiten- 
flügeln jedem derjelben (bei Errechnung der zuläffigen Bauhöhe) zu aute, 
jeder darf um 6 m höher errichtet werden ala der Hof breit if. Wird 
dasfelbe Grundftüd dagegen in zwei jelbjtändige Grundftüde geteilt und mit 
zwei, voneinander völlig getrennten Gebäuden bejegt, die aber zufammen 
genau diejelbe Grundfläche einnehmen, wie das einheitlihe Gebäude im erften 
Falle, alfo das eine mit einem rechten, das andere mit einem linken Seiten- 
flügel, fo fommt jedem derfelben nur die Abmeſſung des vor ihm liegenden 
Teilhofes zu gute, alfo im Falle, daß die Trennungslinie zwifchen beiden 
Teilen des Grundftüds in der Mitte desjelben gezogen ift, nur die Hälfte 
der im eriten Falle für die Höhenbejtimmung maßgebenden Abmefjung. Der 
thatfählihe Zuftand unterfcheidet ſich in beiden Fällen vielleicht höchſtens 
dadurh, daß im zweiten ein Grenzzaun oder eine Grenzmauer die beiden 
Teilhöfe trennt, die im eriten Falle fehlt." Dies hat natürlich zur Folge, 
daß eine weitergehende, den Fleineren und mittleren Privatbefig ermög- 
lihende Parzellierung der Baublods im wirtſchaftlichen Nachteil ift gegen- 
über der Bildung möglichſt großer DBauparzellen durch großfapitaliftifche 
Unternehmungen. Rüdblidend auf die diesbezüglichen Wirfungen der 1887 er 
Bauordnung führt die angezogene Vorbemerkung hierüber aus: „Wirtſchaft— 
lich ift die durch die Bejtimmungen der bisherigen B.P.D. geichaffene Rechts— 
lage infofern nicht ohne Einfluß geblieben, als ſie zur Bildung möglichit 
großer Grundftüdsparzellen führte, deren baulihe Ausnutzung durd die zu⸗ 
gelaſſene größere Höhe der Seitengebäude ſich als vorteilhafter erwies, als 
die Bebauung kleinerer Parzellen mit nur einem Seitenflügel von be— 
ſchränkterer Höhe. Eine größere Kapitalsanlage verſprach alſo unter ſonſt 
gleichen Bedingungen einen verhältnismäßig höheren Gewinn als eine kleinere. 
Hieraus ergab ſich als eine im allgemeinen Intereſſe wenig erwünſchte Folge 
die Ausdehnung des Geſchäftes der Grunderwerbsgeſellſchaften und Bau— 
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banfen und ein Zurüddrängen des Grunderwerb3 und der Bauthätigkeit 
Privater, die feltener über ausreihende Mittel verfügen. So mag die ges 
fchilderte Rechtslage auch dem traurigen Baufhmwindel der legten Jahre in 
etwas mit Vorſchub geleiftet haben.“ 

Die einschlägigen Beltimmungen der jetigen Berliner Bauordnung 
lauten: „Sollen benadhbarte Grundjtüde derart bebaut werden, daß un- 
bebaut bleibende Teile, unbefhadet einer bis zur Höhe von 2 m zuläffigen 
Grenziheidung, eine in einer Yänge von mindeſtens 6 m zufammenhängende 
Fläche bilden, die den umgebenden Gebäuden mehr Licht und Luft zuführt, 
als es durch die einzelnen Haupthöfe geichieht, jo darf bei Feſtſtellung der 
Höhe für die hinteren Gebäude außer der Abmefjung des zugehörigen Haupt- 
hofes noch die Hälfte der Abmefjung des Nahbarhofes in Rechnung geftellt 
werden. Auf die Anwendung diefer bejonderen Beitimmungen haben die bes 
teiligten Grundftüdsbejiger nur dann einen Anſpruch, wenn fie unter genauer 
Bezeihnung der zu der Hofgemeinfhaft beitimmten Flächen auf den ein- 
zelnen Grundftüden fich gegenfeitig verpflichten, diefe Flächen zu Ungunften 
der Mitbeteiligten nicht zu verändern, und wenn dieſe Verpflichtung auf 
fämtlichen beteiligten Grundftüden im Grundbud eingetragen ift.“ 

In ähnlicher Weife find Hofgemeinichaften unter vollftändiger oder 
teilmeifer Anrehnung des Nahbarhofes für die Berechnung der Höhe der 
am Hofe zu errichtenden Gebäude oder des Abjtandes der Fenſterwände von 
der Nachbargrenze unter mehr oder weniger weitgehenden Vorausſetzungen 
zugelafjen in Altenburg i. S., Altendorf i. Rhld., Altona (für die Höfe 
zu Hinterwohnungen), Beuthen, Bohum, Chemnig, Danzig, Dortmund 
(i. d. Altftadt), Dresden, Düffeldorf, Duisburg, Eſſen, Frankfurt a. M., 
Frankfurt a. O., Gelfenfichen, Hagen, Hamburg (i. d. inneren Stadt), 
Heidelberg, Karlsruhe, Yeipzig, Liegnig, Mannheim, Mülhaufen i. E. (Alt: 
ſtadt), Mühlhaujen i. Th., Pforzheim i. B., Plauen i. V., Remſcheid, Straß- 
burg i. E. (bei Neubebauung bisher bebauter Grundftüde), Stuttgart, Ulm; 
in Dsnabrüd und Wiesbaden wird eine ſolche Beitimmung bei Neuregelung 
der Bauordnung beabjichtigt. 

Das ſächſiſche Baugefet fagt im $ 101: „Wenn fi die Eigentümer 
von zwei oder mehreren benachbarten Grundftüden innerhalb desjelben Bau— 
blod3 gemäß SS 2 ff. verpflichten, bejtimmte Teile ihrer Grundftüde un- 
bebaut zu erhalten (Hofgemeinfchaft), fo können diefe zufammengerechnet und 
hierdurh die Erforderniffe des S 100 ohne Rüdjiht auf die Eigentums 
verhältnifje erfüllt werden.“ 

Nüdmwärtige Baufludtlinien. Den ım voritehenden behandelten 
Gedanken, für die Beurteilung der Licht- und Luftverhältnifje des Hinterlandes 
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auch die Zuftände auf dem Nachbargrundjtüde mit in Betracht zu ziehen, kann 
man weiter entwideln, indem man ihn auf die Anbauverhältniffe des ganzen 
Baublodinnern ausdehnt. Wird das Blodinnere dur Seiten: und Hinterbauten 
derart aufgeteilt, daß eine Reihe von rings oder dod an mehreren Seiten 
umbauten Einzelhöfen entjteht, fo werden, jelbjt bei den weiteftgehenden An— 
forderungen die Berhältnifje der an diefen Höfen liegenden Wohnräume nicht 
annähernd fo günftig fein, ald wenn ein zufammenhängender Teil des Blod- 
innern frei bleibt, an dem fämtliche Gebäude des Blods Anteil haben. Dies 
vorausgefeßt, wird es fogar möglich fein, daß die dem Einzelgrundjtüd auf- 
zulegenden Beichränfungen fih in verhältnismäßig niedrigen Grenzen halten 
laſſen. Nußbaum, Gruner, Labo u. a. haben in den legten Jahren viel- 
fache Vorfchläge für Blodaufteilungen gemadt, die, einheitlih durchgeführt, 
vorzügliche Hinterlandverhältniffe unter geringeren Opfern ſchaffen, als es 
nad) der meift üblichen Bauart erreicht wird. In Bezug auf Ruhe, Staub: 
freiheit und geringe Höhe der antetligen Straßenbaufojten jind ſolche Hinter- 
landwohnungen fogar in entjchievenem Vorteil gegenüber den nad ver 
Straße belegenen. Um ſolchen rationellen Anbau fiherzuftellen, iſt es nötig, 
einen bejtimmten Kern des Blodinnern von der Bebauung dauernd aus— 
zufchließen und für die einzelnen Grundftüde eine fejte Linie zu bezeichnen, 
über die hinaus der Anbau nah der Grundftüdtiefe hin ausgefchloffen ift, 
ähnlich wie nad der Straße die Bebauung durd die Straßen: oder Bau- 
fluchtlinie begrenzt wird, Man nennt jolde Bebauungsgrenzen „hintere“ 
oder „rüdwärtige Baulinien“. Sie fommen auch dort in Frage, wo in der 
Abficht, größere Hausgärten zu gewinnen, Baublöde von großer Tiefe ge 
bildet werden, indem ohne bie hintere Baulinie ein einziger Grundeigen- 
tümer den Anbaucarakter des ganzen Blods durch Errihtung von großen 
Flügel: oder Hinterbauten ftören und den Nachbarn den Gartenbefit ver- 
leiden fann. 

Die Vorfhläge des Ar.» u. Ing.-Vereins zu Hannover, betr. all- 
gemeine, bei einer Neubearbeitung der hannoverfhen Bauordnung zu be— 
achtende Gefichtspunfte, führen zutreffend aus: „Die Anordnung rück— 
wärtiger Bebauungsgrenzen darf als das bedeutjamjte Mittel angefehen 
werden, um eine Auflöfung des Baublodinnern in Einzelhöfe ein für alle- 
mal bintanzuhalten. Allerdings ift es notwendig, eine vorfichtige, den je— 
weiligen Bebürfniffen Rechnung tragende Anwendung von ihr zu machen. 
Jedenfalls follte die Stadtverwaltung fie aber auf dem in ihrem eigenen 
Beſitz befindlichen Gelände zur Anwendung bringen und bei deſſen Auf- 
teilung befondere Rüdficht auf diejenige Bauweiſe nehmen, welche ihrer zu 
einer gefunden Entwidlung bedarf. Die rüdmärtige Bebauungsgrenze muß 
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fih naturgemäß in erjter Linie nach der Tiefe und Form der betreffenden 
Grundſtücke richten, um ftet3 eine angemefjene und zweddienliche Ausnugung 
desjelben zuzulaſſen.“ 

Naturgemäß wird die Feitfegung hinterer Baulinien nur für noch un: 
bebaute Baublöde in Frage fommen fönnen, allenfall® auch bei bejtehendem 
Anbau im Einverftändnis mit den Beteiligten. Sonft würde die nachträgliche 
Feſtſetzung fich leicht als ungerechtfertigter Cigentumseingriff darftellen. 

In den deutichen Bauordnungen hat die vorbehandelte Frage, der man 
für die Zufunft eine beveutendere Rolle wünſchen möchte, bislang nur ge- 
ringe Beachtung gefunden. Das Sächſiſche Allgemeine Baugeſetz vom 1. Juli 
1900 geftattet die Feſtſetzung rüdmwärtiger Baufluchtlinien ausdrüdlih im 
Artikel 18 Abf. k. Someit wir überfegen, ift im übrigen die Feſtſetzung 
binterer Baulinien oder einer größtzuläffigen Tiefe der Wohngebäude, d. h. 
eines größten Abjtandes der hinteren von der vorderen Baulinie, vorgefehen 
in den Bauordnungen von Altenburg i. S., Duisburg, Guben, Hamburg, 
Magdeburg, Pforzheim i. B. In Frankfurt a. D. und Potsdam dürfen in der 
Regel Gebäubdeteile eine Tiefe von 18 m nicht überfchreiten; in Wiesbaden 
ift in Zandhausgebieten die Gebäudetiefe auf 20 m begrenzt. In Düffeldorf 
it für einen Villenbezirk eine rüdwärtige Bauflugtlinie in 15 m Abftand 
von der vorderen feitgefest. In Würzburg werden im allgemeinen größere 
Gebäudetiefen ala 25 m für Wohngebäude nicht zugelaffen, während für 
einige Fälle Marimalgebäudetiefen von 14 bezw. 15 m feſtgeſetzt find. 


V. Beſchränkungen hinfichtlid der zuläſſigen Geichofie. 


Richtiger noch ald Vorschriften über die Gebäudehöhe erfcheinen ſolche 
über die Geſchoßzahl. Diefe ift das eigentlich Entjcheidende für die 
„Bewohnungsdichtigfeit“. Iſt nur die Gebäudehöhe begrenzt, fo befteht der 
Anreiz, innerhalb derjelben möglichjt viele Gefchoffe von der zuläffigen 
Mindefthöhe übereinander unterzubringen. Zu welch unerwünjchten Zuftänden 
dies führen fann, zeigen und manche Beifpiele von Bauausführungen nad 
der Berliner Bauordnung von 1887. In derfelben war lediglih das Höhen- 
maß der Seitenflügel (6 m höher als der vorliegende Hof), nicht aber die 
Stodwerkzjahl begrenzt und eine Mindeftgefchoshöhe von 2,50 m feſtgeſetzt. 
Das führte in vielen Fällen dazu, daß die (in der Höhe gegenüber dem 
Vorderhaus beſchränkten) Hinterbauten mit ungleiden Fußbodenhöhen gegen 
das Worderhaus diefelbe Zahl von Gefchofien erhielten, wie das 
Vorderhaus. 
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Bon der Begrenzung der Stodwerkzahl fünnte man jagen, daß fie Bor- 
Schriften über die Gebäudehöhe erſetzen fann, nicht aber umgefehrt. Die 
Stodwerkzahl beftimmt am meiften den Charakter des Anbaues und eignet 
fh am vorzüglichften zur Abftufung im Sinne einer Verminderung der 
Mohnungsdichtigkeit in den Außenbezirfen und in beftimmten anderen Stabt- 
teilen. 

Baumeifterd „Normale Bauordnung” verlangt, daß bewohnte Räume 
nicht höher als im vierten Geſchoß! eines Haufes angelegt werden dürfen, 
wobei ein Kellergefhoß, deifen Dede mehr ald 2 m über dem umgebenden 
Terrain liegt, ferner das Erdgeſchoß und ein etwaiges Zwiſchengeſchoß mit- 
gezählt werden. Der Neichögefegentwurf des Deutichen Vereins f. öffentl. 
Gefundheitspflege jagt im S 6 Abf. 2: „Höher als in dem vierten Ober— 
geſchoß, 2. 5. im vierten der über dem Erdgeichoß liegenden Stodwerfe, 
dürfen Wohnungen nicht hergeftellt werden.“ 

So nötig und wichtig Beitimmungen über die zuläffige Geſchoßzahl 
ſind, ſo fehlen ſolche doch noch in einer auffallend großen Zahl von deutſchen 
Bauordnungen. Bernburg, Bochum, Bremen, Bromberg, Caſſel, Colmar, 
Deſſau, Gelſenkirchen, Gera, Gießen, Hagen, Heilbronn, Königshütte, Kre— 
feld, Linden bei Hannover, Ludwigshafen, Lübeck, M.Gladbach, Mülheim 
a. d. Ruhr, Mühlhauſen i. Th., Oberhauſen, Offenbach, Osnabrück Pforz- 
heim, Plauen i. V., Remſcheid, Schwerin, Straßburg i. E., Thorn, Trier, 
Ulm find ſämtlich Städte mit über 30 000 Einwohnern, welche Vorſchriften 
über die Stodwerfzahl bisher glaubten entbehren zu fünnen. 

Die Geſchoßzahl ift begrenzt auf fünf bemohnbare Gefchoffe über: 
einander in Altona, Bamberg, Berlin, Braunfhweig, Danzig, Flensburg, 
Franffurt a. O., Freiberg i. ©., Freiburg i. B., Guben, Hannover, Hildes- 
heim, Kiel, Königsberg (in Hof- und Seitengebäuden nur 4), Mainz, Pofen, 
Regensburg, Roſtock. 

In Aachen, wo im allgemeinen nicht mehr als fünf zum dauernden 
Aufenthalt von Menfchen beftimmte Geſchoſſe angelegt werden dürfen, find 
auf den für die offene Bebauung beftimmten Baugrundjtüden nur ein Erb-, 
ein Ober- und ein Dachgeſchoß außer einem zu Wohnzweden eingerichteten 
Kellergefchoffe zugelafien. In Altendorf find bei 15 m breiten Straßen 
drei, bei 20 m breiten Straßen vier Geſchoſſe geftattet; in Bonn dürfen 
Wohngebäude in Klaffe I und II vier, in Klafje III drei und in Klaſſe IV 


! Unter „Geiho&* verfteht man im allgemeinen jedes Geſchoß, einichl. Keller-, 
Erd» und Dachgeſchoß; unter „Stockwerk“ dagegen nur die Geſchoſſe zwifchen Erd» 
und Dachgeſchoß. 
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zwei Geichofje erhalten, wobei ein zu Wohnzweden eingerichtetes Kellergeſchoß, 
das Erdgeſchoß, ein etwaiges Zwifchengeihoß, fowie ein als felbitändige 
Wohnung eingerihtetes Dachgeſchoß mitgerechnet werden. In Charlotten- 
burg find bei landhausmäßiger Bebauung zwei, im übrigen fünf Gefchoffe, 
in Koblenz über dem Erdgeſchoß drei, im Billenviertel nur zwei Ober: 
gejchofje geitattet. In Darmjtadt ift nur in einzelnen Straßen und Quar— 
tieren die Stodwerkfzahl vorgefchrieben und zwar 2, 2!/s und 3 Geſchoſſe. 
In Dortmund ift in der Altitadt und in Zone I die Gefchoßzahl un- 
befchränft, in der, Zone II dürfen die Gebäude nur drei Wohngeſchoſſe und 
ein ausgebautes Dachgeſchoß, in den Straßen mit offener Baumeife nur 
zwei Wohngeſchoſſe und ein ausgebautes Dachgeſchoß erhalten. In Düffel- 
dorf find im Innenbezirk vier, im Außenbezirf drei, im Villenbezirt zwei 
bewohnte Geſchoſſe zugelaffen. Elberfeld geftattet fünf, in der Außenzone 
drei und bei offener Bebauung zwei, Erfurt vier, bei offener Baumeife 
drei und bei landhausmäßiger Bebauung zwei Gefchoffe, Frankfurt a. M, 
in der Innenſtadt fünf, in der Außenftadt vier und in der äußeren Zone 
drei, Halle in Zone I vier, Zone II drei und Zone III und IV zwei 
Geſchoſſe. In Hamburg find höchſtens fünf Gejchofle zugelaflen, im 
übrigen ift die Gefchoßzahl nah dem Bebauungsplan abgeftuft. In 
Heidelberg find bei geichloffener Baumweife im Borderhaus vier und im 
Hinterhaus drei, bei offener Baumeife drei bezw. zwei Gejchoffe geitattet. 
In St. Johann, Malftatt-Burbah und Saarbrüden ift die 
zuläffige Gefchoßzahl auf vier und in den Landhausbezirfen auf zwei feit- 
gejegt, In Karlsruhe dürfen Wohngebäude an der Straße und die zu 
ihnen gehörigen nicht jelbjtändigen lügelbauten in Zone I und II höchſtens 
fünf, gone III höchſtens vier und Zone IV höchſtens drei Stodwerle 
erhalten ; felbjtändige Seitenwohngebäude und alle Hintermohngebäube dürfen 
in gone I und II höchſtens vier, in Zone III höchſtens drei und in 
Zone IV höchſtens zwei Stodwerfe erhalten. Außerdem dürfen Wohngebäude 
von nicht mehr als 14 m Höhe nicht mehr als drei Stodwerfe erhalten. 
Lestere Beihränfung tritt in Münfter i. W., wo im übrigen fünf Gejchoffe 
zugelafjen find, erit bei Straßen unter 8 m ein, wogegen in Bochum bei 
Straßen unter 13,5 m Breite höchftens zwei Obergefchoffe über dem Erd— 
geſchoß zuläffig find. In Köln dürfen Wohngebäude in Klaffe I nur vier, 
in Klaſſe II drei und in Klaffe IH und IV nur zwei Gefchofje: erhalten, 
mobei von einem über dem höchiten zuläffigen Geichoffe befindlihen Dad: 
gefchoffe noch die Hälfte zu Wohnzwecken eingerichtet werden darf. In 
Magdeburg find in der Altitabt vier und bei bejchränfter Bebauung drei 
Geſchoſſe zugelafjen; in Mannheim für VBordergebäude in Zone I fünf, 
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Zone II vier und Bone III drei Geſchoſſe, während bei felbjtändigen 
Seitenbauten und Hintergebäuden jeweils ein Geſchoß meniger geitattet ift. 
In Mülhauſen i. E. ift die Gefchoßzahl auf fünf, und im Rebberg und 
in ber Arbeiterſtadt auf Erd-, Ober: und Dachgeſchoß beſchränkt. In 
Rheydt ift nur bei offener Baumeife die Geſchoßzahl befchränft, und zwar 
auf Erd, Ober: und ein ausgebautes Dachgeſchoß. In Stuttgart find 
an weniger al® 16 m breiten Straßen bloß vier Stodwerfe zuläffig, 
während für einzelne Straßen im Gebiet der III. Zone nur 21/’2—3 Stod- 
werfe zugelafien werden. In Wiesbaden find in gefchloffener Bauweiſe 
Erd- und drei Obergefchoffe, für Landhausbauten Erd: und zwei Obergeſchoſſe 
geftattet. In Würzburg find verfchiedene, zmwifchen zwei und fünf Ge- 
ſchoſſen fi bewegende Abjtufungen gemacht. 

Die gejundheitlihen Nachteile von Keller- und Dahwohnungen 
dürften heute felten mehr beftritten werben. Bei den Kellerwohnungen find 
es befonders aufiteigende Erdfeuchtigfeit und Bodenausdünjtungen, die un- 
vermeiblihe Fußbodentälte, der fehlende Luft- und MWärmeaustaufch durch 
die Außenwände, und der ungünftigere Lichteinfall, der fie gefundheitlich 
bedenklich erjcheinen läßt, während die gefundheitlihe Minderwertigfeit von 
Dahmohnungen hauptfählih auf den geringeren Schub gegen die Außen— 
temperatur, auf das viele Treppenfteigen und die Anfammlung der auf: 
fteigenden ſchlechten Luft zurüdzuführen ift. Auch geben Dahmwohnungen 
binfichtlih der Feuerficherheit zu Bedenken Anlap. 

Alle Beitrebungen zur Befjerung der Wohnungsverhältniffe gehen mit 
Recht darauf aus, die Kellerwohnungen ganz zu verbieten oder doch 
ihre Einführung in ſolchen Gegenden, wo fie bisher noch nicht üblich waren, 
zu verhindern, und dort, wo ihre Ausrottung auf unüberfteiglih fcheinende 
Hindernifje jtößt, wenigſtens die gejundheitlihen Bedenken durd geeignete 
Maßnahmen zu mildern. 

Baumeifter hält es mit Recht für ſachgemäß, zu unterfheiden zwiſchen 
vollftändigen Wohnungen, in melden ganze Familien auch über Nacht 
verbleiben, und einzelnen Räumen, melde nur bei Tage zum Aufenthalt 
von Menſchen dienen; denn erjtere müfjen offenbar noch vorſichtiger behandelt 
werden als lettere. Ber vollftändigen Wohnungen verlangt Baumeiiter, daf 
diejenigen Umfafjungsmwände, welche nad) innen bewohnte Räume einfließen 
und nad außen nit an Keller anderer Gebäude grenzen, mitteld eines 
Luftraums (Lichtgraben) ifoliert werden müflen, deſſen Tiefe mindeitens den 
Kellerboden erreicht, und defjen Breite mindeftens dem Höhenabftand zwifchen 
Terrain und Kellerboden gleihlommt. Bei einzelnen, zum Aufenthalt 
von Menschen beitimmten Räumen, als Küchen, Gefindeituben, Werfitätten, 
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BVerkaufslofalen, muß nad) Baumeister entweder ein Lichtgraben, wie oben 
befchrieben, durchgeführt, oder die Höhenlage jo gewählt werden, daß der 
Fußboden höchſtens 1 m unter, der Fenſterſturz mindeitens 1 m über dem 
umgebenden Terrain zu liegen fommt. Für beide Fälle verlangt Baumeifter, 
daß die tieffte Lage 50 cm über dem hödjiten befannten Grundmwafferftande 
und im Überf hwemmungsgebiet 50 cm über dem höchſten befannten äuferen 
Mafferftande liegen muß, und die im allgemeinen über Höhenverhältniffe 
im Innern, Beziehungen zwifchen Gebäudeabſtand und Höhe u. ſ. w. auf: 
geftellten Forderungen erfüllt find. 

Der Neichögejeentwurf des Deutfchen Vereins für öffentliche Geſund— 
heitöpflege erflärt Wohnungen in Kellern, d. h. in Geſchoſſen, deren Fuß— 
boden unter der Erdoberfläche liegt, für unzuläffig, während er zu längeren 
Aufenthalte von Menschen dienende Räume, insbefondere einzelne Wohnräume in 
Kellern nur unter der Bedingung zuläßt, daß der Fußboden höchſtens 1 m 
unter, der Fenſterſturz wenigftend 1 m über der Erboberflädhe liegt; außer: 
dem muß der Fußboden aller Wohnräume über dem höchſten Grundmaffer: 
ftande, im Überfchwemmungsgebiete über Hochmaffer liegen, und find bie 
Fußböden und Wände aller zu längerem Aufenthalt von Menfchen dienenden 
Näume gegen Bodenfeuchtigfeit zu fichern. 

Auch von Gruber verwirft die Benußung der Keller zu Wohnzwecken 
gänzlich und fnüpft jene von „Halbfellen“ oder „Sodelgefhofien“ an die 
Erfüllung befonderer, eingehend behandelter Bedingungen. 


Ohne bejondere, für die Wohnräume aller Gejchofje geltende Ein— 
Ichränfungen erlaubt find Kellerwohnungen glüdlicherweife nur mehr in 
wenigen Städten, foweit wir feititellen fonnten in Braunſchweig (indes 
find dort Einſchränkungen jetzt beabfichtigt), Guben und Krefeld (Keller- 
wohnungen nit üblih), Mühlhaufen i. Th. (Kellerwohnungen find auch hier 
nicht üblih und fommen nur in Schulhäufern vor), Schwerin und Trier 
(Kellerwohnungen nicht üblich). 

Eine nicht unbeträchtlihe Zahl von Städten verbietet Kellerwohnungen 
gänzlich, fo: Altona, Altenburg i. S., Bamberg, Coblenz, Frankfurt a. M., 
Freiberg i. ©., Freiburg i. B. (nur einzelne Räume, die nicht zum ftändigen 
Aufenthalt von Menſchen dienen, find gejtattet), Gera, Harburg, Heidelberg, 
Heilbronn, Hildesheim (nur Küchen unter befonderen Umftänden gejtattet), 
Karlöruhe (nur eine Sclafftelle für eine zur Bewadung des Hauſes er: 
forderliche Perſon in villenartigen, zum Alleinbewohnen beftimmten Gebäuden 
unter bejonderen Anforderungen gejtattet), Mainz, Mannheim, Mülhaufen i. €. 
(nur einzelne Arbeits: oder Wirtfchaftsräume gejtattet), Offenbah a. M., 
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Pforzheim, Poſen (ausnahmsweife geduldet), Remſcheid, Roftod (nur einzelne 
zum dauernden Aufenthalt von Menfchen dienende Räume geftattet), Stutt- 
gart, Ulm (nur für ökonomiſche oder gewerbliche Zwede unter Bedingungen 
gejtattet). 

Die weitaus größere Mehrzahl der deutfhen Städte gejtattet Keller- 
wohnungen unter gewiſſen einfchränfenden Bedingungen, die fih faſt aus- 
nahmslos auf die Tiefenlage des Fußbodens, meift au auf die Höhenlage 
der Dede oder des Fenſterſturzes und auf Iſolierungen gegen das umliegende 
Erdreich beziehen. Bisweilen ift auch der Umfang der zuläffigen Keller- 
wohnungen auf ein gewiſſes abfolutes Maß (in Magdeburg „bei befchränfter 
Bebauung” auf 70 qm Grundflähe, in Dresden auf eine Wohnung, in 
Münden auf eine Wohnung mit nicht mehr ald 2 Zimmern, Küche und 
Kammer) oder ein relatives Flächenmaß (in Charlottenburg bei landhaus— 
mäßiger Bebauung *4 der Grundflähe, in Halle Ya der Gebäubefläche) 
beſchränkt. In Hamburg find Kellerwohnungen, für die im übrigen ziemlich 
eingehende Vorſchriften beitehen, in Hintergebäuden und hinteren Flügel- 
bauten unzuläffig. In Würzburg find fie nur an Straßen geftattet, deren 
Breite der Gebäubehöhe mindeftens gleichfommt, in Chemnig nur an Straßen 
und überhaupt nur in dem Falle, wenn die Zuführung des Lichtes in einem 
Winkel von 45° von der Fenfterfohlbanf aufwärts gewahrt ift und die 
Räume nicht nad; Norden liegen, in Frankfurt a. D. und Potsdam nur an 
Straßen oder Höfen von mindeſtens 10 m Breite. 

Das Maß, um mweldes der Fußboden bemohnter Räume in das um- 
gebende Erdreich eingefenft werben darf, wechjelt zwifchen 0,5 und 1,5 m, 
nur ausnahmsweiſe ijt es größer als 1,5 oder überhaupt nicht begrenzt. 

Für Dahmwohnungen fommen neben denjenigen über feuerfichere 
Zugänge und Verbindungen mit den Treppen vor allem folche Beitimmungen in 
Betracht, die auf ausreichenden Schub gegen die Außentemperatur abzielen, 
indem Dadräume im allgemeinen im Winter der Kälte, im Sommer der 
Hitze mehr ausgefegt find, als Räume der unteren Geſchoſſe. Daneben findet 
fih aus Gründen der Feuerjiherheit wie der Vorbeugung gegen übermäßige 
Anhäufung von Wohnungen in dem Dachraume vielfah die Vorſchrift, 
daß ganze Dahmwohnungen ſowohl als einzelne zum dauernden Aufenthalte 
von Menjchen bejtimmte Räume nur unmittelbar über dem oberjten Stock— 
werfe, nicht aber im Dachboden übereinander, d. h. in Kehlgebälten u. f. w., 
untergebracht werden dürfen. In Köln darf von einem über dem hödhjten 
zuläffigen Geſchoſſe befindlichen Dachgeſchoſſe nur die Hälfte, in Halle ein 
Drittel zu Wohnzweden oder zum längeren Aufenthalt von Menſchen ein— 
gerichtet werden, dagegen fommt bei weitergehenden Einrichtungen das Dach— 
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geſchoß bei der zuläfligen Gefchoßzahl in Anrechnung. In einigen Städten, 
fo ın Frankfurt a. O. kommt das Dachgeſchoß bei Feitfegung der Gefchoß- 
zahl in Anrechnung, fobald überhaupt Räume zu Zmweden des dauernden 
Aufenthaltes von Menfchen darin eingerichtet werden. In Wiesbaden find 
Dahmohnungen nur in Häufern mit einem Erd- und zwei Obergeſchoſſen, 
fowie bei den vor der neuen Bauordnung (18. November 1895) erbauten 
Wohngebäuden zuläffig, nicht aber in Häufern mit Erd- und drei Ober- 
geſchoſſen. In Magdeburg dürfen „bei befchränkter Bebauung” die Dach— 
wohnungen eines Gebäudes nicht mehr ald 70 qm Grundfläche einnehmen, 
außerdem darf in der ganzen Stabt über die zuläffige Geſchoßzahl hinaus 
nur eine Dach- oder eine Kellerwohnung, nicht aber beides zugleih, an— 
gelegt werden. In St. Johann, Saarbrüden und Malftatt-Burbadh ijt die 
Errichtung von felbjtändigen Dahmohnungen nur bei Gebäuden bis zu drei 
Geſchoſſen zuläffig, während über dem vierten (Erd- und drei Ober-) Ge- 
ſchoſſe das Dachgeſchoß nur dann zur Einrihtung von Wohnräumen benugt 
werden darf, wenn lehtere nur ald Nebenräume der darunterliegenden 
Hauptgeihoffe Verwendung finden. In Harburg darf in breigefchoffigen 
Häufern die Hälfte das Dachgeſchoſſes zu Wohnungen eingerichtet werden, 
in viergefchoffigen find ſolche überhaupt nicht zuläffig. In Frankfurt a. M. 
find Dahmohnungen in der Innenftabt nur über drei, in der Außenftabt 
nur über zwei, und in der äuferen one nur über einem Obergeſchoß zu« 
läfftg, in Bamberg, Chemnit, Erfurt, Poſen und Negensburg find fie es 
nur in Gebäuden von nicht mehr als drei, in Freiberg i. S. zwei Ge- 
Ichoffen über dem Erdgeſchoß. In Münden find Dahmohnungen zuläffig 
bei Vordergebäuden mit nicht mehr als drei und bei Rüdgebäuden mit nicht 
mehr als zwei Stodwerfen über dem Erdgeſchoß. Unzuläffig find Dad: 
wohnungen in Altona und Stettin, zugelafien ohne jede bezw. nur unter 
ſolchen Beſchränkungen, die für alle Wohnräume gelten, in Altenburg i. S., 
Bernburg, Brandenburg, Colmar, Darmitadt, Defjau, Dortmund, Elberfeld, 
Gießen, Guben, Halberftadt, Hannover, Krefeld, Ludwigshafen, Lübeck, Mül- 
haufen i. E., Mühlhaufen i. Th. Münfter i. W., Offenbach a. M., Porz: 
heim, Schwerin, Solingen, Trier. 

Schließlid fei von den mannigfadhen Beſchränkungen, die den Dad: 
wohnungen vielerorts auferlegt werden, erwähnt, daß Plauen i. ®. 
unterm 5. November 1898 ein befonderes „Ortsgeſetz über Anlegung von 
Dachwohnungen“ erlaflen hat, deſſen wejentlichite Beitimmungen mir hier 
folgen laſſen: 

„Selbitändige Familienwohnungen im Dachgeſchoſſe find in Vorder— 
gebäuden in Erferausbauten und dann zuläffig, wenn 
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. dad Dad) als Manſarde ausgebaut it und eine Neigung von 


niht unter 60° erhält, die Oberkante des Manfardenfimfes 
hinter einer von der gegenüberliegenden Baufludtlinie unter 45 ® 
gezogenen Linie zurüdliegt und das Gebäude nicht mehr als drei 
Obergeſchoſſe hat; 


. die Manſarden-Dachflächen doppelmandig mit einem wenigſtens 


14 cm breiten ventilierbaren folierluftraum hergeſtellt und 
überhaupt fo eingerichtet werden, daß fie einen hinreichenden 
Schuß gegen Eindringen von Feuchtigkeit und gegen die Sonnen- 
bite bieten; 


. die fämtlien zu Wohn:, Schlaf und Arbeitsräumen bezw. als 


Kühe benugten Räume ftehende, zum gffnen eingerichtete Dach— 
fenjter erhalten, deren lichtgebende Fläche wenigſtens ein Zehntel 
der Bodenfläche des betreffenden Raumes beträgt; 


. jeder der vorerwähnten Näume mwenigftens für die Hälfte der Deden- 


fläche eine lichte Höhe von wenigſtens 2,85 m hat, welde in feinem 
Teile unter 0,80 m herabgeht; 


. für jede ſelbſtändige Familienwohnung im Haufe eine Dad kammer 


von wenigſtens 16 cbm Nauminhalt auf dem unterjten Dachboden 
vorhanden ijt; 


.. jede Familienwohnung im Dachgeſchoß aus mindeftend zwei, in 


ihrer vollen Höhe und Länge voneinander getrennten Räumen 
(Wohn- und Sclafräumen) außer Küche oder fonftigen Wirtfchafts- 
gelafjen bejteht, von denen feiner weniger ald 8 qm Grundfläche 
enthalten darf, und melde zufammen menigften® 30 qm 
Grundflähe enthalten, und fi im unterjten Dadraume befinden 
müſſen; 


. für jede Dachwohnung wenigſtens ein Abtritt vorhanden iſt, 


welcher in der Regel von dem Dachgeſchoſſe aus ohne Berlafjen 
des Gebäudes zugänglich ift und alle Räume, in denen ein Abtritt 
oder mehrere dergleichen angelegt werden, mwenigjtens mit einfachem 
Thürverfchluß verfehen werden und für jeden Abtritt mwenigiteng 
80 cm lichte Breite und wenigſtens ein hinreichend großes Fenſter 
erhalten, welches unmittelbar ins Freie führt und behuf3 regel- 
mäßiger Lüftung leicht zu öffnen ift, fowie jede Abtrittsthüre eine 
lichte Weite von wenigſtens 0,65 m — zwifchen dem futter ge- 
meſſen — erhält. 
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Auf die beftehenden Dahmwohnungen leiden die vorftehenden Beftimmungen 
erit dann Anwendung, wenn jene Dahmwohnungen einen mwefentlihen Umbau 
erfahren.“ 


VI Be: und Entwäjlerung, Aborte. 


Zur Schaffung gefundheitlider Wohnungsverhältniffe find von großer 
Wichtigkeit eine reichlihe Verforgung mit gutem Waſſer und die geordnete 
Abführung der Brauchwaſſer und menfhlichen Erfremente. Die gemeinfame 
Benugung der hierzu dienenden Einrichtungen giebt zudem Anlaß zu den 
mannigfachften nahbarlihen Zwiftigfeiten, fodaß für wohlgeordnete Wohnungs- 
verhältnifje verlangt werden muß, daß jede Wohnung (bei Borhandenfein 
einer öffentlihen Wafjerleitung) ihre eigene Wafferzapfitelle, einen eigenen 
Ausguß und befonderen Abort habe. 

Die an diefe Einrichtungen im bejonderen zu jtellenden Anforderungen 
bilden ein Sondergebiet, das zu behandeln hier zu weit führen würde. 
Nur fo viel jei hier bemerkt, daß die legten Jahrzehnte auch hierin in Deutſch— 
land erhebliche Fortichritte gebracht haben, die au in den Bauordnungen 
zum Ausdrud fommen. Nicht wenige Städte geben, zum Teil in Form 
von Sonderverorbnungen, eingehende Vorjchriften über die an Haus-Waffer- 
leitungen, Hausentwäfjerungen und Abortanlagen zu ftellenden Anforderungen. 
Befondere Verdienſte hat ſich hierum der Verband deutfcher Ardhiteften- und 
Ingenieur Bereine erworben durch Aufitellung von Normalien für Hausent- 
wäljerungsleitungen und deren Ausführungen. Auf Beſchluß der 28. Ab- 
georoneten-Verfammlung des Verbandes 1899 zu Braunſchweig follen den 
ftaatlihen und ftädtifchen Verwaltungen diefe Normen mit dem Erfuchen zu= 
geitellt werden, diefelben den Borfchriften für Hausentwäfferungen zu 
Grunde zu legen und nad; Erprobung in etwa zwei Jahren zur feſten Borfchrift 
zu machen. 

Im nachſtehenden fei nur furz das Maß erörtert, in dem die einzelne 
Wohnung an diefen Einrihtungen Anteil nimmt. Baumeiſters „Normale 
Bauordnung” wie der Reichsgeſetzentwurf des Deutjchen Vereins für öffentliche 
Gefundheitspflege jtellen übereinjtimmend die bereits oben erhobene Forderung, 
daß in der Negel für jede Wohnung ein befonderer (ummandeter und ver- 
jchließbarer) Abort anzulegen fei. Erfüllt ift diefe Forderung für Alten- 
burg i. ©., Altona, Augsburg, Bamberg, Bernburg, Braunfchweig, Bremen, 
Coblenz, Deſſau, Dresden, Duisburg, Frankfurt a. M., Gera, St. Johann, 
Mainz, Mannheim, Mülhaufen i. E., München, Pforzheim, Plauen i. ®., 
Potsdam, Noftod, Saarbrüden, Straßburg i. E. und im Sächſiſchen All 
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gemeinen Baugefeg. In Offenbach a. M. wird die Vorfchrift in der neuen 
Bauordnung beabfichtigt; in Gießen, Görlig, Hagen und Oberhaufen wird 
zwar ein Abort für jede Familie nicht ausdrüdlih verlangt, ift aber orts- 
üblih und meift vorhanden; in Frankfurt a. D. wird bei mangelndem Raum 
ausnahmsmeife ein Abort für zwei Familien zugelaffen, in Freiburg i. B. 
und Hamburg bildet ein Abort für jede Familie die Regel, doch werden 
Ausnahmen zugelafien. In Ulm ift für jedes Stodwerf ein Abort vor- 
geſchrieben; befinden fi indes in einem Stockwerk mehrere je für einen 
jelbftändigen Familienhaushalt bejtimmte Wohnungen, fo ift in der Regel 
für jede derfelben, infomweit als auf einen gemeinfhaftlihen Abort mehr als 
vier Zimmer entfallen würden, ein befonderer Abtritt anzulegen. In Heilbronn 
und Stuttgart dürfen ebenfalls auf einen für zwei Familien gemeinfamen 
Abort nicht mehr ald vier Zimmer entfallen, in Karlsruhe ift ausnahms— 
weife für zwei Wohnungen mit nicht mehr als fünf Zimmern ein gemein- 
famer Abort geftattet, in Heidelberg ausnahmsweife ein Abort für zwei 
Wohnungen mit nicht über acht Räumen ; in Erfurt find für größere Wohnungen 
von mehr ala acht Wohn- und Schlafräumen und für eine größere Anzahl 
Heiner Wohnungen in einem Geſchoſſe je zwei Aborte anzulegen. In 
Düffeldorf, Halle, Kiel, Malftatt-Burbadh, Regensburg und Wiesbaden ift 
für jedes bewohnte Gefhoß ein Abort anzulegen ; in Bodum, Brandenburg, 
Chemnig, Freiberg i. ©., Gelfenkirhen, Harburg und Mühlhaufen i. TH. für 
je zwei Familien; in Altendorf i. Rhld., Flensburg, Mülheim a. d. Ruhr 
und Rheydt für je zehn Perfonen; in Bofen find in jedem bewohnten 
Geſchoß Aborte „in genügender Zahl” anzulegen; in Hilbesheim wird Die 
Zahl der Aborte „dem Umfange des Gebäudes entjprechend“ bejtimmt. 

Eine befondere Wafferzapfftelle für jede felbjtändige Familien- 
wohnung wird verlangt in Brandenburg, Freiburg i. B. Mannheim, Cchöneberg 
b. Berlin und Wiesbaden; in Altona, Chemnig, Dresden, Düfjeldorf, Frei— 
berg i. ©., Gießen, Görlitz, Hagen, Hildesheim, Oberhaufen wird fie zwar 
nicht verlangt, ift aber ortsüblih und meiſt vorhanden; in Offenbach iſt 
die Vorſchrift beabjichtigt, in Bromberg und Pofen ift für jedes bewohnte 
Geſchoß eine Zapfſtelle vorgejchrieben. 

Einen befonderen Au sguß muß jede Wohnung erhalten in Altenburg i. S., 
Brandenburg, Düfjeldorf, Freiburg i. B., Halberitadt, Heilbronn, Leipzig, 
Mannheim, Münfter i. W., Pforzheim, Schöneberg b. Berlin, Wiesbaden. 
Nicht verlangt, aber ortsüblich ift ein befonderer Ausguß für jede Wohnung 
in Altona, Defjau, Gießen, Görlig, Hagen, Harburg, Hildesheim, Liegnig, 
Oberhaufen und mit Ausnahme der in Dachgeſchoſſen belegenen Wohnungen 
in Dresden und Freiberg i. ©. — In Chemnig, Königsberg und Pofen ift 
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für jedes bewohnte Geſchoß ein Ausguß vorgeſchrieben; in Bromberg ift im 
allgemeinen für jede Wohnung ein befonderer Ausguß vorgefchrieben, doch 
fann ausnahmsweije für mehrere an demfelben Flur gelegene Wohnungen 
von nur zwei Stuben ein zur gemeinfamen Benugung beitimmtes Ausguß— 
beden nebit Zapfhahn angebradht werden. 


VI. &inige fenerpolizeilide und konſtruktive Be⸗— 
ſtimmungen in ihrer Rückwirkung auf die Wohnweiſe. 


Je mehr Menſchen, je mehr verſchiedene „Parteien“ in einem Haufe 
zufammenmwohnen, deito ausgiebiger muß die Verbindung der oberen Stod- 
werfe mit der Straße fein. Hier kommen nicht lediglich feuerpolizeiliche, 
fondern auch gejundheitlihe und fociale Nüdfihten in frage, indem 
die Gemeinjchaftlichkeit der Treppenräume die Übertragungsgefahr der 
Krankheiten wie die Anläffe zu Zwiftigfeiten unter den Hausbewohnern 
vermehrt. 

Die Vorſchriften über die Zahl der Treppen find meift abhängig 
gemacht von der Gebäudegrundfläche oder der Entfernung der Räume von ber 
Treppe. Bolllommener find ſolche Beitimmungen, die au die Intenfität 
der Bewohnung berüdfichtigen, welche mit der Hausgröße keineswegs parallel 
geht. Stodwerkzahl und noch bejjer Anzahl der felbjtändigen Wohnungen 
fommen bier als weitere Mapftäbe für die Treppenzahl in Betradt. Co 
dürfen in Dresden höchſtens drei, in Stuttgart höchſtens neun, in Hamburg 
höchſtens zwölf Wohnungen auf eine Treppe angemiefen fein. Die Maf- 
regel ift übrigens in Stuttgart eine rein feuerpolizeiliche, indem bei maffiven 
Treppen in unverbrennbaren Gehäufen die Zahl der Wohnungen un- 
beſchränkt it. Nach dem Sächſiſchen Allgemeinen Baugeſetz müfjen Gebäude 
mit mehr als vier Wohnungen in einem Geſchoß mindeftens zwei Treppen 
erhalten. In Karlsruhe muß die Anzahl der Treppen der Größe und 
Benutungsweife der Gebäude entfprechen, wobei ſich die Praris gebildet hat, 
zu verlangen, daß nie mehr als zwei Wohnungen im gleichen Stodwerf auf 
eine Treppe angewieſen find. Letztere Beitimmung fieht aud der Entwurf 
der neuen Bauordnung für" Met vor. In Frankfurt a. O., Landsberg a. W. 
und Potsdam muß bei 6 m, in Berlin und Magdeburg bei 7 m, in 
Straßburg i. E. bei 7,75 m und in Poſen bei 8 m Höhenlage des Fuß— 
boden® des oberiten Geichofjes über dem Terrain eine zweite Treppe oder 
eine „unverbrennliche Treppe” angelegt werden. Liegt jedoch der oberite 
Fußboden in Frankfurt a. D. über 10 m, in Berlin über 11 m hoch, fo 
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genügt auch eine „unverbrennlihe Treppe“ als einzige Treppe nur in Aus— 
nahmefällen. In Bodum, Dortmund und Hagen richtet ſich die Zahl Der 
Treppen nad der Gebäubehöhe und Geſchoßzahl, ebenfo in Münfter i. W., 
wo zmeiftödige Wohngebäude, welche im Erdgeſchoß mehr als 250 qm groß 
find, und in Gelfenfirhen, wo Gebäude, die außer dem Erd: nod zwei oder 
mehr bewohnte Gejchoffe und die mehr als 200 qm Grundfläche haben, 
‘zwei gefonderte oder eine „feuerfeite” Treppe haben müfjen, leßteres in 
Münfter mit der Einfhränfung, daß alsdann die einzelnen Räume nicht 
mehr als 15 m von dieſer feuerfeften Treppe entfernt jein dürfen. Außer— 
dem genügt in Gelfenfirhen auch eine feuerfefte Treppe bei drei Ober— 
geichoffen nur in Ausnahmefällen. In Freiburg i. B. wird bei einer Ge- 
bäudegrundflähe von mehr als 250 qm eine zweite Treppe verlangt; ebenjo 
in Bromberg, Coblenz und Defjau in Mohngebäuden von mehr als zwei 
Dbergefchoffen, in Aahen und Mülhaufen i. E. bei mehr als drei Ober— 
geihofien, wobei indes an Stelle der zwei gefonderten Treppen eine 
„feuerfichere” Treppe treten fann. In Mülhaufen i. E. tritt die Forderung 
einer zweiten oder einer feuerjicheren Treppe bereits beim dritten Obergeſchoß 
ein, wenn diefes mehr als eine Wohnung enthält. In Frankfurt a. M. 
werden zwei Treppen verlangt in Gebäuden mit drei oder mehr Obergefchoffen, 
wenn fih in ihnen „Doppelmohnungen“ befinden. In Stralfund muß 
ihon in Gebäuden, welde außer dem Erdgeſchoß noch ein Stodwerf haben, 
wenigftens eine „feuerfihere“ Treppe bergejtellt werben, eine Bejtimmung, 
die den Bau von fleinen Häufern erfchwert, ohne aus Gründen der Feuer— 
ficherheit geboten zu fein. In Elberfeld, Krefeld und Remſcheid richtet ſich 
die Treppenzahl nach der srontlänge der Gebäude. In Bonn, Köln und 
Mülheim a. Rhein müſſen Gebäude, deren mindejtens zwei Stodwerfe je 
acht Zimmer oder mehr haben, jo daß jedes derfelben von mehreren Familien 
bewohnt werden fann, „feuerfeite” Treppen haben, und menn foldhe Gebäude 
außerdem nod einen Seitenflügel mit mehreren Geſchoſſen und verfchiedenen 
Zimmern in denjelben haben, jo muß für den Geitenflügel eine zweite 
Treppe angelegt werden. In Königshütte müfjen Seitenflügel von mehr 
als 20 m Länge eine befondere Treppe erhalten. 

Sehr viele Bauordnungen fegen eine gewiſſe größte Entfernung feſt, 
innerhalb deren von jedem Punkte eines Gebäudes eine Treppe erreichbar 
fein muß. Dieſe Entfernung beträgt 30 m in Berlin, Charlottenburg, 
Mainz, Osnabrüd (Entwurf) und nad dem Sächſiſchen Allgemeinen Bau- 
geſetz; 25 m in Altona, Braunſchweig (Entwurf), Caſſel, Chemnig, Frank— 
furt a. D., Hannover, St. Johann, Maljtatt-Burbad) und Saarbrüden, Lands— 
berg a. W., Magdeburg, Potsdam, Roſtock, Schöneberg und Spandau; 
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24 m in Pforzheim; 20 m in Aachen, Brandenburg, Goblenz, Danzig, 
Darmitadt, Düffeldorf, Eſſen, Frankfurt a. M., Freiburg i. B., Gelfen- 
tirchen, M.Gladbach, Halberftadt, Halle, Heidelberg, Kiel, Königsberg, 
Mannheim (Entwurf), Mes (Entwurf), Mülhaufen i. E., Straßburg i. E., 
Stuttgart und Worms; 16 m in Erfurt, Flensburg, Hagen und Dffen- 
ba a. M.; endlich 15 m in Altendorf, Görlig, Harburg, Liegnig und 
Tojen. Auch diefe Zufammenjtellung giebt ein lehrreiches Bild von der 
großen Verfchievenartigfeit der Beſtimmungen auf Gebieten, wo ein innerer 
Grund für fo große Abweichungen faum vorhanden fein dürfte. 

Schließlich ſei noch erwähnt, daß feinerlei bejtimmte Vorfchriften über 
die Anzahl der Treppen enthalten die Bauordnungen von Altenburg i. ©., 
Bamberg, Bernburg, Beuthen, Bremen, Colmar, Freiberg i. ©., Gera, 
Gießen, Heilbronn, Hildesheim, Yinden b. Hannover, Ludwigshafen, Lübeck, 
Mühlhaufen i. Th, Mülheim a. d. Nuhr, München, Plauen i. V., Regens— 
burg, Solingen, Schwerin, Thorn, Ulm und Würzburg. 

In der Zulafjung von Holzfachwerk zeigen die deutſchen Bau— 
ordnungen jo große Verjchiedenartigfeiten, daß auf die Wiedergabe eines nur 
annähernd vollftändigen Überblides hier verzichtet werden muß und nur 
einzelne Betfpiele behandelt werden fönnen. Cine planmäßige und erfchöpfende 
Behandlung dieſes Gebietes würde ein danfbarer Gegenitand für eine 
Spectalunterfuhung fein. 

Während mande Städte fehr eingehende und die verfchiedeniten Fall 
der Zuläffigfeit von Holzfachwerk behandelnde Bejtimmungen befigen, er- 
mangeln andere der Borfchriften über Fachwerlbau gänzlich. Während in 
Siegen, Krefeld und Trier Fachwerkbau überhaupt gänzlih ausgeſchloſſen 
oder nur „ausnahmsmweife”, und in Danzig und Thorn nur für unbelaftete 
Innenwände geftattet wird, ift er in Bernburg, Defjau, Ludwigshafen, Mühl: 
haufen i. Th. und Osnabrück nahezu unbegrenzt zugelaffen. In Flensburg, 
Offenbach, Rheydt, Stettin und Würzburg ift der Fachwerkbbau nur für 
fleine Neben- und Hofgebäude, in Braunfchweig, Dresden, Königsberg, 
Königshütte, Liegnig, Mannheim, Münden und Münfter i. W. nur für 
„unbewohnte” Gebäude, in Pofen und Stuttgart nur für Gebäude ohne 
Feuerſtätten zugelafjen. 

In vielen Städten ift der Fachwerkbau hinfichtlic) der Größe der Grund» 
fläche, der Gebäudehöhe und des Abftandes von den Nachbargrenzen und von 
anderen Gebäuden auf demjelben Grundftüde Beichränfungen unterworfen. 
Dabei ſchwankt die zuläffige Grundfläde zwifchen 25 qm in Dortmund 
und 400 qm (über maſſivem Erdgeſchoß) in frankfurt a. O. Sie beträgt 
30 qm in Bodum, 40 qm in M.-Gladbad, 60 qm in Hamburg, 12 >x< Sm 
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in Hagen und Rojtod, fowie 100 qm in Berlin, Brandenburg, Düſſeldorf 
(für den Villenbezirk andere Bejtimmungen), Frankfurt a. O. (wenn auch 
das Erdgefhoß in Fachwerk), Guben, St. Johann, Malftatt-Burbah und 
Saarbrüden, Landsberg a. W., Potsdam, Schöneberg, Spandau; 11>< 12 m 
in Halberſtadt (bei offener Bebauung ohne diefe Beichränfung). 

Die Höhe der Frontwände ift begrenzt auf 3 m (!) in Dortmund; 
auf 5 m in Beuthen; auf 6 m in Berlin, Brandenburg, Düfjeldorf 
(außerhalb des Villenbezirks), Frankfurt a. D. (wenn das Erdgefhoß maſſiv 
ift 12 m), Guben, Hagen, Hamburg, St. Johann, Malftatt-Burbah und 
Saarbrüden, Landsberg a. W., Potsdam, Nofjtod, Schöneberg, Spandau ; 
7 m in M.-Gladbad und Poſen; 8 m in Linden bei Hannover; 10 m in 
Kaſſel. Im Frankfurt a. D. ift die Verwendung von Fachwerk (über 
maffivem Erdgeſchoß) auf MWohnhäufer befhränft, die höchſtens drei zum 
dauernden Aufenthalt von Menfchen bejtimmte Geſchoſſe haben, in Hannover 
auf zweigefchoffige Bauten in Franffurt a. M. auf die Außenjtabt bei 
höchſtens einem Obergefhoß, in Chemnit auf freiftehende Bauten mit zmei 
Obergeſchoſſen. 

Frankfurt a. O. verlangt, daß Fachwerkbauten 3 m gegen die Strafen: 
flucht zurüdliegen, Mülhaufen i. E. 4 m, Beuthen, Kafjel und Straß- 
burg i. E. 5 m, Gera und Roſtock 6 m. 

Sehr verſchieden ift auch der Abftand bemefjen, den Fachwerkbauten 
gegen die Nahbargrenze oder andere Baulichkeiten auf demfelben Grundjtüd 
innehalten müffen. Hamburg begnügt fih mit 1,50 m, Heilbronn, Stutt- 
gart und Ulm verlangen 2,30 m, Gelfenfirhen 2,5 m, Mülhaufen i. E., 
Remscheid und NRoftod 3 m; Kaffel, Erfurt (bei zweigefhoffigen Bauten), 
Frankfurt a. D., Linden, Mes (Entwurf) und Straßburg i. €. 5 m; 
Düſſeldorf 6 m; Plauen i. V. 8,50 m; Bremen 10 m und Gera (indes 
auch nur bei Wohngebäuden) gar 12 m, 

Bromberg, Görlig, Halle (mit Ausnahme der IV. Zone) und Mül- 
heim a. Rh. laſſen Holzfachwerf nur bei äußerer maffiver Verblendung zu. 

Mehrfach begegnet man aus Schönheitsrüdjichten hervorgegangenen Be- 
jtimmungen über Fachwerkverwendung, die in Magdeburg bei fleinen „villen- 
artigen“ Wohngebäuden, in Mülheim a. d. Ruhr für freiftehende Gebäude 
„im Villenſtil“, im Mainz und Worms „zur Charafterifierung eines be— 
ftimmten Bauftils“, in Karlsruhe „unter der Vorausſetzung architektoniſcher 
Durchbildung“ unter gewiffen Einſchränkungen geftattet it. Bewußt fociale 
Nücfichten find gegenüber der vielfach übertriebenen baupolizeilichen Ängſtlich— 
feit vor dem Holzfachwerf bis jest noch kaum zur Geltung gelangt. 
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Auch gegenüber ausgemauertem Eiſenfachwerk verhalten die deutſchen 
Bauordnungen ſich ſehr verſchieden. In einer großen Zahl von Städten wird 
es als faſt vollwertiger Erfah für Maſſivbau ohne weitere Einfhränfungen 
zugelafien, fo in Altenburg, Augsburg, Brandenburg, Bromberg, Danzig, 
Frankfurt a. D., Freiburg i. B., Geljenfirchen, Görlig, Guben, Halberftadt, 
Königsberg, Lübeck, Mannheim (Entwurf), Offenbach, Dsnabrüd, Regens⸗ 
burg, Roftod (it indes wenig üblid), Straßburg i. E. und nad dem 
Sächſiſchen Allgemeinen Baugefet. In Heidelberg und Landsberg a. W. 
gilt ausgemauertes Eifenfahwerf nur in Brandmauern nicht ala gleichwertig 
dem Maffivbau, in Dortmund ift es nur in der Altitadt für Brandmauern 
zugelafien, in Hagen ift es in einer Stärfe von mindeftend 13 cm aus— 
drüdlich als Erfa von Brandmauern erwähnt. In Coblenz, M.-Gladbad,, 
St. Johann, Maljtatt-Burbah und Saarbrüden, ſowie in Münden it 
Eiſenfachwerk „nur ald Ausnahme” zugelaffen, in Magdeburg bei Fabrik— 
bauten, in Düffeldorf bei Innenwänden durchweg, bei Außenwänden da— 
gegen nur ausnahmsweife und nah Lage des Einzelfall, in Mülheim 
a. d. Ruhr nur für untergeordnete einjtödige Gebäude, im Oberhaufen bei 
Innenwänden ohne Einſchränkung, für Außenwände indes nur bei Eleineren 
Baulickeiten, fofern fie nicht an der Nahbargrenze liegen, in Remſcheid 
bei Innenwänden und Hinterfronten von Maſſivbauten auf fleinen Grund- 
ftüden, in Elberfeld zum Teil an Stelle älterer Holzfachwerfhäufer und 
außerdem ausnahmsweise bei fehr Heinen Grundftüden u. ſ. w. u. ſ. w. 
Etwa ein Drittel der betrachteten Bauordnungen behandelt den Eifenfach- 
werfbau überhaupt nicht. 

Werden Grundftüde auf größere Tiefen (30 m und mehr) bebaut, fo 
muß den Inſaſſen der an den Binnenhöfen belegenen Wohnungen eine ge— 
nügende Verbindung mit der Straße aefichert bleiben, um auf diefe bei 
Feuersgefahr flüchten zu fünnen. Bielerorts jchreiben die Bauordnungen zu 
diefem Zwecke feuerſichere Durdfahrten vor, deren Mindejtabmeffungen 
fo gewählt find, daß fie den Fahrzeugen der Feuerwehr den Zugang zu den 
Höfen vermitteln. So notwendig eine derartige Beſtimmung bei tiefen 
Bauanlagen ift, fo fehlt fie doch in der größeren Hälfte der Bauordnungen, 
vermutlich, weil bei der herrfchenden Baumeife derartige Bautiefen nit vor— 
fommen oder jelten find. Von denjenigen Städten, welche eine ſolche Durd- 
fahrt fordern, begnügen ſich viele mit der mafjiven SHerftellung der Um— 
faſſungswände, und lafjen für die Deden verpuste Balfendeden zu. In 
den meijten Städten wird die Durchfahrt bei einer Bebauungstiefe von 
30 m von der Bauflucht. ab gefordert, in einigen Städten, fo Aachen, 


Coblenz, Hildesheim, erit.bei 35 m tiefer Pebauung. In Frankfurt a. M. 
16 * 


244 B. Schilling und Y. Stübben. 


muß bei Errihtung von Hinterwohnungen, als welche ſolche angejehen werden, 
die fein an der Straße liegende, mit den übrigen Räumen in unmittel- 
barem Zufammenhange ftehendes Wohnzimmer haben, eine mit Pflafterung, 
Entwäfferung und Beleuchtuung zu verjehende, verſchließbare Zufahrt ber- 
geftellt werben, die im Anſchluß an die Höhe des Bürgerfteigs ſtets min- 
deitens 3,50 m lichte Höhe haben und dann unüberbaut bleiben muß, wenn 
fih auf einem und demfelben Grundftüde mehr als drei Hintermohnungen 
befinden. 


VII. Ausblick in die Zukunft. 


Das deutihe Bauordnungswefen hat in den legten Jahrzehnten zweifel— 
los erheblihe Fortſchritte gemadt. Bis in das letzte Viertel des 
verflofjenen Jahrhunderts hinein erfchöpften fich die meijten Bauordnungen in 
feuerpolizeilihen und konſtruktiven Einzelforderungen, ohne in lebendigen 
Zufammenhang mit dem Wohnbebürfnis und der fchnell wachjenden Städte- 
bauthätigfeit zu treten. Seitdem haben Männer der Technik, der Verwal: 
tung, der Hygiene und der Socialwiſſenſchaft die Erkenntnis verbreitet, 
weld inniger Zufammenhang zwifchen der Bauordnung und dem hygienisch 
wie focial gefunden Wohnen bejteht, und find unabläffig bemüht, ihre 
Forderungen wifjenfchaftlih zu begründen und in der Praris zur Geltuna 
zu bringen. 

Soweit die gejundheitlihen Rückſichten in Frage lommen, fınd 
die Ergebnifje diefer Thätigfeit höchſt erfreulich, wenn auch noch keineswegs 
allgemein genug und als abgefchloffen zu betrachten. Die Zahl der Städte, 
welche ihre Bauordnung in diefem inne nadjprüfen und verbejjern, wächſt 
mit jedem Jahre. Diejenigen Etädte, welche diefer Notwendigkeit bisher ſich 
nicht bewußt geworden find, werden im eigenften Interejje qut thun, das 
Berfäumnis baldigft nadhzuholen. 

Bei jedem Neuerlaß von Bauordnungen erneuern fich die Reibungen zwiſchen 
den Zielen der öffentlihen Wohlfahrtspflege und den Intereſſen der 
ſich gefchädigt glaubenden Haus- und Grundbefiter. Hierbei wird viel- 
fach überfehen, daß die wahren Intereffen des eigentlihen Hausbefites, fei 
es für die eigene Bewohnung, jei es für die dauernd beabfichtigte Kapital: 
anlage, keineswegs überall gleichlaufend find mit den Beftrebunaen der auf 
Bodenwertjteigerung und auf häufigen und rafchen Umfat bedadhten Spefula- 
tion. Hier mwird fachgemäße Aufklärung Beruhigung zu fchaffen haben. 
Immerhin jtellt jede Bauordnung einen gewiſſen Kompromiß zwiſchen den 
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öffentlichen \interefjen der Gefundheit und der allgemeinen Wohlfahrt und 
den wirtſchaftlichen Intereſſen folder Kreife dar, denen das öffentliche Wohl 
. Beihränfungen auferlegen muß. ever Schritt, der bei diefem Kompromiſſe 
vorwärts im Sinne ber öffentlihen Wohlfahrt gemacht wird, ift freudig zu 
begrüßen, auch wenn weitergehende Idealforderungen vorläufig unerreichbar 
geweſen find. 

Der Verfaſſer einer Bauordnung wird ſtets den Eingriff in berechtigte 
wirtichaftliche Intereſſen forgfältig auf die Fälle zu beichränfen haben, wo 
das allgemeine Wohl ed unumgänglich erheifcht und auf andere Weife nicht 
zu feinem Rechte fommen fann. Schäbliche Härten werden am eheften ver- 
mieden durch verftändige Abftufung der Bauordnungsvorjgriften. 
In friſch aufgefchloffenem Gelände können gejundheitlihe und fociale An- 
forderungen, ohme berechtigten Intereſſen zu nahe zu treten, weit höher ge- 
ftellt werden, als in altftäbtifchem Gebiet mit beftehenden hohen Boden- 
preifen. Die großen Fortfchritte in der Abftufung der Bauorbnungen 
während der lebten fünf Jahre haben wir oben behandelt. Aber eine der- 
artige Staffelbildung ift no immer der Mehrzahl der deutſchen Bau- 
ordnungen fremd; fie nachzuholen, wird an vielen Orten eine Aufgabe der 
nächſten Zeit jein. 

Neben der örtlich umgrenzten Abftufung der Vorfchriften find weitere 
Abitufungen hinfihtlih der Gebäudegattungen von nöten. 
Soweit die Wohngebäude in Frage kommen, muß unterfchieven werben 
zwiihen Häufern zum Alleinbewohnen oder zur Bewohnung durch wenige 
Familien, und zwiſchen Mafjenmiethäufern. Bei lehteren find meitgehende 
feuer-, verkehrs- und gefundheitspolizeilihe Sicherheitsmaßregeln geboten. 
Bei den Kleinhäufern find umgelehrt vielfahe Erleichterungen am Plate 
hinfichtlic der Stodwerthöhen, der Breite und Bauart der Treppenhäufer, der 
Abmefjungen der Mauern, insbefondere auch gemeinjchaftlicher Grenzmauern, 
der Anlage von Schomfteinen in den letteren, der Zuläffigfeit von Holz- 
fahmwerf; unter Umftänden fommt auch (bei entjprechender Begrenzung der 
Stodwerkzahl z. B.) eine größere Ausnugung des Baugeländes und fchließ- 
ih eine vereinfadhte Handhabung der Baupolizei in Frage. 

Abſtufungen gedachter Art nah Gebäudearten kommen in den Baus 
ordnungen bislang nur fehr fpärlih, der baupolizeilidhe Begriff 
der „Kleinwohnungen“ oder „Kleinhäufer” fommt in fyitematifcher 
Behandlung und Berüdfihtigung unferes Wifjens überhaupt noch nicht vor, 
wie wir hinfichtlich der Berüdfichtigung focialer Gefihtspunfte in den Baus 
ordnungen überhaupt erjt in den Anfängen uns befinden. Nach diefer 
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Richtung verbleibt den fommenden Jahrzehnten ein weites und dankbares 
Feld der Bethätigung focialer Fürſorge. 

Bei der von uns veranftalteten Nundfrage bei allen deutichen Städten 
mit über 30 000 Einwohnern, welde Rundfrage von 100 Städten 
beantwortet wurde und die einen, wenn auch nit volljtändigen, jo 
doch guten Überblid ergab, mußten *s der Städte die frage, ob 
ihre Bauordnung dur erleihternde Beitimmungen den Bau von Eleinen 
Häufern begünftige, verneinen. Bei der geringen Minderheit von Städten, 
welche die Frage bejahen zu bürfen glaubten, geht aus der Art der Be- 
antwortung hervor, daß dieſe Begünftigungen meift fehr beſcheidener und 
indirefter Art find. Mehrere Städte (Karlöruhe, Dresden, Rheydt, 
Regensburg) begünftigen den Bau von Ileinen und insbefondere Cin- 
familienhäufern, indem fie für diefe im Gebiete der offenen Bebauung 
Reihenbau in Gruppen geftatten. Karlsruhe räumt auch hinſichtlich 
der Anlage der Brandmauern und Treppen Crleihterungen ein. Lands— 
berg a. MW. geftattet geringeren Fenfterabjtand von der Nachbargrenze und 
Heinere Hoffläche, auch Coblenz ſchafft einige Erleichterungen in der Hofgröße, 
der Bauart und Hinfichtlic) der Treppen. Am mweitgehendften ift die Berüd- 
fihtigung und Förderung der Kleinwohnungen und Cinfamilienhäufer in 
Frankfurt a. M. Für fie find in den Gebieten der offenen Bebauung 
größere Gruppenbildungen zuläffig. Für Einfamilienhäufer find Ausnahmen 
bezüglich Gebäubehöhe, Geſchoßzahl, Anrehnung der Vorgartenflächen, der 
Größe der Hofflähen u. |. w. zugelafjen. Die Verwendung von Fachwerk 
ift erleichtert. 

Die wichtige Frage der zuläffigen Bebaubarfeit der Grunbfäüde, 
welde heute no zum überwiegenden Teil im Sinne der „prozentualen 
Hofgröße” beantwortet ift, bedarf befonderer Beadhtung und Pflege. Die 
verſchiedenen Maßſtäbe, die für die Hofgröße weiter in Frage fommen, find 
oben eingehend behandelt. Den Vorzug werden ſolche Beftimmungen ver: 
dienen, nad) welchen bei Zunahme der Gebäudehöhe, der Geſchoßzahl umd 
der Zahl der Wohnungen die Anforderungen an den Hofraum fich fteigern. 

Die „Hofgemeinfhaft”, richtiger „Anrechnungsfähigkeit der Nachbar: 
höfe“, bietet, insbefondere für ſchmale Grundftüde, ein zweckmäßiges Mittel, 
die wirtfchaftlihen Härten erhöhter Anforderungen an die Hofräume aus: 
zugleihen. Yon diefem Mittel wird ein häufigerer Gebraud zu machen fein. 

Die ebenfall® noch viel zu wenig angewandte Feſtſetzung rüd- 
wärtiger Baufludtlinien fihert die Freihbaltung des Blod- 
innern und dauernden Genuß der angelegten Gartenflähen und ermöglicht 
zugleih zwedmäßige und wirtfchaftlih vorteilhafte Blodaufteilungen. 
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Die eines hochentwidelten Kulturlebens unmwürdigen Kellerwoh— 
nungen find zwar mannigfahen Einfchränfungen unterworfen, die ihre 
fhlimmiten Nachteile zu mildern geeignet find. Möge das neue Jahrhundert 
ihrem weiteren Vorbringen Einhalt gebieten, wenn nidt ihre gänzliche Be: 
feitigung zu Wege bringen! Aud den Dahmwohnungen fann das Be- 
denfliche durd geeignete konſtruktive Vorfchriften, an denen es allerdings 
noch vielerorts fehlt, nur zum Teil genommen werden. Die meitere Ver— 
breitung von Dahmohnungen, d. h. ganzer Wohnungen im Dachgeſchoß, iſt 
jedenfalls zu verhüten. 

Hinfihtlih der Anlage von Aborten und Hausentwäſſe— 
rungen wie Wufferverjorgungseinridhtungen find die technifchen 
Anihauungen geklärt. Die polizeilichen Beitimmungen bedürfen vielfach der 
Ergänzung nah jenen Anfchauungen. Die gefonderte Beihaffung bejagter 
Einrihtungen für jede ſelbſtändige Familienwohnung ift ein erjtrebenswertes, 
bisher nur vereinzelt erreichtes Ziel. 

Die Gefeggebung it, bei großer Verfchiedenartigfeit, noch lüdenhaft 
und ungenügend. Auf ein gefeßgeberifches Eingreifen des Reiches fcheint 
nad den im Auftrage des Reichskanzlers durch den Staatsfefretär Grafen 
Poſadowsky, in der Reichstagsſitzung vom 23. Januar 1901 ab» 
gegebenen Erklärungen vorläufig nicht gerechnet werden zu dürfen. Die 
einzelftaatlihe Geſetzgebung hat dagegen in den letzten Jahren fich wiederholt 
mit den Fragen der Bauordnung befaßt, jo namentlich die Gefeggebung des 
Königreichs Sahfen. Mögen andere Staaten ſich dies zum Vorbild nehmen! 
In Mittel» und Kleinftaaten fann die verftändige eihheitlihe Regelung der 
baupolizeilichen Borjchriften oder wenigſtens der bei diefen Vorjchriften zu 
beobachtenden Grundfäge, feine unüberwindlien Schwierigkeiten hervorrufen ; 
und aud im Königreich Preußen, wo wegen der großen örtlichen Verjchieden- 
heiten der Bau- und Wohnmweife die mehr Iofale Vervollkommnung der 
Bauordnungen anzuftreben fein wird, wird die Anregung und Xeitung von 
der Gentraljtelle ſehr jegensreich wirken fönnen. 

Über die Grenzen der bautechniſchen und der gefundheitlichen Behandlung 
hinaus iſt Die Bauordnung in den legten Jahren eine Frage der all— 
gemeinen focialen Wohlfahrt geworden. Nachdem die Erörterung 
und litterariihe Behandlung der Bauordnungsfragen, insbejondere aus 
hygienifchen Gefichtspunften, bereits reiche Früchte getragen hat, find nun- 
mehr auch die focialen Gefihtspunfte in die Erörterung gezogen worden 
unter NWorantritt von Männern wie M. Brandts, die in der praftiichen 
Löfung der Wohnungsfrage bahnbredend gewirkt haben. Mögen auch diefe 
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focialen Beltrebungen baldigft zur Klärung gebradht werden und von 
praftifchen Erfolgen begleitet fein. 

Einer erfchöpfenden,, die gefamten rechtlichen, technifchen, hygieniſchen, 
wirtfchaftlihen und focialen Seiten wiſſenſchaftlich umfaſſenden Behandlung 
entbehrt das Bauverordnungsmwefen bis jegt. Soll es die ihm zulommenden 
Aufgaben einer durchgreifenden Einwirkung auf die Gefundung der Wohnungs: 
verhältniffe erfüllen, fo wird es der Hebung auf dieſe höhere, wiffenichaft- 
lihe Stufe nicht entraten fünnen. Hier fteht den techniſchen Hochſchulen ein 
wertvolles, bisher noch allaubürftig bejtelltes Feld offen, durch deſſen 
fulturfchaffende Beaderung fie einen gewichtigen Teil der Hoffnungen erfüllen 
fönnen, die das deutſche Volk, und insbefondere jein Kaifer, in dem focialen 
und mwirtfchaftliden Ringen des fommenden Jahrhunderts auf fie fett. 


Die Bauordnung (Öfterreich). 
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Teopold® Simong, Ardifekt, 


Docent an der Akademie für Brau-jnduftrie in Wien. 
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J. Einleitung. 


VBorbemertung. Das vorliegende Referat über die Bauordnungen 
Oſterreichs ſchließt Fich enge an jenes über die in Deutſchland geltenden 
einſchlägigen Vorſchriften an. Die ausgezeichnete und erſchöpfende Dar— 
ſtellung, welche J. Stübben den allgemeinen Gefichtspunften angedeihen 
ließ, die bei Beurteilung von geſetzlichen Beſtimmungen, welche das Bau— 
weſen regeln, in Frage kommen, überhebt den Verfaſſer dieſes Referates, fie 
in den Kreis ſeiner Betrachtungen zu ziehen. Sein Referat wird ſich daher 
auf die Schilderung der Detailbeſtimmungen, wie ſie in den derzeit geltenden 
Bauordnungen und einigen in Beratung ſtehenden Entwürfen enthalten 
ſind, beſchränken. Einige der gegenwärtig in Kraft ſtehenden Bauord— 
nungen konnte ſich der Verfaſſer, infolge der kurzen Zeit, die ihm zur 
Erſtattung ſeines Berichtes zur Verfügung ſtand, nicht beſchaffen; die 
Lücke iſt aber ohne Belang für die endliche Beurteilung des öſterreichi— 
ſchen Bauordnungsweſens, weil die den verſchiedenen Entwicklungsſtadien 
des Bauweſens charakteriſtiſchen Beſtimmungen in dem vorliegenden Refe— 
rate berüdfichtigt worden find. 

Einen wejentlichen Teil des in dem folgenden Referate verwendeten 
Materiales verdankt der Referent Herrn Hofrat Franz von Gruber, der 
ihm dasſelbe in der freundlichſten Weile zur Verfügung ftellte; der Refe— 
rent jagt dem Genannten hierfür und für die vielen Aufichlüffe und Ans 
regungen, die er von demielben rüdfichtlich aller Hier behandelten ragen 
erhalten hat, endlich für die Durchficht dieſes Berichtes feinen aufrichtigjten 
Dant. 

Enteignungsmwefen. Die geiegliche Regelung des Enteignungs- 
verfahrens, bei welchem nicht nur Intereffen baupolizeilicher Natur, 
ſondern auch jolche der Allgemeinheit zu wahren find, liegt in Oſterreich 
noch ſehr im Argen; dies iſt umſomehr zu bedauern, als die Durch— 
führung einer zielbewußten Stadtentwicklung auf eine ſolche geſetzliche 
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Regelung nicht verzichten kann. Die Bauordnungen, welche lediglich 
auf die Möglichkeit der Enteignung im Öffentlichen Intereſſe hinweiſen, 
fönnen nicht genügen!. Nach den Staatögrundgefegen vom 21. Dezember 
1867 ift zur Erlafjung eines Enteignungsgeſetzes ein Reichsgeſetz nötig; 
ein ſolches ift derzeit noch nicht geichaffen. Unter diefen Umftänden be- 
darf e8 für jeden einzelnen Fall der Erwirkung eines Specialgefeßes ; 
ein derartiges Specialgefeg als Reichägeleg wurde beipieläweife im Jahre 
1893 zum Zwede der Regulierung des Nifanierungsrayons der königlichen 
Hauptftadt Prag von beiden Häufern des Reichsrates beichloffen und 
fankftioniert. Die auf einzelne Enteignungsfälle Bezug nehmenden Geſetze 
entbehren der zu ihrer Durchführung notwendigen Beitimmungen, ſodaß 
nach der derzeitigen Praris die Beitimmungen des Cijenbahnenteignungs- 
geſetzes als des einzigen Geſetzes, das Durchführungsbeftimmungen enthält, 
finngemäß angewendet werden. Die derzeitigen parlamentariſchen Zu— 
ſtände laſſen es kaum erhoffen, daß dieſem empfindlichen, beſchämenden 
Mangel in Bälde abgeholfen werden könnte. 

Die zur Erlaſſung und Handhabung von Baugeſetzen 
beruienen Behörden. Die Baugeſetze werden von den Landtagen ent- 
weder für ganze Kronländer oder für einzelne Orte, die in ihrem Bereiche 
liegen, beichlofjen. Sie find alfo Landesgefehe und unterliegen der Sanktion 
der Krone nach vorheriger Genehmigung durch die Gentralbehörde bezw. 
die einichlägigen Tyachdepartements. Sofern Ddiefelben das ganze Kron— 
fand betreffen, entipringen fie der Initiative des Landesausſchuſſes oder 
des Landtages; jofern fie aber lediglich auf einzelne Gemeinden beſchränkt 
find, fällt die Antragftellung außer in die Kompetenz diefer beiden In— 
ftanzen auch in die der Gemeindevertretungen. 

Die Handhabung der Bauordnung (Baupolizei) gehört nach dent 
Reiche-Gemeindegefeß in den Wirkungskreis des Gemeindeausſchuſſes; jo- 
weit technifche Angelegenheiten Hierbei in Frage kommen, find zu deren 
Erledigung in Städten die Bauämter, welche vorwiegend abjolvierte 
Techniker anjtellen, in Eleineren Orten und den Yandgemeinden aber die 
den Gemeindevertretungen angehörigen oder von denfelben Hierzu be- 
jtellten „Bauverjtändigen“ berufen; lebtere find, wenige Fälle abgerechnet, 





! Die Bauordnung für die Landeshauptitadt Graz, 1883, bejtimmt: „Uber 
die Frage, ob und in wie ferne aus Anlak von Straßenregulierungen oder Er- 
Öffnungen, oder für Anlage von Bläten eine zwangsweile Enteignung von Brivat- 
eigentum ftattzufinden hat, enticheivet die Ff. fteierm. Statthalterei nah Maßgabe 
der diesfalls beftehenden Gefege mit Vorbehalt des Rekurſes an das fl. Miniiterium 
des Innern“. 
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Maurermeifter, welche ihre Fachlenntniffe in den Baugewerbeichulen fich 
erworben haben. Die Weile, wie die Bauordnungen, mit Rüdficht auf 
die Anforderungen der Gejundheitspflege, gehandhabt werden, giebt zu be— 
rechtigtem Tadel Anlaß; die Urjache liegt wohl nicht in der gejchilderten 
Organifation, an deren Stelle man faum Befleres wird fegen fünnen, 
jondern vielmehr in der unzulänglichen VBorbildung jener Organe in 
Bezug auf das Bauordnungsweſen. 

Weder an den techniichen Fachſchulen, noch in den Baugewerbe- 
ichulen Öfterreihs wird auf die Erkenntnis der Wichtigkeit eines auf 
wifjenichaftlicher Grundlage fußenden Bauordnungsweiens Wert gelegt. 
Tie eriteren Schulen find als jene Stätte zu betrachten, in deren Lehr— 
ftoff die Gejundheitslehre, die fich in den letzten Decennien zu einem ber 
für die allgemeine Wohlfahrt wichtigiten, bereits wiſſenſchaftlich erforichten 
Gebiete ausgebildet hat, Plaß zu finden und zu zeigen hätte, in welchem 
Umfange und in welcher Art diefe Errungenschaften in der Regelung 
des Bauordnungswelens maßgebend zu fein haben. Die legteren Schulen 
fönnen ſich mit der Pflege der Wiſſenſchaft nicht beichäftigen, aber die 
völlige Wertrautheit mit den Ergebnifien derſelben, insbejondere ſoweit 
fie das Bauweſen berühren, wird man von ihren Hörern verlangen 
müſſen. Wird der Hebel in den Schulen angejegt, dann erit fünnen 
wir uns der wohlbegründeten Hoffnung bingeben, daß dieje Erkenntnis 
nicht nur bei den zur Wahrung der Interefien der Bevölkerung berufenen 
Gentralbehörden, bezw. deren techniichen Departements zur Geltung fich 
durchringen werde, fondern, daß auch in der Bevölferung die Überzeugung 
von dem hohen jocialen Werte eines auf wiſſenſchaftlicher Forſchung 
ruhenden Bauordnungswejens ſich ausbreite. 

Wie jchlimm es um die Handhabung der Bauordnungen jelbit in 
den in ihrer Entwidlung vorgejchrittenen Kronländern jteht, ermeffe man 
aus den Worten, die der Statthalter von Niederöfterreih, Graf Kiel— 
mangegg, in der Einleitung zu feinem Hilfsbuche zur Handhabung der 
Bauordnung Niederöfterreichg ausjpricht; er Hagt, „daß im zahlreichen 
Gemeinden der Sinn für die Ordnung im Baumefen noch nicht gehörig 
entwidelt ift“ und knüpft hieran die Hoffnung, daß „in Zufunit das 
Berjtändnis für den Wert derfelben, der auf den Gebieten des öffent- 
lichen Sanitäts», Verkehrs- und Sicherheitöwejens nicht hoch genug an— 
geichlagen werden fann, fich nachhaltig heben werde". Die Hebung ver: 
ipricht ih Sr. Greellenz von dem die fonzejfionierten Baugewerbe be— 
treffenden Reichsgejege vom 26. Dezember 1893, in welchem bei Erteilung 
von Baugewerbefonzelfionen auf den Nachweis der genauen Kenntniſſe 
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der Baugefeße großer Wert gelegt wird. Was ſoll aber das nützen, 
wenn die Mehrzahl der im Üfterreich derzeit geltenden Baugeſetze jeder 
Rüdfihtnahme auf die durch die Wiſſenſchaft aufgeftellten Forderungen 
entbehrt. Daß die baugefeglichen Beftimmungen, namentlich in Bezug 
auf ihre Individualifierung nach Geltungsgebieten — eine der grund- 
legenden wifjenfchaftlichen Forderungen — fo jehr unvollkommen find, wird 
demjenigen erflärlich ſein, der die Art, wie die öfterreichiichen Bauord- 
nungen zumeijt entitehen, fennen gelernt hat. Ein Beifpiel für viele: 
Im Jahre 1894 wurde eine Bauordnung für die Städte Brünn, 
Dlmüs, Iglau und Znaim, und im Jahre 1900 eine für Linz, Wels, 
Urfahr, Gmunden und Ried erlaffen. Die Hier angeführten Städte von 
verichiedenjtenn Charakter (Brünn, Landeshauptitadt, Sit der Landes: 
behörden, Induſtrie-Centrum mit zahlreicher Arbeiterbevölferung, in der 
Ebene gelegen, 108000 Einwohner, — Gmunden im Salztammergut am 
Ufer des Traunfees, 7800 Einwohner, Kurort mit vorwiegend Yandhaus- 
verbauung) ſchreiben die Beitimmungen der Bauordnung für die Reiche: 
baupt- und Refidenzitadt Wien (vom Jahre 1883), einer Millionenftadt, 
fritiflos, wahllos, ohne Individualifierung, ab! und diefe Bauordnungen 
finden die Zuftimmung des Landtages und der Gentralbehörde, bezw. 
ihres TFachdepartement?. Solche Bauordnungen bleiben dann Jahrzehnte 
in Wirkſamkeit, weil der vielfache Inftangenzug, welchen Vorjchläge, die 
auf Berbefferung des Bejtehenden abzielen, durchlaufen müßten, um Ge- 
feßesfraft zu erlangen, hemmend wirft. 

Bejtrebungen zur Berbefferung der beftehbenden Bau— 
ordnungen. Ein Kampf gegen den geichilderten Stumpffinn und gegen 
Antereffenfucht wird feit einer Reihe von Jahren in Wien geführt; die 
Vereinigung Wiens (1890) mit den im Umkreiſe der Stadt gelegenen 
Gebietsteilen, für welche die Landesbauordnung für Niederdfterreich galt, 
erheifchte dringend die Schaffung eines neuen Baugefehes für das er 
weiterte Gemeindegebiet, weil ein namhafter Zeil des Gebietszumachies 
einen ländlichen Charakter hatte, auf deffen Erhaltung großes Gewicht 
zu legen war. Man follte meinen, daß die Notwendigkeit der Neuord— 
nung alljeitig hätte anerfannt werden müfjen; wohl trat bald das Stabdt- 
bauamt mit einem Vorjchlage (Entwurf einer Bauordnung für die Reiche- 
haupt« und Refidenzjtadt Wien 1892) an die Gemeindevertretung heran. 
Demfelben folgten noch die vom Ofterreichifchen Ingenieur und Archi— 
teften-Vereine verfaßten „Grundzüge einer Bauordnung für die Reiche- 
haupt- und Refidenzitadt Wien“ (1894) und der „Entwurf einer neuen 
Bauordnung Für die Neichshaupt- und Nefidenzitadt Wien“ vom In— 
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gen:euradjunften des Wiener Stadtbauamtes Rudolf Mayer (1894). 
Tesgleichen (im Jahre 1895) ein Vorfchlag des Magiftrates der Stadt 
Wien; das alles Hatte zwar die Einjeßung eines Komitee aus dem 
Schoße der Gemeindevertretung zur Beratung diefer Entwürje zur Folge; 
dasjelbe hält auch ab und zu eine Situng, ohne daß aber die endgültige 
Löfung in nahe Ausſicht geftellt werden könnte. Dem Ofterreichifchen 
Ingenieur und Architeften-Bereine war es eine Zeit lang gegönnt, durch 
zwei Erperten an diefen Beratungen Zeil zu nehmen. Doch find bereits 
Jahre verfloffen, ſeit diefe Herren zu weiteren Beratungen nicht bei— 
gezogen wurden. Die Regierung jelbft hat in einem Erlaſſe (vom 
28. November 1890) auf die Mängel der geltenden Bauordnung (aus 
dem Jahre 1883) Hingewielen und durch Vorlage einer Novelle zu ders 
jelben (im Jahre 1890) dafür Sorge getragen, daß eine der dringendften 
Grgänzungen, die Zeilung des Gemeindegebietes nach Zonen, berbei- 
geführt werden fonnte. 

Außer den eben angeführten Arbeiten ijt noch der „Entwurf einer 
neuen Bauordnung für die königl. Hauptjtadt Prag, für die fönigl. Städte 
Pillen, Budweis, jowie deren Umgebung“ (1898) zu erwähnen. Höchſt 
bedauerlich iſt es, daß die Vorfchriften für eine jo große, dicht verbaute 
Stadt wie Prag auch auf die viel Eleineren Städte Pilfen und Budweis 
ausgedehnt werden jollen. Die Städte in deutjchen Bezirken wie 3. ®. 
Neichenberg, Eger, Trautenau ꝛc. fcheinen von diefer Gleichberechtigung 
verichont zu bleiben. 

Auch der Oberſte Sanitätsrat hat fi) mit der Frage des Bau— 
ordnungsweſens wiffenjchaftlich beichäftigt; die Frucht diefer Thätigkeit 
ilt der im Jahre 1893 hierüber erjtattete Bericht vom Hofrat Franz 
Ritter von Gruber, als Referenten und Oberfanitätärat Prof. Dr. Mar 
Gruber, als SKorreferenten, welcher unter dem Titel „Anhaltspunkte 
für die DVerfaffung neuer Bauordnungen in allen die Gejundheit be- 
treffenden Beziehungen“ veröffentlicht worden ift. Diejem Berichte fommt 
eine grundlegende Bedeutung für die Entwidlung des Bauweſens in 
Öfterreich zu: nicht nur, daß die vorangeführten Entwürfe für Wien 
und Prag vielfach auf den Vorſchlägen dv. Grubers aufgebaut find, wird 
fih wohl aud in Zukunft jede das Bauordnungsweſen betreffende Arbeit 
‚auf die darin niedergelegten Principien zu ſtützen haben. 

Neihsbauordnung. Es wäre eine verlodende und im In— 
terefje der zukünftigen Entwidlung des öſterreichiſchen Bauordnungsweſens 
danfenswerte Aufgabe, der Frage näher zu treten, ob und auf welche Weije 
v. Gruber’ Bericht die Grundlage für die Ausarbeitung einer Reichd« 
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bauordnung, ala Rahmengeleß, bilden könnte; ein jolches Geſetz würde 
in der Hand der Gentralbehörden ein wichtiges Mittel fein in dem 
Kampfe gegen die oben beiprochene Gleichgültigkeit und Unkenntnis der 
Lofalbehörden gegenüber dem Werte von Bauordnungen, welche alle Be- 
ziehungen des Bauweſens zur Wohlfahrtspflege auf wifjenichaftlicher und 
praftiiher Grundlage regeln. Der Referent für das Deutiche Reid, Ge— 
heimer Baurat Stübben, ift in feiner Abhandlung mit jo trefflichen Ar- 
gumenten für den gleichen Gedanken eingetreten, daß es zur Unteritügung 
diejer Forderung für Ojterreich genügt, auf jeine Ausführungen bin- 
zuweilen. 


11. Bejtimmungen über Abjtufungen in der Berbanung ; 
offene Bauweiſe; Yandhanspiertel. 


Die geltenden Bauordnungen. Wie allerwärt® hatten die 
älteren öfterreichtichen Bauordnungen auf eine gejeblich geregelte Beein- 
fluffung der Bauthätigkeit in Bezug auf die Abitufung in der Ver— 
bauungsdichtigkeit Verzicht geleiftet. Noch Heute find einige davon in 
Kraft, 3. B. die für Krakau und die für Lemberg; in beiden Bauordnnungen 
beziehen fich die Vorſchriften gleichmäßig auf das ganze Stadtgebiet, 
ſowohl die Vorſchriften, welche fich vornehmlich mit dem Schuße der 
Gejundheit, ala auch jene, welche ſich mit den Konjtruftionen befafien. 
Das Baugefeg für Krakau ſtammt aus dem Jahre 1883, jenes Für 
Lemberg aus dem Jahre 1885. 

Tie Bauordnung don Graz (1883) verleiht der Behörde das Recht, 
„auch die Art der Berbauung (ob in gejchloffener Reihe, ob ifolierte 
Gebäude mit oder ohne Vorgärten) zu beftimmen, jowie den Minimal: 
Zwijchenraum zwifchen den einzelnen Gebäuden und deren geringite und 
größte Höhe feſtzuſtellen“; diefe Beftimmung giebt der Gemeindevertretung 
die Möglichkeit, für beſtimmte Gebietöteile die offene Bauweiſe vorzu— 
Ichreiben, andere als Landhausviertel abzutrennen. 

Eine Scheidung des Gemeindegebietes in einen „inneren und äußeren 
Bezirk” kennen die Bauordnungen für die Landeshauptitadt Salzburg und 
die neuere für Linz (1900); Leßtere gilt auch für die Städte Wels, 
Urfahr, Gmunden und Ried. Der Erfolg einer ſolchen Scheidung wird 
weſentlich eingeſchränkt durch die Zugeftehung derjelben Bau-Vorſchriften 
in beiden Bezirken bei gejchloffener Bauweiſe; nur bei Bauführungen nad 
der offenen Bauweiſe, die im inneren wie im äußeren Bezirk fallweije zu- 
geltanden werden kann, werden Abftufungen vorgejehen. In Meran (1899), 
Brünn, Olmütz, Jglau, Znaim (alle 1894) und Pola (1900) find 
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dagegen bejtimmte, ſchon im Regulierungsplane gefennzeichnete Stadtteile 
und Straßen der offenen Bauweiſe vorbehalten. 

In Wien war durch die Bauordnung aus dem Jahre 1888 die 
gleiche Berbauungsdichtigkeit in allen Gebietsteilen geftattet; nur mit 
der Inanſpruchnahme der Banerleichterungen war eine Einſchränkung 
der Geichoßzahl verfnüpit. Die Erweiterung des Gemeindegebieted im 
Jahre 1890, durch welche neben Gemeinden mit dichter VBerbauung auch 
ſolche mit vorwiegend ländlichem Charakter in das Geltungsbereich der 
angeführten Bauordnung einbezogen wurden, Tührte zur Feſtſetzung von 
Abftufungen nah Berbauungsdichtigfeit und Gebäudegattungen. Im 
Jahre 1892 faßte der Gemeinderat einen Beichluß, nach welchen die 
marimale Geichoßzahl, wie fie in der Bauordnung geitattet ift, innerhalb 
der neu hinzugelommenen Gebiete auf bejtimmte Zeile bejchränft wird. 
Weiter wurde durch eine Gejegnovelle, welche die Regierung im Jahre 
1390 dem niederöfterreichiichen Yandtage vorlegte und die von demjelben 
zum Bejchluffe erhoben wurde, ausgefprochen, es ſtehe dem Gemeinderate 
der Stadt Wien das Recht zu, „beitimmte Gebiete zur Verbauung mit 
Zandhäufern und Gärten zu beitimmen“. Auf Grund diefer Novelle 
wurden mit Beichluß des Gemeinderates vom Jahre 1893 jene zu— 
gewachjenen Gebiete, welche vorwiegend ländlichen Charakter hatten, für 
Sandhausviertel vorbehalten und demgemäß die VBerbauung auf zwei Ge- 
ichoffe über dem Ebenerd eingejchräntt. Die glüdliche, allgemein gehaltene 
Fafſung diefer Novelle geftattete bei Ausarbeitung des General-Regulierungs» 
und General-Baulinienplanes, gewiſſen Belonderheiten einzelner Eleinerer 
Zeile, welche in dem ausgefchiedenen Gebiete liegen, durch eine Diffe- 
renzierung der VBerbauungsart nach dem gejchloffenen und offenen Syſteme 
Rechnung zu tragen. Im gleichen Jahre wurden auch jene Gebietäteile 
bezeichnet, welche vorzugsweije für die Anlage von Induſtriebauten beftimmt 
find. Dieje Zeile jtehen jedem induftriellen Betriebe offen, während 
jene Betriebe, welche im Sinne des S 42 des Gewerbegejehes als die 
Nachbarſchaft nicht beläftigende anzujehen find, in dem gejamten Ge. 
meindegebiete mit alleiniger Ansnahme der Tür Landhausviertel aus— 
gejchiedenen Zeile errichtet werden fünnen. 

Giniluß der Bauerleihterungen auf die Abjtufungen. 
Die Majorität der heute in Kraft itehenden Bauordnungen fieht die 
Zugeitehung von Bauerleichterungen vor; dieſe Erleichterungen beziehen 
fih aber durchweg nur auf die Baukonjtruftionen (DVBerwendung von 
Riegelwänden, von nicht jeuerficheren Dachderfmaterialien, von geringeren 
Mauerjtärfen 2c.); infofern dieſe Zugeſtändniſſe mit einer Verringerung 

Schriften XCV, — Wohnungdfrage. I. 2. 17 


258 Leopold Simony. 


der zuläffigen Gefhoßzahl, Wien (1883), Lemberg (1885), Prag (1886), 
Wels (1887), Linz (1887), Innsbrud (1896) verknüpft find, könnte von 
einem Einfluffe derfelben auf die Bewohnungsdichtigkeit gefprochen werben ; 
dabei müßte noch die weitere Bedingung geftellt fein, daß der Lokalbehörde 
dag Recht zuftehe, jene Zeile, in welchen dieje Erleichterungen angewendet 
werben müffen, zu bejtimmen. Dieſer Bedingung wird aber in feiner 
der Bauordnungen erfüllt. Die Zubilligung einer Bauführung unter 
erleichterten Bedingungen kann, und zwar auf Grund eine® Gejuches 
des Bauwerbers, für ſolche „Grundftüde und Baupläße ausgeiprochen 
werden, welche die Behörde ala Hierzu geeignet erkennt“. Schon die 
formelle Durchführung, die Einbringung eines Gefuches, läßt erfennen, 
daß es fich nicht um die Pflicht des Bauwerbers, die Bauerleichterungen 
anzuwenden, handelt, jondern um das ihm Tallweije zuftehende Recht, 
ihm gejeßlih eingeräumte Borteile in Anwendung zu bringen; da 
ihm alſo, wenn auch nicht ausdrüdlich, das Recht zufteht, auf feinem 
Grund andere Bauführungen Herzuftellen, d. 5. unter den ſonſt vor— 
gejchriebenen, ftrengeren Bedingungen zu bauen, wird die Trage, ob Die 
Grleichterungen angewendet werden follen oder nicht, in den meiften 
Fällen nicht von dem Gefichtöpuntte der öffentlichen Wohlfahrt, ſondern 
von dem des wirtichaftlichen Interefieß des Bauherrn beantwortet werben; 
die Entjcheidung liegt fomit in der Hand des Bauherrn und nicht in 
jener der Behörde. In den meiften Fällen fieht der Bauherr jeine Bor- 
teile beffer gewahrt, wenn er fich den jtrengeren Baubeftimmungen unter- 
wirft, weil er fi) damit die größte Ausnugung des Baugrundes in Bezug 
auf die Höhe der Berbauung fichert. Die Bauerleichterungen müßten 
weit umfafjenderer Art fein, um den Zweck zu erreichen, der damit erzielt 
jein will. 

Zonenteilung in den Entwürfen für Wien und Prag. 
Die auf Seite 254 angeführten Entwürfe, welche die Schaffung einer neuen 
Bauordnung für Wien zum Gegenftande haben, teilen das Stadtgebiet 
in fünf Zonen ein mit Ausnahme des Entwurfes von Rud. Mayer, welcher 
bloß vier Zonen vorfieht. Die Entwürfe de Magiitrates, des Stadt— 
bauamtes und des öjterr. Ingenieur- und Architekten» Vereines ftimmen 
in der Begrenzung der einzelyen Zonen überein, zur Begründung der 
Ginteilung des Stadtgebietes in fünf Zonen jagt der Entwurf des Stadt- 
bauamtes: Nach Ausfcheidung des zu Induftriebauten (Zone 5) und des 
zu MWohnhausvierteln (Zone 4) beftimmten Teiles bleibt jenes Gebiet 
übrig, welches die gemifchten Viertel umfaßt; Hiervon jcheidet fich die 
innere Stadt mit ihren bejonderen Verhältniffen von jelbft aus (Zone 1); 
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der reftliche Teil wurde in zwei Zonen (2 und 3) geteilt, wovon die 
erftere den dicht, die leßtere den weniger dicht bebauten Teil umfaßt und 
in welchem durch Erleichterungen in den baupolizeilichen Beftimmungen 
‚ die Möglichkeit zur Herftellung billiger Wohnungen gegeben iſt. Mayer 
erbringt für die Abgrenzung der don ihm vorgefchlagenen vier Zonen 
feine Vorſchläge. 

Bezüglich der Stadt Prag laffen fi die Beitrebungen nach Ab— 
ftufungen der Bebauung auf einen Antrag des Gemeinderates aus dem 
Jahre 1882 zurüdführen, welcher die Ausfcheidung der ländlichen Gebiets- 
teile zum Bau von fyamilienhäufern vorſchlug. Der Antrag, in 
amendierter Form vom Landtage genehmigt, fcheiterte an dem Wider- 
ipruch der Regierung, welche fid aus dem Grunde gegen ihn aus— 
ſprach, „mweil durch denfelben das Privateigentum bedeutend beſchränkt 
werde”. (Motivenbericht zu dem Entwurfe einer neuen Bauordnung für 
Prag ıc., Seite 20)", 

In dem Entwurfe einer neuen Bauordnung für Prag ıc. werden 
für die Gemeinde Prag und die mit diejer baulich zufammenhängenden 
Orte Karolinenthal, Smichow, tgl. Weinberge und Zi?tow, jowie für die 
Gemeinden von Pilfen und Budweis drei Zonen feftgefegt mit vier, drei 
und zwei Stodwerken über dem Erdgeihoß. In den übrigen Gemeinden, 
für welche der Entwurf gelten joll, (d. i. die Umgebung von Pilfen und 
Budweis) werden auch drei Zonen unterjchieden, deren höchft zuläffige 
Geihoßzahl um eins niedriger ift als in der erften Gruppe. In beiden 
Gruppen kann eine Unterteilung des Erdgeſchoſſes geftattet werben, ſodaß 
in den Eleinen Städten Pilfen und Budweis für die erfte Zone fich eine 
marimale Höhe von fünf Gejchoffen ergiebt! (Ob die Regierung darin 
auch eine Beichräntung des Privateigentums erbliden wird?) 


II. Licht und Luft. 


Genjtergröße. Die meiften Bauordnungen ermangeln gänzlich 
der Borfchriften über die Größe der Fenſter; jo die der Städte Linz, Wels, 
Urfahr, Gmunden, Ried, Klagenfurt, Prag, Graz, Wien, Steyr, Krakau, 


' Das k. f. Minifterium des Innern jtellt fich bei Gelegenheit einer Entſchei— 
bung, die durch einen jpeciellen Fall herbeigeführt wurde, auf den Standpunft, daß 
dem Grundbefiger nicht vorgefchrieben werden fann, auf feinem Grunde nur Billen 
zu bauen. Ob an diejer Entſcheidung die Techniker oder die Juriften, welche leider 
auch in folhen Fragen das große Wort führen, oder beide zufammen Schuld find, 
ift nicht befannt. 

17* 
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Lemberg, Innabrud, Salzburg und der Entwurf für die neue Bauordnung 
don Prag, für die Kronländer Kärnten und Salzburg. Cinige andere be- 
gnügen fich damit, die Forderung nach „angemefjener” oder „genügender” 
Erhellung der zum ftändigen Aufenthalt von Menjchen beftimmten Räume 
vorzufchreiben: Steiermark, Meran, Pola. Minimale Fenfterdimenfionen 
fegen feft die Bauordnungen für: Oberöfterreich 0.80 X 0,55, Mähren 
0.75 0.50, Bulomwina 1.00 X 0.60, Galizien 1.40 0.90 (für bäuer- 
liche Wohnhäuſer 0.80 >x<0.50), Niederöfterreich 1.00 0.60. Die ver- 
fchiedenen Entwürfe einer neuen Bauordnung für Wien fordern die 
Größe der Fenſter zur Belichtung don Räumen, welche zum dauernden 
Aufenthalt von Menfchen beftimmt find, übereinftimmend mit "s der 
Raumfläche, wobei jenes Maß in der Stodlichte zu meſſen ift und das 
Fenſter direkt ins Freie führen muß. Küchen, Borzimmer oder einzelne 
Zimmer einer Wohnung können ausnahmsweiſe indireft beleuchtet werden, 
wenn der bor den Hauptfenftern dieſer Gelaffe liegende Raum nicht 
breiter als 1.30 m ift und deſſen Licht jpendende Yenfterfläche mindeſtens 
die doppelte Größe der dahinter liegenden Hauptfenjter befigt. Cine 
Unterfheidung von Haupt» nnd Nebenfenfter kennen nur die bejagten 
Entwürfe. Ein Verhältnis zwijchen dem zu erleuchtenden Rauminbalte 
und der Tenftergröße firieren die Bauordnungen für das Kronland 
Schlefien (1883) und für die Stadt Meran und zwar gleichlautend mit 
1 m? auf je 30 m® Raumgröße. 

Geſchoßhöhe. Das üblihe Maß für die lichte Raumhöhe 
Ihwankt, und zwar in den Städte-Bauordnungen von 2.80 bis 3.20 m, 
in den Land-Bauordnungen von 2.20 m (Vorarlberg) bis 3.00 m (Steiere 
mark, Mähren). Für Bauführungen unter erleichterten Bedingungen und 
bei offener Bauweiſe werden Ermäßigungen zugeftanden. Einzelne Bau- 
ordnungen ftufen die Gefhoßhöhe nach der Zahl oder der Lage der Ge- 
Ichofje und nach dem Baufyitem ab; To ſetzt Innsbruck die Höhe des Erd- 
geſchoſſes auf 3.20 m feft, welches Maß in den oberen Gejchoffen bei ge- 
ichloffener Baumeife auf 2.90, bei offener auf 2.75 m erniedrigt werden 
kann. In Galizien wird bei nur eingefchofligen Bauten eine Raumhöhe 
von 2.20 m, bei mehrgeichoffigen für jedes Gejchoß eine ſolche von 2.50 m 
verlangt. Die Bauordnung für Wien geftattet für gewiſſe Gebietsteile gegen 
die normale Höhe don 3.00 m eine Erniedrigung auf 2.60 m (e8 bezieht 
ſich dieſe Beſtimmung auf folche Gebiete, für welche bis zu ihrer Ver— 
einigung mit Wien die Bauordnung für Niederöfterreich, welche 2.60 m 
vorjchreibt, galt). In den wiederholt erwähnten Entwürfen einer neuen 
Bauordnung für Wien wird, wie auch in jenem für Prag, die Geſchoß— 
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höhe nach den Zonen abgejtuft und zwar foll für Wien in der 1., 2. 
und 3. Zone dad Mindeftmaß 3.00 m, in der 4. und 5. Zone 2.60, in 
Prag für die 1. und 2. Zone 3.00 m, für die 3. Zone 2.80 m betragen. 
Die Entwürfe für Wien verlangen bei Induftriebauten für Arbeitsräume 
ohne Rüdficht auf die Zonenteilung dag Maß von 3.00 m. 

Größe der Räume, Zahl der Wohnungäöbeftandteile. 

Die dfterreichifchen Bauordnungen begnügen fich bezüglich der Größe 
der Wohnräume und der Zahl der Wohnungsbeitandteile mit den nichts» 
fagenden Formeln: „genügend groß“, „entiprechend geräumig”, „bleibt 
dem Ermeſſen des Bauherrn überlaffen”. In Linz und Wels kann er 
Wohnungen „ja jelbft aus nur einem mit einem Notherde verjehenen 
Zimmer beantragen”. Dagegen feßen Bozen, Meran, Innsbrud für 
Zimmer eine Mindeftfläche von 14.00 m? und jür Küchen 10.00 m? 
feſt. (Man fieht an diefem Beifpiele, ebenjo an vielen anderen, wie die 
Baugefehe ohne Überlegung abgefchrieben werden; für Bozen und Meran 
mit jeinem beißen Klima wäre ein größeres Maß als Mindeftfläche 
empfehlenswert.) Steiermark ift das einzige Yand, welches ein Minimum 
an Wohnungsbeftandteilen und zwar Zimmer und Hammer mit „eigener“ 
Küche, vorjchreibt. Die Bauordnungs» Entwürfe für Wien halten ala 
unterfte Grenze für Kleinwohnungen die Zufammenjegung einer Wohnung 
aus Küche und Zimmer feit. Der Entwurf des Magiftrates läßt über» 
dies dort, wo fich ein Bedürfnis nach ſolchen Wohnungen jeitend der 
ärmeren Klaffen der Bevölterung ergiebt, auch einräumige Wohnungen 
zu. Eine Hygienifch einwandfreie Anlage folcher einräumigen Wohnungen 
voraußgefegt, fann für Wien gegen dieſe Beftimmung nichts eingewendet 
werden., Schließt man die Schaffung Jolcher Heinfter Wohnungen gänzlich 
aus, jo zwingt man den ärmſten Zeil der Bevölferung, ſich durch das 
Aitermieten und das Bettgeherweien, dieſen entfittlichenden und ethiich ver- 
werflichen Inftitutionen, jchadlos zu Halten. Der Beftimmung eines 
abjoluten Flächenmaßes gehen die Entwürfe aus dem Wege. 

Mindeftluftraum. Einem übermäßigen Belag der Wohnungen 
trachten die erwähnten Entwürfe dadurch zu fteuern, daß fie Tür jede 
erwachjene Perfon eine Fußbodenfläche von mindejtens 4 m? und einen 
Rauminhalt von mindeftens 10 m? vorjchlagen. Für Kinder unter 
14 Jahren ift die Hälfte diefer Anjäge in Rechnung zu ftellen. Mit 
Ausnahme der Bauordnuug von Meran, welche die gleichen Anforderungen 
wie diefe Entwürfe ftellt, entraten alle anderen derzeit geltenden Bau- 
ordnungen einjchlägiger Vorſchriften. 

Beftimmungen über Straßenanlagen. In den verbauten 
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Stadtteilen Wiens wird die Minbdeftftraßenbreite mit 16.00 m, in Aus- 
nahmefällen mit 12 m, in noch nicht verbauten Bezirken mit 12 m nur 
dann zugeitanden, wenn eine Marimal-Gefhoßzahl von zwei Stodwerfen 
über dem Erdgeſchoß für alle an der Straße beftehenden Häuſer grund— 
bücherlich fejtgelegt ift; in Straßen mit Borgärten fol die Straßenbreite 
10 m betragen, wobei der Abftand der Baulinien 18 m zu betragen bat. 
Die Entwürfe einer neuen Bauordnung für Wien, und zwar die vom 
Öfterr. Ingenieur» und Architelten- Vereine und vom Bauamte aus— 
gearbeiteten, jegen die Straßenbreite für Hauptverfehräftraßen mit 18 m 
feft; in Nebenftraßen kann, und zwar in der 2. Bone bis auf 12 m, 
in der 1. auch unter diefes Maß herabgegangen werden, jedoch nur in— 
foweit, daß die Fahrbahn für zwei Wagen Pla bietet; in Straßen mit 
Borgärten darf die Breite bis auf 11 m (Bauamt 10 m) herabgemindert 
werden. Bei Würdigung diefer Vorjchläge ift zu beachten, daß beide 
Entwürfe zwiſchen Straßenfluht und Bauflucht unterjcheiden und den 
fich zwifchen beiden ergebenden unverbaubaren Grundftreifen in der 1. Zone 
mit 0.50 —1.50 m, in den übrigen Zonen mit 0.30 —0.60 m, bei 
offener Baumweife oder bei VBorgärten mit 5.00 — 15.00 m bedingen. 
Der Magiftrats-Entwurf jagt dagegen: „In der 1., 2., 3. und 5. Zone 
hat in der Regel die Straßenflucht mit der Bauflucht zufammenzufallen; 
in der 4. Zone Hat in der Regel (db. 5. nämlich bei Borgärten) 
die Straßenfluht vor die Bauflucht vorzutreten; dieſer Abftand - ift 
nit unter 5 m zu bejtimmen.“ Die obigen Maße von 18, 12 und 
10 m für die Entfernung der Straßenfluchten find auch hier beibehalten. 
Pola und Salzburg laffen geringere Abmeffungen zu und zwar 16 reſp. 
15 m für Hauptftraßen, 8 refp. 12 m für Nebenftraßen. Wenn nun 
fleinere Städte wie Linz, Wels, Urfahr, Gmunden, Ried, Trieft, Klagen 
furt, Laibach, Trient, Innsbruck, Steyr ıc. die Mindejtbreite für Haupt- 
ftraßen mit 18 — 20 m, für Nebenftraßen mit 12 —17 m vorjchreiben, 
jo zeigt dies abermals, mit wie geringem Berjtändnis für Lokalintereſſen 
Bauordnungen nachgeahmt werden. 

Das Ergebnis der Unterſuchung über dieſes Kapitel der öſterreichiſchen 
Bauordnungen muß noch vervollftändigt werben durch den Hinweis auf jene 
Vorſchriften, welche fic) auf die Führung der Straßen nach ihrer Richtung 
und ihrem Niveau beziehen. In diefer Hinficht befchräntt man fich, die 
Einhaltung einer „möglichft geraden” Richtungslinie, Kreuzung der 
Straßen unter „thunlichft rechtem“ Winkel und ein „gleichmäßiges“ Gefälle 
vorzujchreiben. Die meiften Stadterweiterungen zeigen den unbeilvollen 
Einfluß, welchen diefe fonventionellen Borjchriiten geübt Haben: Der Zug 
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der Haupt- und Nebenftraßen wird ohne Rüdficht auf die beftehenden 
natürlichen Erhebungen und Senfungen des Terrains ermittelt; die Folge 
find entweder unzuläffig großes, aber „gleichmäßiges“ Gefälle oder um- 
fangreiche Erbbewegungen, welche die Kommune unnötig belaften; in 
äfthetifcher Beziehung ergiebt ſich daraus die größte Einförmigfeit des 
Straßenbildes. Fremd ift diefen Plänen die Rüdfichtnahme auf die 
Orientierung und auf Windrihtung, Momente, die bei Nebenftraßen 
— nicht im felben Maße bei Hauptverfehraftraßen — berüdfichtigenawert 
find !, 

Gebäudehöhe an der Straße und Gebäudeabftand. Die 
Beitimmungen über die Gebäudehöhe an den Straßen find jehr mannig- 
faltiger Natur. Nach der Bauordnung für Kärnten ergiebt fich die Höhe 
aus ber zuläffigen Geſchoßzahl; in Graz, Klagenfurt, Trient und Wien 
tritt noch die Feſtſetzung einer größten zuläffigen Höhe des Gebäudes bis 
zur Oberfante des Gefimjes Hinzu; nach der Bauordnung don Trient 
gelten diefe Borjchriften nur für ſolche Grundftüde, welche ſchon verbaut 
waren, bei anderen bat H—=B zu jein; die Stadt Trieft jet die Gebäude» 
höhe mit 17 m bei einer Straßenbreite bis zu 6 m, mit 21 m bei 
6—9 m und mit 25 m bei größeren Breiten feſt. Linz, Wels, Urfahr 
Gmunden und Ried beftimmen die marimale Gebäudehöhe mit 20 m 
und 26 m, je nachdem die Straßenbreite unter oder über 12 m beträgt, 
und zwar gelten diefe Maße für die gefchloffene Bauweife im inneren 
wie im Äußeren Bezirke. Bei offener Bauweile tritt eine Relation zur 
Straßenbreite nicht ein, aber Hmax wird für den inneren Bezirk mit 
17 m, für den äußeren mit 15 m beftimmt. Bei alleinftehenden Häufern 
hat Laibach die gleichen Maße innegehalten, läßt aber im gefchloffenen Baus 
Iyftem bei Wiederverbauung eine Höhe von 20 m ohne Rüdfiht auf die 
Straßenbreite zu, wogegen für noch nicht verbaut gewejene Grundjtüde 
H=®4B in allen Bezirken zu fein bat. Eine weitere Gruppe von 
Bauordnungen macht die Haushöhe von der Straßenbreite nach einem 
feftgejegten Verhältnis abhängig bei gleichzeitiger Begrenzung der Haus: 





! Einzelne Gemeinbevertretungen haben in Erkenntnis, daß Stadbtbauämter 
mit ihren zur Handhabung der Baupolizei berufenen Organen nidt die Stätte 
find, wo Gebdeihlihes auf dem Gebiete von Stadtregulierungsplänen geichaffen 
werden kann, fi entichlofien, eigene Regulierungsbureaus zu errihten (Wien: 
Brof. C. Mayreder) oder haben die Ausarbeitung diejer Pläne in bie Hand be— 
rufener Fachleute gelegt: Olmütz und Teſchen: C. Sitte; Laibah: M. Fabiani; 
Bielig: v. Gruber und M. Fabiani ıc. ıc. Eine Gefundung der Berhältniffe in 
Zulunft ift alfo zu ermarten. 
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‚höhe; beide Normen gelten aber für das ganze Stadtgebiet. So Prag: 
H=*#%4B, Hmax 25 m, Brünn, Jglau, Znaim und Olmüg: H=5,4B, 
H max für den oberiten Fußboden = 20 m, Srafau H=B, Hmax — 
15 m, Xemberg H=B, Hmax == 16 ın (bei ein- oder beiderfeitiger Zurück- 
tretung wird B zwifchen den jo gebildeten Baufluchten gemeffen), Veran, 
Bozen: H=B, Hmax — 20 m (bei Wiederverbauung darf auch die 
beitandene größere Haushöhe innegehalten werden). Anders die Städte 
Innsbruck und Pola, welche neben Feſtſetzung von H:B, wie die Ießt- 
erwähnte Kategorie die marimale Gebäudehöhe nach geſchloſſener und 
offener Bauart abjtufen, und zwar Innsbruck HB, wobei in gefchloffener 
Baumweife Hmax = 20 m, in offener = 14 m, Pola H=#sB und 
Hmax — 25 m rejp. 17 m beträgt. Abftufungen der Gebäudehöhe, im 
Verhältnis zur Straßenbreite nah Zonen gegliedert, jehen die Entwürfe 
für Wien und Prag, und zwar in folgender Art vor: 


für Wien: 1. Bone H:B — 15:1 | Hmax — 2%0 m für ben höchſten 
2. Zone H:B =1.25:1 ,; Fußboden, nur im Entwurfe des 
3, 4+ u 5 Bone H:B= 1:1 | Stadtbauamtes. 


für Prag: 1. Bone H:B —= 6:4 und Hmax — 25 m, 
2. Bone H:B= 1:1 - Hmax = 20 nm, 
3. Bone H:B= 1:1 - Hmax = 15 m. 


Die Feſtſetzung einer äußerſten Gebäudehöhe in dem Entwurie für 
Trag dürfte, wenn außer dem Verhältnis H: B auch die zuläffige Geſchoß— 
zahl und deren Mindeithöhe beftimmt find, nur auf dem noch nicht über- 
wundenen Ginfluß alter Überlieferung beruhen; in Wirklichkeit heit das 
de3 Guten zu viel thun. 

Diejenigen öfterreihifchen Bauordnungen, welche für offene Bauweiſe 
feine Borforge treffen, entbehren gewöhnlich einer Bejtimmung über den 
Abſtand der Gebäude; vielfeitig (3. B. Innsbruck, Oberöfterreih, Steier- 
mark) wird die Abrückung eines Gebäudes vom anderen ſogar verboten. 
In offenem Bauſyſtem verlangt die Landesbauordnung von Tirol 3 m, 
Innsbruck 5 m, Laibach 4—6 ın, Pola 4 m Abjtand je don der Nachbar- 
grenze an gerechnet. Meran unterjcheidet jehr richtig, ob die von der 
Nachbargrenze abgerüdte Wand Yenfter enthält oder nicht; in erjterem alle 
erhöht fich das Mak von 2.50 auf 6m. Für die Wohnviertel von Wien 
hat der Magijtrat mittelft Defretes vom 28. März 1899 beftimmt, daß 
Bauftellen, welche an der Baulinie gemefjen nicht breiter ala 10 m find, 
ohne Freilaffung von Seitenabftänden gegen die Nachbargrenzen verbaut 
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werden dürfen, bei allen breiteren unverbauten oder dermalen nicht in 
ganzer Front verbauten Parzellen Seitenabſtände, wenigſtens gegen die 
eine Nachbargrenze, unverbaut zu bleiben haben, welche bei einer Breite 
des Baugrundes in der Baulinie 

von 10— 15 m betragen min. 3 m, 


über 15 — 20 * * * 4 = 
® 20 — 25 ⸗ * = 5 Ei 
x 25 — 30 ®” * * 6 —F 


Realitäten, welche jo gemeſſen über 30 m lang find, dürfen nur auf zwei 
Drittel der Frontlänge der Parzelle verbaut werden. Die Länge von 
Gebäuden oder Gebäudegruppen darf 36 m nicht überjchreiten. 

Sept man, wie es fo häufig geſchieht, das Maß des Seitenabftandes 
ohne Bezug auf die Breite der Parzelle feft, läuft man Gefahr, bei fehr 
jchmalen (von unter 10 m) die Berbaubarkeit zu unterbinden; anderer- 
jeits ſollen derartige Verfügungen der Möglichkeit vorbeugen, daß durch 
Zufammenlegung ſolch ichmaler Parzellen Gebäudegruppen von Abmeſſungen 
entitehen, wie fie in offener Bauweiſe nicht als zuläſſig erfannt werden 
fünnen. Das obige Dekret würde, abgefehen von Korrekturen in der 
Differenzierung, noch einer Ergänzung dahin bedürftig fein, daß das 
Zugeftändnis don nur einjeitigen Seitenabjtänden an die grundbücherlich 
ficherzuftellende Verpflichtung des Nachbars an die dadurch entjtehende 
Feuermauer anzufchließen gebunden würde. Außerdem follte der Seiten- 
abitand bei der Breite von 10—15 m der Parzelle ermäßigt werden und 
zwar in jenen Fällen, in denen diefer Abjtand für die Beleuchtung von 
Nebenfenftern dient. (Nach der jebigen Bauordnung müßte man jagen: 
Teniter von nicht bewohnbaren Räumen) ’. 

Die Entwürfe für Wien ſetzen den Seitenabftand mit 6 bez. 8 m 
zwifchen den Gebäuden fejt, ſofern nicht das Vorhandenfein von Haupt— 
fenflern einen größeren Abſtand erheifcht. Die Gebäudelänge darf, auch 
bei Sruppenbildung, das Maß von 60 m nicht überjchreiten. 

Der Entwurf einer neuen Bauordnung für Prag bejagt, daß der 
Seitenabftand 4 ın fein müſſe, aber wenn Hauptienfter darinnen ange» 
bracht find, den Beſtimmungen tür gemeinfchaftliche Höfe zu entiprechen 
habe. Die fyrontlänge von Gebäudegruppen beträgt 40 m. 

Hofgröße, Gebäudehöhean Höfen, Mindeftabmeijungen 


’ Die hier beſprochenen Mängel dieſes Magiftratö:Defretes wurden feither 
behoben und die amendierte Vorlage vom Gemeinderate in feiner Sigung vom 
11. Juni 1901 zum Beſchluſſe erhoben. 
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der Höje. Die Städte Linz, Welz, Urjahr, Gmunden, Ried, Klagenfurt, 
dann die Kronländer Bulowina, Böhmen, Steiermark, Kärnten, Ober- 
Öfterreich, Niederöfterreih, Salzburg überantworten die Bemeffung Der 
notwendigen Hofgröße (mit den Phrafen „zureichend geräumig”, „zu- 
reichend“, „geräumig mit Rüdficht auf die Geſundheit“ u. j. w.) der Willfür 
ber die Bauaufficht übenden Behörde. Lichthöfe „jeien thunlichft zu ver— 
meiden“; Bozen und Graz Haben neben diefer allgemeinen Anordnung 
(sit venia verbo) über die Grenze der Berbaubarkeit des Grundftüdes 
noch eine Mindeftfläche für Lichthöfe von 12 bez. 6 m?, je nachdem ob 
bewohnbare und nicht bewohnbare Räume von denfelben Licht und Luft 
zu empfangen haben, vorgejehen. In allen diefen Bauordnungen wird 
die Höhe des Gebäudes an Höfen nicht vorgeichrieben. Gleiches gilt 
auch von den folgenden Städten, die aber dag Maß der Hofgröße durch 
eine prozentuelle Relation zur Bauarea ausdrüden: Wien, Prag, Brünn, 
Iglau, Olmütz, Znaim, Trient, Pola, Innsbruck, Tirol (alle mit 15 %/o), 
Lemberg und Schlefien 25 %/o, Krakau 200. Die Lichthöfe müſſen 12 
reſp. 6 m? groß fein (mit demjelben Unterjchied wie oben). Bon den 
Bauordnungen der legtgenannten Gruppe verlangen eine Mindefthofbreite 
Kralau: 5.5 m, Innsbruck und Zirol: 3 m für 12 m? große und 1 m 
für 6 m? große, Trient: 2.50 bez. 1.50 m. Eine Mindefthofbreite, aber 
nur in Bezug auf die Anlage von Wohnräumen und MWerfjtätten unter 
dem Erdgeſchofſe, wird vorgejehen: in Graz mit 6 m, in Prag mit 5 m, 
in Brünn, Bnaim, Iglau, Olmüß mit 8 m, Innsbruck mit 4 m. Sn 
Pola und in den Städten des Kronlandes Mähren nimmt die Größe 
der Lichthöfe mit der Höhe der Gebäude derart zu, daß die Mindeſt— 
ausmaße von 12 und 6 m? nur für die Berbauung mit zwei Gejchoffen 
über dem Erdgefchoß gelten, und für jeden Meter Mehrhöhe je 1m? bez. 
0.5 m? zuaufchlagen ift. In Brünn, Iglau, Olmüß, Znaim wird bie 
Gebäudehöhe an Höfen durch das Verhältnis H=uB, in Meran H=B 
begrenzt. 

Den modernen Anjchauungen in Bezug auf Hojanlagen durchweg 
Rechnung tragende Vorfchriften findet man in den Entwürfen für Wien 
und Prag: Zonenweije abgejtujtes Verhältnis von Hofbreite zur Höhe 
bei Hauptfenjtern, wobei im Falle der Wiederverbauung von Baugründen 
und bei Zufammenlegungen von Hofflächen Erleichterungen eingeräumt 
find. Unterfchieblich find fie nur in der Trage, ob die Höhe jener Ge- 
bäudewand, in welcher die Hauptfenfter angebracht find, oder die gegen» 
überliegende der Berechnung zu Grunde zu legen jei; erfte Berechnungsart 
findet fi im Magiftrats-Entwurfe und wurde auch vom Ingenieur- und 
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Architekten-⸗Vereine beibehalten; im ftabtbauamtlichen Entwurfe die andere. 
Diefer beftimmt auch die zweite Hofdimenfion nicht wie die zwei übrigen 
Entwürie mit 8 m, jondern mit 4 m. Der Magiftrat und ber dfterr. 
Angenieur- und Arcitelten-Berein, jowie das Stadtbauamt haben folgende 
Berhältniffe bezüglich der Hofbreite zur Gebäudehöhe vorgeichlagen, und 
zwar bei bisher nicht bebauten Gründen 


in der 1. Bone: B= !aH, 
« = 2. Bone: B = ®isH, 
: « 3, Zone: B=H, 
:» = 4& Bone: B=H, 
s «= 5. Bone: B=H. 


Bei MWiederverbauungen treten folgende Ermäßigungen in Kraft: 
B=!4H reſp. YaH, "eh, V2H und '/sH. Nach Anſicht der Magiitrates 
und des Stadtbauamtes bleiben diefe Maße bei Hofigemeinjchaften (die 
nur in Verbindung mit grundbücherlicher Sicherftellung ftatthait find), 
aufrecht, während der dritte Entwurf eine Hofgemeinſchaft nur in der 
1. und 2. Bone, und zwar mit B= ®/sH refp. B=H zuläßt. 

Der Entwurf einer neuen Bauordnung für Prag jei hier kurz 
bejprochen ; er verdient deswegen eine bejondere Erwähnung, weil er 
neben der zomenweilen Abftufung der in Rede ftehenden Gebäudehöhe 
(1.3one: B=!sH, 2. Bone: B = */sH, +3. Zone: B=H) ein nit 
abgeftuftes, progentuelles Verhältnis zwifchen verbauter Fläche und Hof- 
fläche von 250 beantragt. Die Ermittelung der Gebäudehöhe ſoll in 
der Weife vorgenommen werden, daß die dem Hauptienfter gegenüber 
liegende Wand zur Bafis der Berechnung dient injolange, ala diefelbe 
auf dem eigenen Grunde fteht; gehört die gegenüberliegende Wand aber 
zum Nachbarhaufe, dann würde die Höhe der eigenen Yenfterwand maß— 
gebend jein. 

Hofgemeinichaft. - Bemerkenswert ift die Beſtimmung des— 
jelben Entwurfe® im S 132: „Bei der gejchloffenen Bauweiſe jind ge- 
meinschaftliche Höfe anzulegen.” Der kategorifche Imperativ erfährt eine 
merkwürdige Interpretation im Motivenberichte, in welchem es heißt: ... 
„Soll die Errichtung gemeinjchaftlicher Höfe ala Regel gelten“. Dieſe 
drafonifche Verordnung wird nur jchädlich wirken; die Baupolizei-Or- 
gane, denen zum befferen Verftändniffe des Geſetzes der Motivenbericht 
zum Studium empfohlen werden wird, werden durch die in praxi fich 
ergebenden Schwierigkeiten bei Auslegung der Geſetzesſtelle, fich auf den 
Bericht ftübend, folcher Art aus des Geſetzes Regel die Ausnahme machen. 
In den Entwürfen für Wien wird bei Hofgemeinſchaften eine Erleichterung 
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dadurch eingeführt, daß in diejem alle für die Gebäudehöhe nicht die 
für die betreffende Zone im allgemeinen giltige Beftimmungen in Krait 
treten, jondern jene für die nächfte Zone. Die derzeit in Geltung 
jtehenden Bauordnungen fprechen nur principiell die Möglichkeit aus, 
daß bei Hofgemeinjchaiten das Ausmaß der unverbaut bleibenden Fläche 
verringert werden fann. 


IV. Beſchränkungen hinſichtlich der zuläſſigen 
Geſchoſſe. 


Mindeſtgeſchoßzahl. Wichtiger als die in den vorhergehenden 
Abſchnitten erörterten Vorſchriften über die Höhe der Gebäude zur Straßen- 
und Hofbreite, find jene, welche fich auf die Feſtſetzung der höchſt zu- 
läſſigen Gefchoßzahl beziehen. Wohl nur aus äfthetifchen Gründen haben 
fich einzelne Bauordnungen dazu verjtanden, für Bauausführungen an 
Hauptverfehrsftraßen eine Mindeſt-Geſchoßzahl feſtzuſetzen, z. B. Linz, 
Wels, Urfahr, Gmunden, Krakau, Ried, welche über dem Erdgeſchoß 
noch mindejtens ein Geſchoß bedingen. 

Zuläffige Geſchoßzahl. Die meiften Bauordnungen begnügen 
fih mit der Fejtjtellung einer höchſt zuläffigen Geſchoßzahl, die für das 
ganze Gebiet gilt; in dem Städtebauordnungen beträgt fie dann ge- 
mwöhnlich vier Geſchoſſe über dem Parterre: in Klagenfurt, Graz, Prag, 
Brünn, Olmütz, Iglau, Znaim, Trieft, Pola, Laibach ꝛc. in den Land— 
bauordnungen (die auch für die fleineren Städte ohne eigene Bauord- 
nung Geltung befigt); drei über dem Parterre: Kärnten, Böhmen, 
Mähren, Vorarlberg, Schlefien, Niederöfterreich ıc. Die in diefen Gel- 
tungsgebieten mit den Bauerleichterungen verfnüpfte Verminderung der 
Geſchoßzahl (in der Regel auf zwei über Ebenerd) ift, aus den auf Seite 258 
bejprochenen Gründen, nur von theoretiiher Bedeutung. Trient und 
Zirol gejtatten nur die Erbauung von drei Gejchoffen über Ebenerd, 
außer in den mehr als 20 m breiten Straßen, in denen um ein Gejchof 
mehr gebaut werden darf. Eine ſyſtematiſche Gliederung unter Zugrunde- 
legung der gejchloffenen und offenen Bauweiſe führt Meran und Inns- 
brud durch; in beiden Städten können in den Vierteln mit erjterer 
Bauweiſe drei, in den mit leßterer zwei Gefchoffe über dem Ebenerd er- 
richtet werden. Nach der gegenwärtig geltenden, durch Novellen ergänzten 
Bauordnung von Wien beträgt die zuläffige Geſchoßzahl in der inneren 
Stadt und an den Hauptverkehräftraßen der Bezirke II—IX fünf, wobei 
eine Unterteilung des Parterre ſtatthaft iſt (ob diefe Wohnzwecken dienen 
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darf, ijt in der Bauordnung nicht gejagt). Die übrigen Zeile diefer Be— 
zirte und die Hauptverfehräftraßen der äußeren Bezirke fönnen mit vier Ge— 
ihoffen über dem Ebenerd verbaut werden; im Wohnhauspiertel find nur 
zwei Gejchofie erlaubt. Einen weiteren Ausbau erfährt das Syftem in den 
Entwürfen einer neuen Bauordnung für Wien, nach denen im allgemeinen 
in der 1. Zone jeche, der 2. fünf, der 3. vier, der 4. und 5. drei Geſchoſſe 
zuläſſig fein jollen; daß der Entwurf des Stadtbauamtes für die 5. Zone 
eine größere Geſchoßzahl ala für die 4. annimmt, ift zu loben. Die 
5. Zone ift Jmduftrieviertel; die Mieter der Wohnungen werden 
daher beinahe ausschließlich dem Lohnarbeiterftande angehören. Die Bau- 
foften von Arbeiterhäufern werden durch die teueren, in Wien üblichen 
Baufonftruftionen, gegen anderwärts wejentlich höhere: zudem betragen 
die Abgaben rund 40 %o vom Bruttozinje. Sollen die Mietpreife der 
für die minderbemittelte Bevölkerung zu jchaffenden Wohnungen der wirt: 
Ichaftlichen Yage derjelben angemeffene werden, muß man fich zu einer 
intenfiveren Ausnutzung des Baugrundes verftehen, die, weije begrenzt, 
ein Kompromiß zwiſchen Hygienifchen Anforderungen und focialer Not- 
wendigfeit darſtellt. Wir glauben, daß eine Verbauung mit vier Ge— 
ſchoſſen von beiden Geſichtspunkten als zuläffig befunden werden könnte. 
(Der Entwurf gebt mit der Zulafjung auch noch eines 5. Geſchoſſes 
zu weit.) 

Über die, die zuläffige Geſchoßzahl betreffenden Vorſchläge des Ent- 
wurfes für Prag ift auf Seite 259 das Ginfchlägige zu entnehmen. 
Ergänzend zu diefem Entwurfe, fowie zu den öfterreichifchen Bauordnungen 
im allgemeinen ſei bemerkt, daß Unterteilungen eines Gejchoffes meiftens 
nur fallweife zu gejtatten find, dann aber in die zuläffige Geihoßzahl 
eingerechnet werben. 

Dahwohnungen und Souterrainräume. Dagegen werden 
zum dauernden Aufenthalte von Menjchen im Dachraume oder unter 
dem Erdgeſchoß angelegte Räume nicht in die Geſchoßzahl einbezogen. 
Dahwohnungen find in Wien, Steiermark ausnahmslos unterjagt, ın 
Trient, Krakau, Lemberg, Schlefien in einzelnen Fällen ausnahmsweiſe 
zuzulaffen. Ginichräntende Beitimmungen haben die Bauordnung bon 
Mähren, jowie der Entwurf für Prag, welche die Anlage bewohnbarer 
Dachräume nur über dem 2., reſp. 3. Geſchoſſe (ausſchließlich Erdgeſchoß) 
ermöglichen. Alle übrigen geftatten Dahwohnungen, jtellen nur For— 
derungen feuerpolizeilicher Natur auf; allgemein wird die lichte Höhe 
diefer Räume auf 2.20—2.50 m ermäßigt. In allen Yällen, in denen 
Dahmwohnungen geftattet werden, fann der Dachboden feiner ganzen Aus— 
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dehnung nach Hierzu benußt werden. Die Entwürfe einer neuen Baus 
ordnung von Wien verbieten die Errichtung don Dahbodenwohnungen 
in der 1. und 2. Zone, laflen fie aber ala nicht anrechenbare Gefchofie 
in den anderen Zonen mit der Einfchränfung zu, daß deren Flächenaus— 
maß nicht mehr als ein Drittel der einzelnen Gebäubetrafte betrage; im 
entgegengefegten alle find fie als jelbftändige Geſchofſe in die zuläffige 
Geſchoßzahl einzubeziehen. 

Die Verwertung der unter dem Erdgefchofle liegenden Räume zu 
MWohnzweden, dann ala Werkftätten, Küchen und zu anderen untergeordneten 
Zweden wird von den Bauordnungen von Oberöfterreich, Kärnten, Vor— 
arlberg, Klagenfurt, Trient, Meran, Bozen, Prag, Brünn, Olmüß ꝛc. 
unter der Bedingung geftattet, daß die Deden der Räume um ein Mindejt- 
maß von 1.50 m (Linz und Wels ıc.) bis 1.75 m (Graz) oder wenigitens 
am die halbe Raumhöhe über dem angrenzenden Niveau fich befinden, daß 
für genügenden Licht und Luftzutritt geforgt und die Erdfeuchtigfeit ab- 
gehalten werde. Hierzu fommt in Prag, Brünn, Olmütz ıc. (fiehe ©. 18) 
die Bedingung einer Mindeft-Hofbreite, in Brünn, Olmüß, Iglau und 
Znaim bezüglich der gaffenfeit8 gelegenen; Räume jene einer Mindeſt— 
Straßenbreite von 15 m. In Oberöfterreih, Kärnten, Vorarlberg, 
Klagenfurt, Trient, Meran, Bozen, Trieft, Laibach dürfen Wohnungen 
im Souterrain nicht angelegt werden, wohl aber MWerkitätten, Küchen, 
Waſchküchen u. dergl., für deren Dispofition ähnliche Vorfchriften ge- 
geben find. Die Anlage von jelbitändigen Wohnungen im Souterrain 
Toll nach den Entwürfen für Wien ebenfalls ausgeſchloſſen fein; dagegen 

. fönnen einzelne, nicht ala Schlafräume oder fonjt zu länger dauernden 
Aufenthalte dienenden Räume unter Einhaltung der für die Belichtung 
gegebenen Vorfchriften zc. angeordnet werden. Überfteigt ihre Ausdehnung 
ein Drittel der verbauten Grundfläche, fo iſt das Souterrain in die zu— 
läffige Geſchoßzahl eingurechnen. Der Entwurf für Prag bejtimmt im 
S 98: „E83 darf in einem Haufe eine einzige folche (d. i. Souterrain-) 
Wohnung, welche außer der Küche höchitens zwei Zimmer enthalten darf, 
errichtet werden.“ Die Gründe, warum die Vorichläge für Wien in 
Bezug auf die Einfchränkung der für ſolche Wohnung beranziehbaren 
Fläche gerechter und empfehlenswerter find, bedürfen feiner Erwähnung. 


V. Aborte, Entwäjlerung, Waflerverjorgung. 


Don dem Ziele, das Stübben und Schilling (j. oben S.237) als das er- 
jtrebengwerte bezeichnen: die Beichaffung diefer Anlagen getrennt für jede 
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einzelne Wohnung, ift man in Öfterreich noch viel weiter entfernt, ala im 
deutjchen Reich. 

Aborte. Berlangt doch die Bauordnung für Galizien aus dem 
Sabre 1899 die Anlagen von Aborten „in der Regel”, räumt aber der 
Baubehörde gleichzeitig das Recht ein, den Bauherrn von diefer „Pflicht“ 
über fein Anfuchen zu entheben. Sieht man von den Bauordnungen 
von Prag, Brünn, Znaim, Olmütz, Iglau, Lemberg und Wien, in 
welchen mindeftens für je zwei Wohnungen ein Abort verlangt wird, 
ab, jo findet man, daß die Geſetzgebung fich mit dem Verlangen einer 
„entiprechenden” Anzahl begnügt hat. Die Aborte jollen „genügend“ Licht 
und Luft erhalten, von Vorratskammern durch genügend ſtarke Mauern 
getrennt und auch nicht unterhalb dieſer Räume angeordnet fein. Den un- 
mittelbaren Anſchluß von Aborten an bewohnbare Räume und Küchen ver- 
wehrt feine der in Kraft ftehenden Bauordnungen; anders die Entwürfe 
für Wien und Prag, die ſolche Anlagen ausgeſchloſſen wiffen wollen: 
die Zahl der Aborte wird dahin geregelt, daß für jede Wohnung, welche 
aus Küche und zwei oder mehr Zimmern befteht, oder für je zwei fleinere 
Wohnungen je ein Abortfiß vorhanden ſei; wenn die Aborte mit Waffer- 
ſpülung Licht und Luft aus Lichtichächten erhalten, haben dieje in der 
1. Zone mindeftend 4 m?, in den übrigen aber mindeftens 6 m? groß 
zu fein; Aborte ohne Waflerjpülung dürfen an Lichtichächte überhaupt 
nicht angeichloffen werden. 

Waſſerverſorgung. Die Fürſorge der Bauordnungen mit 
Bezug auf die VBerforgung der Häufer mit Wafler beſchränkt fih auf 
die Forderung, daß womöglich für jedes Haus ein eigener Brunnen an- 
zulegen ſei. Selbſt für eine Stadt wie Wien, die bekanntlich eine aus— 
gezeichnete QDuellenleitung befißt, begnügt fi die Bauordnung, ja 
auch die mehrfach citierten Entwürfe für eine folche, mit der "Forderung, 
daß jedes Haus mit Wafler zu verforgen jei. Das Verlangen, jeder 
Wohnung eine eigene Wafferentnahmeftelle, wie dies bei einer jtädtijchen 
MWafjerleitung möglich und wünfchenswert wäre, zu geben, wird auch in 
diefen Entwürfen nicht aufgeftellt. 

Gntwäfferung Die Abfuhr von Schmutzwäſſern, häuslicher 
Adfallitoffe und Niederfchlagswäfler wird in den öfterreichifchen Bauord- 
nungen nur in allgemeinen Zügen geregelt; die Detailbeftimmung, je 
nad dem ortsüblichen Syfteme der Anjammlung und Abfuhr, gehört in 
den Wirkungskreis der mit der Handhabung der Baupolizei betrauten 
Lokalbehörde. Auch die Entwürfe für Wien und Prag gehen in diefem 
Punkte über diefe Grenze faum hinaus. 
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VI Termin für die Benugungsbewilligung. 


Die Intereffen wirtichaftlicher Natur auf Seite der Bauherren, zumeijt 
jener Kreiſe derjelben, die der Baufpekulation obliegen, haben darnach 
geitrebt, das Gebäude in ber fürzejten Zeit feiner Benugung zuzuführen. 
So begründet diefe Beftrebungen von diefem Gefichtspunfte aus jein 
mögen, wird fich doch nicht verfennen laflen, daß Ddiejelben an dem 
Punkte, an dem fie heute angelangt find, mit den Forderungen der 
Gejundheitslehre bereits in Konflikt geraten find. Die Aufgabe, zwiichen 
diefen widerjtreitenden Intereſſen vermittelnd einzugreifen, die Interefjen 
der öffentlichen Wohlfahrtöpflege nicht weiter zu gefährden, fällt unftreitig 
den Bauordnungen zu; die meiiten derjelben find fich diefer Aufgabe noch 
nicht bewußt. Im allgemeinen wird die Angabe eines beitimmten Zeit» 
punftes, wann nach vollendeter Bauführung die Bewilligung zur Benugung 
gegeben werden dart, vermieden; er jteht der Behörde ganz frei. Der— 
jelben obliegt allerdings die Prüfung des Bauzuftandes, der ein 
„trodener und gefundheitsunfchädlicher” jein muß. Wie wenig aber dieje 
allgemein gehaltene Borjchrift in der Praris den Intereſſen der Gejund- 
heitspflege zu entiprechen vermochte, ergiebt fich aus der Thatſache, daß 
der Stadtrat von Prag im Berein mit mehreren anderen Gemeindes 
. bertretungen (die vermöge ihrer baupolizeilichen Funktionen diefe Prüfung 
durch ihre Organe zu beforgen haben) um genauere Beitimmungen felbit 
nachgeiucht haben; fie forderten, daß die Benußung eines Baues nicht 
mehr in demjelben Jahre, in welchem er begonnen wurde, erfolgen dürfe. 

In dem Entwurfe der neuen Bauordnung für Prag fand dieje weit- 
gehende Forderung nicht Aufnahme. Der Termin für die Erteilung der 
Benubungsbewilligung wurde bei Gebäuden bis zu einem Geſchoß über 
dem Ebenerd mit mindejteng ſechs Monaten, bei mehritödigen aber mit 
mindeitens neun Monaten vom Zage der Rohbaubeichau vorgeichlagen ; 
hierzu kommt die jernere Beitimmung, daß bei Gelegenheit der Rohbau— 
bejchau der Zeitpunkt, an welchem mit Herjtellung der Verpußungsarbeiten 
begonnen werden darf, behördlicherfeits feſtzuſetzen wäre. Diefe Pojtulate 
gehen jomit weiter als jene, die v. Gruber in den „Anhaltspuntten für 
die Berfaffung neuer Bauordnungen“ aufſtellt. Dieſelben verlangen (S. 140) 
bei Zu-, Neu» und Umbauten in der Regel einen jechsmonatlichen Termin, 
der bei Wertigitellung des Rohbaues im Frühjahre oder anderen dafelbit 
angeführten Bedingungen, bei Miethäufern von drei oder mehr Geichoflen 
auf fünf, bei Gebäuden mit geringerer Geichoßzahl auf vier ermäßigt 
werden fann. Cine weitere Abkürzung dieſes Termines will v. Gruber 
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dann eintreten laffen, wenn der Verpuß nachgewiejenermaßen nicht mehr 
ala ein bis zwei Prozent Wafler enthält. Die Entwürfe einer neuen 
Bauordnung Für Wien jeßen den Termin mit vier Monaten für alle 
Bauführungen feit, ausgenommen Souterrainräume, für die ein jeche- . 
monatliches Intervall zwijchen Rohbaubejhau und Benußung reip. Be- 
wohnung eintreten jol. Wenn aber die Berpußberftellungen big Ende 
Dktober nicht beendet wären, iſt die Benußungsbewilligung erft im 
nädjten Frühjahre zu erteilen. Dieje lete Beftimmung findet fich bereits 
in der Bauordnung für Graz (1883), Stadt Salzburg (1886). In 
Lemberg dürfen Gebäude in demjelben Jahre nicht bezogen werden, in 
‚dem mit dem Baue begonnen worden tjt. 

Die Landesbauordnung für Steiermark jtellt außer den oben er- 
mwähnten noch den weiteren Grundjag auf, daß Neubauten, deren Rohbau 
im Herbſte vollendet wurde, deren gänzlicher Berpuß aber erſt bis Ende 
Juli des folgenden Jahres zu ftande gebracht werden konnte, nicht dor 
Anfang Oktober bezogen werden dürfen. 


VI. Arbeiterhäuſer. 

Nur einzelne der vorhandenen Bauordnungen berühren den Bau 
von Arbeiterhäufern („Kleinhäuſern“), indem fie für diefe die Zulaffung 
von Bauerleihterungen ausjprechen. Wie wenig diefe Zugeftändniffe den 
Bau ſolcher Objekte zu begünjtigen geeignet find, geht aus den Aus— 
führungen des Referates Seite 258 hervor. Die Bauordnungen von Wels, 
Linz, Urſahr und Gmunden dehnen die Verwendung von Riegelwänden 
bei Heritellung von Arbeiterhäufern über das ſonſt zuläffige Maß aus. 
Don Wert kann dies nicht fein, weil die Erhaltungstoften ſolcher Kon— 
ftruftionen, die infolge des dortigen Klimas befonders hohe fein werden, 
den nur etwas niedrigeren Geftehungspreis gegenüber maffivem Mauerwerf 
zu nichte machen. Die Städte Wien und Prag werden auch nach Ans 
nahme der Bauordnungs- Entwürfe einer befonderen, baugefeßlich geregelten 
Fürforge für Arbeiterhäufer entbehren; ein Mangel, der im Hinblid auf 
die große Zahl der dem Lohnarbeiterſtande angehörigen Einwohner als eine 
empfindliche Lücke diejfer Entwürfe bezeichnet werden muß. 


vm. Schlußwort. 

Nicht jo rüdjtändig, ala ſich im wejentlichen die Baugejeße Dfter- 
reich® in Bezug auf die Forderungen der Geſundheitslehre zeigten, ift 
dad Baumeien jelbit. Die Abnahme der Berbauungsdichtigfeit vom 
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Stadtinnern gegen die Peripherie Hat fich in großen wie in den Eleineren 
Städten von jelbjt ergeben; daran mag ein gewifler naiver Sinn, ein 
inöbejondere den Bewohnern der wejtlichen Provinzen eigentümlicher 
Hang nach einem behaglichen Dafein teilhaben. Im Zuſammenhang 
damit find im Umkreiſe aller größeren Städte Gebiete vorwiegend mit 
Billen und Landhäufern bebaut worden. Dieje mehr zufälligen Beitrebungen 
in gejeglich geregelte Bahnen zu lenken, wird in den nächiten Decennien 
die Aufgabe der Bauordnungen jein. An Bemühungen nach dieler 
Richtung fehlt es nicht; eine Reihe von Gemeinden ift an diefe Arbeit 
durch die Aufſtellung von General-Regulierungsplänen bereit® heran— 
getreten. In Wien und Prag hat man erfannt, daß die Schaffung neuer 
Bauordnungen Hand in Hand mit der Einteilung des Gemeindegebietes 
nad) Gebäudegatiungen, Zonen zc., kurz mit der Schaffung des Generals 
Regulierungs- und General-Baulinienplanes gehen muß, ſoll nicht eins 
oder da8 andere oder beides gleichzeitig Stüdwerf bleiben. Die im vor- 
liegenden Berichte befprochenen Entwürfe neuer Bauordnungen beider 
Städte haben die erfreuliche Thatſache gezeigt, daß in denjelben die 
Forderungen der Gejundheitälehre in einer beiriedigenden Weiſe zur 
Geltung gelommen find. Auch andere Städte, wie Bielit, Biala, Olmüs, 
Laibach, Zeichen ꝛc. find daran gegangen, General »Regulierungspläne 
aufzuftellen; wenn Hier die Neuordnung des Bauwejens noch ausjtändig 
ift, Liegt der Grund Hauptfählich in der fchon gefchilderten vielfachen 
Kompetenz, welche bei Erlafjung von Bauordnungen zu überwinden ift. 
Man möge fich aber vor einem Grundübel des bisherigen Bauordnungs- 
wejeng in Zukunft hüten: der Ausdehnung von ein und derjelben Baus 
ordnung auf nicht gleichartige Geltungsgebiete. 


Das Mietrecht in Deutichland. 


Don 


Stadfrat Dr. Flefch und Rechtsanwalt Dr. Birndorfer 
in Frankfurt a. M. 


18* 


I. 


Beſteht überhaupt ein Zuſammenhang zwiſchen dem privaten 
Mietrecht und der Wohnfrage? Die Antwort hierauf dürfte auch 
in der heutigen Zeit — welche den Einfluß der Privatrechtsnormen auf 
die Wirtſchaftsverhältniſſe zugiebt — vielfach verneint werden. Auf 
ſocialdemokratiſcher Seite iſt man überhaupt geneigt, das pofitive Recht 
einfach als eine Folgeerſcheinung der jeweiligen Volkswirtſchaft anzuſehen, 
und die Thatſache zu ignorieren, daß das Recht, eben weil es erzwingbar, 
weil ſeine Vorſchriften von allen befolgt werden müſſen, doch auch 
im ſtande iſt, in das Spiel der wirtſchaftlichen Faktoren beſtimmend ein— 
zugreifen. Aber auch im nichtſocialdemokratiſchen Lager — die Grenzen 
haben ſich allerdings in den letzten Jahren erfreulicherweiſe ſehr ver— 
wiſcht — iſt man vielfach geneigt, die Bedeutung des Privatrechts für die 
MWohnungsfrage zu überiehen. Wer die moderne Wohnungsnot in erjter 
Linie für eine Baufrage erflärt, mag er fie im einzeluen ala Frage 
des Städtebaues, ala Trage der Bauordnungen, oder ala 
Frage der Baumeife (Einzelhaus oder Miethaus) betrachten, der wird 
das bloße Mietrecht, die rechtliche Ordnung der Beziehungen zwifchen 
Mieter, Vermieter und Mitmietern für wenig wichtig halten. 

Yın Gegenjag Hierzu werden diejenigen, welche die Schäden unjeres 
MWohnungsweiens mehr auf privatrechtliche Momente zurüdführen, — 
mögen fie das Privateigentum am Grund und Boden, die Wohnfrage 
ala Zeil der Bodenreform, oder das unvollkommene Recht des 
Arbeitövertrages, die Wohnfrage ala Lohnfrage in eriter Linie ver- 
antwortlich machen — fchon eher geneigt fein, die Bedeutung auch anderer 
privatrechtlicher Momente anzuerkennen. 

Und jo find aucd die Verfaffer diejes Aufſatzes der Anficht, daß, 
folange nicht nur die Produktion eines wirtjchaitlichen Gutes, ſondern 
auch die Verteilung desjelben an die feiner Vedürfenden nad) privat- 
rechtlichen Grundfäßen erfolgt, — anders, als dies 3. B. in Städten 
vielfach bei Bereitftellung und Lieferung des Waflerd, des Gajes, der 
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Transportgelegenheiten ꝛc. der Fall ift —, eben aud die Sätze des 
pofitiven Rechtes, auf Grund deren fich der Einzelne in den Beſitz des 
Gutes ſetzen und in deflen Genuß behaupten fann, volkswirtſchaftlich 
von größter Bedeutung find, namentlich auch deswegen, weil das Recht, 
nach dem fich die Verteilung des Gutes regelt, indirekt auf die Produktion 
besjelben einwirkt. Die Neigung zur Produltion des Gutes — hier der 
Wohnungen iſt ftärfer oder ſchwächer, je nach dem Recht, Durch 
das die Verfügung über Wohnungen erlangt und begrenzt wird, d. 5. 
dem Mietrecht. 

Freilich kommt bei Berteilung der Wohnungen ſofort eine Frage 
der Produktion der Wohnungen in Betracht, die, jo offenfichtlich fie 
auch ijt, gewöhnlich nicht genügend gewürdigt wird. Die enorme Er- 
leichterung des Verkehrs, die das 19. Jahrhundert gebracht, hat viele 
gleichartige wirtichaftliche Probleme — übermäßige Nachfrage nach wirt— 
ichaftlichen Gütern gegenüber zu geringem örtlichen Angebot — gelöjit. 
Sie hat insbefondere das michtigfte hierher gehörige Problem — die 
Nahrungsmittelnot — beſeitigt. Durch die Schnelligkeit und 
Billigfeit des Transportes ift hier die Möglichkeit eines Ausgleichs jo 
lange gegeben, als irgend ein noch jo entfernter Plaß auf der Erde feinen 
Überihuß an Wirtfchaftsgütern an den darbenden Ort abgeben fann. 
Nur die Wohnungsirage fann durch die Verfehrserleichterung nicht 
gelöjt werden, denn die Wohnung ift nicht trangportabel. Der bei bemeg- 
lichen Gütern fich leicht vollziehende Ausgleich verfagt bei der Wohnung, 
während die durch die DVerfehräfteigerung immer mehr verjtärfte Be— 
weglichkeit der Bevölkerung den Zujammenfluß großer Menjchenmaffen 
an einzelnen Orten begünftigt und dadurch die Wohnungsnot vielfach 
geradezu hervorruft. Hierdurch erklärt fich, warum die Geichichte früherer 
Zeiten uns jo viel von Hungerdnot, fo wenig von Wohnungsnot be- 
richtet, während die Neuzeit von Hungerönot nur ganz vereinzelt und nur 
in verfehrsarmen Gegenden, dagegen jehr viel Wohnungsnot, und dieſe 
gerade in verfehräreicher Yage, kennt. Hieraus folgt auch, daß, weil und 
lolange der Berfehr den MWohnungsmangel eines Ortes durch den 
Wohnungsüberfluß eines Ortes nicht ausgleichen fann, diefer Mangel 
nur zu heben iſt durch die Produktion von Wohnungen am Ort 
des Mangel oder durh Berminderung der ortsanweſenden 
Bevölkerung bezw. durch Berhinderung des Zuzugs. Ein 
Zufammenhang der Wohnungsnot mit der Freizügigfeit 
bejteht alfo. In einem Staatsweien, in welchem durch Fernhalten der Ein- 
wanderung nach übervölferten, alfo zeitweile wohnungsarmen Orten die 


Das Mietrecht in Deutichland. 279 


Nachfrage nah Wohnungen zeitweife verringert werden könnte, und in 
welchen umgefehrt ein Zuftrom der Bevölkerung nach Orten mit über- 
zähligen Wohnungen angeordnet werden fönnte, würde die Heutige 
MWohnungsfrage nicht beitehen, — dafür freilich andere, nicht weniger 
ſchlimme fociale Übel. Kann aber dieje Eifenbartsfur gegen die Woh— 
nungsnot nicht angewendet werden, jo muß freilich die Bejeitigung des 
focialen Mißſtandes hier, anders als bei Mangel an Nahrungsmitteln 
Wafler, Induſtrieprodukten ꝛc. auf dem Wege rein lofaler Güter- 
produftion verfucht werden, und diefer Weg wird naturgemäß jchwieriger, 
wo die Produktion ſelbſt erichwert iſt. Das ift aber fpeciell bei der 
Wohnung injofern der Fall, ale Grund und Boden nur in beichränftem 
Maße vorhanden iſt, und felbit in diefem beichränkten Maße der Wohnungs- 
produftion, d. h. der Produktion billiger, für die große Maſſe erreichbarer 
Wohnungen, nicht immer nußbar gemacht werden kann. Der größte Teil 
des Grund und Bodens ift im Privateigentum, und niemand kann den 
Privateigentümer zwingen, fein Gelände dem Wohnungsbau, geichweige 
denn dem Bau fleiner Wohnungen zu erichließen, wenn er ſelbſt in 
jeinem Privatintereffe die Sperrung des Geländes vorzieht. Während 
in Rom die Sperrung der Getreidezufuhr ala Wucher durch die lex Julia 
de annona verboten war, während das preußilche Landrecht dem Staate 
das Recht zufpricht, bei entjtehendem Getreidemangel den Befigern von 
Getreidevorräten einen Zwangsverkauf zu einem eventuell durch 
Taratoren teftzufegenden Preis aufzugwingen (A.L.R. 1, 11, SS 7 und 8), 
behandelt man noch -heute die Sperrung des Baugeländes nad) dem 
Grundjage qui iure suo utitur, neminem laedit. Gine analoge Aus- 
dehnung der römijchen Getreidegefege auf den „Bauplagwucher“ würde 
einem Sturme der Empörung begegnen. Hat doch jelbit die nach dem 
Oberbürgermeiiter von Frankfurt a. M. benannte lex Adickes, die nur 
eine Zwangstonfolidierung des Baugeländes erftrebte, bei ihrem eriten 
Gricheinen im preußiichen Abgeordnietenhaufe jeitens aller Parteien ein« 
mütige Ablehnung erfahren, während fie neuerdings auch nur als eine 
durch die eigenartigen Frankfurter Verhältniſſe gerechtiertigte lex specialis 
vielleicht ericheinen dari. 

Solange aber feine Möglichkeit gefeßlihen Bauzwanges in 
focialer Richtung eriftiert, wird fich der Bau Kleiner Wohnungen im 
großen Maßſtabe nicht vollziehen. Der Grundeigentümer wird jein 
Gelände nur erjchließen, wenn er den Zeitpunkt möglichit günftiger 
Verwertung gefommen erachtet, der „gewerbsmäßige“ Bauunternehmer 
(einjchließlich des bauenden Grundeigentümers) wird lieber Gebäude mit 
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weniger Wohnungen für „beilere”, d. 5. zahlungsfähige Leute aufführen, 
die fich leichter und gewinnreicher verwerten lafjen, ala Häufer mit Eleinen 
Mohnungen, die fih nur an ein minder zahlungsfichere® und nicht fo 
ftabile8 Publitum vermieten und viel fchwerer verkaufen laflen. Und 
dies namentlich in den Zeiten von Mangel an Kleinen Wohnungen, der 
ftet3 auch einen Mangel größerer (mittlerer) Wohnungen zur Folge hat, 
weil diefe zum großen Zeil aus Not don dem Publitum der Kleinen 
Wohnungen bejeßt werden. 

Wie hier zu Helfen, wie die lofale Wohnungsproduftion zu ftärfen 
ift, ob durch Beteiligung der Gemeinden jelbit am Wohnungsbau (Be- 
amtenwohnhäufer), Schaffung von Erbbaugelände, Gröffnung ftädtifchen 
Baufredits, Unterftühung der gemeinnüßigen Wohnungsgejellichaften 2c., 
das liegt außerhalb des Planes diejer Arbeit. Feſt fteht, daß die Be- 
feitigung diefer Schwierigkeiten der MWohnungsproduftion eine der 
eriten Aufgaben foctaler Wohnungspolitif fein muß. Hier vermag die 
zielbewußte Thätigfeit der Gemeinden (planmäßiger Ankauf von Liegen- 
ſchaften; forgfältige Berüdfichtigung der Bedürfniffe des KHleinwohnungs- 
baues bei Aufftellung des Nlignements; Begünftigung der Benußung 
ftädtifchen Geländes durch Erbbau; Verkauf zu billigen Preifen an Ge- 
noſſenſchaften 2c.) vielleicht noch mehr als die Gejeßgebung, und Die 
Landesgejeggebung, nach der gegenwärtigen Verteilung der Kompetenz, 
immerhin noch mehr al3 das Reih. Man denke nur an Wohnungs- 
revifion, Normal- Bauordnung, Gejehgebung über Heranziehung der 
Anlieger zu Straßenkoften, Bauplaßjteuer ıc. . 

Falſch würde es indeffen fein, die Wohnungsfrage ausſchließlich 
von dieſem Gefichtöpunfte aus zu behandeln, und die Gejtaltung des 
Mietrechtes ſelbſt für einflußlos zu halten. Schon der Umjtand, daß 
die meiften Menſchen, namentlihd an Orten, wo die Wohnungsfrage 
brennend, nicht in eigenen Häufern wohnen, jondern um zu wohnen 
mieten müffen, dürfte jeden Socialpolitifer, der fi) mit der Wohnungs- 
frage befaßt, veranlaffen, auch dem Mietrecht jeine Aufmerffamkeit 
zuzuwenden. Die Thatjache, daß vielfach auch da, wo Wohnungen vor— 
handen, dennoch eine MWohnungsfrage eriftiert, weil die MWohnungs- 
bedüritigen zu arm find, um die vorhandenen Wohnungen zu nehmen 
(nicht Wohnungsnot, aber Wohnungsteuerung!), zeigt, daß auch noch 
andere Urfachen ala Lediglih der MWohnungsmangel einwirken. Gebt 
man bejonders gerade dieſer letzteren Erjcheinung nad, fo fonımt man 
mitten in das Gebiet juriftifcher Erörterung. Wohnungen werden ber» 
geftellt, aber nur folche, die fich auch unter dem geltenden Rechte Leicht 
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verwalten und leicht veräußern lafien, d. 5. größere Wohnungen 
in Häufern, die nur für wenige Yyamilien berechnet find. Häuſer mit 
kleinen Wohnungen werden nicht hergeftellt, weil fie niemand zu faufen 
wünjcht, und es wünjcht fie niemand zu faufen, weil das geltende 
Recht dem Vermieter Deren Verwaltung nicht erleichtert, fondern 
durch den allzu langiamen Mietprozeß, durch den Mangel an Beitim- 
mungen über die Berhältniffe der Mieter zu einander, über das zuläffige 
Maß der Vermietung und über die Pflichten des Vermieters erfchwert. 
Namentlih der Mangel von Beftimmungen über Vermieterpflichten be» 
wirkt, daß der rücfichtslofefte, gegen Übervölferung, Verwahrloſung des 
Hauſes ꝛc. gleihgültigite Vermieter das befte Geſchäft macht, d. h. den 
Grad der Rentabilität feftitellt, nach dem fich der Kapitalwert aller gleich- 
artigen Häufer bemißt, den alfo jeder Hausverfäufer feiner Preisforderung 
zu Grunde legt und den hiernach jeder Vermieter auch gegen jeine beffere 
Ginficht zu ergreifen gezwungen ift. Lex Adides oder andere Maßnahmen 
des Verwaltungsrechts, die dag vorhandene Gelände baureif machen jollen, 
genügen demnach nicht; mindeitens handelt es fich ebenfofehr darum, den 
Grundeigentümern jveciell den Bau feiner Wohnungen nabe zu legen. 
Der Hauptgrund der fie jebt hiervon abhält, it aber die läftige und 
unangenehme Berwaltung. „Verwaltung“ bedeutet aber „Bermietung“ 
und die Ordnung des Mietrecht iſt alfo für die Wohnungsfrage — was 
namentlich in neuerer Zeit vielfach überjehen wird — vollitändig gleich- 
wertig mit der Löſung der ftaatsrechtlichen oder verwaltungsrechtlichen 
Fragen (Erpropriation, Städtebau, Bauordnungen, Alignementgeieh- 
gebung 2c.). 

Dazu kommt, daß die Mieter die etwa vorhandenen Wohnungen 
vielfah gar nicht ordnungsgemäß benußen können. Bermietet werden 
leere Räume. Der Mieter jelbjt joll fie erit zur „Wohnung“ machen, 
indem er fie einrichtet. Viele Mieter vermögen das nicht, weil fie die 
zum Wohnen notwendigen Mittel durch Zwangövollitrefungen von Rechts 
wegen verloren oder diefe Mittel, darunter die zum Wohnen unentbehr- 
fihen Dinge freiwillig zur Beichaffung überflüfftger, zum mindeften im 
Verhältnis zur Wohnung überflüffiger Dinge verwendet Haben. In 
beiden Fällen tritt die Rechtsordnung in direfte Beziehung zur Wohnungs- 
frage. Im eriteren Falle wäre zu erörtern, ob unjer Zwangsvolljtredungs- 
teht, das ja im Princip die unentbehrliche Habe des Schuldners 
pfandfrei beläßt, diejeg Princip mit der nötigen Konfequenz durchgeführt 
hat; im zweiten Fall ift zu fragen, ob nicht auch in gewiffer Beziehung 
die unentbehrliche Habe vor dem Eigentümer ſelbſt, d. h. vor finnlofer 
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Berichleuderung durch den Eigentümer zu jchüßen ift. Öfters tritt endlich 
auch der Fall ein, dab die vorhandenen Wohnungen an die vor: 
handenen Nefleftanten nicht abgegeben werden, weil die Bermtieter 
fürchten, ſolche Mieter, wenn fie einmal eingezogen find, nicht oder nur 
mit Mühe und Koften wieder los werden zu fönnen und lieber die 
Wohnungen leer ftehen laffen. Hier tritt ebenfo wie bei der vorher 
erwähnten, für das mangelnde Angebot jo wichtigen Abneigung der Ber: 
mögenden gegen den Erwerb von Mietshäufern nochmals die Frage nad 
befferem Schuß der Vermieter gegenüber dem Mieter, ingbejondere die 
Frage nach jchleunigem und billigem Mietprozeß und rajcher 
Grefution in Ericheinung. 

Hiernah kann man jehr wohl zu der Annahne fommen, daß für 
die Linderung der Wohnungsnot vor allem die Schärfe des Mlietrechts 
von Einfluß ijt. Ein Mietrecht, das den Eingang der Rente nicht fichert, 
muß notwendig zu einer Verſchärfung der Wohnungsfrage führen. 
Andererjeit3 darf aber die Schärfe des Mietrechts der Rechtsgleichheit 
zwifhen Mieter und Bermieter feinen Abbruch thun. Der 
Mieter, der unvermögend und ohne fejten Erwerb ift, ift ſtets, — der Mieter, 
der in geordneten Berhältnifien lebt, wenigſtens dann — in einer thatjächlich 
ungünjtigeren PBofition als der Vermieter, wenn an einem gegebenen Ort 
und zu einer gegebenen Zeit Wohnungsmangel herrſcht. Man darf nicht, 
um dieſe zeitweife vorhandene thatjächliche Ungleichheit zu mildern, fie 
in eine juriftifch, alio dauernd feitgelegte verwandeln wollen. Und die 
Trage, ob unfer dem römifchen Recht entnommenes Mietrecht dieſe Rechts- 
gleichheit überall wahrt, drängt fich umfo lebhafter auf, als die Ordnung 
desjenigen Vertrags, den das römische Recht mit dem Mietrecht wejentlich 
übereinitimmend behandelt, des Arbeitövertrages, diefe Rechtögleichheit 
vermiſſen läßt. 

Daß die römifche locatio conductio operarum in ihrer Anwendung 
auf den modernen Arbeitsvertrag Rechtsungleichheiten zu Ungunften des 
locator herbeiführt, iſt heute allgemein auch in der Gejeßgebung aner- 
fannt. Der „Arbeitsvertrag“ zeigt deshalb bereits jeit längerer Zeit das 
Beitreben, fih aus dem „Dienitvertrag” als jpeciales Rechtsverhältnis 
herauszuſchälen und fich in wejentlichen Zeilen dem öffentlichen Recht 
unter Beichräntung der zivilrechtlichen Vertragsfreiheit zu unterjtellen. 
it nun dasjenige, was für die locatio conductio operarum, wenigſtens 
nach modernem Rechtsgefühl, richtig ıft, für die locatio conductio rei 
falſch? Bedeutet der Umitand, daß das B.G.B. den „Dienitvertrag” 
von der „Grunditücdsmiete” äußerlich geichieden Hat, dat das Syſtem 
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des römischen Rechts irrig? daß zwiſchen beiden Verträgen überhaupt 
feine Verwandſchaft eriitiert? Man muß diefe Fragen verneinen, jelbit 
wenn man fein unbedingter Anhänger des römischen Rechts if. Wenn 
das römische Recht Dienjtvertrag und Mietvertrag den gleichen Beſtim— 
mungen unterwirft, fo gejchieht dies, weil in beiden Berträgen der eine 
Kontrahent gegen Entgelt ein Nußungsrecht bier an der Perſon, 
dort an der Sache eines anderen erhält, nur daß in dem einen Vertrag 
der locator, im anderen der conductor der Nutungsberechtigte und der 
ftärfere Teil ift. Der Arbeiter, der aus dem Erlös der „Vermietung“ 
feiner Arbeitskraft leben muß, it genötigt, fich anzubieten und fich den 
Bedingungen, die ihm geftellt werden, zu fügen. Dies folgt aus feiner 
Vermögenälofigkeit. Bei der Sachmiete ift umgekehrt der Vermögensloſe 
zum Wohnen, d. h. zur „Miete einer Wohnung gezwungen. Gr muß 
wohnen, um zu arbeiten; er fann nicht arbeiten, ehe er wohnt. Der 
MWohnungsmieter bei einem wohlfituierten Haußeigentümer ift demnach 
ganz in der gleichen Lage, wie der Arbeitsluftige, der fich einem großen 
Arbeitgeber gegenüber die zum Schuß feiner Arbeitsfraft, feiner perjön- 
lichen Freiheit und feiner Kulturanſprüche erforderlichen Bedingungen 
fichern will. Während num aber der Gejeßgeber dem „Arbeiter“ durch 
Ipecielle Ausgeftaltung des Arbeitsvertrages in der oben geichilderten 
Weile entgegengefonmmen ift, hat er auf dem Gebiete der Wohnungsfrage 
bisher eine gleiche Tendenz nicht bethätigt, Freilich auch nicht bethätigen 
fönnen. Denn während bei dem „Arbeitsvertrag“ die Socialpolitif 
dem Geſetzgeber vorgearbeitet, ihm die Ideen gegeben hat, die er zu 
fodifizieren hatte, fehlte e8 bei dem Mietvertrag bis vor relativ wenigen 
Jahren an der gleichen jocialpolitifchen Arbeit. Erkennt man aber an, 
daß die Geftaltung des Mietrechts auf die Wohnfrage Einfluß übt, dann 
muß man in der Formulierung jocialrechtlicher Forderungen behufs 
legislativer Kodifizierung des Mietrecht? ein aktuelles Problem der 
Sorialpolitif erbliden. Auch bier wie beim Arbeitsvertrug wird es fich 
darum Handeln, die durch die wirtichaftliche Ungleichheit drohende 
Rechtsungleichheit im Wege öffentlich rechtlicher Befchräntung der Vertrags 
freiheit zu verhüten, oder, wenn fie eingetreten ift, auszugleichen. 


II. 


Selbſtverſtändlich aber kann gerade mit Rückſicht auf dieſes Ziel ein 
ſocialpolitiſchen Anforderungen entſprechendes Wohnungsmietrecht nicht 
von vornherein beſtimmte Rechte allen Mietern, bezw. allen Ver— 
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mietern oder gewiffe Schugmittel ganz allgemein beiden Kategorien 
verleihen. Eine jolche Normierung würde in der Abficht, dem wirtjchait- 
lich ſchwachen Mieter gegen den ſtarken Vermieter zu helfen, auch dem 
jtarfen Mieter gegenüber dem jchwächeren oder auch wirtichaftlich gleich 
ftarfen Vermieter Mittel in die Hand geben, die hinwiederum zu focialen 
Unzuträglichkeiten führen. Die gleiche Wirkung würden andrerjeit3 all: 
gemeine Normen haben, die den fchwachen Vermieter gegen den ftarfen 
Mieter ſchützen jollen. Die ganze Entwidelung drängt dazu wie bei 
dem Arbeitsvertrag zwiſchen Sleinmeiftern und Fabrifbetrieb jo hier 
zwiſchen „großen“ und „Eleinen“ Mietverhältniffen zu unterfcheiden und 
je nachdem bejondere Normen zu jchaffen. Dieje Erſcheinung iſt nicht 
neu, ja älter, als jelbjt manche jociale Reformer zu wiflen jcheinen. Die 
Nechtsgefhichte lehrt und, daß mit der Rezeption des römiſchen Rechts 
auch die locatio conductio operarum eingeführt wurde, daß diejes römische 
Injtitut aber Halt machte vor dem deutichen Gefinderecht, das fich bis 
zum beutigen Tag feine Sonderftellung zu wahren weiß. Dieſe Sonder- 
ftellung erjcheint heute ala eine Benachteiligung des Gefindes, das der 
Zudt der Gefindeordnungen unterliegt, deilen Pflichten zeitlich) und der 
Art nah nicht genau begrenzt find, das von der SKranfenverficherung 
ausgeſchloſſen iſt. Urfprünglich mag es ſich gerade umgekehrt verhalten 
haben. Der freie Arbeitsvertrag, die locatio conductio operarum war 
nicht nur praftiich weniger wichtig — infolge der unentwidelten twirt- 
ichaftlichen VBerhältniffe, des Mangels an Induſtrie und Handel, der auf 
das Zunftweſen begründeten gewerblichen Verfaſſung —, er war aud 
juriſtiſch, namentlich nach der Seite der Arbeiterintereffen Hin, weniger 
ausgebildet. Das Gefinderecht ficherte dem Gefinde dauernde Arbeit, 
Unterftügung in gejunden und franfen Zagen, Schuß im Haufe des 
Dienitherrn. So jehr auch jet gerade im Gejinderecht die Wohlthat Plage 
geworden, damals mußte das Arbeitsverhältnis des Dienftboten gegen- 
über den des freien Arbeiters ala cin befferes ericheinen. Die locatio 
eonductiooperarum war aljo von Anfang an für verjchiedene Arbeiter 
verichieden geordnet. Soll die gleiche jocialrechtliche Entwidelung auch bei 
der locatio conductio rei anjegen, die bisher insbejondere für alle Arten 
der Wohnraummietverträge gleichmäßige Beitimmungen hatte, jo muß aud 
bier eine gleiche Herausichälung der befonders ſchutzbedürftigen Mietverhält- 
niffe der wirtſchaftlich Schwachen Platz greiten. Nur daß dies bier be» 
deutend jchwieriger ift, ala bei der Dienftmiete. Juriftifch konnte der 
Arbeitsvertrag des modernen Rechts beſſer abgezweigt werden, weil 
wir ein gewerbliches Sonderreht und ein Sonderrecht des Handels in 
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ſehr ſcharf ausgeprägter Form (Gewerbeordnung, Handelsgeſetzbuch) bereits 
haben; der ausgeſchaltete Arbeitsvertrag konnte leichter ſocialpolitiſch 
behandelt werden, weil die wirtichaftlichen Kategorien, mit denen wir es 
hier rechtlich zu thun haben, jchärfer ausgeprägt find. Es giebt zwar 
„große“ oder „reiche” (Fabrikherren, Großfaufleute) und Heine Arbeit- 
geber (Kleinmeifter), aber e8 giebt feine „großen“, „reichen“ Arbeiter, 
e8 jei denn, daß man — den Begriff Arbeiter im weiteften Sinne ge- 
nommen — darunter auch die bejonders gut jalarierten Handlungs 
gehilfen höchiter Klaſſe rechnet, die indeffen das Handelsgeſetzbuch auch 
von focialpolitifchen Beitimmungen ausgenommen Hat. Im großen 
Ganzen gehören die Arbeiter der gleichen wirtichaftlichen Klaſſe an. Eine 
fociale Gejeggebung bat demnach — abgejehen von den eben erwähnten 
Beitimmungen des Handelsgeſetzbuches — lediglich die Unterjchiede zu 
berüdfichtigen, die durch die VBerfchiedenheit im Arbeitgeberkreife entftehen. 
Anders im Mietrecht. Es giebt große und Eleine Vermieter, große und 
fleine Mieter. Während bei dem Arbeitövertrag im allgemeinen zwei 
Kategorien gegenüberftehen (je nach der Kategorie der Arbeitgeber „große“ 
oder „Eleine” Arbeitsverträge) kann man bei dem Mietverhältnig vier 
Kategorien (1. großer, d. 5. wirtjchaftlich gut ftehender Vermieter, großer 
Mieter, 2. großer Vermieter, Kleiner, d. h. wirtjchaftlich ſchwacher Mieter, 
3. kleiner Vermieter, großer Mieter, 4. Kleiner Vermieter, kleiner Mieter) 
untericheiden. Dabei wird eine ſonſt vielfach befonders genannte Gattung 
der Bermieter abfichtlich unbeachtet gelaffen, nämlich der verjchuldete 
(große oder Heine) Vermieter, der lediglich Verwalter feiner Hypotheken» 
gläubiger ift, ebenjo wie bei der focialrechtlichen Behandlung des Arbeits- 
vertrag® der verjchuldete Arbeitgeber. Nicht als ob die Wiſſenſchaft hier 
achtlo8 vorüber zu gehen habe, weil es fih um ungefunde Verhältniſſe 
handle, deren Aufzehrung nicht durch focialpolitifhe Maßnahmen gejtört 
werden ſolle. Der verjchuldete Arbeitgeber, der fich durch Lohndrüderei, Be- 
Ichäftigung minderwertiger Arbeiter zc. wirtichaftlich zu halten fucht, und 
der überfchuldete Haugeigentümer, der die Mieter foviel wie nur möglich 
auszubeuten fucht, machen von den Vorteilen, welche die thatfächliche Inne— 
babung der Arbeitsgelegenheit oder des Hauſes gewährt, den rüdfichte- 
(ofeften Gebrauch; aber ihre juriftiiche Pofition jelbit ift feine andere 
als die der anderen Arbeitgeber oder Vermieter, die fi) in geordneten 
BVerhältniffen befinden. Ihre ökonomiſch Ichlimme Lage bewirkt nur, daß 
das wohlverftandene eigene Intereſſe, das andere ſonſt vom allzu jchroffen 
Mißbrauch der ihnen zuftehenden Rechte zurüdhält, bei ihnen verjagt. 
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Sie beweifen die Notwendigkeit gejelicher Begrenzung diefer Rechte; aber 
die Art der Begrenzung braucht für fie feine befondere zu jein. 

MWorauf ed ankommt, ift, daß ein Vermieter, dem nichts daran 
liegt, ob feine Wohnungen einmal vorübergehend leer jtehen, und ein 
Arbeitgeber, dem nichts darauf ankommt, ob ein beitimmter Arbeiter bei 
ihm arbeitet oder nicht, beim Abjchluß des Bertrages dem Mietluitigen 
oder Arbeitswilligen als die Stärferen, Übermächtigen gegenüberitehen. 
Das Recht, welches ihren Bertrag ordnet, muß, wenn ed Gleich— 
beit jchaffen und nicht die thatjächlich vorhandene Ungleichheit rechtlich 
fanktionieren will, diefer Berichiedenheit der öfonomilchen Pofition Rech— 
nung tragen; es ift gerecht nur, wenn ed außgleicht, nicht, wenn ea 
dem ökonomiſch Übermächtigen diejelben Beiugniffe verleiht, deren der 
Schwache zu feinem Schuß nicht entbehren fann. 

Bei dem Mietvertrag darf dieje Moment jogar noch weniger über- 
jehen werden als bei dem Arbeitsvertrag, denn beim Mietvertrag können 
die Korreftive, die fich Für den Arbeitsvertrag — nicht contra aber zu- 
nächſt jaft gänzlich praeter legem — entwidelt haben, faum wirkſam 
werden. Dieſe Korrektive find die Vereinigungen der Arbeiter und Unter: 
nehmer zu Verbänden behufs Wahrung ihrer befonderen Intereſſen, ferner 
die durch das Beſtehen jolcher Verbände ermöglichten Normaltarife und 
Arbeitsordnungen, endlich die Tarifverträge und Kollektivverträge. Die 
Arbeiter und die Arbeitgeber vereinigen fi zu großen Gruppen, dieſe 
Gruppen vereinbaren untereinander Bedingungen, die nicht nur für die 
zur Zeit beftehenden, jondern auch für jolche Arbeitsverträge angewandt 
werden jollen, die jeitens der in den Gruppen vertretenen Individuen 
während der Geltung des Tarifvertrags gejchloffen werden follen. Die 
Koalition giebt den Arbeitern die Macht, ihre Interefien im Arbeits- 
vertrag zur Geltung zu bringen, und fichert zugleich den Arbeitgeber bis 
zu einem gewillen Grade gegen die Schmußlonfurrenz derjenigen Gewerbs— 
genoſſen, die durch billige Löhne, Heranziehung ungelernter Arbeiter ıc. 
ihr Geſchäft zu machen wiffen. 

Das Zuſtandekommen jolcher gemeinjamer Feſtſetzungen, ſeien es 
einſeitig von einer Partei ausgehende oder vereinbarte bezw. auf Kollektiv— 
verirägen begründete, ſetzt aber ein lebhaftes Gefühl der Zuſammen— 
gehörigfeit voraus. Dies Gefühl ift bei den Arbeitern, den Großunter- 
nehmern und den Handwerkern vorhanden und führt zur Begründung 
der Gewerfichaiten, Jnduftriellenverbände, Zünfte ꝛc. Unter den Mietern 
und den Hauseigentümern fehlt es Taft gänzlich, kann fich auch bier 
nicht in gleichem Maße entwideln, weil das Mietverhältnis nicht in 
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gleihem Maße den ganzen Menſchen erfaßt wie das Arbeitsverhältnis, 
und weil die Intereſſen der Mieter wie des Hauseigentümers örtlich, 
zeitlich, und je nad) den übrigen Verhältniffen der Einzelnen verjchieden 
find. Die Grundbelißer-Bereine und die Mieter-Bereine können 
daher die Wohnungsfrage und das Mietrecht weit weniger beeinfluffen, 
als die Gewerkſchaften und beruisgenofjenjchaftlidhen Ber- 
bände das Arbeitöreht. Ja, während in den Berufsgenofienichaften 
naturgemäß die größeren Induftriellen mit ihrem Einfluß vorwiegen und 
dadurch vielfach diejenigen Belchlüffe herbeiführen werden, welche den 
Arbeitern — wenigitens joweit die Lohnhöhe in Frage fteht — am 
meiften entgegenfommen, werden in den Hausbeſitzer-Vereinen die gut» 
fituierten Hauseigentümer in der Regel fehlen. Ihr Hausbeſitz ift nur 
ein Zeil ihres Vermögens; fie haben fein Intereffe daran, gerade das 
Ginkommen hieraus bejonders zu jteigern. Das Übergewicht werden aljo 
vielfach gerade die rüdjichtälofeiten, zur Ausbeutung ihrer Pofition feſt 
entichlofienen Vermieter oder diejenigen ſelbſt notleidenden, wirtichaftlich 
ihwachen Erijtenzen haben, die den Mietern nicht entgegentommen wollen, 
weil fie es nicht können. 

Freiwillige Selbitbeichränfungen, wie fie ſich Humane Arbeitgeber, 
die unjere Zeit veritehen, jelbjt durch ihre Arbeitsordnungen! auf- 
erlegen, fommen zwar auch in einzelnen Mietverträgen namentlich mancher 
gemeinnügigen Baugejellichaften vor. Aber freiwillige Zugeitändnifje, die 
zudem noch nicht einmal die bedingte Autorität haben, welche die Ge- 
werbeordnung den Arbeitsordnungen größerer Unternehmungen verleiht, 
können die jet faſt gänzlich fehlenden gejeglichen Sicherungen der Kleinen 
Mieter nicht erjegen. 

Gerade für das Mietrecht ift alfo die Ergänzung durch das Geſetz, 
die Beitimmung der Minimalleiftung, die der Vermieter machen muß, 
und der Minimalanforderungen, die der Mieter gegen jeden Mitmieter 
bat, beionders erforderlih. Dieſe Beitimmung muß der Natur der 
Sache nach der jogenannten Übereinkunft der Parteien entzogen und des— 
wegen ausjchließlich unter den Schuß des öffentlichen Rechts geitellt fein; 


ı Als Beilpiel einer geradezu muftergültigen Arbeitsordnung — weitaus der 
beiten, die uns befannt iſt — fei die der Carl Zeiß-Stiftung in Jena genannt. Als 
Beiipiel eined Verſuchs, die Mieter zur Mitwirkung bei der Enticheidung von 
Streitigleiten unter den Mitmietern heranzuziehen, mögen bier (f. Anhang) die 
Beitimmungen über die Mieterausfhüfje Pla finden, welche die Aktienbaugeiellichaft 
für Heine Wohnungen zu Frankfurt a. M., die 3. 3. etwa 540 Wohnungen, in vier 
großen Baublocks, verwaltet, erlaffen hat. Allerdings find weder die Zeih-Stiftung 
noch die genannte Aftiengejellfchaft reine Erwerbäunternehmungen. 
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denn fie Hat nicht Rechte oder Intereffen des Hauseigentümers oder 
Mieters, fondern — ganz analog den fogenannten Arbeiterjhußgejegen — 
das Staatäwohl im Auge. Das Staatöwohl leidet darunter, wenn den 
Unbemittelten der Genuß der Wohnung, der einzig möglichen Unterlage 
des Familienlebens, verfümmert wird. Sole Minimalanforderungen an 
Wohnräume und Minimalficherungen der kleinen Mieter gehören nicht ins 
B.6.B., fondern ins öffentliche Recht, fönnen aber ebenjowohl durch Staats— 
gefeg ala durch Reichsgeſetz (Reichswohnungsgeſetz) erlaffen werden. 


II. 


Zur Zeit freilich entbehren wir derartiger Sicherungen der Kleinen 
Mieter faft ganz. Speciell dus B.G.B. unterjcheidet faum die Miete 
von Wohnungen und die don anderen Gegenftänden. Es behandelt in 
8 535 ff. die Wohnungsmiete, d. h. die Miete von Wohnräumen 
überhaupt, nur nebenſächlich, es Ipricht vornehmlich von der Grunb- 
ſt ücks miete. Erſt der lebte Paragraph des Titel „Miete“ (8 580) 
bejtimmt, daß die Vorjchriften über die Miete von Grundjtüden auch für 
die Miete von Wohnräumen und anderen Räumen gelten. Allerdings 
ift an einzelnen Stellen (3. B. $S 544, 570) von der „Wohnung“ die 
Rede, und unleugbar bat bei manchen Beitimmungen, obwohl von der 
„gemieteten Sache” oder dem „Grundſtück“ geiprochen wird, die Wohnungs- 
miete doch in erfter Linie vorgeichwebt. Indeſſen geht infolge der primären 
Behandlung der Grundftüdsmiete das Gejehbuch tet? von dem Gefichte- 
punkt aus, daß nur ein Mieter eriftiert. Der bei der Wohnungs- 
miete gewöhnliche, bei der Grundjtüdsmiete dagegen erceptionelle Fall 
einer Mehrheit von Mietern, die alle ihren Specialmietvertrag mit 
demjelben Vermieter und bezüglich desfelben Grundftüds haben, bat im 
3.6.8. feine Berüdfihtigung gefunden. Gerade Hier Liegen 
aber Mipftände vor, die hauptjächlich durch die privatrechtliche Geſetz— 
gebung zu bejeitigen find und die namentlich bei den wirtjchaftlich 
ihwächeren Mietern Hervortreten. Daß die Heinen Mieter in viel größerer 
Zahl zufammenwohnen, als die reichen Mieter bedarf feiner Ausführung. 
Daß die namentlihd in Großftädten (Mietkafernen) der Fall, ift 
Thatſache. Entitehen jchon dadurch mehr Berührungspuntte der. Haus. 
bewohner (Mieter) unter fich, jo tritt noch eine erhebliche und vom 
juriftiichen Gefichtapunfte (mit Rüdficht auf die häufigen Streitigkeiten) 
wichtigere Vermehrung diefer Berührungspunfte dadurch ein, daß gerade 
in den Wohnungen Eleiner Mieter die Zahl der gemeinjchaftlichen Räume 


Das Mietrecht in Deutjchland. 289 


(Txodenboden, Wajchküche, gemeinfamer Hausflur) größer iſt, und zwar find 
Dies gerade ſolche Räume, die im Haushalt des kleinen Mannes eine wejent- 
liche Rolle jpielen. Im Intereffe der Geſundheit, der Sittlichleit müßte ein 
Wohnungsgeſetz wohl die Gemeinfchaftlichkeit einzelner Räume (3. B. ge- 
meinfamer Aborte) verbieten, aber immerhin bleiben gemeinfame Räume, 
die nicht ausichließbar find. Der gegenwärtige Stand der Gejehgebung tft 
der, daß fein Mieter gegen den anderen (Mitmieter) Rechte oder Pflichten 
hat, überhaupt zu ihm in rechtlichen Beziehungen fteht. Der verlegte Mieter 
bat nicht das Recht, gegen den verlegenden Mieter vorzugehen, er muß 
fi) vielmehr an den Vermieter halten, der jeinerjeitö auf den verlegenden 
Mieter regredieren muß. Wohl mag gegenüber dem römischen Recht 
dadurch etwas geändert jein, daß der Mieter jet Befigrecht hat ($ 868, 
B.G. B.). Kraft desjelben mag er Bejigftörungen jeitens anderer, 
auch der Hausbewohner, abwehren können, aber nur, wenn ſolche auf 
verbotener Eigenmacht beruhen ($ 862, B. G. B.). Der Befitichug 
verfagt bei Rechtskolliſionen. Wo es fih um gemeinjchaftliche 
Benupung gewiffer Hausräume handelt, würde noch eher mit den Vor— 
jchriften über die Gemeinſchaft (B.6.B., S 741 ff.) zu Helfen fein. Treten 
die Rechtskollifionen aber bei anderer Gelegenheit auf (Störung des 
Mieters durch geräufchvolles Verhalten der Hausbewohners, übermäßiges 
Klavierjpiel, lautes Singen 2c.), To bleibt dem Mieter nur der Weg zum 
Hausherrn. 

Ein ſolcher Zuſtand führt Mißſtände, Benachteiligung des wirtſchaft— 
lich ſchwächeren Teiles herbei, denn der Vermieter iſt kein Richter. Er 
entſcheidet nicht, ſondern muß eventuell ſelbſt die Hilfe des Gerichtes an— 
rufen; er muß nicht wie der Richter nach objektiven Grundſätzen verfahren, 
iondern er fann und wird fich von feinen Interefjen leiten lafjen. Will 
er den ihm perjönlich naheftehenden oder pekuniär ihm wichtigeren Mieter 
jeine Rechtöverlegung nachjehen, jo kann er e8 thun, wenn dabei auch 
die Rechte anderer Mieter, die dem Herzen oder dem Geldbeutel des Ver— 
mieter& nicht jo nahe ftehen, zu kurz fommen. Zwar ift er der Klage 
des benachteiligten Mieter ausgeſetzt, allein die Gejahr iſt nicht groß, 
da der leßtere nur in dringenden Fällen fich dazu entichließen Tann. 

So bedeutet das Fehlen jeder Rechtsbeziehung zwiſchen Mitmietern 
einen Spielraum für die Willkür des Vermieters auf Koſten des ſchwächeren 
Teiles bezw. auf Koften desjenigen Mieters, an dem ihm am wenigjten 
gelegen ift, d. h. der geringere Miete zahlt, größere Yamilie Hat ıc. 

Es wäre falſch, die hieraus entftehenden Nachteile gering zu Ichäßen. 
Der fleine Mann, der eine Wohnung gefunden, m zur Beit 

Schriften XCV. — Bohnungsfrage. I.2 
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faum ein Mittel, um fich zu jchüßen, wenn der Vermieter in die Neben- 
wohnung Proftituierte einläßt, geräufchvolle oder ungejunde Gewerbe- 
betriebe inftalliert ꝛc. Er kann nicht ausziehen, weil er die Umzugskoſten 
fcheut, weil er fürdten muß, feine andere Wohnung zu finden, weil 
ichließlich auch der Ausgang des Prozefjeg immer ungewiß bleibt, und er 
fann ohne die jchwerften Nachteile für fich und die Seinen niht wohnen 
bleiben. Und gerade weil er den Wohnungswechjel fürchten muß, wird 
ihm nicht einmal die Gewährung größerer privatrechtliher Anſprüche 
gegen die Nebenmieter viel helfen. Er müßte ja fürchten, daß der Haus— 
eigentümer, um den Nebenmieter zu ſchützen, ihm einfach die Wohnung 
auffündigt! 

Hier zeigt fich alfo, daß das Mietrecht notwendig einer öffentlich 
rechtlichen Ergänzung bedarf, welche die Befugniffe, die der Eigentümer 
bei der Vermietung jeiner Wohnräume hat, in einer Art feſtſtellt und 
umgrenzt, daß dadurch die Rechte jedes einzelnen, mit dem er Miet- 
verträge abichließt, gefichert find, auch unabhängig vom privatrechtlichen 
inhalt des Mietvertragde. Die Arbeiterſchutzgeſetze, durch welche 
heute die locatio conductio operarum begleitet und ergänat wird und Die 
ja auch heute jchon zum wejentlicden Zeil Vorjchriiten über den Zuſtand 
des Arbeitslofals enthalten (Fabrikinſpektion 2c.), wiederholen fich bei der 
MWohnungsmiete ala die Gejehe über Wohnungärevifion, Woh— 
nungsfontrolle 2c., deren Notwendigkeit in neuerer Zeit ja wohl 
allgemein anerfannt wird. Sie würden beſſer als privatrechtliche Vor— 
ichriften den Mieter gegen die Mitmieter fchügen, zugleich aber auch dem 
Vermieter die Verwaltung des Haufes mweientlich erleichtern und dadurd 
den Befit von Häufern mit Eleinen Wohnungen weniger läftig machen, 
die Abneigung gegen die Herftellung folder Häufer mildern. 

Zur Zeit freilich beichränft fi) das Mietrecht des B.G.B. darauf, 
neben dem Grfüllungsanfprudh in Fällen beſonders empfindlicher Ber» 
legung der Bertragapflicht ein Kündigungsrecht ohne Einhaltung einer 
Kündiqgungsfrift zu geben. Im Gegenſatz zu den analogen Bejtimmungen 
des Handelögejegbuches (S 70) reicht aber Hierzu nicht ein „wichtiger 
Grund“ nah Ermeffen des Richter aus, fondern die Fälle friftlofer 
Kündigung find ähnlich der Gewerbeordnung erichöpfend aufgezählt. 
Syitematifch untericheidet fi das B.G.B. von beiden genannten Reichs— 
gejegen dadurch, daß die Fälle der friftlofen Kündigung nicht ala Aus» 
nahmen der regulären Kündigung (S 565) bezeichnet, jondern an die 
einzelnen Verpflichtungen angefchlofien find. Die in Betracht kommenden 
Fälle find folgende: 
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I. Kündigungsrecht des Mieters: 
a) bei nicht rechtzeitiger Gewährung oder Entziehung des vertrags- 
mäßigen Gebraudhs ($ 542); 
b) bei gefundheitsjchädlichem Zuftand der Wohnung (8 544); 


II. Kündigungsrecht des Bermieters: 
a) bei vertragsmwidrigem Gebrauch des Mietobjeltes (K 553); 
b) bei Rüdjtand mit zwei Mietraten ($ 554). 


In den Fällen Ia und Ila gilt der Grundſatz minima non curat 
praetor. Außerdem ift die Kündigung in dieſen Fällen infofern nicht 
ganz friftlos, ala im alle des S 542 Abmahnung und Setzung einer 
„angemeffenen“ Friſt, im falle des S 553 Abmahnung und Fortfegung 
der Vertragswidrigfeit der Kündigung vorausgehen müſſen. Zu beachten 
ijt ferner, daß bei vertragsmäßigem (S 542) wie bei vertragswidrigem 
Gebrauch nicht bloß auf ausdrüdliche Vertragsbeftimmungen, fondern auf 
die ftillfchweigenden, als jelbjtverftändlich zu betrachtenden Bedingungen 
Nüdfiht zu nehmen iſt (B.G.B. $ 157). 

Das richterliche Ermefjen hat hier weiten Spielraum und es ijt dies 
auch bei der ganzen Art des Rechtöverhältniffes nicht zu vermeiden. 
Freilich lenkt fich aber hier ganz von jelbjt die Aufmerkſamkeit auf die— 
jelbe Frage, die auch für den Arbeitävertrag To wichtig ijt, die Frage 
nah der Belegung der Gerichte Mietftreitigfeiten und Lohn— 
jtreitigfeiten find „Bagatellſachen“ im eigentlichjten Sinne, wenn man 
den direkten Streitgegenftand betrachtet, oder die Höhe der Objekte mit den 
Summen vergleicht, welche im Leben der Bermögenden, im Großhandel und 
an der Börfe eine Rolle fpielen. Richter, die aus den vermögenden 
Kreiſen ſtammen, d. h. bei der Art der Vorbildung unferer Jurijten neun 
Zehntel aller Richter, können diefen kleinen und Eeinlichen Dingen kaum 
die Würdigung entgegenbringen, wie diejenigen Perjonen, tür welche ein 
MWochenlohn oder der Zuftand des Herde in der Wohnung, die Ein- 
‚räumung oder Verweigerung einer kleinen Manfarde ıc. Lebensfragen find. 
Die Arbeiter haben denn auch durchgeſetzt, dab fie in den Gerichten, Die 
über ihre Lohnanſprüche enticheiden, Sit und Stimme haben; die Forderung, 
daß auch Hier Analogie walten müſſe, daß den Gewerbegerichten 
Mietihiedsgerichte an die Seite gejeßt werden, oder daß die 
Gewerbegerichte ſelbſt über die Heinen Mietjtreitigfeiten urteilen, drängt 
fih faft von jelbft auf. Alle Momente, die dafür jprechen, daß die 


Gerichtsverfaſſung fich den thatjächlichen Verhältniffen im gewerblichen 
19* 
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Arbeitsvertrag beſſer anpaffe, kommen auch für den Mietvertrag zur 
Anwendung, defjen Gegenftand Heine Wohnungen bilden. 

Im Vergleich zu den bisher erörterten Punkten bat die früher jo 
umftrittene Bejeitigung des Satzes, „Kauf bricht Miete” geringe Be- 
deutung. Diefer Saß, der übrigens noch jet, im Falle des Zwangs— 
verkauf und des Konkurſes, fortlebt, berührt die Mlieter teurer und 
großer Wohnungen relativ wenig; denn guten Mietern kündigt man 
nicht leicht. Und feine Befeitigung berührt die Mieter kleiner, d. 5. 
billiger Wohnungen jaft gar nicht; denn dieſe ftanden und ftehen faſt 
durchweg auf monatlihe Kündigung. 

Dagegen verdient noch Erwähnung die jpecielle Geftaltung, die das 
Vermieterpfandreht im B.6.B. gefunden Hat. Die Bejeitigung des 
Kahlpiändungsrehts (S 559) ift nunmehr reichagejeglich ausgefprochen. 
Beachtenswert ift $ 572, der dem Mieter das Recht verleiht, jede ein- 
zelne Sache aus dem Pfandnerus durch Sicherheitäleiftung auszulöjen, 
ebenjo $ 559, der das Pjandrecht für künftige Entihädigungsforderungen 
und für jpätere Mietzinfen als die laufenden und die des folgenden 
Jahres ausſchließt, und endlich S 560, der Entfernungen der Pfandſtücke 
im regelmäßigen Gejchältsbetrieb und auch ſonſt bei genügender Sicherheit 
der zurüdbleibenden Sachen geftattet. Anbdererjeits ift dem Vermieter ein 
erweiterter Schuß dadurch gegeben, daß eine gegen Willen oder Willen 
erfolgte Entjernung das Pfandrecht nicht bejeitigt (Verjährung 1 Monat, 
$ 561, Abſ. 2) und daß ihm ein Recht der Selbfthilfe gegen widerrecht— 
liche Entfernung, insbejondere eine jelbjthilfliche Inbefignahme geftattet ift. 


IY. 


Die Bejeitigung des Kahlpfändungsrecht® mag gegenüber dem bis- 
herigen Rechtazuftand nur vereinzelt etwas Neues bedeuten. Sie gewinnt 
aber dadurch erhöhte Bedeutung, daß nunmehr in der Civilprozeßordnung 
der Kreiß der dem Piandrecht nicht unterworfenen Sachen erweitert ift. 
Das Kahlpfändungsrecht gab dem Mietgläubiger einen gehäffigen Vorzug 
vor allen anderen Gläubigern; die jegige Civilprozeßordnung ſchützt alle 
Schuldner, auch den Mietfchuldner, im Beſitz deffen, was namentlich 
zum „Wohnen“ unentbehrlich if. Der $ 811 der Givilprozekordnung 
— der frühere $ 715 — iſt zwar nicht vollftändig den Weg gegangen, 
der ihm feiner Zeit durch die Kommilfion des Bereins für Armenpflege 
(vergl. Schriften dieſes Vereins, Heit 10 und 11) gewiejen war. Indeſſen 
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dürfte der Unterichied im wefentlichen redaktionell jein, indem der vom 
Stadtrat Fleſch redigirte Entwurf des Vereins für Armenpflege im engeren 
Anihluß an das Vorbild der norbamerifanifchen exemption laws pofi- 
tive Specialbeftimmungen vorjchlug, die Civilprozeßordnung dagegen enger 
gejagt ift. Hierzu tritt jedoch weiter der neu eingefügte S 812 (715a): „Gegen- 
ftände, welche zum gewöhnlichen Hausrate gehören und im Haushalte des 
- Schuldners gebraucht werden, follen nicht gepfändet werden, wenn 
ohne weiteres erfichtlich ift, daB durch deren Verwertung nur ein Erlös 
erzielt werden würde, welcher zu dem Werte außer allem Verhältnis ſteht.“ 
Allerdings ift diefe Beftimmung nicht einwandafrei gefaßt. Fehler— 
haft ift — zunächſt ganz abgejehen von dem bier ganz vagen Begriff 
des „Wertes“ der Piandgegenftände (Taufchwert? oder Gebrauchswert 
für den Schuldner?) — die inftruftionelle Faſſung („Jollen nicht ge 
pländet werden“), die es ſogar zweifelhaft macht, ob der Schlußſatz des 
8 559 B.G. B., der von dem Bermieterpfandrecht die der „Piändung 
nit unterworfenen Sachen“ ausfchließt, den $ 812 der Eivilprozeß- 
ordnung in fich begreift. Dies ift namentlich um deswillen zweifelhaft, 
weil der $ 811 der Givilprogekordnung die gleiche Wortfaffung wie der 
8 559 des B. G. B. hat. Fehlerhaft ift ferner die Einfchräntung „auf Hausrat- 
gegenftände, welche im Haushalt des Schuldners gebraucht werden“, in- 
fofern, ala man dadurch Gegenftände wenigftens ausschließen fann, die 
nicht direft zu einem eigentlichen Gebrauch beitimmt find, jondern dazu 
dienen, die Wohnung wohnlicher zu machen (minderwertige Bilder ıc.). 
Endlich aber ift die Inbezugſetzung der „Verwertung“ (db. h. Zwang?- 
verjteigerung) zu dem „Werte“ höchſt bedenklich, wenn unter dem letzteren 
Ausdrucd der objektive Sachwert zu verftehen ift. Ja, die Gefahr ift 
nicht abzuleugnen, daß dann die Beſtimmung illuforifch wird. Der 
objektive Sachwert oder richtiger der Tauſchwert — in Geld ausgedrüdt: 
der Preis — ift häufig fo gering, daß von einem „außer allem Ber- 
hältniffe ftehen“ zur Verwertung durch den Gerichtsvollzieher nicht ge- 
iprochen werden faun, und noch häufiger ift eine ſolche Differeng nicht 
„ohne weiteres“ feftzuftellen. An Stelle des objektiven Wertes muß bier 
der jubjeftive Wert für den ſchuldneriſchen Haushalt treten, 
bei Gebrauchsgegenftänden der Gebrauchswert, der fich dadurch fund. 
giebt, daß dem Schuldner der betreffende Gegenftand troß Alter, troß 
Abnutzung gleich einem neuen Gegenftand derfelben Art dient, daß der 
Schuldner, wenn ihm der alte, abgenußte Gebrauchsgegenitand weg— 
genommen und für einen Spottpreis — der immerhin dem objektiven 
Merte entiprechen mag — verkauft wird, um mehr ala diefen Wert ge- 
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Ichädigt wird, weil er fi einen Erſatz beichaffen muß, der ihn mehr 
foftet, ala der alte Gegenftand wert war. Bei Gegenftänden, die nicht 
rein fungibler At — Waren — find, müßte aljo der entiprechende jubjektive 
Wert an die Stelle treten. Wirb 3. B. ein Kanapee, eine Uhr, ein 
Armftuhl gepfändet, jo mag der Steigerlös dem marfigängigen 
Wert, den die Sache zur Zeit hat, gleich oder nahe fommen. Aber der 
Schuldner wird doch ſchwer geichädigt fein; denn für ihn war bad alte 
Möbelftüd jo gut wie ein neues, und der Wiedererja durch Ankauf 
des neuen koſtet ihn das Vielfache des Betrag, der durch die Berfteigerung 
von feiner Schuld getilgt ward. Er ſchuldete 10; Steigerlög und Tauſchwert 
des alten Möbels war 5 ; aber die Neuanichaffung würde ihn 15— 20 £often! 
Zuzugeben ift, daß eine humane, dem Zwed des Geſetzes entiprechende 
Auslegung mit diefen Anftänden vielleicht bis zu einem gewiffen Grade 
fertig werden kann; da aber die erfte entjcheidende Inſtanz in Zwangs— 
vollitrefungsfachen der Gerichtövollgieher, bei der Miete der Bermieter 
ift, jo ift — namentlich im letteren Falle — eine derartige Inter— 
pretation nicht wahricheinlih. Im beiten Falle fieht fi der Schuldner 
zum Anrufen des Gerichtd genötigt, ift alfo von vornherein in die gerade 
für ihn empfindliche Rolle des Verletzten gedrängt. Wünſchenswert 
wäre hier eine Beftimmung, die überhaupt der VBermögensverfchleuberung 
der zum Wohnlichmachen der Wohnung gehörigen Gegenftände — ber 
Gebrauchägegenftände im weiteren Sinne — im Wege der Zwangsvoll— 
ſtreckung entgegentritt, d. 5. eine Beitimmung, die alle diejenigen Sachen 
der Piändung nicht unterwirft, welche im VBerwertungsfalle dem Gläu- 
biger nur einen verhältnismäßig geringfügigen Gewinn einbringen, dem 
Schuldner gleichzeitig einen unverhältnismäßig großen Rachteil — 
und zwar nicht bloß Vermögensnachteil — zufügen. 

In dem von Stadtrat Dr. Fleſch 1888 dem Verein für Armen- 
pflege und Wohlthätigfeit erftatteten Gutachten (Vereinsſchriften Heft 6 
©. 161) über die Wohnungsnot dom Standpunkt der Armenpflege — 
der erjten litterarifchen Arbeit, welche die Wohnungsfrage auch auf die 
Ausſtattung des zum Wohnen beftimnmten Raumes bezog, alfo die Exe— 
futionggefege mit der Wohnungsnot in Berbindung brachte — hatte 
der Berfaffer vorgefchlagen, daß außer den abjolut pfandireien Gegen- 
ftänden noch gewifle Dinge — geſchützte Gegenftände — bezeichnet werden 
müßten, die der Zwangsvollitrefung zwar ausgeſetzt, aber dem Steigerer 
erſt zugeichlagen werden dürfen, 

wenn der dem Gläubiger zu gute fommende Steigerlös in einem 

gewiffen Verhältnis ftünde zu dem Betrag, den der Schuldner für 

ihren Erwerb bezw. Wiedererwerb aufwenden müßte. 


Das Mietrecht in Deutichland. 295 


Man geht vielleicht nicht irre, wenn man dieſen Vorſchlag ala das 
Urbild des jegigen S 812 E.Pr.D. betrachtet, und man wird zugeben 
nıüffen, daß es richtiger war, den Steigerlöß zu dem Betrag, den die 
Anichaffung eines gleichartigen Gegenftandes eriordern würde, in Bes 
ziehung zu ſetzen, al® zu dem unbeitimmten Begriff des „Wertes“. 
Noch richtiger wäre es freilich, ſich direkt den Borjchriften anzu— 
ſchließen, die fich in Nordamerika fo gut bewährt haben. Die exemption 
laws, die nunmehr in der vorzüglichen Sammlung der labor laws of 
the United states?! jedem Intereſſenten leicht zugänglich find, verzichten 
auf die immerhin umftändliche Ausfcheidung einzelner Gegenftände wegen 
geringen Steigerlöje®, und geben dafür bei den wichtigeren Kategorien 
der pfandireien Gegenstände generell dem Schuldner das Recht, ſich 
Dinge, die er für fih und die Seinen notwendig erachtet, bis zu einem 
gewiflen Wertbetrag zurüdzubehalten. So werden 3. B. in Newport 
(Geſetz von 1891 Seite 1390) außer den jehr genau, viel ausführlicher 
ald in unferem 8 811 jpecialifierten pfandfreien Möbeln, Büchern, Wert- 
zeugen, Haustieren, Hausgeräten u. j. w. noch freigegeben für jede Perſon, 
die einen Haushalt führt oder eine Familie hat, für die fie jorgt, zu- 
Täglich zu den erwähnten Einzelbeireiungen 

Werkzeuge und Zugtiere, Geräte, Möbel und Bücher nicht über den 

Wert von 250 Dollars. 


Bei derartiger Bemeſſung des Grundſtocks an Gegenftänden, die zur 
Führung eines Haushalts erforderlich fcheinen, kann von künſtlichem 
Schuß einzelner Möbelftüde wohl abgejehen werden. Im übrigen ent- 
halten wir und ausführlicher Angaben über die exemption laws, und 
bemerfen nur, daß in den Schriften des Vereins für Armenpflege, Heft 6 
Seite 164 der authentiſche Wortlaut eines derfelben (für den Staat 
New⸗Jerſey) vollftändig abgedrudt ift. 


=V. 


Würde auf diefe Weiſe wenigftens der Zwangsvollſtreckung gegen» 
über einer Bermögensverjchleuderung, jpeciell auch einer Verfchleuderung 
der zum „Wohnen“, d. 5. zum MWohnlichmachen der Wohnung unent- 
behrlichen Gegenstände vorgebeugt, jo wären dann weiter entjprechende 
Beitimmungen nötig, welche auch dem leichtfertigen Mieter die Ber- 


! Serauögegeben von Carroll D. Wright, Commissioner of labor. 2. Aus» 
gabe; 1383 Seiten, Wafhington; government printing office. Vergl. über fie auch 
Seymour D. Thompson: a treatise on homestead and exemption, San Fran— 
cisco, Bancroft 1886: 817 Seiten. 
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fchleuderung der zum Wohnen im obigen Einne unentbehrlichen Gegen- 
ftände unmöglich machen bezw. erſchweren. Hierbei ift insbejondere an 
den Fall gedacht, daß ein Familienteil regellos Lebt und die für bie 
Tramilienwohnung notwendigen Gegenftände fortſchafft. Das fann bie 
Frau fein, meift aber fommt bier der Mann in Betracht ſowohl mit 
Rüdficht auf die überwiegende Zahl der Fälle, dann aber auch deswegen, 
weil er überwiegend der ftärfere Zeil if. In focialrehtliher Be- 
aiehung fommt nur der Mann in Betracht, da das eheliche Güterrecht 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs — und zwar fowohl das gejegliche Güter- 
recht wie die im Bürgerlichen Geſetzbuch geordneten vertraggmäßigen 
Büterftände — wohl dem Manne genügende Rechte gegenüber der ver- 
ichwendenden Frau, nicht aber umgefehrt giebt. Das gefegliche Güter- 
recht der Verwaltungsgemeinichaft (B.G.B. SS 1363—1426) giebt der 
Frau nur Hinfichtlich ihres Vorbehaltsguts weitgehende Rechte, Hinficht- 
(ich des eingebrachten Gutes Hat fie bloß beichräntte, Hinfichtlich des 
Mannesvermögens überhaupt feine Beiugniffe. Der Dann fann über 
Geld und amdere verbrauchbare Sachen der Frau verfügen ($ 1376). 
Gr foll dies zwar nur thun zum Zwecke ordnungsmäßiger Berwaltung 
des eingebradhten Gutes ($ 1377), aber die Frau hat nur das Recht, 
Sicherheitsleiſtung zu verlangen, wenn dur da8 Verhalten 
des Mannes die Bejorgnis begründet wird, daß die Rechte der rau 
in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verlegt 
werden, oder wenn die der rau aus der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes zuftehenden Anſprüche auf Erfat des Wertes verbrauchbarer 
Saden erheblich gejährdet find. Unter den gleichen Vorausſetzungen 
fann die Frau auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung klagen 
(S 1418). Daß durch derartige Vorfchriften einer DVerfchleuderung der 
zum „Wohnen“ (d.h. zum „Wohnlich-wohnen“) nötigen Mobilien durch 
den Mann bei Heinen Mietern nicht vorgebeugt wird, daß namentlich 
die Frau dagegen nicht wirkſam auftreten kann, ift klar. Die „Sicher: 
heitsleiftung“ ift illuforifch, die Klage auf Aufhebung der Verwal— 
tung des Mannes, jchon weil fie einen Prozeß bedingt (was übrigens 
bei dem Verlangen auf Sicherheitsleiftung ebenmäßig der Fall), miß— 
lich, und beide Mittel fommen, nachdem das Unglüd bereits gejchehen. 
Die „erhebliche“ Gefährdung muß dem Richter nachgewiejen werden, fie 
fann nur nachgewiejen werden aus den Handlungen des Mannes, die zu 
verhüten Aufgabe jocialer Rechtspolitik if. Immer find aber die 
bier der Frau zu Gebote jtehenden Rechtsbehelfe an die Vorausſetzung 
gefnüpft, daß es fich um Einbringen der Frau handelt. Die Verfchleude- 
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rung des Mannesvermögens fann don der rau rechtlich nicht ge- 
hindert werden, auch nicht nach Aufhebung der Verwaltung und dem 
dann eintretenden Syftem der Gütertrennung. 

Die im Bürgerlichen Geſetzbuch jelbft geordneten vertrags— 
mäßigen Güterftände (SS 1432 bezw. 1437—1557) haben alle das 
Gemeinfame, daß fie Gefamtgut (beiden Ehegatten gemeinjchaftlich) kennen. 
Bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft ift es regelmäßig das geſamte 
Vermögen beider Ehegatten, bei der Errungenfchaftsgemeinfchait der Ehe» 
erwerb, bei der Fahrnisgemeinichaft Eheerwerb und bewegliches Vermögen. 
Die Frau ift hier überall hinfichtlich diefes gemeinfamen Vermögens noch 
ungünftiger geftellt, wie bei dem gejeglichen Güterrecht binfichtlich des 
eingebrachten Gutes. Das Gejamtgut (bei allgemeiner Gütergemein- 
ſchaft) unterliegt der Verwaltung des Mannes (S 1443). Der Mann 
bedarf der Einwilligung der rau nur zu einem Rechtsgeſchäft, durch das 
er fich zu einer Verfügung über das Gejamtgut im ganzen verpflichtet, 
($ 1444), zur Berfügung über ein Gejamtgrundftüd ($ 1445), zu einer 
Schenkung aus dem Gefamtgut (S 1446). Der Mann ift der Frau für 
die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich (S 1456) und nur 
dann erfaßpflichtig bei abfichtlich zum Nachteil der Frau berbeigeführten 
Minderung oder Berfäumung der Zuftimmung der rau in den er- 
wähnten gejeßlich vorgefchriebenen Fällen. Bei erheblicher Gefährdung 
hat die Frau Hier nur das Recht, auf Aufhebung der Gemeinjichaft zu 
Hagen ($ 1468). Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (S 1519 ff.) fteht 
das eingebrachte Gut der rau genau wie bei dem gejeglichen Güterrecht 
der Verwaltungsgemeinfchait unter der Verwaltung des Mannes; das 
Gejamtgut — die Errungenſchaft — unter gleicher Vorſchrift wie das Ge- 
famtgut der allgemeinen Gütergemeinichait ($ 1519). Die Frau bat 
nur bei zu beforgender erheblicher Gefährdung das Recht der Sicherheits. 
leiftung ($ 1525) und die Klage auf Aufhebung ($ 1542). Das gleiche 
gilt bei der Fahrnisgemeinſchaft. 

Alle die hier erwähnten Beitimmungen ſchützen in feiner Weiſe da- 
gegen, daß der Mann die zum Wohnen unentbehrliche Hauseinrichtung 
leihtfinnig veräußert, nicht einmal dann, wenn folche von der Frau ein- 
gebracht worden. Denn jelbft bei den günftigen Güterftänden hat die 
Frau Hier nur das Recht auf Sicherftellung und Aufhebung, nur im Pro— 
zeß gegen den Dann durchführbare Rechte. Ein Prozeß fett aber bereits 
den völligen Werjall des ehelichen Lebens voraus oder führt ihn 
herbei. Das Urteil kommt, ſelbſt abgejehen von der erheblichen Ge- 
fahrdung, die bereits geichehene Akte Leichtfinniger Verſchwendung ſeitens 
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des Mannes bedingt, ftetö zu ſpät. Vollends aber fann die Frau nichts 
thun, wenn die Haushaltungsgegenftände Gejamtgut oder eingebrachtes 
Gut des Mannes find. Die Hilfe muß bier durch eine Beftimmung 
gewährleiftet werden, die, ganz unabhängig von dem der Ehe zu Grunde 
gelegten Güterftand, ganz unabhängig von der Provenienz, dem Rechts- 
verhältnis der in Betracht fommenden Bermögensftüde (Gefamtgut, ein 
gebrachtes Gut, Vorbehaltsgut) die Veräußerung der zum unentbehrlichen 
MWohnungsinventar gehörigen Gegenftände an die Übereinftimmung beider 
Ehegatten fnüpft. Allerdings ift hiermit ein ausreichınder Schuß noch 
nicht gegeben. Ein leichtfinniges Ehepaar fann noch immer verfchleudern, 
aber immerhin ift wenigftena der Entrechtung eines Teils vorgebeugt. 
Soll aber eine ſolche Beitimmung wirkſam werden, dann muß der mög- 
Licht ftarke Rechtsfchug, die lex plus quam perfecta, gejchaffen werben. 
Die einfeitige Veräußerung muß ftrafbar fein, und der Erwerber muß 
nad Analogie der Hehlerei gejtraft werden, wenn er wußte oder ben 
Umftänden nach annehmen mußte, daß bier eine einfeitige, rechtswidrige 
Veräußerung vorlag. So wenig man im allgemeinen geneigt fein mag, 
die in erjchredender Zunahme begriffenen Strafbeftimmungen noch zu 
vermehren, man wird fi) feinen anderen Ausweg wiſſen. Im Gegenjag 
jedoch zu jo vielen modernen Strafbeitimmungen, die lediglich Polizei: 
zwede verfolgen, würde bier eine direft unmoralifche Handlungsweiſe 
getroffen werden. Denn die Berjchleuderung unentbehrlichen Bermögens 
ift unmoralifch, ift ein Unrecht gegen fich felbft, die Familie, die Gläu- 
biger, die Allgemeinheit. 

Man mag einwenden, daß die Erörterung diefer Dinge nicht zur 
Wohnungsfrage gehöre, daß der Schuß des beweglichen Eigentums eines 
der Ehegatten nichts mit dem Mietrecht zu thun habe. Aber fie hängen 
eng mit unferem Gegenjtand zufammen, weil ein Raum ohne Wohn- 
ausftattung feine „Wohnung“ ift, weil alle Maßregeln des öffent- 
lichen Rechts, des Städtebaus, der Konımunalverwaltung u. j. w. nichts 
nüßen, jo lange das Privatrecht die Augen dor der Thatjache verſchließt, 
daß die zum „Wohnen“ nötigen Dinge für die größere Hälfte aller 
Staatöbürger die einzigen Vermögensobjekte find, die überhaupt in 
Betracht fommen. Müßte ſchon deshalb das Recht ihnen größere 
Aufmerkfamkeit zuwenden, als jetzt geichieht, jo kommt ihre Zweckbeſtim— 
mung, das Wohnen möglich zu madhen, noch befonders in Be- 
trat. Sie müſſen geichügt werden nicht im Intereſſe des Ehemanns 
oder der Eheirau, ſondern im Intereſſe der Familie, die ohne eine 
ſolche Ausstattung nicht beitehen kann. 
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VI. 

Im Mietprozeſſe bedeutet einen Fortſchritt der $ 721 C.P.O., 
welcher bei Räumungsurteilen dem Richter die Setzung angemeffener 
Friſten auf Antrag des Schuldners geitattet bezw. wiedergeftattet. 
Denn die Beſtimmung von Urteilsfriften ift eine Wiederaufnahme eines 
alten Gedantens, den bereit® das römiſche Recht kannte (cf. fr. 2 $ 7 de 
re iudicata XLII, 1), und den erft S 14 des Ginführungsgeießes zur 
C.P.O. befeitigte. Freilich ift jehr fraglich, ob die Beſtimmung richtig 
ift, daß die Räumungsiriften nur „auf Antrag“ gegeben werden fünnen. 
Mindeftens fordert eine derartige Borfchriit Richter, die unter Umſtänden 
den Antrag herbeiführen, indem fie den Mieter zur Stellung des- 
jelben veranlaflen. Beſſer wäre vielleicht, wenn dem Richter das Recht 
gegeben wäre, Räumungäfriften anzuordnen, und wenn zugleich die Fälle 
hervorgehoben wären, in denen die Anwendung dieſer Befugnis fich be- 
ſonders empfiehlt. 

Jedenfalls ift aber auch mit diefer Wiederzulaffung der Räumungs— 
friften nur ein Punkt befeitigt und eine ganze Reihe jocial jehr empfind- 
licher Mipftände geblieben. Unſer ganzes Prozehverfahren, auch das 
Verfahren vor den Amtsgericht, ift für den Mietprozeß, d. h. ſowohl für 
den Räumungsprozeß, wie für den — fich ja meilt und namentlich bei 
kleineren Wohnungen auch vor dem Amtsgericht abipielenden — Miet— 
zinsprozeß zu langiwierig, zu fompliziert, zu foftipielig; die Zwangsvoll— 
ftredung, die nicht bloß im Intereffe des fleinen Vermieters, ſondern im 
Intereffe der Wohnungäfrage überhaupt — fein Vermieter wird Eleine 
Wohnungen bereit ftellen, wenn ihm nicht vajche, fichere Exekution ge» 
währleiftet wird — raſch, ficher, billig fein foll, ift derart kompliziert, 
mit unnötigen Formalitäten und Koften belajtet, daß fie im Mietprogeh 
zu den allerichlimmften Folgen geführt hat. Dabei ift noch nicht einmal 
an die in Preußen neuerdings erfolgte „Reform“ des Gerichtsvollzieher- 
weſens gedacht, eine unglüdjelige Maßnahme, die an ſich wohl auf 
richtigen Erwägungen beruht, aber in ihrer Halbheit (Privatbetrieb 
mit amtlicher Verteilung) die Zwangsvollſtreckung zum SKindergefpött 
macht und die hoffentlich jo bald wie möglich wieder verichwindet. Der 
Räumungsprozeß, der vor allem im beiderfeitigen Intereſſe eine rafche 


ı Nach) diefer Neuerung werden die Aufträge nicht mehr direkt durch die Partei 
an die Gerichtsvollzieher gegeben, ſondern mittelft einer amtlichen Berteilungsitelle 
die indeffen weder Aufſichts- noch Disziplinarbeiugniffe hat. 
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Abwidelung erfordert, ift nur kurz, wenn er mit einem Zermine endet. 
In allen Fällen, in denen eine Beweißaufnahme erforderlich, zieht er fich 
durch die Formalität des Beweisverfahrens, die Überlaftung der Amtögerichte 
in großen Städten fo weit hin, daß er in den feltenften Fällen einen 
regelrechten Abſchluß bringt. Den unmittelbarften Schaden hat der Ber- 
mieter. Er muß den oft böswilligen Mieter wohnen laſſen und manchem, 
das er nicht hindern kann, ruhig zufehen; er gerät gegenüber demjenigen, 
der die Wohnung don ihm weiter — nad) Auszug des Beklagten — 
gemietet, aber nun nicht einziehen kann, in Regreßanjprüche. Grund genug, 
daß er lieber — wozu einfichtige Richter nad Lage des Falles aud 
raten — dem Mieter Zugeftändniffe jelbft verluftreicher Art macht, um 
ihn zur Anerlennung des Räumungsanfpruch® zu bringen. Aber auch 
der fleine Mieter kommt zu Schaden, wenn er mit feinen Einwendungen 
vor unjeren Richtern, denen die Berhältniffe der „Eleinen Leute“ meift 
völlig fremd find, fein DVerftändnis findet. Er wird zur Räumung ver- 
urteilt, obwohl er thatlächlich ſchwer geichädigt war, oder e8 wird ber 
ihm jchließlich zugejtandene Schadenserjaganfpruch durch die verhältnis- 
mäßig lange Progeßdauer wertlos, namentlich dann, wenn ihm der Ver- 
mieter entgangene Miete (Regrekiorderung) aufrechnet. Daß in der 
Mehrzahl der Fälle der Mieter nicht zahlen Tann, it ein jchlechter 
Troft. Es bleibt die Verſchuldung. Am meiften leidet aber die 
Allgemeinheit. Thatſache ift, wie bereits erwähnt, daß Vermieter ihre 
fleinen Wohnungen, durch derartige Prozeffe verftimmt, lieber leer ge- 
Lafjen Haben; auf alle Fälle fuchen fie ſich durch rigoroje DVertrags- 
beftimmungen gegen die möglichen Folgen folcher Dinge zu fchüßen, 
und naturgemäß wird die Abneigung gegen den Bau kleiner Wohnungen 
durch den Heutigen Mietprozeß geiteigert. Von der Höhe der Prozep- 
toiten mag hier, da diefer Übelftand bekannt und allgemeiner Axt, nicht 
weiter gejprochen werden. Hervorgehoben muß indefjen doch werden, daß 
gerade bei dem Mietprozeß der Mikftand mit am jchwerften in Erfchei- 
nung tritt, und daß hier nicht bloß die eigentlichen Prozeßkoſten, fondern 
auch die Nebenkoften (Zeugengebühren, die hohen Zuftellungstojten und 
die Koften des meiſt überflüffigen Schreibwerfs) in Betracht fomnten. 
Die Frage, ob nicht für den Mietprogeß ähnlich wie für den Urkunden- 
prozeß ermäßigte Gebührenfäge einzuführen, dürfte jedenfall für die— 
jenigen erwägenäwert fein, welche den weiter unten vorgeichlagenen Weg 
nicht gehen wollen. In der Zwangsvollſtreckung bedarf es zunächſt der 
Beleitigung der durchaus überflüffigen, zeitraubenden und Eoften- 
verurfachenden Beſtimmung, wonach die Zwangsvollitredung erft nad 


Das Mietreht in Deutſchland. 801 


Zuftellung des Urteils beginnen darf. Infolge deffen muß erft das Ur- 
teil von dem Richter abgefaßt, eine vollftrefbare Ausfertigung, die Schreib- 
foften verurfacht, gegeben, diefe wiederum zur Zuftellung abgejchrieben 
(nochmals Schreibkoften!) und dann (wiederum Koften) zugeftellt fein, 
während ein einfacher Protofollauszug mit dem Tenor des Urteils ge- 
nügen könnte. 

Wichtiger und richtiger wäre aber Hier eine Gefamtreform des Prozefles, 
entweder wie dies bereitö oben (S. 17) ausgeführt und mehrfach, fo auch 
von dem Berein für Armenpflege (S. 68) vorgeichlagen, durch Einfegung 
von Mietjchiedsgerichten oder durch Vorentjcheidung einer Gemeindebehörde 
(vergl. ebenda). Der Einwurf, daß einer weiteren Specialifierung der Ge- 
richtsſtände hiermit Vorſchub geleiftet, ift allerdings beachtenswert, wenn 
man nicht etwa darin ein logiſches ortichreiten auf dem Weg der Lai— 
firung unferer gefammten Givilgerichtsverfaffung und der Heranziehung der 
nächſtintereſſierten Kreife zur Rechtiprechung über ihre Angelegenheiten er- 
blidt. Die Mieter der kleinen Wohnungen und die Eigentümer derjelben 
ftehen fich als Interefjentengruppen ebenfo fcharf abgegrenzt gegenüber wie 
die Arbeiter und Arbeitgeber; ja man fann fogar jagen, daß vielfach die 
beiden Kategorien zufammenfallen: Mieter der „Arbeiterwohnungen“ find 
die Lohnarbeiter, und Vermieter find die kleinen Handwerker oder die 
großen Arbeitgeber. 

Im übrigen zeigt das Verfahren vor den Gewerbegerichten jchon 
jeßt, daß thatfächlich das Verfahren vor den Amtögerichten allzu um- 
ftändlich und formell ift. Jedenfalls follten daher alle die Erleichterungen 
und Beichleunigungen, die dem Arbeitsprozeſſe zu gute kommen 
(Geſetz, betr. die Gewerbegerichte vom 29. Juli 1890) auch dem Miet- 
prozeſſe gewährt werden. 


vo. 


Unfere jämtlichen Grörterungen bezogen ſich ausjchließlih auf die 
Einwirkungen, die das pofitive Mietrecht auf die Mißſtände im Wohnungs- 
wejen bat, oder bei anderweiter Regelung haben fünnte. Alle Berfuche, 
die Wohnungsanot auf Jonftige Weife zu mildern, fei e8 direkt, durch Er- 
leihterung des MWohnungsbaues oder indireft durch Erichwerung der 
Zurüdhaltung baureifen Zerrains liegen außerhalb diefer Arbeit. Biel- 
feiht follten wir aber noch furz auf die Beftrebungen eingeben, 
welche das beftehende Mietrecht zwar nicht ändern, wohl aber in 
feiner Bedeutung für die Wohnungsfrage mindern, oder e& durch eine 
andere Rechtsordnung erjegen wollen. Das lehtere will die rein marriftifche 
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jocialdemofratifche Theorie, die alle ſozialen Übel, alfo auch die Wohnungs- 
frage durch die DVergejellihaftung der Prodbuftionsmittel, demnach aud 
de8 Grund und Bodens, d. 5. der Wohngelegenheit zu löſen gedentt. 
Das erftere, die Verringerung der Mietverhältniffe, ftreben diejenigen an, 
welche den Arbeiter zum Eigentümer eines Heinen Haufes machen möchten, 
oder wenigftens zum Genoffen in einer Baugenoffenichaft, die ihn nicht 
ala Mieter, jondern kraft feines Rechts ala Genofje in ein Haus der 
Genoſſenſchaft aufnimmt. 

Indeſſen liegt die Frage nach der Beiriedigung des Wohnbedürinifjes 
in einer nicht auf dem Privateigentum aufgebauten Gefellichaft, jedenfalls 
außerhalb des Gebietes der praftifchen Socialpolitif, und die verfchieden- 
artigen Verfuche, die Kleinen Mieter in kleine Grundeigenfümer, Erbbaube- 
rechtigte, oder in Eigner von Genofjenichaftsanteilen zu verwandeln, jtellen ein 
beionderes Kapitel der Wohnungsfrage dar, das hier nicht zu behandeln ift. 

Immerhin darf jedoch, da wir jo ausführlich des Zujammenhanges 
zu gedenken hatten, in welchem das Recht der Zwangdvollitredung mit 
der Wohnungdfrage fteht, auch an diefer Stelle daran erinnert werben, 
daß Diejenigen, welche die Unbemittelten im eigenen Hauſe „ſeßhaft“ 
machen, ebenfo wie diejenigen, welche fie durch ein behaglich aus— 
gejtattetes Heim wenigftens „bäuglich“ machen wollen, vor allem dafür 
forgen müſſen, daß die Gejeßgebung in den Geldmitteln, welche der 
Arbeiter hierfür — für allmählichen Eigentumserwerb an feinem Häuschen, 
für Erwerb von Genofjenichaftsanteilen, für gutes, reichliches Mobiliar — 
anwendet, etwas anderes sieht, alö Referven, die zu Gunſten 
fünftiger Gläubiger zurüdgelegt werden. 

Zur Zeit, bezw. bei uns in Deutichland find alle diefe Dinge 
Grefutiongobjefte, die bei der eriten Zahlungsjtodung des Eigners vom 
Gerichtsvollzieher abgeholt und im Zwangsverkauf verjchleudert werden. 
Daß dies in Nordamerika, bezüglich de8 Mobiliars, der notwendigen 
Ausftattung jedes Familienheims, nicht der Fall ift, ward bereits gejagt. 

Es muß noch zugefügt werden, daß der Geſetzgeber, dort auch den 
Meinen Liegenſchaftsbeſitz — die homestead — ſchützt, indem er die 
homestead für pfandfrei erflärt, wann und in ſolange jie von einem 
Haushaltungsvorſtand oder, nach deilen Tod, von deſſen Witwe 
und minderjährigen Kindern zur Wohnung benußt wird. ! 


' Vergl. über das Heimjtättenreht das von Dr. Fleſch dem 23. deutfchen 
SJuriftentag erftattete Gutachten (S. 367—8393), ſowie die Debatten auf dem 24. Ju: 
riftentag über den Gegenftand; ferner die oben angeführte fehr ausführliche Thomp— 
ſon'ſche Monographie. 
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Nur eine Konfequenz diefes, wohl in allen Unionsftaaten geleglich 
durchgeführten Prinzips ift es, daß in mehreren derjelben auch den 
Anrechten an einer Baugenoffenichaft der gleiche Schu gewährt wird; 
oder daß mindeftens die Anteile, die eine Ehefrau an ſolchen Genofien- 
ichaiten bat, nicht wegen Schulden des Mannes in Anfpruch genommen 
werden dürfen!. Es ift Leicht zu erjehen, wie jehr derartige Be— 
ftimmungen den Anreiz zum Erwerb einer homestead, oder wenigſtens 
von Anteilrechten an Baugenofjenichaften, — die fojort Wohnung umd 
allmählich Eigentum verichaffen, — erhöhen muß. Wenn Nordamerika 
geradezu das EHaffiiche Land der Baugenofjenichaften geworden ift — 
bereits 1893 gab es dort 5838 Baugenoffenjchaften mit einem Kapital 
von 450 667 594 Dollar! — ſo find dieje Vorfchriiten jedenfalls mit 
die verdienftliche Urjache. 

63 bleibt indes noch ein NRechtsverhältnis zu erörtern, das zwar 
die Miete nicht erſetzt — denn es ift jelbft nichts als ein gewöhnlicher 
Mietvertrag —, das aber doch focialpolitifch beiondere Aufmerkſamkeit 
verdient. Es ift dies die Jabrifantenwohnung, das Verhältnis, 
das entiteht, wenn der Arbeitgeber zugleich Bermieter, der 
Arbeiter zugleich Mieter im Haus des Arbeitgebers it. 

Juriftiich bietet dieſes Verhältnis natürlich nicht die geringfte 
Belonderheit. Es ift ein Mietvertrag wie jeder andere au; — nur daß 
der Vermieter von dem Kündigungsrecht, dad ja jeder Hauseigentümer 
bat, dunn Gebrauch machen kann, wenn der Arbeitsvertrag, den er mit 
dem Mieter hat, gelöft wird. Ob dieje Thatjache im Mietvertrag aus- 
drüdlich erwähnt ift oder nicht, ob der Arbeitgeber jelbft Eigentümer der 
Häufer ift, oder die Verfügung fonftwie (ala Großaktionär der bauenden 
Gejellichaft) erlangt bat, ift wenig von Belang; ebenfowenig, ob der 
Arbeitgeber und Vermieter eine einzelne Perſon oder eine Erwerbögejellichaft 
oder der Staat ſelbſt ift. 

Praktiſch ift der Fall der Yabrifantenwohnung jchon jetzt nicht 
ohne Bedeutung. Fabriken in Heinen Orten können meift gar nicht ent- 


’ Unpfändbar find 3. B. die Genofjenichaftäanteile (shares) an inforporierten 
gemeinnügigen Baugefellfhaften in New-York bis zu 600 Dollars, in Kalifornien 
bis zu 1000 Dollars, in Midhigan bis zu 1000 Dollars. 

Der im Tert angegebene Schuß der im Beſitz von Ehefrauen befindlichen 
shares wird z. B. in Illinois und in Teneſſee ausgeſprochen. 

Bergl. hierüber den, der Publikation über labor laws gleihwertigen 9. report 
des commissioners of labor iiber Building and loan associations,. Wafhington 
1594: S. 629, 501, 574 ſowie 518, 628. 
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ftehen, oder fich jedenfalls nicht entwideln, wenn der Unternehmer nicht 
Arbeiterwohnungen baut. Würde gar gejucht, den oben beiprochenen 
Zujammenhang zwilchen Wohnungsfrage und Zuzugsregulierung zur 
Geltung zu bringen, jo würden fich die Fälle der Fabrifantenwohnung 
vorausfichtlich bedeutend fteigern. Die Freizügigkeit zu beichränfen, d. h. 
dem Unbemittelten zu verbieten, den Wohnort zu verlaffen, an den ihn 
Geburt oder Zufall geitellt hat, geht nicht an. Aber ihm den Anzug 
an einen Ort zu erfchweren, wenn er dort nicht ein den Öffentlichen 
Rüdfichten auf Hygieine, Sittlichkeit u. |. w. genügendes Unterfommen 
für fih und die Seinen nachweift, ift durchaus möglich. 

Und fowie eine ſolche Vorſchrift erlaffen würde — nicht gegen den 
einzelnen ortsfremden Arbeiter, jondern zu Gunften der gejamten orts- 
anfäjfigen Bevölkerung — bliebe den Arbeitgebern am Orte nichts übrig, 
als für Wohnungen zu forgen, ehe fie neue Arbeiter von außen berein- 
ziehen, wie fie ja auch für neue Kohlenſchuppen, Mafchinenhäufer u. ſ. w. 
jorgen müfjen, wenn fie neue motorijche Kräfte verwenden wollen. Jetzt 
vergrößert eine Aktiengejellichaft zunächſt ihr Kapital, dann ihre Arbeits 
räume, zulegt die Zahl ihrer Arbeiter, ohne fich irgend darum zu 
fümmern, daß diefe neu Herangezogenen Arbeiter in den am Ort vor: 
bandenen Wohnungen feinen Pla haben. Später, — d. 5. wenn es 
möglich jein follte, ihr eine bezügliche Pflicht aufzuerlegen, was jedenfalls 
faum gejchehen fann, jolange der örtliche Arbeitsmarkt von keiner Stelle be- 
obachtet und überblidt wird (Zufammenhang der Arbeitsvermittelungsirage 
mit der Wohnungsfrage!), — müßte fie auch für die entiprechende Bermehrung 
von Arbeiterwohnungen jorgen, fie müßte in dem einen oder anderen Ort 
das beichaffen, was wir hier der Kürze halber Habrifantenwohnungen nennen. 

Wie find nun ſolche Fabrilantenwohnungen jocialpolitiich zu bes 
urteilen ? Sie verftärlen die Abhängigkeit des Arbeiter vom 
Unternehmer, der ihn jederzeit nicht nur arbeitslos, fondern auch ob: 
dachlos machen fann. Gie vermehren die Autorität des Vermieters, der 
den Mietern zugleich ala Prinzipal entgegentritt. Das leßtere mag für das 
eigentliche Mietverhältnis fein Nachteil fein; der Arbeitgeber hat als 
Dermieter fein Intereſſe, feinen Arbeitern eine überhohe Miete abzu- 
nehmen, ja, er muß wünſchen, daß fie gut untergebracht find, daß das 
Haus gut unterhalten ift, und daß Ordnung und Reinlichkeit in ihm 
herrijchen. Die Arbeiter werden in den vom Arbeitgeber bereitgeitellten 
Wohnungen vielfach billiger und befjer wohnen, als in irgend welchen 
anderen. Aber die Vermehrung der Übermacht des Arbeitgeber, welche 
durch die Kumulation von Arbeite- und Mietvertrag hervorgebracht 
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wird, iſt gleichwohl Jozialpolitifch nicht unbedenklich; fie verichärfen den 
Gegenſatz zwiſchen Arbeiter und Arbeitgeber, gerade weil fie ihn hindern, 
in die äußere Ericheinung zu treten. Der Arbeiter, der zugleich Mieter 
ift, muß fich dem Befehl des Uuternehmers bedingungslos fügen; denn 
diefer fann zugleich ihn arbeitslos und feine Familie obdachlos machen. 
Aber man braucht noch nicht einmal den immerhin möglichen Fall zu 
fingieren, daß der Arbeitgeber von dieſer Übermacht Gebraud macht, — 
Hunderte Familien mit einem Mal zum Berlaffen der Wohnung zwingt, — 
um zu erfennen, welche Schwierigkeiten fih auithun, jowie die Wohn- 
frage rein und ausfchließlih Lohnfrage geworden ift, fowie die 
Lohnitreitigfeiten in den Mietprozeß übertragen werden! Die Fabrikanten— 
wohnungen mögen bier und dba bei Fabriken auf dem flachen Lande un— 
vermeidlich, mitunter auch jo in größeren Städten, bei herrſchender 
Wohnungsnot das geringere Übel oder vielleicht jogar eine höchſt er- 
wünjchte Aushilfe fein. Aber fie find fein für regelmäßige Verhältniſſe 
zu empfehlendes Mittel gegen die Wohnungsnot. 

So dankenswert es alfo ift, wenn ein Arbeitgeber gute Arbeiter: 
wohnungen baut, jo dürfen dieſe doch, wenigiten® überall da, wo that- 
ſächlich oder jtatutarifh nur „Jeine* Arbeiter und diefe nur für die 
Dauer der Arbeitsverhältniffe als Mieter zugelaffen find, eben nur als 
Zeile jeine® gewerblichen Unternehmens betrachtet werden. Sie find 
nicht Einrichtungen, die „ausschließlich oder überwiegend den Arbeitern 
zu gute fommen“ ober die „zur Verbeſſerung der Lage des Arbeiters 
beitimmt find“, fondern fie nußen in erfter Linie dem Unternehmer 
felbit, auch dann, wenn diefer den in den Häuſern angelegten Zeil 
feines Kapitald nur gering verzinjen will. Auf fie dürfte alfo 3. B. 
weder der S 164 des AInvalidenverficherungägefeges noch der $ 116 der 
Gewerbeordnung angewandt werden und die Gemeinden, welche den Bau 
von Wohnungen Fördern und erleichtern wollen, follten unter allen Um- 
ftänden die Förderungen und Erleichterungen nur dem Bau don Häufern 
zuteil werden laffen, in denen die Unbemittelten ala Eigentümer oder 
kraft genofjenschaftlichen Rechtes oder aber frafit freien, vom Arbeits— 
vertrag völlig losgeldften Mietvertrags, wohnen. 


VIII. 


Es könnte nun die Frage entſtehen, ob die in den obigen Aus— 
führungen entwickelten Vorſchläge nicht wenigſtens, ſoweit ſie poſitiver 
Natur find, genau formuliert als Theſen oder Geſetzesparagraphen vor— 


gelegt werden Jollten. 
Schriften XCV, — Wohnungsfrage. 1.2. 20 
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Wir halten dies aber nicht für erforderlich. Unfere Borjchlägen gehen 
davon aus, daß jeder Vermieter kräftigen Rechtsſchutzes gegen zahluugs— 
jäumige oder chikanöſe Mieter bedarf, weil jede Erjchwerung der Ber 
waltung von Wohnhäufern die Neigung zu deren Beſitz und folglich die 
Neigung zu deren Herjtellung verringert. Unſere Vorſchläge berüdfichtigen 
aber ebenjo die Ihatjache, daß wenigſtens die unbemittelten Mieter, die 
Mieter der Heinen Wohnungen in der Regel wirtſchaftlich ſchwächer als 
der Vermieter, mithin außer Stand find, diejen zur Erfüllung feiner 
Pflichten als Vermieter zu zwingen! Das Öffentliche Recht muß alfo 
Minimalanforderungen an Mieträume aufftellen, die der Vermieter ge: 
währen muß, und Minimalrechte, die der Mieter ala Bewohner des 
Miethaufes ſowohl nicht nur gegen den Vermieter, jondern auch gegen 
alle. Mitbewohner geltend machen kann. Daneben muß aber das Prozep- 
recht und die Gerichtöverfaffung die bejonderen Schwierigkeiten der 
Streitigkeiten aus Mietverträgen über kleine Wohnungen durch befondere 
Beitimmungen beachten, und endlich darf nie vergefjen werden, daß zu dem 
leeren Raum, den der Vermiether zur Verfügung ftellt, eine angemeflene 
Mobiliarausftattung gehört, die der Mieter jelbit beichaffen muß. Wem 
das eine oder da8 andere, — der Raum oder die Ausftattung, — ent- 
zogen wird, der iſt unfähig, ein Familienleben aufrecht zu erhalten. Der 
Schuß der Familie ift aber ein jtaatliches Intereffe, vielleicht jogar das 
wichtigfte unter allen, und kann daher nicht den Bertragsbeftimmungen 
überlaffen bleiben, die Mieter und Vermieter mit einander abmachen. 

Nun find aber bereitö vor längerer Zeit, und von Kommiffionen, 
die zwei unjerer bedeutendften Vereine ernannt haben, denen die berufenften 
Männer angehörten, Gefehesvorichläge formuliert worden, die genau auf 
diefem Boden jtehen. Wir meinen hiermit: 

1. Den Entwurf über reichögefeglihe Vorſchriften zum 
Schuß gefunden Wohnens, welchen die vom Deutichen Verein für 
öffentliche Gefundheitspflege in feiner XIV. Verfammlung am 13. Sep» 
tember 1888 niedergejegte Kommilfion ausgearbeitet hat. 

2. Die Vorlagen, welche die vom Deutfchen Verein für Armenpflege 
und Wohlthätigkeit 1889 ernannte Kommiffion diefem Verein 1900 auf 
defjen Verſammlung zu Frankfurt vorlegte. Es waren dies 


Auch bier liegt die Analogie mit dem Arbeitsvertrag offenfundig vor. Auch 
diefer müßte, wenn er zwiſchen einzelnen Arbeitern und Großunternehmern ge⸗ 
ſchloſſen wird, anders geſtaltet ſein, als zwiſchen einzelnen Arbeitern und Klein— 
meiſtern. Näheres hierüber ſiehe bei Fleſch, Kritik des Arbeitsvertrags (Jena bei 
Fiſcher, 1901). 
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a) ein Entwurf über die polizeiliche Prüfung von Wohnräumen 
und die polizeiliche Überwachung von Wohnräumen für gering 
bemittelte Perſonen; 

b) Entwurf einer Abänderung des damaligen S 649 E.Pr.D. 
(jet S 709 C. Pr.O.) betr. Räumungsurteile; 

c) Entwurf einer Änderung des 8 14 des Gerichtsverfaffungs- 
geſetzes (jet S 23), betr. Zuläffigkeit der Ginführung don 
Mietichiedsgerichten ; 

d) Entwurf von Abänderungen des S 715 (jet 8 810) C. P.O., 
betr. Pfändung, Eremtionsrecht des Schuldners und Verfahren 
bei Zwangdverfteigerung gepfändeten Mobiliare. 

Beiden Kommiffionen gehörten der frühere Finangminifter Miquel 
und der Profefjor Baumeifter (Karlsruhe); der eriteren außerdem die Bau— 
räte Stübben, Andreas Meyer (Hamburg), Behnke und Stadtarzt Spieß 
(Frankfurt), der Kommilfion des Vereins für Armenpflege noch Baurat 
Kreyßig (Mainz) und der hier ala Mitarbeiter beteiligte Stadtrat Fleſch 
an. 63 verringert den Wert diefer Entwürfe wohl nicht, wenn die 
Berfaffer der jeht vorliegenden Arbeit, welche Mietrecht und Mietweſen 
ichon lange in der Praxis beobachten, hier nochmals ausdrüdlich erklären, 
daß ihnen die damals aufgejtellten Entwürfe auch heute durchaus 
beadhtenswert und in der Hauptjache richtig erjcheinen, mag auch viel- 
leiht, namentlich in IIa, der Zwed (Schuß der Mieter gegen dom 
Vermieter geduldete Übergriffe der Mitmieter) nicht Kar genug zum 
Ausdrud gelangt jein und auch jonft über manche Einzelheiten gejtritten 
werden fönnen. 

MWiflenichaftlich verarbeitet oder gar überholt find aber jene Entwürfe 
noch nicht; wenn auch wenigftens ein Stüd derjelben, die Erweiterung 
der früher geradezu jkulturwidrig eng begrenzten Exekutionsbeſchränkungen, 
nunmehr teilweile Aufnahme in das Geſetz gefunden hat. Wir möchten 
daher zum Schluffe diefer Arbeit ftatt eigener Vorſchläge einfach die da- 
mals gemachten wieder zum Abdrud bringen, indem wir zur allgemeinen 
Orientierung nur aus dem Protokoll, welches die Borlage der Vorſchläge 
an den Verein begleitete, folgende Erklärung des Hommilfionsvorfigenden 
vorausſchicken: 

„Oberbürgermeiſter Dr. Miquel erklärt, der Verein für öffent» 
liche Geſundheitspflege habe nur Minimalforderungen aufgeſtellt und 
lediglich geſundheitspolizeiliche Anforderungen berückſichtigt. Im 
übrigen ſei er aber, wie bereits bemerkt, allerdings der Anſicht, daß 
auch die von Herrn Stadtrat Dr. Fleſch gemachten Vorſchläge nur 
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einen Zeil der Vorlage erfchöpfen. Es ſei ja jehr ſchwer, ins 
bejondere die Öffentlich rechtlichen Borjchriiten im voraus zw prägis 
fieren, weil diejelben zum großen Zeil nicht reichörechtlich, ſondern 
nur partifularrechtlich geordnet werden könnten, aber es laſſe fi 
allerdings vertreten 3. B. die Einführung einer Bauplagjteuer für 
das innerhalb bebauter Stadtteile befindliche, fpeciell für Luxuszwecke 
oder jpefulationshalber unbenußt gelafjene Terrain. Es ließen ſich 
ferner befürworten Erweiterung der Enteignungsgejeßgebung für den 
Tall des Vorhandenfeins von Wohnunganot. Die Trage, ob nidt 
Arbeitgeber unter Umjtänden zum Bau von Wohnungen verpflichtet 
werden fünnten, ſei zu erörtern. Dagegen ließen alle Fragen, welde 
die direkte Vermehrung der vorhandenen Wohnungen zum Zwecke 
hätten, ſich jchon, weil die betr. Gejee vielfach zur Kompetenz der 
Ginzeljtaaten, nicht des Reich® gehören würden, jedenfalls viel jchwerer 
gejeglich Taffen, al die anderen, welche nur indireft, durch Er 
leichterung der Berwaltung Heiner Wohnungen durch Befeitigung 
der allzujchlechten Wohnungen, eine Löjung der Wohnungsfrage 
bezweden. Die Vermehrung der Wohnungen dur Stiftungen, 
gemeinnügige Gejellichaiten und die Gemeinden jelbjt (er erwähnte 
die Frankfurter Beamtenwohnungen) jei mehr [ofaler Art.“ 


J. 


Entwurf 


der von dem Deutſchen Verein für öffentliche Geſundheitspflege in 
ſeiner XIV. Verſammlung in Frankfurt a. M. am 13. September 
1888 niedergeſetzten Aommiſſion. 


Reichsgeſetzliche Vorſchriften zum Schutz des geſunden Wohnens. 


J. Straßen und Bauplätze. 
81. 

1. Die Anlage, Verbreiterung oder Veränderung einer Straße darf 
nur auf Grund eines von der zuftändigen Behörde fejtgejegten Bebauungs- 
planes erfolgen. 

2. Bei Teftfegung des Bebauungsplanes für einen Ortsbezirt muß 
ein angemeffener Teil des ganzen Flächeninhaltes als unbebaubarer Grund 
für Straßen, Pläße oder öffentliche Gärten freigehalten werden. 

3. Der Bebauungsplan kann für beitimmte Straßen oder Straßen- 
teile das Zurüdtreten der Baufluchtlinien Hinter. den Straßenfluchtlinien 
(Borgärten), ſowie die Einhaltung feitlicher Mindejtabftände zwiſchen den 
Gebäuden (offene Bauweife) vorjchreiben. 

4. Zur Aufhöhung der Straßen und Baupläße dürfen nur Boden- 
arten verwendet werden, welche frei von gelundheitsfchädlichen Beſtand— 
teilen find. 


I. Neuberftellung von Gebäuden. 


8 2. 
1. Die Höhe eines Gebäudes darf an der Straße nicht größer jein 
als der Abjtand desfelben von der gegenüberliegenden Baufluchtlinie. 
2. Die zuläffige größte Höhe der an Höfen gelegenen Gebäudewände, 
welche mit den im $ 7 vorgefchriebenen Fenſtern verjehen find, beträgt 
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dad Anderthalbiache des mittleren Abjtandes von der gegenüberliegenden 
Begrenzung des unbebauten Raumes. 

3. Die mittlere Breite eines Hofes, auf welchen Fenfter gerichtet 
find, darf nicht unter 4 m bemefjen werden. 

4. Gin Zujammenlegen der Hofräume benachbarter Grundftüde behufs 
Erzielung des vorjchrifttsmäßigen Abftandes oder der vorjchriftsmäßigen 
Mindeftbreite iſt ftatthaft, infofern die Erhaltung der Hofräume in un- 
bebautem Zuftande gewährleiftet wird. 

5. Jeder unbebaut bleibende Zeil eines Grundſtücks muß zum Zweck 
feiner Reinigung mit einem Zugang von mindeltens 1 m Breite und 
2 m Höhe verfehen fein. 


58. 


1. Für Bauftellen, welche bereits höher bezw. dichter bebaut geweſen 
find, als die Vorſchriften in S 2 zulafien, treten im Falle eines Neubanes 
folgende erleichternde Beitimmungen ein: 

Die Höhe eines Gebäudes darf an der Straße dad Anderthalbjache 
des Abjtandes bis zur gegenüberliegenden Baufluchtlinie und an den 
Höfen das Dreifache der Hofbreite betragen. 

Die Hofbreite darf bis auf 2,50 m eingefchränft werden. 

2. Bei Anwendung diefer Beftimmungen darf jedoch eine Ber- 
Ichlechterung der früher vorhanden gemwejenen Luft- und Lichtverhältnifie 
des betr. Grundjtüds keinenfalls herbeigeführt werden. 


S 4 
Ein Neubau ift nur dann zuläffig, wenn für die genügende Be— 
ſchaffung von gefundem Trinkwaſſer, jowie für den Verbleib der Abfall» 
stoffe und Abwäſſer auf gejundheitlich unfchädliche Art gejorgt ift. 


85. 

1. Die Zahl der erforderlichen Aborte eines Gebäudes ift nach der 
Anzahl der regelmäßig in demſelben ſich auihaltenden Menfchen zu 
beftimmen. In der Regel ijt für jede Wohnung ein befonderer, um— 
wandeter, bededter und verichließbarer Abort anzulegen. 

2. Jeder Abort muß durch ein unmittelbar in das freie gehendes 
bewegliches Fenſter lüftbar jein. 

3. Aborts-Fallrohre müſſen aus undurchläffigen Bauftoffen ber: 
geftellt und in der Regel als Yuftrohre über das Dach hinaus verlängert 
werden. 

4. Die Fußböden und Deden der Ställe, jowie deren Trennungs- 
wände gegen Wohnräume find undurchläfftg berzuftellen. 

5. Das Gleiche gilt für die Fußböden, Deden und Trennungswände 
ſolcher Geichäftsräume, Hinfichtlich derer erhebliche gefundheitliche Bedenken 
vorliegen. 

6. Die Verwendung gejundheitsichädlicher Stoffe zur Ausfüllung 
der Fußböden und Deden ift verboten. 
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IM. NReuberftellung der zu längerem Aufenthalt von 
Menihen dienenden Räume. 
S 6. 

1. Räume, welche zu längeren Aufenthalt von Menſchen dienen, 
müſſen eine lichte Höhe von mindeitens 2,5 m haben. 

2. Höher als in dem vierten Obergeſchoß, d. h. im vierten der über 
dem Erdgeichoß liegenden Stodwerfe, dürfen Wohnungen nicht Hergeftellt 
werden. 

87. 

1. Alle zu längerem Aufenthalt von Menſchen dienenden Räume 
müſſen bewegliche Fenſter erhalten, die unmittelbar in das Freie führen. 
Erleichternde Ausnahmen find zuläffig, wenn auf andere Weiſe eine 
genügende Zuführung von Luft und Licht gefichert ift. 

2. In jedem folchen Raume joll die Lichtgebende Gejamtfläche der 
nad der Vorjchrift in Ab. 1 notwendigen Fenfter mindeſtens ein Zwölftel 
der Grundfläche betragen. Für Geichäftsräume und Dachlammern find 
Grleichterungen zuläffig., 

—88. 

1. Der Fußboden aller Wohnräume muß über dem höchſten Grund— 
waſſerſtande, im Uberſchwemmungsgebiete über Hochwaſſer liegen. 

2. Die Fußböden und Wände aller zu längerem Aufenthalt von 
Menſchen dienenden Räume find gegen Bodenfeuchtigkeit zu fichern. 

3. Wohnungen in Kellern, d. h. in Gejchoffen, deren Fußboden 
unter der Erdoberfläche liegt, find nicht zuläffig. 

4. Zu längerem Aufenthalt von Menjchen dienende Räume, ins— 
befondere einzelne Wohnräume, dürfen in Kellern nur unter der Bedingung 
hergejtellt werden, daß ber Fußboden höchſtens 1 m unter, der Fenſter— 
ſturz mindeſtens 1 m über der Erdoberfläche liegt. Erleichterungen find 
ſtatthaft, injofern die gewerbliche Verwendung der Räume eine größere 
Zieflage erfordert. 


IV. Benußung der zu längerem Aufenthalt von Menjchen 
dienenden Räume. 
89. 

1. Alle zu längerem Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Räume 
dürfen nur nach erteilter Genehmigung zu diefem Zwed in Gebrauch 
genommen werden. 

2. Diefe Genehmigung iſt bei Neu- und Umbauten insbeſondere 
dann zu verfagen, wenn die betreffenden Räume nicht genügend aus- 
getrodnet find. 

S 10. 

1. Gelaffe, deren Fenster den in $ 7 gegebenen VBorfchriften nicht 

entiprechen, dürfen ala Wohnräume nicht benußt werden. 
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2. Bermietete, als Schlafräume benußte Gelaffe müflen für jedes 
Kind unter 10 Jahren mindeftend 5 cbm, für jede ältere Perfon mindeſtens 
10 cbm Auftraum enthalten. In Mieträumen, für welde nah S 7 
Abi. 2 Erleichterungen zugelafjen find, müſſen immerhin, wenn fie ala 
Schlafräume benußt werden, auf jedes Kind unter 10 Jahren mindeftens 
0,1 qm, auf jede ältere Perfon mindeftens 0,2 qm lichtgebende Fenſter— 
fläche entfallen. Kinder unter einem Jahre werden nicht mitgerechnet. 

3. Dieje Beitimmungen treten für bejtehende Gebäude erft nach Fünf 
Jahren in Kraft, künnen jedoh nad) Ablauf von zwei Jahren bei jedem 
Wohnungswechſel in Wirkjamkeit gejegt werden. 

4. Angemefjene Räumungsfriften, deren Beobadhtung nötigenfalls 
im Zwangöverfahren zu fichern ift, find von der zuftändigen Behörde 
borzujchreiben. 

s II. 

1. Räume, welche durch Berjtöße gegen die vorjtehenden Beſtim— 
mungen der SS 2—8 oder fonjtwie durch ihren baulichen Zuftand 
gefundheitswidrig find, jollen auf Grund eines näher anzuordnnenden 
Verfahrens für unbrauchbar zum längeren Aufenthalt von Menſchen 
erklärt werden. 

2. Werden aus diefen Gründen ganze Häufergruppen oder Orts- 
bezirfe für unbenußbar erklärt, jo Hat die Gemeinde das Recht, den 
vollitändigen Umbau zu veranlaffen oder vorzunehmen. Es jteht ihr zu 
dem Zmwed bezüglich aller in dem umzubauenden Bezirk befindlichen 
Grundftüde und Gebäude die Zmwangdenteignung zu. Für das Ent- 
eignungsverfahren find die Landesgejehe maßgebend. 


Die Vorſchriften diefes Geſetzes gelten als Mindeitanforderungen 
und jchließen weitergehende Landes-, Provinzial und Lofalverordnungen 
nicht aus. 

Der Erlaß von Ausführungsbeftimmungen jteht den Landesbehörden zu. 

Die Handhabung dieſes Gejeßes Liegt überall den Baupolizeibehörden 
ob, fofern nicht durch die Landesgejehgebung anderweitige Beitimmung 
getroffen iſt. 


Die Rommiffion: 


Dberbürgermeifter Dr. Miguel, Frankfurt a. M. Oberbaurat Prof. 
Baumeifter, Karlsruhe. Baupolizetinjpeftor Bargum, Hamburg. 
Stadtbaurat Behnke, Frankfurt a. M. Oberingenieur Andreas 
Meyer, Hamburg. Stadtbaurat Peters, Magdeburg. Stadtarzt 
Dr. Spieß, Frankfurt a. M. Stadtbaumeiſter Stübben, Köln. 


Il. 


Borlagen 
der vom Deutfhen Verein für Armenpflege 1889 ernannten 
Unterkommiffon (Mitglieder; Oberbürgermeifter Miguel, Prinz 
Nikolaus von Waffau, Durdhlaudt, Profefor Baumeifer, 
Baurat Areykig, Stadtrat Flefd). 


a. 


Wenn auf einem Grundſtück Wohnräume eingerichtet werden follen, 
fommen folgende Beitimmungen zur Anwendung: 
1. Wer Wohnräume, d. h. Räume, die dem Gigentümer oder Benußer 
zum Aufenthalt Für fich ſelbſt oder jeine Angehörigen während der arbeita- 
loien Zeit oder zum Schlafen zu dienen bejtimmt find, Hergerichtet hat, 
bat dies der Polizeibehörde anzumelden. 
Diele Hat die Räume zu befichtigen und demnädjt, falle die an 
Wohnräume gejeglich zu ftellenden Anforderungen erfüllt find, eine Be- 
Icheinigung auszustellen, welche enthält: 
a) die Zahl der zum Wohnen oder zu Jonjtigen hierdurch gegebenen 
Nebenzweden bejtimmten Räume; 

b) die Höhe und den Kubikinhalt der einzelnen Räume. Die für 
die Bewohner beitimmten, nicht ala Wohnräume bergerichteten 
Räume find nad) der von dem Anmeldenden gegebenen Beftimmung 
zu bezeichnen (al& Küche, Aufbewahrungsfammer zc.); 

ec) die Zahl der Perfonen, die in jedem der angemeldeten Wohn- 

räume höchſtens Wohnung nehmen dürfen. 

2. Bei Abſchluß jedes Mietvertrages oder fonjtigen Vertrags über 
die Überlaffjung von Wohnräumen ift dem Mieter eine Abjchrift diefer 
Beicheinigung zu übergeben, auch, daß folches geichehen, vom Mieter 
durch Unterjchrift anzuerkennen. 

3. Verträge über die Überlaffung von Wohnräumen, die ohne Be- 
obachtung der Vorfchriften unter 2 gefchloffen find, find nichtig; fie können 
weder vom DBermieter gegen den Mieter noch umgekehrt klagbar geltend 
gemacht werden, auc können auf Grund folcher Verträge feine Anfprüche 
gegen dritte Perfonen erhoben werden, und die auf Grund jolcher nichtigen 
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Derträge gegebenen Leiftungen gelten rechtlich als Leiftung einer Nicht- 
ſchuld. Auf die Anwendung diefer Beftimmung fanın nicht verzichtet 
werden. 

4. Zur Berhütung der Benußung von Wohnräumen zu anderen 
Zweden, oder in ftärferem Maße als nach Maßgabe der polizeilichen 
Beicheinigung zuläffig, ferner zur Verhütung der Benußung von nicht 
angemeldeten Räumen als Wohnräume wird bejtimmt, daß alle innerhalb 
eines Gemeindebezirks belegenen, al® Wohnräume für gering bemittelte 
Perſonen benugten Räume einer fortwährenden Überwahung zu unter 
werten find, 


5. Als Wohnräume für gering bemittelte Perionen gelten: 

a) in Orten der 1. Servisklaffe foldhe, für die eine Jahresmiete 
von unter Mt... bezahlt wird; 

b) in Orten der 2. Servisklaſſe folche, für die eine Jahresmiete 
von unter Mi... bezahlt wird; 

e) in Orten der 3. Servißflaffe folche, für die eine Jahresmiete 
von unter ME. ............. bezahlt wird; 

d) in Orten der 4. Servisklaſſe ſolche, für die eine Jahresmiete 
von unter ME. bezahlt wird. 


6. Die Überwachung ift von den Gemeindebehörden auszuführen, 
die berechtigt find, Hierfür bejondere Organe zu bilden oder das Amt 
beftehenden Organen der Gemeindeverwaltung zu übertragen. 

Die Überwachung geſchieht in der Art, daß die mit der Überwachung 
betrauten Organe alle Wohnräume mindeitens einmal jährlich bejuchen 
und hierbei die Einhaltung der für die Wohnräume gültigen gejeßlichen 
oder ftatutarifchen Vorichriften zu prüfen haben. 

Das Ergebnis des Befunds ift in ein von dem Anmeldenden oder 
deffen Beauftragten zu führendes Revifionsbuch einzutragen. Borgefundene 
Mißſtände find der Ortspolizeibehörde (Gejundheitspolizei) anzuzeigen, 
die auf deren Abitellung hinzuwirken, bezw. die Abjtellung, falls Die 
Mißſtände gegen beitehende Vorſchriften verftoßen, zu erzwingen hat. 

7. Der Vermieter hat das Revifionsbuch bei entitehenden Miet— 
ftreitigfeiten auf Verlangen eines Mieters vorzulegen. 

Außerdem iſt die überwachende Behörde, jowie, falld es getrennte 
Behörden find, die Gejundheitspolizei berechtigt und auf Verlangen eines 
Mieters verpflichtet, demfelben Mitteilung über das Ergebnis der Revifion 
der von ihm ermieteten Räume oder deren Zubehör zu machen. 

Die Rechte, die dem Mieter aus dem Vorhandenfein von bei der 
Revifion bemerkten Mängeln entitehen, beftimmen fi) nach den allgemeinen 
Vorſchriften. 


b. 
3u S 649 6.-Pr.-D. 
Bei Urteilen, die auf Räumung einer Wohnung gehen, fann die 
vorläufige Vollitrekbarfeit verjagt, oder vom Ablauf einer bejtimmten, 
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höchſtens vierwöchentlichen Frift nach Erlaß des Urteild abhängig gemacht 
werden: 

1. Wenn das Urteil auf mündlidhe Berhbandlung ergangen 
ift, falls die Einreden des Beklagten ihrer Art nach geeignet waren, die 
Abweijung der Räumungsklage herbeizuführen, und falls Ddiejelben nad) 
Anficht des Richters gutgläubig vorgebracht waren. Beides ift insbejondere 
dann anzunehmen, fall die Einreden auf den Vorfchriften der SS 504— 507 I 
des B.G. B. beruhen, bezw. jalla der Beklagte der Mietforderung andere, 
dem Grund nach berechtigte, Gegenforderungen entgegengeleßt hatte, und 
alla die Höhe der an fich zuläffigen Minderung des Mietzinjes oder der 
geltend gemachten Gegenforderung nicht von vornherein zu beftimmen war. 

2. Wenn der Beklagte jeine Verpflichtung zur Räumung im Ver- 
bandlungstermin anerfennt, aber Umftände glaubhaft macht, die 
ihn die fofortige Volljtrefung des Räumungsanſpruchs nicht erwarten 
ließen, oder die ihm das Auffinden einer anderen Mohnung in der dem 
Verhandlungstermin vorausgehenden Zeit weſentlich erichwerten oder 
unmöglich machten. 


c. 

Zu S 14 des Gerichtöverfaffungs-Gejeßes: 

Streitigkeiten zwijchen Vermietern und Mietern von Wohnungs- 
und anderen Räumen wegen Überlafjung, Benugung und Räumung 
derjelben, jowie wegen Zurüdhaltung der vom Mieter in die Mietsräume 
eingebrachten Sachen, find, falls der Mietzing nicht mehr als Mk. ... 
monatlich beträgt, und in Klage oder Widerflage nicht mehr ala Mi. 60.—? 
verlangt wird, ehe fie bei dem Amtsgericht angebracht werden, zunächſt 
bei der Gemeindebehörde zur Enticheidung zu bringen. 

Gegen die Entjcheidung der Gemeindebehörde jteht die Berufung auf 
den Rechtsweg binnen zehn Tagen offen. 

Die vorläufige VBollftredung nad Maßgabe des S 649 wird durch 
die Berufung nicht aufgehalten. 

Die Gemeinde ift berechtigt, durch Ortsſtatut die Entjcheidung dieſer 
Streitigkeiten den in ihrem Bezirk bejtehenden, nach Maßgabe des $ 1204 
der Gewerbeordnung gebildeten Schiedögerichten zu übertragen, oder zu 
ihrer Enticheidung bejondere Schiedsgerichte in der Art zu bilden, daß 
an jeder Enticheidung ſowohl Haußeigentümer ala Perjonen, die nicht 
Haußeigentümer find, in gleicher Anzahl teilnehmen. 


d. 
s 715 C.Pr.O. Folgende Sachen find der Pfändung nicht unter= 
worfen: 
l. 1. Die KHleidungsjtüde für den Schuldner und feine unjelb» 
ftändigen Yamilienangehörigen, und zwar für jeden derjelben mindejteng 


Jetzt SS 537 ff. * F 
2 Auch die Gemeindegerichte (5 14 Abi. 3 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) ſind 
bis zu ME. 60.— kompetent. 
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zwei vollftändige Anzüge, drei Stüd von jeder Art Leibwäfche und zwei 
Paar Stiefel oder Schuhe. 

2. Ferner für jedes Familienglied und für die zur Pflege und 
Wartung der Kinder untentbehrlichen Dientboten ein vollftändiges Bett 
(Bettftelle und Bettzeug) und das notwendige Eßgerät (Teller, Mefier, 
Gabel, Löffel, Glas u. j. w.). 

3. Deögleichen die nach der Zahl der im Hausſtand befindlichen 
Tamilienangehörigen nötigen Schüffeln, das erforderliche Küchengefchirr, 
die Heiz- und Kochöfen, injoweit fie für den Schuldner und deſſen 
Familie und Gefinde unentbehrlich find, mindeftens aber einen Heiz- und 
einen Kochojen. 

4. Desgleichen mindeftens ein Tiſch, Stühle nach der Zahl der 
Familienmitglieder, Behälter für die Kleider und jonjtigen unpfändbaren 
Gegenftände (als Süchengerät, Handwerkszeug, Bücher u. ſ. w.). 

II. Der fonftige Hausrat, von dem Schuldner glaubhaft macht, daß 
er fich in feinem und feiner Familie täglichem Gebrauch befindet, falls 
derjelbe einen Schäßungswert von nicht über ME. 200.— hat, oder vom 
Schuldner auszumwählende Stüde desjelben im Gejfamtwert von nicht über 
ME. 200.— 

Die Abſchätzung, die ſich auf den mutmaßlichen Verkaufswert der 
Gegenftände zu richten hat, wird von Sachverständigen vorgenommen, die 
zu Beginn jeden Geichäftsjahres an jedem Amtsgericht bezw. für jeden 
Gemeindebezirk durch das Landgericht in genügender Zahl zu ernennen 
find. Als Sachverſtändige für dieſe Schäßungen fünnen insbeſondere 
auch die bei einem Amtsgericht zugelaffenen VBollziehung&beamten bejtellt 
werden. 

III! Die für den Schuldner, feine Familie und fein 
Geſinde auf zwei Wochen erforderlihen Nahrungs- und 
Yeuerungsmittel. 

IV. Eine Milchkuh, oder nad der Wahl des Schuldners 
ftatt einer ſolchen zwei Ziegen oder zwei Schafe nebit dem 
zum Unterhalt und zur Streu für bdiejelben auf zwei 
Wochen erforderliden Futter und Stroh, jofern die be— 
zeichneten Ziere für die Ernährung des Schuldners und 
feiner Familie und feines Gejindes unentbehrlich find. 

V. Bei Künftlern, Handwerfern, Hand» und Fabrik— 
arbeitern die zur Ausübung des Berufs benußten Gegenftände im 
Geſamtwert von nicht über Mi. 200.— oder bei höherem Gejamtwert 
der vorhandenen Gegenftände, inſoweit dieſelben zur perſönlichen 
Ausübung des Berufs unentbehrlich ſind, jedoch mindeſtens im 
Betrag don ME. 200.—.Als unentbehrlich gelten namentlich die von 
Handwerkern in ihrem Beruf benugten Hiltsmajchinen ?®. 


! Die gefperrt gedrudten Befreiungen find bereits jet von der Civilprozeß— 
ordnung zugelafien. 

ie allgemeine Verfügung des uftizminifter® vom 21. Auguft 1884 

J.M.Bl. S. 203) zählt auf: Nähmaschinen, Kammmafdinen, Nähtiiche, Drebbänte, 





Das Mietreht in Deutichland. 917 


Die Auswahl und Abichägung wird ebenjo wie bei II vollzogen. 

VI. Bei Perjonen, welde Landwirtichaft treiben, das 
zum Wirtſchaftsbetriebe unentbehrlihe Gerät, Vieh- und 
Feldinventarium nebft dem nötigen Dünger, ſowie bie 
landwirtihaitliden Erzeugniſſe, welde zur Fortſetzung 
der Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte unentbehrlich find. 

VI. Bei Offizieren, Dedoffizieren, Beamten, Geift- 
lihen, Lehrern an öffentlichen Unterridhtsanftalten, 
Rechtsanwälten, Notaren, Arzten, Hebammen die zur Ver— 
waltung bes Dienjtes oder Ausübung des Berufes erjorder- 
lihen Gegenftände, ſowie anftändige Kleidung. 

VIII. Ein Geldbetrag von mindejtens dem jechsfachen des Tagelohns 
gewöhnlicher Tagearbeiter, wie derfelbe auf Grund des S 8 des Kranken— 
verficherungsgefeßes vom 15. Juni 1883 beftimmt ift; bei Offizieren, 
Militärärzten, Dedoifizieren, Beamten, Geijtlihen und 
Lehrern an öffentlichen Unterrichtsanftalten ſtatt dejjen ein 
Geldbetrag, weldher dem der Pfändung nicht unterworfenen 
Teil des Dienfteinfommens oder der Pension für die Zeit von 
der Piändung bis zum nädften Termin der Gehalts- oder 
Penfionszahlung gleihfommt. 

IX: Die zum Betrieb einer Apothefe unentbehrlien Ge— 
räte, Gefäße und Waren. 

X. Orden und Ehrenzeichen, ferner die im Beſitz des Schuld- 
ners befindlichen Familienbilder, falls diejelben nicht infolge außergewöhn- 
licher Koftbarkeit des Material oder befonderen Kunſtwerts einen vom 
Gegenjtand unabhängigen Wert haben. 

XI. Die Bücher, welde zum Gebraud des Schuldners und 
feiner Familie in der Kirche oder Schule beſtimmt find; ferner 
ſolche Bücher, die nicht zu den unter V und VII genannten gehören, im 
Wert von nicht über ME. 50. —. 


15a. 

Jede am fich befreite Sache kann der Zwangsvollſtreckung ausgeſetzt 
werden, wenn ſie von dem die Zwangsvollſtreckung betreibenden Gläu⸗ 
biger oder deſſen Rechtsvorgänger an den Schuldner verkauft oder ſonſt 
entgeltlich übertragen ward, und ihr Preis den Gegenftand des erwirkten 
Urteils bildet. 

715b. 

Meigert fich ein Schuldner, die in 715, II, V und XI dorgejehene 
Auswahl vorzunehmen, oder ift er ortsabmwejend, jo hat der Gläubiger 
die Ehefrau oder die über 18 Jahre alten Kinder des Schuldners aufs 
zufordern, die Auswahl zu bewirken. Kommen dieie der Aufforderung 
innerhalb dreier Tage nicht nach, jo kann der Gläubiger bei dem zu— 


Hobelbänte, Jaquard-Maihinen, Webjtühle, Bandwebftühle, Seidenwinden, Maſchinen 
zum Meflerichmieden. 
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ftändigen Amtsgericht beantragen, daß die zur Abſchätzung der bei 
Bwangsvollitredung ausgewählten Gegenftände ernannten Beamten auch 
die Auswahl der frei zu laſſenden Gegenjtände bewirken follen. 


T715c. 


Bei Zwangsvollitrefungen in eine Erbjchaft fünnen die bei 715, II, 
V und IX genannten Befreiungen nur von der Ehefrau des Schuldners 
— falls diejelbe nicht von ihm getrennt oder gejchieden war — oder 
von dem Vormund feiner minderjährigen Kinder, oder von den groß- 
jährigen Kindern, die mit ihm gemeinjchaftlich arbeiteten, die übrigen von 
jedem Erben geltend gemacht werden; jedoch mit dem Beding, daß aus 
feiner Erbſchaft mehr Sachen befreit werden können, als zu Lebzeiten des 
Schuldners befreit worden wären. 


Anhang. 


Die Beffimmungen der Frankfurter Aktienbaugefellfhaft für 
kleine Wohnungen über den Mieterausfchuß. 


I. 


Die Wahrung diefer Hausordnung liegt dem von der Gejellichaft 
eingejegten Verwalter ob. 

Zur Unterftügung des Verwalter wird in jedem Haus ein Ob- 
mann gewählt. Die Obmänner bilden zufammen mit dem Verwalter 
den Mieterausſchuß, deilen Aufgabe die Erledigung aller im gemein- 
famen Intereffe der Mieter gemeinſam zu ordnenden Angelegenheiten, wie 
auch die Wahrnehmung der Intereſſen der Mieter gegenüber der Gejell- 
ſchaft ift. 

Der Borftand der Gefellfehaft wird die Obmänner oder den Mtieter- 
ausfchuß in wichtigeren, die Mieter betreffenden Angelegenheiten hören 
und ihre Meinungsäußerung thunlichjt berüdfichtigen. Die Mieter 
haben durh den Mieterausihuß das Mittel, an der Ber. 
waltung der Häuſer fi ſelbſt zu beteiligen und die 
Sicherheit, daß Beijhwerden gegen Mitbewohner oder den 
Verwalter in unparteiifchiter Weife geprüft werden. 

Es wird erwartet, daß die Mieter den Mieterausſchuß und dadurch 
die Geſellſchaft bei Durchführung der Hausordnung, deren ſämtliche Be— 
ftimmungen im wohlverjtandenen Intereſſe aller Einwohner unjerer Häufer 
liegen, nach Kräften unterjtüßen. 


Il. 


Wir haben den Mieterausfchuß eingerichtet, weil in Käufern mit jo 
vielen Wohnungen ſtrenge Ordnung unerläßlich ift und weil wir aud 
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den Anjchein vermeiden wollten, als würden Beiehle und Anordnungen 
erlaflen, die zur Aufrechterhaltung der Ordnung nicht unbedingt erforder- 
lich find. Die Mieter jedes einzelnen Hauſes wählen aus ihrer Mitte 
einen Obmann; die jo gewählten Obmänner bilden den Mieter- 
ausichuß. Der Obmann ift nicht Vorgejegter, wohl aber Vertrauens— 
mann der Mieter, wie er nicht Beamter, wohl aber Bertrauensmann der 
Geſellſchaft iſt. Er hat dafür zu forgen, dab in Bezug auf Reinlichkeit, 
Ruhe und Ordnung alles geichieht, was nötig tft, damit die Mlieter 
ungeftört wohnen fünnen und daß zugleich die notwendigen Reparaturen 
in dem Grad vermindert werden, damit die möglichit billigften Mietpreiſe 
beibehalten werden fünnen. Der Obmann wird ferner von uns jtets 
gefragt, wenn Beichwerden über einzelne Mieter, oder über den Verwalter 
an ung gelangen, in&bejondere erfolgt feine Kündigung, 
wenn nicht der Mieterausfhuß, d. H. fämtlide Obmänner 
und der Verwalter über die Notwendigfeit der Kündigung 
einig find Würden wir die Organijation ändern und anjtatt des 
Mieterausfchuffes einen Verwalter einfegen, der allein für uns 
thätig wäre, jo wäre dies mit einer Erhöhung der Verwaltungskoſten 
um das Gehalt des Berwalterd — etwa 1500— 2000 Mi. — verbunden. 
Dies würde eine entiprechende Erhöhung jäntlicher Mieten bedeuten, und 
e3 wären zugleich die Mieter, wie dies allerdings in gewöhnlichen Miets— 
häufern immer der Fall ift, von jedem Einfluß auf die Verwaltung 
ausgeichloffen! 

Wir bitten hiernach alle Mieter, den Obmännern dag Amt, das fie 
im Interefje der Mieter und der Geſellſchaft übernommen 
haben, zu erleichtern, und uns bei unferem Beftreben zu unterjtügen, 
die Häufer ebenjo zu verwalten, wie fie verwaltet würden, wenn 
fie einer Genofjenihaft der Mieter gehörten. Insbeſondere wird 
e3 fich empfehlen, Beichwerden über andere Mieter ſtets zuerjt bei dem 
Mieterausfchuß vorzubringen. Andere Beichwerden (über den Verwalter, 
über die Obmänner jelbft, über Einrichtungen im Haus) fönnen bei uns 
direft erhoben werden. 

Seder, der ſich unferen im Intereſſe aller Mieter notwendigen Eins» 
richtungen fügt, fann in unſeren Häufern billiger und zugleich ficherer 
dor Kündigung wohnen, als in irgend anderen Häuſern. Mieter, die 
glauben, der unter Mitwirkung der Mieter jelbit geichehenden Verwaltung 
und insbejondere den Anweifungen der Obmänner fich nicht fügen zu 
können, werden allerdings befler thun, fich andersiwo ein Unterfommen zu 
fuchen, da wir begründeten VBorfchlägen der Obmänner wegen vorzu— 
nehmender Kündigungen regelmäßig Folge leiften werden. 


Frankfurt a. M., im Februar 1901. 


Der Vorftand. 


Das Mietrecht in Öfterreich. 


Don 


Prof. Dr. Emil Pferfche in Prag. 


Schriften XCV. — Wohnungäfrage. I. 2. 21 


Überjicht. 

1. Wenn man dad Mietrecht im Hinblid auf die Urfachen und bie 
mögliche Abhilfe der Wohnungsnot unterfucht, muß man zunächſt von 
den Beitimmungen des bürgerlichen Rechtes über das Mietverhältnis 
ausgehen, allein man fann fich nicht auf die Erörterung desſelben 
beihränfen. Das bürgerliche Recht in Öfterreich wie in Deutichland 
behandelt die gegenleitigen Beziehungen zwijchen Vermieter und Mieter 
nicht unter der Borausfegung einer jocialen Notlage, e& geht nicht darauf 
aus, befondere Hilfsmittel zu ſchaffen zur Bekämpfung der lokalen 
Mohnungsnot, wie fie fich in vielen Städten faktiſch eingeftellt hat. Es 
empfiehlt fich daher, zunächit die vorhandenen Beitimmungen des bürger- 
lichen Rechtes darzuftellen und nach ihrer focialen Bedeutung zu prüfen. 

Daneben erfordert eine gefonderte Behandlung die weitere frage, 
wietern die Gefeßgebung zur Beſſerung der jocial bedenklichen ſtädtiſchen 
Wohnungsverhältniffe beitragen kann. Die Erörterung diefer Frage kann 
fih nicht auf das Privatrecht beſchränken; privatrechtliche und verwaltungs- 
rechtliche Beitimmungen müſſen hier wie in der Frage des Arbeiterfchußes 
zuſammenwirken und gemeinfam erwogen werden. 

In Öfterreich fteht die Bekämpfung der Wohnungsnot in den eriten 
Anfängen, gefegliche Beitimmungen fehlen taft vollitändig, fo daß die 
Erörterung nicht von dem pofitiven Recht ausgehen kann. Es müffen hier 
die legislatoriichen Maßregeln zu Grunde gelegt werden, welche anderwärts 
eingeführt oder doch vorgefchlagen worden find. Die Anordnung folgt 
dabei nicht juriftiichen Kategorien, jondern dem praftiichen Zwed, der 
erreicht werden fol. Die Anomalie der Wohnverhältnifje zeigt fich nach 
drei Richtungen: es werden erſtens ungejunde oder baulich unpafjende 
Wohnungen verwendet; die Wohnungen werden zweiten ungehörig ver— 
wendet („überwohnt“); fie find drittens zu teuer. Ob und wie diejen 
drei Übeljtänden durch juriftiiche Hilfsmittel entgegengewirkt werden kann, 
ift zu unterfuchen. — 


324 Emil Pferſche. 


Unter die Bezeichnung des Mietrechtes Tällt diefe zweite Richtung 
unferer Betrachtung infofern, ala es fich Handelt um einen gejeglichen 
Einfluß auf die Beiriedigung des Wohnbedürfniffes im Wege der Ber- 
mietung. Es kommen eine Reihe von Beichränktungen und Verpflichtungen 
in Betracht, welche dem Hauseigentümer oder dem Vermieter für den 
Tall der Vermietung auferlegt werden. 

Außer Betracht bleiben etwaige gefegliche Vorfchriften, die nicht die 
Vermietung betreffen, fondern die der Wohnungsnot dur Minderung 
des Iofalen Wohnungsbedürfnifjes oder durch befondere Regelung desſelben 
entgegenwirfen jollen. So etwa die Beichränfung der Freizügigkeit im 
Annern eines Staates durch das Erfordernis des Nachweiles einer ent— 
Iprechenden Wohnung in dem neuen Aufenthaltsort. Oder die auch 
Ihon in Vorſchlag gebrachte Beftimmung, daß derjenige, der ein neues 
Anduftrieunternehmen in einer Stadt errichtet, au Wohnungen für die 
neu benötigten Arbeitsfräfte herſtellen müſſe. 


Das Mietverhältnis nach dem alle. B.6.B. 


2. Der Mietzing braucht nach dem Öfterreichifchen allgemeinen bürger- 
lichen Gejegbuchı (allg. B.G.B. $ 1100) nur nad) Maß der erfolgten 
Benutzung, aljo nachhinein gezahlt zu werden. Doc ift es zuläffig, daß 
Vorausbezahlung des Zinjes verabredet wird, und diefe Verabredung ift 
ganz allgemein. 

Der Anſpruch des Vermieterd auf den Mietzins ift durch das alt- 
hergebrachte gejeliche Plandreht an den vom Mieter in die Wohnung 
eingebrachten Fahrniffen gefichert ($ 1100). Allein diejes Pfandrecht 
erjtrekt fich nicht auf jene Gegenftände, die von der Piändung und Zwangs- 
vollitrefung gejeglich ausgenommen find. Als jolche nennt die Exekutions— 
ordnung (S 251 des Gejeßes vom 27. Mai 1876, Nr. 76 R.G.B.) 
namentlich: „Die Kleidungsftüde, Betten, die Wälche, dag Haus- und 
Küchengeräte, insbefondere die Heiz- und Kochöfen, jomweit diefe Gegen- 
jtände für den Verpflichteten und für deffen im gemeinfamen Haushalt 
mit ihm lebenden Familienglieder und Dienftboten unentbehrlich find“ ; 
„bei Handwerkern, Hands» und Wabrifarbeitern die zur perjönlichen Aus— 
übung ihrer Beichäftigung erforderlichen Gegenftände”; „bei Perionen, 
deren Geldbezüge durch Geſetz oder Privileg der Grefution ganz oder teil- 
weife entzogen find, derjenige Zeilbetrag des vorgefundenen Bargeldes, 
welcher dem der Grefution nicht unterworfenen, auf die Zeit von der 
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Dornahme der Prändung bis zum nächſten Zahlungstermin des Bezuges 
entfallenden Einfommen entipricht“. 

Bon Geldbezügen ift der Erefution entzogen (Gef. dv. 29. April 1873, 
Nr. 68, 8 2) „der Gehalt und die fonftigen Dienftbezüige der im Privat- 
dienst dauernd angeftellten Perjonen, wenn der Gelamtbetrag der Bezüge 
800 fl. (= 1600 Kr.) nicht überfteigt”. Auch die Xohnforderung der 
nicht dauernd angeftellten Arbeiter ift weder erequierbar noch verpfändbar 
„besor die Arbeiten oder Dienſte geleiftet find und der Tag abgelaufen ift, 
an welchem das Gntgelt nach Geſetz, Vertrag oder Gewohnheit auszu— 
folgen war” ($ 3). 

Das gefegliche Piandrecht des Vermieters ift daher gegen jene Mieter, 
die bei der Wohnungsnot in Betracht fommen, regelmäßig bedeutungslos; 
der Vermieter bat feine materielle Sicherheit in der Hand, und den ein- 
zigen Antrieb zur pünktlichen Zahlung des Zinjes bilden hier die Nach— 
teile, welche die jorortige Austreibung (f. Nr. 8) dem Mieter droht. 

3. Die Aufnahme von Teil- und Aftermietern iſt dem Mieter 
geleglih geftattet, wenn fie ohne Nachteil für den Vermieter erfolgen 
fann und nicht im Vertrage ausgeichloffen wird (S 1098). Doch trägt der 
Mieter die Gefahr der Weitervermietung und haftet in jeder Richtung 
für feinen Mitermieter (S 1111). Diefe Beitimmung ift vom focialen 
Standpunkt nicht empfehlenswert, die Bekämpfung der „Überwohnung“ 
erfordert die umgelehrte Beitimmung des deutjchen bürgerlichen Geſetz— 
buches, wonach die Aitervermietung unzuläffig it, wenn fie nicht im 
Vertrage beſonders geftattet wird. 

Der Mieter ift verpflichtet, den Schaden zu erjegen, der durch Miß— 
brauch und ungewöhnliche Abnugung und Beihädigung des Mietobjektes 
entſteht. Die gewöhnliche Abnußung dagegen hat der Vermieter zu 
tragen, er muß die Sache dauernd auf eigene Koften in brauchbarem 
Stande erhalten (SS 1096, 1099). 

Über den Iegten Punkt ift eine abweichende Bereinbarung zuläffig 
und praktiſch gerechtfertigt. Sogar in den Hausordnungen der Vereine 
für Wohnungsfürforge wird gewöhnlich die kleine Reparatur dem Mieter 
auferlegt (W. Pfeifer, „Eigenes Heim” 1896, ©. 182 f.). Die meiter- 
gehende Haftung des Mieters iſt bier Feine ungerechtiertigte Härte, 
fondern eine ſocial angemeflene Erziehungsmaßregel; denn einerjeits kann 
der Mieter durch größere Sorgjalt die Erhaltungsfoften vermindern, 
andererjeit? muß er dieje Koften in dem Zinsbetrag doch mitbezahlen. 

Dagegen empfiehlt es fich dringend, die Pflicht (S 1096) des Haus- 
eigentümerd zur Reparatur und Reinhaltung des Bauwerkes und der 
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gemeinfamen Hausteile (Höfe, Treppen, Wafferleitungen, Aborte ze.) durch 
befondere Vorſchriften (Wohnungsordnung) genau zu fpecialifieren und 
als zwingende (unverzichtbare) Norm zu erflären. 


4. Der Mieter, der den Gewahrjam der Wohnung erlangt bat, 
genießt Befigfchug, auch gegen den Bermieter. Gr kann ſelbſt nach 
Erlöichen des Mietverhältniffes nur im gerichtlichen Wege vertrieben 
werden. 

Das Recht des Mieters reicht gegen einen neuen Eigentümer des 
Haufe, auch wenn es nicht grundbücherlich erfichtlich gemacht ift, wenig- 
ſtens joweit, daß die Verdrängung des Mieter nur durch Kündigung 
zum nächften Termin möglich ift (S 1120). 

Daß die Miete auf einen fejtbegrenzten Zeitraum geichloffen wird 
und mit deſſen Ablauf von ſelbſt erlijcht, ift möglich, bildet aber eine 
Ausnahme. In der Regel gilt die Miete auf unbeitimmte Zeit und 
muß durch Kündigung beendet werden. Der Zeitpunkt für die Kündigung 
und Räumung der Wohnungen ift vielfach durch lokale Vorſchriften 
(Ausziehordnung) genauer geregelt. Wenn feine befondere Vereinbarung 
vorliegt, ift die fürzefte Kündigungsfrijt für Grundjtüde vierzehn Tage. 
So wenn der Zin® monatweije beftimmt ift, oder wenn ein Jahreszins 
mit monatlichen Ratenzahlungen vereinbart ift (S 1116). Für Mieten 
von kürzerer Dauer ald einem Monat befteht feine gejegliche Kündigungs- 
frift, die Kündigung wirft alfo fogleich, d. 5. ohne unnötigen Aufſchub 
(8 904; E.Pr.D. $ 573). 

Die Räumung der Wohnungen und die dazu vorher etwa erforder- 
liche Kündigung fann in einem eigenen, beichleunigten Verfahren bewirkt 
werden (E.Pr.D. $ 5607). Die gerichtliche Kündigung, welche das 
Räumungsverfahren begründen joll, muß vor dem gewünfchten Räumungs- 
termin rechtzeitig, nämlich in der gejeglich oder vertragamäßig feſtgeſetzten 
Zeit, mindeſtens aber acht Zage früher, erfolgen. it eine Kündigung nicht 
notwendig, jo wird nur der Anjpruch auf Räumung bei Gericht angemeldet. 
Die Kündigung und der Räumungsanfpruch werden rechtskräftig und 
erefutiongreif, wenn der Mieter nicht rechtzeitig (bei achttägiger Kündigung 
binnen drei Tagen, bei längerer Kündigung und bei den Räumungs- 
anjpruch binnen acht Tagen) widerfpricht. Bei rechtzeitigem Widerſpruch 
wird darüber in einem bejchleunigten Verfahren entjchieden. 

5. Das Mietverhältnis kann unter Umftänden vorzeitig und jogleich 
beendigt werden, d. h. vor der vertragsmäßig feſtgeſetzten Zeit und ohne 
die vereinbarte oder geſetzliche Kündigungsfriſt einzuhalten. 
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Der Vermieter kann die vorzeitige Beendigung verlangen und den 
Mieter Togleih dur das Räumungdveriahren verdrängen, wenn der 
Mieter von der Sache „einen erheblichen nachteiligen Gebrauch macht”, 
fowie wenn der Mieter mit der Zahlung des Zinſes troß erfolgter 
Mahnung jäumt bis zum Ablauf jenes Zeitraums, für welchen der Zins 
fällig ift (S 1118). | 

Der Mieter kann die Miete vorzeitig beenden, „wenn die Sache ihrer 
mangelbaiten Beichaffenheit wegen zum ordentlichen Gebrauch untauglich 
ift“, oder wenn der Bermieter diejelbe „nicht mehr in brauchbarem 
Stande erhält“ (S 1117). In diefer Beftimmung ift nicht etwa ein 
Anwendungsiall der Regeln über Gemwährleiftung (S 922F.), fondern 
eine Sonderbejtimmung für das Mietverhältnis zu jehen, die aus all- 
gemeinen Grundſätzen zu ergänzen ift. Daher gilt für die Miete geſund— 
heitsjchädlicher Wohnungen folgendes, den jocialen Anforderungen ziemlich 
entiprechende Refultat. 

Der Mieter kann eine gefundheitsjchädliche Wohnung jogleich ver- 
laffen und fich von weiterer Zinszahlung befreien oder den vorausgezahlten 
Zins von nun an zurüdverlangen, gleichviel, ob er die Schäden der 
Wohnung von Anfang an gekannt Hat oder nicht. Iſt die Benußung 
des Raumes ala Wohnung erfolgt ohne Geitattung der Baubehörde, oder 
fogar gegen ein polizeiliche® Verbot, jo wird der Mietvertrag ala un- 
erlaubt von Anfang an ungiltig (8 878), es entiteht feine Pflicht zur 
Zinszahlung und der gezahlte Zins fann zurüdgefordert werden, wobei 
die auf Dienftleiftungen beſchränkte Beftimmung des 8 1174 („was 
jemand wiflentlich zur Bewirfung einer unerlaubten Handlung gegeben 
hat, fann er nicht mehr zurüdfordern“) natürlich nicht im Wege ftebt. 

Wenn der Mieter durch die Benußung der ſchädlichen Wohnung 
einen Schaden erleidet, fo ift der Vermieter nach allgemeinen Grund- 
jägen (S 878, 1295) zum Erjag verpflichtet, wenn ihn ein Verſchulden 
trifft, namentlich wenn er die Schädlichkeit der Wohnung oder das 
behördliche Verbot gefannt hat. Der Mieter jedoch, der jeinerjeits Die 
Schädlichkeit der Wohnung gekannt hat, kann den Schadenerjag nad 
$ 1304 gar nicht oder doch nur teilweiſe beanjpruchen. 


Maßregeln gegen die Benugung ungejunder 
Wohnungen. 


6. Baumwerfe, welche durch ihre Lage, Bauart oder bauliche Be- 
ichaffenheit für die Gejundheit ihrer Bewohner jchädlich oder gefährlich 
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find, jollten im allgemeinen Intereſſe nicht ala Wohnungen benußt 
werden. Es ijt heute als Aufgabe der öffentlichen Verwaltung allgemein 
anerfannt, daß der Benutzung gefundheitsjchädlicher Wohnungen entgegen- 
gewirkt werde. An diefer Aufgabe wirkt zunächſt mit die Baupolizei. 
In Ofterreich ift die Errichtung von Gebäuden, die Wohnungszweden 
gewidmet find, gejeglich an fanitäre Normalbedingungen gefnüpft, deren 
Einhaltung von der Baubehörde geprüft und beftätigt werden muß, 
zunächſt an dem vorzulegenden Bauplane (Baufonjens), dann an dem 
ausgeführten Baue vor jeiner Benutzung (Benutungstonjens). Die 
Einzelheiten der janitären Bauerforderniffe find in provinziellen und 
Iofalen Vorfchriften enthalten und nicht überall gleich; ihre jachliche An— 
gemefjenheit bleibt Hier außer Betracht. 

Die Wirkſamkeit der Baupolizei ift allein nicht ausreichend, da 
urfprünglih angemefjene Wohnräume durch nachfolgende Umſtände un- 
gejund werden, und da Räume, die nicht zu Wohnzwecken errichtet wurden, 
nachträglich ala Wohnungen verwendet werden können. Um die Benutzung 
ungejunder Wohnungen mit durchgreifendem Erfolge zu befämpien, iſt 
ein weitgehendes Gingreifen der öffentlichen Verwaltung nötig. Wenn 
ganze Häufergruppen oder Stadtgebiete fich als ungeſund erweijen, fann 
nur durch einheitlichen Abbruch und Neubau gründlich Abhilfe gejchaffen 
werden, wozu immer ein jchaffendes Eingreifen öffentlicher Korporationen 
und gejegliche Ausnahmeverfügungen erforderlich fein dürften. Bon 
ſolchen Fällen wird Hier abgejehen. 

Was die einzelnen ungejunden Wohnungen betrifft, jo fann ihre 
Benubung nicht durch gejehliche Vorfchriiten und Strafdrohungen allein 
verhindert werden, es ift vielmehr eine regelmäßige und energiiche Be— 
auffichtigung durch eigene Organe (Wohnungsamt) unerläßlih. E& muß 
vorgejorgt werden, dab ungejunde Wohnungen ala ſolche behördlich 
fonftatiert und ihre Benußung verboten wird. Es iſt ferner praftifch, 
das Benußungsverbot an der Wohnung öffentlich erfichtlich zu machen; 
es ijt notwendig, die Einhaltung des Verbotes zu kontrollieren und die 
Verlegung desjelben an dem Hauseigentümer jowie an dem Vermieter 
zu beitrafen. 

In ſterreich wird die angeführte Verwaltungsthätigfeit den Orts- 
gemeinden im jelbjtändigen Wirkungskreiſe zufallen, da ihnen gejeglich 
(Gef. v. 30. April 1870, Nr. 68, S 3) zugewielen tjt „die Handhabung 
der janitätspolizeilichen Vorfchriften in Bezug auf Wohnungen“. Auf 
Grund diejer Kompetenz fann die Ortsgemeinde ſelbſt lofale janitäts- 
polizeiliche Vorſchriften erlaflen; doch können diejelben auch durch andere 
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Faktoren (Provinzialgefege, Reichsgeſetze) geichaffen werden. Bisher giebt 
es feine allgemeinen und nur vereinzelte lofale Vorſchriften; jo find einft 
in Wien für den jpeciellen Fall der durch Überfchwemmung ungefund 
gewordenen Kellerwohnungen eingehende und zwedentiprechende Kontroll- 
vorſchriften erlaffen worden (Erl. d. n.ö. Statthalterei v. 23. Febr. 1871, 
3. 5241). 

7. Man bat auch vorgeichlagen, durch ſtrenge privatrechtliche Be— 
fimmungen gegen die Benußung ungefunder Wohnungen einzufchreiten. 
(Vgl. A. Menger, Arch. 5. foc. Geſetzgeb. 1889, ©. 432.) Dabei muß dor 
alleın betont werben, daß auch die ftrengiten abſtrakten Gefegesbeitimmungen 
den praftiichen Erfolg der Polizeilontrolle niemals erreichen oder erjegen 
fönnen. Die Vorſchläge auf Verichärfung des Privatrechtes über das 
Mietverhältnis find daher nur neben, nicht ftatt der Ausgeftaltung der 
Wohnungspolizei in Betracht zu ziehen. 

Betrachtet man unter diefer Vorausfegung das öfterreichifche Privat- 
recht, das den aufgetauchten Reformvorſchlägen teilweife jchon zuvor- 
gefommen ift, Jo jcheint eine weitere Verſchärfung desjelben nicht oder 
doch nur in einem Nebenpuntte empiehlenswert. Wenn eine Wohnung 
als ungefund behördlich fonjtatiert wurde, ift eine ftrenge Behandlung 
des Vermieters gewiß angemefjen. Hier gewährt das öfterreichijche Recht 
bereits die Rüdforderung des Mietzinjes wegen Ungiltigfeit des Ver— 
trages, und es entiteht principiell auch die Pflicht zum Schadenerfat. 
Allein dem Mieter, der die Wohnung in voller Kenntnis des behördlichen 
Verbotes benußt hat, gebührt fjubjeltiv gewiß der Schadenerſatz nicht, 
jo wenig wie die Unfallrente dem, der den Unfall abfichtlich herbeigeführt 
bat, gebührt. Dagegen könnte ein Anspruch auf Entjichädigung allerdings 
jener Krankenkaſſe zugeiprochen werden, welche den Mieter, der durch die 
wiflentliche Benußung der verbotenen Wohnung erkrankt ift, verpflegen 
mußte. An diefem Punkte ift eine Ausgeftaltung des öfterreichifchen 
Nechtes zu befürworten (cf. F 65 des Gef. v. 30. März 1888, Nr. 33 
über die Kranfenverficherung). 

Für den Fall jedoch, daß die Wohnung nicht als ungefund fonftatiert 
it, Scheint e3 nicht angemefjen, über das gegenwärtige Recht hinauszu- 
gehen. Es genügt, daß der Mieter die Wohnung wegen ihrer Mängel 
jederzeit verlafien fann. Weitere Anfprüche des Mieters, ala die bisher 
geieglich anerkannt find, finden weder in dem Verhältnis zwijchen Mieter 
und Vermieter eine privatrechtliche Begründung, noch laſſen fie ſich aus 
Öffentlichen und ſocialen Rüdfichten begründen. Denn durch diejelben iſt 
ein für die Allgemeinheit weſentlicher Eriolg, eine Beflerung der 
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Wohnungsverhältnifie gewiß nicht zu erzielen, während recht mißliche 
Prozeſſe (über die Schädlichkeit der Wohnungen, über die Erfennbarfeit 
der Schädlichkeit ac.) hervorgerufen werden. 


Maßregeln gegen Überwohnung. 


8. Die Übel der Wohnungsnot werden nicht nur durch den objektiven 
Zuftand der Wohnräume, jondern noch mehr durch die Art ihrer Ver— 
wendung dveranlaßt. Die Anhäufung zu vieler Bewohner, die zu intenfive 
Benugung der Wohnräume (Überwohnung) bringt gefundheitliche und 
fittliche Nachteile mit fih. Die Regelung der Benußung der Wohnungen 
und die Bekämpfung der Überwohnung ift in wirtjchaftlich vorgefchrittenen 
Kulturftaaten bereits Gegenstand der Gejegebung, faft überall Gegenstand 
von Gejeßesvorjchlägen geworden. Die erlaflenen und vorgejchlagenen 
Anordnungen ftellen zunächſt Mindeftforderungen auf, denen alle Wohn- 
räume entfprechen müflen. Die Mindeftforderungen betreffen den Luft— 
raum, der für jeden Bewohner zur Verfügung ſtehen muß, auch die 
Bodenflähhe und die Größe der Fenfteröffnungen; die Waflerveriorgung 
und die Aborte; die Trennung der einzelnen Wohnräume und der Schlaf- 
räume; die Trennung der Familie des Mieter? von fremden Mit- 
bewohnern; die Trennung der Gejchlechter. 

Eine eigene Gruppe don BVorjchriften betrifft das Verhältnis des 
Gewerbebetriebes zu den Wohnräumen. Manche Betriebe find ala gefund- 
heitsfhädlih in Wohnräumen ganz zu verbieten. ferner werden für 
Wohnräume, welche zugleich auch zu gewerblicher Arbeit dienen, weiter— 
gehende ala die Minimalerforderniffe an Luft, Licht zc. geitellt. Endlich 
werden vielfach die gewerblichen Borjchriften, namentlich jeneüber die Regelung 
der Heimarbeit, in Beziehung zu dem Mietverhältnis gebracht. Es wird 
z. B. für die Heimarbeit vorgejchrieben die Anmeldung und öffentliche 
Erſichtlichmachung jedes Betriebes, die Anmeldung der Hilfsarbeiter, 
Einhaltung der gejeglichen Arbeitszeit und der Sonntagsruhbe, Fernhaltung 
franfer Perfonen von der Arbeit 2c.; es wird aber für die Nichterfüllung 
diefer Vorjchriften auch der Hauseigentümer und Vermieter verantwortlich 
gemacht und mit Strafe bedroht. 

Die fachliche Angemefjenheit der einzelnen Borfchriiten kommt bier 
nicht in Grörterung, fie ift übrigens meift offenfichtlih. Namentlich die 
meiften der angedeuteten Beitimmungen über die Heimarbeit werden un— 
erläßlich fein, wenn eine Regelung derjelben ernjtlich durchgeführt werben joll. 


Das Mietrecht in Oſterreich. 331 


Dom juriftifchen Standpuntte ift hier neben der praktiſchen Durch— 
führung der angeführten Normen befonders ihre Antnüpfung an das 
übrige Rechtögebiet in Trage zu ziehen. 

9. Die vorgeichlagenen Maßregeln gegen Überwohnung bedingen 
offenbar eine weitgehende polizeiliche Kontrolle und Bevormundung. Es 
ift num merkwürdig, daß gegen diefe jociale Bevormundung gerade in 
Deutichland (vgl. Otto Bähr, Gef. Aufſätze II, ©. 195 f.) Bedenken 
erhoben worden find, wo man doch eine weitgehende polizeiliche Einfluß 
nahme auf vielen Gebieten gewohnt ift, während bei den politifch viel 
freieren angelſächfiſchen Völkern diefe fociale Bepormundung fein Be- 
denken erregt und teilweiſe ſchon eingeführt if. Den erhobenen Bedenken 
gegenüber findet die projektierte neue Rechtsbildung folgende Anknüpfungs— 
punkte. Die polizeiliche Regelung der Mietverhältniffe hat überall be— 
gonnen bei jenen Fällen, in welchen die Vermietung zweifellos gewerbs— 
mäßig erfolgt, wie bei Gafthöfen, Herbergen, Maffenquartieren. Sn 
Frankreich Hat fi längft daran gereiht die Vermietung möhlierter 
Wohnungen, die in manchen Fällen (3. B. in Badeorten) von einem Ge- 
werbe faum zu unterjcheiden iſt. Aber auch die regelmäßige Vermietung 
unmöblierter Wohnungen in eigens dazu beftimmten Gebäuden geht über 
die private Verwendung der eigenen Sache offenbar hinaus und wird 
einem gewerblichen Unternehmen um jo mehr ähnlich, je zahlreicher und 
fleiner die Wohnungen, je größer die Berwaltungsarbeiten des Vermieters 
find. Wer jein Geld in Miethäufern anlegt, entjchließt fich zu einem 
Unternehmen, welches einem gewerblichen Unternehmen jehr nahe fteht. 

Die neueren Borfchriiten der Wohnungsfürforge, welche die Be- 
friedigung des MWohnbebürfniffes im Wege der Vermietung regulieren 
wollen, treffen nun den Hauseigentümer nicht ala jolchen, jondern ala 
Vermieter, ald Unternehmer, der fich im eigenen Intereſſe an dem wichtigen 
wirtichaftlichen Borgang der Beiriedigung des Wohnbedürfniffes beteiligt. 
Es Handelt fich dabei nicht um Beſchränkungen des Privateigentumsg, 
fondern um Grenzen, welche dem Betriebe des Bermietungsgefchäftes 
gezogen werden. Um die BVBerwirflihung der Maßregeln gegen Über- 
wohnung zu erleichtern, jollte daher von allen beteiligten Faktoren die 
Anficht anerkannt und betont werden, daß diefelben nicht das Eigentums— 
recht, jondern das Gewerberecht betreffen. 

Außerdem ift nicht zu überjehen, daß die Errichtung von Wohn- 
häufern in Städten nicht im Belieben des Grundeigentümerg jteht, ſondern 
die Mitwirkung der ftädtifchen Verwaltung (die Anlage und Eröffnung 
der Straße, die Widmung ale Bauplatz u. ſ. w.) vorausſetzt, abgejehen 
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von der formellen Baubewilligung auf Grund der Bauordnungen. Die 
Widmung eine® Grundftüdes ala jtädtifcher Bauplag ift ein Akt ber 
Bervaltung, der den Wert des Grundjtüdes regelmäßig um ein vielfaches 
erhöht. Solche Erwägungen ließen es berechtigt ericheinen, daB dem 
Eigentümer des Etadthaufes gewiffe Verpflichtungen auferlegt wurden, 
welche für die öffentliche Verwaltung förderlich oder unentbehrlich find 
(Abſchluß der Grundjtüde, Verjchliegung der Hausthüren, Erhaltung und 
Reinigung der Fußwege u. ſ. w.). In Öfterreich obliegt dem Haus- 
eigentümer die Einhebung der Zingfteuer, ja er trug bis vor kurzem 
(1896) jogar die Gefahr ihrer Einbringlichkeit, wenn der Mieter fie mit 
dem Zinfe jchuldig blieb. Wenn jeht dem Hauseigentümer auch eine 
Mitwirkung bei der MWohnungsfürforge auferlegt wird, jo ift dag mithin 
nicht etwas ganz neues und umerhörtes; e& wird ihm nur eine weitere 
öffentliche Pflicht auferlegt, indem er durch feine eigene Verantwortlichkeit 
genötigt wird, die Einhaltung der Normen über die Heimarbeit und die 
Überwohnung zu überwachen. 

10. Was die Durchführung der Mafregeln gegen Überwohnung be- 
betrifft, jo muß auch Hier betont werden, daß ein nachhaltiger praftifcher 
Erfolg nicht durch gejeßliche Gebote und Verbote, auch nicht durch Straf— 
bejtimmungen allein erzielt werden fann, ſondern erſt durch die Ein- 
richtung einer anhaltenden behördlichen Kontrolle. Die Wohnungsfürforge 
bildet ein neues großes Gebiet der öffentlichen Verwaltung, welches feine 
eigenen Organe (Wohnungsamt) unbedingt erfordert. 

Die Durchführbarkeit der Polizeifontrolle kann feinem Zweifel unter- 
liegen, wenn nur die nötigen Organe vorhanden und die entiprechenden 
Erfahrungen gemacht find. Die Bedenfen, welche gegen die Durchführ- 
barkeit der Kontrolle der Wohnungsbenugung erhoben worden find !, 
laflen ganz außer Betracht, daß eine derartige Kontrolle in den meijten 
Staaten bereit3 principiell bejteht, wenn fie auch nicht ftrenge durch— 
gerührt wird. Da eine Pflicht zur polizeilichen Anmeldung aller Woh— 
nungsteilnehmer bereits allgemein bejteht, kann es doch weder unmöglich 
noch unbillig fein, die Erfüllung diefer Pflicht ernitlich zu verlangen, und 
auf Grund der Anmeldung die Überwohnung zu kontrollieren. 

Als weiteres Hilfsmittel der Wohnungsiürforge ijt die Haftung des 
Dermieters für die dvorichriittsmäßige Verwendung der Wohnung gewiß 
empfehlenswert, vielleicht unentbehrlih. Die Einführung diejer Haftung 
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könnte aber nicht ohne Rüdwirfung auf das Mietverhältnis bleiben, es 
müßte dad Recht des Mieter? auf Verwendung der Wohnung enger 
begrenzt, das Auffichtsrecht des Vermieters erweitert werden. Wenn der 
Vermieter dafür verantwortlich gemacht wird, daß in feinem Haufe die 
gewerblichen Vorjchriften innegehalten werden, jo muß auch ausgefprochen 
werden, daß dem Mieter die Verwendung der gemieteten Räume zu 
gewerblicher Arbeit nur dann zufteht, wenn dies mit dem Bermieter 
befonders vereinbart if. Der Vermieter müßte ferner das Recht haben, 
die Wohnung des Mieters regelmäßig zu beauffichtigen, ſowie das Recht, 
die Miete fofort und ohne Kündigungsirift aufzulöfen, wenn der Mieter 
unbefugt gewerbliche Arbeit betreibt oder fonft die Wohnvorſchriften 
verlegt. Die Wohnungsfürforge Führt alfo notwendig zu einer Ber- 
ichärfung des Mietrecht? gegenüber dem Mieter. 

In Öfterreich find Mafregeln gegen Überwohnung bisher weder 
getroffen noch vorbereitet worden; ihre Einführung ift nur möglich im 
Wege der NReichögejehgebung, nicht nur foweit es fih um die Regelung 
der Heimarbeit, jondern auch ſoweit es fih um die Belchränfung der 
Benußgung von Wohnräumen handelt. 


Maßregeln genen übermähige Mietpreije. 


11. Die energifche Durchführung der bisher bejprochenen Maßregeln 
wäre allerdings an fich geeignet, die ärmeren Volksklaſſen vor einer 
jchädlichen Berriedigungsart des Wohnungsbedürfniffes zu bewahren und 
deren Lebenshaltung zwangsweife zu heben. Allein es ift anerkannt, 
daß damit allein die Wohnungsnot praktiſch nicht zu bejeitigen iſt. 
Denn vielfach beruht die Überwohnung nur auf der Unerfchwinglichkeit 
der Mietpreife. Und außerdem müßten die beiprochenen Maßregeln den 
Bedarf an Wohnungen noch mehr erhöhen, alfo zunächſt zur Preis» 
fteigerung weiter beitragen. Die Wohnungsreform fegt daher weiter noch 
voraus eine Vermehrung der Wohnungen überhaupt, ſowie die Ver— 
billigung oder doc) mindeftens die Hinderung der Verteuerung der 
Mietpreife. 

Die Beihaffung neuer Wohnungen für die ärmerer Klaffen wird in 
großem Umfange zweifellos nur durch neue Öffentliche Einrichtungen er- 
folgen fünnen, da fi das Privatlapital diefer Aufgabe nicht gewachjen 
gezeigt hat. Nur öffentliche Organifationen, welche nicht auf Gewinn 
ausgehen, werden die Heritellung von neuen Wohnungen derart betreiben, 
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daß dadurch eine erfolgreiche Konkurrenz mit den beftehenden Wohnungen 
und weiter eine entiprechende Preisbildung der Mietwohnungen berbei- 
geführt wird, 

Dieſe pofitive Aufgabe der öffentlichen Verwaltung bleibt hier jedoch 
außer Betracht. Der juriftiichen Betrachtung bleibt nur die doppelte 
Frage, ob der Preiß der bejtehenden Mietwohnungen privater Eigen- 
tümer rechtlich beeinflußt werden kann, ferner ob auf die Verbilligung 
der im Öffentlichen Intereſſe künftig etwa herzuftellenden Wohnungen 
durch gejegliche Maßregeln hingewirkt werden kann. 

Als Vorausſetzung für beide Fragen ift zunächjt zu erwägen, ob 
und wie die Höhe der Mietpreife überhaupt objektiv zu beurteilen ift. 

Die Preishöhe der Keinen Wohnungen kann in mehrfacher Weiſe be- 
urteilt werden. Erſtens durch Vergleich mit dem Preis größerer Woh- 
nungen, durch Rüdführung auf Einheiten des Wohnraumes (Bodenfläche, 
Luftraum u. ſ. w.). Bei diefer PVergleihung erfcheinen die Heinen 
Wohnungen regelmäßig teurer. Zweitens dürch Vergleich mit dem Ein- 
fommen der ärmeren Klaſſen der Bevölkerung. Es iſt anerfannt, daß 
für das Wohnbedürfnis höchſtens 20 9/0 des Einkommens entfallen können, 
wenn der Haushalt de Arbeiters annähernd beitehen jol. Wenn die 
Beihaffung einer notdürftigen Wohnung mehr ala 20%0 de Durd- 
fchnittöverdienftes des Arbeiters koſtet, find die Mietzinje in unfocialer 
Meile erhöht. Drittens durch Vergleih mit den Gejtehungäfojten der 
Wohnung bezw. des Haufes, wobei freilich noch eine doppelte Betrachtung 
möglich ift. Man kann erjtens zum Bergleich heranziehen die wirklich 
gemachten Auslagen, den Wert des Grundes, als er zum Bauplatz ge- 
widmet wurde, und die wirklich ausgelegten Baukoſten. Dan kann aber 
zweitens ausgehen von der Vermögenslage des gegenwärtigen Eigentümers. 
Am zweiten Falle werden die jeweiligen Mietpreije ſtets der üblichen 
Verzinfung des von dem gegenwärtigen Eigentümer angerechneten Ver— 
mögenöbetrages entjprechen, da die Bewertung und der Verkaufspreis der 
Häufer je nach dem Mieterträgnis fich richtet. Nur durch die erjte Auf- 
faſſung, durch Vergleih mit den wirklich gemachten Auslagen läßt ſich 
die Höhe der Mietpreife objektiv richtig beurteilen. 

12. Rechtliche Maßregeln, welche die Berbilligung oder Stabilifierung 
der Mietpreife direft bezweden, jtehen augenblidlih nicht in öffentlicher 
Grörterung. Es iſt zwar jeinerzeit von beachtenswerter Seite (Miquel, 
U. Menger) die Anregung ausgeſprochen worden, die Mittel der 
Wucherbefämpfung auch gegen übermäßige Mietpreife in Anwendung zu 
bringen. Allein eine fonfrete Ausgeftaltung diejer Anregung fehlt bisher, 
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ift auch nicht leicht erfindlih. Die Verwendung unbraudbarer Wohnungen 
muß direkt befämpit und verboten werden ohne Rüdficht auf die Preis- 
Höhe. Was aber brauchbare Wohnungen betrifft, jo tft die Anwendung 
des Wucherbegriffs auf die Hohen Mietpreife faum denkbar. Es jteht 
weniger der Umftand entgegen, daß die Mietwohnungen allgemein und 
Öffentlich angeboten werden und daß die Bewilligung übermäßiger Preife 
nicht durch Ausbeutung der fubjeltiven Schwäche oder Notlage bes 
einzelnen Mieters, jondern durch den Drud der allgemeinen wirtichait- 
lichen Berhältniffe veranlaßt wird. Aber man darf doch nicht außer 
Acht Laffen, dak nach dem Verhältnis des Zinsertrages zu dem angelegten 
Bermögen des Hauseigentümerd der Gewinn desjelben regelmäßig nicht 
ala ein ungewöhnlicher erfcheint und deshalb die Ginhebung jolcher 
Mietpreife nicht ala fubjeltives Unrecht anzujehen ift. 

13. Die lebte Frage, wiefern durch gejegliche Beitimmungen Die 
Beihaffung billiger Wohnungen erleichtert werden fann, wird veranlaßt 
durch die Erwägung, daß ein pofitives Eingreifen der Wohnungsfürjorge 
und die im Öffentlichen Intereſſe vorgenommene Herjtellung zahlreicher 
Wohngebäude die Baufpekulation anreizen und namentlich die Preife der 
Baupläße wejentlich verteuern würde, wenn dabei einfach die Wege des 
privaten Verkehrs eingehalten würden. Es ijt deshalb ſchon anerkannt, 
daß für das jchaffende Eingreifen der Wohnungsfürforge dag Enteignungs- 
recht von Häufern und Baupläßen in weitem Umfange bewilligt werden 
müßte (Zonenfyitem). Trotz des Enteignungsrechtes wäre jedoch der 
ftörende Einfluß der privaten Spekulation auf die Öffentliche Hilfsaktion 
nicht auszuſchließen, wenn nicht bei der Erpropriation für Wohnungs- 
zwede auch die Frage der Entjchädigung entiprechend geregelt wird. 

63 ift vor allem zu betonen, daß die Entihädigungsfrage gejeßlich 
verjchieden geregelt werden kann. Es giebt feinen objektiv feitftehenden 
Geldwert von Sachen, es ift nur eine befondere Wertbeftimmung für 
jeden fonfreten Fall möglih. Der Anjchlag einer Sache zu einer Geld- 
jumme ijt eine Gedanfenoperation, welche von dem Richter nach rechtlichen 
Regeln vorzunehmen ift, ob es fich nun um eine vorhandene Sache oder 
um eine nicht mehr vorhandene Sache (Erjagirage) handelt. Das Urteil 
der Sachverſtändigen iſt nur ein orientierendes Hilfsmittel für den Richter. 
Die gejeglichen Vorſchriften über die Sachſchätzung find nicht für alle 
Fälle gleih. In manchen Fällen tft der Anichlag zum Verkaufswerte 
in einem gegebenen Zeitpunkt vorgeichrieben (3. B. Preuß. Geſetz über 
die Bermögensfteuer S 10, 8 12). Aber die Annahme des Verkaufswertes 
ift nicht immer zu billigen. Sie wird bei ländlichen Grundftüden aus 
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focialen Rüdfichten ausgefchloffen, ſofern fie eine Überlaftung des bäuer- 
lichen Grundbefites über den Ertragswert hinaus veranlaßt. Hierher 
gehören manche Bejtimmungen über dag Anerbenrecht und über die Güter- 
ichlächterei (F. auch Deutiches B.G.B. 8 2312). Auch bei der Erpropriation 
der Wohnungsfürforge jollte die Schägung zum Verkaufspreiſe, der häufig 
durch eine raffinierte und mißbilligenswerte Grund- und Baufpefulation 
beitimmt ift, ausgejchloffen werden. Bei Wohnhäufern mag die Schätzung 
durch nüchterne Erwägung des Ertragswertes erfolgen. Bei Baupläßen 
jollte eine billige Berüdfichtigung des Ertrages der künftigen VBerbauung 
gejeglich angeordnet werben, 

Was den Ertragswert betrifft, fo ift zu beachten, daß derjelbe 
vom Richter nur nach einer anftändigen und gejeglich zuläffigen Ber- 
wendungsart bemefjen werden darf. Die engliihe Wohnungsgefeggebung 
hat ausgeiprochen, daß bei der Erpropriation der Ertrag von gejundheits- 
jchädlichen und von überwohnten Räumen nicht in Rechnung zu ziehen 
ift; bei gejundheitswidrigem Zuftande des ganzen Haufes foll nur der 
Grund- und Abbruchwert vergütet, bei vernachläffigtem Zuftande joll der 
normale Wert um die Rejtaurierungsfojten vermindert werden (Arch. f. 
foc. Gefeggeb. 1894, ©. 297). 

Ferner muß bei der Kapitalifierung des gegenwärtigen Mietertrages 
eriwogen werden, ob der gleiche Ertrag dauernd zu erwarten if. Dies 
tkann nicht unbedingt bejaht werden, wenn man beachtet, daß die Dichtig« 
feit der Bebauung und Bewohnung, die gejeglich noch geitattet ift, auf 
den Wert der Baupläße und damit auch der Häufer von Einfluß ift, 
und daß fociale Verbefjerungen der Bauordnungen, welche weiträumige 
Verbauung vorichreiben, ein Herabgehen der Preife der Baupläße und 
Häufer und weiterhin auch der Wohnungen nach fih ziehen können. 

Bei der Enteignung für Eifenbahnbauten und andere Verkehrszwecke 
hat bisher die Regel gegolten, daß der Eigentümer in vollen Umfange 
für jeden entgangenen Borteil zu entjchädigen ift. Dieſe Regel wäre bei 
Enteignung der Wohnungsfürjorge nicht angemeffen. Dort joll ein neues 
wirtichaftliches Unternehmen gefchaffen oder gefördert werden, Hier wird 
ohne Ausficht auf wirtichaftlichen Gewinn einem focialen Rotftande ab— 
geholfen. Hier muß jedenfalls der in dem Verkaufspreiſe ausgedrückte 
fünftige Gewinn der Grund- und Baufpekulation ausgefchloffen und auf 
die mögliche weitere Steigerung der Grundpreife feine Rüdficht genommen 
werden, denn jonjt würde die Wohnungsfürſorge ihrem Zwede, der Ber- 
Ihaffung preiswerter Wohnungen, ſelbſt entgegenwirken. 


Nachtrag 
zu Band I Abteilung |. 


Die Bedeutung der Baukoſten für die 
Wohnungspreiie. 


Don 


Dr. Andreas Poigt, Frankfurt a. M. 


Schriften XCV. — Bohnungsfrage. 1.2. 22 


In meinem Referat im erften Bande machte ich wiederholt darauf 
aufmerfjam, daß es nit bloß die Bodenpreife ferien, die in den letzten 
anderthalb Jahrhunderten fo gewaltig geitiegen find, fondern daß feit 1755, 
dem Jahre der Fridericianiſchen Bautara, aud die reinen Baufoften auf das 
2/g= bis SUefache angewachſen ſeien!, und daher diefe bei der Erforfchung 
der Urfahen der Mietjteigerung nicht vernadhläffigt werben dürften. Es 
fommt hinzu, daß nicht nur die Herſtellungskoſten von Gebäuden annähernd 
gleiher Qualität fo bedeutend zugenommen haben, fondern daß auch die 
Qualität der Häufer feit dem vorigen Jahrhundert eine gewaltige Wand— 
lung erfahren hat. In der Zeit Friedrihs des Großen und mwahrfcheinlich 
bis weit in unfer Jahrhundert hinein beftand ohne Zweifel ein großer Teil 
der Häufer in Berlin in Fachwerkbauten, deren Herftellungsfoften damals 
nur die Hälfte derjenigen der Maffivbauten ausmachten, wodurd der durd- 
fchnittlihe Unterfhied von damals und heute alfo nochmals ganz erheblich 
vergrößert wird, da heute befanntlih Fachmerfbauten in Berlin und feinen 
Vororten überhaupt nicht mehr errichtet werden, namentlich wohl auch des— 
halb, weil bei den heutigen Holzpreifen die Koftenerfparnis beim Fachwerk— 
bau viel geringer geworben tft. Ferner ift zu erwägen, mie ftarf die Koſten 

1Inzwiſchen fcheint ſich auch die dort ausgeiprochene Vermutung zu beftätigen, 
daß die Steinerung der Baufoften erft im 19. Jahrhundert eingefegt habe nach Auf— 
bebung der Bautaren. Der Techniter und Zimmermeifter Guftav Müller, der feit 
einer Reihe von Jahren eine Karte zur Berehnung ded Grund» und Bodenwerts 
in Berlin (Berlin, Kiebling) herausgiebt, erwähnt (V. Jahrgang S. 52) eine Baus 
tare für die Kurmark, befonders für Berlin und Potsdam aus dem Jahre 1793, 
welche nod fait genau diefelben Preiſe aufmweiit wie die von 1755. Danach hätten 
die Baufoften pro qm Grundflähe nämlich betragen bei Gebäuden von 
1 2 3 4 

Geſchoſſen 
40 65 M 90 M 105 M 
1S. 


Vergl. die Preiſe in Bd. 211 ſowie S. 220. 
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infolge lururiöfer äußerer und innerer Ausftattung der Häufer, Verwendung 
von behauenen Kalf- und Eandjteinen, fünftlerifhem oder mwenigftens reich 
ornamentalem Schmud der Faſſaden, Bemalung der Hausfluren und Treppen- 
häufer, Verbreiterung der Treppen, Einführung der fteinernen Treppen, 
neuerdings Einrihtung von Aufzügen, Verzierung der Zimmerbeden, Der 
TIhür- und yenfterrahmen, Parkettböden, Kanalifationseinrihtung, Vermehrung 
und Berbefierung der Aborte, Inftallation von Maffer- und Gasleitung, von 
eleftrifchen Schellenleitungen und eleftrifchen Zichtanlagen, Gentralheizung und 
vielen anderen Einrichtungen zur Verfchönerung der Wohnungen und Ver— 
mehrung ihrer Bequemlichkeit zugenommen haben müſſen. Someit Die 
Straßenbaufoften von den Anliegern getragen werden, haben auch dieje zur 
Erhöhung der Wohnkoſten mejentlich beigetragen. Sie fommen nidt, mie 
die Baufoften im engeren Sinne, im Gebäudewert zur Erfheinung, da Diefer 
fih nur auf die durch Feuer zerftörbaren Teile des Haufes bezieht, dürfen 
aber darum doch nicht einfach zum Bodenwert gefchlagen werben. 

Ale diefe Koftenerhöhungen mußten natürlih die Mieten fteigern, 
namentlich die der wohlhabenden Klafjen, die am meiften des modernen 
Komfort der Wohnungen teilhaftig wurden; aber au in den Wohnungen 
der arbeitenden Klafjen haben ſich manche der genannten Einrihtungen ein- 
gebürgert und fo auch die Erftellungsfoften des Arbeitermohnhaufes erhöht. 
Wie wenig daher aus den fteigenden durchſchnitthich auf den Kopf der 
Bevölkerung entfallenden Mietquoten auf eine Verteuerung der Wohnungen 
von gleihbleibender Qualität gejchloffen werben darf, wurde ſchon 
Bd. I ©. 221 ff. nachgewieſen. Noch verfehrter aber ift es, angefichts 
diefer Thatfachen, jede Mietsfteigerung, wie ed immer mehr üblich wird, 
dem geftiegenen Bodenpreife zuzufchreiben, während es eher mahrfcheinlich 
it, daß die Preisfteigerung des Bodens dur die Vermehrung der Stod: 
werkzahl der Gebäude ausgeglihen wird und die Haupturfahe der Miet: 
fteigerung in den erhöhten Baufojten zu fuchen tft. 

Das iſt abfolut ficher für die ältere Zeit, wo der Bodenpreis überhaupt 
noch nit in die Wagichale fiel. Deshalb war das Bejtreben Friedrichs 
des Großen auch lediglih auf Verminderung der Baukoſten durch Verbot 
von überflüffigem Schmud an den Gebäuden und dur Vermehrung ver 
Stodwerfe gerichtet. An eine Unterbrüdung der Grundrente dachte er nicht 
und fonnte er nicht denfen, da fie wegen ihrer relativen Geringfügigfeit 
— fie madte im Marimum wenige Prozent des gefamten Ertrages eines 
Grundftüds aus — überhaupt feine Beadhtung fand. Erft im 19. Jahr. 
hundert, als die ſtädtiſche Grundrente die befannte Höhe erreichte und einen 
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relativ erheblicheren Anteil am Gejamtertrage eines Baugrundjtüds hatte, 
entjtand das moderne Grundrentenproblem. 

Ich habe nun, zur Beleuchtung des Einfluffes, den die, infolge erhöhter 
Materialienpreife und Arbeitslöhne, verjchärfter baupolizeilicher Borfchriften, 
wie lururiöferer Baugewohnheiten ftetig fteigenden Bauloften, auf die Steige 
rung des Gefamtwerts der bebauten Grundftüde haben, dem ftatiftifhen 
SJahrbud der Stadt Berlin die in den folgenden Tabellen nieder: 
gelegten Daten entnommen. Dabei will ich nicht verhehlen, daß auch gegen 
diefe Zahlen fih mancherlei Bedenken erheben lafjen!. Zunächſt jedoch 
wollen wir die Zahlen, fo wie fie uns gegeben find, reden lafjen. 

Tabelle I giebt eine Überficht über den Gefamtwert der bebauten 
Grundftüde Berlins von 1830 an, ſowie des Gebäudewerts nad) der Feuer— 
tare. Der Gefamtwert ift aus den Mieterträgen berechnet durch Kapitali- 
fieren derjelben mit dem Faktor 18, alfo unter der Annahme, daß die 
Mieten den Gefamtmwert der Baugrundjtüde mit etwa 5/2 Po verzinfen. In 
der 4. Spalte ift die Differenz des Geſamtwerts und des Feuerkaſſenwerts 
gegeben, alfo der fogenannte Bodenwert. Er hätte aud) fehlen können, denn 
das enticheidende Moment ift, welchen Anteil der FFeuerfaflenwert am Ge: 
famtmwert und defjen Steigerung bat. Der fog. Bodenwert ift nur zur Er- 
gänzung und Kontrolle mit aufgeführt; er ift hier als bloße Rechnungsgröße 
zu betrachten?. 

Nah diefer Tabelle nun betrug im Jahre 1830 der Wert der damals 
bebauten Grundftüde 238 Millionen Mark, wovon auf die Gebäude, fofern 
wir die Feuertaxe ohne weiteres ald Gebäudemwert gelten lafjen, 221 Millionen 
Mark, alfo 93 9/0, entfielen. Im Fahre 1898 dagegen betrug der Gefamt- 
wert 5950 Millionen Mark, wovon der Gebäudewert mit 3832 Millionen 
64 90 ausmachte. Trogdem aber hiernach der Gebäudewert im Verhältnis 


I Differenzen finden fih aud in den Zahlenangaben ber verjchiedenen Jahr: 
gänge des Jahrbuchs, ja jelbit an den verichiedenen Stellen ein und besfelben 
Jahrganges. So ift als durchſchnittlicher Mietwert aller Grundftüde im XXIL Jahr- 
gang S. 154 für 1895 mit 12911 ME. bezw. 12791 Mk., S. 158 mit 12298,9 Mt, 
im XXIV. Jahrgang S. 158 mit 12 362,4 Mt. und im XXV. Jahrgang S. 200 
mit 12 618,7 ME. angegeben. 

2 Hat man ausfchlieglich bodenreformeriſche Gefichtspuntte, handelt es ſich 
alfo nicht um die Bedeutung des Bodenwerts für die Wohnungsfrage, jondern allein 
um den Koftenbetrag, der über den bloßen Gebäudewert hinaus von den Mietern 
verzinft werden muß, dann hat auch dieſe, wie die Tabelle zeigt, übrigens außer- 
ordentlich ſchwankende Differenz eine beitimmte Bedeutung. Nur mit dem Boben- 
wert darf man ihn nicht ohne weitered ibentificieren. 


Andreas Voigt. 
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zum Gejamtwert während der 68 Jahre an Bedeutung verloren, betrug doc 
der abfolute Zuwachs des Gebäudewerts im betrachteten Zeitraum 3611 
Millionen Mark, während der Gefamtwert um 5712 Millionen gewachſen 
war. An diefem Gefamtzumahs hatte alſo der Gebäudewert einen Anteil 
von 63 P/o, während auf den fog. Bodenmwert nur 37 %o entfallen würden. 
Dabei hat relativ zu feiner urfprünglichen Höhe natürlich der Bodenmwert 
viel ftärfer als der Gebäudewert zugenommen, da diefer aber von Anfang 
an fo bebeutend überwog, fiel fein relativ geringes Wachstum foviel jtärfer 
ins Gemwidt. 

Betradhten wir in Tabelle I die einzelnen Jahre und Perioden, fo 
haben wir ein wechjelndes Bild. In der Zeit von 1830 bis 1850 hat 
das Wachstum des Gebäudewert3 bei weitem den größten Anteil am ge 
famten Wertzumadfe. In der Zeit von 1850—1858 — vermutlich eine 
Spefulationsperiodre — dagegen tritt fein Wachstum bedeutend hinter dem 
des fog. Bodenwerts zurüd, um in der Periode 1865 —1875, der zweiten 
großen Epefulationspertode, wiederum dem Bodenwert den Vorrang einzu- 
räumen. Seitdem bis 1808 ift es ununterbroden das Wachstum des Ge- 
bäudewerts, dad den Hauptanteil am gefamten Wertzumahs der Baugrund» 
ftüde in Berlin hat, oder mindeftens (1885—1890) die Hälfte des Zuwachſes 
ausmadt. Die Zahl der Jahre, in welchen das Wachstum des Gebäude- 
werts überwiegt, beträgt 50, einfchließlih der 5 Jahre, in denen es etwa 
die Hälfte des Zumachfes ausmacht, nur in 18 Jahren beträgt das Wachstum 
des Gebäudewerts weniger ald die Hälfte, und diefer Zeitraum würde 
wahrjcheinlich fi noch etwas reduzieren, wenn jedes Jahr einzeln unterfucht 
mworden mwäre. In einer Periode (1877—1880) zeigt der Gefamtwert einen 
Rüdgang, und in vier Perioden, die zufammen 12 Jahre repräfentieren, 
nimmt der fog. Bodenwert ab, während der Gebäudewert überall einen 
ununterbrochenen Fortſchritt zeigt. 

In Tabelle II find die Zuwachſe nochmals nad längeren Perioden 
zufammengefaßt. Nur in den beiden Perioden 1850—1858 und 1865— 1875 
erfcheint hier der Zuwachs des Gebäudewerts geringer als der des ſog. 
Bodenmwerts. 

Welche Bedeutung haben nun diefe Zahlen, und mas bemeifen fie? 
vorausgefegt, daß fie wenigſtens angenähert die realen Verhältniffe wieder- 
fpiegeln. In dem gefamten Wertzumahs in jeder Periode ſteckt mandherlei. 
Vor allem wäre zu ſcheiden zwiſchen dem fchon im Anfang jeder ‘Periode 
bebauten Terrain und defien Wertveränderung und dem durch Ausdehnung 
der Stadt gewonnenen Bauterrain. Auf erjterem find die Wertveränderungen 
hervorgerufen dur bauliche Veränderungen, durch Um- und Erſatzbauten 
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Tabelle Il. 


Durchſchnittlicher jährlicher Zuwachs des] Prozentualer Anteil des 











Reriode Sejamt: Gebäube- Boden» Gebäudes oben» 
werts werts werts werts am werts am 
Mi. -M Mil. 4 Mill. A Zumwads Zuwade 
9%, eo 
1830/50 9,6 8,2 1,4 85 | 15 
1850/58 24,6 83 16,3 33,7 66,3 
1858655 710,2 48,1 22,1 68,5 31,5 
1865/75 180,3 67,5 112,8 37 63 
1875/85 60,9 524 — 21,5 135 — 35 
1885/95 198,0 121,9 76,1 62 38 
1875/98 131,7 103,0 28,7 78 22 
1830/98 340 | 53,1 30.9 63 | 97 


für fchon vorhandene Gebäude und dur die Differenz der Mieten für 
Mohnungen und Gefhäftsräume am Anfang und Ende der Periode. Auf 
dem neuen Gebiet dagegen befteht der Wertzuwachs direft in der Summe der 
Bodenpreife der neubebauten Grundjtüde und in der Summe der Baufoften für 
die neu errichteten Gebäude, jofern man annehmen darf, dat die ſämtlichen 
aufgewendeten Koften fi) auch rentieren. Könnten wir beide Gebiete von- 
einander trennen und das äußere vom inneren Stadtgebiet gefondert behandeln, 
fo würde ſich mandes deutlicher darftellen ala in diefen fompleren Zahlen, 
aber auch jo zeigen fie in arithmetifher Summe, d. 5. Aufwendungen und 
Verlufte gegeneinander aufgerehnet, wieviel in jeder Periode an Her— 
ftellungsfoften der Gebäude, wenn mir dieſe einftweilen mit dem ‘Feuer- 
fafjenwert identifizieren, und an Kaufpreis des neuen Baugeländes nötig 
war, um den Bevölferungszumahs unterzubringen. Es ergiebt fi dann 
aber, daß, außer in den Spekulationsperioden, immer mehr für die Gebäude 
aufgewendet werden muß, wie für den Boden, und daß fpeciell’ in den 23 
Jahren von 1876—1898 der Gefamtaufwand für Gebäude im oben an- 
gegebenen Sinne ganz beveutend größer war mie der Zuwachs des Boden— 
werts, ja verhältnismäßig größer als in der ganzen Periode von 1830 bis 
1898; denn während im Durchſchnitt aller Jahre der Zumahs an Ge— 
bäudewert 63 /o des gefamten Wertzuwachſes betrug, belief er ſich in der 
legten Periode von 1875 auf 78 %/o von diefem, ja im legten Jahre 1897/98 
ftieg er fogar nach Tabelle I auf 91 %/o, worauf jedoch wegen der Unficher: 
heit der Zahlen in einzelnen Jahren fein großes Gewicht gelegt werden foll. 

Der Haupteinwand gegen die Methode dürfte der fein, daß der Ver: 
fiherungswert der Gebäude ohne weiteres dem Gebäudewert gleichgefegt 
wurde, und die Abnutzung der Gebäude im Laufe der Jahre alfo unberüd- 
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fichtigt blieb. Wenn, wie in der nah P. Voigts Anmeifung berechneten 
Zabelle im Anhang meines Berichtes im I. Bande vom Verfiherungswert 
teild wegen angenommener Überverficherung, teils wegen Abnugung des 
Gebäudes mehr oder weniger erheblihe Abzüge gemacht werden, erjcheint 
natürlich der Anteil des Gebäudewerts am gefamten Zuwachs viel geringer. 
Dagegen ift jedoch einzuwenden, zunädit daß bei jeder MWertberechnung nicht 
die Produftionsfoften, jondern die Neproduftionsfoften in Frage kommen, 
alfo alle Gebäude an der Wertjteigerung der neuen Gebäude partizipieren, 
falls die Baufoften fteigen, und dann, daß in diefem befonderen Falle 
mindejtens die vollen urfprünglihen Baufojten ohne Abzug einzufegen find, 
fo daß im ganzen, jelbft wenn kleine Überverfiherungen vorfämen, ver Ber- 
fiherungswert die Größe, auf die es hier ankommt, recht gut repräjentiert. 

Auch die Methode der Berechnung des Grundftüdswerts dur Kapitali: 
fieren des Mietertrages mit 18 iſt natürlich angreifbar, zumal wenn man 
den Kapitalifierungsfattor unverändert all die Jahre beibehält. Das 
Statiftifche Jahrbuh der Stadt Berlin hat darum auch neuerdings, und 
zwar zuerft im Jahrgang 1893, eine andere Methode der MWertberechnung 
angewandt und die Zahlen bis 1872 zurüd nad) diefer umgerechnet. Sie 
beiteht darin, daß vom durdichnittlichen Mietwert eines Grundjtüds zunächſt 
1l/g 9,0 des Verficherungswerted abgezogen werden, indem fih nah Er— 
mittelungen des ftatiftiichen Amts ergeben hat, daß Gebäude, Haus- und 
Cublevationäfteuer, Feuerverficherungsprämie und Kanalifationgabgabe zu= 
fammen etwa °ia "/o des Berficherungsmwerte® ausmadhen und für Unter- 
baltungsfoften dazu noch ""ıs %o gerechnet find. Der Reit wird dann 
mit dem jeweiligen durchſchnittlichen Hypothelenzinsfuße Fapitalifiert. Zur 
Kontrolle der Rechnung wird noch der Durchſchnitt aus allen wirklichen 
Kaufpreifen des betreffenden Jahres hinzugefügt. Um ein Urteil über die 
Zuverläffigkeit der drei Nechnungsmethoden zu gewinnen, jeien bier bie 
Refultate, ſoweit fie vergleichbar find, nebeneinander geitellt. 


Jahre 
1875 1385 1895 1898 
Durchſchn. Grundftüdämert AM . A M 
1. berechnet durd Kapitalifation 
des Mietertraged mit IS. . 169900 173 000 230 000 233 300 
2. berechnet nad der neueren 
Methode. u 5% 156 600 155 000 231 200 248 000 


3. durchſchnittlicher Kaufpreis . 167 200 172 000 239 500 244 700 

Es ergiebt fih alſo, daß die nad der einfacheren Methode beredjneten 
Werte mindeftens ebenjogut wie die nad der neuen Methode ermittelten den 
Vergleich mit den Kaufpreifen aushalten, die übrigens, da fie natürlich nur eine 
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beſchränkte Zahl der Grundjtüde betreffen, nicht für alle maßgebend fein 
fönnen. 

Mefentlihe Bedenken gegen die Methode dürften alfo faum zu er- 
heben jein. 

Man wird jedoch tiefer in die Preisverhältnifje einzubringen wünſchen. 
Das vorſchwebende Problem ift nicht das durch die obigen Tabellen gelöfte, 
fondern es befteht in der Beantwortung der Frage, wie bei einem Wohn— 
haufe von beftimmter Größe im Laufe der Zeiten die Preisbeftandteile fich 
verändert haben, oder auch, wie die Miete, die jede Familie oder jede 
Perſon zu tragen hat, ſich auf die verſchiedenen Summanden verteilt. Fehlen 
auch die ftatiftifchen Angaben, um alle einfchlägigen Fragen eraft zu beant- 
worten, fo find wir doc in der Lage, mit hinreichender Annäherung eine 
Löfung des Problems zu geben. 

Zunächſt find in Tabelle III die nad der neueren Methode berechneten 
Durdfchnittäwerte eines Grundftüds zufammengeftellt, und es geht aus 
ihnen hervor, daß, wenn auch, was nicht bezweifelt werden foll, bei ein und 
demjelben Grundftüd, namentlid in der inneren Stadt, im Laufe der 
Zeiten der Wert des Gebäudes im Verhältnis zum Gefamtwert immer ge— 
ringer wird, im Durchfchnitt aller Gebäude der Stadt dies feineswegs Regel 
ift, Vielmehr fpielte umgekehrt im Jahre 1885 im Durchſchnitt der Ge— 
bäubewert eine weit erheblichere Rolle beim einzelnen Grundftüd wie 1873, 
und obgleich fein relativer Anteil am Gefamtwert ſeitdem gefallen ift, war 
er 1895 und 1898 doch noch bedeutend höher ald in den fiebziger Jahren. 
Diefe Erfcheinung rührt natürlich daher, daß an der Peripherie der Stadt, 
alfo in der jeweiligen Anbauzone, der Boden verhältnismäßig billig ift. 
Könnten wir diefe Zone allein erfafjen, fo würde fih ein noch viel erheb- 
licheres Überwiegen des Gebäubemwertes über den Bodenwert zeigen. Dabei 
ift e8 doch gerade diefe Zone, die für die Geftaltung der Mietpreije die 
maßgebende tft. Die neuen Häufer und deren Heritellungsfoften beftimmen 
die Mieten, nicht die alten. Die nah P. Voigt berechneten Zahlen, wo— 
nah im Innern der Stadt allmählich der Bodenwert auf 70 und mehr 
Prozent des Gefamtwert3 angewachſen it, find daher für die Wohnungs: 
frage ganz bebeutungslos. Auf dem neuen Wohngebiete überwiegt immer 
der Gebäudewert ganz bedeutend, und er ift daher auch der Hauptfaltor bei 
der Mietpreisbeftimmung für die ganze Stadt. Es wäre daher jehr er- 
wünfcht, wenn einmal nur für die Neubauten eines Jahres das Verhältnis 
von Gebäudewert und Bodenwert fejtgeftellt werden fönnte. 

Nah Tabelle IIT ift der durchſchnittliche Verſicherungswert eines Bau- 
grundftüds von 76000 M. im Jahre 1873 auf 161 000 M. im Jahre 
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1898, alfo um mehr als 100 °'o gejtiegen. Es wäre jedoch natürlich falſch, 
daraus zu fchliegen, daß in diefen 25 Jahren die Baufojten fih mehr als 
verdoppelt hätten; denn gleichzeitig hat fi die Art der Bebauung fehr 
bedeutend geändert. Somohl die Zahl der Gebäude auf jedem Grundftüd, 
als aud die durdhfchnittliche Höhe des Gebäude ift inzwifchen wefentlich ge- 
jtiegen. 

Um daher in der Gejamtjteigerung des auf ein Grundftüd entfallenden 
Gebäudewerts den Teil, der erhöhten Baufoften zuzufchreiben ift, von dem 
Teil fcheiden zu können, der in der intenfiveren Bebauung der Grundftüde 
feine Urſache hat, wird es erforderlich fein, zu berechnen, eine wie ftarfe 
Erhöhung des Gebäudewerts allein auf den letteren Umftand zurüdgeführt 
werden fann. In der dann etwa noch verbleibenden, fo nicht erflärbaren 
Differenz hätte man dann den Teil erfaßt, der auf Rechnung der erhöhten 
Baufoften zu fegen wäre. Zu diefem Zmede muß ein Maß für die erhöhte 
Ausnußung der Orundftüde gefunden werden. Das ift zunächſt bezüglich 
der Flächenausnutzung in der Tabelle IV gejchehen. 

Die Zahl der Grunditüde, die nach den verfchiedenen Quellen nament: 
lih in den früheren Jahren fehr bedeutende Differenzen aufmeift, iſt der 
Gebäudefteuer-Nachweifung entnommen, ebenfo die übrigen abfoluten Zahlen. 
Die 5. und 6. Spalte enthält die Anzahl der auf ein Grundftüd ent- 
fallenden Gebäude; um jedod den Einfluß der veränderliden durchſchnitt— 
lichen Grundftüdsgröße zu eliminieren, ift in den beiden folgenden Spalten 
diefe Anzahl auf eine normale Grundftüdsgröße von 1000 qm reduziert. 
Darnad hatte die Zahl der Gebäude auf der Fläche von 1000 qm von 
1865— 1885 zu⸗, von da an etwas abgenommen. Die Zunahme beträgt 
von 1866—1855 83 %o, von 1875 auf 1898 23%. Die Zahl der 
Wohngebäude allein fteigt in geringerem Grade: von 1865—1885 um 29 90, 
von da an fällt fie bis 1895 um ein geringes, um dann wieder zu fteigen. 
Von 1875—1398 beträgt die Steigerung reihlih 25 %o. 

Zu diefer gefteigerten Flächenbebauung fommt dann die Vermehrung 
der Stodwerfszahlder Gebäude, über melde Tabelle V Auffchluf 
giebt. Man wird bemerken, wie jtarf die Zahl der Mohngebäude in diefer 
durch die Wohnungsftatiftif ermittelten Tabelle von der in Tabelle IV nad 
den für Steuerzwede gemachten Erhebungen abweidt. Für die Jahre 1865 
und 1875 ift die Zahl; der Tabelle V die größere, für 1890 und 1895 
dagegen umgekehrt die der Tabelle IV, während für 1885 beide Zahlen 
nahezu übereinftimmen. Der Grund diefer Unterfchieve liegt offenbar einer- 
feit3 in der Verfchiedenheit der Definition des Begriffes Wohngebäude, in- 
dem man bald ein Haus, das überhaupt Wohnräume enthält, auch bei vor: 
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Tabelle V. 


Zahl ber Wohngebäude mit Geſchoſſen 





















2916 : A813 | 6865 


1867 1359 2772 , 4695 | 7563 4191 — 
1875 1347 3621 5200 7483 6515| 46 — 24212 
1880 1312 3104 4645 7530 7558 II — 24 984 

1885 1291 2694 3582 7353 9918 1060 — 25 %07 ; 


1590 457 1289 , 21693 6113 13736 3599 | 482 27 839 
1895 355 1047 1789 |, 5202 15 662 4624 493 29 172 


ift bei der Wohnungsftatiftif gefchehen, anderfeits liegt es in der verfchiedenen 
Definition deſſen, was ald ein Gebäude anzufehen tft, wobei im einen Falle alle 
baulich zufammenhängenden Gebäude als ein Gebäude betrachtet, im anderen 
Falle Seitenflügel und mit diefen verbundene Uuergebäude als befondere 
Gebäude gezählt wurden. Dieſe Unterfchiede find nun glüdlicherweife für 
unfern gegenwärtigen Zwed beveutungslos, wo es nur darauf anfommt, Die 
fortfchreitende Vermehrung der Stockwerkzahl nachzuweiſen und die durd)= 
fchnittlihe Zahl der Gefchofje für jedes der Zähljahre zu berechnen. 

Es ftellt fi dabei heraus, daß, während 1864 die durchſchnittliche 
Zahl der Geſchoſſe der Berliner Wohnhäufer 3,3 betrug, fie 1875 auf 3.6 
und 1895 auf 4,7 geftiegen war. Was bedeutet: diefe Steigerung der 
Haushöhe nun für die Baufoften? Da das Verhältnis der Baufoften zur 
Stodwerktzahl angenähert immer dasfelbe bleibt, ijt es ziemlich einerlei, 
welche Baumeife und Baufoftenberehnung wir dabei zu Grunde legen. 
Sowohl nad der Bautare Friedrihs des Großen wie nad der Koſten— 
berehnung des Baufalenders für beiderlei Bauausführung ergiebt fih, daß 
eine Vermehrung der Stodwerfjahl von 3,6 (1875) auf 4,7 (1895) eine 
Erhöhung der Baukoſten um 20 bis 23 %o bedeutet. 

Eine wie große Erhöhung des Wertes der auf einem Grundjtüd 
errichteten Gebäude läßt fi nun durch diefe beiden Momente, Vermehrung 
der Zahl der Gebäude auf gleicher Fläche und Vermehrung der Stodwerf- 
zahl der Gebäude, ohne Erhöhung der Baufojten erklären? Wir wollen 
dabei mit größtmöglicher Vorfiht vorgehen, d. h. jo, daß wir den 
Einfluß der erwähnten Umftände möglich hoch anzunehmen juhen, um fo 
wenig wie mögli von der Wertfteigerung den gejteigerten Baufoften 
zur Laft zu legen. Das gefchieht, indem wir — notgedrungen zwar, 
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denn für 1865 fehlen einige Angaben — vom Jahre 1875 ausgehen, 
in welchem und den vorhergehenden Jahren die Baufoften außergewöhn— 
lich hoch waren, was ohne Zweifel aud auf den durdfchnittlichen Ber: 
fiherungswert aus diefem Jahre einen erhöhenden Einfluß ausübte. Wir 
wollen ferner die höchſte Angabe über die Zunahme der Gebäudezahl von 
1875 auf 1895 nad Tabelle IV mit 26 °/u zu Grunde legen, die nad 
Tab. V abfolut und darum aud im Verhältnis zur Fläche viel geringer war. 
Wir wollen endlich noch eine weitere ftarfe Übertreibung einführen, indem 
wir annehmen, daß nicht bloß die Wohngebäude, fondern fämtliche Gebäude 
ihre Stodwerfzahl von 3,6 auf 4,7 vermehrt hätten. Es ergiebt fich dann, 
daß der durchſchnittliche Wert der auf einem Grundftüd errichteten Gebäude 
von 91 292 M. im Jahre 1875 infolge der intenfiveren Flächenbebauung 
um 26 %0, alfo um 23736 M., und infolge der Erhöhung der Gebäude 
um 23 %0, oder um 20997 M. bei gleichbleibenden Baufojten geftiegen 
wäre, und daß alfo unter diefer Vorausfegung der Durdfchnittswert der 
Gebäude eines Grundftüds 136 025 M. im Jahre 1895 hätte betragen follen. 
In Wirklichkeit, d. 5. nach Tabelle III, betrug diefer Wert 152 632 M., 
und es kann alfo die thatfächlihe Wertfteigerung auch nicht entfernt aus 
Vermehrung und Vergrößerung der Gebäude erflärt werden; denn ‚hätten 
wir nicht übervorfihtig überall mit Marimalzahlen gerechnet, wäre ver 
berechnete Wert noch viel weiter Hinter dem thatfächlihen zurüdgeblieben.* 
Wir überfchägen gewiß nit, wenn wir annehmen, daß die Baufojten 
feit 1875 troß der damaligen Höhe um 20 %o zugenommen haben, teils 
infolge höherer Materialienpreife und Arbeitslöhne, teils infolge Iururiöferer 
oder foliverer Bauart der Häuſer. Eine derartige Steigerung würde aber 
genügen, um viel größere Mietfteigerungen zu erklären, als fie etwa ſeitdem 
ftattgehabt haben, wobei allerdings zu bemerken it, daß in dieſer Beziehung 
das Jahr 1875 fein zwedmäßiger Ausgangspunkt ift, da in dieſem Sabre 
die Mieten fo hoch waren, daß die des Jahres 1892 nad) der im erjten 
Referat mitgeteilten Tabelle (S. 224 ff. I. Bd.) fie noch nicht überall erreichten. 

Verſuchen wir jet in ähnliher Weife den Einfluß zu beitimmen, den 
der gejtiegene Bodenmwert auf die MWohnpreife gehabt hat oder hätte haben 
fönnen; denn e3 handelt ſich hier wie dort natürlich mehr um eine bypo- 
thetifche als um eine Thatſachen ermittelnde Rechnung. Wie werden hier 
im Gegenfa zu oben im Zmeifelsfalle immer diejenigen Grundlagen der 
Rechnung wählen, melde den Einfluß der Bodenpreife am größten er- 
fcheinen läßt. Wir wollen deshalb aud), was oben unmöglich war, das Jahr 
136465 zum Anfangspunft wählen, das noch jehr niedrige Bodenpreife hatte. 

Wir wollen jedoch rüdwärts rechnen und vom Jahre 18395 ausgehend 
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zunächſt fragen, wieviel niedriger im Jahre 1864 der Bodenpreis fein 
mußte, damit damals, bei der damaligen durchſchnittlichen Zahl von 
3,3 Gefhoflen, die Heritellungsfoften einer bejtimmten Wohnfläche genau 
diejelben wären wie 1895. Der durdfchnittlihe Bodenpreis für 1895 fei 
zunächſt nad einer Berechnung des ftatiftifchen Jahrbuchs der Stadt Berlin 
mit 73 M. angenommen!. Eine einfahe Rechnung ergiebt dann, daß bei 
Zugrundelegung der im 1. Bande Seite 214 mitgeteilten Baukoſtenſätze des 
deutſchen Baufalenders, und unter der Annahme, daß diefe während der 
31 Jahre unverändert geblieben wären, ein Bodenpreis von 26 bis 33 Mark 
pro Quadratmeter im Jahre 1864 gemau zu denfelben Herſtellungskoſten 
einer bejtimmten Wohnfläche geführt hätte, wie der um das Doppelte bis 
Dreifahe höhere Bodenpreis im Jahre 1895. Es würden nämlich die 
Herftellungsfoften von einem Quadratmeter Wohnflähe für das im Jahre 
1864 vorhandene Wohnhaus von 3,3 Geſchoß Höhe! fi folgendermaßen 
berechnen: 


Einfahe Baumeiie Beſſere Baumeife 
A B 
Baukoſten des ganzen Hauſes 
pro qm Grundfläde. . . 148-212 A 232 311 A 
Preis von 1 qm Boden . . 3— 30 „, 3— 26 „ 
Summe der Herftellungstoften 181 -242 M 265—337 4 
Dividiert durch 3,3 giebt Herftellungsfoften von 1 qm Wohnfläche 
55—74 4 80-102 4 


Genau diefelben Kojten erhalten wir aber bei der 1895 durdhichnitt- 
lihen Höhe der Gebäude von 4,7 Geſchoſſen. 


Einfache Baumeife Beflere Bauweiſe 
A B 
Baufoften des ganzen Haufes 
pro qm Grundfläde. . . 186-275 4 302—406 4 
Preis von 1 qm Boden . . 3-7, 73— 13 „ 
Summe der Herftelungsfoften 259-343 4 375—479 A 


Dividiert durch 4,7 ergiebt dieſelben Herftellungsfoften von 1 qm 
Wohnfläche wie oben. 

Es würde ſich alfo allein aus dem Umjtand, daß von 1864—1895 
die durchſchnittliche Zahl der Stodwerfe von 3,3 auf 4,7 gewachſen it, 

ı Nimmt der mathematifch ungeübte Leſer an dem Rechnen mit den imaginären 
Bruchzahlen von 3,3 und 4,7 Gefchoffen Anſtoß, jo fei bemerkt, dab man fie auch 
umgehen Fann, die Rechnung dann aber viel fomplicierter wird, ohne das Rejultat 
zu ändern. 
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eine Steigerung des Bodenwertd von 26—33 auf 73 M. rechtfertigen, ohne 
daß damit irgendwelche Steigerung der Heritellungsfoiten der Wohnungen 
verbunden wäre. Wären wir übrigens ftatt von 73 M. als durchfchnitt- 
lichem Bobdenpreis von 1895 von dem viel höheren Durchſchnittspreis von 
261 M. der von PB. Voigt ausgewählten Grundftüde ausgegangen (Bd. I 
S. 260), jo hätte fich ebenfo ergeben, daß diefem Bodenpreife ein folcher 
von 158—165 M. im Jahre 1864 entfprochen hätte. Wie man alſo aud 
rechnet, immer ergiebt fih, daß allein die Vermehrung der Stodwerkzahl 
einen fehr erheblichen Teil der Mertfteigerung des Bodens erflärt, und daß 
man alfo die Steigerung der Mieten gar nicht dafür heranzuziehen braucht. 

Nun haben wir aber noch ganz unberüdfichtigt gelaſſen, daß gleich- 
zeitig mit der Zunahme der Gebäudehöhe aud die Flächenausnugung zu— 
nahm. Wir haben dafür allerdings nur einen ziemlich vagen Anhalt, näm- 
lid die wachſende Zahl der Gebäude im allgemeinen und der Mohngebäude 
im befonderen auf gleicher Fläche jeit 1865. Nach Tabelle IV ftanden 1865 
auf 1000 qm durdicnittlihd 1,43 Gebäude überhaupt und 0,98 Wohn: 
gebäude, 1895 dagegen 2,26 bezw. 1,26. Der prozentiihe Zumahs war 
alfo bei den Gebäuden überhaupt 59, bei Wohngebäuden nur 29. Wir 
wollen vorfichtigerweife diefen Eleineren Zuwachs ald Maß der gejtiegenen 
Flächenausnugung annehmen und mit 29 %/o rechnen. Es ergiebt ſich dann, 
daß ein Boden, der 1895 73 M. foftete und bei gleicher Flächen— 
ausnugung im Jahre 1864 nur 26—33 M. foften durfte, bei der that- 
fächlih viel geringeren Ausnutzung damals nicht einmal diefen Preis haben 
durfte, wenn nicht die Herjtellungsfojten einer Wohnung größer fein follten 
wie 1895. Der Bodenpreis dürfte unter diefer Bedingung nur 20—26 M. 
betragen, und ebenfo würden ſich die höheren, den PB. Voigtſchen Berech— 
nungen entjprechenden Preife auf 123—129 M. reducieren. 

Das heißt alſo, hätte der Bodenpreis im Jahre 1865 in Berlin im 
Durchſchnitt 25—26 M. betragen oder für ausgewählte, vorwiegend im 
Innern der Stadt liegende Grundftüde 123—129 M. pro Quadratmeter, 
jo hätte infolge der inzwifchen erhöhten horizontalen und vertifalen Aus— 
nugung des Bodens im Jahre 1895 der Boden 73 M. bezm. 261 M. 
pro Quadratmeter fojten dürfen, ohne bei gleihen Bauloften eine Erhöhung 
der Herftellungsfoften einer gleihen MWohnflähe und damit der Miete für 
eine foldhe zu bedingen. Nun war 1865 nad dem Statiſtiſchen Jahrbuch 
der durdhfchnittlihe Preis des bebauten Bodens in Berlin 30 M. pro 
Quadratmeter, und der Bodenpreis der von P. Voigt ausgewählten Grund- 
jtüde 70 M. (Bd. I ©. 260). Es würde jih alfo, wenn wir uns an 
die Angaben des Jahrbuchs halten, die thatſächliche Steigerung der Boden- 
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werte vollfommen und allein aus der geftiegenen Ausnugung des Bodens 
erflären, und felbjt, wenn mwir die höheren P. Voigt'ſchen Werte zugrunde 
legen, zum allergrößten Teile. Der verbleibende Reit wird dann dur den 
unten zu erörternden Einfluß der Baufoften auf die Bodenpreife feine Er- 
klärung finden. 

Die jo gewonnenen Refultate, fomohl bezüglich der Baufoften wie be- 
züglich der Bodenpreife, werden nun in vollem Umfange beitätigt durch die 
Tabelle VI, in welcher die auf den Kopf der Bevölkerung entfallenden Quoten 


Tabelle VI. 


Auf den Kopf der Bevölferung entfällt ein 


Ein- F | ſog. durchſchnittlicher jabr⸗ 
Jahr Geſamt-⸗ Gebäude-⸗ Boden— tiber Zuwags des 
za h \ oden Gebẽ 3 
wohner wert wert | wert Periode | Yebaude- Boden— 
werts merts 
A Sb | 4 1 4 
1830 | 267677 BER 825 63 u 
F — 188050) 47 28 
1850 | 417665] 1028 919 109 al: 5 
_ | 180/58 1,9 >42 
1858 458 637 1365 982 888 | 
R = _ £ } 1358/65 34,1 18,6 
1865 645 100 1734 1221 513 — 
a J t 1865/75 32,1 102,5 
1875 948 5300| 3080 1542 1538 J 
_ ı 1875/85 19,6 — 592 
1885 |1315287| 2684 1738 BAR. I 5: . 
1885/95 39,0 248 
1895 |1678976| 3282 2088 1194 11. 
— | _ N 1895/98 13.0 — 60 
1898 1801 261 3303 | 2127 1176 
1875.98 54 !—157 
1830/98 19,1 16,4 


fowohl des Gebäudewertes wie des joa. Bodenmwertes feit 1830 nad) An— 
gaben des Statiftifhen Jahrbuchs der Stadt Berlin zufammengejtellt find. 
Danach ift von 1830 bis 1898 der Gebäudewert pro Kopf jährlich im 
Durchſchnitt um 19 M. geftiegen, der fog. Bodenwert dagegen nur um 
16 M.; was aber noch merfwürdiger ift als diejes, iſt, daß die mejentliche 
Steigerung der Kopfquote de Bodenmwerts vor das Jahr 1875, namentlich 
in die 25 Jahre von 1850 bis 1875, fällt, und daß nachher nur das 
Jahrzehnt von 1885—1895 wieder eine Steigerung aufweist, während im 
Durchſchnitt von 1875— 1898 die Quote fogar jährlich pro Kopf um 15,7 M. 
gefunfen ift. Die Kopfquote des Gebäudewerts dagegen zeigt von Anfang big 
Ende eine fortwährende Zunahme, namentlich aber fett Ende der fünfziger 
Jahre; und den gejtiegenen Baufoften allein wäre nad) diefen Zahlen die Miets— 
jteigerung der legten Jahrzehnte zuzufchreiben. Vor 1875 freilih war es 
Säriften XCV. — Wohnungsfrage. 1.2. 23 
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anders. Bis dahin übermog der Einfluß des Bodenwert den der Bau- 
foften, aber auch nur in den beiden Spefulationsperioden der fünfziger und 
fiebziger Jahre. Daß in diefen beiden Perioden, namentlich der lesteren, 
der Bodenwert thatfählih durch die Spekulation über feinen reellen Wert 
in die Höhe getrieben wurde, iſt nicht zu leugnen (f. Bd. 1 ©. 235). Es 
fragt ſich höchſtens, ob nad) der fpefulativen Haufje die Mieten wieder voll: 
fommen auf ihren normalen Stand herabfanten, oder ob nicht troß der 
Baifje die einmal erreichte Höhe der Mieten nachwirkte. Lebteres ift nad) 
Tab. VI allerdings der Fall geweſen, indem die Duote des Bodenmwerts 
niemals wieder auf den Betrag des erften Jahres 1865 zurüdfanf. 

Nun ift zum Schluß noch eines Umftands zu gebenfen, der eben- 
falls auf den Bodenpreis fteigernd einmwirft, und der, foviel ich weiß, bisher 
überhaupt niemald beachtet worden ift: Die Baufojten felber find es, Die, 
während fie felber fteigen, auch Beranlaffung zur Steigerung des durch— 
fchnittlihen Bodenpreifes werden. Dieſes Moment haben wir in unjeren 
obigen Betrahtungen über den Einfluß der Ausnutzung des Bodens auf 
feinen Preis ausgefhaltet, indem wir die Baufoften ala im Laufe der 
Jahre Eonjtant anfahen. Es kann aber fein Zweifel fein, daß die gleich— 
zeitige Steigerung der Baufoften den Einfluß der geitiegenen Bodenausnugung 
auf den Bodenpreis noch weſentlich verjtärft hat, und vielleicht erklärt ſich 
fo jener Reſt der Preiöfteigerung des Bodens, fofern die angeführten Gründe 
dazu nicht ausreichend erjchienen. 

Bevor ich auf den Nachweis des Zufammenhanges zwiſchen Baukojten 
und Bobdenpreis eingehe, fei nochmals die für das Boden- und MWohnungs- 
problem fundamentale Frage ausführlicher erörtert, wie ſich die Baufoften 
mit der Stodmwerfshöhe der Gebäude ändern. Wenn in diefer Frage nod 
feine Einigfeit erzielt werden fonnte, fo fcheint mir dies zum großen Teil 
auf begrifflihen Mißverftändnifien zu beruhen. Der Baumeifter faßt die 
Frage in der Negel zunächſt ganz anders auf, als wie jie hier gemeint ift. 
Er antwortet auf die Frage, ob die Baufoften mit der Höhe der Gebäude 
abnehmen, zunädhft mit einem Nein, indem er die Baufoften auf den Kubik— 
meter umbauten Raumes bezieht, einerlei, ob diefer Raum Keller, Wohn— 
raum oder Dachraum ift, und einem nun nachweiſt, daß etwaige Erfpar- 
niffe an der Mauerftärfe in den oberen Stodwerten durch Verſtärkung der 
Fundamente und der unteren Tragmauern ausgeglichen werden. Das mag 
angenähert für alle Bauhöhen richtig fein. Es gilt 3. B. auch nad} den 
Koftenberechnungen der Bautare von 1755. 

Zu ganz anderen Refultaten aber gelangt man, wenn man die Bau 
fojten nicht einfach auf den durd dad Gebäude eingeſchloſſenen Raum ohne 
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Unterfheidung des Verwendungszwedes des Raumes bezieht, fondern wenn 
man zwifchen dem eigentlihen Wohnraume und dem zu Wohnzwecken ent- 
weder gar nicht oder doch nur in fehr beichränftem Maße verwendbaren 
Keller- und Dadraum unterfcheidet und die Baufoften lediglih auf den 
Wohnraum bezieht, oder wenn man überall durchfchnittlich gleiche Höhe der 
einzelnen Stodwerfe annimmt, einfadh auf die dem Raume in diefem Falle 
proportionale Wohnfläche, wie wir es durchweg gethan haben. Es ergiebt 
fi dann unzweifelhaft, und zwar einerlet, welche Quelle wir für die Bau- 
fojtenberechnung benugen mögen, ob die öffentlihe Bautare von 1755 oder 
1793, ob Koftenanfchläge aus dem Jahre 1827! oder die von Guftav 
Müller in feiner Karte zur Berechnung des Bodenwerts in Berlin und 
Charlottenburg-Weftend mitgeteilten Koftenangaben oder endlich die des 
Deutichen Baufalenders, die ich in der Negel zu Grunde legte, daß bei gleicher 
Qualität der Gebäude die Koften für den reinen Wohnraum, d.h. für den 
Naum, der nah Abzug des Keller- und Dachraums übrig bleibt, mit der 


Tab. VII. Bauloften des Duadratmeters Wohnfläche in Mar. 
u Zahl der Geſchoffe 















Jahr und 
Quelle 





Bauart 
















1.1755 Bau: 
taxe. ; Fachwerk 21 16 14 — = 
2.1793 Bau« 
tare. . . I Maffivbau 42 32 29 26 — 
3.1793 Bau: | Bau fürkgl. 
tare. . Rechnung - | 53 44 — — 
4. 1827 nach 
Müller! Fahmert | 26-35 | 20-27 | 18-23 — — 
5.1327 nad) | | 
Müller. . | Maffivdau | 53-70 | 40-54 37-49 | 33—44 — 
6.1827 nah | Luxusbau 
Müller. (entfpr. dem für — 66-71 ı 55-59 — — 
tal. Rechnung) | 
7.Um 1898n. | Einfache 
Müller? Bauart 7-0 | 4560 37-53 | 35-53 | 36-52 
8. n. D. Bau⸗ Einfache 
kalender Bauart 70- 100 53-75 | 47-67 , 41-60 | 39—58 
9, Um 1898 n. | Beilere Bau— | 
Müller. . art  |100-140| 75-90 . 63-77 | 60-68 | 5670 
10.n. D. Baus | Befiere Bau- | | 
falender art 110-150 | 883-115 , 72—98 68-89 | 6384 


! Die Angaben verdanfe ich Herrn Techniker und Bimmermeifter Guftav 
Müller, Herausgeber der Karte zur Berehnung ded Grund» und Bodenmwertes in 
Berlin. Sie beruhen auf Aufjeihnungen feines Baters, Stadtrat3 und VBaumeifters 


in Berlin. 


2 Aus der Karte zur Berehnung des Grund» und Bodenwerts. 
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Zahl der Stodwerfe recht erheblich abnehmen. Das Verhältnis diefer Ab: 
nahme ift dabei im Laufe der Zeiten angenähert dasjelbe geblieben, iſt aljo 
von der abfoluten Höhe der Baufojten unabhängig, was ſich aucd darin 
zeigt, daß es für die verjchiedenen Qualitäten der Gebäude zu derfelben 
Zeit fich nicht weſentlich verfchieden ftellt. Das möge die umftehende Zu- 
fanmenftellung aller mir befannt gewordenen Bautaren und Baufoften- 
berechnungen bemeifen. Es find darin die Baufoften (in Marf) der ver- 
ſchiedenen Gebäude alfo dur die Zahl der Geſchoſſe dividiert. Das Ver— 
hältnis der Baufoften eines Stodwerf-Duadratmeters ift danad im Durd- 
fchnitt für die fünf Häufergrößen: 
100 : 73:63:58: 56. 

Eben weil diefes Verhältnis dur alle Zeiten feit 1755 und für alle 
Preislagen im wefentlichen dasſelbe geblieben ift, fo nimmt die Differenz 
diefer Koften mit dem Steigen des Preisniveaus zu. Während 5. B. im 
vorigen Jahrhundert die Koftendifferenz zwiſchen einem Stodwerf-Quadrat- 
meter in einem zmwei- und einem breiftödigen Haufe nur 3 M. betrug, iſt 
in der Gegenwart diefe Differenz nad dem Baufalender bei einfadher Bau— 
art 6—8 M. und bei befjerer Bauart 12—13 M. 

Nun geben diefe Zahlen vielleicht eine übertriebene Vorftellung von 
den Unterjchieden der Baufoften für die verfchiedenen Stockwerkszahlen, weil 
die Vorausjegung ihrer Berehnung, daß das Dad nicht zu Mohnzweden 
verwendbar fei, nicht überall zutrifft, namentlich nicht bei Bauten von einem 
und zwei Gefchofien. Zwar würde die Herrichtung eines Teild des Dad 
raumes zu Wohnzwecken die Koſten des Baues etwas erhöhen, anſcheinend 
jedod nicht in dem Mafe, daß dadurd der Vorteil der gewonnenen Mohn: 
flähe ausgeglichen würde. So läßt jih, ohne anzunehmen, daß die in 
Tabelle VII miedergegebenen Koftenbeträge falſch feien, vielleicht die manch— 
mal aufgeitellte Behauptung, daß die Herjtellungsfoften der Wohnräume mit 
der Stockwerkzahl nicht oder nicht jo ftarf abnehmen, als es den Anſchein 
habe, bis zu einem gewiſſen Grade rechtfertigen. Wir werden jedoch fehen, 
daß diefer Umftand für den Nachweis des Zufammenhangs zwifchen Bau- 
foften und Bodenpreifen nicht von entfcheidender Bedeutung ift, wenn auch 
eine jtarfe Differenzierung der Baufojten nad der Stockwerkzahl den Ein- 
fluß diefer auf die Bodenpreisbildung ganz erheblich verftärft. 

Bleiben wird daher zunädft bei der Hypothefe, daß die Zahlen der 
Tabelle VII der Wirklichfeit in jeder Hinficht entſprechen. 

Die Grundlage unſerer Rechnung iſt die Thatſache, dat die Gebäude 
von verjchiedener Stodwerkzahl auf dem Wohnungsmarkt miteinander in 
Konkurrenz treten, dab dabei die Wohnungsmieten ſich fo zu ftellen tendieren, 
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daß für alle eine annähernd gleiche Verzinfung der gefamten Herftellungs- 
foften ſich ergiebt, und daß dieſe Ausgleihung der Verzinfung dur den 
Bodenpreis bemirft wird, der eben das bewegliche Element in diefem wirt: 
ſchaftlichen Prozeſſe darftellt. Kennen wir alſo den durdichnittlichen Miet- 
ertrag einer Wohnung von beftimmter Größe oder beffer den einer als 
Einheit gewählten Wohnflähe und damit auch den durchfchnittlichen Miet— 
ertrag eines Hauſes von gegebenen Dimenfionen, ſowie auch deſſen Bau— 
foften, fo läßt fi durch Kapitalifieren des Mietertrages — natürlich mit 
Berüdfichtigung aller Koften des VBermietungsunternehmens — und durch 
Abzug der Bauloften für jede Hausgattung einfach errechnen, wie hoch in 
jedem Falle der Bodenpreis fein dürfe, damit eine Konkurrenz mit einem 
beftimmten Haufe, für melches der Bodenpreis ſchon feititeht, noch gerade 
möglich jet. Diefes bejtimmte Haus mit gegebenem Bodenpreis fei das ein- 
jtödige, und den Bodenpreis für diefes wollen wir in jedem Falle gleid) 
1 M. ſetzen. Statt vom Mietpreis auszugehen, fünnen wir natürlid) auch 
gleich den Heritelungspreis der Einheit der Wohnfläche als gegeben anfehen 
und nun den Bodenpreis fo berechnen, daß jener Herftellungspreis für alle 
Gebäudelategorien derſelbe wird. Diefe Berechnung, welche ſchon in Bo. I 
©. 214 für eine Baufoftenhöhe durchgeführt wurde, ergiebt nun für die 
1., 2., 8. und 10. der in Tabelle VII enthaltenen verſchiedenen Bauarten und 
Bautojten folgende Bodenpreife. In der letten Spalte der Tabelle ift der für 
alle fünf Gebäudelategorien gleiche Preis von 1 qm Wohnfläche angegeben. 

















Tabelle VII. Bodenpreife (Mari). 
Zahl der Geſchoſſe — 
Bauart —— J — = —j don ! qm 
| ‚ n Wohn- 
| 2 | 3 4 5 Häce 
1. Zachwertvon1755 | 1 12 “| -ı - 22 
2. Maifivbau von | | | 
175. .:.:.:11ı1 2 8 I — 48 
| | 


3. Einfahe Bauart | 
— 1 38-252 . 72—102 120- 164 | 160—215 | 71—101 


von 1898 
4. Beſſere Bauart | | | 
von 1898 . . . 1 ; 58-72 117—159 | 176—248 | 240-335 111—151 
| | | 


Unter den gemachten VBorausfegungen wäre e3 hiernach unzweifelhaft, 
daß der Bodenpreis, bei dem ein Haus von mehreren Stodwerfen mit dem 
einjtödigen noch fonfurrieren kann, fih um fo höher jtellt, je höher das 
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Niveau der Baufoften ift. Bei den Baufoften von 1755 fonnte ein vier- 
ftödiges Haus mit dem einftödigen auf billigftem Boden bei einem Boden- 
preife von höchſtens 68 M. noch konkurrieren, bei den gegenwärtigen hohen 
Baukoften wäre es, nad der Berechnung, noch möglich bei einem Boden- 
preife von 120—164 M. bei einfachen Bauten und bei befjeren Bauten fo- 
gar noch bei einem Preife von 176—248 M. 

Mag diefen Zahlen bezüglich ihrer Höhe auch no ein bypothetifcher 
Charakter anhaften, im Prinzip beweifen fie unbedingt die Abhängigfeit des 
Bodenpreifes von den Baufojten. Und zwar tft der Zufammenhang der, 
daß die mehrftödigen Gebäude um fo leichter, d. h. bei um fo höheren 
Bodenpreifen, noch fonkurrenzfähig bleiben, je höher die Baufojten für alle 
Gebäudegattungen fich ftellen 

Um aber nun aud den lebten Zmeifel zu befeitigen, als ob diefer 
Zufammenhang nur bei der angenommenen Koftentabelle beftehe, wollen wir 
nunmehr eine derartige wohnliche Ausnugung der Gebäude annehmen, daß 
die niedrigen Gebäudegattungen als die bevorzugten erfcheinen. Wir wollen 
dabei die entjchieden übertriebene Annahme maden, daß beim ein- und 
zweiftödigen Gebäude ohne Koftenerhöhung noch die Hälfte, dagegen 
beim breiftödigen noch ein Drittel, beim vierftödigen ein Viertel und beim 
fünfftödigen gar nichts vom Dachraume zu Wohnzweden verwendbar fei, 
und den fo gewonnenen Wohnraum dem eigentlihen Stodwerläraum voll- 
fommen gleih adten, d. 5. wir wollen die gefamten Baufoften der fünf 
Häuferflaffen nit dur 1, 2, 3, 4, 5 dividieren, um die Baukoſten der 
Wohnfläche zu erhalten, fondern durch 11a, 2, 318, Alis und 5. Auf 
diefe Art nähern fi die Herftelungsfoften gleicher Wohnflächen bei allen 
fünf Klaffen ganz bedeutend, fie werden teilmeife gleich; ja, es fommt vor, 
daß die für Gebäude mit mehr Stodwerfen ſich etwas teurer ftellen ala 
für folde mit einer um eins geringeren Zahl. Trotzdem ergiebt fih dann 
noch die folgende, der Tabelle VIII analog gebildete Tabelle IX. 

Die Steigerung der Bodenpreife für mehrftödige Häufer mit den Bau- 
foften ericheint hier nun zwar viel geringer wie nach Tabelle VIII, jedoch 
immer noch recht beträchtlid. Die Wahrheit liegt ohne Zweifel in der 
Mitte. Cine Abhängigkeit des Bodenpreifes von den Baufoften in der an- 
gegebenen Art ift alfo ficher vorhanden: je höher die Baufoften jteigen, 
deſto mehr fteigt ihr Einfluß. 

Es kommt nod hinzu, daß neben der auf der Konkurrenz der Bau- 
höhen beruhenden Steigerung der Bodenpreife mwahrfcheinlid noch eine un- 
mittelbare Pla greift, indem ein teurerer Bau an fi jchon einen höheren 

Bodenpreis deshalb zu tragen vermag und wohl aud) in vielen Fällen trägt, 
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Bodenpreife (in Mark) bei gleiden Koften des Duadratmeterä 
Tabelle IX. 


Wohnfläche. 





Zahl der Geſchoſſe 










1. Fachwerk von 1755 
2. Maſſivbau von 














755... 28,7 
3. Einfahe Bauart 

IE 40 13—18 17—24 47—67 
4. Beſſere Bauart | | 

2, BR er 20—22 | 31-40 | 74-101 


weil der Bodenpreis relativ um fo weniger ins Gewicht fällt, je höher die 
gefamten Baufoften find. 

So aljo fteigern die Baufoften nicht nur direft die Häuferpreife, fandern 
fie thun es auch noch indireft dadurch, daß fie die Tendenz haben, wo 
Miethäufer verfchiedener Stodwerkzahl miteinander konkurrieren, die Boden- 
preife in den Hocbaugebieten zu erhöhen. Soweit alfo die Steigerung der 
Bodenpreife noch nicht hinreichend aus der geiteigerten Ausnußung des 
Bodens erflärt erfcheinen follte, würde fie durch diefes neue Moment ihre 
Erflärung finden. Die Baufoften, die bisher fo ganz in allen Erörterungen 
vernadläffigt wurden, imdem man den Bodenpreis allein für alle Miets- 
fteigerungen verantwortlich machte, verdienen alfo in der Wohnungsfrage in 
jeder Beziehung aufmerffame Beobadtung. Es tft ficher fein Zufall, daß, 
folange die Baufoften durch Bautaren reguliert wurden und bejondere Ver— 
bote den Baulurus (Anbringung von Stud) einſchränkten, aud die Boden- 
preife fich niebrig hielten, 

Aus der Niedrigfeit der Baukoſten infolge der größeren Einfachheit der 
Gebäude erklären fih auch die riedrigen Bodenpreife und Mieten in 
Belgien und England, falls fie nicht ſchon einfach in der geringen 
Ausnugung des Bodens durd die im Durdjfchnitt viel Eleineren Wohnhäufer 
ihre Erflärung finden. 

Die lettere Begründung würde ausreichen, fofern es fich lediglich um 
die Bodenpreife handeln würde. Es jind aber zugleich in jenen Ländern 
die Mieten niedriger, und diefe Wirfung würde, nad allem, die Er» 
niedrigung der Bodenpreife durch geringere Bodenausnugung nicht oder 
wenigſtens nicht notwendig haben. Beide Erjcheinungen zufammen lafjen 
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fih daher nur durch die billigere Baumeife erklären, die in jenen Ländern 
im allgemeinen, aber namentlid bei den einfachſten Arbeiterhäufern üblich ift. 

Das kleine Einfamilienhaus bildet überall hiftorifh den Ausgangs- 
punkt, und wir fünnen die Frage deshalb auch Hiftorifch folgendermaßen 
formulieren: Wie fam es, daß in gewiſſen Ländern der Hodhbau den Sieg 
davontrug, während in anderen das Cinfamilienhaus fi bis heute be- 
bauptete und hödjftens das kleine Miethaus neben ihm einigen Raum 
gewann ? 

Die gewöhnliche Erklärung, daß die Bodenfpefulation es fei, die den 
Bodenpreis in die Höhe getrieben habe, und daß in jenen Ländern Die 
Spekulation wegen hoher Umfagiteuern oder befonderer Bodenbefigverhältniffe 
nit habe auffommen fönnen, befriedigt nit. Die Spekulation vermag 
nicht autonom die Preife zu diktieren. Zunächſt fteht der Haufjepartei der 
Bodenbefiger und Bopdenfpefulanten doch immer die Baifjepartei der Bau— 
fpefulanten gegenüber, die ficherlih dod an hohen Bodenpreifen fein Inter: 
efie haben, wenn ihnen aud bei zu hoch bezahltem Boden immer noch der 
Ausweg bliebe, durch Anwendung der Mietjchraube den überzahlten Boden 
nachträglich rentabel zu maden. Dann haben hohe Umſatzſteuern oder 
fonjtige Erſchwerungen des Beſitzwechſels von Wertobjeften fih noch nie als 
unüberwindliche Hindernifje für Spekulanten ermwiefen. Die Effeftenfpefulation 
an der Zondoner Börfe 3. B. leidet nicht unter den nad unferen Begriffen 
erorbitanten Provifionen der dortigen Brofer. Und Leute, die zum Spefu: 
lieren in Bodenmwerten geneigt wären, giebt es fiher in Belgien und Eng- 
land nicht weniger ald in Berlin. 

Jede Spekulation bedarf einer pofitiven Grundlage, die der Preis— 
bildung einen Rüdhalt giebt. Ohne LZuftwiderftand ift fein Fliegen und 
ohne wirtfchaftlich begründete Unterlagen iſt Fein Spefulieren möglid. Wohl 
fann zeitweilig die Spekulation ſich jprungartig über diefe Unterlage er- 
heben. Das gefchieht in jenen Zeiten, welche wir ald Spekulationsepoden 
im hervorragenden Sinne bezeichnen, wie wir fie in den fiebziger Jahren und, 
wenn nicht alle Statiftif täufcht, nah Tabelle II in geringerem Maße auch 
in der Periode von 1850—1858 hatten. Immer fällt fie aber dann nach- 
her wieder auf ihre natürliche Unterlage zurüd, Die lebte ftarfe Boden— 
wertjteigerung in den Berliner Vororten, in Charlottenburg feit 1882, in 
den übrigen Bororten etwas fpäter einfegend, ift anderer Art. Sie beruht 
nicht auf Spekulation in dieſem Sinne und hat daher einen Rüdfall 
auch nicht zu befürchten. Sie beruht einfach auf der wirtſchaftlich durchaus 
richtigen Berechnung, daß in Berlin und Umgegend der Hochbau, jelbit bei 
jehr hohen Bodenpreifen, die Konkurrenz mit dem noch vorhandenen Klein- 
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bau aufnehmen könne, ohne die beftehenden Mieten zu jteigern, und daß er 
es fonnte, beruhte auf den relativ hohen Baukoften der Einfamiltenhäufer 
und fonftigen Kleinbauten, die den Mafftab der Berechnung liefern. 

Diefelbe Berehnung aber führt in Belgien und England wegen ber 
dort herrichenden niedrigen Baufoften des Kleinbaues zu ganz anderen 
Nefultaten, und das ift der wahre und einzig mögliche Erflärungsgrund, 
weshalb dort die Hochbaufpelulation feinen rechten Fuß faſſen konnte. Die 
wirtjchaftliche Überlegenheit des Hochbaues ift dort thatfählid eine viel 
geringere als bei uns. Hinzu fam natürlih, daß auch die Wohnſitte dem 
Hochbau widerftrebte. Die Sitte allein aber hätte fich niemals ſtark genug 
erwiefen, der Spekulation Widerftand zu leiften, wie zahlreiche Beiſpiele 
beweifen. 

Immerhin darf aud der Einfluß der Wohnfitte dabei keineswegs unter- 
fhäßt werden. Insbeſondere fei noch ausdrüdlich bemerkt, daß alle nach— 
gewiefenen Beziehungen zur notwendigen Vorausſetzung die gewerbs- 
mäßige Vermietung der Häufer haben. Nur die dadurch jederzeit in 
Geldeswert fi ausdrüdende Erhöhung des Ertrages der Häufer hat auf 
den Bodenwert den erwähnten Einfluß. Ein nur vom Eigentümer be- 
wohntes Haus mag ein-, zwei oder breiftödig fein, — auf den Bodenwert 
wird das faum zurüdwirten, denn hier ift es unmöglich, dem Eigentümer 
nachzurechnen, wieviel ein jedes weitere Stodwerf ihm wert ift; für ihn 
bedeutet die Hinzufügung eines Stockwerkes vielleicht nur eine dira necessitas 
und die erwachſenen Mehrkoften eher einen Verluſt wie einen Gewinn. Für 
den Vermieter eines gleichen Haufes dagegen ift jede Vermehrung des Wohn— 
raumes mit einer Erhöhung des Mietertrages verbunden. Nur eine derartige 
gewerbsmäßige Bodenausnugung alfo fommt im erhöhten Bodenwert zum 
Ausdrud. 

Ferner hat die herrfchende Wohnfitte auch dadurch auf die Rentabilität 
der höheren Stodwerfbauten Einfluß, als natürlich dort, wo fie noch nicht 
eingebürgert find, eine Abneigung der Bevölkerung bejteht, in den höchſten 
Stodwerten zu wohnen, und fo die Mietpreife diefer gebrüdt werden. Ich 
wies ſchon bei einer anderen Gelegenheit (Bd. I ©. 217 f.) darauf hin, daß 
dadurd die Rentabilität der höheren Stockwerke in Zweifel geftellt werde, 
und zwar ift dies um fo mehr der Fall, je niedriger die Bodenpreife find. 
Auf jehr teurem Boden rentieren fi die ftodwerfreichiten Bauten, weil 
hier jedes weitere Stodwerf einen wefentlihen Teil des Bodenwerts mit 
tragen hilft. 

Es bleibt uns alfo, um die Kette des Beweiſes zu jchließen, nur noch 
übrig, nachzuweiſen, daß in Belgien und England thatfächlid die Bau- 
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foften für die Aleinbauten niedriger find als bei uns. Leider fteht mir im 
Augenblid Fein hinreichendes Material zur Verfügung, um diefen Beweis 
eraft zu führen. Um die Baufoften hat man fi ja leider bisher red 
wenig gekümmert. Ich kann mich daher nur auf eigne Beobachtungen und 
wenige Zeugnifje berufen, die jedoch, wie mir fcheint, zum Beweife hinreichen. 

Die primitive Bauart der Arbeiterhäufer in den belgiſchen Arbeiter: 
vororten — ich nenne Hobofen bei Antwerpen — fällt jedem Befucher jo- 
fort auf, Ein Haus gleicht dem anderen. Vorplag oder Windfang gelten 
als überflüffiger Lurus. Von der Straße tritt man unmittelbar in das 
Wohnzimmer. Die Fußböden beftehen aus Fließen. Von einem Keller ift 
feine Nede. In Charleroi fah ich Feuerftellen zum Kochen vor den Häufern. 

Denfelben einfachen Charakter hatten aud die in Paris 1900 im Barf 
von Vincennes ausgeftellten belgifchen Mufterwohnhäufer. Sie waren von 
allen ausgeftellten Arbeiterhäufern weitaus die billigiten, obwohl natürlich 
etwas. hübſcher ausgeftattet, als das wirkliche belgijche Arbeiterhaus im 
Durchſchnitt fein wird. Ein mich begleitendes. Vorftandsmitglieb einer oft- 
deutſchen Baugenofjenfchaft, alfo aus einer in Bezug auf Wohnungsverhält- 
niffe minder anfprudsvollen Gegend Deutſchlands, erklärte die belgischen 
Mufterwohnhäufer für in Deutichland unmöglid. Allerdings, der deutſche 
Arbeiter, dem man bei uns häufig feine zu große Bebürfnislofigfeit vor- 
wirft, ift fehr viel anfpruchsvoller als der belgifche, und er ift es, fo mert- 
würdig es klingen mag, meines Erachtens zum Teil geworden durch bie 
Mietlaferne, indem er den äußeren, wenn aud noch jo fragmwürdigen 
Komfort, an welche jie ihn gewöhnt hat, jebt überall auch im Einzelmohn- 
haus verlangt. Daher fommt es wohl auch, daß er, mie es fcheint, die 
Mietfaferne vorzieht (f. Br I ©. 218), felbjt wenn fie höhere Mieten 
verlangt. 

Für englifde Arbeiterwohnungsverhältniffe ijt mir nur das Zeugnis 
eines deutſchen, nad Neweaſtle verzogenen Bergarbeiter8! zur Hand, der 
mit offenbarer Vorliebe für dortige Verhältniffe über fie berichtet. Er fpridt 
zunächſt von den Koloniehäufern der Gruben. Sie maden von außen einen 
jehr ärmlihen Eindrud. Der Engländer lege auf äußerlich fchöne Bauten 
fein Gewidt. In Deutjchland ſähen die Koloniehäufer äußerlihd immer 
fehr ſchön im Vergleich zu den englifhen aus. Er meint jevoh, daß das 
Innere der englifchen Arbeiterhäufer bequem und praftiich fei, wenn man 
fih dort einzurichten wiſſe. Nur den Keller vermißt er. Man kann hier 


! Ernit Diderhoff, Wie der englifche Arbeiter lebt. Dresden (Böhmert) 159 
S. 12, 16, 20. 
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nichts aufbewahren. Auch in den Arbeiterwohnungen in Nemwcaftle jelbit 
gäbe es nirgends Keller noch „Stall“. Dafür fehlt es nicht an gewiſſen 
Bequemlichkeiten, die mit wenig Koften fich heritellen lafien. Die Haupt: 
gegenftände find in die Stuben eingebaut, fo daß man viele Möbel weder 
braude noch auch unterbringen fünne. Zu beiden Seiten des Schornſteins, 
der die Mitte der Wand einnehme, entftünden je eine Nifche, die, mit Thür 
verfehen, ala Kleider- und Küchenfchrant dienen. Die Öfen find in die 
Wand eingemauert. — Das normale Arbeiterwohnhaus enthält zwei Woh— 
nungen übereinander, die vollftändig voneinander getrennt find. Die Treppe 
zur oberen Wohnung ift einfchließlich Innenmauer nur 1 Yard (0,914 m) 
breit. Jede Wohnung hat zwei Zimmer, von denen im Erdgeſchoß das 
vordere wegen der Treppe 4 zu 5, das hintere 5 zu 5 Yard groß ıft; 
außerdem ift in einem jchmalen Anbau eine Wafchfüche von 2"/2 zu 3 Nard 
Größe vorhanden. Kohlenbehältnis und gemeinfamer Abort für beide 
Wohnungen befinden fi auf dem Hofe. Hausflur hat die untere Wohnung 
nicht, die obere ein fleines Flurzimmer über der Treppe!. 

Derartige einfahe, ohne jeden Schmud und unter forgfältiger Ver: 
meidung aller überflüffigen Aufwendungen gebaute Häufer fünnen natürlich) 
nicht viel foften. Die Arbeitslöhne find für Bauarbeiter in England kaum 
höher wie bei uns?, die Materialien vermutlich billiger. 

Könnte und wollte man in unferen Städten ebenfo einfach und billig 
Arbeiterwohnungen bauen, dann würde dadurd der Konfurrenzfähigfeit der 
Mietlajerne ſtark Abbruch gethan und damit das übermäßige Steigen der 
Bodenpreife verhindert?. Statt defien überbieten fih, in beſter Abficht 
natürlih, Genoſſenſchaften, Gefellihaften, Kommunen und Private in der 
möglichſt volllommenen äußeren und inneren Ausftattung der Kleinbauten 
für Arbeiter, erleichtern jo der Mietfaferne die Konkurrenz , die ihrerfeits 
mit wirtfchaftliher Notwendigkeit die Bodenpreife in die Höhe treibt, und 
beflagen fi) dann über die Geifter, die fie felbft gerufen. Statt den Bau: 
fojten, ald dem eigentlichen feiten Beitande, der Subftanz der Herftellungs- 


’ Eine jolde Wohnung foftet 5 s 6 d die Woche (ca. 285 Mf. pro Jahr). 

* Nah der Erhebung der Commission of Labour betrug 1892 der 
Wocenlohn eines Maurers in Dublin 25—28 s, in Limerid 24—28, in Carlow 24, 
in Cork 58 6d pro Zehnftundentag. In London allerdings 9 d die Stunde. Die 
Berliner Bauarbeitslöhne finden fi bei Hirfhberg, Die fociale Lage der 
arbeitenden Klaflen in Berlin. 

’ Man wolle mir bier feinen Widerſpruch mit dem Refultat meines erften 
Referated vorwerfen, das in einer bedingten Empfehlung des Hochbaues gipfelte. 
Alles hängt von der Möglichfeit einer Verminderung der Baukoſten ab. Iſt fie, wie 
id fürchte, unmöglich, dann bleibt allerdings die Mietfajerne das ultimum refugium. 
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foften eines Haufes, wird dann dem durchaus acciventiellen, ſelundären Be- 
ftandteil, dem Bodenpreife, alle Schuld an hohen Häuferpreifen und hohen 
Mieten zugefchrieben. 

Damit fol natürli dem Bodenpreis feineswegs alle Bedeutung ab: 
gefprochen werden. Aber auch hier gilt der Sa, daß der Kleinbau den 
Ausgangspunkt der Betradhtung bilden muß, und es find alſo nicht Die 
hohen Preife des Bodens in den Hochbaugebieten, die jo ganz die Auf: 
merffamfeit abforbieren und Entrüftung erregen, die eigentlich entjcheidenden, 
fondern der Preis in den Gebieten, wo nod niedrig gebaut werden Tann 
und wird. Betragen hier die Preife 10 M. für den Quadratmeter, 
dann ift der Sieg der Mietkafernen ſchon entfchieden, denn genau jo wie 
die hohen Bauloften des Heinen Wohnhauſes diefem die Konkurrenz erleichtern, 
thun es auch die hohen Bodenpreife beim Kleinbau, mögen fie auch relativ 
niedrig erjcheinen. Darauf wurde ſchon in meinem erjten Referate (S. 212 f.) 
hingewiefen. Nichts ift daher verfehrter wie die Anficht ', daß bei Kleinbauten 
ein Bodenpreis von 10—15 M. noch annehmbar fei, während man bei 
Hochbauten einen Bodenpreis von 70 M. ſchon exorbitant findet. Gerade 
der niedrigste Preis des am menigiten ausgenübten Bodens ift es, der 
über die übrigen Bodenarten entjcheidet. Koftet der billigite Boden ſchon 14 M., 
dann ergiebt ein einfaches Rechenerempel, daß für den fünfftödigen Bau 
ein Bodenpreis von allermindeſtens 85—90 M. noch konkurrenzfähig ift, 
und ein Bauunternehmer, der den Boden alſo für 70 M. erfteht, madt 
dabei noch ein gutes Geſchäft, ohne irgendwelcher Mietfteigerungen zu be- 
dürfen. Das gilt für einfache Bauweiſe bei vorfichtigfter Berechnung, nad) 
dem auf S. 22 angewandten Schema. it eine beſſere Baumeife üblich, 
oder find aus anderen Gründen die Baufoften hoch, dann fann er ohne 
Schaden noch erheblich mehr bieten. 

Soll ih daher am Schluß diefer Unterfuhung mein Refultat jchlag: 
wortartig zufammenfafen, fo kann es, foll — unter Anerfenmung der Be: 
deutung auch der anderen Faktoren — die Hauptfadhe hervorgehoben werden, 
nur lauten: Die Wohnungsfrage ift eine Baufoftenfrage. 


' Der Meinung jcheint auch Eberftabt zu fein (Schmollerd Jahrbuh XVII 
&. 1195), wenn er 200 ME. für die Duadratrute ganz allgemein als einen 
gefunden Bauftellenpreis bezeichnet und ebenfo allgemein 2000 ME. als einen 
zu hohen. 
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